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Zur wirthschaftlichen Bedeutung des deutschen 

Zunftwesens im Mittelalter *\ 

Von 
Dr. Gastav ISelidnbers. 

Die historische Forschung auch für die Wissenschaft der National- 
ökonomie als unentbehrliche Methode hingestellt zu haben, ist ein Ver- 
dienst der deutschen Wissenschaft. Wir glauben keinen Widerspruch 
zu erfahren. Seitdem vor allen Koscher, Hildebrand und Knies 
den W^erth, die Berechtigung und die Nothwendigkeit derselben un- 
widerleglich dargethan, hat sich immer allgemeiner der Gedanke Bahn 
gebrochen, dass diese Wissenschaft, die bis dahin nur auf die Gegen- 
wart , auf die Erkenntniss der bestehenden Verhältnisse und die iu 
ihnen sichtbaren Gesetze den Blick gerichtet hatte, auch in die Ver- 
gangenheit, in die Erforschung der bereits hinter uns liegenden wirth- 
schaftlichen Entwickelung der Völker sich vertiefen müsse. Dass da- 
durch die wirthschaftlichen Verhältnisse der Gegenwart als das Produkt 
ihrer Vergangenheit begriffen und die unendliche Reihe der Factoren, 

*) Die hier publicirte Abhandlung wurde geschrieben, um als Habilitationsschrift der 
hiesigen philosophischen Facultät eingereicht zu werden, und daher erklärt es sich, dass 
ich in cl^rselben mehrfach Fragen berühre und auf Verhältnisse eingehe, die streng genom- 
men weder in eine historisch-kritische Untersuchung gehören, noch für die Beurtheilung 
und Erkenntniss der zum speciellen Gegenstande der Untersuchung gemachten wirth« 
schaftlichen Verhältnisse wesentlich sind. Obgleich diese Abhandlung ihren äusseren 
Zweck nicht erfüllte, indem ich inzwischen dem ehrenvollen Rufe, den Lehrstuhl der Na-^ 
tionalökonomie an der kgl. landwirthschaf (liehen Academie zu Proskau einzunehmen, ge- 
folgt bin, habe ich mich doch zu Aenderungen nicht entschliessen können, weil diese im 
Einzelnen, ohne das einheitliche Ganze zu zerstören, kaum möglich waren, ich eine völ- 
lige Umarbeitung aber jetzt nicht vornehmen konnte. Ich muss daher billige Nachsicht in 
Ansprach nehmen und bitten, mit dem ursprünglichen Zweck dieser Arbeit so Manches in 
ihr zu rechtfertigen und zu entschuldigen. 

Berlin, im Mai 1867. Gustav Schönberg. 
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2 G. Schönberg, 

welche sie in dem tausendjährigen Leben der Völker hervorgerufen 
haben, erkannt werden, dass durch diese Erkenntniss andere Gebiete 
wissenschaftlicher Forschung, insbesondere die Geschichte des politischen 
und rechtlichen Völkerlebens erhellt werden, bildet nicht den einzigen, 
noch den Hauptwerth dieser Untersuchungen. Sie sind auch für die 
nationalökonomische Theorie von höchster Wichtigkeit. Schon haben 
sie den Absolutismus, oder, wie man ihn auch genannt hat, den 
Kösmopolitismus der Theorie gestürzt: schon haben sie dahin geführt, 
das früher allgemein als Aufgabe der politischen Oekonomie hingestellte 
Postulat, »ein für alle Zeiten, Länder und Völker anwendbares und 
anzuwendendes in sich abgeschlossenes System von naturnothwendigen 
Gesetzen« , die man Naturgesetze nannte , aufzustellen , als ein irriges 
zu erweisen und statt des Absolutismus der Lösungen dem Gesetz der 
Relativität den Sieg errungen. Doch damit nicht genug. Wirthschaft- 
liche Verhältnisse der Vergangenheit vermögen, weil sie beendigt vor 
uns liegen und späteren Verhältnissen analoge mit ihren Ursachen und 
Folgen dem Auge des Forschers enthüllen, den besten und sichersten 
Probirstein für die aus den viel schwieriger zu erkennenden Erschei- 
nungen der Gegenwart abstrahirten Gesetze zu bilden. Die Erkennt- 
niss der Vergangenheit baut daher der Theorie erst die feste und un- 
erschütterliche Basis. — Aus dieser Erkenntniss heraus sind denn in 
den letzten Decennien eine Reihe historischer Untersuchungen hervor- 
gegangen, dem leuchtenden Beispiel der Meister sind die Jünger ge- 
folgt, die Bausteine zu sammeln, aus denen das grosse, gewaltige 
Bauwerk errichtet werden soll. Mehr als dies kann zur Zeit kaum 
geschehen ; aber eben deshalb bedarf auch die einzelne historisch 
yolkswirthschaftliche Untersuchung als solche keiner weiteren Recht- 
fertigung mehr. 

Die bisherigen Forschungen haben die wirthschaftliche Vergangen- 
heit erst an wenigen Stellen aufzuklären vermocht; und noch sind wir 
von einer Kenntniss auch nur der thatsächlichen Entwickelung der 
wirthschaftlichen Verhältnisse weit entfernt, Zu den dunklen Seiten 
derselben gehört auch die Geschiqhte des Zunftwesens, dieser gross- 
artigen Organisation der gewerblichen Arbeit*), welche, wenn auch 



1) Unter der gewerblichen Arbeit yersteben wir, um dies hier ein für aUe 
Mal zu bemerken, im Gegensatz zur landwirthschaftlicben oder Ackerbau- 
arbeit die Art der Arbeit, welche in einer Umformung, Umgestaltung oder irgend 
welcher Veränderung der von der PJatur frei dargebotenen oder der ?on der Land- 
wirthschaft in der bestimmten einen Gestalt, in welcher die Natur jede Thier- und 
Fflanzengattung entstehen lässt, hervorgerufenen Dinge oder Güter besteht. 
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bei den' einzelnen Nationen verschieden und mit geringen örtlichen 
Modificationen, seit dem Beginn des Mittelalters bis in dies Jahrhundert 
hinein in den Ländern des civilisirten Europa geherrscht und auf die 
Entwickelung der Arbeit, insbesondere der gewerblichen Arbeit einen 
zur Zeit mehr im Allgemeinen geahnten und a priori oder aus den 
politischen Folgen angenommenen, als im Einzelnen auf Grund der 
Kenntniss der wirthschaftlichen Vorgänge erkannten Und be- 
wiesenen Einfluss ausgeübt hat. Klarer liegen noch die letzten Zeiten 
des Zunftwesens, und eben die Kenntniss dieser ist es, die heute den 
Nationalökonoifien wie den Gewerbetreibenden schon das Wort Zunft 
nicht ohne das Gefühl gelinden Schauderns hören lässt, weil es ihn 
an eine der traurigsten Phasen in der Geschichte der gewerblichen 
Arbeit erinnert, an eine Zeit, in der ein kalter, auf seine Privilegien 
pochender Egoismus und eine ebenso engherzige als kurzsichtige Wirth- 
schaftspolitik jeden Aufschwung der Produktion, jede Entwickelung des 
Gewerbfleisses hemmte und das natürliche Becht der Arbeit auf das 
Empörendste verletzte. Aber diese Zeiten sind eben auch die Zeiten 
des Verfalls, in ihnen ist das Zunftwesen bereits zum Anachro^isnuis 
geworden und von den segensreichen Wirkungen, die es im Anfange 
seiner Existenz und das ganze Mittelalter hindurch auf die Producenten 
wie auf die gesammte Gesellschaft ausgeübt haben muss, findet sich 
keine Spur mehr. Während nach allen Berichten im Mittelalter das 
Handwerk zur Kunst sich entfaltete, ein blühender Wohlstand in allen 
Kreisen und Schichten der Gewerbetreibenden herrschte und aus dieser 
wirthschaftlichen Selbstständigkeit und Unabhängigkeit ein kräftiger 
Bürgersinn, ein stolzes, selbstbewusstes Freiheitsgefühl und die deutsche 
Bürgertugend sich entwickelte, meldet das 17. und 18. Jahrhundert 
von Alledem das Gegentheil. Wie weit jene Berichte wahr, und, wenn 
dies der Fall, welchen Antheil an solchen Zuständen das Zunftwesen 
mit seiner Organisation der gewerblichen Arbeit gehabt, das ist's, 
was sich für die Nationalökonomie noch in ein schweigendes Dunkel 
hüllt. Welcher Wirthschaftszustand ihm vorhergegangen, welches der 
wirthschaftliche Anlass zur Entstehung der Zünfte gewesen,, ob sie 
römischen*) oder germanischen, religiösen oder weltlichen Ursprungs, 



2) Vergl. Heineccius, De collegiis et corporibus opificum exerdtatio IK, cap. 
II §,1 in Dess. opusculor. varior. syllogo. Halae 1735. — Eichhorn, Deutsche 
Staats- und Rechtsgeschichte. 2. Aufl. Goltingen 1821. Thl. II §.243 S. 114 und 
Zeitschrift für geschichtliche Rechtswissenschaft Bd. I S. 420, Bd. II S. 213. — 
Warnkonig, Französische Staatsgeschichte. Basel 1846. S* 55. — M o n e , Die 
Zunftorganisation vom 13. bis 16. Jahrhundert, in Mon^'s Zeitschrift für die Ge- 

1* 
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ob sie sich aus den hofrechtlichen Innungen') oder neben ihnen als 
freie, demselben freien Einungsprincip , das alle Stände und Verhält- 
nisse jener Zeit durchdringt, entsprungene Genossenschaften gebildet 
haben ^), das Alles sind Fragen, die zur Zeit noch ungelöst, von 
Nationalökonomen bisher nicht einmal untersucht sind. Das Gleiche 
gilt von ihrer späteren ii?irthschaftlichen Entwickelung. 

Ihre äussere Geschichte — soweit die Zünfte einen Einfluss auf 
die politischen Verhältnisse des Mittelalters ausgeübt, soweit sie sich 
an der Gestaltung der Städteverfassungen betheiligt haben, nicht 
minder ihre Entwickelung als juristischer Corporationen , ist von Chro^ 
nisten, Geschichtsforschern und Juristen wohl behandelt und aufgeklärt 

worden: aber das innere für die Nationalökonomie und die wirth- 

* * 

schaftliche Entwickelung der mittelalterlichen Städte viel wichtigere 
Leben derselben hat zur Zeit noch keine eingehendere Untersuchung 
erfahren. Und hier kann vor der Hand an eine irgendwie allgemei- 
nere Gesdiichte nicht eher gedacht werden, als bis nicht erst das zu 
derselben nöthige Material, das bis dahin von Geschichtsforschern und 
Urkundeneditoren als werthlose Ueberreste früheren Lebens in dem 
Staub und Dunkel der städtischen Archive unbeachtet liegen gelassen 
wurde, herbeigeschafft, als bis nicht erst die unzähligen Zunftstatuten, 
-Ordnungen und -Beliebungen, Stadt -Einnahme- und -Ausgabebücher, 
Stadtrechnungen, Bürgerbücher u. s. w.*) von diesem Gesichtspunkte 



schichte des Oberrheins. Bd. XV S. 1 ff. — Gfrorer, Zur Geschichte deutscher 
Yolksrechte im Mittelalter. Herausgegeben ?on Weiss. 2 Bde. Schaffhausen 1865, 
1866. Bd. II S. 144. 171. 

3) Vergl. Rau, lieber das Zuuflwesen und die Folgen seiner Aufhebung. Leip- 
zig 1816. S. 34. — Arnold, Zur Geschichte des Eigentums S. 5. 

4) Yergl. Hü 11 mann, Geschichte des Ursprungs der Stände in Deutschland. 
Frankfurt 1806. Thl. III S. 135 ff. — Hüllmann, Städtewesen des Mittelalters. 
Bonn 1826—1829. Thl. I S. 315 ff. — W 11 da, Das Gildewes«n im Mittelalter. Ber- 
lin 1831. S. 299 ff. — Arnold, Das Aufkommen des Handwerkerstandes im Mittel- 
alter. Basel 1861. — Arnold, Verfassungsgeschichte der deutschen Freistädte. 
Hamburg und Gotha 1854. Bd.I S.252, Bd. II S.208. — V. Böhmert, Beiträge 
zur Geschichte des Zunftwesens. Gekrönte Preisschrift. Leipzig 1862. S. 2 ff. — 
Ennen, Geschichte der Siadt Köln. Köln und Neuss 1863- 1865. Bd.I S.536. — 
Mascher, Das deutsche Gewerbewesen von der frühesten Zeit bis auf die Gegen- 
wart Potsdam 1866. S. 143 ff. ~ Vergl. auch S. Hirsch, Das Handwerk und die 
Zünfte in der christlichen Gesellschaft u. s. w. Ein Vortrag. Berlin 1854. und die 
verschiedenen Abhandlungen über Zünfte in Pickford's Yolkswirthschaftl. Monats- 
«cbrift Bd. III Jahrg. 1859. 

5) Welche Fülle von Material, welche Ausbeute gerade für das gewerbliche 
Lehen und das Zunftwesen noch in den Stadtarchiven zu finden ist, dafür giebt, 
was wir aus der Einleitung von Ennen und Eckertz zu den „Quellen zur Ge- 
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aus darchforscht und, soweit ein Theil derselben geeignet ist, das 
wirtfascliaftUche speciell das gewerbliche Leben der Stadt zu veran- 
schaulichen, zu Tage gefördert sind. Dieses Bedürfniss ist ein all- 
gemein anerkanntes ; die hier und da in den Urkundenbüchem zerstreut 
erschienenen Zunfturkunden mussten es nur um so lebhafter zum Be- 
wusstsein bringen. Aus ihm heraus erging vor einigen Jahren die 
Preisaufgabe der gerade um die Geschichte der politischen Oekonomie 
hochverdienten Jablonowski 'sehen Gesellschaft , und sie veranlasste 
die ersten nicht unbedeutenden Quellenforschungen auf diesem Gebiet. 
Die damals erschienenen Arbeiten^), obgleich sie sich nur auf die 
einzelne Zunft einer bestimmten Stadt beschränken und das bezflglich 
derselben vorhandene Material zu Tage förderten , zeigen , welchen 
Werth das vorerwähnte Material für die Erkenntniss des Zustandes 
der gewerblichen Arbeit der Vergangenheit hat. 

In neuerer Zeit sind der Veröffentlichung jener Urkunden andere 
gefolgt. Ausser einer nicht unbedeutenden Zahl von Zunfturkunden, 
welche Mone in seiner »Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins« 
in den Jahrgängen 1861 — 1865 (Bd. Xm— XVII) aus verschiedenen 
Städten des südlichen Deutschlands, aus Strassburg, Speier, Mainz, 
Worms, Freiburg i/B. u. a. publicirt hat, sind es die Städte Lübeck 
und Köln, aus deren Archiven endlich ein für die Geschichte des Zunft- 
wesens höchst wichtiges Material erschienen ist. Die kölner Zunft- 
urkunden, herausgegeben von Ennen und Eckertz in dem ersten 
Bande ihrer »Quellen zur Geschichte der Stadt Köln«. (Köln 1860.), 
beschränken sich freilich bisher erst auf das vierzehnte Jahrhundert 
und einen kleinen Theil der damals vorhandenen Zünfte , die Lübecker 
Zunftrollen aber — über 200 an der Zahl — , deren Herausgabe der 
verdiente Stadtarchivar Herr C. Wehrmann in Lübeck veranstaltet 
hat^), erstrecken sich auf drei Jahrhunderte (vom 14. — 16.) und ziem- 
lich auf alle in Lübeck vorhanden gewesenen Zünfte. Die Publication 



schichte der Stadt Köln". Bd. I Köln 1860. Bd. II. Köln 1863. erfahren, einen 
beispielsweisen Anhalt. In Köln hatte man sqhon im Jahre 1326 begonnen, die 
mannigfachen Statuten, Gesetze, Weisthümer, Morgensprachen u. s. w. in besondere 
PergamentbSnde zusammenzuschreiben (Einl. S. XV). Noch heute sind in dem Archiv 
gegen 2000 Urkunden resp. Bände aus den Archiven verschiedener Zünfte vorhanden 
(Einl. S. XX), sowie 6 Bände Morgensprachen von 1440 — 1623 (Einl. S. XXII). 
Ausserdem liegen dort gegen 25000 Quittungen über empfangene Rentenzahlungen, 
Mangelder und Kriegslöhnungen (Einl. S. XX). 

6) V. Böhm er t, Beiträge zur Geschichte des Zunftwesens. Leipzig 1862. — 
Warner,' Urkundliche Geschichte der Iglauer Tuchmacherzunft. Leipzig 1861. 

7) C. Wehr mann, Die älteren Lübeckischen Zunftrollen. Lübeck 1864. 
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der letzteren Urkunden ist von hohem Werthe und verdient volle An- 
erkennung, wie Nachahmung. Alle diese Urkunden enthalten über 
das innere Zunftleben, über die wirthschaftliche Bedeutung desselben im 
Mittelalter ein sehr reichhaltiges Material, das über eine Menge bisher 
völlig unaufgeklärter Verhältnisse des Zunftwesens Aufschluss gewährt. 
Wehrmann hat den Zunftrollen eine sehr schätzenswerthe Einleitung 
vorausgeschickt und in ihr aus den Urkunden ein anschauliches Bild 
der lübecker Zunftverhältnisse entworfen. Die Fülle des thatsächlichen 
Materials dieser Quellen bietet feste und sichere Anhaltspunkte für die 
Erforschung der wirthschaftlichen Natur der einzelnen Zunftinstitutionen. 
Iniem wir uns derselben unterzogen und das Ergebniss unserer Unter- 
suchungen zu einem Theil in dieser Abhandlung zu veröffentlichen 
wagen, glauben wir in der Beurtheilung bei dem Mangel anderer Vor- 
arbeiten auf billige Nachsicht rechnen zu dürfen. 

Wir sind weit davon entfernt, dies reiche Material nach allen 
Seiten hin hier erschöpfen, oder auch nur die Zunftorganisation nach 
ihren verschiedenen Seiten hin betrachten zu wollen. Die Zünfte haben 
eine dreifache Bedeutung, die politische, moralische und wirth- 
schaftliche. Wir übergehen an dieser Stelle die beiden er^teren; 
wir übergehen daher, wie die Zünfte, als politische, den Einzelnen 
fest an die Genossenschaft knüpfende und ihr unterordnende, daneben 
mit einander in Verbindung stehende und in geschlossener Phalanx 
kämpfende Corporationen zuerst in Gemeinschaft mit den Geschlechtern 
die Freiheit der Stadt von dem Einfluss des Bischofs oder kaiserlichen 
Vogts erstritten, und demnächst, mit wechselndem und verschiedenem 
Glück sich gegen die Geschlechterherrschaft wandten , und in diesem 
Kampfe hier siegten, dort besiegt wurden, wie sie eingriffen in die 
Beichsangelegenheiten und zu wesentlichen Factoren des öffentlichen 
Lebens wurden, bis ihre Macht mit dem Untergange der Selbstständig- 
keit und Freiheit der Städte der siegenden Landes- und Territorial- 
hoheit unterlag — wir wollen auch hier nicht ausführen, wie die Zunft 
auf den moralischen und sittlichen Zustand ihrer Angehörigen durch 
Gewohnheit und Gesetz, durch Eim-ichtungen und Strafen, durch Er- 
weckung der besonderen Standesehre und Beaufisichtigung des gewerb- 
lichen wie privaten Lebens, durch Sorge für die unselbstständigen und 
hilfsbedürftigen Mitglieder, Gesellen, Lehrlinge, Wittwen, Waisen und 
Arme einwirkte — wir wenden uns hier ausschliesslich zu ihrer wirth- 
schaftlichen Bedeutung. Die uns gesteckte Aufgabe ist aber weniger 
eine Darstellung der gesammten Zunftorganisation jener Zeit als 
eine Untersuchung der wirthschaftlichen Natur und Tragweite 
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der wesentlichsten Zunftinstitutionen, wie sie sich aus dem vor- 
liegenden thatsächlichen Material ergiebt. Es kam uns hauptsächlich 
darauf an , die Grundgedanken , auf denen diese Institutionen beruhen, 
und den Zusammenhang der einzelnen mit einander zu entwickeln, und 
zu prüfen, wie sie sich zu dem Ziel jeder Organisation der Arbeit 
— und das ist das Zunftwesen — , die coUidirenden Interessen der 
Einzelnen wie der Gesammtheit, der Consumenten wie der Producenten 
zu versöhnen, verhalten. 

Um dieser Untersuchung nicht zu grosse Dimensionen zu geben, 
wird eine zeitliche Einschränkung nothwendig. In der Geschichte der 
Zünfte in Deutschland sind zwei grosse Perioden zu unterscheiden, die 
Zeit der Blüthe und die des Verfalls, deren Scheidegrenze ungefähr 
mit der allgemeinen des Mittelalters und der neueren Zeit zusammen- 
fällt. Die vorerwähnten, zum grossen Theil noch ganz unverarbeiteten 
Quellen beschränken sich nur auf dieerstere Zeit; wir thun dies ebenfalls 
und um so lieber, als diese Zeit viel wichtiger und viel weniger klar ist. 

Die Zunftorganisation ist nicht die -einheitliche Schöpfung 
eines Gesetzgebers, sondern eine zusammenhängen Ae Reihe historisch 
gewordener Zustände, eine Gesammtheit allmälig entwickelter 
Verhältnisse; aber sie ist zugleich ein Wirthschaftszustand , der, ein- 
mal in jahrhundertelangen Kämpfen zum Abschluss gelangt, wenn auch 
im Einzelnen sich wieder verändernd, doch in seinen wesentlichsten In- 
stituten in Folge der durch ihn herbeigeführten Stabilität der wirth- 
schaftlichen Gesammtcntwickelung und gewerblichen Produktion, die 
gewerbliche Arbeit beherrschend und bestimmend, Jahrhunderte lang 
sich erhielt. Sie gestattet daher die zur Sonderbetrachtung nothwen- 
dige zeitliche Eingrenzung. Das Zunftwesen, als der reichgegliederte 
Organismus der gewerblichen Arbeit, mit seiner scharfen Trennung 
von Stadt und Land, mit seinen streng von einander geschiedenen und 
in sich autonomisch abgeschlossenen Produktionskreisen, mit dem Zunft- 
zwang, mit den Beschränkungen der Produktion und mit dem Aus- 
schluss der freien Concurrenz und der Gewerbefreiheit im heutigen 
Sinne — hat sich erst im Laufe des 13. Jahrhunderts allgemein zu 
dieser Organisation gestaltet. Zwischen diesen produktiven Gemein- 
schaftsformen und der Fronhofswirthschaf t , welche sich schon unter 
Karl dem Grossen zur hohen Blüthe entfaltete, liegen, das dürfen wir 
nicht vergessen, mehrere Jahrhunderte. Da nicht die werdende, sondern 
die entwickelte und bereits in ihren wesentlichen Theilen zum Abschluss 
gelangte Zunftorganisation den Gegenstand liieser Untersuchung und 
Darstellung bildet, so können wir auf diesen Zeitraum nicht näher 
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eingehen, der aber — wie anerkannt werden muss — für die Geschichte 
der gewerblichen Arbeit eiiier der wichtigsten und verhängnissvoUsten, 
freilich auch einer der dunkelsten ist. Denn in dieser Periode der 
Blüthe und des Verfalls des auf dem Herrschaftsprincip beruhenden 
Lehnstaats, in dieser Periode des beginnenden Städtewesens erliegt 
der Fronhof mit seiner Naturalwirthschaft ®) , mit seinen grundhörigen 
und unselbstständigen , nur Gebrauchswerthe für den Fronherrn und 
die Fronhofsfamilie producirenden Handwerkern der in den Städten 
sich entwickelnden Geldwirthschaft und der durch sie bedingten Pro- 
duktion von Tauschwerthen ; in ihr sind die Handwerker persönlich 
frei und wirthschaftlich selbßtständig, die gewerbliche Arbeit unabhängig 
von dem Grund und Boden, an den sie bis dahin noch gefesselt war, 
geworden; in ihr wird die Arbeit zum ersten Mal vielleicht in der 
wirthschaftlichen Entwickelung der europäischen Völker neben dem 
Besitz als gleichberechtigter Factor der Produktion , als gleichberech- 
tigtes Moment bei der Vertheilung des Produktionsertrages anerkannt. 
Wir wissen zur Zeit noch nicht, weder im Einzelnen, noch auch nur 
im Allgemeinen , wi^ und durch welche Factoren bedingt sich dieser 
gewaltige Umschwung in den wirthschaftlichen Verhältnissen vollzogen ; 
nur so viel scheint begründet zu sein, dass die Zunftorganisation 
diesen Zustand nicht hervorgerufen, diese Folgen nicht bewirkt 
hat. Diese grosse Revolution muss sich vor ihrer Entwickelung voll- 
zogen haben. Jede Organisation der Arbeit, als die Beschränkung 
der Einzelnen zu Gunsten einer grösseren Gesammtheit, ist wesentlich 
conservativer , nicht destructiver Natur, und das revolutionäre Princip 
in der Volkswirthschaft ist das der freien Concurrenz und der 
Gewerbefreiheit, in der die höchste Entfaltung der Einzelkraft 
bis hart an die Grenze der ünsittlichkeit gesetzlich, und über diese 
Grenze hinaus thatsächlich ermöglicht wird. Das Zunftwesen scheint 
nicht die Freiheit und Selbstständigkeit der gewerblichen Arbeit und 
der Handwerker in Deutschland geschaflfen *) , wohl aber siq erhalten 

8) Vergl. Hildebrand, Naturalwirthschaft, Geldwirthschaft und Creditwirth- 
schaft, in diesen Jahrbb. Bd. III S. 1 ff., S. Uff. 

9) Nur mit dieser Modification stimmen wir daher Arnold bei, der Verf.- Gesch. 
Bd. II S.209 sagt: „Die Zünfte sind das Mittel gewesen, welches dem dritten Stand 
zur Heraufbildung dienen musste und mit dem Aufschwung des Gewerbes zugleich 
den Aufschwung des Standes beförderte. Es ist schon im ersten Bande des Stjreites 
gedacht, ob die Zünfte aus der hofrechtlichen Abhängigkeit oder aus der neuen Frei- 
heit des Handwerlterstandes hervorgegangen seien: Wir sagen, dass sie ihn 
aus der Unfreiheit heraus zur Freiheil führten und die Werkzeuge 
seiner Entwickelung waren.'' 



Zur wirthschaftlicheu Bedeutung des deutschen Zunftwesens im Mittelalter. 9 

und beide zu der hohen Entwickelung , wie sie uns aus dem 14. und 
15. Jahrhundert geschildert werden, geführt zu haben; jenes Verdienst 
wird dagegen wie überall, wo wirthschaftliche Revolutionen vorgehen, 
wo die bestehenden produktiven Gemeinschaftsformen und der in ihnen 
sich bewegende Wirthschaftszustand aufgelöst werden, der freien Con- 
currenz und der Freiheit auf wirthschaftlichem Gebiet vindicirt werden 
müssen. Wir nehmen an, dass in jenen Jahrhunderten eine gewisse 
Freiheit des Gewerbebetriebes und der Concurrenz geherrscht habe*®) 
und sind der Ansicht, dass die nähere Erforschung der wirthschaft- 
licheu Zustände derselben dies immer wahrscheinlicher machen wird. 
Wir müssen indess darauf verzichten, auf diese Frage hier specieller 
einzugehen. Jener Periode gehört auch die geschichtliche Entstehung 
der Zünfte, welche seit dem Ende des 11. Jahrhi^nderts überall in den 
Städten auftauchen, an**); wir müssen auch diesen Punkt näher zu 
berühren uns versagen. 

Wenn aber auch nur die zum Abschluss gebrachte Zunftorgaui- 

10) Auch Wilda nimmt dies an (Gildewesen S.302), ebenso der Verfasser der 
Abhandl. „Zur Geschichte der deutschen Wollenindustrie'* in Hildebrand 's Jahr- 
bfichern f. Nationalok. u. Stat. Bd. VII S.88, und Röscher, Grundriss §.30 S.60. 

11) Nach der Ansicht Ton Arnold (Verf. - Gesch. Bd. 1 S. 252), der wir uns 
anschliessen, fällt der Anfang der Zunftbiidung in Köln, Mainz, Worms, Regensburg 
— und diese Städte scheinen die ersten Zünfte heryorgebracht zu haben, wenn wir 
die Sage der Weber Ton Augsburg (vergl. Kunst- Gewerb- und Handwerkerge- 
schichte der Reichsstadt Augsburg von Paulv. Stetten d. j. Augsburg 1779. 
S. 3) eben als Sage betrachten — in das Ende des 11. Jahrhunderts; in Speier, 
Strassburg und Basel vermuthlich erst in den Anfang des zwölften; in den meisten 
übrigen Städten, die früh zu einer Bläthe gelangten, namentlich in allen königlichen 
Hofstädten hat sie noch später stattgefunden. Da die Entstehung der Zünfte durch 
das allmälige Aufkommen und die Entwickelung der verschiedenen Gewerbe bedingt 
wurde, sind es in den rheinischen Städten, in denen zunächst, und schon im 11. 
Jahrhundert, die Tuchmanufactur in einem grosseren Umfang betrieben wurde (vergl. 
C. Franck, Geschichte der ehemaligen Reichsstadt Oppenheim a/R. Darmsladl 1859. 
S. 14, und die Abhandlung „Zur Geschichte der deutschen Wollenindustrie** In 
Hildebrand's Jahrbüchern Bd. VI S. 219 ff.)» Weberinnungen, die zuerst entste- 
hen. Die ältesten Zonfturkunden , die der textores culcitrarum pulvinarium vom 
Jahre 1149 (Lacomblet, Urkundenbuch für die Geschichte des Kiederrheins. 
Bd. I. Düsseldorf 1840. S. 251) und das Privilegium des Erzbischofs Wichmann 
für die Schnsterzunft in Magdeburg vom J. 1159 (bei Wilda, Gildewesen S- 315 
iNote 6) beweisen, dass diese Zünfte damals schon längere Zeit bestanden haben 
(vergl. M a s c h e r , Deutsches Gewerbewesen S. 147 ff. ; Wilda, Gildewesen S. 313 if. ; 
Ennen, Geschichte der Stadt Köln u. s. w. Bd. I S. 538 ff.; Bohmert, Beiträge 
zum Zunftwesen S. 13 ff.) — In Lübeck, welches bekanntlich als deutsche Stadt 
im J. 1143 vom Grafen Adolph von Holstein gegründet wurde, wird die Entstehung 
einzelner Zünfte in eine frühe Zeit des Bestehens der Stadt hinaufzusetzen sein. 
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sation das Object dieser Untersuchung ist, tritt hier für die Erkennt- 
niss und Darstellung nicht minder eine Schwierigkeit hervor, welche 
sich in der Darstellung aller mittelalterlichen Institutionen geltend 
macht und in der eigenthümlich historischen Entwickelung der mittel- 
alterlichen Verhältnisse begründet liegt: es ist die Verschieden- 
artigkeit und Mannigfaltigkeit der Erscheinung, in der 
dieselben Institutionen sich in den verschiedenen Gemeinwesen ent- 
wickelt haben. Mit Rücksicht hierauf könnte leicht der Einwand er- 
hoben werden, ob es schon jetzt bei dem verhältnissmässig geringen 
Material, das die bisher publicirten Quellen über die Erscheinung de» 
Zunftwesens darbieten, gestattet sei, über die wirthschaftliche Natur 
der einzelnen Institutionen — das Zunftwesen als Einheit gedacht — 
ein Urtheil fällen zu. wollen. Wir halten diesen Einwand nicht für 
begründet. Zwar zeigt sich auch hier eine grosse Verschiedenheit in 
der Einzelentwickelung. Der charakteristische Standpunkt des Mittel- 
alters in geschichtsphilosophischer Hinsicht ist eben der der Besonder- 
heit**); und derselbe kommt auf allen Gebieten des Volkslebens zur 
Erscheinung, er äussert sich in Sprache und Kunst, in Wissenschaft 
und Sitte, in Wirthschaft, Recht und Staat. Wie das Staatswesen sich 
noch auflöst in die grosse Zahl selbstständiger neben einander existi- 
render, und noch nicht zu einer höheren Einheit verschmolzener und 
einheitlich geleiteter Corporationen, die nun jede für sich ihren eigenen 
und von andern, je nach ihren besondern Verhältnissen verschiedenen 
Entwickelungsgang gehen, so trifft dies auch für das wirthschaftliche 
Leben, und speciell für die Entwickelung der Zunftcoi-porationen zu. 
Ja, auf dem wirthschaftlichen Gebiet musste dies noch viel mehr als 
auf den andern Gebieten des Volkslebens der Fall sein. Im Grunde 
haben daher die Zünfte jeder Stadt und in der einzelnen Stadt noch 
jede Zunft ihre eigene besondere Entwickelung und Geschichte. Aber 
wie in Staat und Recht innerhalb der grossen Mannigfaltigkeit dieser 
Sonderentwickelung zwischen den verschiedenen Corporationen wieder 
überall die Uebereiustimmung in den leitenden und bewegenden Grund- 
Urkundlich erseheinen sie erst viel späler. Die früheste Urkunde , aus der sich auf 
ihre Exi&tenz schliessen lässt, ist das Lühische Stadtrecht Tom Jahre 1240, welches 
zwei Arlikel enthält „van den mesteren der heckern*' und „von der lüde morgen- 
sprake*' (vergl. Hach, Das alte Lühische Recht S.349, 355). Der Ausdruck Meister 
bedeutet in jener Zeit nur die Aelterleute, die Zunftvorsteher und setzt ebenso wie 
die schon eingeführte Institution der Morgensprache eine vorhandene Zunftverfassung 
voraus (vergl. Wehr mann a. a. 0. S.12ff.)* 

12) Vergl. F. Lassalle, System der erworbenen Rechte. Leipzig 1861. Thl.I 
S.260--264 Anm. 
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gedanken zu erkennen ist und eben darin der nationale Zusammen* 
hang zwischen den individuell so verschiedenen Theilen des deutschen 
Volkes hervortritt, so auch hier. In dem bunten Mosaikgebilde ver- 
schiedenartiger Yerbältnisse , das uns die wenigen bisher ersdilossenen 
Quellen für die einzelnen Zünfte verschiedener Städte enthüllen, zeigt 
sich doch überall nur die Erscheinung der gleichen Grundgedanken, 
auf denen diese produktiven Gemeinschaftsformen beruhen und welche 
ihr Wesen bilden. Deshalb wird der Versuch, auch schon aus einem 
kleinen Kreis der thatsächlichen Erscheinung dieses Wesen zu ab- 
strahiren, nicht zu gewagt erscheinen. Relativ wie überall kann 
auch nur hier die Wahrheit sein. — Und da es uns in dem Folgenden 
nur darauf ankommt, an der Hand unserer Quellen diese Gedanken 
zu entwickeln, tritt die oben erwähnte, in jener verschiedenartigen Ge- 
staltung liegende und für die Darstellung der thatsächlichen Ent- 
wickelung sehr erhebliche Schwierigkeit zwar auch heraus, aber nicht 
in den Vordergrund. 

Ehe wir weiter gehen, noch ein Wort über die Q u e 1 1 e n und deren 
Beweiskraft, wir meinen die speciellen des Zunftwesens. Dies sind 
die sogenannten Zunftrollen, mit welchem Worte man vielfach die Sta- 
tuten der Handwerker, weil sie auf Pergament geschrieben und zu- 
sammengerollt in der Lade aufbewahrt wurden, bezeichnete. Diese 
Statuten, welche im Unterschiede von den Ordnungen oder Ordi- 
nanzien, den einseitigen Anordnungen des Baths, und den Belie- 
bungen, den einseitigen Beschlüssen der Zunftmitglieder für sich, die 
Handwerker beschlossen und der Rath der Stadt oder wer sonst das 
Aüfsichtsrecht über die Zünfte übte, genehmigt hatte ^^), enthalten 



13) Die Autonomie der Handwerker in ihren Angelegenheiten war in den ver- 
schiedenen Stadien je nach ihrer politischen Machtstellung yerschieden. In Lübeck, 
wo die Zünfte dem Rathe 'gegenüber stets eine sehr untergeordnete Stellung ein- 
nahmen und niemals zur Theilnahme an dem Stadtregiment gelangten, hatten die 
einseitigen Beschlüsse der Aemter nur so weit und so lange Giltigkeit, als der Rath 
sie bestätigt hatte und gelten lassen woUte. Diese Gewalt des Raths wird in den 
Rollen mehrfach noch besonders herrorgehoben und findet ihren Ausdruck in Worten, 
wie „haec stabunt quamdiu dominis placuerit yel qoamdiu Consules voluerint** (vgl. Rolle 
der Remensnidet (corrigiarii)Ton 1347, Wehrmann S.376), oder „dit schaU sten vp der 
Heren behaeh*' (vergl. R. der Buntmaker von 1386, Wehrm. S. 190, R. der Remensnyder 
vnde Budelmaker von 1359 a. E., Wehrm. S. 377) oder wie in der R. der Oltlaper 
(Altflicker) : Anno M Y« XI am vridage na Martini Episcopi hefft eyn Ersame Rhadt 
der statt Lübeck dem ampte der oldenscbomaker darsulvest desse naschreven artikell 
vor dessulven amples rechticheitt vpt nyge gegeven, bevestet vnd eenfirmert, jodoth 
vp fordern behach vnd willen ohrer vnd ohrer nakomelinge tho vorl engen, tho 
vork orten vnd tho voranderen, so ene schall gedunckenn tho wollfarth des 
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keineswegs die Feststellang des yoUen Rechts und aller Pflichten der 
Zonftgenossen , sie sind aach nicht etwa mit dem Qesellschaftsvertrage 
der modernen Genossenschaften identisch. Wie das Hecht überhaupt 
wurde auch das innere Leben der Zünfte, mit seinen Institutionen und 
Zwangsvorschriflen , durch Gewohnheit und Herkommen geregelt, und 
zur schriftlichen Aufzeichnung der Zunftbeftignisse trat auch hier erst 
das BedOrfhiss ein, als sich die Streitigkeiten über den Inhalt der- 
selben unter den verschiedenen Zünften einer Stadt oder unter den 
Mitgliedern derselben Zunft mehrten und es galt, sie zur Vermeidung 
solcher Zwiste filr die Dau^r festzustellen. Solchem Anlass verdanken 
wohl die meisten Zunftrollen ihre Entstehung. Weil die Statuten nicht 
bei der Entstehung der Zunft abgefasst wurden^*), erklärt sich, dass 



gemeinen besten nutte vnd van noden. (Wehrm. S. 344. Ebenso in der R. der 
Dreyer von 1507, Wehrm. S.197, in der R. der Rademakere von 1508, Wehrm. 
8. 866; abnUch in der V. für die Maler yon Strassburg Ton 1516 (Mono, Zeitschrift 
XVI. 182). — Die Rollen sind meist das Product zweier Facioren. Hervorgegangen 
aus der Selbstbestimmung der Aemter, bedurften sie noch, um Recht zu werden, 
der Genehmigung des Raths. Daher heisst es z. B. in der Rolle der Perminter von 
1S30 (Wehrm. S.363) im Anfang: Notum sit, quod pergamentarii in Lubeke vna- 
nimiter concordaverunt, quod etc., dann folgen die einzelnen Bestimmungen Qber 
Zonftverhaltnisse, endlich: Ad ista omnia domini Consules sedentes in consistorio 
consensom dederunt etc. ; und in folgender Willkür der Hutvilterv. 1321 (Codex diplo- 
maticus Lubecensis. Lübeckisches Urkundenbuch. Abth. I. Urkundenbuch 
der Stadt Lübeck. Thl. II. Lübeck 1853. Urk. Nr. 406. S. 356): Anno domini 
MCCCXXI, quod magistri filtrariorum et communiter omnes de officio fecerunt inter 
80 statutum et arbitrium in hunc modum, quod etc. Istud statutum et arbitrium do- 
mini consules in consistorio sedentes confirmayerunt. Am Schluss der Ordnung der 
Kürschner zu Freiburg i/B. vom J. 1510 (Mono, Zeitscbr. XVIL 56) behält der 
Rath sich und seinen Nachkommen das Recht vor „solch Ordnung ^ze meren, ze min- 
dern, ze endern, gar oder zum teil abzethun, wie und zu welcher zit uns geliebt^ 
nutz, not und gut bedunckt . . ,^ Yergl. Wehrmann, Einl. S. 58ff. 

14) Sehr richtig bemerkt in dieser Hinsicht unseres Erachtens Wehr mann in 
der Einleitung der Lüb. Zunflr. S. 18 über die Lübeckischen Verhältnisse : „Wo das 
Aneinanderschl Jessen zu einer Corporation ein so natürliches Resultat aller Lebens* 
Verhältnisse, wo der persönliche Verkehr so leicht und die Gemeinsamkeit der In- 
teressen so in die Augen springend war, konnte kaum ein Bedürfniss empfunden 
werden, dem lebendigen Gesetze, welches das Verhalten regelte, durch schriftliche 
Abfassung höhere Autorität oder grössere Beständigkeit zu verleihen, und das um 
so weniger, da die Formen des Zunftwesens theils in den Verhältnissen begründet, 
theils den ähnlichen, namentlich in denjenigen Städten, aus denen die Colonisten 
hierher zogen, nachgebildet waren. Wurden aber die Statuten nicht gleich zu An- 
fange schriftlich abgefasst, so musste erst eine bestimmte äussere Veranlassung ein- 
treten, ehe es geschah. Wenn etwa eine Amtsgerechtigkeit in Frage gestellt, wenn 
in Bezug auf ein bestimmtes Zunft verhältniss, z.B. das Meisterwerden, die Behand-> 
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fast alle Rollen viel jünger als die Zünfte selber sind. Aus jenem 
Anlass erklärt sieb femer der in vielen Bollen nur einzelne Punkte 
betreffende Inhalt, bei dieser Sachlage ergiebt sich endlich für die 
Zeugniss- und Beweiskraft der Urkunden, dass dieselbe wesentlich nur 
eine positive, meist auch nur eine directe sein kann und beispielsweise 
aus der Nichterwähnung einzelner Zunftverhältnisse noch keinesw^ 
auf die Nichtexistenz dieser Verhältnisse in der bezüglichen Zunft ge- 
schlossen werden darf. 

Die wirthschaftlichen Verhältnisse lassen sich, als Produkte ihrer 
Zeit, nur aus den Gesammtverhältnissen dieser Zeit beurtheilen. Das 
Zunftwesen, als die produktive Gemeinschaftsform der gewerblichen 
Arbeit im Mittelalter, kann daher nicht von dem Wirthschaftszustande 
der Gegenwart aus begriffen noch von ihm aus in seiner wirthschaft^ 
liehen Bedeutung geschätzt werden. Beide ruhen auf völlig verschie- 
dener Basis. Jedes städtische Gemeinwesen mit der Gesammtheit seiner 
Producenten und Consumenten ist heute, wie jeder Produktions- und 
Cionsumtionsort ein unselbstständiges Glied in dem Organismus der 
Gesammtheit aller Einzel wirthschaften, ein integrirender Theil der Ge«* 
sammtvölkswirthschaft und die Verhältnisse der Produktion und Con- 
sumtion werden im Grossen und Ganzen überall in ihnen durch die 
Verhältnisse der Gesammtheit bestimmt. Das Gleiche gilt von der 
Agricultur- Produktion. Die Einwohner eines Orts produciren nicht 
mehr bloss für einander, die Sicherheit des Verkehrs, die freie Con- 
currenz mit der Handels- und Gewerbefreiheit, die werbende Kraft des 
Kapitals mit der Fabrikindustrie, mit den erleichterten Verkehrsmitteln 
und Transportanstalten haben die Schranken zwischen den einzelnen 
Produktionsorten niedergerissen und den Zustand einer Gesammt- 



lung der Gesellen oder dergleichen, eine Abweichong tooi Herkommen Tersucht 
wurde, oder eine Unklarheit entstand, so konnte das Bedörfnias eintreten, eine Norm 
festzustellen und diese um xler grösseren Sicherheit willen niederzuschreiben. Häufig 
war dann- ein Fall vorhanden , in welchem die obrigkeitliche Entscheidung erforder- 
lich wurde und darum sind einzelne Entscheidungen des Raths über die Gerechtsame 
einander in ihren Arbeitsbefugnissen nahe berührender Aemter oder einzelne Be- 
stimmungen über specielle Verhältnisse vielfach alter als die Rollen selbst. So giebt 
es z. B. in dem Amte der Goldschmiede, deren Rolle vom J. 1492 ist, aus dem 
J. 1371. eine vom Ralh erlassene Verordnung über einige einzelne Gegenstände, im 
Amte der Böttcher , aus dem J. 1321 , eine Anordnung der Räthe der wendischen 
Städte über die Verhaltnisse der Gesellen und in mehreren andern Aemtern einzelne 
Bestimmungen, die älter sind als die Rollen." 

Vergl. ferner über derartige Veranlassungen Lübischer ZunftroHen Wehrmann 
a. a. 0. S. 19 ff. 
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Produktion herbeig^ührt , deren Verhältnisse, wie gesagt, auf alle 
Producenten und Einzelproduktionen mehr oder weniger bestimmend 
einwirken. Die deshalb für die Yolkswirthscbaft der Gegenwart so 
unendlich wichtigen Transportmittel insbesondere sind die nivellirende 
Macht in der an sich durch die verschiedenen Verhältnisse des Pro- 
duktionsorts nothwendig verschiedenen Produktion. Von dem Ideal- 
zustande dieser Wirthschaft, nur einen Markt, ein Absatzgebiet fOr 
die Gesammtproduktion zu haben, sind wir freilich noch weit entfernt, 
und fraglich ist's, ob je die Entwickelung dahin führen wird, aber das 
Streben der gegenwärtigen Volkswirthschaf t , die Vielheit der durch 
die Produktion an verschiedenen Orten nothwendig verschiedenen Ab- 
satzgebiete möglichst zu verringern und die Verschiedenheit des Tausch- 
werths und Preises desselben Produkts in diesen Gebieten möglichst 
auszugleichen, ist nicht zu verkennen. Für viele Produkte ist dies 
Ziel factisch schon erreicht und werden die Preise nicht mehr durch 
die Verhältnisse, durch die Produktions- resp. Beproduktionskosten 
am Produktionsorte, sondern durch die der gesellschaftlichen 
Gesammtproduktion bestimmt. Dieser Zustand so entwickelter Volks- 
wirthschaft lässt sich allerdings ohne Gewerbefreiheit, ohne Freizügig- 
keit und Freihandel kaum denken. — Ganz anders waren diese Ver- 
hältnisse im Mittelalter gestaltet, und nur aus der völligen Verschieden- 
heit aller der Momente, weiche die Produktion und Consumtion be- 
dingen, lässt sich begreifen, dass die Zuuftorganisation mit ihren die 
Einzelproduktion beengenden Vorschriften sich nicht nur Jahrhunderte 
erhalten konnte , sondern — eine wirthschaftliche Nothwendigkeit — 
für die einzelnen Handwerker wie für die gewerbliche Arbeit eine 
Blüthezeit hervorgerufen hat, wie wir sie heute nicht mehr kennen. 
Das Mittelalter kennt keine, verschiedene Produktionsorte und Pro- 
duktionskreise umfassende, Gesammtwirthschaft , keine National- oder 
Volkswirthschaft im heutigen Sinne , wir finden in ihm nur Stadtwirth- 
schaften und daneben, aber ohne einheitlichen Zusammenhang, ländliche 
Einzelwirthschaften. Jede Stadt, und ausserhalb der Städte gab es 
kaum einen Ort, an dem Fabrikate producirt, d. h. Eohstoflfe zu andern 
Tauschwerthen verarbeitet wurden, war ein besonderer und in sich 
abgeschlossener Wirthschaftsorganismus, der in sich selber nach seinen 
besondern Verhältnissen die Produktion, Vertheilung und Consumtion 
der Güter, die Preise und den Absatz regelte. Die geringen Verkehrs- 
mittel, die wenigen, noch dazu höchst unsicheren und gefährlichen 
Transportstrassen, die bei dem Mangel der produktiven, selbstständig 
werbenden Kraft des Kapitals schwer durchzuführende Grossindustrie 
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mächten schon die Entstehung des modernen Zostandes der Gesammfe- 
Produktion über das Stadtgebiet hinaus zur Unmöglichkeit. 

Aus der wirthschaftlicfaen wie politischen Selbstständigkeit und 
Abgeschlossenheit der Städte erklärt sich auch die Möglichkeit und 
Durchführbarkeit der von der heutigen so völlig verschiedenen wirth- 
schaftlichen Politik der Stadtobrigkeit. Während in neuerer Zeit 
die in Staat und Gemeinde herrschende materialistische Schule be- 
streitet, dass die Stadtgemeinde als sittliche Genossenschaft der Ge- 
sammtheit ihrer Mitglieder gegenüber besondere sittliche Pflichten und 
Aufgaben habe, und derselben nur den Charakter einer wirthschaft- 
liehen Vereinigung verschiedener Individuen, für die consequent nur 
das Princip der Leistung und Gegenleistung Ziel und Art det 
Verwaltung bestimmen dürfe , vindiciren will , hatte sich im Mittelalter 
überall in den Städten der Gedanke Bahn gebrochen, dass die Stadt 
als sittliche Genossenschaft wie für das geistige so auch für das ma^ 
terielle Wohl aller Einzelnen sorgen müsse *^). Die Stadtobrigkeit 
erscheint daher nicht nur berechtigt wie verpflichtet, die Marktpolizei 
über die zur physischen Ernährung nothwendigen Produkte zu üben, 
es ist ebenso ihr Recht und ihre Pflicht, im Interesse des »gemeinen 
Nutzens und Frommens« die gesammte Produktion, Vertheilung und 
Consumtion zu überwachen, und wo es jene Pflicht erheischt selber 
in diese bestimmend einzugreifen. Die Städtegeschichte des Mittel- 



15) Charakteristisch ist in dieser Hinsicht eine Bestimmung; des Raihs zu Lübeck 
betreffs der Ueb ertragung der Goltschmiedsbuden vom J* 1531 (Wehrm. S. 222). 
Dieselbe beginnt: De ersame radt der stadt Lübeck hefft in betrachtinge genamen 
datt na gelegenheitt dusser iidt dem ambte der goldtsmede darsulvest an oren neringe 
affbrock wert tbokamen, vnd darynnen vor gudt angesehen, darmitt de personen 
dessulven amptes bi lives neringe bliven, ock tho orer kinder er- 
liker yersorginge desto beth geraden mochten, deme ampte natogerenn 
Yth gunstiger thoneginge dessen artikel, also datt etc. Auch das Preussische Land- 
recht steht noch auf diesem Standpunkt. Die wenig bekannten Bestimmungen lauten 
AUg. Landr. Tbl. II Tit. 19 §.2: „Denjenigen, welchen es nur an Mitteln und Ge- 
legenheit, ihren und der Ihrigen Unterhalt selbst zu verdienen, ermangelt, sollen 
Arbeiten, die ihren Kräften und Fähigkeiten angemessen sind, angewiesen werden." 
(Klarer kann das Recht auf Arbeit nicht ausgesprochen werden.) §. 3: „Die- 
jenigen, die nur aus Trägheit, Liebe zum M fissiggange , oder andern unordentlichen 
Neignngen die Mittel, sich ihren Unterhalt selbst zu verdienen, nicht anwenden 
wollen, sollen durch Zwang und Strafen zu nützlichen Arbeiten unter gehöriger 
Aufsicht angehalten werden^'; und A. L.-R. Thl.ll Tit. 13 §.3 ist von den Pflichten 
des Staatsoberhaupts die Rede: „Ihm kommt es zu, für Anstalten zu sorgen, wodurch 
den Einwohnern Mittel und Gelegenheit verschafft werden, ihre Fähigkeiten und 
Kräfte auszubilden, und dieselben zar Beförderung ihres Wolstandes anzuwenden.*' 
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alters enthält auf jeder Seite fast derartige »Uebergriffe« der Obrig- 
keit in die wirtbsdiaftliche Freiheitssphäre des Einzelnen, fiberall aber 
ist jenes sittliche Ziel das Motiv. Nicht nor, dass sie fiOr die Be- 
schäftigung und Ernährung der Unbeschäftigten Sorge trugen^*) oder 
den einzelnen Gewerben gemeinnützige Einrichtungen ans Stadtmitteln 
errichteten, sie Hessen auch, wenn einzelne gewerbliche Arbeiten nicht 
in der Stadt verrichtet wurden, Handwerker dieses Gewerbes aus an- 
dern Städten unter besonderen Vergünstigungen kommen, damit diese 
Arbeit in Zukunft in der Stadt nicht unvertreten sei^O- 



16) Mit aus diesem Grunde errichtet x. B. in Lübeck im J. 1653 der Rath 
ein neues Amt, die „fynen nygen Labenmaker*^ Der Anfang der am 29. Juli 1568 
gegebenen Rolle desselben lautet: „Sy witlick, dat ein Erbar Radt der Stadt Lübeck 
tbo forderung ynd gedye des gemeinen besten ynnd wolffart der 
armuet, darmit yele junges volckes, so tho leddich gande genegt, ynd dar dorch yn 
yerdarif geraden, yan j5get yp thom arbeide ynnd syttende gewennet, ynnd also 
dorch lidlickenn arbeit, alss spynnen, ynd wullekratzent , welches de joget wol doen 
ynnd also de kost erlich erweryen kan, hefft vpgericbtet eyn Lackenmakerampt, ynd 
densulyen nachfolgende rulle gegeyen ynd dar inne eine ordenung yerramet und yor- 
gestellet, welcher gestalt die Lakenmakere sick in obrem ampte ynnd laken makende 
holdenn schollenn, wie nachfolget*': (Wehrm. S. 300). 

17) Es mag genügen, in dieser Beziehung nur einzelne Beispiele anzuführen. 
Wie in Augsburg wurde in Regensburg im J. 1358 beschlossen, auf Kosten 
der Stadt ein eigenes Manghaus zu erbauen. Gemeiner bemerkt in seiner „Reichs- 
stadt Regensburgischen Chronik^' Bd. II S. 104 zum J. 1358: „Es wurde für den 
grössten Ruhm einer Stadt gehalten, wenn alle Arten yon Nahrung und Gewerbe 
in selber getrieben wurden, und für Pflicht der Obrigkeit, dem Aufkommen ihrer 
Bürger auf alle mögliche Weise behilflich zu sein. Daher wurden in der Folge der 
Zeit auf gemeine Kosten eigne Werker errichtet , in diesem Jahre ein Manghaus lu 
bauen beschlossen, und zu dem Endzweck nicht allein der Stadt Antwerchmeister 
nach Augsburg, das dasige Manghaus zu besichtigen, geschickt, sondern auch fremde 
Mangmeister yon andern Orten hierher berufen/* (Aus der Kammerrechnung.) Eben- 
daselbst hatte die Stadt eine Menge yon Mühlen zu yerschiedenen Zwecken erbaut. 
So wurde auf öffentliche Kosten im J. 1379 eine Schleifmühle bei der Neumühle er- 
baut; um diese Zeit besass die Stadt aber schon die Hofmühle an der Brücke und 
die Schiffsmühlen an den Stecken (Gemeiner a. a. 0. zum J. 1379 S. 193). Nach- 
dem im J. 1384 die Herzoge Stephan, Friedrich und Johannes yon Baiem das 
Bäckergewerbe, das bis dahin eine hofrechtliche Innung, deren Mitglieder yon den 
Herzögen zum Gewerbebetriebe yerstattet wurden , gewesen zu sein scheint (yergL 
die Urkunde yon diesem Jahre bei Gemeiner a. a. 0. S. 210), frei gegeben hatte, 
erbaute im J. 1392 der Rath Brotladen auf der Heubart und am Markt, lyelche dem- 
nächst gegen die Pflicht zur Instandhaltung und gegen Va Pfund Zins unter die 
Bürgerschaft yerlost wurden (Gemeiner a. a. 0. zum J. 1392 S.288). — In Ess- 
lingen waren yerschiedene Mühlen ebenfalls städtisches Eigenthum; als solche 
werden erwähnt eine Oelmühle, eine Pulyermühle, eine Schleifmühle, eine Würz- 
mühle (K. Pf äff, Geschichte der Reichsstadt Esslingen. Esslingen 1840. S. 185), 
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Aus dieser Pflicht der Stadt, für das Wohl ihrer Mitglieder zu 
sorgen, und aus der ihr zu Grunde liegenden Auffassung der Stadt- 

auch eine eigene Sägoiühle besass die Stadt auf dem Lofawasen; 1500 wird für die- 
selbe eine eigene Ordnung gegeben , und in derselben u. a. dem städtischen Sage- 
müller die Preistaxe bestimmt (Pf äff a. a. 0. S. 199 Note 30). Aus dem 15. Jahr- 
hundert wird eine städtische Ziegeihdtte genannt, för die die Stadt den Ziegler be- 
Btellte; 1457 bekam derselbe, um das Geschäft beginnen zu kSnnen, noch 40 Pfund 
Heller (= 800 Schillinge, Pfaff S. 255) Vorschuss, ausserdem Steuer- und Wach- 
freiheit. 1484 beschloss der Ratb, jeder Ziegler solle einen halben morgen Wald 
zur Benutzung erhalten, jährlich 10 fl. Pacht geben, und die Hütte in gutem Zu- 
stande erhalten (Pfaff a. a. 0. S.215). Am 29. November 1406 nahm der Rath 
den Claus Dyel zum Färber an, gab ihm einen Platz zu Haus und Hof und be- 
freite ihn auf 9 Jahre von allen Abgaben ; dafür musste er för sich und seine Nach- 
kommen versprechen, das Handwerk beständig zu treiben. 1456 wurde von der 
Stadt sogar ein eigenes Färbehaus eingerichtet (Pfaff S. 205). Im J. 1435 liess 
der Rath 5 Barchenlweber aus Ulm, Biberach und Nordlingen kommen, nahm sie 
in's Burgerrecht auf, zahlte jedem 15 fl. baar und streckte ihm noch dazu auf 5 
Jahre 20 fl. vor (Pfaff S. 205, 206). Um dieselbe Zeit wurde eine Bleiche ein- 
gerichtet und Peter Holzkirch von Ulm am 25. Februar 1435 auf 5 Jahre zum Bleich:- 
meister angestellt; er erhielt von der Stadt 20 fl. baar und 30 fl. als Darlehen. — 
Hierhin gehört auch eine in der „Zeitschrift für deutsches Alterthum", herausgegeben 
von M. Haupt, Bd. IH S. 230 ff. publicirte Erzählung des Buchsenmachers der Stadt 
Z erbst, mit Namen Syverd Luden, über seine im Jahre 1393 erfolgte Gefangen- 
nehmung. Derselbe wlar 5 Jahre vorher als Büchsenmacher der Stadt unter folgenden 
Bedingungen angestellt: wy ratmannen Schoppen innigmeystere borgher ghemeynn 
der Stadt to Cerwist bekennen openbar in dissem ieghenwerdighen breue, vor allen 
luden, dat wy hebben entfanghen Mester syuerd luden to eyneme dener unser stad 
und «cal bered wesen myd den bussen, to denende bynnen der stad edder dar buten 
van men des wert bederuen unde scal de bussen an richten myd pulvere med al 
deme, des men dar to wert bederuen med syme arbeyde vnd med der stad koste. 
vnd scal en geyme heren edder stad bussen gheten edder dynen wedder unser stad 
Wille, vor dissen vorghescreuen denst scal he wesen Scotes vry vnd scolen eme 
gheuen von der stad wegen to Cerwist alle jar uppe sunle Johannes baptistenn dach 
ver mark gheldes vnde enn halve mark Cerw ister weringhe to syner kledunghe to 
synem lyue, de vile dat he an dem dinste wil blyuen. etc. S. 231, 232. — Auch in 
Lübeck waren die auf dem Markte befindlichen Verkaufsbuden der verschiedenen 
Handwerker städtisches Eigenthum; das Yerzeichniss der Kämmerei -Intraden vom 
J. 1262 (Urk.-Buch der Stadt Lübeck. Th. I Urk.269 S.247flf.) erwähnt die Ein- 
künfte aus den tabernis cyrotecariornm , pilleorum , pellificum , kuterorum , der ta- 
bema clipifica und sub Lohns. Andere hatten die Bechermacher (Urk.-Buch Tbl. II 
S. 1063), Nätler (Urk.-Buch Tbl. II S.1024 und 1062), die Goldschmiede (Urk.-Buch 
Tbl. II S. 1023 und 1047), die Schlächter (vergl. Grautoff, Lübische Chroniken 
ThL I S.491; Pauli, Lübeckische Zustände zu Anfang des 14. Jahrhunderts. Lü- 
beck 1847. S. 48ff.) u.^. von der Stadt gemiethet. Aus den Zunftrollen sei hier 
nur an das Amt der Kohlenmeister und die Art der Kohlenbesorgung, worüber aus 
dem 15. Jahrhundert einige Verordnungen vorliegen (vergl. Wehrm. S. 443 ff.), er- 
innert. Wehrmann bemerkt dazu Folgendes S.443 Note 211: „Zwei Schmiede, in 
IX. 2 
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gemeinde als einer selbstständigen und sittlichen Qenossenscbait, hat 
sich das Recht auf Arbeit, auf dem das ganze Zunftwesen basirt, 

entwickelt. 

Die Stadt, d. h. die Gesammtheit der städtischen Einwohner, be- 
darf, um ihre Bedürfnisse zu befriedigen, einer bestimmten gewerb- 
lichen Arbeit. . Die Ausführung dieser Arbeit, welche bei freiem 
Betrieb und Verkehr für Producenten wie. für Consumenten keiner 
Schranke unterliegt, war damals gesetzlich geregelt. Jene Arbeit 
auszuführen, wird als ein Recht aufgefasst und als das Recht 
auf ausschliessenden Gewerbebetrieb und Absatz inner- 
halb der Stadt und der städtischen Bannmeile der Gesammt- 
heit der Gewerbetreibenden der Stadt, d. h. den städtischen Bürgern 
gegenüber den fremden zugesprochen. Diesem Recht der Producenten 
entspricht als Gorrelat die Pflicht der die Bedürfnissbefriedigung 
suchenden Städtebewohner (Consumenten), die gewerbliche Arbeit bei 
d^ mit jenem Recht Beliehenen machen zu lassen. So sind von vorn- 
herein rechtlich die Consumenten auf einen bestimmten Kreis von Pro- 
ducenten angewiesen und das allgemeinste. Verhältniss zwischen beiden 
nimmt bereits die Gestalt eines rechtlichen Zwangsverhältnisses an. 
Dies Zwangsverhältniss, als das Recht, die einem bestimmten Absatz- 
gebiet pothwendige gewerbliche Arbeit allein verrichten zu dürfen und 
als die Pflicht der Consumenten, die Arbeit nur von diesen berechtigten 
Producenten machen zu lassen, bezeichnen wir mit dem Worte: Zunft- 
zwang im Allgemeinen"). 



d«r Regel ein Aeltermann und ein Amtgbroder wurden jedesDml ffir ein Jabr, vom 
Rathe zu Koblenmeistern bestellt. Ihnen lag ob, dafür zu sorgen, daas immer ein 
hinlänglicher Vorrath Ton Holzkohlen in die Stadt kam , und den Verkauf desselben 
80 zu leiten, dass Jeder seinen Bedarf 'erhielt, aber auch nicht mehr. Wer ein 
ganzes Fuder kaufen wollte, wandte sich an sie und erhielt es durch ihre Vermitt- 
lung, indem sie die mit Kohlen in die Stadt kommenden Bauern anwiesen, wo sie 
abladen soUten. Für ihre Mühewaltung erhielten sie eine bestimmte Gebühr. Blit 
dem Verkauf in kleineren Quantitäten (vthsellen myt der mate) war eine bestimmte 
Anzahl von Personen vom Rathe bestellt.^' — Andere Fälle, in denen die Stadt- 
obrigkeit , wenn ein Gewerbe zu schwach war, oder ganz fehlte, es durch Herbei- 
sieben von Fremden zu begründen oder zu verstärken suchte, in der Abbandl. Znr 
Geschichte der deutschen Wollenindustrie in Hildebrand 's Jahrbb. t Nationalok. 
u. Stat. Bd. VU S. 127 ff. 

18) Pie Bezeichnung Zunftzwang im Allgemeinen trifft nicht ganz zu, weil 4i6s 
Zwan|;tfverhältniss an sich noch nichts mit den Zünften zu tbun hat. Dies Rech^ 
dessen historischer Ursprung vielleicht in dem alten Hoorecht und der Fronh^ls- 
wiribschaft, in der auf der einen Seite der Froaberr für die Ernährung der b«f- 
hörigen Handwerker Sorge zu tragan und andererseits in Folge seines HerrscbfUU* 
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Man Würde gewiss sdir irren , wollte man diesen mm Bedit ge^ 
wordenen Zustand — und dies gilt für das Zunftwesen jener Zeit Über- 
haupt — als einen den realen wirthschaftlichen Interessen der Stadt- 
gemeinde widersprechenden, als einen zu Gunsten Einzelner einseitig 
octroyirten und die Gesammtentwickelung auf Kosten Einzelner hem- 
menden Rechts- und Wirthschaftszustand begreifen. Sicherlich muss 
das Gegen theil angenommen werden. Das Wohl der Gesammtheit 
bildet in der Blüthezeit des deutschen Städtewesens das Alpha und 
Omega des Städtelebens. Wie das Recht, wo es sich als Gewohnheits- 
recht entwickelt, nur der gesetzlich anerkannte Ausdruck des durch 
die Gesammtheit aller Lebensverhältnisse, vomehmlieh auch der wirth- 
schaftlichen, bedingten Zustandes der realen Verhältnisse ist, so werden 
wir auch in diesem Recht nur die Sanctionirung eines im natürlichen 
Causalzusammenhange der Verhältnisse gewordenen und thatsächlich 
bestehenden Zustandes erkenne» dürfen. Erwägen wir überdies d^ 
von der Gegenwart völlig verschiedenen wirthschaftlichen Qesammt- 
zustand jener Städte, mit der Schwierigkeit und Gefährlichkeit des 
Transportwesens, mit dem Mangel an Kapital und fabrikmässigem Be- 
trieb, so kann auch dies Recht auf Arbeit nicht so sehr Wunder 
nehmen. Wir werden überdies im Verlauf der Darstellung sehen, wie 
die bei consequenter und absoluter Anwendung dieses Rechts nothwendig 
gefährdeten Interessen der den Producenten als Stadtmitglieder gleich- 
berechtigten Consumenten durch eine Reihe vorsorglicher Einrichtungen 
gewahrt wurden. 

Die gewerbliche Arbeit theilt sich nach dem Gesetz der Arbeits- 
theilung in verschiedene Zweige, die Anfertigung dieser so geschiedenen 
Einzelprodukte wird als ein besonderes und selbstständiges Gewerbe, 
als ein besonderes Handwerk betrieben, innerhalb dessen die Arbeits- 
theilung noch zur Theilung der einzelnen Verrichtungen vorschreitet. 
Diese Scheidung geht in der Entwickelungsgeschichte der gewerblichen 
Arbeit der Zunftbildung vorher, und hatte sich schon lange vor Ent- 
stehung der Zünfte, sogar bis za einem sehr hohen Grade in Deutsch- 
rechte fremden Zuzüglern das Recht , auf seinem Hofe produciren zu dürfen , zu er- 
tbeilen hatte, gesucht werden muss, halte sich vielmehr schon Tor Entstehung der 
Zinfte entwickelt und bestand yermuthllch schon zu der Zeit, als das Recht zum 
Gewerbebetrieb jeder Art lediglich ?on der Obrigkeit gegen die bestimmte Abgabe 
ertheillr wurde (rergl. Note 27). Wie weit diesen Schutz der einheimischen Pro- 
duktion gegen die fremde vielleicht das Bestreben, in den neu angelegten Städten 
oder in den zu Städten erweiterten FrohnhÖfen neue Zuzügler als Producenten an- 
zmiedeln umd so die Zahl der BevSIkerung und die Macht der Stadt zu erhöhen, 
heiMgeführt hat, wollen wir hier nicht näher untersuchen. 
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land vollzogen'*). Freilich übt auch während der bestehenden Zunft- 
Organisation das Gesetz der Arbeitstheilung nach wie vor seine Wirkung 
und innerhalb derselben finden wir, wie die Vereinigung früher ge- 
trennter Arbeitszweige*®), auch die Scheidung eines solchen in zwei 
oder mehrere andere*')» ™ Allgemeinen jedoch war dieser Prozess 

19) Vergl. rar die älUre Zeit die Anm. 304, 3p6. — Fflr Lübeck fikbrt das 
in der Note 17 erwähnte Kaminerei > Verzeichniss vom J. 1262 (Urlc. -Buch Tbl. I 
S.252) bereits als getrennte Gewerbe (ob es schon Aemter gewesen, wissen wir 
nicht) die Anfertigung von schwarzen und von rothen Gürteln (facientes nigros cyn- 
gulos dant annuatim de foro XXII sol. ; terminus istorum est in Pascha. Ruffos 
cingulos facientes dant I marcam; tdem terminus), ebenso die Anfertigung von 
Pelzen aus Schaffellen und aus WildfeUen (domus pelUficum sohlt annuatim XX 
marcas den.; de quibus dant illi cum opere agnino Xllllor mar, et illi cum pulcbro 
opere dant YI marc (ebendas. S. 249) auf, und das Kämmereibuch vom J. 1259 
nennt unter den aufgenommenen Bürgern neben Drechslern noch Ringdrechsler, 
Boltendrechsler , BQchsendrechsler und Schachtschneider (vergl. Wehrm. Einl. S.7 
und Mantels, lieber die beiden ältesten Lfibeckischen Bürgermatriiceln im Osler- 
Programm des Calharineums. Lübeck 1854. S. 26). — In Köln waren nach der 
bekannten Urkunde der Bettziechenweber vom J. 1149 (Lacomblet, Urk.-Budi 
Bd. 1 S. 251) schon vor ihrer Bestätigung als fraternitates die Gewerbe der cultores 
cttlciirarum puluinarium und der textores peplorum geschieden. In Bremen war 
nach den von Bohmert, Beitrag zur Geschichte des Zunftwesens (vergl. S. 15) 
publicirten Urkunden im 13. Jahrhundert die Beschäftigung, Schuhe zu verfertigtn, 
schon in 3 Gewerke getheilt; es werden genannt 1) diejenigen, welche schwarze 
Schuhe fertigen (hi , qui nigros calceos operaniur) , die späteren sutores vulgariter 
dictt Schwarten Schomakere; 2) die Alutarii, Corduaner, welche auch Schuhe machten, 
aber keine schwarzen, wie die sutores; 3) die allutores, allutifices, Lohgerber, 
Lore. — Als denen, qui nigros calceos operaniur, eine perpetua fraternitas bewilligt 
(coUata) wird, war diese Scheidung schon erfolgt (vergl. Rolle der sutores toq 
1274 bei Bohmert a. a. 0. Urkunde Nr.3 S. 69). 

20) In Lübeck z. B. werden im Jahre 1514 die beiden Aemter der j^nygen 
vnd olden scliroder^^ (vergl. die Rolle vom 10. Februar h. a. im Anfang: Wittiich 
vnnd apenbar sy, datt, nadem vnnd alss binnen dusser stadt Lübeck de nynn vnd 
olden Schröder twe geschedene ampte vnd rullen hebben gehatt vnd twisschen den- 
suiven vele tristes , vngunstes , Verfolges vnd wedderwardicheit bether stedes gewesf, 
darutth mestlick sick vororsakende vnd herkamende, dat de eyne den anderen vmme 
avertredinge ohrer rullen vnd missbrukinge obres arbeides vor deme wedde beschul- 
diget, so dat also vnd derwegen witiicken vnd vnwitliken, vele Tordechtlicke ock 
hose vnd villichte meyne eyde mochten gescheen syn, so beift ein Ersam Rhatt etc. 
Wehrm. S. 426), im Jahre 1620 die beiden Aemter der Kistenmaker und Snid- 
decker, im J. 1651 die Maurer und Declcer, im J. 1664 die Pelzer und Rotliidscber, 
1666 resp. 1669 die Roth- und Weissbrauer zu einem Amte vereinigt (vergl. Wehr- 
mann Einl. S. 57). — In Bremen wurde 1635 das Schumacher- und Tflffel- 
macheramt vereinigt (vergl. Bohmert, Beitr. z. Zunftwesen. Urk* Nr. 20 S.S7). . 

21) Derartige Trennungen liegen für Lübeck in den RoUen urkuadlich vor. 
So wurden z. B. im J. 1386 geschieden die Aemter der curzenwerter ttnd Bwit- 
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bereits vorüber. In der Zunftorganisation aber — das ist die Wirkung' 
dieser — wird jedes selbstständig betoiebene Gewerbe einer Stadt zur' 
corporativen Genossenschaft"), der Alle, welche das Gewerbe» 
treiben, angehören. Das Arbeitsgebiet des einen Handwerks, bei freiem 
Gewerbebetrieb gegen andere nicht abgegrenzt noch bestimmt, wird 
nunmehr gegen andere scharf abgesondert, in sich theils durch Ver- 
handlungen mit andern 2<ünften theils durch Schiedsspruch des Baths 
genau festgestellt und jede Grenztiberschreitung sorgfältig zu verhindern 
eventuell zu bestrafen gesucht. Dass diese scharfe Absonderung des 
Arbeitsgebiets , welche zwar die Vortheile der Arbeitstheilung für die 
Produktion entwickelte, aber den nicht minder wichtigen Factor der 
Arbeitsvereiuigung ausschloss, mit der Entwickelung der Produktion 



maker (vergl. Rolle der Bunlmaker von 1386, Wehrm. S. 190: In den jaren vnses 
herrn MCCCLXXXVI do wart gescheden dat ampt der curzenwerter vnde der bunt- 
maker). Ebenso schon vorher im J. 1359 die Heroensnidere und Budelmaker (vergl. 
R. derselben vom 28. September 1359, Wehrm. S.376: Witlik sy, dat vnse ampte 
der remensnidere vnde der budelmakere ghescbeden synd van den «rbaren, vnsen 
heren, dem gantzen rade to Lubeke, in desser wize etc.). Die Vilt«re trennen sich 
in die Aemter der Filzmacher, Hutmacher und Hutstaffirer (vergl. R. der Viltere 
von 1507, Wehrm. S. 471 und Note 220 u. 224); Maler und Glaser, früher in 
einem Amte wie überall (vergl. die Ordnung der Glaser und Glasmaler zu Freiburg 
i/B. von 1484, Mone, Zeitschrift Bd. XVI S.162), werden im J. 1666 zwei Aemter 
(Wehrm. Einl. S. 57); über die Anfertigung von Messern bemerkt Wehrmann in 
Note 207 zur Rolle der Smede und Meslbereders von 1479 (S. 439): „Die Messer- 
macher hatten früher ein besonderes Amt gebildet und als solches eine Rolle gehabt. 
Sie hatten Klingen geschmiedet und zugleich mit Griffen versehen. Später waren 
die beiden Geschäfte getrennt. Die Terfertiger der Klingen waren in das Amt der 
Schmiede, vielleicht von diesen dazu genöthigt, übergetreten, und das ehemalige 
Amt bestand nur noch aus den sogenannten Messerbereitern, welche Klingen und 
Griffe zusammensetzten, wobei ihre Arbeit hauptsächlich darin bestand, die letzteren 
durch Kunst zu verzieren.'* 

22) Vergl. Dietzel, Die Volkswirthschaft etc. Frkf.1864. S.347: „Nachdem die 
einzelnen Gewerbe sich gesondert haben, bestehen für jeden Gewerbetreibenden ausser 
den gemeinsamen Interessen, welche sich auf die ganze gewerbliche Arbeit beziehen, 
noch andere, welche ans dem Wesen des bestimmten einzelnen von ihm betriebenen 
Gewerbes folgen. Während jene durch den Verband der ganzen gewerbtretbenden 
Classe verfolgt werben , bildet sich naturgemäss für diese eine Verbindung der Be- 
treiber desselben Gewerbes, weil nur diese gleichmässig von den Interessen berührt 
werden, welche sich an' das bestimmte einzelne Gewerbe knüpfen. Diese Verbindung 
heisst die Zunft, welche demnach die Unternehmer desselben Gewerbes in der Stadt 
umfasst, um durch das Zusammenwirken ihrer Kräfte und die Unterordnung der 
Einzelnen unter die Gesammtheit diejenigen aus dem Wesen des Gewerbszweigs 
folgenden, also für alle einzelnen Unternehmer vorhandenen Bedürfnisse zu be- 
friedigen, welche die alleinstehenden Einzelnen nicht zu befriedigen im Stande sind.^ 
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und dei* getrerbliehiBn Arbeit auf die Dauer unhaltbar und deshalb, 
vi&m jede Zunft an ihrem Beeht wie an dem »Schein« festhalten wollte, 
die Qudle fortwährender Streitigkeiten werden musste, war eine wirth- 
schaftliche Nothwendigkeit *'). — In der so gegliederten Gesammt- 
Produktion geht das Becht der Gesammtheit der Producenten gegen- 
über den Cionsumenten auf die einzelnen Produktionszweige über, und, 
wie dort die Gesammtheit, haben nun auch hier die einzelnen Zünfte 
ein Becht auf Arbeit ^^), das Becht auf die Anfertigung aller 



28) Auch die hier Torliegenden ZunftroUen enthalten aos Lübeck eine grosse 
Zahl derartiger CoUisionen und Streitigkeiten, welche demnächst durch den Rath 
entschieden werden mussten. Ohne weiter auf diese Streitfalle und deren Tergchieden- 
artige Entscheidung einzugehen, begnügen wir uns, auf die betreffenden Urkunden 
zu verweisen. Solche Collisionen waren entstanden zwischen Repem und Segel- 
machem (R. von 1390, Wehrm. S. 386), Schomakern und Lorem (R. Ton 1398, 
1404, 1466, Wehrm. S. 416 — 418), AUschroderen und nyen Schroderen (R. von 
1384, 1449, 1453, Wehrm. S. 425 ff), Schomakern und Witgerwern (R. tob 1406, 
ebendas. S. 394), Schomakern und Glotzenmakern (R. von 1435, 1443, R. zwischen 
1488 — 1493, ebendas. S. 213, 214), Grapengetern und Apengetern (R. von 1439, 
ebendas. S. 227), Grapengetern und Kannengetern (R. von 1442 und 1513, ebendas. 
S.228, 229), Kuntormakern und Tymmerluden (R. von 1457, 1499, ebendas. S.298), 
Kuntormakern und Kystenmakern (R. von 1470, ebendas. S. 299), Tyminerluden und 
Kystenmakern (R. von 1464, ebendas. S.468), Smeden und Meslbereders (R. von 
1479, ebendas. S. 439), Rotlasscher und Loren (R. von 1474, ebendas. S. 394), 
Smeden und Stalmengern (diejenigen, welche Eisen- und Stahlwaaren feil hatten, 
die spateren Eisenkrämer, R. von 1483, ebendas. S. 441), Rotloschern und Sal- 
lunenmakern (R. von 1497, ebendas. S. 395), Smeden und Sadelmakern (R. von 
1494, ebendas. S. 442), Rotlesschem und Hudekopern (R. vom Ende des 15. Jahr* 
hunderta, ebendas. S. 395), Tymmerluden und Sniddeckern (R. ven 1503, ebendas. 
S.469), Holtenluchtenmakern und Isemluchtenmakem (R. von 1585, ebendas. S.245), 
Schomakern und OUlapern (R. von 1532, ebendas. S. 346). — Aus Regensburg 
führt Gemeiner a. a. 0. swei Urk. von 1244 und 1315 (Bd.I S.348ff.) an, in 
denen ein derartiger Streit zwischen Schumachern und Schuflickern daselbst ent- 
schieden wird. — Die Zunftartikel der Glaser zu Freiburg i/B. von 1513 (Mone, 
Zeitschrift XVL 164) erweisen derartige Streitigkeiten zwischen Glasern, Badern 
und Scherern daselbst. 

24) Vergl. die Yerordn. für die Gürtler zu Nürnberg aus dem 14. Jahrhundert: 
„Auch «<«ol nyeman dheinen gaste auz der Stat oder hie ynnen nichts ze arbeiten 
geben bey v Pf. Hallern*' (Siebenkees, Materialien zur Nürnbergischen Geschichte. 
Nürnberg 1792—1795. Bd. lY S. 685). Dies Recht entsprach so sehr dem natür* 
liehen Rechtsbewusstsein jener Zeit, dass, wo in den Lübeckischen Rollen davon 
die Rede ist, — und das geschieht nicht selten — , es als ein Recht bezeidinet wird, 
das ihnen von Gott gegeben ist. Vergl. z. B. R. der Biintmaker (die Buntmaker, 
später Buntftttterer genannt, verarbeiteten Felle aller Art mit Ausnahme von Schaf- 
fellen, hauptsächlich die Felle von Eichhörnchen. Wehrm. Anm. 12 S. 190) ven 
1386, (Wehrm. S. 190) im Anfange: „G.y erbaren heren van Lubeke, wy danken 
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dem der &nft zuge^viesenen ArbeitsgeMete angebörigeQ EiBxdpro- 
ducte. In diesem Kteht ist enthalten die Ausschliessung aller andern 
Produeenten von der Anfertigung und dem Absatz dieser Producte im 
nerhalb des Absatzgebietes der Zunft ^*), ihm entspricht auf der andern 
Seite die Pflicht der Gonsumenten, die bestimmte Arbeit, deren sit 
bedürftig sind, von keinem Andern, als dem das Recht auf diese Ar- 
beit verliehen ist, vornehmen zu lassen 2®). Diese Momente maeben 
den Inhalt des Zunftzwanges im Besondern aus^^). 



jv leCHken vnde Truntliken, dat wy hebbj)n de gnade ynde macht, Tan godeynde 
van Jy, dat wy moghen buntiverk maken vnde alle wiltwerk ?nde irna dar vement 
an to hinderende" etc. und.R. der neteler ?on 1356 (Wehrm. S. 340): ,yYortmehr 
hebbe wie ein recht van Gade vnd van den heren, dat nemant schall nattelen 
seilen tho Lubecke, men de nattelers, de dar sitten in der heren winne/* 

25) Die Städtewirthschaft des Mittelalters kennt noch keine Schutzzolle zur 
Beför'derung der einheimischen Industrie. Sollte die fremde Produktion der ein- 
heimischen keine gefährliche Concurrenz machen, so wurde sie einfach yerboten« Wo 
aber fremden Waaren Zölle auferlegt werden, sind es reine Finanzzolle, die von 
ihnen wie von den einheimischen Produkten genommen wurden. 

26) Daher verbot z. B. der Hegensburger Rath den Bürgern der Stadt , Tuche 
von Webern auf dem platten Lande weben zu lassen. Gemeiner a. a. 0. Bd. I 
S. 381 (Item sol auch niemand sine tuch arz der stat in daz gawe zu weben geben). 
Dasselbe war den Gewandmachern in Frankfurt a. M. untersagt (Urk. von 1355 
bei Böhmer, Codex diplomaticus Moenofrancofurtanus. Tbl. I. Frankfurt 1836. 
S. 722.) 

27) Die geschichtliche Entstehung und Entwickelung des Hechts des Zunft- 
zwanges, welche In die bisher wenig erforschte Periode der Zunftentstehung fSUt, 
ist zur Zeit noch sehr dunkel. Es würde uns zu weit führen, hier apeoieller auf 
dieselbe einzugeben, wir beschränken uns auf folgende Bemerkungen. 

Schwerlich darf angenommen werden, dass das Recht des Zunftzwanges, als das 
Recht, dass Niemand, der nicht zur Zunft gehöre, ein zünftiges Gewerbe in der 
Stadt betreiben dürfe , von Anfang an mit der Zunft nothwendig verbunden gev^esen 
sei. Wahrscheinlicher ist, dass anfänglich die Zunft, auch nachdem sie obrigkeitlich 
anerkannt worden, freie Genossenschaft gewesen, neben der Andere, nicht zu ihr 
GehStige, dasselbe Gewerbe betreiben durften, und dass jenes Recht des Zunftzwan- 
ges als ein besonderes Privilegium erst allmählig von der Zunft erkämpft werden 
musste, erst allmählig zum integrirenden Bestandlheil der Zunftbefugnisse wurde« 
Und da dies im Laufe der Zeit überall geschah, so gehört für die spätere Zeit aller- 
dings jenes Recht zu den wesentlichen Merkmalen der Zunftgenossenschaft, die da- 
doreh eben auch aus einer freien zu einer Zwangsgenossenschaft geworden 
ist. — Das Recht des Zunftzwangs bedingt aber noch keineswegs das Recht sur 
Ertheilung der Concession zum Gewerbebetrieb. Beide sind wohl zu unterscheiden. 
Dieses stand als ein Hoheitsrecht von Anfang an dem Grundherrn in der Stadt, der 
Stadtobrigkeit, zu, und es ist mehr denn zweifelhaft, ob sie sich während des Be- 
stekens der Zunftorganisation jemals desselben begeben habe. Die Mitgliedschaft der 
Zunft ist eine Bedingung, die wie viele andere an die Erlangung des Rechts zum 
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Dies Becht ist schon bestimmter, als der Zunftzwang im Allgemei- 
nen; hier stehen als Berechtigte die einheimischen Producenten nicht 
mehr bloss fremden, sondern fremden und einheimischen Producenten 

* 

gegenüber. Soweit der Zunftzwang als ein Recht gegen andere Pro- 
ducenten in die concrete Erscheinung • tritt , hat er eine doppelte Na- 
tur; insofern Producte, welche zu dem Arbeitsgebiet einer bestimmten 
städtischen Zunft gehören, weder von auswärtigen Producenten in die 
Stadt zum Verkauf gebracht, noch von einheimischen, unzünftigen Pro- 
ducenten angefertigt werden durften, enthält er eine Prohibitivbe- 
fugniss, insofern aber derjenige, yelcher in der Stadt ein bestimm- 
tes Gewerbe betreiben wollte, um dies ausüben zu können, der Zunft 
beitreten musste, eine Zwangsbefugniss der Zunft. Wir kommen 
später darauf, welche Ausnahmen dies Recht im allgemeinen Interesse 
gehabt hat. Indem aber diese beiden Befugnisse zugleich die practi- 
schen Folgen des Zunftzwangs ausdrücken, so finden wir in den Zunft- 
rollen, so oft in ihnen von dem Recht des Zunftzwangs die Rede ist, der 
Natur der Rollen gemäss, wonach dieselben nur concrete Verhältnisse 
fixiren, dasselbe immer in der einen oder andern Befugniss mehr oder 
weniger klar erwähnt. Wir setzen zum Erweise einige der betreffen- 
den Stellen hierher. 

Als Zwangsbefugniss tritt der Zunftzwang im 12. Jahrhundert 
in einer der ältesten bekannten Zunfturkunden , in der Urkunde der 
Bettziechen weber zu Köln vom J. 1149 auf. Dieselbe lautet: Non la- 
teat . . . quosdam viros justicie amatores Reinzonem Wildericum Hein- 
ricum Eueroldum ceterosque eiusdem operis cultores fraternitatem tex- 
torum culcitrarum puluinarium pia spe perhennis vite conformasse et 
in domo ciuium inter iudeos sita ab aduocato Ricolfo a comite Her- 
manne a senatoribus a melioribus quoque tocius ciuitatis uulgi etiam 
fauore applaudente confirmatam suscepisse; hac uidelicet ratione, ut 



Gewerbebetrieb gekivüpft ist, aber die Zanft hat weder dadurch noch son»! das Recht 
jener ConcessionserUieilung proprio jure erworben. Wo, und das scheint Tielfadi 
der FaH gewesen zu sein, thatsächlich in den Städten die Befugniss zum Gewerbe*^ 
betrieb allein durch Meldung bei der Zunft und durch Erfüllung der von der Zunft Tor** 
geschriebenen Bedingungen erlangt wurde, durfte rechtlich das Verhältniss so Hegen, 
dass der Zunft in solchen Fällen die Ausübung des der Stadt zustehenden Rechts 
übertragen war; diese Uebertragung schliesst indess nicht das Recht zur eigenen 
Ausübung aus. Und dies wird mannigfacli anerkannt; hiervon haben die Stadtobrig- 
keiten später auch stets durch die Zulassung der „Freimeister'* Gebrauch ge- 
macht, und die Zünfte, wenn sie dagegen protestiren, thun dies nicht, weil der Raih 
nicht dazu berechtigt sei, sondern weil ihr materieUes Interesse dadurch verletzt 
werde. 
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omnes textorici operis cnltores (scilicet calcitrarum pulaina- 
rium), qui infra urbis ambitum continentur, siue indigene siue 
alienigene huic fraternitati quo iure a supra meiüoratis fratribus 
constat disposita sponte subiciantur. Ei uero aliqua enormitate ob- 
uiantes et subire non coacti nolentes, iudiciaria seueritate refrenati 
cum rerum detrimento subire et obsecundari tandem compellantur 
etc.*®). — Aus dem 13. Jahrhundert sind es vornehmlich die Baseler 
Zunfturkunden, in denen sie ausgesprochen ist. Die Metzgerurkunde 
vom J. 1248 lässt es noch zweifelhaft**), direct aber steht es in der 
Bestätigungsurkunde der Spinnwetter vom J. 1248: Qui vero huic so- 
cietati eorum, ut supra dictum est, interesse noluerint, ab officio ope- 
randi pro suo arbitrio in Civitate penitus excludantur ^^) ; ebenso in der 
Urkunde der Gärtner vom J. 1260: Wir erlouben inen euch, swer sich 
mit ir Antwerke begat, dass si den twingen mugent mit dem 
An t werk in ir Zunft '^). — Aus dem 14. Jahrhundert gehört 

2d)InLacoinblet, Urkundenbnch. Urk. Nr. 366 Bd.I S.261. — Aus dem- 
selben JabrhuDdert findet sich schon in der Urkunde vom J. 1106, in welcher Bi- 
schof Adalbert mit dem Burggrafeni "Werner in Worms eine Innung von 23 Erb- 
fischern errichtete (vgl. Arnold, Stadt everf. Bd. 1 S. 171. Schannat, Historia 
episcop. Wormat. T. II p. 62) eine Art Zunftzwang ; derselbe wird anerkannt in dem 
bekannten Privileg der Schusterinnung zu Magdeburg, welches derselben im J. 1157 
Erzbischof Wichmann ertheilte : Notum esse volumus, — quod officia civitatis nostre 
magna et parva, quodlibet in suo honore secundum ins et magisterium sutonim ita 
consistüre volumus, ut nullus magistratum super eos habeat, nisi quem ipsi ex com- 
nrani consensu magistrum sibi elegerint. Cum enim ins et distinctio, quae inter eos 
est, eos, qui eo iure participare non debent, ita exciudat, quod opus operatum 
alienigene infra ius communis fori vendere non debent, constitui- 
mas, ne alienigene opus sunm operatum ad forum deferant, nisi 
cum omnium eorum voluntate, qui iure illo, quod Inninge appeila- 
tur, participes existunt. Itaque ad recognoscendum annuatim Magdeb. Archi- 
episcopo duo talenta solvent, quae magister eorum praesentabit prout Archiepiscopus 
mandavit. (Bei Wilda, Gildewesen S.315 Anm. 6.) 

• 29) Nee alicui alteri persone, quam de ipsorum opere, in emendo et vendendo 
ea , quae ad eorum officium pertinere dinoscunfur , condictnm eorum infringere licet 
.... Qui vero ex ipsorum opere in eorum societate prout superius dictum est no- 
luerint interesse, nihil in communibus macellis, quantom in vendendo carnes agere 
habeant, imo etiam a tota communion^ eorum penitus excludantur. Urk. in Ochs» 
Geschichte der Stadt und Landschaft Basel. Leipzig u. Berlin 1786—97. 8 Bde. Bd.I. 
S. 318. 919. 

30) Ochs a. a. 0. I. S. 322. Wiederholt in der Bestätigung der alten Rechte 
der Spinnwetter in einer Urkunde vom J. 1281. Ders. a. a. 0. I. S. 399. 

31) Ochs a. a. 0. I. S. 351. — Ebenso in der Stiftungsurkunde der Weber 
vom J. 1268: Wir erloben inen ouch, swer dis Antwerck kan und das triebet, daz 
sie den mugen twingen mit ihr Antwerck in ihr Zunft; bei Ochs a. a. 0. I. S. 392 
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hierher die Bdle der Kannengieäser in Köln vom J. 1330: Euer so 
vil we dat inde gebedent, dat neman aigtermails egeinrehande werde 

wirken noch wen noch zu marte brengen noch in sal verkoyffen, id si 
alt of nuwe , noch mit im ze marte stain hemelichen noch oflFenbair, 
he in haue ir brüderschaph he in kunoe ir werck mit der hant 
etc."); aus Lübeck die Rolle der Leinweber: Item so en schal nyn 
wevere bynnen der lantwere wonen, he en sy borgere vnde hebbe am- 
metes rechticheit ghedan by in mark sulvere "). — Aus dem 15. Jahr- 
hundert die Ordnung der Glaser und Glasmaler zu Freiburg i. Br. 
vom 16. Juni 1484 nr. 1: Des ersten, welcher glasswerck by uns try- 
ben wil ;ind weltlich ist, der sol der glaser zunft koufen. Doch 
mag ein geistlicher ordensmah sinem gotzhuss wol arbeiten, also das 
er kein glaswerck umb verding mach sondern Ion heruss mach in kei- 
nem weg'*). — Aus dem 16. Jahrhundert die Rolle der Smede in 
I^übeck von 1512: Item schall nemant frombdes to vorfange dussem 



Vgl. euch die Ordnung der Kürschner tod 1280 (Fidicin, Hittor.-dipl. Beitr. Th.ll 
S.2) und der Wollenweber von 1295 zu Berlin (Der g. S. 8). 

32) Ennen und Eckerts, Quellen. I. S.388. 

33) Wehrmann S. 323. — Ebenso in der Rolle der Maler und Olasewcrter, 
welche vor 1425 gegeben ist (Ders. S. 827) und in der Rolle der Qarbnder von 
1376 (ebend. S. 205). 

In den von Böhmer publizirien Zunflurkunden heben auch mebrera ausdrick* 
lieh dag Recht des Zunftzwanges in dieser Form hervor. So die Urkundo über 
dio Gewohnheiten der Bäcker su Frankfurt von 1355 (Cod. Moenofr. I. 8» 6A0): 
auch hatten wir daz recht, das nymand in der stad snlde backin, he en- 
hette dan unsir zunfft; ez enwere dan eyn man, der ime und synem gosinda 
wolde backin. — Femer die Urkunde der Metzler derselben Stadt von 1355 (ebead« 
S.638): ... dat nymand ensal kein durfleysschs veyle han van aiders 
wegen her, dan meczeler, die by in der stad gesezsin sin, alzo daz man mit 
dem phunde uz snydet adir uz wyget ; wan eyn yglich man mag wale kovifea oyaoi 
Zentner dnrzfleysches adir zwene adir dry adir hundert, das gunnen wir ime wnlo 
und eymo yglich en und mag sie auch virkouffen, also das er sie nicht uz anydet adir 
uz wyget alze metzeler dun. — Ebenso in deraelben Urkunde , soweit sie von da» 
Gewohnheiten der Schuchwurtin (S.642) und der Steinmecten (S.647) hawielt. — 
Das Zwangsrecht wird auch in der Gewohnheit der Snyder daselbst noch hesondors 
hervorgehoben (S. 644) : wer hie nuwe rocke machen wil und eyn unbesprocben wum 
ist, da han wir die bescheidenheid gehabit von den burgemelstern, das sie uns eynoD 
richter darzu luhen, das wir die'dar zu dringen mochten, das sie unziY 
zunfft gehorsam worin. — Ebenso die Bestatigungsurknnde der Frivilegien 
der Altflicker zu Berlin von 1399 (Fidicin a. a. O. Thl. II & 120). 

34) Mono, ZeiUchr. Bd. XVI S. 162. — Aus Lübeck vgL die Rollo der Root- 
losschere vor 1471 (VTehrm. S..388), aus Worms die Ordnung der Hetzgor (macel* 
larii) von 1441 Nr.2 (Mone a. a. 0. Bd. XV S.292). 
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asq^e dck entholden o£fte hemelikeii asrbeiden bynnen der Stadt ofite 
landtwer, by broke dre marke salvers; welch meister ok datsulve wit- 
liken vorfaeiiget oSt^ tostadet, schall dergeliken dre marke sulvers vor-» 
borth hebben'*). 

Als Prohibitivbefugniss, als das Verbot fremder Waare fioh 
den wir es z. B. aas dem 14. Jahrbandert in der Bolle der Kannen- 
giesser zu Köln: Oich so wil wir dat inde gebedent ze halden, dat 

aigtermailz neman egeinrehande werck, id si alt of nuwe, van in busen 



kolne in binnen kolne brengen sal zu verkoyffen '^). — Femer in der 
Rolle der Neteler zu Lübeck von 1356: Vortmehr hebbe wie ein 
recht van Gade vnd van den heren, dat neman^ schall uattelen seilen 
tho Lubeke, men de nattelers, de dar Sitten in der heren winne®^); 
und in der KoUe der Pelser: Vortmer so en scholen hyr nmiQ gheste 
werk inbringen to vorkopende; alse mennich stucke, alse he hyr vor- 
kofft, alse mennige dre mark sulvers schal he wedden ^^). — Aus dem 
15. Jahrhundert vergl. die Bolle der Glotzenmakere in Lübeck von 
1436 : Item ifft we van buten glotzen hyr in brachte to kope, dat men 
den schole vorboden, vor jewelik par to weddende QI schillingh, vnde 



35) Wehr m. S.438. Die fraheren Rollen von 1400 und 1465 (D er 8. S. 433 ff.) 
enthalten darüber nichts. — Vgl. ferner die Bolle der Viltere von 1507 (Ptn. 
S. 476) : Vortmer so schal nemant bynnen dasser stadt hode maken edder formen, he 
gy denne bynnen dusseme ampte; och schal nemant hode sticken yp sine egene hant, 
he sy fruvre edder man , dan allene den mesttren in dasseme ampte Vmme er gelt 
vnde redelike belottynge, ynde scholen de vUte ran ene nemen vnde lieht Tan baten 
inhalen offte sick bringen laten,^by broke, eo vaken dat gebort, dre margk aulTora 
den bem to vorbreken. 

36) Ennen und Eckertz, Quellen I. S. 387. — Hierhin gebort auch eine 
Urkunde der Stadt Oppenheim, welche Frank in seiner Geschichte derselben S. 255* 
alifahrt Nach derselben verlieh König Rudolf von Habsburg im J. 1282 der ge«- 
dachten Stadt das Recht, quod nnllus extranens, cujuscunque conditionia ezistat, all- 
quem pannum laneum in ipsa Civitate Oppenheim debet incidere vel per uhiam Ten* 
dere, quia hoc per ipsos cives solummodo volumus exerceri. , 

37) l^ehrmann S. 340. 

38) Wehrmenn S. 359. Andere Beispiele: Rolle der Reper von 1890: Item 
so schal nemandt hyr bringen in diese Stat tho kope geslegen to«re, hempene edder 
baetene, edder andere gemaket wergk, dat vp vnse ampt drecht. — Ilem ock schal 
nen borger towe verkopen by lyspunden, by broke dre marck sulvers vnsen heren; 
bringet he dat hyr, he schal dat to rugge wedder vth foren vnd nioht vorwart, dat 
hebben wy btholdtn van vnsen erliken heren. (Wehrm. S.385.) Rolle der Bruwer 
van dem vromden ber von 1380: Witlik si, dat nen man schal wismersch beer 
bringen noch bringen laten in desse stat noch in dit drep noch in desse veitmarke, 
dat men vorkope, noch drinken late venne penninge u. s. w. (\¥ehrm. S. 185.) 
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nochtan dat gud nicht to vorkopende'^); und die Bolle der Bötteher 
von 1440: Yortmer bebbe wy van gnade weghen vnser leven heren, 
dat men bijr nenerleye nyn werk edder olt in de stat bryngben scbal 
to kope by III mark sulvers vnde dat ghud schal vorvaren syn*®). — 
Aus dem 16. Jahrhundert die Bolle der fynen nygen Lakenmakers von 
1553: Item eth scholenn ock den vmmeliggendenn stedenn nicht vor* 
gunte synn, wuUe alhie tho Lübeck tho spynnende tho bryngenn, dath 
dessenn meisterenn schadenn gifFt, by dem beschede, dath de spynner- 
schenn van dessen meisternn tho vuUer arbeith tho doende vnnd tho 
spynnende hebben*^); und die Bolle der fiademakere von 1508: Item 
schal neyn borger offt inwoner frombde rade kopen, vmme de deme 
ampte to vorfange wedden to vorkopende; worde dar emant aver be- 
funden, de schal dat wedden den heren vor islik stucke derdehalven 
Schillinge **). 

Dies Becht des Zunftzwanges erscheint als uneingeschränktes aber 
nur, insoweit Niemand, der nicht zur Zunft gehörte, nicht innerhalb 
der Stadt und der städtischen Bannmeile sich als Handwerker und Pro- 
ducent derselben gewerblichen Arbeit, welche die Zunftgenossen anfer- 
tigten, niederlassen durfte. Soweit es dagegen die Production gewerb- 
licher Arbeit innerhalb dieses Gebietes überhaupt, und soweit es die 
fremde d. h. die Production gewerblicher Arbeit ausserhalb dieses Ge- 
bietes und deren Absatz in der Stadt betraf, hatte es im Interesse der 
Consumenten seine Schranken und seine Corrective. 

Seine Schranken nach jener Bichtung^ hin in zwiefacher Weise. 
Zunächst durfte jeder Einzelne, was er für sich an Gebrauchswerthen 
von wirthschaftlicher Arbeit bedurfte, selber produciren **), und dieses 
Becht liegt ja in der Natur der Dinge und gehört , wenn wir uns des 
Ausdrucks bedienen dürfen, zu den Urrechten der individuellen Frei- 
heit, welches jedes nicht rigoros communistische Gemeinwesen achten 
muss. Weiter aber hat jenes Becht, dessen Grund nicht bloss das In- 
teresse der Producenten, sondern ebenso auch das Interesse des gemei- 

39) Wehrm. S. 211. 

40) Wehrm. S. 175. Andere Beispiele: Rolle der Remenslefere ven 1414: 
Item 80 en scal Dement van buten to, alse van dorpen edder van landsteden, hemel- 
ken hir in bryngben remenwerk, by dre marke sulvers jewelk dossyn. (Wehrm. 
S.371.) Rolle der Roetlosscbere vor 1471 (Der s. S.389). 

II) Webrm. S. 303. 

42) Wehrm. S. 368. Ebenso die Rolle der Kerssengeter von 1508 (Ders. 
S.250) und der Holtdreier und Spinnrademaker von 1526 (Ders. S. 451). 

43) Vgl. z. B. die Urkunde über die Gewohnheil der Backer zu Frankfurt at. M. 
von 1355 (Böhmer, Cod. Moenofr. I. p. 640). 
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nen Wohls gewesen, zur Voraussetzung die Möglichkeit der Befiie- 
digung der Bedürfnisse der Cionsumenten. Wo daher Producte der ge- 
werblichen Arbeit in dieser bestimiuten Stadt nicht gemacht werden, 
wo die Gesammtheit der Producenten oder die einzelne Zunft ein Pro- 
duct, das anderswo gefeitigt wird, nicht anfertigen und also das be- 
stimmte Bedürfniss, dessen Befriedigung eben dies Product gewährt, 
nicht befriedigen kann, hört ihr Recht auf Arbeit auf. Dasselbe 
schliesst keineswegs in sich, dass die Consumenten, weil die Producen- 
ten dies Redit haben, nun der Befriedigung dieses Bedürfnisses völlig 
entsagen oder sich mit andern einheimischen Producten dafür begnü- 
gen sollten. Jenes Recht sollte keineswegs, was ohne diese Schranke 
die nothwendige Folge wäre, die Art der Gonsumtion von den Produ- 
centen der Stadt ganz abhängig machen. Wenn daher fremde Hand- 
werker in eine Stadt kamen, die ein Werk zu machen verstanden, das 
die städtischen Handwerker nicht anzufertigen wussten, so stand ihrer 
selbstständigen Ausübung dieser gewerblichen Arbeit das Recht des 
Zunftzwanges nicht entgegen. Diesem Grunde verdankt die unzünftige 
gewerbliche Arbeit und das unzünftige Handwerk, welches in der Fort- 
entwickelung der Production im 17., namentlich im 18. Jahrhundert 
neben den Zünften immer mehr Boden fasste und die Zunftorganisation 
durchlöcherte und unhaltbar machte, ihren Rechtstitel. Aus Lübeck 
enthalten die Rollen mehrere Fälle der Art, in welcher solcher neuen 
Production nicht gewehrt wurde**). 

Viel wichtiger indess, wenigstens für die Zeit, mit der wir uns 
besdiäftigen , als diese Schranken waren für das Zunftwesen und die 
Production der gewerblichen Arbeit die Corrective gegen die an 
sich nothwendigen und gemeingefährlichen Folgen jenes Rechts. Keine 
Production kann, wenn sie nicht rückwärts gehen soll, der Goncurrenz, 
deren wirthschaftliche Bedeutung darin liegt, dass sie die Mittel zu 



44) So wurde dem Peter Benedictus, welcher Gürtel auf eiue in Lübeck unbe- 
kannte und neue, auf die „russische** Weise, wie es in den Quellen heisst, anzufer- 
tigen verstand, vom Bathe dieser Gewerbebetrieb gestattet. (Vgl. die Bolle von 1502: 
Nademe Peter Benedictus vamme erscrevenen rade inholt der statt boke ys rorlentb, 
Temen vppe de russche wise tiio maken, vnde derwegen etlike tom tbeken vnde na- 
wisinghe by dat wedde gelocht, so mach ho änderst neue, maken, dan desulfiFten by 
domo wedde liggende vthwisen, jedoch so de olderludo ane in fruntliken handel togo« 
lalon, etMko kinderremen to maken, in gestalt so se dersulfflen ock welke by dat 
woddo gelecht, gelevet emo denne, so mach he desulflion oek maken vnde svst obres 
amptes nicht wider gebruken. Wehrm. S.373.) Und im J. 1602 wurde ein Mann 
zugelassen, der eine besondere Art von hdlzernen Kannen verfertigte, die das Amt 
der Becbennacher nicht machen konnte. (Vgl. Wehrm., Einl. S. 109.) 
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einer gcoaseren und besseren Prodnction schafft, entbekm. Wenn d^ 
Bath der Stadt» das Interesse der Consumenten vertretend, dieselben 
gegen zu scfaledite Arbeit und zu hohe Preise schtitzen wollte, konnte 
er dies durch ZwangSTorsehriften über Güte und Art des Producta und 
durch Preistaxen allein nicht erreichen, sondern er bedurfte hierzu des 
stärkeren und sichr^en virthscfaaftUdien Zwangsmitteb, dar Goncur^ 
rem fremder Production. Auch das Interesse der Producenten 
erheiscbte nicht minder deren Zulassung, um nicht trotz der Garantie 
eines bestimmten Absatzes ihrer Producte die Production, ihrem Ge- 
setze gemäss, in Verfall gerath^ zu lassen. Das Zunftwesen und die 
Stadtwirthschaft jener Zeit haben daher auch diesen wesentUehsten 
Hebel der Production nicht ausgeschlossen; die Concurrenz fremder 
Production wird unter gewissen Beschränkungen in doi^elter Weise 
zugelassen, 9.\d der eiu^ Seite durch den Gewerbebetrieb der Krämer 
und Kaufleute, auf der andern Seite durch pariodisch wiederkehrende 
Märkte oder anderweitige Einrichtungen, vermöge deren fremde Pro* 
ducenten in der Stadt ihre Producte zwar auch ausser der Marktzeit, 
aber wieder nicht so frei und in so unbegränzter Menge zum Verkauf 
aAbieten durften, dass etwa dadurch das Becbt der einheimischen Pro* 
ducenten auf Arbeit illusorisch gemacht wordm wäre^ 

Was das Verbättniss der Handwerker zu den Krämern ajftgebt, so 
war fir^lieh das Gebiet, auf dem sie in Lübeck z. B. mit einander 
concurriren konnten, nicht sehr gross und zudem gesetzlich, d. b. durdi 
im Bath geregelt. Nach der Bolle der Krämar zu Lübeck aus dem 
14. Jahrhundert bestmd das Geschäft der letzteren darin, gewisse 
Waaren, wekhe die Kaufleute im Gtossen importirt hatten, in kleinen 
Quantitäten und einzeln zu yerkaufen. Aber, wenn die Bürg^rroUe der 
Krämer von 13Ö3 die Waaren, deren Verkauf den Krämern erlauf 
war, angiebt, so waren es wesentli^ mur Colomalwaarak luad Bohatoffis 
(Gewürze, crude, neghelken, kobeben, saffranes, tymians, mandelen, 
ryses, rosynen, vyghai, oIi«s, bomwutie), ficmer Manufacturwaaren, die 
in Lübeck anscheinend nicht gemacht wurden, und sog. Kurzwaaren *^. 



U) S.. üe Bürgerr^tle yaa 1353 bei Web rm. S. 272 ff.: Item wUb borgher, 4» 
krude befii lo vorkopenie, de maiib ¥«r jewelken krude TOrko]^ eyn lyretpuiA 
T»d# aicbl iD>D, «le seghelken, vnde kobeben, des maeb eyn borgher TOfk^pca 
e^ half l^espund viide>»icbt myn, saffranes IUI markpund "vnde nicht myn, ileoi 
iy«ians eyn l^feapundr ^ade nkbimyn, iUm mandelen, ryses,, rosynen^ vy- 
aben, alles, bt ii^wi].Ue, islikes JUL? pund TBde nicbl myn, item eyn half deasya 
sSiUuae (woliene necken^ vgl« Webrm», Glossarinm z. W. snkm) Tnde niebt mya, 
item IUI syndele ?n^ «icbl myn» item VI par hosen ?nde nicht myv* item VI 
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AUerdingGi befindea sich damnter auch HandwerkerwaareQ, aber abge- 
aeb w davon, daas die Zahl der Gegenstände, bei deren Kauf man die 
Wabl zwisdhen Krämer und Handwerker hatte, gering war, so kam, 
um die Concarrenz nicht sehr gefahrlich zu machen, hinzu, dass bei 
den Krämern eb^falls das Quantum des zu verkauf^den Products be- 
stimmt war. Wir werden daher annehmen können, dass die GoHisia- 
wn zwisdien Krämern und Handwerkern, "nenn sie auch nicht ganz 
unterblieben^^)» im Anfange doch nicht häufig gewesen sind. Dies ist 
auch die Ansicht von Wehrmann^O» und dafür spricht, dass wir bis 
gegem die Mitte des 15. Jahrhunderts keine Bathsentscheidungen über 
derartige Streitigkeiten haben. Seit dieser Zeit aber enthalten die 
Bollen eine Reihe solcher Entscheidungen ^®), und sie erweisen hinläng- 



iiiiitzen viid« nicbt inyn, Htm yrsche lakene vnde sardoke sdialmen heel Tor- 
kfjpwi ?nde nenand inydan ane de krctnerey item eyn baU dasayn kussenbaren 
▼nde nickt myii. Item qweoie welkem Tnsem borghere ever se vnde over aand oley, 
mandeleo, rys, rozynen, dadeien, dar nen gaat del ane hadde, dat mach be vorkepen 
in der advente vnde in der vaaten gbelyk eyneme kremeret liem wilk bergber de 
Colnscb gud veyle beft, de mag vorkopen tre pnnd gbarnea vnde nickt myn^ 
item eyn half hundert bendeken vnde nicbt my»y item eyn half hundert syden 
vnde nicht myn» item eyn verdendel van eynem hundert keghelerg vnde nicht 
in\yn, item eyn half pund aydener bendeken vnde nicht myn» item eyn half doa- 
eyn pary scher borden vnde nicbt myn, item eyn half grot destyn goldvel vnde 
gulvervel vnde nicht myn, item Uli vnzen goldea vnde Uli vnxen sulvera 
vnde nicht myn, item UU seter (ostindischea Baumwellenzeug, vgl. Qloasarium z. d. 
WO yade nicbt myn; item eyn half dosayn hardeke vnde nicht myn, item eyn half 
hundert nerenbergher meate vnde nicbt myn, item eyn half doMyn atecke- 
meste vnde nicht mynt item eyn half doieyn alete vnde nicht myn, item eyn 
half grot dessyn paternaster vnde nicht myn» item eyn half rya papyrea vnde 
jiicht myn. 

iS) |>ie Vwerdnmng vom 16. Mai 1372 1(In dem gare Oodes MCCGLXXII vppe 
pingaten gheven de herea van Luhekf «ren kremeren deaae gnade vnde vrybeii, 
dat neen meaterman noch aaunetman jenigea animetea aehal gban in ecen ^aam» 
ere ghud to beseende, vnde dat schal atan alze langhe alait den heren bebaghed« 
Wehrm. S.275) beweist, daaa die Aelterlente der Aemter, welche gemeinhin über 
alle von auawärta eingeführten und in Lübeck dnrch Fremde zum Verkauf beatimm* 
ten Handwerkawaaren das Aufsichtarecht and zu prüfen hatten , ob sie „wandelbar 
«nd w4rdig Gut" aeien, die» Anlaiehtarecht auch auf die bei den Krtaern befindlichen 
Gefenatande ansgcöbt haben und ea hierüber a«m Streit gekommen sein musa. 

47) SinL ß. 100 ff. 

48) Vgl. die Ratbaentacbeidungen in Streitigkeiten der Kremer und Semer von 
1U4 (ü^ehr m. S. 38^), dev KreoMf nnd Kersaengheter von 1468 <ebend.), der Kre* 
mer und HotvUter von 1466, 1478 «ad 1499 (ebend. S. 286 ff.)« ^ Patentoaternuri»r 
lind Krener ven 1468 (abend. 8. 288), der Kremer und Swertf^per von 1488 (ebenda 
S. 290), der Neteler und Kremer zwischen 1534 und 1550 (ebend. S. 290). Vgl. 
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Uch , dass mannigfacb derartige Collisionen eintraten und die Aemter 
sich über den Schaden, der durch diese Goncurrenz ihrer Nabrang za- 
{;efügt wurde , beschweren ^^). In diesen Entscheidungen bleibt setten 
die thatsächliche Goncurrenz rechtlich bestehen ^) ; meist wird der Streit 
dahin geschlichtet, dass die Krämer die Handwerksproducte gar nidit^^), 
oder doch nicht in jeder Quantität resp. stückweise, sondern nur in 
bestimmten grössern Quantitäten ^') resp. zu ganzen oder halben Du- 
zenden ^^) verkaufen durften. Häufig wird die Cionourrenz ausserdem 
noch durch besondere, die Art des Verkaufs regelnde und erschwer 
rende Vorschriften zu Gunsten der Handwerker beschränkt. Seit dem 



ferner die Rollen der Missingsleger ?on 1400 (ebend. S. 331) und der Remensleger 
TOD 1414 (ebend. S. 371). 

49) Z. B. aus der Entseheidung des Streits der Paternostermaker und Kremer 
(Webrm. S. 288): Witlik sy, dat ... de olderlude der bernsteen paUrnoatermaker 
Boyt den olderluden der kremer von scbelinghe wegen» de ze ynder malkander bad- 
den darymme, dat de kremer bernsteen paternoster to ko{>e Yeyle bebben, welk 
erem ampte to grotem vorfange hinder vnde scbaden were, so ae zyk 
des Yor dem ersamen rade to Lubeke irscbinende beclageden, dar de ergesechten 
olderlade der bernsteen paternostermaker begherende weren, myt andaeht fmntlikeR 
biddende, dat men er ampt besorgen wolde, dat se by neringbe bliven 
mochten, wente er ampt alrede merckliken vordorven were vnde dat 
ae den kremeren vorbeden wolden laten, dat se yurder nyne bernsteen paternoster 
meer veyle bedden. R. ▼. 1466. 

50) Für Neteler und Kremer wurde der Streit dahin entschieden : dat benforder 
allerley knopnateln, se syn allhie gemaket oder gekofft, sollen beyder syden den nat* 
lers und kramers int kleene und grote uththoflyen, tho yersellen und tho rerkopende 
fry syn und bliven .... und allerley neynateln sollen beyden parten, kramers und 
natlers, int kleine tho verkopen thogelaten werden, .... (Wehrm. S^ 291.) 

51) So durften Kremer kein Talg noch Talglichte (Rolle der Kerssengheter tob 
15Q8, Wehrm. S. 250), ferner keine „bernsteen paternoster*^ mehr yerkaufen (Ord- 
nung, für Paternostermaker und Kremer von 1466, ebend. S.288). 

52) Vgl. die Entscheidung für Kremer und Kerssengheter von 1458 (Wehrm. 
S. 235) bezüglich des „etick und senep*^ • ' 

53) So Filzbüte, Schwerter und Gürtel (vgl. die Entscheidungen für Hotvilter, 
Swertfeger und Remensleger). Vergl. die Entscheidung für Neteler und Kramer 
a. a. 0. : „arerst de mallien, haken, angeln und oesen scholen de kramer nicht min« 
der den by dusenden verkopen'^ Bei den Schwertfegern war nach der Rolle von 
1473 (Wehrm. S. 456) ausserdem noch die Besichtigung durch die Amtsmeiater 
nothwendig: Item wanner hir in de stad rede swerde von kopluden gebracht wurden, 
de scholen de mestere beseen, dat ze yprichtich sin; men weret sake, daz ze wan- 
delbar weren, denne schal men de wedder torugge vthforen, by dren marken sul- 
▼ers, van gewelikeme stucke, vnde was de koplude vorkopen mögen, scholen ze vor- 
kopen, by holen edder halven dossynen, vnd nicht myn vorkopen, by broke dro mark 
sulvers. 
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16. Jahrhundert, seitdem der Geschäftsbetrieb der Krämer sich über, 
haupt erweiterte, seit die Production überall durch das Zunftwesen ge- 
waltig gehoben war, die scharfe Trennung von Stadt und Land und die 
wirthschaftliche Abgeschlossenheit der Städte sich zu lockern begann, 
werden dann diese Oollisionen immer häufiger, und gerade hier ist das 
Gebiet, auf dem der Kampf zwischen der neuen Wirthschaft und der 
productiven Gemeinschaft^form des Mittelalters, zwischen der zünftigen 
und unzünftigen Arbeit, im 17. und 18. Jahrhundert vornehmlich ent- 
brannte. — Die Kaufleute in Lübeck hatten seit alter Zeit das Recht, 
Waaren aller Art aus der Fremde über »See und Sand« kommen zu 
lassen; waren darunter auch Handwerkerarbeiten, so richtete sich der 
Verkauf derselben in der Stadt nach den für die Krämer, d. h. nach 
den für den Detailverkauf gegebenen Vorschriften. Mag nun auch 
das Gebiet, auf dem einheimische und fremde Production durch die 
Mitwirkung der einheimischen Kaufleute und Krämer mit einander con- 
currirten, nicht sehr bedeutend gewesen sein, immerhin darf diese Con- 
currenz nicht völlig unterschätzt oder übersehen werden. 

Von grösserem Einfluss auf die städtische Production und ein ge- 
wichtigeres Correctiv gegen schlechte und theure Arbeit der städtischen 
Handwerker war freilich die Concurrenz zwischen einheimischer und 
fremder Production in Folge der Märkte, welche, ein Recht jeder 
Stadtgemeinde**), überall in den Städten in periodisch wiederkehren- 
den Zeiträumen abgehalten wurden, und zu denen die Zufuhr von Waa- 
ren aller Art gestattet war. Die grosse wirthschaftliche Bedlutung 
und die Nothwendigkeit derselben bei wirthschaftlichen Zuständen, in 
denen keine Gewerbefreiheit herrscht und die freie Concurrenz sowohl 
in derselben Stadt wie zwischen den verschiedenen Productionsorten aus- 
geschlossen -ist, liegt auf der Hand. Aber sie waren auch nur ein Cor- 
rectiv gegen diese Zustände , nicht die Negation jenes Rechts auf Ar- 
beit. Denn während sie den Consumenten die Möglichkeit gewährten, 



54) Vgl. Zopf], Deutsche Rechtsgeschichte, 3. Aufl. Stuttgart 1858. S. 501. — 
Diese Institution erlangt eine um so grössere wirthschaftliche Bedeutung, seitdeon die 
Kaiser versprechen, dass Alle, welche die Märkte der besonders privilegirten Stadt 
besuchen, für diese Zeit in des Reiches Frieden und Sicherlieit sein sollen So z. B. 
fiir Frankfurt Urk. König Ludwig's vom 25. April 1330 (Boehmer, Cod. Moenofr. 
Vol.I p. 50Ö); für Nürnberg Urk. Kaiser Sigismund's von 1424 (Siebenkees, Ma- 
terialien zur Xurnbergischen Geschichte. Nürnberg 1792— 95. Bd. I S. 327 fit. Roth, 
Geschichte des Nurnbergischen Handels. Leipzig 1800—2. Bd. IV S. 364); vgl. auch 
die Urk Friedrich II. von 1166 für Aachen (Quix, Codex diplomalicus Aquensis 
Tom. 1 pars 1 p. 37). 

IX. 3 



34 Q. Sehönberg, 

einen Tbeil ihrer Bedürfnisse unabhängig von den Preisen der st&dti^ 
sehen Handwerker zu befriedigen, waren sie doch nicht geeignet, die 
Zunftorganisation, deren Zweck der Wohlstand der Producenten war, 
in diesem Fundamentalprincip zu erschüttern, da der fremden Produo- 
tion gegenüber die einheimische noch immer nicht nur durch den ge^ 
ringeren Aufwand von Productionskosten , weil Fracht und Zehrungs- 
kosten bei ihnen wegfallen, sondern auch 'durch die Kenntniss der 
localen Verhältnisse und durch die bereits erworbene Kundschaft im 
Vortheile sich befand**). 

Ausser diesen periodischen Märkten hatten die einzelnen Städte 
noch verschiedene Wege, auf denen die fremde Production zum Absatz 
in der Stadt gelangen konnte. In Lübeck insbesondere war es seit 
alter Zeit Gewohnheitsrecht, dass Fremde oder »Gäste«, wie sie meist in 
den Rollen genannt werden, ihre Waaren drei Tage lang im Jahre zum 
Verkauf ausbieten durften, und dies wird in den Zunftrollen vielfach 
ausdrücklich bestätigt*^). Nur wenige Zünfte, wie die Pelser*^» Glo- 
tzenmaker*®) und Böttcher**), waren gegen dies Kecht der fremden 
Production und der städtischen Consumenten völlig geschützt; andern 
gegenüber war es im Interesse der Zunftmitglieder, was die Ausübung 
angeht, in verschiedener Weise beschränkt. So mussten nicht selten 
die fremden Waaren, ehe sie zum Verkauf angeboten wurden, durch die 
Alterleute des betreffenden Amts besichtigt und geprüft werden, ob sie 
recht und würdig und nicht wandelbar seien ^^); oder es wiederholt 

55) Vgl. Rau, lieber das Zunftwesen und die Folgen seiner Aufhebung. Leipzfg 
1816. S. 61. 

56) Vgl. z. B. Rolle der Harnscbmaker vom J. 1433 (Wehrm. S.2S4): Iten 
welk gast harnsch bir in bringet to yorkopende, de schal dat yeyle hebben vppe 
4eme markede edder vthbengen vor syns werdes dore, dre dagbe, eyns in dem jare 
vnde nicht mer; vnde wes he nicht vorkoft in den dren dagen, dat schal he dar na 
nicht anders, wen in enem summen vorkopen vnde nicht mer vthhengen, by III mark 
sulvers. ^ Rolle der Neteler von 1356 (Wehrm. S. 340): Vortmehr quem« ein 
gast tho Lübeck, de schal dar mede sthan alss eines gastes recht is, dre dage 
in dem jähre, men sochte he koplude van huse tiio huse, van stratten tho stratten, 
de scholde den herren wedden dre marck sulvers. Were idt averst falsch, men 
scheide darmede varen, also der heren recht tho sede; were idt aver wandelbaer, so 
schal he wedden, also mennig half pundt, als dar dusent is ; etc. — Rolle der Ma- 
ler vnde Glasewerter vor 1425 (Wehrm. S. 327): ... geste, de mögen id dree dage 
veyle hebben naderstadwonheyd. — Vgl. Rolle der Remensleger von 1414. 
Wehrm. S.371. — R. der Russverwere von 1500. Ders. S. 400. 

57) R. v. 1356. Wehrm. S.359. 

58) R. V. 1436. Wehrm. S.211. 

59) R. V. 1440. Wehrm. S. 175. 

60) Z. B. die Ordnung der Klingenschmiede in Nürnberg (PoHzeibuch y. 1290 
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mh auch hiör, Km den städtisobem Handwerkern den Detailverkauf zu 
wahren, das Verbat, diese Waaren stückweis resp. in jeder beliebigen 
Quantität zu verkaufen^*); die Fremden waren endlich in Bezug auf 
den Ort und die Art des Verkaufs nicht unerheblicfi beschränkt**). 
Sie durften nur auf den Kirchhöfen <;)der in ihren Herbergen und, w^n 
sie das Letztere thaten, nicht in sogenannten »offenen Kellern« ^^) ver- 
kaufen, in keinem Falle aber Waaren auf den Strassen umhertragen 
und in den Häuseni feilbieten. Wir werden in diesen »Fremden« oder 
»Gästen« weniger herumziehende Hausirer und somit in dieser Institur 
-tion nicht die Concurrenz fremder Städte **), als vielmehr die zahlreicji 
it der Umgebung grosser Städte angesiedelten ländlichen Handwerke, 
welche schon durdi den geringeren. Aufwand für ihren Lebensbedarf mit 
geringeren Kosten produciren konnten upd deren es auch in der Um- 
gegend von Lübeck eine grosse Anzahl aller Arten von Gewerbetrei- 
benden gab, erkennen müssen**). 



S.33 in Murr's Journal zur Kunstgeschichte u. allgemeinen Litteratur Th. V S.llO); 
f«mer die R. der Bem«nsleger zu Lübeck v. 1414 (Wehrm. S.371): lUm welk ma% 
de hir emen veyle brynkt, de mach hir stan dre daghe in deme jare, dar schoUn de 
siroren mesters to ghan vom deme remenslegher werke ^ vnde besehen dat.; i.s 
dar wandelbar gut nie de, dat moet he vnsen keren wedden, isiik dossyn myt 
<eme halven punt weddee. — Die R. der Armborslerer von 1425 (Wehrm. S« 161) 
l&sst es zweifelhaft, ob die ,tGäste'* auf drei Tage beschrankt waren. Vgl. auc)) die 
R. der Platensrieghere y. 1370 (Wehrm. S.366) und die R^ der Viltere. aus dem 
14. Jahrb. (Ders. S. 473). Diese Vorschrift hängt zugleich mit der Verbindlichkeit 
4et Zunft, für die Oäte der Waaren im Interesse der Consumenten. einzustehen^ Ml^d 

'mit dem daraas hervorgegangenen Polizeirecht derselben zusammen. 

.' f 61) S. die Rolle der VUtere von 1507 (Wehrm. S. 475). 

62) Vgl. Wehrm., Einl. S, 106 ff. 

63) D. h. sie durften die Keller oder Kammern nur ofifnen, wenn ein Käufer 
kam, und mussten dieselben gleich wieder schliessen, wenn derselbe weggegangen 
war. Eine Ausnahme hiervon machten die Nürnberger, denen das Recht, offene Kel- 
ler zu halten, zustand (vgl. Rolle der Apengeter und Norenberger v. 1471, 'Wehrm. 

ß. 159). 

64) Dass es in Liibeck aber auch an einer vielleicht nicht unbedeutenden Con- 
currenz mit der ProducUon fremder Städte gefehlt hat, ersehen wir daraus, dass im 

.15. Jahrb., wie Wehrmann Einl. S. 107 angiebt, die Nürnberger folgende, von 

ihren Handwerkern angefertigte Waaren in Lübeck in offenen Kellern verkaufen 

.durften: Schlösser, Messer, Spiegel, hölzerne und bleierne Paternoster, Pfriemen, 

. Blech, Waffenhandschube, stihlerne Bügel, Flöten, messingne Spangen, Kinderglocken, 

zinnerne Schüsseln, Pferdezäume, Steigbügel, Sporen, Brillen, messingne Fingerhüte, 

bleierne Spangen, Dosen, Tafein, Kinderbinden. 

65) Für die fremden Knochenhauer galt in Lübeck in dieser Hinsicht eine 
besondere Bestimmung; vgl. die Rolle derselben von 1385 (Wehrm. S. 261): Vort- 

.ser is de raet des ens gheworden dorch nut der n^enen borghere, also de ghesie 
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Wir haben in dem Vorstehenden das Recht des Zunftzwang^, 
welches die Basis der Zunftorganisation bildete und auf deren wirth- 
schaftliche Folgen den wesentlichsten Einfluss übte, mit seinen Schran- 
ken und seinen Gorrectiven darzustellen gesucht. Charakteristisch ist, 
dasB dieses Recht auf Arbeit nicht als ein Recht der Einzelnen , son- 
dern als ein besonderes der Gesammtheit, der Zunft, erscheint ••). Wie 
aber im Mittelalter alle Verhältnisse der Production und GonsumtioB, 
für die wir heute die volle Freiheit und absolute Selbstregulirung ver- 
langen, gesetzlich geregelt sind und deshalb uns in der Gestalt von 
besonderen Rechten entgegentreten, so steht jenem Recht der Pro- 
dncenten auch ein Recht der Gonsumenten gegenüber usd entspricht 
jenem Recht eine Pflicht der Zunft, deren Erfüllung f&r sie erst den 
dauernden Besitz und Genuss des Rechts bedingt. Indem die Zünfte das 
Recht auf die bestimmte Arbeit vor Andern erhalten , haben sie damit 
auch die Pflicht übernommen, die von ihnen verlangte Arbeit auszu- 



mofhen twiscben paschen viide pingsten bringhen lamsflesch in de stad, also mo- 

ghen de ghesle bringhen gut rindvlescb vnde scap Tlesch, dat nicht wandelbar ia, an 

vnse stad ran sonte Lambertes daghe vrenie sunte Katerinen daghe (d. h. Yom 17. 

Septbr. bis zum 26. Novbr.) vnde schulen doch des nicht myn vorkopen men dat rynt 

by verendelen vnde dat schap by buken; willen se mer vorkopen, dat moghen m 

doen, men nicht myn, vnde schulen gheven vnser stad van dem rynde XVI pennynghe 

vnde van deme schape veer penninghe. Vortmer wes de gheste enes daghes to 

kope to markede bringhen vnde nicht vorkopen, dat scholen se des andern daghes 

nicht wedder bringhen to vorkope, by dree marken zulvers. — In Worms stand 

den Metzgern ebenfalls das Recht des Zunftzwanges zu, aber für die Zeit von Ostern 

bis Pfingsten cessirte es; vgl. das Weisthum der Aletzgerzunft za Worms vom 17. Mai 

1398 (Mono, Zeitschrift XV. S« 288): Auch so sal keiner zu Wormsse in der sUd 

e 
mer fleisch fyle han, wan diese vorgeschreben metzelere, es sie grüne oder dürre, 

u SS genommen zusschen phinxsten und ostern, alz vorgeschreben stet, er 

ein habe es dan vor uss getragen myt unserm hern des dumprobstes und der metz- 

e e 

lere meister wille. und welicber darüber fleisch fyle hetde, als dicke er es fyle hetde, 

so hetde er als dicke virbrochen fünfzehn phunt hellere unserm herren dem dum- 
probste. — In Frankfurt a. M. war die Zufuhr von den Dorfmetzgern nicht un- 
bedingt verboten; vgl. die Gewohnheit derMeczler v. J. 1355 (Boehmer, Cod. Moe- 
nofr. 1. p. 638): Wizset auch, libin herren und libin fruiide, daz wir uns auch irfarn 
ban van unsern aldern von den dorff meczeler wegen, das die mögen her infarn zus- 
schen wyhenachtin und vasnacht an dem samstage und an dem dynslage bis myften- 
tag mit iungen vehe, auch vorbas von dem ostir abent an bis gein phyngisten an dem 
gamstage und an dem dynstage auch bis mytien tag als vor mit iungen vehe. 

66) Daraus erklärt sich die an sich sonderbare Bestimmung, dass, wer in Lübeck 
ein Schiff bauen oder ausbessern lassen wollte, sich zunächst an die Zunft wenden 
und von dieser den Meister für seine Arbeit fordern musste, und dass, wenn die 
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V 

führen ^^) und so auszuführen , dass das Wohl der Consumenten nicht 
durch dieses ihnen ertheilte Recht leide ®®). Der Rath, welcher in jener 

Meister alle mit Arbeit hinreichend versehen waren, die Zunft Terpfliehtet war, ihm 
einen ordentlichen Werkmann zu stellen. (Vgl. Rolle der Schepestimmerlude v. 1560 
u. 1569, We^rm. S. 410: Wenn ein schipper sin schip bragen oder buwen will, 
schall he den olderluden der timmerlude sodanes antogen vnd van den verordneten 
meistern einen nehmen vnd sinen arbeit fordern. Were idt averst, dat die meister 
rede im arbeide weren, dat he dersulven keinen bekamen konde, so achoJen ehme 
die olderlude einen duchtigen wercksmann vorschaffen, dar he vnd sine schepesfrundt 
mede vorwaret vnd tofreden syn, oder averst einem jedem fryglaten, einen, die sy 
meister oder wercksmann , welcher ehme gelegen , sulrest iho nehmen vnd to ge- 
brucken.) 

67) Die Pflicht der Zunft, resp. der einzelnen Mitglieder, die Arbeit, welche von 
ihnen verlangt wird , zu machen , wird in den Urkunden bisweilen ausdrücklich er- 
wähnt. So z.B. in der Rolle der Rademakere v. 1508 (Wehrm. S. 366) demRatbe 
gegenüber: Item wenner deme Ersamen Rade dusses vorschreven amptes behoff is, 
to arbeydende vppo'dem burhave, scholen de amptbroder dar samptliken vppe arbey* 
den. Offt denne de meister nothsake halven darsulvest nicht komen konde, schal he 
dar senden synen knecht. — Den Einzelnen gegenüber in der Rolle der Alt- und 
Keuschroder y. 1514 (Wehrm. S.427): .... scholen ... darumme allent, was ohne 
tbokampftigen van nygen offte oldem gude vnd tuge tho arbeiden gebracht wartt, 
arbeiden vnd eynem ideren, ock süss dem armen also dem ryken sunder hemelicke 
vordrage vnme ein redelick Ion maken, vnde by allen dingen, wess sulck ohr ampt 
belanget, sick ehrlick vnde börlick holden, .... Hierhin gehört auch die Bestim- 
mung für die Zimmerleule, Maurer und Decker zu Nürnberg', welche sich in einer 
Polizeiordnung aus dem 14. Jahrb. findet: Es gebieten auch vnser Hern die Burger 
vom rat, daz alle zimmerlewt mawrer dekker vnd klagber die in den sumer auzwen- 
dig der Stadt arbeyten on der Burger wort ... daz die selben furbaz in drein Jarn 
i\immer in die Stat komen sullen es geschech dann mit der Burger wort, alle die 
gesworn meister sind. (Siebenkees a. a. 0. Bd. IV S. 681.) 

68) Aus dieser Pflicht heraus erklärt sich eine Beschränkung des Absatzgebietes 
für einzelne Gewerbe, damit nicht durch zu grossen Absatz an fremde Consumenten 
die Bedürfnisse der einheimischen Consumenten in der Stadt unbefriedigt blieben. 
Während im Allgemeinen gewiss auch schon damals die Erkenntniss herrschte, dass 
es im Interesse der Producenten wie der Stadt läge, das Absatzgebiet der Handwer- 
ker zu vergrössern, um die Production zu steigern, um, wenn man auch nicht den 
Grossbetrieb des einzelnen Meisters wollte, dadurch eine grossere Zahl selbstständi- 
ger Handwerker zu scliaffen, so muss in einzelnen Fällen das Interesse der einhei- 
mischen Consumenten doch zu sehr durch den Absatz nach aussen hin gelitten haben. 
In Köln wie Lübeck finden wir nämlich einzelne Zünfte auf den Besuch gewisser 
Märkte beschränkt; so durften hier die Beutig: undRemensnider keinen Markt ausser 
dem zu Schonen besuchen (vgl. R. der Beutler v. 1459, Wehrm. S. 188, und R. der 
Remensnider V. 1396, Ders. S.374), welche Prohibilivbestimmung zwar för die Beut- 
ler durch die R. v. 1503 (Wehrm. S. 189) wieder aufgehoben, für die Remensnider 
aber anscheinend bestehen geblieben ist. In Köln aber waren die Sarwörter auf eine 
bestimmte Zahl von Märkten ' beschränkt. Urk. v. 1391. Ennen und Eckerlz, 
Quellen I. S.406. 
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Zeit sein Amt dahin auffasste, auch für die Befriedigung der materiel- 
len Bedürfnisse der Stadtmitglieder sorgen zu müssen, übertrug durch 
Verleihung jenes Rechts diese Sorge, diese seine Pflicht auf die Zünfte; 
diese erscheinen damit als Diener, als Beamte der Stadt, und es ist 
gewiss nicht zufällig, dass die einzelnen Gewerbecorporationen Aem- 
ter oder officia, welches Wort den Begriff eines persönlich Dienen- 
den voraussetzt^^), genannt werden. Mag immerhin das Wort ausser- 
Kch von den Handwerksämtern auf den Fronhöfen entlehnt sein ^^), bei 
dem völlig verschiedenen, wirthschaftlichen wie juristischen Charakter 
der Fronhofs- und der Zunftämter hätte es sich schwerlich so lange 
erhalten und so allgemein verbreitet, wenn nicht jene Auffassung der 
Pflicht gegen die Stadt die überall geltende gewesen und auch 
den einzelnen Zunftgenossen zum Bewusstsein gelangt wäre. Dass dies 
auch in der That der Fall gewesen, folgt aus den Zunfturkunden und 
Zunftinstitutionen mit Evidenz. Wenn wir die zahlreiche^ Zunftstatu- 
ten und Ordnungen durchlesen, so tritt uns aus ihnen überall, oft mit 
direct ausgesprochenen Worten die Anschauung der Zünfte entgegen, 
dass die Förderung des gemeinen Wohls ihre Pflicht, dass sie 
um des gemeinen Nutzens und Bestens willen das Recht ihrer Orga- 
nisation haben, und wo dieselben nicht mehr gewahrt werden, auch 
ihr Recht verwirkt- ist ^*). 

69) Vgl. Grimm, Deutsches Wörterbuch Bd. I. s. v. aml. 

70) Vgl. Maurer, Geschichte der Fronhöfe, der Bauernhöfe und der Hofver- 
fassung in Deutschland. Erlangen 1862—64. Bd. II S. 336 ff. 

71) Wir begnügen uns mit einigen urkundlichen Beweisstellen. CharakterUtifi^li 
vor allen ist die Urkunde der Metzger zu Frankfurt v. J. 1355: „auch sal kein 
gast kein dur ryhtfieysch noch kein dur hameinflyssch veyle han, um daz wir nicht 
enwiczen ; wan wiszet löbin herren und libin frunde, daz wir es nicht endun 
unib unsern nutz, wan wir besorgen eynes gemeinen landes nod da 
mydde von des vorgenanten fleyssches wegen (Boehmer, Cod. I p. 638). 
— Nach der Urkunde über die gemeinsamen Gewohnheiten der Bäcker zu Worms, 
Mainz, Speier, Oppenheim, Frankfurt, Bingen, Bacharach und Boppart v. 17. Septbf. 
1352 fand die Verabredung der in derselben enthaltenen Bestimmungen statt „umb 
gemeinen nutz umb daz wir guten luden die baz und nuczlichen gedienen mögen' etc.^* 
(Boehmer, Cod. I p.625.)-- Vgl. auch die Urkunde Kaiser Karl's IV. v. 24. Octbr. 
1364, in welcher er die Schöffen und den Rath zu f^rankfurt a. M. auffordert, d^e 
unter den Handwerkern vorhandenen Uebelstände durch neue Ordnungen zum Nutzen , 
und zur Ehre der Stadt abzuschaffen. Die Urkunde beginnt damit, dass dem R^ser 
mitgetheilt sei, . . . das etliche treffliche gebrechen sey under handwerkluten doset- 
best, also das die hantvverke in der stat nicht also wol bestellet setnd, als das ätr 
stat und den hantwerkern not und erlich ^ere. Dorumb wan wir euch alles guten 
wol getrowen, so empbelhen wir euch schepffen und dem rate zu Frarikenfurd und 
wollen, das ir die egenannten hantwerke besehen und bestellen suHet, tlas die m 
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. Aof dieser CrruüdaDsdbauuQg, auf dem Bestreben^ das Wohl der 



eyne ctoldie ordenung« gegchikket und geseczet werden, das die redlich. st^en 
nach ewern gewissen czu nucze und czu eren der vorgenanten stat. 
(Boehuier, Cod. 1. p. 722.) — Unter den Kölner Urkunden wird in der Rolle der 
Decklakenmacher von 1336 und 1349 (Ennen u. Eckertz, Quellen I. S. 397) als 
Zweck der Zunflrechte das „'gemeine beste'* angegeben, ebenso heissl es in die- 
ser Beziehung in der R. der Hutmacher v. J. 1378 (Dies. a.a.O. 1. S.332): y,umin« 

Q 

gemeynen nutz ind umb des besten willen irtd auch umb des besten urbirs willen, 
dat onse werk reyne ind gut gemacht werde ind derCaufmann onbedrogen blijye.^'— ^ 
„Pro honore et utilitate^ciTitatis" werden in Basel die Zänfle der Metz- 
ger und Spinnwetter obrigkeitlich bestätigt und mit dem Recht des Zunftzwangs 
ausg^tattet. Yergl. die Urkunde von 1248 (Ochs a. a. 0. I. S. 318) und die Ur- 
kunde von 1278 (Ochs a. a. 0. I. S. 319). — Aus Lübeck vergl. die Rolle der 
Goltsmede von 1371 (Wehrm. S.221): Wy radmanne der stadt tho Lubeke hebben 
dor mener nut vnde vromen willen vnde van bede der goldsmedt 
vnser stad etc. — Die Rolle der Russverwere von 1500. (Wehrm. S. 397): Wit- 
tik sy, dat de ersamen bern de radt statt lubeke lo nutticheit vnde fr amen 
erer gemeynen borgere vnde to bestantnisse des amptes offte lenes' der russ- 
verwere hebben desse nageschreven stucke etc. gegeven. — R. der Oltlaper v. 1511 
(Wehrm. S. 343): Anno ... hefft eyn Ersame Radt ... desse naschreven artikell 
.... gegeven . . . jedoch vp fordern behach vnd willen ohrer nakomelinge tho vor- 
lengen, tho vorkbrten vnd tho vorandern, so ene schall gedunkenn tho woll- 
farth des gemeinen besten nutte vnd van noden. — R. der Bäcker v. 
1547 (Wehrm. S. 167): Sy witlik, dath eym Erbar Radt tho noturfft nutt vnnd 
volfart desser stadt Lubegk, mit bewillinghe vnd vulworde ohrer ghemeinen 
bürgere vnnd ampte, desse nafolgende ordinantie vpt backwerck vorramelh hebben 
etc. Aehnlich in der R. der Rademakere v. 1508 (Wehrm. S. 366): tho wolfart des 
gemeynen besten nutte vnde von noden. Inder R. der Remensniderv. 1396 (Wehrm. 
S.374) heisst es dagegen: Gy erbarn heren yan Lubeke., wy remensnidere alze dat 
ganse ammet der remensnidere tho Lubeke, bidden ju dorch God vnde dorch ere 
willen, dat gy juwe gnade keren vnde orloven vns de rechticheyt, de*^ hir na ghescre- 
ven stegt; dat is meenliken vor vns allen, alzo dat de armen zick mo- 
ghen berghen mit den riken, vnde ock isset vor den copmann. Aehn- 
lich in der R. der Barberer v. 1480 (Wehrm. S. 164):, dat is gemeynliken vor vns 
alle, so dat syk de eyne möge bergen mit den andern. — Interessant hiefür ist auch 
die R. der Apengeter und Norenberger v. 1471 (Wehrm. S. 159). Jene beschweren 
sich, dass viel wandelbares und zu ihrem Amte gehöriges Werk in den Nürnberger 
Kellern und auch sonst auf dem Markte zum Verkauf ausgestellt sei, wodurch der 
gemeine Mann beschädigt würde, und verlangen aus diesem Grunde Abhilfe. „Witlik 
zy alssweme, dat vor den erbarn rad tho Lubeke gekomen zint de apengeter bynnen 
desser Stadt wonhafiftich vnde geven darsulvest to kennende, dat vele wandelbares 
Werkes van creme ampte in den Norenberger kelren vnde ock vnderwylen vppe deme 
markede to kope qweme vnde nicht copmans gud en were, so it wol billiken wesen 
scheide, dar ane dat gemene volk zere groffliken werde ^edragen etc.'< 
— Vgl. noch die Ordn. der Gerber v. 1477 (Mone, Zeitscbr. XYL S. 151) und die 
Ordn. der Glaser und Glasmaler zu Freibupg i. Br. v. 1484 (ebendas. S.162), Die Ord- 
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ganzen Gemeinde, als der Gesammtheit der Gonsumenten 
und der Producenten, zu fördern, und die CoUisionen, welche 
ihre verschiedenen Interessen herbeiführen, möglidist auszugleichen, 
beruht die ganze Zunftorganisation , zu deren Betrachtung im Einzel- 
nen wir nunmehr uns wenden. 

Jede Organisation der Arbeit, mag sie aus der freien und natür* 
liehen Entwickelung der wirthschaftlichen Kräfte und Verhältnisse als 
die nothwendige Folge der Gesetze der Volkswirthschaft, als das na- 
türliche Froduct der gesammten gesellschaftlichen Zusammenhänge her- 
vorgehen oder mag sie durch eine diesen Verhältnissen sich gegenüber- 
stellende Gewalt der Gesellschaft octroyirt werden, muss, wenn anders 
sie ihrem Begriff auch nur in seinen allgemeinsten Merkmalen adäquat 
sein und als die Erscheinung des Begriffs die Berechtigung und Mög- 
lichkeit einer dauernden, die Bedürfnisse wirklich befriedigenden Exi- 
stenz haben will, als Ziel die Harmonie der mit einander coUidirenden 
Interessen der Producenten und Gonsumenten auf der Basis der 
concreten wirthschaftlichen Verhältnisse und Factoren verfolgen. Wie 
weit in jeder Organisation die Interessen beider nach Lage der Ge- 
sammtheit der realen Verhältnisse am relativ besten, — denn auf 
dem ökonomischen Gebiete giebt es nur relative Lösungen^'), — ge- 
wahrt sind, muss für die Beurtheilung des Werths und der Bedeutung 
derselben das massgebende Kriterium sein; diese Prüfung kann aber 
nur erfolgen, wo jene realen Verhältnisse und die Gesammtheit der 
wirthschaftlichen Factoren, welche den Boden und die Prämissen sol- 
cher Organisationen bilden, der Wissenschaft klar liegen. 

Was die Zunftorganisation im Speciellen angeht, so sind wir 
hier weit davon entfernt, eine Lösung dieser Frage zu wagen und 
untersuchen zu wollen, ob und wie weit die Organisation der gewerb- 
lichen Arbeit im Zunftwesen den wirthschaftlichen Bedürfnissen der 
damaligen Zeit am zweckentsprechendsten genügte ; wir haben hier nur 
in der Zunftorganisation, soweit die Urkunden sie enthüllen, die wirth- 
schaftliche Seite der einzelnen Institutionen zu entwickeln und wollen 
zu zeigen versuchen, dass, wenn auch alle wirthschaftlichen Verhält- 

nung der Kürschner daselbst von 1510 wurde dem Rath vorgelegt „mit ondertenigem 

e e 

ernstlichem ansuchen, inen solh Ordnung gutlich zu zelaussen und ze confirmiren". 

Der Burgermeister und Rath bestätigten sie, beisst es in derselben, weil sie „darinqe 

nit anders gemerckt haben, dann das es gemeinen nutz zu fruchtbarkei t und 

den genannten kursenern zu bestentlichen fridlichen wesen irs banwercks dienen 

80ll'<. (Mone, Zeitschr. XVII. S. 56.) 

72) Vgl. Knies, Polit. Oekon. S. 254 ff. 
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ttisse in der Form von Bechtsinstittttionen erscheinen und durch sie die 
wirthschaftliche Thätigkeit jedes Einzelnen in bestimmte Schranken fest 
gewiesen ist, diese Institutionen und EiAScbränkungen der Einzelnen 
doeh aus der sittlichen Forderung des Gesammtinteresses hervorgegan- 
gen und dem bewussten Streben, die Befriedigung aller Interessen zu 
ermöglichen, entsprungen sind. 

Demgemäss classificiren wir sie von dem Gesichtspunkte der Für* 
sorge für die Personen aus und betrachten sie gesondert, jenach- 
dem sie sich auf die Wahrnehmung der Interessen der Consumenten 
oder der Proiducenten beziehen. 

I. Sorge fftr die Consumenten. 

Die gewerbliche Arbeit hat die Bestimmung, gewisse Bedürfnisse 
Anderer zu befriedigen. Wer solches Bedürfniss befriedigen will (Gon- 
sument), hat das Interesse, das Mittel zu dessen Befriedigung jeder* 
zeit so gut, d. h. so zweckentsprechend als möglich, und mit der 
möglichst geringen Gegenleistung erlangen zu können. Gute 
und billige Arbeit, mit andern Worten, hoher Gebrauchswerth, niedri- 
ger Tauschwerth des Products ist die Forderung des Consumenten. 
Unter der Herrschaft der freien Concurrenz regulirt sich diese Doppel- 
forderung von selbst. Die Gesammtproduction strebt nach diesem Ziele 
und jeder Producent bemüht sich, dem consumirenden Publikum gleich 
gute und zweckentsprechende Fabrikate zu einem geringeren Preise, 
als der mit ihm concurrirende Producent ihn gestellt, anbieten zu 
können. Wenigstens was den Preis des Products angeht, bedürfen 
die Consumenten keiner höheren Vorsorge; ihr Interesse ist hier 
auch das Interesse der Produceuten, und sie können dem unter den 
Producenten von selber entbrennenden Kampfe um Herabsetzung der 
Tauschwerthe für gleich hohe Gebrauchswerthe mit um so grösserer 
Müsse zuschauen, als auch ihnen die Früchte dieses Kampfes zu Theil 
werden und dieses ihr Interesse dadurch gewahrt ist. Dafür sind sie 
aber auch in der Prüfung des fertigen Products sich selber überlassen^ 
der Preis bietet keine Garantie mehr für die Güte desselben, und wo 
der gezahlte Preis mit dem Gebrauchs wer th im Missverhältniss steht, 
hat Jeder die Schuld und Verantwortung allein zu tragen. 

Was in der vollen Freiheit der Production und des Verkehrs dem 
ungehinderten Aufeinanderwirken der natürlichen Factoren und der 
freien Entwickelung der Volkswirthschaft überlassen ist, wird, sobald 
die Production organisirt und in bestimmte rechtliche Schranken eiii- 
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gezwängt ist, zum Gegenstände pflichtgemaflser Vorsorge derer, die 
einmal die üeberwachung der Prodaction übemommen bHben. 

So unter der Herrschaft des Zunftwesens. Wie für das erste Be- 
dttrfniss des consumirenden Publikums, dass die Producte resp. gwft^ 
gende Arbeitskräfte stets vorhanden seien, die Obrigkeiten der Städte 
eventuell durch. Begünstigung neuer Gewerbe , durch Berufung anderer 
Handwerker aus fremden Städten und derartige Einrichtungen ^^) direct 
— und durch Beschränkung des Absatzgebiets der städtischen Produ- 
centen, durch Eröffnung einer, wenn auch beschränkten Goncurrenz frem- 
der Production indirect Sorge trugeji, ist schon oben erwähnt worden. 
Diese Pflicht der Obrigkeit geht auch auf die Zunft, als Trägerin der 
Privilegien, über. Bei Ertheilung des Hechts des Zunftzwanges wird 
sie ihnen bisweilen ausdrücklich auferlegt ''*). Eine Folge dersel- 
ben ist das Recht, den einzelnen Genossen, wenn die Arbeit nicht 
schnell genug von Statten ging und sich der Besteller darüber be- 
schwerte, zur schnelleren Arbeit eventuell durch Strafen zu zwin- 
gen ^*). 

73) Um der Stadt die nöthigen Arbeitskräfte zu sichern, war z. B. in der Hand- 
veste der Stadt Schweidnitz festgesetzt, dass jeder Handwerksmann, der in eine In- 
nung treten wollte , Bürgen stelle , wenigstens ein ganzes Jahr lang das Handwerk 
beireiben zu wollen. „Welch Hantwerchman , welches Hantwerch her ist, der sine 
Innunge gewinnen wil, der sal Burgen setzcen und Gewisset tun, daz her ein gantz 
Jar blive in der Stat an sime Hantwercke. Geschege abir daz, daz her bin Jares 
zeite hinwek zeuge uz der Stat, an elicbe Sache, so suUen sine Burgen eyne Mark 
an die Stat geben/' (Stenzel u. Tzschoppe, (Jrk.-Samml. S. 523 zum J. 1328.) 
Ebenso musste jeder Tuchmacher in Kulm, welcher einen neuen Stuhl setzte, ver- 
bürgen, dass er ihn Jahr und Tag halten wolle (Voigt, Cod. dipl. V, 339). Aus 
fleroselben Grunde war die Auswanderungsfreiheit mannigfach beschränkt. Vgl. hier- 
über die Abhandlung: Zur Gesch. der Wollenindustrie in Hildebrand 's Jahrbb. 
Bd.YlI S. 128 ff. 

74) In Soest werden die .Wollenweber im J. 1371, als ihnen das Recht ertheilt 
wurde, allein Futt^rtuch zu machen und zu bereiten, verpflichtet, so viel zu üefern 
als in Soest verlangt werden würde. Ausserdem werden sie noch verpflichtet, alles 
Beyderwant, das jedem Bürger für seinen Bedarf zu fertigen erlaubt war, zu karden 
und auf den Rahmen zu recken (vgl. Seibertz, Urkundenbuch zur Landes- und 
Rechtsgeschichte des Herzogthums Westphalen Bd. II. 1843. Nr. 820 S. 590). 

75) So bei den Malern und Glasewertern zu Lübeck (R. v. 1474, W e h r m. S. 329) : 
Int erste dat velk man in den vorscreven ampten werk vordinget, id were malwerck 
edder glase werck vnde nicht bereide makede, also dat dar dachte over queme, dar 
90 scholen de olderlude over vnde by gan vnde to sehen, wat dar inne niaket is, 
vnde zetten em ene tyd, dar inne he dat rede maken kan, vnde kumpt 
denne dar nah eyns dachte over, so schal he dat wedden na vthwisinge vnser rullen 
bovenscreven so hoch edder so zyd, alse dat de heren richten willenn. Aehnlich bei 
den Lynen weweren zu Lübeck (R. vor 1425, Wehrm. S. 322) und zu IHnzig (R. 
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Eine weitere Pflicht derselben erscheint es, dafür Sorge zu tragen, 
äass die von den Zunftmitgliedern angefertigten Produete das Publikum 
auch wirklich zufrieden stellen, damit nicht das ihnen ertheilte Privi- 
legium des Rechts auf Arbeit den städtischen Consumenten zum Nach- 
theil gereiche. Dem Interesse der Consumenten entsprechend muss sich 
diese Pflicht nach einer zwiefachen Seite hin erstrecken und die Sorge 
för die Güte und Qualität, wie für den Preis des Products in sich 
schliessen. Was 

1. die Qualität des Products 

betrifft, so erkannten es die Zünfte, um das Recht für gewisse Arbeiten 
für die Corporation in Anspruch nehmen und von dem Rath dies Pri- 
vilegium dauernd verlangen zu können, nach den Quellen ausdrücklich 
für ihre Pflicht an, dafür zu sorgen, dass die einzelnen Arbeiten der 
Amtsgenossen gut und tadellos, nicht wandelbar, gute Kaufmannswaare 
und wie dergleichen Ausdrücke in den Statuten lauten, seien, damit 
die Einzelnen keinem der Consumenten durch die schlechte Arbeit 
Grund zur Klage gäben. Während heute jeder einzelne Consument 
die Qualität des zu kaufenden Products selber prüfen und beurth^len 
muss, übernahm damals die Zunft eine gewisse Garantie für dieselbe, 
und wie sehr die Zünfte sich dieser Pflicht bewusst waren, können wir 
daraus entnehmen , dass dieselbe in so vielen Zünftordnungen, obgleich 
deren Zweck keineswegs die Feststellung aller Rechte und Pflichten der 
Zunft ist, ausdrücklich erwähnt und an die Spitze gestellt wird ^®). 



y. 1420, Th. Hirsch, Danzigs Handels- und Gewerbsgeschichte unter der Herr- 
schaft des deutschen Ordens. Leipz. 1858. S. 320). 

76) Vgl. die Anm. 71 citirten Stellen. Ferner das vor 1300 geschriebene Poli- 
zeibuch der rudeger menteler zu Nürnberg („Ez liabent auch die purger gesetz ^z 
kajn JVIentebr nicht mache kain wandelberez Gewant. er enmach ez« , so frivatgebe 
als er durch rechte schulen. Murr, Journal zur Kunstgesch. u. allg. Litter. Tb. V 
S. 115) und die R. der Hutmacher zu Köln von 1378 (Ennen u. Eckjertz, Quel- 
len I. S.331) und der Decklakenmacher v. 1349 (eben das. 1. S. 400). — In. der 
Ördn. der Kannengiesser v. 1330 (eben das. I. S. 386) heisst es: Wir, dey Ampt- 



tode, die if ampt verdeint haint up der burgerhuys van d«r Riggh«rzegh«yde dun 

.0 6 

horent leesen, dat vvant leninge alre bruderschaf ampt binnen kolne van guder alder 

gewoinden Inde van rechte an vns gehoert. lade wir alle zijt dat behalden hain inde 
de geleint Inde wir ain gesein hadden reingheit des ampts inde der bruder- 



sohaph der duppengeisere unser bürgere von kolne, da iafc ampt pleint te «itth 

inde 2e wirken, tnde oich umbe reingheit des irtz, d« man dup{ien pleit avt se gisis- 

-sen,' want wa 4tt n«it rtyne eAwere, alleweige gewoinlieii plMt'i'e 
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Aas dieser Verpflichtang heiaus, nur gute and tadellose Arbeit 
den Consomenten zu liefern, sind eine Beihe von Bestinunungen and 
Institationen des Zunftwesens hervorgegangen, welche den Einzdnea 
zwingen, dieser Verpflichtang nachzidsommen , and der Gesammtheit, 
insbesondere den Vorstanden der Zttnfte, die Erfüllung ihrer Pflicht er- 
leichtem. Diese Bestimmungen wiederholen sich mit geringen Modi- 
ficationen in allen Zunftstatuten , und wir werden sie wohl als allge- 
meine Institutionen der Zunftorganisation bezeichnen können. 

1. Die positive Verpflichtung, das Arbeitsstück gut und nicht 
wandelbar zu machen, und die Androhung einer Strafe für schlechte 
Arbeit setzt voraus, dass der Begriff guter und schlechter Arbeit fest- 
gestellt und unzweifelhaft sei. Die Quellen enthalten derartige aus- 
drückliche Begriffsbestimmungen nicht, dieselben werden überall in den 
Rollen als bekannt vorausgesetzt. Wohl aber finden sich in ihnen viel- 
fache Vorschriften und Regeln, zum Theil sehr eingehender Art , nach 
denen die Arbeit in ihren einzelnen Verrichtungen von jedem Genossen 
ausgeführt werden sollte ^^). Ihnen reihen sich ebenfalls sehr detaillirte 



1 ® 

kumen deme menischen suygde inde rngesuntgeit, her umbe, up dat ir 
werk der doppengeissere reyne bleue, so leint wir etc. — Vgl. die R. der OolU 
smede zu Lübeck tob 1492 (Wehrm. S. 215): Tho deme ersten male, det ejn 
jewelik goltemyt schal maken gndt goldt, gudt sulfer ... vnde wat 
wandelbar ig in syneme makende, dat scbalmen en trey breken, vnde de dat gemaket 
hefft, de schal deme rade wedden. 

77) Derartige Vorschriften, auf deren mannigfaltige Verschiedenheit je nach der 
Art der Arbeit wir' hier nicht weiter eingehen können, finden wir in den Lübeckischen 
Quellen in folgenden Urkunden: In den R. der Bruwer v. 1338 (Wehrm. S. 180) 
und 1416 (Wehrm. S. 182), der Grapengeter von 1354 (Wehrm. S 225), der 
Platenslegher von 1370 (Wehrm. S 365), der Bunimaker von 1386 (Wehrm. S. 
191), der Lorer aus dem 14. Jalirh (Wehrm S. 318), der Pelf^er vor dem J. 1409 
(Wehrm. S. 358, 360), der Maler und Glasewerter vor 1425 (Wehrm. S. 327), 
der Armborsterer v. 1425 (Wehrm. S. 161), der Zimmerleute v. 1428 (Wehrm. 
S. 459), der Apengeter von 1432 (Wehrm. S 158), der Swertfeger v. 1436 
(Wehrm. S 456), der Glotzenmaker v 1436 (Wehrm S. 210), der Boddeker v. 
1440 (Wehrm. S 175), der Schomaker v. 1441 (Wehrm. S. 414), der Lorer v. 
1454 (Wehrm. S. 316), der Büdehnaker v. 1459 (Welirm. S 188), der Wanl- 
farwer v. 1500 (Wehrm. S. 486), d^r Ruasferwere v. 1500 (Wehrm. S. 399), der 
Sadelmaker v. 1502 (Wehrm. S 402), der Lakenberedere v 1546 (Wehrm. 
S. 305). Um ein Beispiel derartiger Bestimmungen zu geben, führen wir die Rolle 
der Boddeker v. 1440 (Wehrm. S. 175) an: Vortmer we kymwerk maken wyl, de 
schal slan de dovele half ekene vnde half esschene vnde sunder spynt in de gryndel- 
hole vttogande, vnde welk werk groler ys denne vyftelialven voet, deme schalme twe 
gryndel gheven by III mark sulvers. — Vortmer we tunnen edder kymwerk maket, 
dat ay klene edder grot, de schal nene scbratapleten holt, wormsteckene, wynkel- 
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Bestimmungen über das Material, welches verwandt werden muss und 
welches nicht verwandt werden darf^*), über dessen Behandlung ''•^ 
über Alt, Form und Grösse des Products®®) und dergl mehr an. Voto 



vetich edder dorwassene ansetten by III mark sulvers. — Vortmer so scbal nemant 
vormenghen olt holt mank nye werk, beyde myt tunnenwerke vnde myt kymwerke 
by III mark salvers etc. 

Auch die R. der Goltschmiede zu Danzig v. 1418 und 1451 (Hirsch a. a. 0. 
S. 314) enthalten derartige Bestimmungen. — Die R. der Goltsmede zu Lübeck t. 
1371 (Wehrm. S. 221) verlangte auch die Arbeiten einem öffentlichen Orte: Tho 
dem ersten, dat ene jewelk goldsmed nicht meer wen ene werksteden holden schal, 
Tnde dat he in den husen niclit wericen schal, sunder he schal anders nerghene sitten 
TBde werken, wen in den boden vnder dem radhuse, dat men openbare zeen 
yade weten moghe, wo vnde wat he werke. 

78) Vgl. die Urk. der Tuchmacher zu Regensburg von 1259 bei Gemeiner 
a. a. 0. I. S. 381, aus Köln die Ordnung der Schilder aus dem 14. Jahrb. (Ennen 
und Eckertz, Quellen I. S. 403), aus Freiburg i. Br. die Ordn. der Gerber v. 
1477 (M n e , ZeKschr. XVI. S. 153) No. 7—12, 19—21, 24, und aus Lübeck ausser 
den in der vorigen Anm. angeführten Rollen namentlich noch die R. der Bmwer v. 
1363 (Wehrm. S. 178) und der Schrodere v. 1371 (Wehrm. S. 423). — Auch 
die Urkunde über die Gewohnheit der Gewandmachir in Frankfurt a. M. von 1355 
(Boehmer, Cod. Moenofr. I, p. 636) und die Rollen der Kork- und Trippenmacher 
V. 1439 (Hirsch a. a. 0. S. 317) und der Goldschmiede v. 1418 und 1451 (Hirsch 
a. a. 0. S. 314) zu Danzig enthalten Bestimmungen der Art. 

In der Ordn. der Kannengiesser zu Köln v. 1330 (Enn en und Eckertz, 
Quellen I, S. 386) wird die Mischung von Zinn und Kupfer, welche nur verwandt 



werden darf, vorgeschrieben (alto dat si zu eichlichme zin tenere kuffere neit me zu 



legeil ensulden dan vunf inde inde zuentzich punt zeintz). Ebenso in Lübeck in der 
R. der Grapengeter v. 1354 (Wehrm. S. 225: dor mener nuth willen hebbe wy 
radtmanne der stede Lubeke, Rostogk, Wismar, Straleitsundt, Grlpeswolt vnde Stettyn 
avereyndregen , dat de grapengetere scholen geten grapen van wekeme kopper, ge- 
menget na rechter mathe, also to deme scippunde weke coppers de batfte gropenspfse 
offte veer llvesche punth tenes ane bly ...), eine Mischung, welche in der R. v. 
1376 (Wehrm. S. 226) dahin bestimmt wird, ... dat de gropenge^ere scholen ore 
gropen gheten van twee deien hardes coppers vnde fyn deel Wf kes coppers . . . 
Vergl. auch die R. der Kannengeter v 1508 (Wehrm. S. 247): Item watmen eck 
maket in dusseme ampte van standen, vlas«tchen, vaten, scbottelen, aaltszeren, lechelen 
vnde appollen, dat schal wesen van kiaremetynne... Item wat men getet van 
kannen vnde mengedeme wercke, alsse koppmans' ghud, dat schal wesen de dre 
part klar thyn, vnde dat veerde part blyg . . . Ebenso war nach dem alten 
Folizeibttche von Nürnberg schon vor 1300 für die dortigen Zinngiesser die Mischung 
vorgesehrieben , und zwar ein Pfund Blei auf zehn Pfund Zinn (vergl. die Urk. in 
Murr, Journal zur Kunstgeschictite und zur allgemeinen Litleratur. ThI. V S. 108). 

79) Vergl. die Ordn. der Weber zu Speier v. t298(Mone, Zeitflchr. XV S. 279) 
nnd die der Hutmacher zu R5in v. 1378 (Ennen und Eckertz, Quellen I S. 334). 

80) Vergl. für Köln besonders die Urk. des Wollenamts v. 1332 (Ennen und 
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diesen Vorsd)ri£ten durfte nur abgegangen werden bei den Arbeiten 
auf Bestellung, wenn die Besteller es ausdrücklich verlangten®'), in 
welchem Falle selbstredend auch die solidarische Haftbarkeit der Zunft 
aufhörte. Die Ordnung der Weber zu Speier von 1298, welche nur 
Vorschriften dieser Art enthält, stellt an die Spitze als Zweck der- 
selben »pro commuui necessitate pauperum intendentes, ne decipiat 
unusquisque proximum suura in vestitu pannorum laneorum« ®^). Noch 
grössere Garantie für die Güte der Producte sollten die Consuraenten 

2. in der Prüfung und Schau der Waaren haben, welche natür- 
lich bei den verschiedenen Zünften und in den verschiedenen Städten 
verschieden war, aber doch fast bei allen in irgend einer Form vor- 
.genonunen wurde. Sie wurde häufig zu einer Beaufsichtigung der 
ganzen Fabrication , vom Einkauf des Rohstoffe bis zum Verkauf des- 
selben. Die Quellen enthalten hierüber eine grosse Zahl sehr detaillir- 
ter Bestimmungen , aus denen die verschiedenen Arten , in denen sie 
erfolgte , sich erkennen lassen ; mehrfach wird ausdrücklich als Zweck 
derselben das Interesse des Publicums hervorgehoben^^). Bei einigen 



Eckertz I. S. 372, 373), för Frankfurt a. M. die GeseUe der Becker r. 1^77 
(Boehmer, Cod. 1 p. 75t), die Gewohnheit dtr Gewandmachir. UrJ(. y. 1355 
(Boehmer, Cod. I p. 636), für Lübeck die R. der Reper v. 1390 (Wehrm. S. 
380, 381), R. der Leinweber aus dem 14. Jabrh. (Wehrm. S.321), R« derR^men- 
Sieger y. 1414 (Wehrm. S. 371),* Rolle der Harmaker (Haardeckenmacher) ▼. 14A3 
(Wehrm. S. 229), R. der WuUenwever y. 1477 (Wehrm. S.495), R. der Kannen- 
^eter y. 1508 (Wehrm. S. 247), R. der Kistenmaker v. 1508 (Wehrm. S. 252) 
und di« B. der Lakenmaker y. 1553 (Wehrm. S. 300). — So auch bei. de» Gart- 
Um (Urk. aus dem 14. Jahrb. bei Siebenkees, Materialien u. a.w. Bd. IV. S.683) 
und Tüchern zu Mrnberg (Urk. y. 1290. Hurr a. a. 0. Thl. V S. 170) und den 
WoUenwebern zu Berlin {Urk. v. 1295. Fidicin a. a. 0. Thl. 11 S.8). FürTuobe 
. insbesondere hatte jede Stadt eine bestimmte Länge und Breite festgesetzt, auch die 
Ansalil der Kettenfäden und die Länge der Einschliigsfäden war genau hestiwnt 
(ef. die Abb. zur Gesch. ider Woll.-lnd. in Hildebrand's Jahrbb. Bd.Vli S.1.33). 

81) Verg). die R. der Pelser zu Lübeck y. 1409 (Wehrm. S. 359): Vortner. 
yor een man ymme sproken wert, werk to makende, dat mach he maken, wo dat de 
Inda bebben willen, men yppe den koepp schal dat nymand maken, men reoht gud 
w^erk, alse ynse vorvaren vor bebben gemaket; de dat anders uiakede vppe den koepp, 
de sdial dat vor een yslik stucke wedden een halff pund. 

82) Mono, Zeitschr. XV S. 279. 

83) VergL die R. der Decklakenmacher zu Köln v. 1349 (Ennen und Ecker t?, 
L S. 400) : ... dat eyn eiclich meystere ind broeder sijn werk in ynse koufhuys 
ynrgen. brenge, ind antwerde, dat zo besien lud zo segillen, yp dat der kouf- 
man, die ynse werk gilt, ynbedrogen bliue... und die R. der Gurtler 
aas dem 14. Jahrb. (Enntn und Eckertz 1 S. 402): ... dat epgbeyn mfn 
yalscjb noch boeso guet mache. — . Weberordn. zu Speier y. 1298 (Mona, 
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ZOnften musste jedes einzelne Stück besiehtigt und geprüft werd^, ehe 
es an den Besteller ging oder zum Verkauf gestellt wurde ^^), bei an- 



Zeitschr.XV S.279): . . pro communi necessitate pauperum intenilent- 
tes, ne declpiat uausfuisque proximum guum in f«stil« ptna^fniii 
lanneorum. 

Aus Lübeck vgl.: R. derMessingBleger v. 1400 (Wehrm. S.331): Ok en schal Aefln 
man vnder rns tafelmissing TOrkopen, de mestere vom dem ampte scholent bes««», 
vp dat de copman dar ane Torwaret sy, wor he in den market 
kompt. — \ R. der Yiltere aus dem 14. oder 15. Jabrh. (Wehrm. S. 472) : YorU 
mer so scholen de meystere dat werk boseen, iranner dat se des to rade werden; ye 
dat se vynden wandelbar gut, dar men dem co p manne, niclit sie de 
vul mach don, de schall wedden etc. — . R. der Rademakere ▼. 1508 (Wehrm. 
S. 309) : Item scholen de ollderlude eyns des mantes vmmegan vnde dar Tp sehn, 
dat eyn yder sodane wergk mak^e, dar frame lüde mede vorwart syn. •^ 
R. der Lacken Wardeyen v« 1553 (Wehrm. S. 308): Sy wiüich, naohdem vnnd ab 
ein Erbar Radt der Stadt Lübeck tho gedie vnnd wolfarth der geneinen'afflniith vnnd 
j'ogenth ein lakenmaker ampt vpgerkhtet vnd demsulvigen eine nille vnd vorord- 
nunge gemaket, welcher gestalt se sick im makinge der lakenn holden scholen, da- 
mit nu solche Ordnung dem gemeinen besten vnnd vorberurten ampte sulvest tho 
gude vnd wolfarth bestendigUch vnd holden möge werden, so hebben w^^lgemeHtr 
Radt veer geschwarne wardeins verordnet vp dat desulven ein flitich vpseent heb- 
benn, dat de lakenn inn dem fadem, inn de lenge vnnd in de brede vnnd in dem 
weffende na Inholde des ampts rulle lickmetich gefanden werden. — Cf, noch Ord- 
nung der Glaser nnd Glasmaler zn Freiburg i/6. v. 1484 (Mono, Zeitschrift! XYI 
S. 162): .. . damit menglichem w erschafft vervolg' (Garantie werde) ..,. 
84) So bei den WoUwebem in Soest (Rathsordnung von 1260. Seiherts, 
*Urkundenbuch Bd. 1 8.394), den Tachmaehern (Pol.-Ordn. v. 1290. Murr, Journal 
Tht. V S. 170) und Pergamentern zu Nfirnberg (Ordn. zwischen 1286 und 1304. 
Bbend. Thl. VI S. 50) und den Webern in Spei er. R.v.1298 (Mone, Zeitscbr.J^V 
S. 279). In Köln bei den Wollenwebern (Urk. v. 1336. Ennen und Eekertz I 
S. 371 ff.), den Deeklakenmachern (R. v. 1336 u. 1349. Ennen und Eck.ertz I 
S. 400) und Sarwortern (R. aus dem 14. Jahrli. Ennen nnd Eckertz I S* 404). 
In Frankfurt bei den Gewandmachtrn (Urk. von 1355. Boehmer, Cod.Mooiiefr. 
p. 635). In Lübeck; bei den Grapengetern (R. v. 1354. Wehrm. S. 226. R. v. 
1376. Wehrm. S. 226), den Garbradeni (R. v. 1376. Wehrm. S. 204), den Vil- 
teren (R. aus dem 14. oder 15. Jahrh. Wehrm. S.472), den Messinfslegern (R. v. 
1400. Wehrm. S. 331), den Remenslegem (R. v. 1414. Wehrm. S.371), den 
Malern und Glasewertern (R. vor 1425. Wehrm. S.327), den Wantfarvern (R. v. 
1500. Wehrm. S. 488), den Sadelmakem (R. v. 1^02. Wehrm. 8.402), den 
Murluden und Deckeren (R. v. 1527. Wehrm. S. 332), den Lakenberedem (R, t. 
1546. Wehrm. S. 305), den Lakenmakern (R. v. 1553. S.301). In Freiburg 
i/Br. bei den Glasern (R. v. 1484. Mone Zeitschr. XVI. S. 162). Für die Scho- 
maker in Lübeck galt eine absonderliche Vorschrift (R. v. 1441. 8.414): Thom 
gdvenden, welcher wil dem kepman soho maken tbor seewart, de schal baven tein 
paar nicht Van sieh dohn, eher se van vnsen olderluden besehen sind; . . . Thom 
athten , de wil tehen in de marck^de an de orde^ dar frye jnarokede geholdon «vor- 
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dern nur dasjenige , welches auf Jahrmärkte oder sobM nach aasw&rts 
gehen sollte ^^). Wo die Besichtigung des Einzelstücks nicht zulassig 
oder nothwendig erschien, waren die Producenten verpflichtet, ein 
Zeichen auf jedes Stück zu setzen, aus welchem sie als Yerfertiger 
desselben erkannt werden konnten ^^). Die Goldschmiede und Grapen* 

den, de schal Byne scbo nicht flocken noch fobren, eer se van vnsen olderluden be- 
sehen sind. . . . Thom negenden , welehe man de dar maket armen lüden scho , de 
/ schal baren dre paar nicht van sich dehn, ehe se van vnsen olderluden besehen 
sind;.... Thom teinden, .de dar maket dosyn scho, de schal se maken na erer 
werde, md haven ein dosyn nicht van sick dohn, ehr se van vnsen olderluden be- 
sehen sind ; . . . . 

Am ausföhrlichsten sind Ober die Art, wie diese Besichtigung vorzunehmen, die 
Quellenangaben über das Wollenamt in Köln und über die Weber in Speier. Wir 
lassen, um ein Beispiel zu geben, hier die wesentlichen Bestimmungen der Speierer 
Ordnimig folgen. Es wird angeordnet die institutio . . . „duorum juratorum virorum 
supra eornm juramentum et quatuor magistrorum operis supra eorum juramentum... 
qni pannos ipsos portando in domum unius nostri jurati examinabunt crudos i. e. 
ro, in pondere, longitudine, latitudine et falsitate et quem rectum et justum invene- 
rint, apponent ei sigillum ad hoc deputatum et tunc deporiabitur ad molendinum 
ad walcandum nee walcarius aliquem pannum walcabit alicui nostro concivi, nisi ha- 
best hoc Signum, de quo quilibet eorum jurabit etc. Postquam autem pannns walcatus 
fuerii et de molendino venerit, iterum porlabitur in curiam, ubi primo examinatus 
fuerit et examinabilur tunc in longitudine, latitudine et recUtudine a magistris et 
juratiS'Ut supra, et quem rectum invenerint, in utroque fine pauni sigillabunt sigillo 
ad hoc deputato et dabitur de qut)libet panno de sigillo juratls et magistris, qui 
pannos... examinaverunt, unus denarius apirensis. 

Um die Umgehung dieser Schau zu verhüten, findet sich wohl auch, wen^ 
das besichtigle Product durch Zeichen oder Siegel erkennbar war, das Verbot« Pro- 
ducte ohne diese Zeichen oder Siegel zu kaufen. So z. B. für Tuche in Esslingeii. 
Pf äff a. a. 0. S. 203. 

85) So in Lübeck bei den Netelern (R. v. 1356. Wehrm. S.341), den Bädel- 
makern (R. v. 1459. Wehrm. S. 188) und bei den Remensnidern daselbst die 
nach Seltenen gehenden Arbeilen (R. von 1396. Wehrm. S 375); in Nürnberg bei 
den Gürtlern (Ordn. aus dem 14. Jabrh. bei Siebenkees a. a. 0. S 685), den 
Klingenschniifden (Polizeibuch von 1290 bei Murr, a. a. 0. ThI. Y S. 110). . 

86) R. der Bruwer zu Lübeck v. 1363 (Wehrm. S. 179): Vorlmer so we beer 
bruwel, he si man efte vrowe, de schal selten sine brande werke vp der tunnen, er 
oien dat beer vte denen hiise bringhet, bi dree marken sulveis. WiederhoU in der 
R. v. 1388. (Wehrm. S. 181). Erklärlich daher die Bestimmung in den Rollen von 
1416 (Wehrm. S. 182) und 1462 (Wehrm. S. 183): item en schal neye bruwer 
des andern bruwers tunnen kopen, de mil sinom merke genierket y(i, dat en were 
den, dal de tunnen over ze e vnde over saut gewesen liadden, dal bewitilik were vnde 
nemand des andern merke vi to howende. — . Ebenso in der R. der Grapengeter 
V. 1364 (Wehrm. S. 225). ~. R. der Armborsierer v. 1425 (Wehrm. S. 161) : 
Item schal nye islik armborsterer vppe de nyen aroiborsie, de he maket, sin merke 
selten vppe de bogen der armbortte tho eneme tekene, dat he sin werk 
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gpesser von Lftbeck und Danzig mitsaten dtosem Zmtbatk auch noeh doi 
der Stadt hinzufügen ®^). In vielen Aemtern ward eine BeaufaichtigiqH; 
der einzelnen Meister durch die Altineist^ oder Alterleute als Beprä- 
sentanten der für die Güte der Zunftproductie einstehenden Zuaft Ws 
ausreichend erachtet®^); diese Meistar gingen entweder zu bestamtati, 
p^iodisch wiederkehrenden Zeiten®*) oder auch, so oft sie wollten^); 
in die einzelnen Werkstätten, prüften dort die Producte, das Material 
und den Arbeitsbetrieb, und mussten, wo sie Verstösse geg^ die Vor- 
schriften und wandelbares oder gar falsdies Gut entdeckten , dies be4 
httfs Bestrafung der Schuldigen beim Amtsgericht zur Anzeige bringei. 
Bei diesen »Umgängen« muss es wohl hin und wieder zu Gon- 
flicten der Einzelnen mit den Alterleuten gekommen sein, denn nur 
daher begreift es sich, dass in den Bollen die Meister mehrfadi bei 
Strafe aufgefordert werden, den Alterieuten, wsnn sie »umgebenwi 



recbtvtrdich waren ?il vnde schal. -^. R, dar Goldsmedt v.on i49|S; 
Wehrm. S.215. 

87) Vgl R. d. Goldsmede v. 1492 (Wehrm. S.215) und der Grapengeter t. 
1354 tWelirm. S.225) zu Lübeck. Ferner die R. d. Goldschmiede y. 1418 a.l451 
(Hirsch a.a.O. S. 314) und der Zinn-« Graben-, Kannen- und Glockengiesser tqh 
cc. 1440 (Hirsch a. a. 0. S. 330. 304) zu Danzig. 

89) So bei den Backern In Basel (Urk. über die Rechte des Vicedons und 
Brodneisiers v. 1256. Ochs a. a. 0. I S. 340) und in Frankfurt (Urk. v. 135&. 
Bo ebner Cod. 1 p. 640 und t. 1377. Ibid. p.751). — Ferner bei denGartleni in 
K9ln (Urk. aus dem 14. Jahrb. Bnnen und Sckertz, Quellen I S. 402). — In 
Worms bei den Metzgern (Weisthum v. 1398: Mone, Zeitschrift XY S. 288; hier 
Übten 4 Meister diese Aufsicht) und bei den. Backern (Zunftrechte derselben v. 144.1. 
Mone, Zeitechrift XV S. 288). — In Lübeck bei den Zimmerleuten (R. t. 142a 
Wehrm. S. 459), den Apengetern (R. y. 1432. Wehrm. S. 138), den Glotzen- 
»akeren (R. v. 1436. Wehrm. S. 210), den Harmakem (R. v. 1443. Wehrm. 
S. 281)t den KuBt^mnakern (R. t. 1474. Wehrm. S.295), den Wullenweyem (R. 
T. 1477. Wehrm. S.496), den Goldsmeden (R. v.l492. Wehrm. S.216, 220), den 
Kerssengetem (R.y. 1508. Wehrm. S.260), den Rademakern (R. t.ISOS. Wehr% 
S. 369), den Kistenmakern (R. t. 1508. Wehrm. S. 256), den OUlapern (R^ r. 
1511. Wehrm. S.345), den Murem und Deckern (R. v. 1527. Wehrm. S. 332), 
den Boddekem (R. v. 1559. Wi^hrm. S. 178). 

89) Bei den Gürtlern in Köln wöchentlich 1—2 Mal, bei den Lakenmachern zii 
(übeck, den Bfickern (Ordnung v. 1485. Hirsch a. a. 0. S.301) und Leinewebern 
(R. y. 1377. Hirsch a. a.O. S.320) zu Danzig wöchentlich 1 Mal^ bei den Bador 
macham zuLübeek alle Monat IMal^ bei den Maurern ^daselbst alle 6 Wochen u. s. w. 
Tgl. die Anm. 88 citirten Rollen. 

90) YgL die Anm* 88 citirten Urkunden (mit Ausnahme der GArtler zu i^oln» 
dar Radamacbw und Maurer in Lübedi); farner di« R. der G^UacfaaMeda t iWi 
und 1451 zu Daniif (Hirsch a. a. 0. S. 315). 

IX. 4 



fricuBllidi ga tuegegnen und ihnen ktimai \llder»tAiid entgegittw» 

Auf die Verleteung dieser YarBchriftra war überall Strafe gesetzt^'), 
dto iiic»t in Geld oder Waclisniis bestimmt war, bei schlechter Arbeit 
aber nicht sdten Boeh in der Vemichtang des Arbeitsproduets *") «ad 
längerer oder kürzerer Suspension vom Amt und Gewerbebetrieb, zn-» 
weilen sogar in nicht sehr gelinden Körperstrafen bestand ^^). 

Von dem Gesicbtspnncte der Pflicht der Zünfte, für gute Arbeiten 
ihrer Mitglieder zn sorgen and über die Ehre der Zunft und des 
Handwerks zu wadien, sind 

3. auch die mannichfaltigen Vorschriften über die AusbUdung 
derer, welche selbstständige Zunftmitglieder werden wollen und über 
die zur Eriimgung dieser Selbstständigkeit oothwendige Prüfung, die 
meist in dem sogenannten Meisterstück bestand , zu beortheüen. Denn 
in ihr sind dieselben begründet. Es ist vollkommen ungerechtfertigt, 
in diesen Institutionen nur Mittel zu erkennen, durch welche die Zünfte 
in engherziger Sorge für ihr ägenes Wohl die Coneurrenz mit An* 
dem auszuschliessen suchten'^). Dass sie es in den Zeiten des Yer- 

^ 91) Z. B. bei den Apengetem (R. t. 1432. Wehrm. S. 138), den Boddekern 
fR, V. 156®. Wehrm. S. 178), den HarmÄchern (R. v. 1443. Wehrm. S. 231) 
den Kerssengetern (R. v. 1508. Wehrm. S. 250) n. a. in Lübeck. 

99) Vergi. ausser den yorerwihnten (Anm. 77^91) Urkunden nodi die Wfllkür 
der Hutfilter von 1321 (Lübecker Urkundenbucb. Urk. 406 Bd. 11 S. 356), die R. d«f 
Pelaer vor 1409 (Wehrm. S. 358), die R. der pergamentarii Ton 1330 (Wehrm. 
B;363) und die R. der Roetlosscitere ?or 1471 (Wehrm. S. 389) zu Lübeck, das 
Soester Statotarrecht von 1120 für die BScker (Seibertz, Urkondenbuch. Tbl. 1 
8. 5i), die Ordn. der Oftrtler zu Nfimherg aus dem 14. Jahrh. (Siebenliees 
a.a.O. Bd. IV. S.685) und den Innimgshrief für die Wollenweber zd BerKn r. 1296 
(Fidicin, Hist.-dlplom. Beitr. ThMI S. 8). 

43) Bei den Webern in Speier z. B. #urde dei" falsche pannvrs difentltcfi tftrf 
dem Harkte yerbrannf (Ordn. v. 1298. Mone, ZeHseb^. XV S.f84), lyef denObld^ 
«äimieden in Lfibeek das wandelbare Out zerbrochen (R.v. 1492. Wehrm. s!^ 2f5>: 
Wet unter den Setlern in Freiburg altes Material tu einem neuen Werk yenrarndli^ 
nrlor ffein Amt (Ordn. t. 1378. Ko.3. Mone, Zettsvbr. XV S.28I). *- Andeiife 
Strafen g. bei Eignen, Gesch. v. Min. Bd. II. 8.^6. 

94) Vgl. den Innungsbrief der Schumadier zu Berlin von 1284 (Fidicin a. «f. 
0. Tht. IIS. 3) und Mancher, Deatsches Oewerbewesen S:2d9. 

99) Urtbeil«, vrh das von Tauhe (Geschichte dief Bilj;liffdiBclftn HemtAftfl^ 
Bümufaettfren , Kolonien und Scfaffffahrt tn den alten , mittlet n und moen tkiUfa bin 
atif das laufende Jahr lt76, im GmndriiHse entwoifeif von Friodtieh Wilbolm' 7 dtifc«^ 
K. K. Hofsecretair. — Leipzig 1776, bei Böbmert, Kunftwes«n S.29), „dass 4s^ 
Jnnvfh^n , ZQnfte , Gilden und Brfiderschafton nicMs als üine EKrfiDdung des Brod- 
B^Ms iind Bfgenntrt^ea , nichts als eine Mlasfehutt der dwnlcUn Eoitott sind-, ' i<(firi 
ein Jeder fittden, welcher den Ursprung dersi^ben ^ohfte VortiitWi ünpartelfacli im* 
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&lls m 17. und 18. Jahrhundert, als m d^n Zflnften mr noch der 
Gedanke des sdinödesten Egoismus herrschte^ geworden sUid, wer 
wollte es leugnen ! Aber es heisst in der That den sittlichen Charakter 
jener Genossenschaften im Mittelalter von Grund aus verkennen , wenn 
inan derartige Urtheile über ihre Einrichtungen fällt Immer von i^eueiB 
wiederholt sich die Verwechselung der beiden so yöUig verschiedenen 
Phasen der Zunftorganisation, immer von Neuem wird übersehen, dass 
die äusserlich gleichen Institutionen derselben in den verschiedenen 
Zeiten eine völlig andere,, oft diametral entgegengesetzte Bedeutung 
haben. Die wirthschaftliche Thätigkeit jener Zeit war von dem heute znr 
»Tugend« gewordenen Motive des Wettgewinns und Wetterwerbs, 
wie Rodbertus den Zustand der Gegenwart sehr treffend bezeichnete^), 
noch weit entfernt: den deutschen Zunftgenossen, jenen Bürgern, die durch 
Erkämpfung der Städtefreibeit und durch Entwickelung der deutschen 
JBürgertugend vielleicht das glänzendste Blatt in der Geschichte unsares 
Vaterlandes geschrieben haben, war der Gelderwerb, um des Wossot 
Erwerbes willen, war die über das ethische persönliche Bedürfniss 
hinausgehende maasslose Anhäufung von Beichthümern, noch nicht das 
Jdol, vor dem sie sich mit ihren Anschauungen von dem natürlichen Recht 
des Menschen, mit ihren principiellen Forderungen der Freiheit und Gleich- 
heit blind in den Staub warfen. Wie auf politischem stand ihnen auch auf 
wirthschaftlichem Gebiet das Wohl der Gesammtheit höher als das der 
Einzelnen; die Arbeit war ihnen, was sie ihrer Natur nach sein soll, 
Erscheinung der Persönlichkeit, rein und makellos wie diese 
sollte daher auch sie vor jedermann dastehen. Es ist Zeit, dass der 
Schleier, welcher noch über die wirthschaftlichen Zustände dieser Ger 
schicht^eriode gebreitet ist, zerrissen werde und jene ebenso unwür^ 

tersucben irUl*<, und wie das von Hfillmann (Städten^esen des Mittelalters, Tbl.'I 
S.319>, „Gowdhffheit, Herkommen, nieht selten sog:ar SriUchkeü dw Stellen $ eiA/r- 
Bfichtiges, eigenrnSchtiges Verdrängen unbefugter Theilnehmer ; endlich, »«nn za «tit 
seirieben« Anniassiuig und , Wiimir BdscbiFerden verursachte , Ziig$nglicbfc4it der 
^Landfsherrn für die gescblossenen Gesellschaften, dass nun für Recht erklärt wiird^ 
was herkömmlich geworden ; dies ist der gewöhnliche Gang bei Entstehung der Zunftr 
Verfassung gewesen^, werden zwar heute fn der Wissenschaft nicht mehr gefällt. 
Aber selbst Mas eher, der doch »enst der Bedeutung der Züufbe für die Bnt^ 
wiokehtng der geirerblidien Arbeit, für die BIAAe des dentschen Handirerke oivd 
^n Aufschwung des Stadtewesens im Mittelalter volle Anerkennung zotlt, ^ft 
fnr die Meisterprüfung auch nur das eine Wort: „die Meisterprüfung war weiter 
nichts, als das Mittel, die Konkurrenz möglichst zu beseitigen** (Deutsches Gewerbe- 
Vesen S. i56). 

99) Zur Gesch. der Bön. Xtibufoteuem. AbhandL in Hildebrand'i JaliM. 

4* 



hi 6. Schönberg:, 

3igen wie unwahren Vorwürfe gegen die deutschen Handwerker im 
Mittelalter aufhören. Wahrlich, was die Ehre der Arbeit und des Er- 
werbes, was die sittlichen Pflichten angeht, die dem grösseren Be- 
sitz, die grösserer geistiger Begabung gerade um dieser Vorzüge willen 
auch auf dem wirthschaftlichen Gebiet obliegen — so könnten 
die Producenten der Gegenwart zu ihrem und der Gesammtheit Wohl 
aus jener Zeit sehr viel lernen. Und diejenigen, welche, um den Privat- 
egoismus in ökonomischen Dingen als das mächtige Förderungsmittel des 
Gemeinwohls zu preisen, immerfort sich auf die Natur des geschichtlichen 
Menschen und die Erfahrungen des Lebens berufen, mögen gerade aus 
der Zunftorganisation des Mittelalters erkennen, wie wenig der ge- 
schichtliche Mensch derartige falsche Conclusionen rechtfertigt. 

Von jenem Geiste sind auch die Institutionen, mit denen wir es 
hier zu thun ];iaben, erfüllt. Nachdem einmal die gewerbliche Production 
dahin organisirt war, dass die Consumenten wesentlich auf bestimmte 
Producenten angewiesen waren, und als nothwendige Folge dieses 
Zwangsverhältnisses sich die Pflicht der Zunftgenossenschaft entwickelt 
hatte, den Consumenten gegenüber für die Güte der Producte die Garantie, 
welche heute bei völlig freiem und unbeschränktem Gewerbebetriebe 
und bei freier Concurrenz diese Freiheit selber gewähren soll, zu überneh- 
men, bedurfte zu einer Zeit, wo der Eintritt in die Zunft noch 
einem Jeden frei stand, die Zunft selbst nothwendig einer Ga- 
rantie, dass der, welcher an ihren Rechten Theil nehmen wollte , auqh 
ihre Pflichten erfüllen konnte, d. h. also sein Gewerbe wohl verstand. 
Hieraus entwickelten sich nach dem concret individuellen Bedürfniss die 
Einführung einer bestimmten Lehrlingszeit, die Anordnung der Dienst-, 
Muth- und Wanderzeit, die Festsetzung einer bestimmten technischen 
Qualification für die Selbstständigkeit des Gewerbebetriebs uud die da- 
durch bedingte Prüfung, ob im concreten Falle diese Qualification vor- 
handen sei. 

Freilich da diese Garantie schliesslich nur den Zweck hatte, das 
Publikum vor schlechter Arbeit zu behüten, so könnte man auf die 
Prüfung des Products, auf die continuirliche Beaufsichtigung der Ar- 
beit, auf die directen Vorschriften über die Art der Arbeit und des 
Materials, auf die Strafbestimmungen für wandelbare oder falsche 
Producte, kurz, auf alle Vorschriften, von denen vorher die Rede 
gewesen ist, verweisen und meinen, dass neben diesen, die bereits jenen 
Zweck verfolgten , die Meisterprüfung überflüssig erscheine, oder 
ibre Entstehung mindestens aus einem andern Grunde erklärt werden 
müsse. Man könnte um so mehr zu dieser Annahme geneigt sein, ids 
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ja in der That nach Allem, was wir bis jetzt von der Meisterprüfung 
wissen, dieselbe weder allgemein bei allen Zünften noch überhaupt in, 
den ersten Zeiten des Zunftwesens stattgefunden hat. Jene Argumen- 
tation erscheint indess nicht stichhaltig und in diesen thatsächlichen 
Momenten möchten wir gerade einen Grund mehr für die Nothwendig- 
keit dieser Institution aus dem von uns ang^ebenen Grunde finden. 

Mögen jene Strafbestimmungeu und sonstigen Einrichtungen im- 
merhin geeignet gewesen sein, dem Publikum einen gewissen Schutz 
zu gewähren, sie konnten schon an^ sich unmöglich ausreichen; 
kam hinzu, dass ihre Durchführung nicht einmal bei allen Ar- 
beiten und nicht bei jedem Umfang des Geschäftsbetriebes gleich mög- 
lich war. Für die Gewerbe namentlich, in denen nicht jedes einzelne 
Stück geprüft werden konnte], ward die Beaufsichtigung der Einzelnen, 
je grösser der Gewerbebetrieb der Zunft wurde, um so schwieriger und 
erfolglose. Mindestens musste die Durchführung der Zunftaufgabe' 
sehr erschwert werden und die Zunft daher bestrebt sein, vor sor- 
gend durch die organisirte Ausbildung derer, welche das Handwerk 
erlernen wollten und durch Festsetzung einer bestimmten technischen 
Qualification für den selbstständigen Zunftgenossen, in der die Mög- 
lichkeit guter Arbeit garantirt war, sich die Erfüllung jener Auf- 
gabe zu erleichtefn. Es scheint das eine sp natürliche Entwickelung, 
dass sich der Zweifel an derselben kaum begreifen lässt. — Freilich 
war auch der materielle Vortheil der Zunft hier wie bei jeder Institution 
des Zunftwesens ein nicht zu übersehender Factor ; ihr materieller Vor- 
theil insofern, als, je besser die Arbeit der Zunft, je sicherer sich die 
Consumenten auf die Güte des Products verlassen konnten, der Absatz 
ihrer Producte namentlich nach Aussen hin um so leichter, grösser, 
und , was für jene Zeit besonders wichtig war , sicherer wurde , mithin 
die Steigerung der Production sammt allen ihren Vortheilen für die 
Producenten eintrat Aber dieses Monopol, das übrigens an sich noch 
keineswegs privativer Natur zu sein braucht , war weder das einzige 
noch das wesentliche. — Doch wir wollen hier nicht näher auf die 
historische Entstehung und Nothwendigkeit dieser Institutionen ein- 
gehen. Nur so viel erscheint gewiss, dass im Anfang des* Zunftwesens, 
als die Zahl der Zunftgenossen klein und die Productionsverhält- 
nisse von geringer Ausdehnung waren, als noch die technische Aus- 
bil(lttng der gewerblichen Arbeit auf niedriger Stufe stand, bei dem 
engen Verkehr der Zunftgenossen eine gegenseitige Controle leicht 
durchzuführen war, und für diese Zeiten mögen jene Massregeln noch 
ausgereicht haben. Vielleicht dass sich auch schon sehr früh hie und 
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da die Institation der Dienstzeit, welche darin bestand, dass, ynat 
selbstständiges Mitglied der Zunft werden wollte, eine bestimmte Zeit 
bei einem Zunftmeister als Gehilfe gearbeitet haben musste, und welche 
den doppelten Zweck erfüllte, dass die Zunftgenossen die gewerblichen 
Fähigkeiten und Kenntnisse des Einzelnen kennen lernten und dieser 
seinerseits die in der Zunft für die Arbeit geltenden Regeln und Vor^ 
Schriften erfuhr, wo das Bedürfniss sie erheischte, entwickelt hatte. 
Jedenfalls war sie vor der Meisterprüfung üblich geworden. Als aber 
mit dem gewaltigen Aufschwung des Gewerbfleisses im 14. Jalffhun- 
dert einzelne Gewerke eine grosse Ausdehnung gewannen und mit der 
fortschreitenden Entwickelung der gewerblichen Arbeit die Technik in 
der Pröduction eine immer feinere und künstlichere wurde, musstei 
die Zünfte, wenn anders sie noch die Garantie für die einzelne Arbeit 
Übernehmen und den guten Ruf ihrer Arbeit, von dem zngleidi das 
Wohl der Gesammtheit abhing, wahren wollten, zuvor sich die Gewiss- 
heit verschaffen, dass die neu aufzunehmenden Genossen die von ihnen 
zu producirende Arbeit wohl verstanden. Aus diesem Bedürfniss ent- 
stand dann als ein gewiss zweckdienliches Mittel die Institution der 
Meisterprüfung. • 

So erklärt sich auch, dass erst allmählig mit der Entwickelang 
des Zunftwesens die Meisterprüfung eingeführt wurde, erklärt sidi 
ferner , dass sie nicht überall bei allen Zünften stattfand. 

Wir gehen hier nicht näher auf die Lehr- und Dienstzeit 
ein*0- ^*ich die vorliegenden Quellen enthalten zahlreiche Bestim- 
mungen hierüber, die natürlich bei den einzelnen Zünften und in den 
verschiedenen Städten sehr von einander abweichen. Im Allgemeine!! 
wird auch hier angenommen werden müssen, dass in den ersten Zeiten 
des Zunftwesens weder eine bestimmte Lehrzeit noch eine bestimmte 



97) Neben der Dienstzeit wird in Lübeck bei einzelnen Zünften noch die Muth- 
zeit erwähnt, eine Probezeit, der alle diejenigen, welche Meister werden woH- 
ten, sich unterwerfen mussten. Nachdem sie das Amt von ihrem Zweck in Kemitni^ 
gesetzt, traten sie diesen besondern Probedienst, dessen Zeit sehr verschieden an- 
gegeben wird^ an, hatten sich aber ausserdem noch während desselben mehrmals 
beim Amt« zu melden, wie es in den Rollen heisst, sie mugsten „dat ampt eschen in 
twen oder dren morgenspraken*^ Diese Institution wird erwähnt z. B. bei den 
Scroderen (R. v. cc. 1370. Wchrm,^ S.421), den Buntmakcrn (R. v. 1386. Webrm* 
S. 191), den Tilteren (R. y. 14. Jahrh. Wehrm. S. 471), den Grapengetern (R. 
aus dem 14. oder 15. Jahrh. Wehrm. S.221), den Felsern (R. v. 14^. Wehrm. 
S. 357), den Hamschmakern (R. y. 1433. Wehrm. S.233), den Kann«ngeteni (R. 
y. 1508. Wehrm. S.246), den Kammmakern (R. y. 1531. Wehrm. S.243). Cf. 
"Wchrmann, Einleitung S. 123. 
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fAffUsXmt gefordert wurde. Uad die tetetere «luss aaob, .n9ch4ßli^i^ 
aügmm ßiag^ül^rt u^d ge&M geregelt war, nur als Au9pabiae w 
ges^en werden. In . der Begel konote der LebrlUig, weun ^eine Letav 
nett ^ Aide war, die Meisterschaft erlaogeo. Dm Die«steeit wwimk 
ttbrigaos bei den verscbiedenen Zü&ften in unsern Urkanden voii ^imm 
Im za yior Jähren ^^X lieber den Zweck derselben enthaltM die K$lt 
jser Urkuodeu eiine Stelle , welche ihn klar und unzweideattg aas^ 
^ßbt: in dem yersten haint sij oeuerdragen ind willent dat gbejn 
leerkiieieht sidi an dat seUie Ampt setzcA ensoele, sich mit dem 
ampte ze gen^yreft, kee en sij Burger zu Coelne ind enhaue. dm 
Jair gedf ent an deme seinen ampte, off dat he da eabyat 
«en dat ampt as verre ind as walle geleert baue, dat die 
Meiat^e des amptz duncken bij yren eyden, dat hee dat wail kitme 
ind as guet verwen möge, dat der koufman da mit nyet ge<* 
seheidigt noch bedroigen enwerde. (B. disr Färher y« 1392^ 
Wiederbelt in einer andf^n Copte ans dem 14 Jahrb.) ^^)< 

Wise die Meisterprüfung ai^eht, deren Zweck zwei Stdleti it 
den lißbeeker Urkunden mit dem oben entwickelten übereinstiaanend 
angeben ^^^), so bestand sie in der Anfertigung verBchiedener sogenanoti^ 



98) So w«r vorgascbriebeat Ein Jal»r, beides NeteHrn (iL. v, 135^ Wfhrin. 
g.340), Buntm9kern (R. v. 138^. Wehrm. S. 191), Grapen^etern (R. aus dem 14. 
oder 15. Jahrh. Wehrm. S.226), lorcrn (R. v. 1454. Wehrm. S,314), Büdel- 
makern (R. y. 1459. Wehrm: 8.180), Goltsmeden (R. v. 14^2. Wehrm. S.217), 
gadeknakern (R. V. 1602. Wehrm. S. 403) and Kanhengetcni (R. t. 1608. Wehriii. 
^»246) zu Uheck. lwt\ Jahre bei den Hutmaebern zu Köln (R.t. 1378. Ei»«« 
und Eckertz 1, S- 833), den Leipvebera (R. aas dem 14* Jahrb. Wehrm. S.322), 
den Russverweren (R. v. 1500. Wehrm. S. 398) und den Rademakern (R. v. 1508. 
Wehrm. S. 367) zu Lübeck. D r ei Jahre bei den Färbern zu Köln (Urk. v. 1392. 
Ennen und Eckertz I S. 382) und in Löbeck bei den Lorern (R. d. 14. Jahrh. 
Wehrm. S. 317, in der spätem RaUe von 1454 (cf. surp.) ist diese Zetl auf ein Jahr 
varkflrzi), ferner bei den Roetloasch^eren (R. vor 1471. Wehrm* S. 390), den 
Drehern (R.t.1$07. Wehrm. S. 199) und den Kistenmakern (R. v. 1508. Wehrn. 
S.253). YierJahre bei den Roetlosscheren zu Lübeck (R. v. 1471. W eh rm. $.393). 

In der Abhandlung zur Gesch. der deutschen Woll.-lnd. (Hildebrand a. a. 0. 
S. 109) wird erwähnt, dass nach den Statuten der Wollweber zu Pritzwalk (aus dem 
Anfang des 16. Jahrb.), wer Meister werden wollte, vorher 5 Jahre als Knappe die 
fiild« gpabraucbt haben mfisae.* Ebenao kende Webetknappea, wekhe in Ulm Afeialar 
werden wollten. 

dO^nnen und Eckertz. 1 S. 382. 
. .100) Cf. R. der Bimtnaker v. 1386 (Wehrm* S. 181): .... dar scal he vom 
maken I queden vodar vade 1 rugge voder, also d«t de aieiaiere mogäeii bt" 
Seen vnde proven, afta he könne d.eA laden v«l d«ii mit ain^etni ai^ptei 
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lieiBtentacke. Es liegt «merhalb der m» gesteBten Äv^abe, anf dieee 
Arbeiten, welche in grosser Verschiedenheit und theilweise in derseHwa 
Zunft im Laufe der Zeit wechsetod in den Urkunde, überall, wo in ihnen 
von der ITordening des Meistorstttcks die Rede ist, speeidl angegeben 
werden, ans weiter einzulassen. Sie sind fiClr die technifiche Seite des 
Gewerbebetriebs jener Zeit yon hohem Werth. Wir verweisen in dieser 
Hinsicht auf die in den Anmerkungen dtirten Rollen. Die Zeit, wann 
die Meisterprafung eingefohrt wurde, lässt sidi ans denselben allge* 
nein nicht angeben. Wenn Mascher annimmt^®*), dass die Anfer** 
tigung der Meisterstacke um die Mitte des 14. Jahrhunderts aufgekom- 
men sei, so mag diese Annahme wohl nicht unrichtig sein, wenn damit 
gemeint wird, dass in der Zunft bestimmte Stocke vorgeschrieben 
waren, deren Anfertigung sich jeder Neuaufzunehmende unterziehen 
nmsste. Dass von frmnden Zuzüglern aber die Zunft vorher den Be- 
weis verlangen konnte, dass sie in der That auch die Arbeit wohl ver* 
ständen, wird schon aus viel früherer Zeit urkundlich berichtet. Die 
fiathsverordnung für die fiftcker zu Berlin von 1272 enthalt in dieser 
fieziehong die charakteristische Vorschrift: »Vortin wi dat werk wyn- 
net di sal vor des meisters oven baken dat men besyet ofte he syn 
werk kan etc.« (bei Küster, Das Alte und das Neue Berlin. Abth. 
IV. Berl. 1769. S. 240. Anm.). Wir haben in den von uns geprüften 
Urkunden ein bestimmtes Meisterstück vor der Mitte des 14. Jahrhun- 
derts nicht gefunden j was freilich an sich nicht ausschliesst , dass es 
als Gewohnheit nicht schon früher in den Zünften, deren Verhaltnisse 
diese Urkunden regeln, eingeführt gewesen. Von einzelnen Zünften 
andrerseits lässt sich aus den Urkunden der Beweis brii^n, dass in 
ihnen dasselbe erst im 15. Jahrhundert Eingang fand. 

Indem wir uns zu dem näheren Ergebniss der Urkunden in Bezug auf 
diesen Punkt wenden, müssen wir zuvor wiederholen, was sch9n oben 
allgemein bemerkt wurde, dass nach dem dort entwickelte Chiurakter 
der Urkunden aus der einfachen Nichterwähnung der Forderung des 
Meisterstücks noch nicht auf deren Nichtexistenz geschlossen werden 
darf. Wenn wir nun bei einer Reihe von Zünften auf Grund der Ur- 



mde dat scelen de meistre beh«ldon mit «ren eden ror den heren . . . und R. der 
Glotzenmaker von 1457 (Wehrm. S. 212): ...det he bjd werk se make, dal alU'^ 
man dar mede wol vorwart zy bynoen vnde buten lande8,'de dee 
britken eebelen. Cf. noch R. der Orapengeter aua den 14. 'oder 16. Jahrb. 
(Webrm. S. 226) und R. der PeUer v. 1436 (Wehrm. S. 361). 
loi) Denttchea Gewerbeweaen S. 168. 
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kiiaden unebmen, dass in ihnen kein Meisterstflck verlangt wurde, so 
sind wir zu dieser Annahme gelangt, weil die Urkunden q)eciell alle 
Erfordernisse, welche nothwendig waren, um »seiner selbst« zu werden, 
d. b. um den selbstständigen Gewerbebetrieb in der Zunft ausöben zu 
können, aufzuführen scheinen, unter diesen Erfordernissen aber das 
des Meisterstücks nicht aufgeführt wird^^). Wo dagegen, wie das 
in den Rollen sehr häufig geschieht, nur diese oder jene einzelne 
Bedingung der Selbstständigkeit in die Bolle aufgenommen ist^^'), 
hab^ wir die Frage, ob Meisterstück gefordert wurde oder nicht, oSea 
gelassen, da es, wenn auch nicht gerade sehr wahrscheinlich, doch 
nicht unmöglich ist, dass in den Zünften die Erlangung des Meister- 
reehts von der Anfertigung des Meisterstücks abhängig gewesen wäre, 
ohne dass man es für nöthig gehalten hätte,' dies und die Beschreibung 
des Stücks in dem Zunftstatut niederzuschreiben. 

Die frühste directe Erwähnung eines Meisterstücks erfolgt in 
der Rolle der Scrodere zu Lübeck, welche um das Jahr 1370 ge- 

■ 

sduieben ist'^*). Diese und die Zunft der Buntmaker zu Lübeck 
(R. von 1386)^^^) sind zugleich die einzigen, von denen aus dem 
14. Jahrhundert mit Bestimmtheit gesagt werden kann, dass bei 
ihnen das Meisterstück verlangt wurde ^^^). Die Urkunden der Maler 



102) Z. B. RoUe der Remensnider v. 1396 (Wehrm. S. 374): „To den enten, 
welk man, de zines salires werden wil in ynsen ammete, de schal sin «mm«t easchen 
in der merghensprake vor den heren, ynde de zalye man schal hebben Vlll mtilE 
hibesch mrorborghet, dat schal he bewizen mit twen hedderven mannen, de dat swe- 
ren in den hilghen. Ok zo schal he dat bewisen mit eneme breye, dai he echte vnde 
rechte boren zi, dat heA yan oldinges ye gheireset. 

103) Z. B. Rolle der Schomaker v. 1406 (Wehrm. S. 416): Im Jar Xllle vnde 
VI des sonayeodes yor mytyasten de beorloyeden de heren, de rat to Lubeke, den 
Bchomakem, dat nement in er ampt synes snlves sal werden, he en hebbe synes 
egenen geldes XXX mark lubescb. Vnde dit sal stan yp des rades behaeh. Und In 
der umfangreichen R. der Schomaker y. 1441 (Wehrm. S.413): thom andern, wen 
sicfc eck ein geselle angifft ynd ynse amptbroder tho werden, de schal bewysen sy-. 
nen lehrbreeff, dat he by einem amptmeister, dar rath, recht, ampt ynd gilde ge- 
holden werdt, gelehret hebbe. 

IM) Wehrm. S.421. 

106) Wehrm. 8.191* 

106) Auch in eii|er Rolle der Orapengeter, welche gegen das Cnde des 14. 
oder im Anfang des 16. Jahrhunderts niedergeschrieben zu sein scheint , deren Jahr 
aber nicht naber angegeben werden kann , wird ein Meisterstfick erwähnt (Wehrm. 
8. 227). Die erweislich früheren Rollen yon 1364 und 1376 yerlangen dasselbe nicht 
(Wehrm. S. 226. 226). 
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md €HÄ6ewerter *^^) , der Plfttensleger ^) zu Lftbeclc und der ScWl- 
der*^^) zu Köln scheinen zwar auch auf eine Art Prüfung^ hinzuweisen, 
doeh sind die Ausdrücke zu unbestimmt, ttm auf die Forderung des 
Meisterstfieks schliessen zu dürfen. Die überwiegende *Zahl der Zunft- 
mtunden dieses Jahrhunderts * '^) aber schweigt nicht nur völlig über 
das Meisterstück, sondern erweist auch ziemlich sicher, dass in den 
betreffenden Zünften damals noch kein solches verlangt wurde. So 
bei den Hutmachem**'), Färbern*'*^), Decklakenmachem*'*), Gurt- 
■lemi**), Kannengiessern "*) und Sarwörtern ^ ") zu Köln und bei den 



107) R. der Maler vor 1425 (Wehrm. S.32e): We]k man in malewerke Tndb 
tB fkisewerke synes sulves werden wil, de schal sodane man weaen tan giorttchU 
vnde van kunsten dat he des amptes werdig sy, ok so schal he syn ammet esschen 
to twen morgensproken vth synes mesters densle vnvorwandert. Ok schal he d^s 
amptes nicht begynnen, he sy eyn borger vnde hebbe X mark lubesch vn vorborget na 
seggynge twier werden manne, vnde syne kunst bewisen na der meist er 
»eggende vnde hebbe syne keste gedan na der bem bode. 

10$) R. der Platensleghere v. cc 1370 (Wehrm. S. 365): Tbn dem «raten nurle 
a$A\ nen platensleghere sines sulves werden, he en hebbe teyo lubesche mark wer^ 
fudes, de sin egen sin, ane arghelist, dat schulen twe bederve man mit ene sweren vp- 
pen hilghen. — . Yortmer so scal nen man sines sulves werden vnde dit ambeth vp- 
holden, he en kone sylven platen vnde wapenhanachen maken mit 
sinen eghenen hant. 

109) R. der Schilder aus dem 14. Jahrb. (Ennen und Eckertz I, S.403): Item 
80 inaal sich nyeman an dit ampt setzen ao ge»eyren, hiO in kunne dit ampt wole ind 
Imbo vier Jair geleirt vnd so wanne die IUI Jair umb cement so sal he bij die meister 
fayn, of he eich setzen wiit, ind laissen die meister besien, of he dat a»pt könne. 
Ran he dan dat »mpt, ao aal he genen u. s. w. Event, soll er das Amt noch fortlemen, 
. . bis he dal ampt wal kan. 

110) Die Zunfturkunden aus früheren Jahrhunderten erwähnen, wie bemerkt, 
nichts von der Fordlruag eines Meisterstücks. Selten Hefern sie aber auch den 
•IricteD Gegenbeweis; ein sokher dürfte indess in der Urk. über die Rechte de« 
Vicedom und des Brodmeisters v. 1256 für die Bäcker zu Baael entlialten aeint si quis 
tfe servientibiis pistonim forum sibi postulat indulgeri magiater praedictua panificibof 
adjnnetis de fidelitate suisque moribus ler requirat, et si benae famae non fnerit, repro«- 
b«tur. Si vero landabUe sibi perhihetur teatimonium, datis ai Urnen beatae Virginis 
vif inti BBÜdia, communitati panificum decem solidis pro expenais quas faeere aoUiJt 
cum pro hujusmodi negotio congregantur, item Yicedomino qainque flolidis, ipse M«* 
gistro duobus solidis, Pedello pistorum uno solide admittatur. (Ochs» Oeich. v. Basel 
Tbl. I S. 340.) 

111) Ulk. V. 1378. Ennen und Eckertz I S. 333. 

112) Urk. V. 1392. Ebend. I S. 383. 

US) Urk. V. 1349. Ebend. I S. 400, und Urk. v. 1336. Ebend. I S. 397. 

114) Urk. aus dem 14. Jahrh. Ebend. I S.402. 

115) Urk. V. 1330. Ebend. I S. 386. 

116) Urk. V. 1391. Ebend. I S. 405. 
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Pfermititern "Ol Netelem"*), PÄtemosteniMtlpern ' *•), RcmiMiiiilMi ^), 
Lorern **') und Lynenwevern ***) zu Lübeck. Höchstens scheint Mn und 
ivieder ein Zeugniss des Meisters, bei welchem der Jungineister gevr« 
beitet, verlangt worden zu sein. Die y^n Böhmer publizirtM 0*- 
kunden machen die Erlangung des Meisterrechts, von der allgeOMlMSi 
Bedingung des guten Rufes abgesehen, nur ton dei^ Be^hlüng eiMr 
Geldabgabe abhängig >^0. Dasselbe ist der t'all in deü Urkted^n der 
Riemenschneider*'*), Lohgerber >**) und Schuster'^*) zu Bremen. Nir- 
gends wird in ihnen ein Meisterstück oder eine sonstige Prüfttng ep- 
wähnt '*^. — Im 15. Jahrhundert war es aber eitigeführt bei dtm 
Apengetem ^*®), Harnschmakern ^^^), Swertfegern "^j, Pdsem W), 



117) R. ?. 1330. Wehrm. S.363. 

118) R. V. 1336. Wehrm. S. 340. 

119) R. V. 1360. Wehrm. S. 350. 

120) R. y.l396. Wehrm. S. 374. 

121) R. aus dem 14. Jahrb. Wehrm. S. 317. 

122) R. au8 dem 14. Jahrh. Wehrm. S. 322. 

123) So die Urkunden über die Gesetze der Schneider and Tachscherer za Frank- 
furt a/M. V. 1352 (Boebmer, Cod. p. 624), fiber die gemeinsamen Gewohnheiten 
der Becker zu Worms, Mainz, Speier, Oppenheim, Frankfurt, Bingen, Bachara^h und 
Boppart y. 1352 (Boehmer p. 625), über die Gewohnheiten der Kursener (Bbend. 
p. 639) , der Becker (Ebend. p. 640) , der Scbuchwurtin (Sbend. p. 641) , der Lower 
(Bbend. p. 642), der Snyder (Ebend. p. 644), der Steindecker (Bbend. p. 645), der 
Steinmeczen (Ebend. p. 647), zu Frankfurt t. 1356, und über die Gesetze dtV Becker 
zu Frankfurt t. 1377 (Ebend. p. 750). Ebenso di<i Urkunden der Schumacher t. 
1280/Fidicin a.a.O. Tbl. 11 S. 3), der Schneider t. 1288 (Bbend. S.5), der 
Schlachter v. 1331 zu Berlin (Ebend. Tbl. lY. S. 12), und der Allflicker y. 1399 zu 
Köln an der Spree (Ebend, Tbl. II. S.120). 

124) Urk. y. 1300, bei Böhmert, Zur Gesch. des Zunftw. S. 72. 

125) Urk. y. 1305, bei Böhme rt a.a.O. S. 72. 

126) Urk. y. 1308, bei Böhmert a. a. 0. S. 70. Bei den Schustern wird 
ausserdem noch ein besonderes Vermögen verlangt. In den von Böhmert publizir- 
ten Urkunden wird das frühste Meist er Aück in dem Ptiyilegium des Amts der Schnei- 
der zu Bremen (Urk. y. 1491, S.81) erwähnt. 

127) Wenn man nicht eine solche bei den Zimmerleiiten zu Frankfurt finden will. 
Cf. die Urk. y. 1355: wer die zunfft kouffen sei, der sal gebin dm pbund heller, dm 
phund wazses and dru virteil wynes. Und wers sache, ob ein geselle qweme, der un- 
ser zunflfi begerte und ein bidderman were der sin hantwerg knnde, dtr muste 
daz yorgenant geld gebin, waz uni[win... Wo derselben eyner die eynunge nicht 
^ebin enwolde, des han wir eynen richter yon unser berren wegtn, ^er sal uns phen- 
den, als der cnnfte recht stet. (Böhmer a. a. 0.' S. 646.) 

128) R. y. 14»2. Wehrm. S. 167. 

129) R. y. 1433. Wehr«. S. 283* ^ 

180) K. y. 1436. Wehrm. S. 455. 

181) R< y. 1436. Wehrm. 8. Ml. 
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OtotMunakfirn^"), Bfldelmakem "') und Goltsmeden ^'^) zu Lübeck; 
anrälmt wird os femer in den R. dier Schneider ^'^) zu Bremen, der 
Schneider"»*), Beutler^O, Gürtler*'**), Goldschmiede"*), Schmiede ^**0» 
Ti$cUer^«"), Bader ^^') und Hutmacher ■^>) zu Danzig. Die Zünfte der 
Bammisleger''*^), Boddeker "**), Lorer ^**), Boetlosschere "*'^) und WuUen- 
ueYer"^) zu Lübeck scheinen es nicht gefordert zu haben. Zweifel- 
haft läfist es die Rolle der Kuntormaker ^^*). — Im 16. Jahrhundert 
wird es positiv vorgeschrieben in den Rollen der Sadelmaker '*®), 
Kistenmaker "^"), Kannengeter""), Murlude "»), Timmerlude '**), Spinn- 
rademaker "^^) und Barberer^**) zu Lübeck und in den Urkunden der 
Tfiffelmacher ^^^) zu Bremen. Für die Shepestimmerlude in Lübeck 
darf es auch wohl angenommen werden"^*). Anscheinend ward es 



132) R. y. 1457. Welirm. S. 212. 

133) R. V. 1469. Wehr Dl. S. 186. 

134) R. V. 1492. Wehrm. S. 217. 

135) Vergl. die Anm. 126. 

136) R. V. 1399. Hirsch a. a. 0. S. 326. 

137) R. y. 1412. Ebend. S. 304. 

138) R. y. 1412. Ebend. S. 315. 

139) R. y. 1418. Ebend. S. 314. 

140) R. y. 1446. Ebend. S. 325. 

141) R. yor 1454. Ebend. S. 328. 

142) R. V. 1454. Ebend. S. 302. 

143) R. y. 1458. Ebend. S. 316. 

144) R.y. 1438. Wehrm. S. 371. 

145) R. y. 1440. Wehrm. S. 175. 

146) R. V. 1454. W e h r m. S. 314. 

i4tf) R. yor 1471 und yon 1471. Wehrn. S. 390. 393. 
148) R. y. 1477. Wehrm. S. 494. 
. 149) R. y. 1474. Wehrm. S.294. 

150) R. y. 1502. Wehrm. S.403. 

151) R. y. 1508. Wehrm. S.253. 

152) R. y. 1508. Wehrm. S. 246. 

153) R. y. cc. 1527. Wehrm. S. 333. 

154) R. y. 1545. Wehrm. S.464. 465. 

155) R. y. 1559. Wehrm. S. 450. 

156) R. y. 1587. Wehrm. S. 167. 

157) Urk. y. 1589 and 1598. Bdhmert, S.82 ff. 

158) R. y. 1593. Wehrm. S. 412. Wir folgern es daraus, dass hier, wu 
sonst bei keiner Zunft geschieht, sogar ein Gesellenstück y erlangt wird, wenn 
man nicht etwa gar unter demWerkmann den Meister und in dieser Stelle die directe 
Erwähnung des Meisterstucks finden will : „Ein lehrknecht , de sine lehrjahr ythge- 
denet, achaU thom provestQcke maken ein rhaa, mast ynd roer, welche proyestücke 
van den olderlnden der schipper ynd schepeitimiperittdeii schall besehen werdenn, 
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in Lübeck auch damals noch nicht gefordert bei den Russverwciren ^^), 
Dreyem ^•®) , Kerssengetem "*) , Kammmakcm ^•*) , Lynenwevem '••) 
und Lakenmakem *•*). 

Prüfen wir die vorerwähnten Zünfte, so ergiebt sich, dass innnerbin 
noch eine grosse Zahl derselben — und die Zahl derer, bei welcüeii 
die Urkunden diese Frage völlig unentschieden lassen, ist ja nnr eine 
sehr geringe — das Meisterstück, soweit die RoUen reichen, nicht ein- 
geführt hat. 

Was die speciellere Frage betrifit, wann in diesen Zünften die 
Forderung des Meisterstücks eingeführt wurde, so geben für einzelne 
Zünfte die Quellen Aufschluss. Ein bestimmtes Jahr der Einf&hrung 
lässt sich freilich aus Lübeck nur bei zweien angeben, bei den Pelsem 
und Bemenslegern. Für jede dieser Zünfte liegen nämlich ältere Rol- 
len (aus dem 14. Jahrhundert *••) und von 1414 "•)) vor, welche für die 
Zeit ihrer Abfassung auf die Nichtexistenz des Meisterstücks sdiliessen 
lassen. Ausserdem aber haben wir von beiden neuere Rollen, die 
nichts als die Anordnung des Meisterstücks enthalten , und nach ihrer 
ganzen Fassung den Schluss rechtfertigen, dass es durch diese Rollen, 
d. h. für die Pelser im J. 1436 »•^), für die Remensleger im J. 1438 "•) 
eingeföhrt wurde. Für die Maler zu Strassburg erfolgte die Anord- 



Tnde wenn se gntt tnde dnchüg; befanden, schall de lehrknecht den ffchepeetimmer* 
laden twe marek Iflbisch in ehre Busse geven vnd vor einen warckmann erkannt 
TBde ingeschreten werded. WoCerne averst de proyestücke vndächtich, schall he na 
erkandtnisse der vorbenSmeden olderlude nech ein ?eemdel edder half jähr by sinem 
meister in der lehre bliTenn.*' 

159) R. V. 1600. Wehrm. S 398. 

160) R. r. 1607. Wehrm. S. 199. 

161) R. ?. 1508. Wehrm. S.249. 

162) R. T. 1531. Wehrm. S. 243. 

163) R. T. 1586. Wehrm. 8.326. 

164) R. y. 155a Wehrm. S. 300. 

165) R. yor 1409. Wehrm. S. 357. 

166) R. y. 1414. Wehrm. 9. 370. 

167) Wehrm. S. 361: Na der bord Christi yeerteinhundert jar ynde dar na 
in deme sess ynde dnittigesten jare yppe den dach der bord sunte Johannis Baptisten 
to middensomere hebben de heren, de rad to Lubeke, vorramet mde gesettet, dat 
een islik knecht, de zines sulves in deme kortzenwerter ampte wil werden, de schal 
maken twe stocke Werkes yppe der meistere werkstede, ymme dat de meistere des- 
snlyen amptes erkennen mögen, dat he eneme jewelken dar mede yul don kone, 
ynde were dat de knecht des nicht en konde, so schal he des amptes so lange en- 
beren, bet dat he dat lere. 

168) Wehrm. S. 372: Na der bord u. s.w. hebben de heren, de rad der stad 
Lnbeke, yerramet vnde yerorloyet, welle knecht de sines sulyes wfl werden in deme 



M G. Sckönberf, 

Qmog doaae>ben im J. 1516^^*). Für einige andere Zünfte Utest rieb 
die Eiufabruo^ nur für einen bisweilen ziemlicb grossen ZdtinterwaH 
bestimmen. Nach den Rollen der Timmerlude voü 1428"*'), der 
Olotzemnaker von 1486 ''^*) und der Barberer von 1480 ^'^*) zu Lübeck 
war bei diesen Zünften in den genannten Jahren das Meisterstück noch 
Hiebt angeordnet ; dagegen erscheint es bei den Glotzenmakern schon in 
dar Rolle von 1457 "'), bei den Timmerluden in der Rolle von 1545 1^*), 
bei den Barberern in der Rolle von 1587*^*). 

Wir können hier nicht untersuchen, wie weit diese Institutionen 
zu Gunsten der (Konsumenten nun auch thatsächlich dem Bedürihiss, 
weldtem sie ihr Entstehen verdankten, volles Genüge thaten. Jeden* 
falls hatte der Erfolg derselben seine natürliche und nothwendige 
Grenze in den Fähigkeiten der Producenten, in dem Grade der tech; 
nischen Ausbildung, auf welchem sich die Mitglieder der Zunft befan- 
den, und es ist klar,, dass die Zünfte nicht mehr zu garantiren ver- 
mochten, als ihre Mitglieder leisten konnten. Auch hier galt die 
«wingende Parömie : Ultra posse nemo obligatur. Wo diese Grenze er- 
r^cht ist, tritt für den Consumenten, dessen Bedürfniss eine über diese 
Grenze hinausgehende Fähigkeit fordei*t, die Nothwendigkeit der Wahl 
eines andern , fähigeren Producenten , objectiv also das Bedürfniss der 
Concurrenz anderer Producenten hervor, ein Bedürfniss, dem, wenn 
es in jener Zeit wirklich hervorgetreten ist , allerdings nur durch das 
Cotrectiv der Märkte und der durch sonstige gesetzliche Anord* 
nungen eingeführten Zulassung fremder Coöcurrenz abgeholfen werden 
konnte. 



remensleger ampte, de schal dat bewisen mit sinen banden » dat he sin ampt kone, 
alse mit dreen stucken Werkes, de scbal he sulven maken in des sworen werkmesters 
werkstede. Dat erste stucke u. s. w. 

169) Urk. y. 1516 (bei Mone, .Zeitschrift XVI S. 181). 

170) Wehrm. 8.458: Vortmer wan he (der Kneoht) vnse kumpanye (die Zim- 
mergesellen bildeten in Lübeck, innerhalb der Zunft, eine eigene Gesellschaft) vnt- 
fangen beft, so scbal he bouwen myt en«m mestere in ynseme ampte alzo langbe, bet 
he syne» sulves werden wil| ?ade wan he synes sulves werden wil, so mod de 
mester, dar he mede wesen heft, dat seggen by synen waren wor* 
den, vor den olderluden vnde den festeren, dat he gud vor enep 
mester sy. 

171) Wehrm. S. 209. 

172) Wehrm. S. 164. 

173) Wehrm. S. 212. 

174) Wehrm. S.464. 

175) Wehr m.^S, 167. 
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<}ute Arbeit, mdgliehst hober Gebraucbswertta ist «.ber ficht, wie 
«ehon oben ausgeführt wurde, die einzige Forderung, die da9 luterease 
fler Consumenten an die Producenten stellt, es fordert ebenso driogead, 
4a8S der Preis der Waaren ein möglichst geringer werde, mit an^ 
dem Worten, dass der Consument mit dem. nach den wirthschaftlichen 
Geset«}^ mindest nothwendigen Aufwsuide von Geg^leistungen daß 
qu. Product, die Leistung der Producenten erwerbe. Diese zweite For- 
derung der Consumenten, 

2. die Billigkiet des Products 

gestaltet sich in jener Zeit, in der Zunftorganisation, als eine wesent- 
lich andere wirthschaftliche Erscheinung wie in der Gegenwart. 

Die hier berührte Frage ist eine Frage des Preises, mithin des 
Tauschwerthes der Waaren. Denn der Tauschwerth, als das rein 
quantitative Yerhältniss, in welchem die Gebrauchswert he mit ihrer 
qualitativen Verschiedenheit gegen einander ausgetauscht werden kön- 
nen, ist seinem Begriffe gemäss ein rein abstractes Verhältnisse^®) und 
der Preis die concreto Form, in der er innerhalb des Circulation^pro- 
zesses zur Erscheinung kommt. 

Unter der Herrschaft der freien Goncurrenz bestimmt sich 
der Tauschwerth und der Marktpreis der beliebig vermehrbaren Waaren 
— und mit ihnen, nicht mit denen, für welche der Monopolpreis* 
gilt, haben wir es hier zu thun — durch das Verhältniss des Ange- 
bots zur Nachfrage ; 'dieses selbst wird aber wieder in seinem letzten 
Grunde durch die Productionskosten, aufgelöst in Arbeitsquanten 
und gesellschaftliche Arbeitszeit, regulirt, so dass der Marktpreis den 
Erzeugungskosten gleich ist*^^). Je geringer die Productionskosten im 
Riccardo'schen Sinne, welche im Wesentlichen mit den »Reproductions- 
kosten« Carey's identisch sind*'^®), sich gestalten, um so geringer 
ist der Marktpreis. Je billiger aber der Einzelne produciren, einen je 
gjerin^eren Vei^kaufspreis er demgemäss stellen kann, um so grösser 
wird die Nachfrage nach seinen Producten, um so grösser sein Absatz 
sein^ Wie der grössere Absatz aber die noth wendige Folge der ge- 



176) Vgl. Karl Marx, Zur Kritik der politigchen OekoDomie. Bvrlin i&W 

§,4 ff. 

177) D. Ricardo, On the principles of political economy and taxation. Lon- 
don 1821. Marx a. a. 0. S. 6 ff. Tgl. Röscher, System der Yolkawirthschaft. 
6. Aufl. Bd. I. §. 99. 107 ff. Stuttg. 1864. 

. 1%) H..C. f).ar«yy Die Grundlagen der SocialirlsseniKchaft. Doulsob von Pacj 
Adler. 3 Bde. München 1863-186^. Bd. I S..m ff. . ■ -^ . ., 
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ringeren Productionskosten , so ist er auch, da, je grösser der Absatz 
ißt, der Profit an dem Einzelstück nm so geringer sein kann, wieder 
die Ursache einer Verringerung der Productionskosten^^*), d^ren 
Folge nothwendig noch grösserer Absatz ist — eine fortlaufende Kette 
von Ursache und Wirkung. Die Production der freien Goncurrenz hat 
daher das natürliche Bestreben, die Productionskosten zu verringern, 
sie muss zu diesem Zweck das Princip der Cooperation bis in seine 
höchste Potenz ausbeuten und zu immer grösseren Vereinigungen von 
Arbeitskräften und Gapitalien führen. Da diese Vereinigungen eine 
fortwährende Vergrösserung gestatten, da auf der andern Seite die 
Ausdehnung des Absatzes und die Verringerung des Profits an dem 
Einzelstück für den einzelnen Producenten eine so gut wie un- 
begrenzte ist, so ist die Verringerung der Productionskosten, einer 
wenn auch an sich nicht unendlichen, doch für die einzelnen Pro- 
ducenten fortwährenden Zunahme fähig. Daher denn in der Gegen- 
wart dieser Wettlauf der Producenten, durch Gründung immer grösse- 
rer industrieller Wirthschaftsorganismen die Productionskosten und die 
Productenpreise fortwährend herabzudrücken , um dadurch den Absatz 
anderer Producenten an sich zu reissen, und so durch die freie Con- 
currenz die Concurrenzfahigkeit anderer Producenten in demselben 
Zweige der Production zu vernichten. Verringerung der Productions- 
kosten, Vergrösserung des Absatzes, das ist die Parole und das Feld- 
geschrei unserer Production. Für den Ck)nsumenten ist die hierdurch 
bedingte Billigkeit des Einzelproducts allerdings ein Vortheil, der noth- 
wendig für ihn resultirt, und dass ihm dieser Vortheil werde, dafür sorgt 
in diesem Stadium der wirthschaftlichen Bewegung das eigene Interesse 
der Producenten und das damit in engem Causalzusammenhange 
stehende, durch die Gesammtheit der wirthschaftlichen Verhältnisse, 
durch die freie Concurrenz bedingte Gesetz des Marktpreises.* 

Für die mittelalterliche Production trifft dies Preisgesetz noch 
nicht zu. Seine . Voraussetzung , die Gesellschaft der grossen in- 
dustriellen Production und der freien Concurrenz, d. h. die moderne 
bürgerliche Gesellschaft, war damals noch nicht vorhanden. In be- 
stimmt angeordneten , engen Schranken vollzog sich vielmehr die ge- 
"werbliche Production; kein Grossbetrieb, keine freie Concurrenz waren 
gestattet und die werbende Kraft des Capitals durch eine Reihe von 



179) Die Productionskosten sind hier in dem aU^emeineren Smith'sfihen 
Mino — nich welchem ihnen auch der Gewinn de» Producenten lagerechnet wird — 
genommen. (Ad- Smith a. a. 0. I. Ch. 7.) 
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Präventivmassregeln gehindert. Indem der Einzelne weder durch freie 
Vereinigung von Capital und Arbeitskräften, noch durch ungehinderte 
Vergrösserung seines Absatzes zum Naditheil seiner Mitproducenten 
seine Production über ein, auf die Grenzen des Kleinbetriebes be- 
sdiränktes Quantum vermehren konnte, fehlte einer der wesentlichsten 
Factbren der heutigen Preisbestimmung. In der That mussten unter 
solchen Verhältnissen die Preise der R-oducte andern Regeln folgen. 

Wir sind weit davon entfernt, diese Regeln hier eingehend unter- 
siichen und den verschiedenen MomeQten nachforschen zu wollen, wdche 
auf die Preise in jener Periode bestimmend einwirkten. Nur ein Moment, 
das, in der Wirthschaft der Gegenwart unbekannt, in der Zunft- 
organisation hervortritt und auf die Preise der Arbeit wie der Waaren 
einen sehr wesentlichen £influss übte, dessen Existenz und wirthschaft- 
liche Anerkennung zugleich die Preisregulirung im Interesse der Con^ 
sumenten zum Gegenstande besonderer Sorge machen musste, müssen 
wir hier berühren*®^). Es ist die Forderung des Standes- 
gemässen Gewinns am Einzelstück*®*), die, so undenkbar siö, 
als Recht der Producenten, bei freier Entfesselung der wirthschaft-' 
liehen Kräfte ist, den damaligen wirthschaftlichen Anschauungen und 
Verhältnissen völlig conform erscheint. 

Durch die Stödtewirthschaft des Mittelalters, in der nicht wie 
heute der Schwerpunkt der Wirthschaftspolitik in der Grösse der Pro- 
duction und deren fortwährender Steigerung, sondern viel mehr in der 
Vertheilung der Production und ihres Ertrags lag, geht 
überall erkennbar der Zug besonderer Vorsorge für die Person des 
Producenten. Diese Vorsorge und die Auffassung, dass die gewerb- 
liche Arbeit nicht blosser Productionsfactor , sondern vornehmlich das 
Mittel sein müsse, denjenigen, der sich mit ihr beschäftige, behaglich 
zu ernähren, wofür eventuell die Stadtobrigkeit verantwortlfch zu 
machen sei , sind die Quellen , denen auch dies Recbt auf standesge- 
mässen Gewinn entsprungen ist. Wir haben schon oben gesehen, dass 



180) Wir kommen später darauf, in welcher Weise in der Zunftorganisation die 
Productionskosten zum Besten der Producenten regulirt wurden. 

181) Diesem standesmassigen Gewinn entspricht allerdings in der mo- 
dernen Production der GewerbsTerdtenst oder Unternehmergewinn, welcher in dem 
beutigen Marktpreise der Waaren mitenthalten ist. (Rau, Volkswirthschaftslehre. 
7. Ausg. Leipz. 1863. §. 166. S. 186). Aber beide sind völlig verschiedener 
Natur. Während jener durch die Verhältnisse der Gesammtproduction und Gesammt- 
producenten bestimmt wird, sind es hier die besonderen Verhältnisse der einzelnen 
Producenten, von denen er abhängt. 

IX. ' 5 
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auf dieser Grondanschauaiig das Recht des Zonftzwanges basirte; vir 
werden weiter unten ausführen, wie aus ihr die AussdiKessung der 
freien Concurrenz unter den Zunftgenossen und eine Reihe von Be- 
sebränkungen hervorgingen, welche zu Gunsten der Oesammtheit der 
Mitproducenten der einzelnen Arbeitskraft auferlegt wurden und eine 
gleiche und gerechte Yertheilung des Arbeitsquantums und Prodnctions- 
ertrages bezweckten. Diese Gonsequenzen vorausgesetzt — ist der 
Gausalzusammenhang zwischen jener Auffassung und dem hier in 
Frage stehenden Recht klar. JVo das Arbeitsquantum des Ein- 
zelnen beschränkt ist und andererseits diese Beschränkung der Ar- 
beitskraft eben nur den Zweck hat, der Gesammtheit der selbststftn- 
digen Producenten ein ausreichendes, standesgemässes Einkommen zu 
ermöglichen und zu garantiren, muss sich in die Bestimmungsgrande 
dieses Einkommens, in die Factoren des Preises der Arbeit ein neues, 
auf die Lösung des anscheinenden Widerspruches zwischen Ziel und 
Mittel gewichtetes Moment einschieben. Dies die Beschränkung der 
Arbeitskraft ausgleichende Moment ist die Forderung des standesge- 
mässen Gewinns, der folglich, wenn auch in dem einfachen Arbeitslohn 
oder in dem Preise des Products als Preis der Arbeit thatsächlich mit 
gewährt, nichtsdestoweniger wirthschaftlich nicht die Natur des reinen 
Aequivalents der Arbeit, wie es in der Herrschaft der freien 
Concurrenz der mittlere Gewerbsverdienst ist, hat. 

Dieses Moment wirkt auch in anderer Beziehung auf die Natur des 
Preises ein: es lässt ihn nicht mehr als einen freien, sondern für Con- 
sumenten und Producenten als einen Zwangspreis, und als eine Art 
von Monopolpreis erscheinen. Es musste femer auf die Art seines Be- 
stimmtwerdens, die, wie oben entwickelt wurde, in dem System ^er 
freien Concurrenz in der Weise erfolgt, dass aus dem freien und natür- 
lichen Aufeinanderwirken der auf das Preisverhältniss bezüglichen wirth- 
schaftlichen Yerhätnisse der Preis als das nothwendige Resultat dieser 
hervorgeht, einwirken. Sobald einmal die Forderung des standesgemässen 
Gewinns, um den vorerwähnten Zweck zu erreichen, aufgestellt und 
ausserdem die möglichst gleichmässige Yertheilung der Arbeit und des 
Ertrags derselben unter die Genossen durch zahlreiche Zwangsvor- 
schriften, von denen später die Rede sein wird, erstrebt wurde, musste 
man, um jene Forderung realisiren zu können, weiter zu einer directen 
Feststellung des Preises der Arbeit und der Gewerbspro- 
ducte*®*) geführt werden. Aus zwiefachem Grunde. Schon die Bück - 



182) Die Hohe dieses Gewinns wird sich sehr schwer fesUtellen lassen > weil 
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siebt auf dieProducenten^®') mui^te sie nothweudig machen, weil 
j^e Forderung, nach ihrem quantitativen Inhalt auf den persönlicheil 
Verhältnissen der Froducenten basirend, sich nach den individuell ver- 
schiedenen Verhältnissen derselben verschieden gestaltet und damit von 
vornherein die Ungleichheit, welche bei freier Concurrenz in Folge 
jener auf die Bestimmung des Gewerbsverdienstes — als Theils der Pro- 
ductipnskosten — sehr erheblich influencirender Verhältnisse auch in 
der Tbat eintritt, hier aber vermieden werden sollte, ebenfalls hätte 
eintretaa müssen. 

Aber die Bücksicht auf das Interesse der Consumenten 
mußste nicht minder dahin führen. Schon die Einführung des Zunft- 
zwangsrechts brachte die Consumenten in eine, was die Preisbestim- 
mung für die Producte angeht, nicht ungefährliche wirthschaftliche Ab- 
hängigkeit, der gegenüber die beschränkte Zulassung der fremden Con- 
eurr^z doch nur ein sehr eng gezogenes Correctiv war. Durch die Be- 
schränkung d^ Productivkraft der einzelnen Producenten und die da- 
durch bedingte Forderung eines stapdesgemässen Gewinns für dieselben 
musste aber vollends diese Gefahr höchst bedenklich werden. Diese 
Forderung birgt in sich das natürliche Bestreben, sich fortwährend zu 



selbst da, wa wir die Preise der Wairen oder des Arbeitslohns wissen, jener Ge- 
winn nich't als ein besonderer Bestandtheil , sondern immer in Verbindung mit dem 
eigentlichen Preis der Arbeit erscheint. Hin und wieder wird wohl in den Preis- 
tsxen zwischen der Entschädigung fdr die Kosten, welche der Producent gehabt, und 
dem ihm ausserdem zuzogeslehenden Aequivalent, aber in diesem nicht mehr Arbeits- 
lehn und Gewinn unl erschieden. Ein Beispiel jener Tbeilung indet sich in der 
Bsseler Urkunde von 1266 über die Rechte des Vicedoms und des Brodmeisters (bei 
Ochs, Gesch. t. Basel. Bd. I S. 340: NuUus paiiifex panem pro pretio duorum 
denariorum Tel trium obolorum foro exponat, sine nosira et Vicedomini speciali licen- 
tia... De nna pistura Speltae, quae duas exigit Sehophiminas duo solidi pani- 
fieibus, nnus pro lucro, alter pro sumptibus, quos in pistando 
facinnt super crescant... Idemque faciat de Siligine, sumtis de qnatuor ioeulis 
alicujiis granarii quatuor Sehophiminis. In cujus etiam siliginis pistura duo solidi 
accrescant pro sumptibus et labore etc. 

183) Die Preisbestimmung , soweit sie mit Rücksicht auf die Zunftgenossen er- 
folgt, hat es ihrem Zwecke gemäss mit dem Preisminimum zu thun. Niemand 
soll den Andern im Preis des Products unterbieten. Daher heisst es in der Rolle 
der Bruwer zu Lübeck von 1388 (Wehrm. S. 180): Vortmer, we tu krughe bruwet, 
de schal syn her nicht myn gheven, de ene wen de andere.. Cf. auch 
die R. der Lackenberedere von 1546. Note 133. — Ferner die Ordnung der Stein- 
metzen zu Zwickau vom J. 1462 No. 9: Aber das kein meister sol den lohn ab- 
preeMn o4er geringer machen. (Bei ßerlepsch, Chronik der Gewerbe. Bd, Üf^ 
Chronik der Maurer und Steinmetzen. Bearbeite t^ A. Vf. Daihmann. Sl. 
GaHen 185a, 3. 194.) 

5* 
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steigern, und dies Bestreben war an sich um so leichter realisirbar, 
als der Zunftzwang die fremde Goncurrenz ausschloss oder doch min- 
destens sehr eng begrenzte, als er mithin die Consumenten auf be- 
stimmte Pröducenten anwies und dies Zwangsverhältniss der Preis der 
Arbeit resp. der Producte, wie vorbemerkt, zu einer Art von Monopol- 
preis machte. Wenn daher jenem Bestreben nicht anderweitig ent- 
gegengetreten wäre, hätte eine fortwährende Preissteigerung die Folge 
sein müssen. In der natürlichen Steigerung des Preises der Arbeit 
liegt an sich unter der Herrschaft der freien Goncurrenz kein Nach- 
theil für die Consumenten in Bezug auf deren Preisinteresse, weil die 
Steigerung des Preises der Arbeit, herbeigeführt durch die zunehmende 
Productionskraft und die in Folge dessen grösser gewordene Produc- 
tion, sich auf das grössere Quantum von Producten vertheilt und so 
den Tauschwerth und Preis des Einzelproducts nicht erhöht. In jener 
Zeit aber, wo die Steigerung des »Preises der Arbeit« (d. h. der Ar- 
beit und des standesgemässen Gewinns) keine Vermehrung der Pro- 
ductionsfähigkeit des Arbeiters involvirt, sondern nichts weiter als eine 
Steigerung des Gewinns gewesen wäre, die, weil die Production nicht 
vermehrt wurde, nur auf dasselbe Prodactionsquantum einwirken konnte, 
und den Preis des Products somit erhöhen musste, lag in der That 
in der so privilegirten Stellung der Pröducenten die Gefahr und die 
Möglichkeit einer Benachtheiligung der Consumenten, deren Eintritt 
die Obrigkeit um so weniger hätte dulden können, als sie ja eben die 
Yjerhältnisse , aus denen diese Preissteigerung als nothwendige Folge 
hätte resultiren müssen, nur aus Gründen des gemeinen Wohls, zu 
Gunsten der Pröducenten und Consumenten geschaffen oder doch ge- 
setzlich sanctionirt hatte. Zwar gab es gegen dieselbe, wie schon oben 
bemerkt wurde, ein Correctiy: die Goncurrenz fremder Production, 
Aber diese war eine sehr beschränkte und für manche Zünfte, näm* 
lieh die der Fleischer und Bäcker, Gewerbe, deren Producte für 
den Marktverkehr jener Zeit wenig geeignet waren, so gut wie gar 
nicht vorhanden. Das gefährdete Interesse des consumirenden Publikums 
musste daher auf andere Weise geschützt werden. Dies geschah nicht 
durch Zulassung fremder oder einheimischer freier Goncurrenz ^®*), 



184) Für die Bäcker wird vielfach noch eine Ausnahme vom Zunftzwangsrecht 
eingeführt durch die sog. Haushäcl^er, d. h. Bäclcer, welche gegen 'Lohn den 
ihnen von den Bürgern zu liefernden Teig in meist Öffentlichen Backhäusern buken. 
Solche Hausbäcker werden z. B. erwähnt in Esslingen (Pf äff a. a. 0. S. 194), 
Winterthor (Jäger, Schwab. Städte im Mittelalter a. a. 0., Berlepsch, Chronik 
der Gewerbe. Bd. Y S.93), Basel (Ochs a. a. 0. B.II S.142) u. s. w. 



Zur wirthschaftlichen Bedeutung des deutschen Zunftwesens im Mittelalter. 69 

sondern, dem Geiste jener Zeit entsprechend, nur durch Begulirung 
der Preise. 

Die Pflicht, durch allgemeine Preisbestimmung die collidirenden 
Interessen be;süglich des Tauschwerths der Producte auszugleichen, lag 
in erster Reihe der Gesammtheit der Gewerbetreibenden, den Zünften 
selber ob"®); und nach den Quellen dürfen wir annehmen, dass inner- 
halb derselben auch thatsächlich überall gemeinsame Preisverabredungen 
stattgefunden haben "^). Wo aber die Zünfte diese Pflicht nicht er- 
füllen, trat auch hier die Stadtobrigkeit an ihre Stelle, um durch 
obrigkeitliche Feststellung des Preises das Interesse des consumirenden 
Publikums zu wahren. 

Für diejenigen Zünfte, welche von der fremden Concurrenz fast 
völlig frei waren, insbesondere also für die Bäcker und Schlächter, 
finden sich solche obrigkeitlichen Taxen zuerst und schon ver- 



ld5) Yergl. R. der Reper von 1390 (Webrm. S. 386): Item so scholen 
Tns« mester den kop selten na der tyd; kopen se dure, dar schollen s« na 
selten; kopen se guden kop, darna scholen sy ock den kop setten. Dat schal eyn 
yowelck holden by broke Tnsen hern dry mark sulyers. 

186) Dass die Preisyerabredungen bewusst ebenso sehr im Interesse der Zunft- 
genossen vf\e der Consumenten getro£fen wurden, lässt sich urkundlich schon dadurch 
erweisen, dass sie in Zunfturkunden sich befinden, an deren Spitze ausdrücklieh 
gesagt ist, dass die nachfolgenden Bestimmungen zum Wohl des Ganzen wie der 
besondern Zunft erlassen seien. Wir haben aber auch Urkunden, in denen ganz speciell 
der Zweck, Fürsorge für da^ Publikum, heryorgehoben wird. So die Urkunde über 
die Zunftrecbte der Meister des Rolbgerber- und Sattlerhand Werks in den dem Ober- 
Stift unterworfenen fränkischen und rheinischen Städten vom Jahre 1597. Es heisst 
in derselben : „Item sollen sie*^ .... Fellwerk und Lohnheute nach der Taxe ver- 
kaufen „zu dem ende dann vnd damit sich der gemeine man mit recht- 
messigen fügen nicht zu beschweren haben möge u. s. w. (Mone^ Zeit- 
schrift XVI. 164). — Die doppelte Bedeutung der Preisbestimmung tritt evident 
ans der R. der Lakenberedere zu Lübeck von 1546 (Webrm. S. 308) hervor. 
Nachdem in derselben der Preis dex einzelnen Waaren angeführt ist, fährt die Urkunde 
fort: Vnnd im vliall sick jemandes vordristede, denn fremdenn copmanne 
hogher tho beschwerenn, edder ock tho vorderve des ampts myn tho 
nhemen, denn wo berurt ys, de schall vorfallenn in de straffe des Rades vann 
eynem idernn lakenn twolff schillinghe lubesch u. s. w. — Vergl. auch R. der Want- 
firver zu Lübeck von 1500 (Wehrm. S. 486): Des will ein Erbar Raedt vorordnen 
twe radespersonen , vnd veer koeplude, als Iwe Engelandsfahrer vnd twe andere 
borger, de mit den lacken kopen handlenn, vnd schalen desulven alle jar, twuschen 
nie jar vnd lichtmissen handienn vp dat farvent, na gelegenheit der tidt, vnd de 
koep sali dat jar aver bli?enn, darna de wede vnd mede , vnd alle vngelt , idt sy vp 
Engelsch oder andern Witten lackenn; de koep sali ock dorch de vorbenomeden 
vorordneten in ein boek, dat se derwegenn holdenn, vnd tholeggen schoelenn, vorte- 
kendt vnd vorscbrevenn werdenn« 
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bältnissmässig früh, ein Beweis, dass sich das Bedflifaifö bei ihnen 
viel früher herausgestellt hatte ^^^). Für die übrigen Gewerbe erscheinen 
derartige Taxen aber selten vor dem 17. Jahrhundert"*). In diesem 
und dem folgenden Jahrhundert werden sie dann bekanntlich allgemein. 
Für die Zwischenzeit, die uns hier speciell interessirt, finden sich in 
den Urkunden über den Preis der Producte resp. über den Prets der 
Arbeit der selbstständigen Gewerbetreibenden (auf den Lohn der Ge- 
sellen kommen wir später zu sprechen) nur verhältnissmässig wenige 
Angaben '*^). Wenn für die in den Urkunden enthaltenen Preisangaben 



187) Die älteste löbeckische Brodtaxe datirt Tom J. 1265. Sie beginnt: Gam 
siligo soWit unum aolidam, ponderare debet pulcher panit ailigSnis Vi marl;as fer- 
tone minus, ita lucrantur pistoreg IV solidos in XII modus siliginis et ipso tempore 
debet ponderare grossus panis IX marcas fertone minus. Cum triticum solvit XYIU 
denarios, debent duo cunei ponderare T marcas dimidio fertone minus et ita lu- 
crantur pistores IV solidos in XII modus tritici. Es folgen nun die Vorschriften 
über das Brodgewicht bei andern Preisen und die Taxordni/ng sehliosst dann: Sic 
lucrantur in XII modus tarn tritici quam siliginis IV solidos, de quibus sibf provi- 
deant in expensis. (Urk.-Buch der Stadt Lfibeck Tbl. I S.206 Urk.224.) Noch aus- 
führlicher ist die Verordnung des Raths zu Soest wegen des Gewichts und der Preise 
des Brodes, zwischen 1250 und 1280 erlassen (Selber tz, Urk.-Buch für West- 
phalen. Bd. 1 S. 332 fif.). — Aus Basel führt Ochs (Gesch. von Basel) derartige 
Brodtaxen yom J. 1256 (Bd. 1 S. 340) und von 1371 (Bd. II S. 388) , aus Nürnberg 
Murr (Journal u. s. w. Polizeigesetz von 1286 Tbl. VI S. 50), aus Frankfurt 
B 5hm er (Cod. Moenofr. Ges. der Becker von 1377 S. 751), aus Regensburg 
Gemeiner (Chronik von Regensburg) vom J. 1376 (Bd. II S. 181) und 1894 
(Bd. II S. 309), aus Esslingen Pf äff (Gesch. von Bsslingen) von 1480 (S.193) an. 

In Esslingen mussten besondere Fieischschätzer jahrlich 4mal den Prois des 
Fleisclies bestimmen (Pfaff, Gesch. von Esslingen S. 196). Aus Regensburg er- 
wähnt Gemeiner a. a. 0. besondere Fleischtaxen vom J. 1320 (Bd. I S.509), von 
1394 ^Bd. 11 S.309), von 1396 (Bd. II S. 329). Für Nürnberg erwähnt Siebenkeos 
a. a. 0. Bd. IV S. 688 eine Fleischtaxe aus dem 14. Jahrhundert. 

188) Cf. Systema jurisprudentiae opificiariae etc. ex scriptis et mannscriptis 
Beieri cura et studio Struvii. Lemgoviae 1738. 3 Voll. Lib.IV Cap. II de toxi 
mercium et mercedis opificiariae (Vol. I p. 366 sqq.) 

189) Die kölner Urkunden enthalten keine Preisbestimmungen irgend welcher 
Art. In den lübecker Zunftrollen sind auch nur wenige, welche die Waarenpreise 
angeben; (auf den in ihnen festgesetzten Lohn der Meister bei den reinen Lohn- 
gewerben, namentlich den Baugewerben, kommen wir später zurück). So die R. 
der Bruwer von 1363 (Wehrm. S.179): Vortmer scal nen bruwer mer bruwen in 
der weke, \ren eynes, vnd scal nicht mer bruwen wen ene last gbodes moltes, also 
bir vor ghescreven steyt, alse seven dromet gherstenes moltes ofte wetens vnd eyn 
dromet haverns moltes; dar nicht mer af to bruwende wen achtteyn tunnen ghndes 
enparighes beres vnd de tunnen nicht durer tho ghevende wen vmme 
XII schillinghe lubesch, alse dat beer mit dem holte, vnd dar schal 
ipen neyn kelhelbeer tho gheven, dat schal af woion elc. «^ FeraOf diu R» d«r 
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aügetaoinmen werden darf, dass ihnen entweder Streitigkeiten der Znnft- 
genosaen unter einander, weil Einzelne derselben zu einem niedrigeren 
Preise als die andern gearbeitet, oder Streitigkeiten der Zunft resp. 
einzelner Zunftmitglieder mit den Consumenten wegen zu hoher Preis- 
forderungen voraufgegangen sind , so dürfte aus dein geringen Vor- 
kommen derartiger Preisangaben der weitere Schluss gerechtfertigt sein, 
dass die Zünfte in jener Zeit bei Feststellung der Preise der Arbeit 
auf das Interesse der von ihnen abhängigen Consumenten stets Bück- 
sicht genommen haben und so in gerechter Würdigung der Gesammt- 
Interessen Conflicte vermieden. 

Mag nun immerhin durch diese Preisbestimmungen der Zünfte oder 
der Stadtobrigkeit das Interesse der Consumenten, was die Billig- 
keit des Products angeht, möglichst gewahrt worden sein — so 
ist doch auf der andern Seite klar, dass im Vergleich zur Gegenwart 
damals, wo nicht wie heute das eigene Interesse der Producenten auf 
eine Verringerung der Productionskosten und damit des Preises des 
Products hindrängte , das Interesse der Consumenten nicht so , wie es 
in der freien Concurrenz in dieser Beziehung geschieht, gewahrt sein 



Buntmaker von 1386 (Wehrm. § 193): Item welk man borgher werk maket, de. 
ne gcal nicht nemen dann IUI seh. vor dat tymmer, id en si dat he dat afstecke, so 
mach he dar van nemen V scb. vnde mer nicht. — Und die R. der Reper von 1390 
(Wehrm. S. 380): Item welk reper garne nympt efte entfanget van enem schipper 
efte van enem kopmanne, dar he gelt ane vordenen wil, de schal dar af nehmen efte 
hebben vor dat schippunt achte Schillinge, cordeles wyse, vnde nicht myn, by broke vnsen 
hern dre mark sulvers. — Aus späterer Zeit R. der Gortemacker von 1481 (Wehrm. 
S. 224) : Ock schoten neyne gortemaker noch gorteseller bynnen Lubeke dat verndel 
gorte durer, dan so vele eyn schepel haverenn tor tydt gelt, vorkopen noch durer 
geven eder syck betalen laten, allet by broke etc. — Endlich die R. der Laken- 
beredere von 1545 (Wehrm. S. 308): Item des scholenn de bereders hebbenn vor 
obren arbeith vor ider recklakenn druttich schillinghe vnnd eynn scheplakenn twe mark 
teynn schillinghe vnnd vor bastenn veer schillinghe vnnd vor fisseren veer schilNnghe. 

Unter den von Mone publicirten Urkunden enthält nur die Seilerordnung ans 
Freiburg i. Br. vom J. 1378 eine solche Preisbestimmung (Mone, Zeitschrift Bd. XV 
S. 284 Note 5) : Und wer och deheinen darngürtel (Bauchgurt) machet usser einez 
hanfe, der sol von eime nemen drig phenninge, und von eime afftersiln (Schwanz- 
riemen) nemen fier phenninge, und von zwein giechhelmen fänf phenninge, und 
von eime swinseil (Jagdseil für Schweine) fier phenninge, und von eime rechsel 
(Jagdseil für Rehe) drig phenninge. 

Im Gegensatz zu diesen Vorschriften wird in der basaler Schneid er Ordnung von 
1466 (Ochs, Gesch. von Basel Bd. V S. 138) ausdrücklich angeordnet, dass von 
der Zunft kein bestimmter Lohn oder Preis für das einzelne Stück festgesetzt wer- 
den, es vielmehr jedem Einzelnen überlassen bleiben soH, sich mit dem Besteller 
über den Preis zu verständigen. 
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konnte. Jedenfalls aber erscheinen diese Preisregulirungra , 

jene Zunfteinrichtungen einmal eingeführt waren und beibehalten werden 

sollten, als die nothwendige Folge und Ergänzung derselben. 

Während in dieser Weise für die Hauptinteressen der Consumenten 
durch wirthschaftliche Institutionen, welche, theils aus dem Kreise 
der Froducenten theils aus der Initiative der die Gesammtheit der Pro- 
ducenten und Consumenten vertretenden Stadtobrigkeit hervorgegangen, 
in der Form von Bechtsnormen erscheinen, gesorgt wurde, weist 
nach der anderen Seite hin die Zunftorganisation eine grosse FtUle von 
Bestimmungen auf, die sämmtlich der Sorge für die Producenten> ent- 
sprungen waren. 

(Schluss folgt) 



-n. 

Nachtrag zu dem Aufsätze über ^^Zeitgeschäfte 

und Differenzgeschäfte'^ 

im siebenten Bande dieser Zeitschrift S. 377 ff. 

Von 
Dr. C(. Colin in Jena. 

Im Laufe unserer ueulichen Abhandlung wurde gegen eine fremde 
Aeusserung geltend gemacht, es sei ein Irrthum, zu glauben, die un* 
günstige Meinung von dem Wesen der Börse und der sogenannten Spe- 
kulation »rühre aus der pathologischen Anschauung der Juristen her, 
zu deren (Cognition nur die kranken Fälle kämen«, d. h. solche, in 
denen Einer ausser Stande sei, zu bezahlen ; wir wollten zeigen, es seien 
das weit schlimmere Krankheiten, die hier herrschten; von denen vor 
Allem komme die entschieden abgeneigte, ob auch unklare Stimmung 
dawider, bei Gelehrten und bei Ungelehrten. Eine eingehendere Schil- 
derung heutiger Zustände unterblieb an jenem Orte; wir wollen hier 
denn nachträglich uns etwas specieller über dasjenige auslassen, was 
damals nur angedeutet worden ist: es sind einzelne Beobachtungen 
von der berliner Börse, wie sie demjenigen überreichlich zuströmen^ 
den eine zweifelhafte Güte des Schicksals solchem Orte nahe gebracht 
hat, — Beobachtungen, die in besonderem Grade die Wirklichkeit 
kennzeichnen mögen. — 

Der Geist der Jobberei hat dergestalt den Börsenhandel durch- 
drungen, dass unter Anderem in den Lieferungsgeschäften der Eorn- 
börse die ursprüngliche Natur von Liefern und Empfangen der Waare 
meist völlig verdreht erscheint. Geliefert wird nicht, um zu erfüllen, 
was man versprochen hat, sondern um den Preis zu drücken; empfan- 
ge!) wird nicht, um der Verpflichtung zu genügen und d^ Bedarf zu 
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befriedigen, für den man zuvor gekauft bat, sondern um den Preis zu 
treiben. Und da die Leute, welche für diese Funktionen die normati- 
ven Bedingungen feststellen, selber mitten darin stehen, in dem Inter- 
esse der Jobberei: so sind — sehr natürlich — auch die Paragraphen 
ihres Gewohnheitsrechts in gleichem Geiste abgefasst. Man sieht es 
unter solchen Umständen als einen guten bewährten Brauch an, dass 
wissentlich unkontraktliche Waare zur Lieferung angemeldet wird, die 
der Spruch der Experten unzweifelhaft zurückweisen wird: man will 
eben das Getreide in der Lieferung gar nicht unterbringen, sondern 
dasselbe immer erneut benutzen, lAn künstlich die zur Lieferung an 
den Markt kommende Masse zu vermehren und dadurch ein^ Drude 
auf den Preis auszuüben. — Diesem Missbrauch würde gesteuert, wenn 
jede unkontraktliche Lieferung sofort eine bindende Taxe ihres Min- 
derwerthes erführe, nach welcher der Lihaber dieselbe ohne Weiteres 
zu realisiren hätte. — Auf der andern Seite, derjenigen, welche die 
Waare zu empfangen haben, macht sich in entgegengesetzter Richtu^ 
das entsprechende Bestreben geltend, die Lieferung zurückzuweisen, 
den Markt von der Waare möglichst frei zu halten, und hier nicht 
Mos um der Preise willen, in vielen Fällen auch, weil es an Geld fehlt, 
um das Korn zu bezahlen. Es besteht daher die Gewohnheit einer 
groiädB&tzlichen Anrufung der Sachverständigen zur Entscheidung der 
Lieferbarkeit der Qualität, diese mag so unzweifelhaft kontraktmässig 
sein, als sie will. — Diesem Missbrauch würde u. A. ein hoher Satc 
der Taxationsgebühren, die der unterliegende Theil trüge, abzuhelfen 
geeignet sein : aber eben das will man ja hintertreiben *). — 

Und nun gar die Sachverständigen selber! Sie werd^ aus der 
Mitte der Betheiligten genommen und unter öffentlicher Autorität ver- 
eidigt: diese Autorität und dieser Eid können aber nicht bewirken, 
dass sie andere Menschen werden, als sie sind, Menschen, d^en gan- 



*) Uebrigens ist in Paris — wohl unter ähnlichen Eindrücken — seit dem 1. April 
d. J. die Aenderung getroffen worden, dass die Ankündigungsscheine, über Mehl lau- 
tend, zuvor einen Stempel der Sachverständigencommission als Zeugniss für die tie- 
feningsfähigkeit der Waare erhalten sollen, ehe sie in Circulation gesetzt werden. 
JHt uMnitleibar« Folge dieser Aendernng ist eine wesenlliehe Preissteigerung gewe- 
sen: der Baissespekulation war das gewohnte Mittel, durch Anmeldung einer Masse 
unkontraktlichen Mehls den Markt zu drücken , plötzlich entzogen. — Man mochte 
in derartigen Fällen die bevormundende Controle der kaiserlichen Regierung, die 
auch hier thätig ist, gern hinnehmen , gegenüber der Verwahrlosung , welche bei uns 
das absolute laissez- faire mit sich gebracht hat Im Oanten freilich sieht es ja in 
ftrii) WiBigstMtt in der Fapi#rb$riey \r#it fitger noclk aus^ afo in BtiHu. 
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2«B Sein in der VorsteUnng des FaUem und dts Steigöis der Prene 
aufgeht. Kann man von ihnen erwarten, dass hier ihr Alles üter- 
Wttchemdes Inter^se Yor der öffentlichen Pflicht zurücktrete? Keines- 
y9eg&: es wird von ihnen freiniüthig zugestanden, der Baissier bA^ 
natürlich das Getreide als Sachverständiger mit andern Augen an, als 
der Haussier! — 

Den Vorschlag, nichtbetheiligte Männer zu SachveiBtändi^n m 
machen, hat man zurückgewiesen mit dem Einwände, es gebe solche 
nicht oder sie seien nicht hinreichend au courant. — 

Kann man hier wohl auf Besserung von innen heraus hoffen? Es 
fällt schw^, darauf mit Ja zu antworten. — 

Vor wenigen Monaten verhandelte man im preussischen Abgeord- 
netenhause über eine Keform des Maklerwesens, welche von der Staats^ 
regierung in Vorschlag gebracht worden war. — Es musste denjmii- 
grä, der mit den Verhältnissen aus der Nähe vertraut war, peinlidi 
berühren, hier zu hören, wie man mit einem gewissen Eifer debattirtd, 
ob den vereideten Maklern dies oder das relativ geringe Becht einzu- 
räumen sei. Kaum Einer in jener Versammlung kaimte wohl die Wirk- 
lichkeit, worauf sich die eben verhandelte Beform bezog, dne Wirk- 
lichkeit, die bereits das Wesen des Maklerthums aus dem Grunde zer- 
setzt hat. — Der Begriff des Maklers erscheint hier gradezu verkehrt 
Jene unbetheiligten Vermittler, denen eigene kaufinännische Gfcschäfte 
fremd bleiben, sind hier nicht aliein durchs die Natur des Verkdms se 
gut wie unmöglich geworden; noch vielmehr, die Makler sind selber 
die grössten Spekulanten. — Die Einen sind vereidet, die Andern 
nicht: vor dem Erscheinen des Deutschen Handelsgesetzbuches nannten 
die nicbtvereideten Makler ihre Gebühr »Provision« statt »Courtage«; 
entsprechend schieben jettt noch die vereideten Makler andere Persön- 
fichkeiten vor für Geschäfte, die zu den Vorschriften ihres Amtes sidi 
nicht schicken ; andere nehmen auch diese Rücksicht nicht — manche 
dagegen legen woU ihr Amt nieder, um nicht ohne Noth genirt zu 
sein. — Einzelne vereidete Makler der Papierbörse werden durch 
Aufträge der Staatsinstitute bevorzugt und gewinnen dadurch gefahrlos 
eiüb Gebühr; bei Weitem die meisten aber können nur durch unmittel- 
bare Betheiligung an dem Blsico der Preise und Outse überhaupt Ge- 
schäfte machen. Die Meinung von einer publica fides, die den bestell- 
ten Maklern beiwohne, ist unter solchen Umständen ein Phantom: 
diese absolut gewordene freie Konkurrenz der Börse macht aus den 
Menschen Bestien des Eigennutzes: die Schule, welche die National- 
ökonomik unter die Naturwistenscbäften stellt, könnte darauf hinwü*- 
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waa: sdit, wirkt diese Kraft nicbt wie die aädem der . mechaoiflclie& 
Natur? — 

An das Maklertham kDüpi't sich die Missgestalt des sogenanntmi 
Commissiönsgeschäfts , auf dessen juristische Auffassung schon manche 
Mühe verwandt worden ist. 

Eben jener atomistische Kampf der Interessen, der das Makler- 
wesen aufgelöst hat, entzieht auch diesem andern Yerlialtnisse seine 
begrifflich nothwendige Grundlage, — Treu' und Glauben. — 

Wenn A. heute von B. den Auftrag erhält, tausend Thaler Actien 
zu einem Gurse bis 150 Frocent anzukaufen, und es gelingt ihm, diese 
zu 149 Frocent zu erlangen, bezahlt wird aber im Verlauf der Börse 
bis 151 Frocent: so hält sich A. für einen sehr ehrlichen Commissio- 
när, wenn er seinem Auftraggeber den Kauf zu 150 berechnet; das 
Baisonnement ist eben von einem ausgearteten Eigennutze vollkommen 
verwirrt und eine getreue Sachwaltung für fremde Interessen, selbst 
bei völlig ausreichender Belohnung, kaum überhaupt anzutreffen. — 
Hier steht Jeder Jedem im Kampfe gegenüber; die Verhältnisse eines 
Maklers, Gommissionärs u. s. w. empfangen von daher eine nothwendige 
Umgestaltung zur Carricatur. — 

Am schlimmsten artet es unter denjenigen Beziehungen aus, wo 
regehnässig ein Schwächerer, minder Erfahrener, der Ausbeutung preis- 
gegeben ist: Beispiele dafür bietet namentlich das Gewerbe der im 
engem Sinne sogenannten Wechsler, d. h. solcher, die sich mit den 
Börsengeschäften für Nichtkaufleute — Kapitalanlagen, Umsätzen und 
Zeitgeschäften — befassen: es sind Fälle vorgekommen, wo solch' ein 
Wechsler einen wohlhabenden Mann durch beständige Umsätze in weni- 
gen Jahren um sein Vermögen gebracht hat. Es ist das Interesse des 
Wechslers, dass sein Kunde oft Umsätze mache; um so öfter erhält er 
eine Provision; es liegt ihm ferner daran, dass man Papiere von nied- 
rigem Cursstande nehme; denn seine Gebühr wird von dem Nominal- 
kapital berechnet; endlich empfiehlt er obskure Papiere, die nicht auf 
den üblichen Cursberichten stehen, um eines unbequemen Nachweises 
über die Bechtmässigkeit des Curses überhoben zu sein. — Dergleichen 
erklärt die überraschende Menge von Wechslerläden in den Haupt- 
Strassen von Berlin. — 

Jener Ausbeutung steht natürlich eine entsprechende fehlerhafte 
Neigung der Beschädigten gegenüber. Allerdings kennen wir bei uns 
noch nicht Zustände, wie die in Paris, wo die ganze Gesellschaft an 
den Börsenspekulationen sich betheiligt, von oben herab bis in die 
kleinsten Kreise; aber wenn auch unglei<^ weniger skandalös, der 
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Fälle giebt e» genug und namentlich liefern die Stände des kleineren 
Gewerbsmannes ihr ansehnliches Contingent, Krämer und Handwerker, 
die am Ende die Börse selbst' aufsuchen und »Spekulanten« werden 
so gut wie die Andern. — Und so ist denn die Zahl der Leute, die 
täglich zur Börse kommen, um ihre »Geschäfte« zu machen, wunderlich 
zusammengesetzt: den entscheidenden Eindruck aber empfängt man, 
wenn man den Wechsel der Personen im Laufe von nur wenigen Jah- 
ren beobachtet. Schwer wird es dem Neuling nicht gemacht, sich an 
den Spekulationen zu betheiligen. Der Credit ist hier auf eine Weise 
hochgebracht, wie es sonst beispiellos ist, und wird Einer unfähig, zu 
bezahlen, so wird jede Vei^leichsquote mit einer Generosität angenom- 
men, die nur am Pharaotische ihres Gleichen findet. — 

Es ist bedrückend, sich bei diesen Zuständen zu vergegenwärtigen, 
dass es sich objektiv hier doch uin sehr Ernstes und Wichtiges han- 
delt, und mag man auch den besseren Elementen einen bedeutenden 
Einfluss auf den Gang der Dinge zugestehen, so bleibt unzweifelhaft 
die Einwirkung jener anderen ungehemmt, auf Dinge, welche den ge- 
sammten Verkehr des Volkes unmittelbar berühren. 

Dies wären Merkmale der Krankheiten, an denen die »Börse« 
leidet. — Wollte man damit das Ganze gewürdigt meinen, es 
wäre, wie wenn man die Bedeutung des Gredits für die heutige 
Volkswirthschaft etwa durch die Jähresziffer der Konkurse oder der 
Wechselproteste zu kennzeichnen versuchte: aber gegen die im Voll- 
gefühl der unbedingten freien Konkurrenz berauschten Köpfe, die auch 
dort, wo sich die freie Konkurrenz mit so bedenklichen Schattenseiten 
darstellt, nur Gutes, nur Gesundes finden, — gegen Jene ist der Fin- 
gerzeig auf diese — allerdings nur herausgegrifienen — Einzelheiteil 
in erster Reihe geboten, und wir meinen, erst eine wissenschaftlich 
gerechte Auffassung dieser Thatsachen kann die Hoffnung herbeiführen, 
dass dem Uebel Heilung gebracht werde. — Die bequem plausibeln 
Ansichten des Freihändlerthums sind leider nicht bloss in einer be- 
stimmten wissenschaftlichen Richtung zu finden: sie bedeuten, wie die 
Dinge heute stehen, nichts Geringeres, als die Summe populärer wirth- 
schaftlicher Bildung überhaupt, an den Ministertischen so gut wie in 
den gemeinnützigen Versammlungen, in den Bureaus wie in der Tages- 
presse. 
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Pli. Geyer» Theorie and Praxi« des Zettelbaiikwefleii«« 

München 1867. Fleigchmann's Buchhandlung. 352 SS. 

Der Verfasser sucht in dieser Schrift, wie in seinen vor zwei Jahren 
erschienenen kleineren Brochüren «Banken und Krisen^ , „Frankreich unter 
Napoleon III.^ eine eigenthümliche Theorie des Zettelbankwesens zu be- 
gründen oder vielmehr das alte Currency principle neu zu formuliren und zu 
beweisen. Das Buch enthält viel thatsichliches Detail und im Einzelnen auch 
manche gute Gedanken. Die Hauptansicht und Beweisführung des Verfassers 
ist jedoch von Grund aus verkehrt. Er trägt eine Masse Statistik zusammen^ 
aber seine Zahlen beweisen nichts. Er tritt von vornherein mit falscheo 
Vorstellungen an die Befragung der Thatsachen heran, seine Interpretation der- 
selben ist in Folge dessen willkürlich, seine Schlussfolgerungen sind unberech- 
tigt, übereilt. Das statistische Material ist hier nicht viel mehr als Blend- 
werk. 99 Viel Lärm um Nichts.^ Dabei herrscht in der Schrift stellenweise 
ein Ton der Polemik, der von einer Selbsttäuschung zeigt, wie man sie 
nur bei Autodidacten findet. Ich begnüge mich, den Kern des Buches in 
Kürze wiederzugeben. Jede Geldvermehrung bewirkt, nach der Meinung des 
Verfassers, im gewöhnlichen Lauf der Dinge, eine Erhöhung der Nachfrage 
nach Waaren. Hierdurch wird eine Erweiterung der Produktion oder Ge- 
schäflsthätigkeit hervorgerufen. Man greift, um den vermehrten Marktbedarf 
zu befriedigen, zu kostspieligeren Betriebs- oder Produktionsmitteln (un- 
günstigeren Localitäten, schlechteren Arbeitskräften u. s. w.) als den bis- 
herigen, und in Folge dessen steigen die Preise. Jede Geldvermehrung 
bewirkt also eine Erweiterung der Geschäftsthätigkeit und eine Erhöhung 
der Preise. Ein Beispiel hiervon geben die australischen und californischen 
Goldzuflüsse in ihrem Einfluss auf Geschäftsthätigkeit und Preise. 

In derselben Weise wie eine Geldvermehrung kann auch die Noten- 
emission auf die Preise wirken. 

Die Frage nach den Garantieen der Noteneinlösbarkeit oder der Auf- 
rechthaltung des Baarvorraths ist, nach der Ansicht Geyer's, nicht die 
Hauptfrage des Bankwesens. Denn die Abnahme des Baarvorrathes, z. B. der 
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Bank of EBglaod, oder das Verlangen nach Einlösung ihrer Noien kätfi 
weniger mit den Baarsendungen in's Ausland oder einem ungünstigen Stasd 
^ der Wechselkurse zusammen — ein andauernd ungünstiger, Stand der Wechsel- 
kurse ist unmöglich — als vielmehr mit der zu grossen Stückelung ihrer 
Noten oder dem Bedarf an ' kleineren Zahlmitteln für den inneren Verkehr« 
Man führe also kleine Noten — von IL.— ein, so ist der Baarvorratli 
vor jeder Erschöpfung sicher, die Bank braucht in Zeiten der Handalskriiis 
nicht mehr zur Greditverkürzung und Kapitalvertheuerung zu schreiten, wo- 
durch die Krisis nur noch erschwert wird, und dem Staat werden überdies 
Prägungskosten erspart. — Die Hauptfrage im Bankwesen ist vielmehr die 
nach dem Zusammenhang der Bankthätigkeit und speciell der Notenemission 
mit dem Gang der allgemeinen Geschäftsthätigkeit oder Produktion, der Preise 
und Handelskrisen. Hier stellt nun der Verfasser folgendes Princip auf: 
Die künstliche Kapitalerzeugung durch die Banken oder die ungedeckte 
Notenemission darf die des müssig liegenden natürlichen Kapitals oder die 
Kassenbestände des Publikums nicht überschreiten, d. h. (wie der Verfasser 
meint) m. a. W. der Notenumlauf darf nur das der Girculation entzogene 
Metallgeld vertreten , nicht die circulirende Geldmenge künstlich vermehren. 
Die Zunahme des disponiblen natürlichen Kapitals nun ergiebt sich in Ländern 
mit entwickeltem Depositenwesen , wie England , aus dem Betrag der Depo- 
siten. Hier gilt also die Regel: die ungedeckte Notenemission muss mit 
de^n Depositen im Gleichgewicht stehen. Sobald die ungedeckte Noten- 
emission im Verhältniss zu den Depositen oder dem wüssig liegenden na- 
türlichen Kapital über ein gewisses Maass gestiegen, so entsteht ein« künst- 
liche Erweiterung der Geschäftsthitigkeit oder overtrade, und eiji unnati^r- 
liches Hinauftreiben der*Preise. Darauf folgt dann regelmässig eine Haidels- 
krisis oder Absatzstockung und ein unnatürlicher Fall der Preise. Um dieses 
Gesetz zu beweisen, vergleicht Geyer die Bewegung der durch Division 
der ungedeckten Notenemission durch die Depositen der Bank of England 
^ erhaltenen Quotienten im Laufe der letzten Jahrzehnte mit der gleichzeitigen 
Bewegung der Geschäftsthätigkeit und der Preise in England und findet na- 
türlich , Was er finden will , dass die Thatsachen auffallend zu dem behaup- 
teten Gesetz passen. Jedesmal, wenn der Quotient zu fallen begann, trat 
nach seiner Darstellung eine Handelskrisis ein und eine Depression der Preise. 
Geyer stellt sogar eine Regel auf für die Vorausbestimmung von Handels- 
krisen : Suche am Jahres&chluss die vierteljährlichen Quotienten der Bank 
of England. Findest Du, dass der Quotient des letzten Quartals die Ziffer 
0,54 bereits überschritten hat, so kannst Du sicher sein, dass noch inner- 
halb oder doch kurz nach Verlauf der nächsten 6 Monate eine Handelskrisis 
in England eintreten wird!! 

Leider ist nun in anderen Ländern die Sitte, sein disponibles Kapital 
bei den Banken zu deponiren, noch so wenig entwickelt, dass die Depositen 
dort keinen Maassstab für die Grösse des müssig liegenden natürlichen Ka- 
pitals bilden. Hier haben also die Banken kein Mittel in der Han^d, um 
sich vor Ueberemissionen zu hüten. 

Man könnte hieraus den Schluss ziehen, dass es besser sei, überhaupt 
auf die ungedeckte Note zu verzichten, und sich auf die Benutziing des 
natürlichen Kapitals, d. h. auf Depositenbankwesen zu besohrünl^en. AUein 
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dtn Depositenbankwesen entwickelt sich nur langsam. Unterdessen thut man 
am besten, die Notenemission aitmahlig , - im VerhSitniss zur Zunahme der 
Depositen zn rednciren. Dies ist nur möglich, wenn man die Notenemission 
einem einzigen Centraiinstitut in die Hand giebt. Die übrigen Banken er- 
halten van diesem Institut gegen Deponirung einestheÜs von Metall, andern- 
theils von Werthpapieren Noten geliefert, so dass ihnen die Vortheile un- 
geiteekter Notenemission verbleiben. 

Dies ist in Körze die wunderliche Theorie Geyer's. Der Verfasser 
verwechselt, wie dies leider noch so oft geschieht, Geld und Kapital. 

1) Nicht die Geld- oder Notenmenge, sondern die Menge des umlaufen- 
den Kapitals bestimmt die Nachfrage nach Waaren, die Geschäflsthätigkeit 
und die Preise. 

2) Die Depositen sind wie die Noten Guthaben, nicht der Circnlation 
entzogenes, aufbewahrtes Geld, oder repräsentiren m. a. W. wie die Noten 
nur theilweise Geld, im Uebrigen repräsentiren sie metallisch ungedeckte 
Forderungen. 

3) Die Depositen sind nur zum Theil natärliches Kapital. Ein grosser 
Theil derselben entsteht nicht durch factische Einzahlungen seitens des 
Publikums, sondern durch Darlehensbewilligungen oder Wechseldiscontirungen 
seitens der Banken, also künstlich. 

4) Die Depositen repräsentiren nur zum Theil müssig liegendes Kapital, 
nur soweit nämlich, als sie seitens der Banken baar gedeckt sind. Der 
übrige Theil ist angelegtes , actives Kapital *). 

Diese Bemerkungen, glaube ich, werden hinreichen, um das Urtheil zu 
begründen, dass das Gebäude Geyer's nur ein Kartenhaus ist. 

Leipzig. Richard Hildebrand. 



H. 

Hie FtnanKen und die Finanzgpeschichte der Teretnispten 
Staaten -von Amerika« Von Dr. Carl Freiherrn von Hock. Slutt- 
* gart 1867. XIV und 811 SS. 

Das neue Werk des rühmlichst bekannten Verfassers der Finanzver- 
waltung von Frankreich (1857) und der öffentlichen Abgaben und Schulden 
(1863) wählt einen Stoff, der freilich gleich dem Yock ersehen in die Finanz- 
geschichte greift, der aber schon seiner Natur nach eine, wir möchten sagen, 
mehr statistische als historische Behandlung erlaubt, so wie sie den Zwecken 
des Verfassers zu dienen scheint. Nicht allein dass die Ver. Staaten ungleich 
dem Jahrtausende alten Reichthum der europäischen Staatenbildungen ein 
junges, ein »unhistoriisches^ Land sind, —- auch im Finanzwesen speciell 
fallt heute gerade das Uebergewicht der Thatsachen so ganz in die höchst 
wunderbare Zeit der letzten Jahre ^ also in die Gegenwart, dass für die 



*) Vergl. näher hierüber meine Abhandlung über „Das Chequesystem und das 
Cleaftnghouse in London^^ 
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fittaMMi« V«rgaiifc«^it eiii4» relMiv gmnge Bedeatnngr , Ae einer Staats- 
wirthsehaftliehen Kiji4heity gegenaber den riesigen Yerhiltnissen der neusten 
2eit sarflckbleibt. -^ Und der Verfasser selber will eben eine unmittel- 
bare Beziehung dieser Gegenwart auf seine Gegenwart; unter den Beweg- 
grOnden sein« Arbelt, die er uns in der Vorrede mittheilt, glauben wir 
■^ im Munde des hochgestellten österreiehisehen Finanzmannes — aus den 
folgenden Worten den vornehmsten herauszulesen: »Von grosser Bedeutung 
war für mich ferner die Analogie, welche die Verhältnisse der Ver. Staaten 
mit jenen meines Vaterlandes darboten. 0ort wie hier der Kampf zwischen 
der Einheit und der Zersplittenmg, dem Bundesstaat 'und den Einzelstaaten, 
zur Hilfe in dem Kampf ein nicht einlösbares Papiergeld und hohe drückende 
Steuern geschaffen, und es war wohl der Mühe wertb, zu erforschen, welches 
die Elemente und die Methode gewesen , die in Amerika den Sieg der Ein- 
heitsbestrebungen , des höheren Bildungsgrades und der Freiheit und den 
wachsenden Wohlstand des Volkes herbeigeführt hatten, während in Oester- 
reich solche Erfolge nicht erzielt werden konnten.« — — — Wir nehmen 
von dieser Intention Notiz und überlassen den Ver. Staaten, sich bei dem 
Herrn Verfasser für die Analogie zu bedanken. 

Da« Werk selbst, obwohl umfongreicher als dasjenige von Vocfce, 
empfiehlt sich durch eine bessere Anordnung des Stoiles ; es ist ein Ganzes 
mit Hanpt und Gliedern. — Dem Verlhsser, der in der centralen Leitung 
eines grossen Finanzwesens steht , konnte es nicht entgehen , dass jede 
Steuer, jeder Theil des zeitlichen Staatseinkommens, nicht stückweise für 
sieh, sondern im Zusammenhange des Finanzsystems seine Würdigung 
finden muss. In solchem Sinne erhalten wir einen umfassenden Ueberbliik 
durch den ersten Abschnitt: von der Finanzgesetzgebung und Finanzver- 
wattuttg überhaupt (S. 1—85). Im Eingang desselben wird der Entwickelung 
der Verftissung der Ver. Staaten, dann der Negerfrage und ihrem heutigen 
Stande gebührende Rücksicht zu Theil: interessant ist die Notiz (S. 21), 
dass nin Arkansas sich ein System der Arheitsgebung herausgebildet hat, 
die Parzellirung der Pflanzungen und die Ueberlassung der einzelnen Theile 
an Negerfamilien gegen Ablieferung eines Theiles des Rohertrages — ein 
Kolonenverhaltniss — das vielfach Beifall und Nachahmung findet. Die Neger 
selbst haben die Besorgnisse, die man gegen ihre Emancipation hegte, sieg- 
reich widerlegt. << 

Die Zuversicht und. Grossartigkeit der Nation , deren Staatshanshalt wir 
kennen lernen sollen, kennzeichnet uns der Verf. durch die Thatsaehe, dass 
»mitten unter den erschöpfenden Kämpfen des letzten Bürgerkrieges, un- 
gebeugt von der Last hoher Steuern und drückender Anleihen, voll Ver- 
trauen in die Fortdauer und den ungeschmälerten Wohlstand der Union der 
Kongress* am 1. Juli 1864 den Bau einer Eisenbahn zum stillen Meere be- 
schlossen hat, eine Lange von mehr als 3600 engl. Meilen, mit einem 
Kostenaufwand von mehr als 100 Mill. 'Dollars. — Die Bahn soll bis zum 
1. Juli 1874 vollendet sein, bereits 1. Oct. 1865 waren die ersten 40 Meilen 
gebaut. <« Mit Recht fttgt er hinzu: »Als Parallele dieses kühnen Selbst- 
vertrauens kann in der Weltgeschichte kaum das Beispiel der alten Römer 
angeführt werden, welche zur Zeit, als Huinibal vor ihren Thoren stand, 
dte Versteigerung des Ackers vornahmen, auf welchem seine Zelte «standen^ 
IX. 6 



Oft LiilerMar. 

Wer Tielkächt im Sonuiier 1864 abcnr äMh WMierlUhtB Minwe. m 
IM^ftgreise gelächeU jbat, — die Erfolge der letzten wenigen Jalire aftd d^ 
varlreffliohe Kopf, der die Finaazeii der Ver. Staaten seitdeük Terwaltet --^ 
hai^H ihm unzweifelhaft die schuldige Bewunderung ahgeiWungen. — 

Aus dem mit grosser Umsieht xasammengestellteai Detail der Fiuanif 
verwaUung seiher möchten wir uu$ uAgern versagen, Einiges mitsutheilen. 
Es isi nameutlich die Stelluug des Beamtenthums , welche eine eingehe«deroi 
Qetrucbtuug erfährt (S. a9— 55), 

»Die Zahl der angestauten BeanUen der UniMi mag, wen« mau dioi 
Postmeister, Zoll- und Steuerauiseher u. dergl, mit rechnet ^ wohl übteyr, 
30,000 sein, eine sehr grosse Zahl, wenn man bedenkt, wie viele Vor*- 
hältnisse ausser dem Einflüsse der Centralverwaltung stehen, uud wie zahl- 
reich die besoldeten und unbesoldeten- Organe der Einselstaaleu, Grafschaften 
und Gemeinden sind; doch darf man nicht übersehen, dass ein bedeut^der 
Theil jener Beamten Geschiftslente sind, die nur nebeubei dem jBtaate ge-» 
wisse Dienste gegen Entgelt verrichten.^ Die geringen Besoldaiigen der* 
nordamerikaaischeft Beamten und geradiei der hochaten sind hekanut, »^die^ 
wichtigsten Stellen der Centralverwaltung sind mit 4000 , 3000 , 1^500 Dolh: 
i^nd seihst mit weniger dotirt Dass die Gehalte im Innern in Papier aus- 
h^sbahlt werden , vermindert noch mehr, ihre Bedeutung. Alle Minister naA 
die Vorstände der Dienstes-^Abtheilungen klagen über das Unzureichende, det. 
Gehalte ihrer Beamten, die besten der Letzteren treten ans und nehmen 
Privatanstellungen an. Einer der bedeutendsten Vorfälle dieser Art ist wohl 
der, dass J. G. Lewis, der talentvolle Commissär der innern Abgaben^ 
der sie durch die schwierige Zeit ihrer grössten Reformen geleitet hat, den 
Staatsdienst verliess, im im Juli 1865 in Verbindung mit einem ehewaligeii 
Senator das Geschult eines Rechtsconsuient^m (tawyer) in Steuersachen, «a-* 
zutreten«^ Dazu kommt — ein grelles Symptom demokratischer Partei«* 
regi^rung -^ dass j^seit der ersten Präsidentschaft die sog. Rotation der 
Aenxter aur Uebung geworden istw .So oft der Präsident einer Parbeii.oder 
Pwrteinuance durch jenen einer andern verdrängt wird, treten mit dem neuen 
Haupte der Verwaltung Tauetende seiner Anhänger, alle, die in dem Wahl"« 
kämpfe sich besonders bemerkbar gemacht hab^n , in die Verwaltiuilg, 
während die alten Beamten vom Minister herab bis zium, Postmeister, Zollailf*- 
seher und Werftarbeiter ihre Plätze räumen müssen.^ Diese Uehuni? isl in 
nCrUerer Zeit durch das Gesetz sanctionirt, wonach, die Ani^Unngen nur 
auf 5 Jahre erfolgen dürfen. Jackson meinte: 9)die Verrichtungen der. 
Öffentlichen Diener sind so einfach oder können wenigstens so einfach ge- 
macht werden^ dasis sich hieri^u alle anständigen Leute leicht eignen^. 
Nicht allein ein geistreicher Ausländer sagt darüber, jenes alle vier Jahre 
sich erneuernde Kirchthurmrennen sei ein sehr gefährliches Spiel, auch die Ver- 
nunft der Nordamerikaner selber verzweifelt an den Fruchten dieses 9)gesundein 
Menschenverstandes^ und unter Anderem bedauert der Schatzsecretär 
in einem Berichte von 1864, ^dm» es in der Union nicht so gieba^teu- 
werde wie in Frankreich, wo dasselbe Beamtenthum^ unter der Be- 
lassung und Befördergag, wenn es seine Pflichten getreu erfüllt und sich d^r 
politischen. Parteinahme enthält, durdi alle Wechsel der Regierungen und 
ibror politischen Farben hindurch im* öXentlichen Dienst ausdauert^«- Der 
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IBnister hätte besser auf England hinweisen mögen : hier hätte er gegenüber 
dem AbsoIutlsRins der Parteiregiernng Einrichtungen gefanden, welche die 
Ansiirüche des permanent service mit den Bedingungen des Ministerwechsels 
zu vereinigen gewusst haben, indem überhaupt nur etwa sechzig höchste 
Posten ihre Besetzung ändern, während dasgesammte übrige Beamten- 
personal YöHig unberührt davon bleibt (vergl. Gneist, Engl. Verw.-R. 
§. 47 ff.). 

In jenem Berichte bekennt der Schatzsecretär der Ver. Staaten , ^^dass 
eine grosse Zahl Zolleinnehmer die Besoldungen lediglich als eine für ihre 
Parteitbätigkeit erhaltene Belohnung betrachten, welche besondere Verpflich- 
tungen zur Erfüllung der dienstlichen Obliegenheiten ihnen nicht auferlege; 
sie wohnen gar nicht an den Orten ihres Amtes und lassen durch Andere den 
Bienst versehen. Der Flottenminister klagt (Jahresbericht 1864/5) über die 
Untersehleife und die nachlässige Dienstverrichtung in den Arsenalen und 
Werften und sieht den Grund in den Parteiumtrieben : bei jedem Präsidenten- 
Wechsel sei das ganze Personal bis hinab zu den Arbeitern geändert worden. << 
— nAehnlich die Klagen und Vorschläge der Kommission zur Reform der 
innern Abgaben in ihrem Bericht vom 26. Januar 1866. Es gebe Inspec- 
toren der geistigen Flüssigkeiten , die mit dem Aräometer nicht umzugehen 
wüsbten 5 Inspectoren des Tabaks , die vom Tabak nichts verständen. ~ — 
Eine Abhülfe sei nur durch Einführung von Prüfungen, bleibende Anstellung, 
regelmässige Beförderung und Pensionirung der Beamten zu erwarten.^ — 

Mehrere höchst skandalöse Thatsachen über die Unterschleife von Be- 
amten theilt der Verf. (S. 45 — 48) nach den Verhandlungen im Kongresse 
mit. Die Gesetze sind zahlreich und streng, aber was helfen die Gesetze 
allein ! In neuester Zeit hat man vielfach hohe Kautionen eingeführt, deren 
Nutzen sehr fraglich ist. Besser als für das Wohl des Staates ist für den 
Schutz der Einzelnen gegen schlechte Beamte durch die von England über- 
kommene Institution gesorgt, dass die Beamten für die Ueberschreitung ihrer 
Befngni9s nicht allein civilrechtlich verantwortlich sind, sondern auch die 
Verwaltung überhaupt unter der höheren Instanz der gerichtlichen Entschei- 
dung steht (S. 54). 

Die nähere Besc)ir^ibung der Finanzverwaltung folgt S. 56 — 85. An 
der Spitze derselben steht der Schatzsecretär nach dem Gesetz vom 2. Sept. 
1789; der erste war Alex. Hamilton. Er hat zwei Stellvertreter (as- 
sistants) und ein zahlreiches höheres und niederes Beamtenpersonal. Be- 
merkenswerth ist, dass in den einzelnen Departements des Schatzamts viele 
Frauen verwendet werden: Anlass war die Schwierigkeit, zu den fest- 
stehenden Gehältern bei den gestiegenen Preisen die nöthige Zahl geeigneter 
Männer zu finden; die Frauen arbeiten zu grosser Zufriedenheit. — Der 
Schatzmeister verwaltet die Staatsgelder und ist das Centrum der ganzen 
Kassenfuhrung. Sein Gehalt ist 5000 Dollars! Früher wurde Einnahme und 
Ausgabe durch die Staatsbank unter Oberleitung des Schatzmeisters be- 
sorgt; als die Staatsbank 1837 aufgehoben wurde, traten Privatbanken an 
ihre Stelle, allein 1846 wurde ein unabhängiges Staatskassensystem ein- 
geführt: es wurden 4 Unterschatz meister in New- York, Boston, Philadelphia 
und Baltimore, später ein fünfter in San Francisco angestellt. Auch die 
Münzstätten, die Einnehmer der Zölle und Steuern und die Postmeister 
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fungiren als öffentliche Kassen. Seit dem Bürgerkriege dürfen auch die 
Nationalbanken und selbst einzelne Bankiers zur Empfangnahm» 
and Verausgabung öffentlicher Gelder verwendet werden. Die Zahl dieser 
»Depositorien^ betrug im Ganzen 397 im Jahre 1866. 

Ein Oberrechnungshof fehlt und wird nur in gewissem Grade ersetal 
durch die 6 Auditors und 2 Controllers. — Die oberste Richtschnur für die 
Verwaltung und Verrechnung der Gelder des Staates ist der Art. I S* IX. 
Alinea 7 in der Verfassung : »Kein Geld soll aus dem Staatsschatze erhoben 
werden als in Folge gesetzlich bewilligten Kredits und eine regelmässige 
Uebersicht und Rechnung über die öffentlichen Einnahmen und Ausgaben 
soll Yon Zeit zu Zeit veröffentlicht werden^ *— (S. 66). 

Nach dem Gesetze vom 10. Mai 1800 hat der Schatzsecretär dem Kon- 
gresse bei Eröffnung jeder ordentlichen Session im December einen Finanz«- 
bericht vorzulegen , welcher die wichtigsten finanziellen Ergebnisse und 
Ereignisse des Jahres darstellt und die im nächsten Jahre zu ergreifenden 
Massregeln vorschlägt (S. 71). — Im Anhange (S. 640 — 655) haben wir 
die ausführliche Uebersicht über die Staat^rechnungen und . Voranschläge für 
mehrere Jahre der letzten Zeit. — Noch heben wir als eigenthümlich im 
nordamerikanischen Finanzwesen hervor, dass das Steuersystem wesentlich 
auf der Selbstangabe des Steuerpflichtigen beruht, die er eidlich zu be* 
kräftigen hat, deren Vollständigkeit und Richtigkeit aber gleichzeitig in 
allen Fällen von den Steuerorganen geprüft wirdl — (S. 80.) 

Nach dieser Einleitung in die allgemeineren Verhältnisse der Union und die 
Verwaltung ihrer Finanzen im Besonderen führt uns der Verfasser zu den einzel- 
nen Gruppen und zwar erstens zu den Zöllen und Schifffahrtsabgaben, 
welche S. 86 — 186 abgehandelt werden; alsdann zu den innern Abgaben 
(S. 187 — 309), ferner zu der Grundsteuer und den sonstigen Einkünften 
sowie den Revenuen der einzelnen Staaten (S. 310 — 395). Endlich wird 
der gesammten Lage des Staatshaushalts in Vergangenheit und Gegenwart 
eine eingehendere Betrachtung gewidmet (S. 396 — 634; davon 396 — 441 
der Zeit vor dem Bürgerkriege, das Ucbrige der Kriegszeit und der Gegen- 
wart). 

Ein Anhang von mehr als 150 Seiten giebt vielerlei statistische Aus- 
weise, Uebersichten , den Zolltarif, das Bankgesetz, Ergänzungen und Nach- 
träge. — 

Das hohe Interesse, das heute jede Partie der amerikanischen Finanzen 
in Anspruch nimmt, rechtfertigt es wohl, wenn wir auch diese Abschnitte 
etwas eingehender besprechen. — 

Zumal die Entwickelung des Zolltarifs ist darum von besonderer Be- 
deutung, weil dieselbe mit der ganzen innern Geschichte der Union, dem 
Problem der Einheit von Nordstaaten und Südstaaten eng verbunden ist. Im 
Hasse gegen alle Zölle durch die englische Colonialpolitik gross gezogen, 
hatten die Ver. Staaten nach der mühsamen Erringung ihrer bundesstaatlichen 
Verfassung (1788) erst am 4. Juli 1789 einen Zolltarif der Union zu Stande 
gebracht, 13 Jahre nach dem Tage der Unabhängigkeitserklärung. Die Zölle 
wurden bald zur fast ausschliesslichen Einkommensquelle : der durchschnitt- 
liche Satz war 5 % des Werthes von einer Anzahl der eingeführten Waaren, 
das finanzielle Interesse der Hauptgesichtspunkt , der Schutz der Industrie 
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nar in zweiter Linie und das wesentlich in Folge der englischen nnd 
französischen Handelsverträge, welche die Bedingungen des Friedens gewesen 
waren. — Hier aber schon hebt der Kampf der wirthschaftlichen Interessen 
der Südstaaten nnd der Nordstaaten an : auch der massige Schutz , welcher 
gewissen Erzeugnissen der nordstaatlichen Industrie zu Theil wurde, fand 
Widerspruch an den Südstaaten. 

Dieser Widerspruch wuchs, als die Zollzerwürfnisse mit England und 
Frankreich grössere Einfuhrbeschränkungen und namentlich ^lach der Kriegs- 
erklärnng gegen England im Jahre 1812 zur Deckung der Kosten, die schon 
vorher allmälig auf 10% durchschnittlich gebrachten Finanzzölle ferner, ver- 
doppelt wurden: anfangs zwar tröstete hian sich damit, dass nach dem 
Frieden von Gent (24. October 1814) jene Verdoppelung und andere Ver- 
kehrsbeschrankungen aufhören würden, aber nur die letzteren fielen (15. März 
1815). Die hohen Zölle hielt der Norden fest: er hatte im Kongresse 
durch seine gestiegene Bevölkerung die Majorität. Am 27. April 1816 wurde 
der neue Tarif des Schatzsecretärs Dallas angenommen; er war streng 
schutzzöllnerisch : von da ab beginnt jener Kampf des nordstaatlichen Schutz- 
zollinteresses nnd der südstaatlichen Freihändler, in welchem der Norden lange 
die Oberhand behielt; mit dem Gesetze von 1828 hatte endlich der Zoll 
durchschnittlich 48% des Werthes der Waaren erreicht, die Industriellen 
erklärten sich befriedigt. Protest auf Protest folgte. Der neue Tarif von 
1832, der nur die Hoffnungen des Südens getäuscht, rief die Convente 
in Südcarolina hervor, die off^ den Gehorsam wider die Union auf- 
kündigten. Eine Compromissbill von 1833 beruhigte die Leidenschaften einiger- 
massen: es war nur eine S c h e i n befriedigung der Ansprüche des Südens 
im Tarif von 1842, der jenem Compromiss gemäss die Interessen zu ver- 
mitteln ausersehen war. — Die Reihe der südstaatenfreundlichen Präsidenten, 
namentlich Buchanan, und der Zolltarif vom 3. März 1857 kamen den 
unterdrückten Ansprüchen entgegen : aber der Bruch war zu einem dauernden 
geworden und der Antritt des ersten nordstaatlichen Präsidenten bezeichnete 
'die furchtbare Katastrophe, welche noch bis heute nicht geschlossen ist. 
Schutzzoll und Freihandel sind gleich verhängnissvolle Gegensätze für die 
Ver. Staaten geworden , wie die Frage der Sklavenbefreiung. — 

Der heutige Tarif nun ist unter dem einseitigen Einflüsse der im Kon- 
gresse während des Bürgerkrieges allein anwesenden Nordstaatler aus dem 
von 1857 im schutzzöllnerischen Sinne entstanden, im Ganzen sehr compli- 
cirt; er wird vom Verf. mit grosser Sorgfalt im Anhange S. 656—683 
wiedergegeben. Die durchschnittlichen Sätze sind '30% des Werthes. Die 
Nabelschnur des alten Prohibitivsystems trägt er, gleich unsern Tarifen, in 
dem stillschweigenden Grundsatze an sich, dass nur die namentlich auf- 
geführten Waaren frei eingehen. — Wir erhalten weiter (S. 118 ff.) eine 
Beschreibung des Zollverfahrens, speciell der SchifTfahrtsgesetze, des Küsten- 
handels, des Exports, Durchfuhr- und Einfuhrzolls; danach (S. 149 ff.) die 
abnormen Massregeln zur Bewältigung der Schwierigkeiten des Zollwesens, 
welche sich an die Spaltung der Union im letzten Kriege knüpften. — Ueber 
Aus- und Einfuhr von 1790—1865 sowie über die Schifffahrt finden wir 
im Anhange abermals dankenswerthe Tabellen (S. 688—695). — Die Ein- 
fuhr fremder Waaren ^ namentlich Manufacte, hat sich bekanntlich seit Ende 
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des Krieges gewaltig geliobeB: Verf. veranschlagt den Zollertrag fttr 4m 
Fiscaljahr 1865/6 aaf HO Mill. Dollars. Der Finanzbericht des Schals* 
secretars Mo Call och über dasselbe Jahr, am 3. December v. J. dem 
Kongresse vorgelegt (vergl. Hildebrand's Jahrbb. VIII. S. 188 ff. nach 
der New -Yorker Handelszeitang), ergiebt einen wirklichen Ertrag von 
179 Millionen und neuerdings für das Quartal vom 1. Juli bis 30. Septbr. 
1866 fast 51 Mill. Dollars. Der Werth des Jahres - Imports 1865/6 war 
417 Mill. in Gold, also bei etwa 40^0 Agio = 584 Mill. Papier, d. h., wie 
oben bemerkt , die Zölle betrugen im Durchschnitt 30 ®/o des Werlhes. — 
Uebrigens hat Mac Gull och in dem gedachten Berichte sich eingehend 
auch über die Reform des Zolltarifs geäussert, in einer Weise, die 
unsern Verf. und seine, freihändlerischen Neigungen eher zu gewinnen 
hoffen darf, als die bisherige Politik; und zufolge Gesetz vom 13. Juli 1866 
ist D. A. Wells zum Specialcommissär der Revenuen ernannt, behufs Re- 
vision des Tarifs, für die Dauer von vier Jahren. — Bei der Ausfuhr be- 
merken wir als Hauptartikel die Baumwolle (1860 ca. 18 Mill. Centner 
ä 100 Pfd. avoir du poids gegen 10 Mill. im Jahre 1849 — ca. 1 Mill. 
181^0; ca. 2000 Ctr. anfangs der 1790«' Jahre), dann namentlich Getreide 
und Mehl, neuerdings das Petroleum. — 

Die Innern Abgaben, welchen der III. Abschnitt gewidmet ist, treten 
in der Vorzeit des letzten Krieges nur in zeitweiligen, meist wenig glück- 
lichen, Versuchen auf. Erst durch Geset^ vom 1. Juli 1862 entschloss man 
sich zu einer umfassenden Besteuerung der innern Produktion und Con- 
sumtion -— da die Zölle nicht mehr genügen wollten. In der Noth der 
Kriegszeit haben sich diese Steuern auf drückende Weise ausgedehnt und 
wie eine Krankheit Alles ergriffen, jeden Akt, jede Stunde des täglichen 
Lebens. Aber dennoch scheint der innere Körper dieses gewaltigen Volkes 
gesund zu bleiben — und unter der Leitung seines Finanzministers wird auch 
die Besserung der gegenwärtigen Uebcl nicht auf sich warten lassen. Nach 
dem Berichte vom 3. December 1866 war die Einnahme für 1865/6 310 Mill. 
Dollars und in dem Quartal vom 1. Juli bis 30. September 1866 über 
99 MilL Im letzten Fiscaljahre haben also die 35 MilL Einwohner der 
Ver. Staaten zusammen 490 Mill. Dollars Zölle und Steuern bezahlt, d. h. 
14 Dollars auf den Kopf; — und die Veruntreuungen obenein ! — In den 
Vorschriften über Erhebung dieser Abgaben tritt, wie im ganzen heutigen 
Steuerwesen der Ver. Staaten , eine ziemlich rücksichtslose Gewalt der 
Beamten gegenüber dem Publikum hervor. — Widerwillen erregt die be- 
ständige Anknüpfung des Eides der Steuerpflichtigen an ihre eigenen 
Leistungen, obenein mit einer stets dazutretenden Controle; das Ver- 
trauen also verweigert man , das man in der Zumuthung des Eides halb 
bekundet. In Allem dergleichen ist wohl die Hast der Kriegsnoth zu er- 
kennen, der heute mit bedächtigen Einrichtungen noch nicht nachgeholfen 
worden. — 

Auch die verwirrende Mannigfaltigkeit der Gegenstände, Verrichtungen 
und Formen, an welche sich die innere Besteuerung knüpft, wird der neuen 
Revision welchen müssen^ es ist eben Alles, wie es der Augenblick un^ 
seine dringenden Forderungen hervorgebracht. Die Hauptartikel der Accise 



Kind ftraniilweiii 4er 16 MiiL«), Cigarren' und Tabak dia übar 11 Mili^ SleiiAl 
4aa über 4MUh) — Eisen und Stahlwaaren, die mehr als 9 MiU. Doüan in 
iahre 1964/5 ergeben haben. Stempel auf alieriei Urkandea «mI Waareo 
«»legt, gäbe« 1M4/5 «her 11 Mill. — Dk fikglicfa einander ao68chlieg«en<- 
4lea Abgaben aricfaeinen vieifach cumalirt. So gieb( es «ein« dewerbatevet, 
die sieb an eine 9}Iieence<^ kaüpft; daneben aber ^Iteuern auf einaeloe Yec- 
kebrsansialtea and Oesehälte ; so massicfn die Makiergcl)ilbren 1864/5 mehr 
«Is 4 Mül. für den Fiscns abgeben; die Bankan and Bankiers, abgesehen 
ton den IVationalbaidcen , etwa 5 Mill. Dollars. Den Nationalbanken wird 
die Steuer ron den bei der Regierang histerlegten Staatspafneren in Absug 
gebraobt; die Eisenbahnen leisten «ftwa 6 MilL — Han: veraweifelt dieaem 
.Hatidertarlei gegenüber, im Einzelnen Kritik zu üben; dieselbe darf dem er- 
«wihnleM besetze enisppecfaend von der Regierimg der Ver. Staaten selber 
erwartet werden. In dem Vorliegenden bietet auch unser Verf. die Thab- 
saehan meist trooken an einander gereiht; -vielleicht dass unsere Finans«- 
compendien , die oft einem grossen Laaarathe gleichen , ihr^n Vorratb an 
inleresaanten Fdllen daraäs bereichern. — 

Kacb afi' den kleinen folgt die Einkommenstewer , für 1865 mit 
ein« Ertrage von beinahe -60 Hill. Mach dem €esetae vom 30. Juai 
1864 und 3. Mirz 1865 ist die Steuer 5% Jodes Reineinkommens über 
600 und bis 5000 Dollars, lO^o i<>des höheren und dieser Satz ist als 
9»aasserordentHcfae Einkommensteuer^ verdoppelt worden. 600 Doli, und 
darunter sind frei. — Dass Klagen über Yerkürzungea der Steuer und im«- 
mer «trengere YerfügaagMi d«r Behörde sieh an diese Höhe der Beiaatung 
nothwendig knüpfen , leuchtet ein. Eine Ermittelung erfolgt auch hier auf 
der Grundlage der eignen Angabe^ -- 

Die Grundsteuer knüpft an die Steuern der Einzelstaaten an and ist 
mit diesen* zusammen , nebst den diversen Revenuen der Union , im 1¥. Ab- 
schnitt behandelt. Die einzelnen Staaten decken ihren Aufwand meist durch 
eine Grundsteuer (direct tax) und der Bedarf der Union hat bereits zu ö^ 
teren Malen an dieselbe eine Repartitionssteuer zur Befriedigung dringender 
Bedürfnisse geknüpft, so namentlich in den Kriegen wider England. In 
gleicher Weise hat das Gesetz vom 5. Angost 1861 eine Gesammt^teuer 
von ZO MiU. auferlegt, mit dem in der Verfassung vorgeschriebenen Be^ 
tragsveirhältnisse der einzelnen Staaten, denen es überlassen blieb, in ibr^n 
Gebiete die schuldige Summe im Anschluss an die Kataster und Erhebungen 
für die regelmässigen eigenen Bedürfnisse -r- gegen Kostenvergütung von 
15^/o seitens der Union — au erheben. Nur in den wenigen Fällen, wo 
der Einzelstaat dies nicht that, traten die Bnndelmassregeln bebnfs neuer 
fiinscbitzimg in*s Leben. — Die Steuer, von jeher bereits für die Einzel- 
staaten ausersehen, und nnr für dringende Nothfalle der Union noch ausser- 
dem zugänglich, ist- mit dem 30. Juni 1864 sistirt. — 

Endlich die Einkünfte der Union aus Confiscationen , öffentlichen Län- 
dereien n. s. w., deren Betrag relativ unbedeutend ist. Das noch unbebaule 



^) Bei etwa 1,70 Doli, pro Gallon heisst das rfiehKch 9 Mill. Gallon * Clonsum : 
alsa -etwa V« Gallen pro Kopf g^egsn etwa 1 Gallon pro Kopf in Gcaasbritannien und 
Irland. 
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Areal der Yer. Sttatea rnuil ttber 100,000 deilseie QMdrataeiktt! IMeBa- 
nähme fUr Lindereien war 1865/6 665,000 Doli, imd i« Quartal daraaf 
vom 1. Jttü bif 30. September 1866 228,400 Doli. Der Verf. knttpft darta 
dankenawertfaes Detail über die BedinfiuifeD der Aaaiedeliiig imd das Vor-* 
haltüisi der eisgebornen Indianeritämiie cor Uaioii, von welohen er sagt: 
»Ei tebeiit, der Untergang der ganaen noch übrigen Urbevöücening der 
weiten Gebiete der Union sei eine beseblossene Saobe^^ (S. 330). — 

Ueber dasMftnswesen (S. 355—364) ist an bemerken, dass das Yerkfltniu 
des Goldes som Silber 15:1 in der Anspragvng angenommen, also dnr Art, 
dass Silber, wie in England, nnr Sobeidem&nae ist (in England ist daa 
Verbiltniss I4V4 : D- Ein Schlagschati wird nieht erhoben. Fttr den 
Verkehr seit dem Kriege hat die Mttnae nnr eine besohrinkte Funktion« 
namentlich znr Zollxahlnng. — Die Verhandinngen der Ver. Staaten nut 
England znr Einführung eines internationalen Müaisystems . seit 1857 rühmt 
der Verf. und wir wollen mit ihm hoffen, dass die bisher nnterbroehenen 
Bemühungen erneut und erfolgreich werden, indem wir des Vertmgs swi- 
schen Frankreich, Belgien, der Schweiz und Italien auf Grund der fran* 
sösischen Münze vom 23. December 1865 gedenken, dessen Beispiel gewiss 
weiter wirken und vor Allem auf die nahe bevorstehende Regelung unseres 
deutschen Münzwesens Einfluss üben wird*). Uebrigens möchten wir bei 
dieser Gelegenheit hervorheben, dass nach einer Notiz des italienops 
Bianchini (Scienza del ben vivere sociale, parte I p. 158) sein Lands- 
mann Gaspar. Scaruffi in dem Discorso sopra la moneta e delin vem 
proporzione deir oro e deir argento, erschienen 1582, eine Zecca uni- 
versale für ganz Europa vorgeschlagen hat. — 

Dem Fostwesen wird eine längere Darstellung (S. 364*— 392) zu Theil. Die 
Post dem freien Verkehr zu überlassen, daran hat selbst in Nordamerika kein 
Verstindiger gedacht (bei der Berathnng der Verfassung des Norddeutschen Bun» 
des im Reichstage gab es auch für dies Cnriosum einige Vertreter); dagegen 
zmchnet sich die dortige Praxis dadurch aus, dass das Postmonopol rein im 
Dienste des Verkehrs und nicht fiskalisch gehandhabt wird. »Es 
ist ein Grundsatz der Union, dass das Postregale nicht als Finanzquelle be- 
nutzt werden soll. << Das ist höchst iöblich; gleichwohl können wir den An- 
griffen wider die sonst übliche Verwaltung im zugleich finanziellen Interesse, 
namentlich bei der momentan in Deutschland vorliegenden Postf^age, nieht 
beistimmen: die Gründe sind an sich völlig gut— wie gewöhnlich, wenn 
es darauf ankommt eine einzelne Revenue zu tadeln: aber wir meinen, so 
lange u. a. eine wohlgeordnete Staatswirthschaft wie die prenssische noch 
das Sündengeld einer Staatslotterie als unentbehrliches Einkommen festhalt — 
sollte man eine so leidliche, so wenig drückende, ob auch vielleicht nieht 
ganz gerechte Revenue dem Staate unbestritten lassen. — 

Die Union hat sogar in dem halben Jahrhundert von 1815 — 1865 für 
die Post über 46 Mill. Doli, mehr verausgabt als eingenommen. Dabei sind 
Pakete, einzelne Gegenstände ausgenommen, ganz der anderweitigen Be- 



*) In den letzten Monaten (Ende August), die, seit obiges gesehrieben, ver- 
flossen sind, haben in der Thst neue Berathnngon in Paria slattgeftinden , welche 
eine internationale Vereinigung über dss Münzwesen bezwecken. 
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ttbertaMD; die Poftt ninmi ne gar nielit an. *^ Der CSfof der 
Post ii% ein uiiab]iä»figer GeaeralpostiAisister , wie in Engknd. — Das 
foHo ist seit 18€3 S Cents fttr den Brief von V2 ^^^^ (t Loth), d. h. naeh 
hesligor Wihrasg kaum 1 Sgr. -^ Fttr Drncksaehen entsprechend. Uebrigbin 
war bis 1845 das Forte 6—25 Cents (dVs^ll Sgr.) nach den Bntler- 
onnge«^ dvrehsehnittlich 15 Cents (6'/« Sgr.). Danti aber wirkte das Bei- 
spiel Englands aueh hier. Man ging naeh und nach Leiter herunter: 1855 
aal a Cents bis 3000 Meilen, darüber 10 Cents, 1863 einheitlich 3 Cents, 
als eine Concjsssiott an den Wunsch der' Majorität , England nichts nach^ 
nngeben uiid einen einheitlichen Tarif von 2 Cents festzustellen, nach der 
Weigerung der Poatyerwaltung , von dem Doppelsatze von 1855 Oberhaupt 
ahzogehen. — Dass schon die bestehenden 3 Cents*) für die weiteren 
Strecken, ein eben so billiges Porto reprftsentiren als der englische Penny-* 
sats, ist klar: denn dieser gilt nur fnr das Ver. Königreich, ohne die 
Kolonien. — 

Unser Verf. meint, anch der 2-Ceatsatz werde nicht lange auf sich 
warten lassen; nur zaghaft bittet der General - Postmeister in Bericht för 
1864/5, einstweilen noch zu warten. Verf. äussert bei dem gegenwärtigen 
Znstande der amerikanischen Finanzen seine Bedenken, da die bisherigen 
Thatsachen ein grösseres Deficit in der Postverwaltnng fttr diesen Fall er*- 
warten lassen; es spricht weder Gerechtigkeit noch Zweckmässigkeit fttr die 
Relom. Die Staatsrechnung fttr 1862/3 ergah Posteinnahrae 11,164,000 Doli, 
ud Ausgabe 11,314,000 Doli. — 

Wir koauien zu der Lage des Staatshaushalts — Staatsschuld — Papier- 
geld — Banken im V. Abschnitt (S. 397 ff.) und so finden wir uns, wenn 
uns das Einzelne zerstreut hat, im Centrnm wieder und gewinnen zum Ab- 
sohlttst eine Ueberschau des Ganzen. — Dasjenige finanzielle Moment, welches 
sieh in dem amerikanischen Staatswesen heute als das wichtigste und am 
meisten behandelte hervorthnt, ist das Papiergeld und die Folgen, welche 
sich an seine Uneinlösbarkeit geknttpft haben. Der Schatzsecretär hat in 
dem Finanzberichte vom 3. Deeember v. J. sich vornehmlich darftber in 
umsichtiger und scharfsinniger Weise ausgelassen. Neu ist die Erscheinung 
eines ratwertheten Papiergeldes den Ver. Staaten leider ebensowenig wie 
der alten Welt. Schon ihr Colonialverhältniss und die Handelspolitik des 
Mutterlandes, welehe die Bilanz regelmässig ungttnstig stellte und das Ver^ 
bleiben des Goldes im Lande hinderte, fahrte das kftnstliche Hülfjsmtttel 
in die einzelnen Colonieen herein — entschiedener wurde die Calamität, 
und zum ersten Male aus finanziellen Nothstäiiden hervorgegangen , zur 
Zeit des Unabhängigkeitskrieges, nach welchem eine Entwerthung eintrat, 
die nur mit den Assignaten der französischen Revolution zu vergleichen 
ist, oder mit der neulichen Entwerthung des sttdstaatHchen Papiers. — — 
Jenes erste Jahrzehnt der > neuen Freiheit war überhaupt eine zerfahrene 
Zeit, da die Willkür der einzelnen Staaten fast alle, die Union keine Macht 
b^sass. Erst die Verfassung von 1788, schwer erkäinpft vnder die Sonder^ 
bestrebungen der Einzelstaaten, gründete eine Centralgewalt. Der erste 



^ d. h; in Geld etwa gleich IV3 Penee) jetzt aber bei der Papierwährung immer 
^neeh kam: mehr alz ein Penny. 
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tesBsMe '£khriH winr di« AaerkeMinnf dor svvor eoalnliivleti 8cii«M, 1^6- 
lürworiet «roA dem Schttnecrelir H«iniltoii, unterstMcl t^i Washingli^ii. 
Der Sftden widersprach lebhaft: luab berohi^ ihn mit Versprechuiifeii mid 
eriuBiile eine Schvld von 64 Mili. an, indem man das VerMlniss det Papiefs 
«um SilberdoHar wie 1 : 100 fettiteilte. Man gab 6 % yerzinslielie Schvld* 
veraciireibtBgen , mit fest ttestimmtea Afteksailnngslerminen: ein 
Bratch, der die Anleihen der Union seither regelmissig begleitet hat. Jene 
Anerkennnng galt für das Papiergeld natttrlich nicht, dasselbe war bereits 
iih Beginne der 80'' Jahre unter völliger Wertblosigkeit versehwanden. ^ 
Die EiMiahmen der Union waren noch so gering, dass man für di« lanfenden 
Bedürfnisse zu weiteren Anlmhen griff. Doch trotz schwieriger Zeiten im 
Innern und naeh Aussen hob sich in den 20 Jahren von 1791 --1^11 die 
Einnahme von 4^2 ^^uf I4Y2 ^i^* ^nd die Schuld ging von der doppelten 
Höhe anf 48 Hill, zurück. Für die mit der Anleihe zusammenhtngenden 
Geschäfte war 1791 die Staatsbank der Union auf 20 Jahre errichtet; 1911 
Hess man sie eingehen , da jetzt bereits 88 freie Banken dem Bedürfniss 
en dienen vermochten. -^ Der Krieg mit England brachte neue Anleihen 
und neue Papiergeldentwerthnng ; doch die Dauer war kurz genug, nm 
bald nach dem Frieden in eine geregelte Wirthschaffc zurtckznkehren , und 
•«wanzig gesegnete Friedensjahre hoben die Finanzen der Art, dass Prftsident 
Jackson in seiner Botschaft vom 7. October 1830 klagte, die Einnahmen 
stiegen in wahrhaft y^erschreckender^ Weise, so dass eine grosse Yevlegen- 
heit entstehe, was ^it den Ueberschüssen anzufangen sei! 1832 war die 
gan^e StaaUsehvld (1816 über 120 Miil.) abgezahlt. — Wir bemerken noch, 
dass 1817 eine I^ationalbank (auf Actien 35 Hill, mit Vs Antheil des 
Staates) begründet wurde zur Herstellung der Papierwährung, mit zahlreichen 
Filialen. Deren Privileg lief 1836 ab und wurde auf Präsident Jacksen^e 
Betreiben nicht ernenert. (Jackson war ein Feind des Cfeldkapitals und 
vor Allem, die Bank hatte 1828 wider ihn gestimmt! Es war ein heiler 
Kampf, in dem endlich Jackson siegte: er schlug anfangs zum Ersatz eine 
reine Staatsbank, danach Bankfreiheit vor -- für ihn handelte es sich nm 
die Sache nicht : auch jene Rotation der Aemter hatte er einführen wollen 
gedenkend der Abstimmung der Nationalbankbeamten. So verquickt sieh in 
der souveränen Gesellschaft unauflöslich Politik und Interesse in vertiängniss- 
voller Wechselwirkung, ungemässigt durch ein Höheres, das über ihnen 
thront.) — Die übermässige Bankenspeculation brachte die schnelle Krisis 
von 1837 herbei, in welche die Union und die Einzelstaaten verwickelt 
waren. Es folgte die Einführung beschrankender Reglements. — Der Verf. 
giebt von der Entwickelung des Bankwesens eine genauere Darstellung 
(8.422—436) durch den Verlauf der 20 Jahre bis zur Krisis von 1857 hin. 
Die Staatsbedürfnisse hatten ab und zu Anleihen nöthig gemacht, doch 
betrug am 1. Juli 1860 die Schuld nicht volle 65 Hill. — Mit diesem Jahre 
tritt der Wendepunkt des volle vierzig Jahre blühenden Finanzwesens ein, 
jene schwere Zeit, die wir Alle mit erlebt Imben und welche im Lanfe 
von drei oder vier Jalnren eine Schuldenlast von 2800 llill. geschaffen hat. -- 
Die Entwickelung dieser denkwürdigen Jahre giebt uns der Verf. in gediegener 
und lebendiger Ausführlichkeit (S. 437—- 501). Daran knüpft sich eipe be- 
sondere Betrachtung der Finanzverhältnisse d^ Südataaten wäkmd 4oi 
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Krieges (S. 601 — 530), die von Anfang an mit geringem Credite bewaffnet 
und längst vor der endlichen Niederlage auf dem Schlacbtfelde eine finanzielle 
Niederlage erlitten hatten. Den Kapitalverlust im Kriege schätzt v. Hock 
für den Süden auf 2800 Mill. Gold, für den Norden auf 1900 Mill. — 
Wir müssen uns des Weiteren hier um so mehr enthalten, als wir — viel- 
leicht über Gebühr — des Einzelnen schon so viel hervorgehoben haben. — 
Der letzte Abschnitt (S. 526 <— 634) beschäMgt sich mit der heutigen Li^, 
Staatsschuld, Papiergeld, Banken. Das sind die Fragen, über die wir in 
den New- Yorker Zeitschriften seit Jahren Berichte, Raisonnements , Akten- 
stücke, Reden zu lesen gewohnt sind. Das Beste und Neueste ist der 
mehrfach ermähnte Finanzbericht des Schatz secretärs an den Congress, vom 
3. December 1866, der geeignet ist, materiell und namentlich intelleetnell 
eine noch viel freudigere Zuversicht für die weitere finanzielle Zukunft der 
Yer. Staaten zu erwecken, als sie unser Verf. äussert. Die allgemein po- 
litischen Bedenken freilich, die er hegt, theilen wir nicht bloss, wir glauben 
sogar, es seien schwierigere Lösungen noch der Zukunft vorbehalten, als 
die Beseitigung des »einzigen Hindernisses der völligen Pacification, d. b. 4er 
Mehrheit des Congresses und der sie tragenden sog. republikanischen Paitei 
des Nordens^. Man darf nicht vergessen, dass die wider einander stehenden 
Interessen des Nordens und Südens durch die blutige Entscheidung nicht 
beseitigt, noch weniger der alte Groll, alt wie die Union selbst, und die 
inneren Gegenstrebungen gewichen sind. Hier den einen Theil allein be- 
schuldigen, ist bedenklich ; und wir fürchten, eine gewisse Voreingenommen- 
heit des Verf. wider die protectionistischen Tendenzen der Nordstaatler, 
welche in dem Buche öfter hervorbricht, hat an dem einseitigen Urtheil 
Schuld. Wir meinen , in sittlicher Mässigung wider die Besiegten hat die 
Yankeemajorität des Nordens sich gewiss nicht hervorgethan : aber die 
Baumwolljunker des Südens haben bisher noch weniger gezeigt, dass sie 
den rohen Zug ihrer Interessen und den abwechselnden Besitz der Gewalt 
dem Dienste des Ganzen der Union zu unterwerfen geneigt sind. Einen 
innerlich einheitlichen Staat aus diesem Widereinander zu schaffen, das wird 
eine grosse, schwere Aufgabe sein, zu deren Erfüllung allseitige Hingabe 
und Mässigung gefordert werden wird. — 

Auf die viel besprochene Lösung der Papiergeldfrage können wir hier 
nicht eingehen; es ist, wie bemerkt, das, was den weitesten Kreisen durch 
die perio.dischen Schriften seit dem Ende des Krieges zugeführt und von 
den verschiedensten Standpunkten betrachtet wird. Die Rückzahlung der 
Staatsschuld tritt dagegen erst in die zweite Reihe. In jenem Sinne referirt 
auch von Hock objectiv nach den Aeusserungen von amerikanischen Blät- 
tern u. s. w. Mac Cul loch verhält sich bedächtig und will in langsam 
sicherem Schritte auf sein Ziel losgehen , die Goldcirculation herzustellen : 
ihm scheint aber eine günstigere Gestaltung des auswärtigen Verkehrs für 
seine Zwecke erst abzuwarten; die wunderbare Grossartigkeit desselben seit 
dem Kriege lässt erwarten , dass sein 'Ziel nicht zu fern liegt. — Er hat 
einen schwierigen Stand: wie überall hat die Papiergeldwirthschaft die An- 
sichten der darinnen Stehenden verwirrt, die Symptome werden für die 
Ursachen, die Ursachen für die Symptome gehalten; hier verquickt sich 
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nun mit Allem die heillose politische Leidenschaftlichkeit, jede Meinnng wirf! 
der anderen nHochverrath'< vor n. deri?l. m. Carey, als Stimmführer der 
nordstaatlichen Schutzzollpartei, liüt sich für die Beibehaltung des Papie/- 
geldes schon im April 1865 in einem Briefe an den Schatzsecretär aus- 
gesprochen: der hohe Goldpreis sei ein Schutz gegen die Concnrrenz des 
Auslandes, von Hock äussert grosse Bedenken für die Herstellung der 
Metallwahrung im Hinblick auf die Nationalbanken. »Sie betreiben ihr 
eigentliches Geschäft, das Bankgeschäft, ohne Fond, denn ihr Kapital ist 
in verzinslichen Werthpapieren, vor allen in jenen des Staates, angelegt. << — 
TjDie Nationalbanken sind disjecta membra poetae , zerstückte Glieder des 
grossen Banknotenmachers , des Staates als Bankhalters.^ Er schlägt vor, 
die Sicherstellung der Notenemission der Banken zum' grösseren Theile in 
Gold, nur zum kleineren in Werthpapieren zu verlangen. — Seine weiteren 
den Schluss bildenden Vorschläge für das Wohl der Ver. Staaten überhaupt, 
wie YereiAfachung der innern Besteuerung und des Zolltarifs, stimmen 
mit Mac Culloch's Intentionen in dem letzten Bericht völlig überein ; auch 
der fernere Wunsch, dass ein tüchtiger Beamtenstand geschaffen werde, hat, 
wie wir gesehen , mehrfach sich in den Ver. Staaten selber Geltung ver- 
schafft. Aber auch mit den Schattenseiten und namentlich den drückenden 
finanziellen Folgen des Krieges hofft unser Verf. Grosses von den uner- 
schöpflichen Schätzen, welche die Union in ihrem Volke und Lande besitzt. 
Wären wir heute mit ihm in Oesterreich, so würden wir anstimmen: 

„Amerika, du hast es besser 

Als unser Continent, der alte, 

Hast keine verfallene Schlösser 

Und keine Basalte; 

Dich stört nicht zu lebendiger Zeit 

Unnützes Erinnern und vergeblicher Streit." — 

Wenn wir uns in dem Obigen mehr berichtend verhalten haben, so 
geschah es unter dem Eindrucke, dass die übermächtige Menge des Stoffes, 
eingehender beleuchtet, gar zu weit geführt hätte. Es genüge, angedeutet 
zu haben , welche Fülle uns aus dem neuen Werke entgegentritt , das 
neu in einem doppelten Sinne, sofern es uns ein Gebiet im Zusammen- 
hange und Ueberblick darstellt, über das wir bisher nur' aus gelegentlichen 
Notizen, besten Falls in einzelnen Aufsätzen, Aufschluss zu erhalten gewohnt 
waren; mit diesem ansehnlichen Verdienste aber verbindet sich das mehr 
Allgemeine, nämlich der Nutzen, welchen wir uns von Arbeiten dieser Art 
für die gesummte Behandlung der Finanzwissenschaft versprechen. — 

Jena, im Mai 1867. Cohn. 
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I. 

Gründang eine« Verein« zuni Cirsatz der Brflndungspatente 
und zur Belohnung unpatentirter ICrfindungen tn Zürich. 

Die Erfindungspatente gehören bekanntlich zu den bestriUensten Ein- 
richtungen unserer industriellen Gegenwart Der Glaube an ihren Nutze« 
und an die Möglichkeit ihres Fortbestehens ist erschüttert. In England und 
Frankreich ist in neuerer Zeit von sachkundiger Seite nicht nur die Un* 
haltbarkeit der dort geltenden Patentgesetzgebung nachgewiesen ^ sondern 
gleichzeitig die gänzliche Beseitigung der Erfindungspatente, als einer nicht 
mehr zeitgemässen Einrichtung, empfohlen worden. Es werden dort all- 
jährlich Patente ertheilt für eine Unzahl von Dingen,, die weder neu, noch 
besser als andere gleichartige Gegenstände sind. Die Präsumtion der be- 
sonderen Güte, welche den patentirten Gegenständen entgegenkommt, läuft 
häufig nur auf eine Täuschung der Käufer hinaus und verleitet zur Charla- 
tanerie. Die Erfindungspatente vertheuern den Preis der Patentobjecte und. 
beschränken die Ausdehnung ihres Gebrauchs. Diese Yertheuerung verur- 
sacht einzelnen Industriezweigen wesentliche Nachtheile, die einem ganzen 
Lande die Konkurrenz mit andern Industriestaaten erschweren können. Ferner 
pflegt das Patentmonopol den Fortschritt der Industrie auch schon deshalb 
zu beeinträchtigen, weil alle Diejenigen, welche gleichzeitig eine wichtige 
Entdeckung gemacht oder darnach geforscht haben, zu Gunsten eines Ein- 
zelnen an der Yerwerthung ihrer Bemühungen und meistens sogar an der 
Verbesserung neuer Erfindungen verhindert werden. Hierzu kommt, dass 
der mit so grossen Opfern für das Publikum , ' mit lästiger Ueberwachung 
der Industrie, mit Chikanen, Prozessen und Konfiskationen verbundene^ Pa- 
tentschutz in der Regel nicht einmal den wirklichen Erfinder belohnt, sondern 
gewöhnlich nur denjenigen begünstigt, der fremde Ideen geschäftlich aus- 
zubeuten versteht. 

Veranlasst durch das Gewicht dieser Gründe hat die preussische Re- 
gierung vor einigen Jahren sämmtliche Handelskammern ihres Landes zu einer 
Begutachtung der Fragen aufgefordert, ob die Nachtheile der Patentgesetz- 
gebung nicht die Vortheile überstiegen und ob mit Rücksicht auf den gegen- 
wärtigen Standpunkt der Industrie es der durch die Patente bezweckten An- 
regung des Erfindungsgeistes jetzt noch bedürfe? Sie hat bei dieser Ge- 
legenheit in ihrenh officiellen Circularerlass ausdrücklich darauf aufmerksam 
gemacht, dass in der Schweiz, wo bisher Patente nicht verliehen worden 
sind, ein ungünstiger Einfluss auf die Entwicklung der Gewerbthätigkeit sich 
nicht bemerklich gemacht habe. In Folge dieser Anfragen haben sich 31 
preussische Handels- und Gewerbekammern auf Grund sorgfältiger Gutachten 
für die Aufhebung des Patentmonopols erklärt, während nur 16 
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für Beibehaltung desselben volirten. Schon vor Erstatiungf dieser Gutachten 
hatte sich der im September 1863 in Dresden abgehaltene Kongress deutscher 
Volkswirthe nach eingehenden Berathungen mit grosser Majorität für voll- 
ständige Beseitigung der Erflndungspatente ausgesprochen. 

Die erwähnten Thatsachen deuten darauf hin, dass das Fortbestehen 
der Patente sehr zweifelhaft geworden ist. Wäre der Patentschutz über- 
haupt zweckmässig, so könnte er nur noch durch ein von allen Industrie- 
staaten anerkanntes internationales Patentgesetz mit einem überall gleich- 
artigen Verfahren aufrecht erhalten werden. Eine solche internationale 
Vereinbarung ist aber schon deshalb unmöglich, weil mehrere Staaten das . 
ganze Princip des Patentwesens als schädlich verwerfen. 

In Folge dieser Erwägungen schlug Professor Böhmert in Zürich als 
Mittel zur Ermunterung des Erfindungsgeistes und zur Vergütung der für 
wichtige Entdeckungen aufgewandten Kosten und Mühen in eisem Aufrufe 
vom 13. Mai 1867 

die Gründung eines internationalen Fonds zum Ersatz der 

Erfindungspatente 
vor. 

Derselbe sollte die Bildung nationaler Fonds in den einzelnen Staaten 
nicht ausschliessen , sondern im Gegentheil dazu anregen und die freie 
Thätigkeit von Privaten und Vereinen überall beleben. In jedem Lande 
würden sich, meinte der Vorschlag, unparteiische Sachverständige finden, 
die , aus der Wahl von Vereinen hervorgegangen , sich zu einer Jury «ver- 
einigen, um entweder selbstständig über zu gewährende Nationalbelohnungen 
zu entscheiden oder der zu bildenden internationalen Jury ihre Vorschläge 
zu unterbreiten. 

Diese internationale Jury sollte mit einem ihr zur Verfügung stehenden 
grossem Fonds den Mittelpunkt des alle Nationen umschlingenden Bundes 
von Privaten und Einzelvereinen bilden, um alle wichtigen Erfindungen rasch 
zum Gemeingut der Menschheit zu machen und die Namen der Erfinder in 
die OefTentlichkeit zu tragen. 

Die vorgeschlagene Institution sollte ferner ohne Staatshülfe und Re- 
gieriHigseinfluss ans der freien Privatthätigkeit der Gesellschaft emporwachsen 
und alle Gegner des Patentschutzes zu einer wirksamen Liga vereinigen, um 
an die Stelle des Monopols und der egoistischen Geheimhaltung von Er- 
findungen die freie Konkurrenz und den werkthätigen Gemeinsinn der Er- 
finder zu setzen. Das Erfinden sollte dadurch nicht bloss eine individuelle 
Geldquelle, sondern gleichzeitig eine allgemeine Wohlfahrtsquelle werden. 
Jeder Erfinder sollte ein Interesse bekommen, seine Entdeckungen und Ver- 
besserungen rasch zum Gemeingut zu machen und das öffentliche Urtheil 
herauszufordern und in Folge dessen ein erfinderisches Streben in alle Zweige 
der Produktion bis in die untersten Arbeiterklassen einziehen. 

Am 28. Juni fand in Zürich eine Versammlung industrieller Notabilitäten 
der Schweiz statt, welche sich mit der Prüfung dieses Projects beschäftigte. 
Nachdem man sich von den Schwierigkeiten der Bildung eines internatio- 
nalen Fonds überzeugt hatte, beschränkte man den Zweck des Vereins auf 
die Gründung eines nationalen Fonds und nahm folgendes Gesellschafls- 
statut an: 



Statuten -Entwurf. 

S. 1. . D^r sckweiserkiche Verein sup Belohnmig von Bffindern stellt 
sidi die Aufgube, die dem öffentlichen Wohl durch Veiröffenthchunf wiMen*- 
SichafUieher ^Entdeckungen und wi€hlig:er Erfindungen von praktbehet Be^ 
deutmig g^eisleten Dienste aus den Mitteln des Vereins zu belohnen.- 

Der Verein wird sich yorleufig auf national- schweizerischer Ghrundltge' 
coAstituiren und seine MiUel zuniielist zur Belohnung seleher unpateariiirter 
Erfindungen verwenden, welche für die Schweiz von erprobter praktischer 
Bedeutung geworden sind, mögen sie nun von Einhehnischen oder Aus- 
ländern' herrühren. Er behält sich vor für den Fall, dass sich in «ndern 
Ifändern ähnliche Vereine bilden ^ mit denselben in Verbiodung zu treten. 

§. 2. Die zur Erreichung dieses Zwecks erforderlichen Fends werden 
hesii^hafft : . 
. a) durch regelmassige, naeb einem festen Einheitssatz« bemessene, per«* 

sönJiche Jahresbeiträge von Mitgliedern des Vereins; 
. b) dnrcb Jahresbeiträge von beliebiger Höhe, welohe von Handelsfirme», 
industriellen Etablissements, Aetiengesellseheflen «nd gemeinmfitzigeil 
Frivatlenten gezeichnet worden sind; 
c) durch die von R^gierungeil , Behörden , Gemeinden wid öffentlichen 

Corporationen bewilKgten Geldbeitaräge« 
. Aus den nicht verwendeten Uebersehüssen der Jnhresbeaträgfe wird ein 
stehender Fonds gebildet, von welchem in der Regel nur die jittvlichen 
Zinsen für die Zwecke des Vereins verwen^let werden sollen. li diesen 
stehenden Fonds fliessen auch eti^aige Stiftungen und Vermächtnisse, oder 
einmalige ^grössere Geldbeiträge von Privaten oder Corporationen. 

§. 3. Die Mitgliedschaft wird durch Zahlung eines Jahresbeitrags ven 
4 Franken erlangte Die Mitgliedschnfl endigt bei Verw'ei^rerung des Jahres- 
beitriigs. 

S. 4. Der IS^itz des Vereins befindet sich am Wohnort des jewaiigen 
Vorsitzers des Centralcomites. 

§. 5. Die Aufgabe des Vereins wird tfaeils durcli die in ein8ein«n 
Theilen der Schweiz gebildeten Kantenal- und Loealveretne , theils durch 
einzelne dazu beauft^ragte Mitglieder gefördert. 

& 6* Die einem und demselben Kantone angehörigen Mitglieder wählen 
aus ihrer Mitte die Kantonal -Verwaltung* Es bleibt derselben überlassen, 
in ihrem Kanton wieder besondere Bezirks- oder Local- Vereine zti bilden. 

$. 7. Die Functionen der Kantonal -Verwaltungen sind folgende: 

1) haben sie nach besten Kräften ftitr die Ausbreitung des Vereins und 
die Förderung seiner Zwecke zu wirken; 

2) haben sie die Listen der in ihrem Kanton vorhandenen Mitglieder sn 
fahren ; 

3) haben sie die festen Mitgliederbeiträge, sowie die von einzelnen 
Etablissements, Privatleuten, Behörden und Corporationen ihres Kan- 
tons gezeichneten beliebigen Jahresbeiträge einzucassiren und nn den 
Generalsecretär abzuliefern; auch den Mitgliedern die Mitgliedskarten 
und alle diejenigen Schriftstücke und Drucksachen zu behändigiBn, 
welche ihnen zu dem Ende von dem Generalsecretär geliefert werden; 
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4) haben sie dem CentrakomiU etwaige Antrige von Milgliedern ihres Kan- 
tons oder Vorschlage zur Belohnung gewisser Erfindungen mitzutheilen. 

$, 8. Die Kantonalrereine wählen für 3 Jahre auf je 200 Mitglieder 
einen Vertreter in den Vereinsausschuss. Jeder Kanton, der wenigstens 
50 Mitglieder zahlte ist berechtigt, einen Vertreter in den Aussehuss zu 
senden. . — Die Gesanimtheit der so gew&hlten Vertreter bildet den Vereini- 
aussehuss. — Jeder Vertreter, der verhindert ist, einer Versammlung des 
Vereittsausschusses beizuwohnen, kann seine Stimme einem andern Mitgliede 
des Ausschusses übertragen. 

Die Vertreter sind nach Ablauf von drei Jahren wieder wfihlbar. 

S. 9. Der Vereinsausschuss leitet die Geschäfte des Gesammtvereins 
und. hat die Entscheidupg über die zu ertheilenden Belohnungen, Vergütungen 
und Preise. — 

Der Aussehuss ist ermächtigt in zweifelhaften Fällen, sobald ihm die Be- 
deutung und Preiswftrdigkeit einer Erfindung nicht notorisch erscheint, das Gut- 
achten einer Jury von Fachmännern einzuholen; femer bleibt dem Ausschusse 
vor Ertheilung einer Belohnung die Befragung der Mitglieder oder der bei- 
steuernden Etablissements und Behörden der Kantonal-Vereine vorbehalten. 

S. 10. Der Vereinsausschuss wählt aus seiner Mitte für die Amtsdauer 
von 3 Jahren ein Centralcomit^ von 5 Mitgliedern, von denen eines die 
Besorgung der Kassengeschäfte zu übernehmen hat. 

Dem Centralcomit^ ist als ausführender Beamte ein Generalsecretär 
beigegeben. 

S. 11. Dem Centralcomit^ liegt die Leitung der gesammten Vereins- 
thätigkeit, die Sorge für die gedeihliche Entwicklung des Vereins und für 
die Erreichung seiner Zwecke ob. Es vertritt die GeselischafI nach Aussen, 
sowie einzelnen Mitgliedern gegenüber. 

Das Centralcomit^ hat die Versammlungen des Veretnsausschusses zu 
berufen, die Vorlagen für dieselben vorzubereiten und die Leitung der Ver- 
sammlungen zu besorgen. Es hat in einer ordentlichen Jahresversammlung 
dem Vereinsausschusse einen Geschäftsbericht und die Jahresrechnung zur 
Prüfung und Genehmigung vorzulegen. 

S. 12. Als ausführender Beamte des Vereins fangirt ein Generalsecretär. 
Derselbe wird auf Vorschlag des jeweiligen Centralcomit^s von dem Ver- 
einsausschusse auf drei Jahre erwählt und hat sowohl in dem Vereinsaus- 
Schüsse als auch in dem Centralcomit^ berathende Stimme. 

S. 13. Dem Generalsecretär liegt die Besorgung der gesammten laufen- 
den Correspondenz ob. Vor allen Dingen soll er auch nach Aussen auf 
alle Weise durch Schrift und Wort für die Zwecke des Vereins wirken und 
alle für die Presse bestimmten Mittheilungen bearbeiten. — Anlangend die 
innere Verwaltung, so hat der Generalsecretär in den Versammlungen des 
Vereinsausschusses das Protokoll zu fähren und dessen Beschlüsse auszuführen. 
Er hat ferner mit den Kantonal- Verwaltungen einen regen schriftlichen Ver- 
kehr zu eröffnen und zu pflegen und das Interesse für die Sache überall 
rege zu erhalten. 

S. 14. Im Fall der Auflösung des Vereins sollen die Mittel desselben 
zu industriellen Bildungszwecken für Arbeiter verwendet werden. 
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Zur wirthschaftlichen Bedeutung des deutschen 

Zunftwesens im Mittelalter. 

Von 

Dr. «ustav S^chönberfff 

Gerichtsassessor und Docenten der Nationalökonomie zu Proskau. 

(Schlugg.) 

n. Sorge für die Producenten. 

Der wirthschaftliche Zustand der freien Concurrenz erkennt das 
Kecht auf Arbeit und das Recht der Arbeit, dem Arbeiter auch nur 
das seinem Antheil an der Production entsprechende Aequivalent, ge- 
schweige denn ein ausreichendes Einkommen zu gewähren, nicht an. 
Die Wirthschaftspolitik derselben üböflässt es den Productivkräften in 
freier, unbeschränkter Entfaltung ihrer selbst, in ungestörtem Kampfe 
gegen einander der einzelnen Kraft ihren Preis, ihr Aequivalent in 
allgemeinen Tauschwerthen zu bestimmen, ungehemmt entwickelt sich 
hier der Kampf der Kapital- und Grundrente mit dem Arbeitspreise. 
Sie kennt daher auch keine Pflicht der höheren, über den Individuen 
stehenden Gesammtheiten , sei es der Gemeinde, sei es des Staats, für 
das materielle Wohl ihrer Mitglieder soweit zu sorgen, um dem Ein- 
zelnen nicht nur Arbeit, sondern auch ein der Arbeit und den Bedürf- 
nissen des Arbeiters entsprechendes Aequivalent zu garantiren, und, 
wenn es sein muss, zu diesem Zwecke durch Schranken, welche der 
freien selbstständigen Entwickelung der Productivkräfte auferlegt wer- 
den, auf das Verhältniss von Angebot und Nachfrage, auf die Pro- 
duction wie auf die Vertheilung der Arbeit und Güter bestimmend 
einzuwirken. Die völlig anderen Wirthschaftsverhältnisse des Mittel- 
alters führten in den damaligen Städten und für die gewerbliche Arbeit 
zu einer andern Wirthschaftspolitik; jene Pflicht bildet, wie wir schon 

IX. ^ - 7 
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mehrfach gesehen haben, in der That den leitenden Gesichtspunkt der- 
selben , und Zunft wie Stadtobrigkeit schreckten auch vor jener Conse- 
quenz nicht zurück. Wir haben früher entwickelt, wie in dem Becht 
des Zunftzwangs das Becht auf gewisse Arbeit anerkannt, wie in 
der Kegulirung des Preises der Arbeit das Recht auf ein Standes- 
gemässes Einkommen der Producenten ausgesprochen wird und 
haben beide Rechte auf die Grundanschauung zurückgeführt, dass die 
Arbeit den arbeitenden Stadtmitgliedern eine ausreichende Befriedigung 
der Lebensbedürfnisse gewähren müsse. Selbstredend konnte nur eine 
relative, den Gesammtverhältnissen der speciellen Stadt entsprechende 
Befriedigung erstrebt werden. Die folgende Entwickelung soll darthan, 
dass auch die verschiedenen Vorschriften und Institutionen, welche das 
Verhältniss der Producenten zu einander regeln, dem gleichen Princip 
entsprungen und die nothwendigen Consequenzen des einmal anerkann- 
ten Rechts der Producenten sind. 

Der vollen Durchführung des Princips stellt sich — von anderen 
Gründen abgesehen — von vornherein als hinderndes Moment der 
freie Zutritt zur Genossenschaft entgegen, welcher im An- 
fange des Zunftwesens höchst wahrscheinlich allgemein geltendes Becht 
gewesen ist. Die Garantie eines gewissen Einkommens und freier 
Zutritt zu dem Amte, das es gewährt, sind im wirthschaftlichen Leben 
unvereinbare Gegensätze. Die Freiheit in der Erlangung der Zunft- 
mitgliedschaft darf allerdings nicht dahin verstanden werden, dass jeder 
Beliebige schon durch einfache Erklärung dieses seines Willens das 
Gewerbe betreiben konnte und der Zunft angehörte; im Gegentheil 
scheint von Anfang an die Erlangung dieser Mitgliedschaft an gewisse 
Bedingungen, mindestens an die Forderung des guten, unbescholtenen 
Bufes und die Entrichtung einer bestimmten Abgabe *'®) geknüpft ge- 
wesen zu sein, und wo die Bedingungen noch härter waren, wo ausser- 



190) Vgl. z. B. die Urk. der Bäcker von 1256 (Ochs, Gesch. von Basel. Bd. 1 
S. 340), der Schneider von 1260 (Ochs a. a. 0. Bd. I S. 350), der Weber von 1268 
(Ochs, Bd. 1 S. 392) zu Basel; ferner die Urkunde über die Gewohnheiten der 
Kursener, Becker, Schuhwurtin, Lower, Snyder, Steindecker, Steinmetzen und Zym- 
mirlude zu Frankfurt von 1355 (Boehmer, Cod. Monofr. I S. 639—647), di« Ur« 
künden der Decklakenmacher von 1336 (Ennen und Ecertz I S. 397), der Färber 
von 1392 (Ennen u. Eckertz I S. 382) u. a. zu Köln; endlich die Urkunden der 
Schumacher von 1284 (Fidicin a. a. 0. Thl. II S. 3) und der Schneider von 1288 
(Ebend. S. 5) zu Berlin, der Schlächter (Fidicin a. a. 0. Thl. IUI S. 12) von 1^1 
zu C51n in der Mark und der Altflicker von 1399 zu Berlin (Fidicin a. «. 0. Thl. II 
S. 120). 
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dem noch ' eheliche *•*) oder deutsche Geburt*''), wo ein bestimmtes 
Vermögen **') gefordert wurde , hatten auch wohl Einzelne gar keine 
Möglichkeit sie zu erlangen, war somit die Gesammtheit derer, welche 
überhaupt concurriren konnten, beschränkt. Aber immerhin war in- 
nerhalb dieser Schranken doch eine freie Concurrenz gestattet, und 
wenn jene Bedingungen, deren Erfallung unabhängig von dem Willen 
der Zunftgenossen erfolgte, erfüllt waren, so konnte die Zunft den 
Petenten nicht zurückweisen. Dies wird z. B. für die Schuhmacher in 



191) Vgl. z. B. aus Lübeck die R. der Neteler von 1356 (Wehrm. S. 342), der 
Serodere von 1370 (Wehrm. S. 421), der Buntmaker von 1386 (Wehrm, S. 192), 
der Remensttider von 1396 (Wehrm. S. 374), der Remensleger von 1414 (Wehrm. 
S. 370), der Harnschmakere von 1433 (Wehrm. S. 233), der Timmerlude von 1428 
(Wehrm. S. 459), der Lorer von 1454 (Wehrm. S. 314), der Goltsmede von 1492 
(Wehrm. S. 216), der Sadelmaker von 1502 (Wehrm. S. 403), der Russverwere 
von 1500 (Wehrm. S. 398), der Kerasengeter von 1508 (Wehrm. S. 249), der 
Senckler von 1543 (Wehrm. S. 430). 

192) Vgl. z. B. die Rollen der Remenschleger «von 1414 (Wehrm. S. 370), der 
Lynenwe?ere vor 1425 (Wehrm. S. 320), der Kunthor- und Panelenmaker von 1474 
(Wehrm. S. 295) und der Russverwere von 1500 (Wehrm. S. 398) zu Lübeck. 

193) In Lübeck verlangte eine grosse Zahl von Zünften ein bestimmtes Ver- 
mögen, welches nicht ausgeliehen sein durfte und als solches durch das eidliche 
Zeogniss zweier Bürger erwiesen werden musste (vnvorborget sunder arghelist, vnde 
dat scholen twe bedderve borgere myt em warseggen myt eren eden). Die Hohe 
desselben ?ariirt bei den verschiedenen Gewerben von 4 bis 30 Mark Lüb. So wur- 
den verlangt: 4 Mark Silber bei den Nelelern (R. von 1356. Wehrm. S. 340), 
6 Mark bei den Goltsmeden (R. von 1492. Wehrm. S. 216), 8 Mark bei den Re- 
mensnidern (R. von 1396. Wehrm. S. 374), 10 Mark bei den Boddekern (R. von 
1360 und 1440. Wehrm. S. 177 u. 176), Remenslegern (R. von 1414. Wehrm. 
S. 370), Apengetern (R. von 1432. Wehrm. S. 157), Harnschmakeren (R. von 1433. 
Wehrm. S. 233) und Budelmakern (R. von 1459. Wehrm. S. 186), 20 Mark bei 
den Paternostermakern (R. von 1360. Wehrm. S. 350), Pelsern (R. vor 1409. 
Wehrm. S. 357), Grapengetern (R. aus dem 14. oder 15. Jahrh. Wehrm. S. 227), 
RoetlosBcheren (R. vor 1471. Wehrm. S. 390), Wullenweveren (R. von 1477. 
Wehrm. S. 494) und Kannengetern (R. von 1508. Wehrm. S. 246), 24 Mark bei 
den Buntmakern (R. von 1386. Wehrm. S. 191) und Mis'singslegem (R. von 1400. 
Wehrm. S. 331), endlich 30 Mark bei den Schomakern (R. von 1406. Wehrm. 
S. 416). — Für die Schuster in Bremen wurde nach der Urkunde vom 6. Sept. 
1300 (Böhm er t, Urk. 3 Bl. 6) ein Vermogensbesitz von 8 Mark gefordert. — In 
Danzig schreiben die von Hirsch allegirten Gewerksrollen auch verschiedentlich 
den Besitz eines bestimmten Vermögens als Bedingung des selbstständigen Gewerbe- 
betriebs vor. So 5 Mark: die Rollen der Bader und Schneider von 1454 (Hirsch 
S. 303. 326), 6 Mark: die frühere Rolle der Schneider von 1399 (Hirsch S. 326), 
10 Mark: die R. der Tischler von 1464 (Hirsch S. 328) und der Hutmacher von 
1468 (Hl räch S. 316), 12 Mark: die R. der Goldschmiede von 1418 u. 1461 (Hirsch 
S. 314) und 16 Mark: die R. der Kürschner (Hirsch S. 319). 
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Berlin urkundlich bestätigt. In dem Innungsbriefe derselben' vom Jahre 
1284 (Fidicin a. a. 0. Th. n S. 3) heisst es: Item si quis advena 
aliunde veniens vel incola, volens ipsorum opus acquirere, si predicti 
magistri aliquatenus causa odii vel aliis aliquibus eosdem volentes in 
acquirendo impedire, si sint probi et honesti, eisdem consules porri- 
gant, absque eorundem consensu de consilio ciuitatis. — Möglich und 
wahrscheinlich, dass in den ersten Zeiten des Zunftwesens, als mit 
dem fortschreitenden Aufschwünge des Gewerbfleisses der Markt der 
einzelnen Producte immer grösser wurde und der Absatz einer fort- 
währenden Vergrösserung fähig war, jener Widerspruch zwischen der 
Erzielung -eines standesgemässen Einkommens und dem Grundsatz der 
freien Zulassung zur Zunft nicht hervorgetreten ist ; in der Folge aber 
musste der Conflict unvermeidlich sein. Dies ist denn auch in der 
That noch in der Zeit, die wir hier vornehmlich im Auge haben, für 
einzelne Gewerbe geschehen und unsere Urkunden liefern den positiven 
Beweis, dass der Grundsatz der freien Zulassung, um jenes Ziel ver- 
folgen zu können, aufgegeben wurde. Die Niederlage desselben fand 
ihren Ausdruck in der Beschränkung der MitgliederzahP'*), 

194) Einzelne Lübecker Rollen setzen die Zahl der Meister der Zunft direct fest. 
So die Verordnung der Messingschläger ?on 1330 (quod plures esse non debeant, 
nisi qui jam actu sunt, videlicet . . . folgen die Namen von 14 Meistern . . . nisi spe« 
cialiter possint apud dominos impetrare. (Lüb. Urk. -Buch Bd. II S. 474.) Ferner 
die Rolle der Armborsterer von 1425 auf secbszehn (Item en schal der armborsterer, 
wanne desse de nu sint vppe sosteyne vorstorven sint, nicht mer dan sosteyne wesen. 
Wehrm. S. 160), die Rolle der Glotzenmakere von 1436, zugleich den Grund dieser 
Beschränkung angebend, auf zehn : (Int erste na deme dat den schomakern in ichtes- 
welker wyse ok tostedet «is , glotzen to makende , alse dat weddeboek wol vtwyset 
vnde der glotzenmakere selschop alduslanghe men teyn beleende personen gehad hefft, 
ere eghene werk holdende, so gunnen en desse heren, by demesulven talle to bly- 
vende, vp dat se sovele de bet in der neringhe bestandlik blyven ?n- 
vorderved. Wehrm. S. 210), die Rolle der Kerssengeter von 1503 auf zwanzig 
(Wehrm. S. 249), die Rolle der Knokenhowere von 1385 auf fünfzig (Wehrm. 
S. 259), die R. der Spinnrademakere von 1526 und 1537 auf acht (Wehrm. S. 451. 
452). — In der Rolle der Wantfarver von 1500 behält sich der Rath ausdrücklich 
das Recht vor, die Zahl der Meister je nach dem vorhandenen Bedurfniss zu regu- 
liren. (Ersilich, So vele den wantfarvers betrifft, dat de farvers so nu sündt, bliven 
vnd farvenn scheelen, doch so ferne se sick der ordnunge gemes vorholdenn, vnd 
will sick ein Erbar R&edt hirmidt vorheholdenn, vp angeven des koepmans, 
jeder tidt mehr oder weiniger totholatenn, na gelegenheit. Wehrm. S.485.) — Die 
R. der Neteler von 1356 beschränkt die Zahl der Meister auf die Zahl der vorhan- 
denen städtischen Verkaufsbuden, d. i. auf vierzehn: (Witlik sy, dat de heren tho 
Lübeck buwet hebben vertein stede tho behoff der nätteler, de dar sitteh in der 
heren winne, vnde nemant schal sien sulves werden in den swibagen, dar en sterve 
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welche in den Zeiten des Verfalls der Zünfte, im 17. und 18. Jahr- 
hundert, dann immer allgemeiner durchgeführt wurde. 

Was die Productiou und das Einkommen der Zunftmit- 
glieder betriflFt, so war schon durch das Recht des Zunftzwanges der 
einzelnen Zunft als der Gesammtheit der Gewerbetreibenden eines be- 
stimmten Productionszweiges ein bestimmtes Absatzgebiet, also auch 
ein bestimmtes Productionsquantum , das sie durch Erweiterung dieses 
Gebiets aus eigener Kraft vermehren, das ihnen aber nicht vermindert 
werden konnte, garantirt. Doch es konnte nicht nur darauf ankom- 
men, dass die Gesammtheit der Gewerbetreibenden diesen Markt 

* 

hatte; da in jenem Recht nur das Wohl der Einzelnen das Ziel war, 
so musste man nothwendig weiter zur Sorge für den bestimmten Ab- 
satz der Einzelnen, d. h. zur Sorge für die möglichst gleich- 
massige Vertheilung der zu producirenden Güter unter 
die einzelnen Producenten gelangen. Dahin zielen denn auch die ein- 
zelnen Institutionen, von denen nunmehr die Rede sein wird. Deshalb 
wird für die Production und den Absatz innerhalb der zünftigen Ar- 
beit die freie Concurrenz ausgeschlossen, an ihrer Stelle wird das 
sie negirende Princip . der Gleichheit und Brüd-erlichkeit zum 
Fundamentalsatz des wirthschaftlichen Zusammenlebens der Zunftge- 
nossen gemacht, und dessen Verwirklichung, soweit es die wirthschaft- 
lichen Gesetze gestatten, angestrebt ***). Wir sagen, soweit wie mög- 



ein ?dt den verlein steden.) Für die Gottsmede lässt sich auch eine Beschränkung 
der Zahl bis 1370 auf vierundzwanzig, von da ab auf zweiundzwanzig annehmen, da 
auf dem Markte nur so viel Arbeib- und Verkaufsbuden waren, jeder Meister aber 
in einer solchen nach der V. von 1371 (Wehrm. S. 221) arbeiten musste. -- Nach 
der Rolle der Garbrader von 1376 scheint in dieser Zunft auch eine bestimmte Zahl, 
und zwar von zwölf Mitgliedern, gewesen zu sein (Wehrm. S. 203. 139). 

195) Fflr K5In unterscheiden einzelne Zünfte, nach unseren Urkunden die der 
WoHweber (ürk. von 1332. Ennen und Eckertz I S. 370), der Decklakenmacher 
(Urk. von 1336. Ennen und Eckertz, I S. 397) und der Hutmacher (Urk. von 
1378. Ennen und Eckertz, I S. 332) die selbstständigen, d. h. für einzelne Rech- 
nung arbeitenden Mitglieder in Brüder und Meister. Sie standen wirthschaftlich 
nicht gleich, die ersteren durften weniger Gehilfen beschäftigen und bezahlten auch 
nur die Hälfte des Eintrittsgeldes (vgl. die R. der Hutmacher a. a. 0.). Als Grund 
dieses Unterschieds nimmt Mone (Zeltschrift, Abh. : Zunftorgapisation vom 13. — 16. 
Jahrhundert, Bd. XV S. 1 ff.) wohl mit Recht an, dass, da nicht jeder Gewerbsmann 
sein Gewerbe mit grossem Vermögen anfangen, also auch nicht die Zunftlasten tragen 
konnte, zwischen Meistern und Gesellen die Mittelstufe der sog. Brüder errichtet 
wurde, damit sie als kleine Gewerbsleute doch schon selbstständig das Handwerk 
betreiben konnten. Hatten sie das nöthige Vermögen erworben, so hinderte sie nichts, 
in die Classe der Meister einzutreten, von denen sie nicht der Unterschied in der 
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lieb; denn auch jener Zeit war es klar, dass sich die völlige Gleich- 
heit nie und nirgends auf wirthschaftlichem Gebiete, mag man die 
Produetion noch so sehr reguliren wollen, erreichen lässt**'). Aber 
wenn auch die Ungleichheit der Einzelnen in der Volkswirthschaft ab- 
solut bedingt wird durch die verschiedene Productions- und Consum- 
tionsfähigkeit der Individuen — eine Verschiedenheit, welche ihrea 
ewigen Grund in dem nicht aufzuhebenden Unterschiede der persön- 
lichen (der geistigen wie körperlichen) Anlage und Ausbildung und in 
der ungleichen Vertheilung des Grund- und Geld Vermögens hat — , so 
vermag wohl, während die volle Freiheit diese Unterschiede nothwendig 
immer grösser und unversöhnlicher gestaltet, die Organisation der Ar- 
beit durch Beschränkung der Einzelkraft zu Gunsten der Gesammtheit 
diese Unterschiede auszugleichen. Wie weit sie dies vermag, ist eine 
Frage, die hier nicht hergehört. Die Zünfte strebten wenigstens nach 
diesem Ziele und ihre Organisation ist von diesem Geiste getragen. 
Noch liegen die wirthschaftlichen Verhältnisse jener Zeit zu sehr im 
Dunkel, um ermessen zu können, welchen Erfolg jene Organisation in 
dieser Hinsicht gehabt hat; es ist auch vielleicht sehr fraglich, ob die 
historische Forschung mit Hilfe der Statistik jemals dieses Dunkel zu 
erhellen und die nicht bloss historische Berechtigung derartiger Ein- 
zwängungen der Produetion darzuthun vermag. Nur das Eine möchten 
wir hier erwähnen, dass ,uns die Geschichte des vierzehnten und fünf- 
zehnten Jahrhunderts von einem Aufschwung der gewerWichen Arbeit 
und einem allgemeinen Wohlstande der Handwerker berichtet, wie 
beides vereint wir zu keiner Zeit wiederfinden *^0- 



Qualification des Geschäftsbetriebes, soDdern des Vermögens trennte. Diese Einricbtuof 
wurde durch die Zunftunruhen des 14. Jahrhunderts erscbättert, aber nicht abgeschafft; 
die oben erwähnte Urkunde der Hutmacherzunft führt den Beweis. 

196) Dass es auch thatsächlich in jener Zeit niclit der FaU gewesen, lässt sich 
schon aus den vorliegenden Urkunden darthun. Dieselben erwähnen sehr häufig 
arme und reiche Mitglieder der Zunft und viele Bestimmungen werden in ihnen ge- 
troffen, um die armen Mitglieder von den reichen trotz des materiellen Unterschiedes 
unabhängig zu machen und die principielle Gleichberechtigung beider durchzufuhren. 
Vgl. z. B. die Urk. über die Organisation der Hasenpfülerzunft zu Speier von 1338 
(Mono, Zeitschr. XV S. 283), in der u. a. bestimmt wird, dass die Zunftmeister in 
Zukunft aus den armen wie reichen Mitgliedern gewählt werden sollen; vgl. ferner 
die R. der Neteler v. 1356 (Wehrm. S. 341), der Remenslegere v. 1414 (Wehrm. 
S. 372), der Russverwere v. 1500 (Wehrm. S. 398) u. a. m. zu Lübeck. 

197) Als charakteristisch mag hier die bekannte, von Mas eh er, Deutsches Ge- 
werbewesen, S.287 erwähnte Anrede Pius II. ihren Platz finden: „selten erblickte man 
auf dem felde einen das feld bebauenden landmann, der keine kostbare mutze gehabt 
hätte, die mehr werth war, als der ganze übrige anzug des kerls. die andern d. b. 
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Die ifirtbschaftlichen Institutionen und Zwangsvorschrif ten , welche 
für die Zuofl^enossen die Gleichheit erstrebten, waren wesentlich nur 
auf die Productionskraft ^*®) des einzelnen Mitgliedes gerichtet und 
suchten eine Gleichheit in allen den Momenten, von welchen nach der 
Seite der Vertheilung hin die Production und ihr Ertrag für den Ein- 
zelnen abhängen, nämlich in dem Quantum der Production, in den Pro- 
ductionskosten , in der Qualität des Products und in dem Absatz her- 
beizuführen. Wir gehen auf die einzelnen, soweit sie diesen verschie- 
denen Zwecken dienen sollten, specieller ein. Wenn auf 

I. ein möglichst gleiches Productionsquantum der ein-' 
zelnen Producenten hingezielt werden soll, so kann dies nicht ohne 
Zwang für den Einzelnen geschehen und naturgemäss können die zu 
diesem Zweck ihm auferlegten Beschränkungen sich nur auf die Be- 
natzung der Factoren der Production erstrecken. Diese sind bei der 
gewerblichen Arbeit vornämlich Arbeit und Kapital. So lange der Ein- 
zelne auf sich und seine Arbeitskraft allein und isolirt angewiesen 
bleibt, ist das Productionsquantum, welches er durch Bearbeitung des 
Stoffes schaffen kann, im Durchschnitt nothwendig ein eng begrenztes 
und der Unterschied zwischen den einzelnen Producenten in dieser Be- 
ziehung ein sehr geringer. Aber die Productionskraft des Einzelnen 
wächst in unberechenbarer Progression, sobald er sich mit andern Ar- 
beitskräften zum Zweck der gleichen Production verbindet, sie steigt 
noch mehr, sobald der menschlichen Arbeitskraft die aus früherer Pro- 
duction ersparte Arbeit — das Kapital — sich zugesellt und die ein- 
zelne Arbeitskraft fremde Arbeitskräfte und Kapital vereint zu ihrem 
Vortheil benutzen kann, mit andern Worten, sobald der Producent 
Unternehmer wird. Die Unternehmung, im wirthschaftlichen Sinne, als 
die ihrem Begriffe nach unbegrenzte Vereinigung von Arbeitskräften 
und Kapitalien zum Zweck der Production auf eigene Rechnung und 
Gefahr ist daher einerseits der gewaltigste Hebel der quantitativ im- 
mer zunehmenden Production und andererseits die Negation einer all- 
gemeinen Beschränkung der individuellen Productivkraft : wo das Recht 
der unbeschränkten Vereinigung jener productiven Kräfte anerkannt 
wird, ist eine Beschränkung des individuellen Productionsquantums auf 
ein gleiches Mass ein wirthschaftliche Unmöglichkeit. Dei* Wirthschafts- 



dic adligen und bürger trugen beinahe durcbgehends seide, feine linnen, gold und 
Silber, kostbares luch und schnabelschuhe, es war kein unterschied zwischen bürgern, 
iiandiverkern und bauern. (Urk. aus dem 15. Jahrh.) 

198) In späterer Zeit wurde auch auf die Consumtionsfäbigkeit dureh Luxus- 
V erböte und Ordnungen eingewirkt. 
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zustand, in dem diese durchgeführt werden soll, darf daher jenes Recht 
nicht anerkennen und kann — das ist die weitere Folge — keine 
Unternehmer kennen. 

Dies trifft in der Zunftorganisation auch zu. Die einzelnen Ge- 
werbetreibenden sind, das ist ihr charakteristisches Merkmal, keine 
Unternehmer, sondern Arbeiter*^*); die freie Vereinigung von 
Arbeitskräften und Kapital in einer Hand, diese Voraussetzung der 
Wirthschaftsunternehmung und das unfehlbare Mittel, die natürliche 
Ungleichheit zwischen den Einzelnen immer grösser zu machen, war 
den Zunftmitgliedem nicht gestattet; das Kapital selber hat als solches 
keine werbende Kraft und keinen Antheil an dem Gewinn. Der Ge- 
winn, den sie erzielten, hat daher auch nicht die Natur des Untemeh- 
mergewinns, mag man denselben als einen eigenen, der Grundrente, 
dem Arbeitslohn und Kapitalzins coordinirten Zweig des Nationalein- 
kommens ^°°) oder nur als eine besondere, aus Grundrente, Arbeitslohn 
und Kapitalzins zusammengesetzte Einkommensart ^^'^) auffassen. Will 
man jenen Gewinn unter moderne Wirthschaftskategorieen bringen, so 
könnte man ihn nur als Arbeitsgewinn bezeichnen, obgleich, wie schon 
oben bemerkt ^urde, er in Folge des auf ihn influenzirenden Moments 
des standesgemässen Gewinns nicht rein die Natur desselben hat. Grund- 
oder Kapitalrente aber dürfte in ihm schwerlich enthalten sein. 



199) Eine Folge war, dass Niemand, mit Ausnahme von Wittwen, sein Gewerbe 
durch einen Andern, durch Werkfuhrer betreiben durfte. Daher die Bestimmung in 
der Rolle der Goltsmede v. 1492 (Wehrm. S. 219): Yortmer welck goltsmit, dede 
gesunt vnde wal to reke is vnde geit to wege vnde to Stege vnde is redelick, de schal 
syue goltboden sulven vorstan , vnde neyn knecht vor eme. War er dagegen krank, 
so sorgte die Zunft für seine Vertretung; dieselbe Rolle bekundet (Wehrm. S. 218): 
Yortmer were id sake, dat eyn goltsmit werde kranck vnde vorkranckede , dat were 
wor ane dat id were, also dat he syne goltboden nicht konde vorstan, de goltsmit 
mach gan vor de olderlude des amptes vnde is he biddende, dat se eme weiden hel- 
pen, vnde selten eynen fromen knecht in syne boden, de eme syne boden vorsteit in 
gyner kranckheit, des mögen eme de otderlude gunnen, de wyle dat he kranck ig, 
mit vulborde vnde willen des rades, vnde de olderlude scholen dar to seen, dat de 
knecht arbeyde gudt golt, gudt sulver gelyk eneme andern goltsmede, vnde wes de 
knecht vorwervet, dat schal alleyne gelden syneme mestere, vnde desulve knecht 
schal des jares doen twee rekenschup den olderluden, vnde de olderlude scholen sick 
vorlyken mit deme knechte vmme dat Ion, dat he vordenen schal, vnde were idt also 
dat de knecht nicht en denende also , so sick behorede , so mögen de olderlude mit 
vulborde vnde willen des rades enen andern selten in syne siede, so vaken alse des 
not is. 

200) Ygl. Mangel dt, Lehre vom Unternehmergewinn. 1855. S. 34fF. Rau, 
Yolkswirthschaftslehre §237 ff. 

201) Ygl. Röscher, System Bd. 1 §195. 
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Allein, wenn die Producenten als Zunftgenossen in der Vereinigung 
von Arbeitskraft und Kapital auch nicht unbeschränkt waren, war ihnen 
doch nicht jede Benutzung fremder Arbeitskräfte für ihre Production 
verboten ; dieselbe erscheint nur als ein Moment, in Bezug auf welches 
einer übermässigen, d. h. über das Mass des Kleinbetriebes hin- 
ausgehenden Ausdehnung der Production die erste Schranke gezogen 
wurde. 

1. Um die Gleichheit zu fördern, wandte man als eine der wesent- 
lichsten und, wie es scheint, allgemeinsten Massregeln die Festsetzung 
des Maximums fremder Arbeitskräfte, welche der einzelne Meister in 
seinem Gewerbe beschäftigen durfte, an und die Beschränkung 
der Zahl der Gesellen und Lehrlinge ist eine Bestimmung, die 
sich immer und immer wieder in den Urkunden vorfindet. Die erlaubte 
Zahl fremder Arbeitskräfte ist in den verschiedenen Zünften verschie- 
den, wechselte auch der Natur der Sache nach in einzelnen im Laufe 
der Zeit. Sehr selten geht sie — die FäUe, in denen diese Beschrän- 
kung überhaupt nicht stattfand und an ihrer Stelle andere Massregeln 
ergriffen waren, kommen hier nicht in Betracht — über vier hinaus, 
unta: denen meist noch ein oder zwei Lehrlinge sein mussten^^). 
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202) Unter den K 5 In er Urkunden erlaubt die Ordnung der Gürtler aus dem 
14. Jahrb. keinem Genossen mehr als zwei Knechte (Ennen u.. Eckertz I. S. 403), 
die der Dfcklakenmacher von 1336 dem verdienten Meister 2 Lehrknechte, dem Bruder 
einen ; sie bestimmt ausserdem, dass jeder Genosse während des ersten Jahres seiner 
Mitgliedschaft nur mit einem Knechte arbeiten darf (Ennen u. Eckertz I. S. 399. 
398). Die Ordnung der Hutmacher von 1378 gestattet dem Bruder in dem ersten 
Jahre keinen , in den folgenden nicht mehr als zwei , dem Meister höchstens drei 
Knechte, verbietet aber ausdrücklich für Alle» dass Frauen oder Töchter mitarbeiten 
(Ennen u. Eckertz I. S. 332). Bei den Sarwörtern war nach der altern Ordnung 
aus dem 14. Jahrb. die Benutzung fremder Arbeitskräfte unbeschränkt (vort haint sy 
oeuerdrageuy dat eyn yecklich man des vurz. Amptz hauen ind hatden mach as vill 
kneichte ind gesyndiz, als hee seiner wilt ind belonen kan, die yem 
syn werk helpen machen, Ennen u. Eckertz I. S.405), nach der spätem von 
1391 aber auf drei Knechte festgesetzt (Ennen u. Eckertz I. S. 407). ~- Die 
Frankfurter Urkunden erwähnen nur, dass die Zymmirlude und Steinmeczen nicht 
mehr als einen Knecht halten durften (Urk. v. 1355. Boehmer, Cod. Moenofr. 
S. 647). 

Die Lübecker Zunftrollen enthalten zahlreiche Bestimmungen. Den Spinnrade- 
makern (R. v. 1559 [de meister, de enen jungenn in der lere heft, de schall ane 
knecht bliven, so lange wente dath de junge vthgeleret hefift, by straff etc.], Wehrm. 
S.449) und den Deckern (R. aus dem 16. Jahrb., Wehrm. S. 195) war, wenn sie 
einen Lehrjungen hatten, kein Knecht weiter gestattet. -~ Die Messingschläger durf- 
ten nur 2 Knechte halten (Verordnung de auricalcifabribus v. 1330, Lüb. Urk.-Buch 



1Q6 G. SohöBfoerf, 

Diese geringe Zahl zwingt also jedenfalls den einzelnen Prodoeenten 
noch immer in die Grenzen des Kleinbetriebs und zur unmittelbaren 
Anstrengung und Anwendung seiner eigenen Arbeitskraft. — Wo eine 
derartige Beschränkung durch die Natur des Gewerbes unthunlich odec 
sonst undurchführbar schien, hatten sich andere Mittel ent?nickelt, um 
das Productionsquantum des Einzelnen nicht zu stark werden zu lassm 
und die Entwickelung zum Grossbetrieb zu verhindern. 

2. Die Baugewerbe insbesondere, soweit sie sich nicht mit Re- 
paraturen bestehender Gebäude, sondern mit Neubauten befassen, kön- 



Urk. 622 Bd. II S.474), die Glotzenmakere (R. v. 1436, Wehrm. S.209), dU Sa- 
delmaker (R v. 1502, Wehrm. S. 102), die Kistenmaker (R. v. 1508, Wehrm. 
S. 254), die Kammaker (R. y. 1531> Wehrm. S.244) nur einen Jungen und einen 
Knecht oder 2 Knechte. — Bei den Kantbor- und Panelenmakern war die Zahl nach 
der R.v. 1474 (Wehrm. S.294) auf einen Burschen und 2 Knechte event. 3 Knechte 
bestimmt, später wurden 1 Lehrknecht und 3 Knechte erlaubt (R. ▼.1499, Wehrm. 
S. 297). 2 Lehrknechte und 2 Knechte finden sich bei den Budelmakern (R. v. 1459, 
Wehrm. S. 186), den Grapcnyetern (R. v. 1354 u. 1376, Wehrm. S. 225 u. 227), 
den Patemostermakern (R y. 1510, Wehrm. S. 349). Ein Lehrjunge und 3 Knechte 
bei den Peisern (R. vor 1409, Wehrm. S. 357). — Ein Lehrjunge und 2 Knechte 
war das Maximum bei den Goltsmeden (R. y. 1371 u. 1492, Wehrm. S. 221 u. 219), 
den Schomakern (R.y. 1441, Wehrm. S. 415), denBuntmakern (R. y.l501, Wehrm. 
8.194) und den Rademakern (R. v. 1508, Wehrm. S 368). — Ein Lehrjunge und 
2 Knechte eyent. 3 Knechte bei den Pergamintern (R. y. 1330, Wehrm. S. 863), 
oder aiKh 2 Lehrjungen und 1 Knecht bei den YiUeren (R. aus dem 14. Jahrh., 
Wehrm. S.472) und den Dreyern (R. y. 1507, Wehrm. S.197). — Die Murlttde 
durnen 4 Gesellen halten (R. v. 1520, Wehrm. S.332), die Lakenberedere 6 (R. 
y. 1546, Wehrm. S.307). — Die Alterleute der Boddeker hatten das Recht, einen 
Knecht mehr zu halten, weil sie durch die Waarensdiau Zeit yerloren (R. v. 1559, 
Wehrm. S. 178). 

Nach der Urk. fär die Schneider in Mains ?on 1362 durfte jedes Mitglied der 
Zunft 4 Knechte und 1 Knaben, der Meister aber, welcher Mitglied des Ratbs war, 
5 Knechte und 1 Knaben halten (Mone, Zeitschr. Bd. XIII S. 152). Die Zahl der 
Knechte wurde aber später auf 2 resp. 3 herabgesetzt (Drk. y. 1394, ebend. S. 154). 
Die Sensenschmiede in Bern durften nur 3 Knechte (Urk. y. 1514, ebend. S. 150), 
die Schneider zu Constanz 5 Gehilfen (Männer oder Frauen) und 2 Lehrjungen 
(Urk. V. 1386, ebend. S. 150) halten. Die Zimmerleute zu Strassburg durften nwc 
einen Knecht, der Meister, welcher Rathsherr war, aber 2 Knechte (Ordn. f. 1478, 
ebend. Bd. XYl S. 158. 159), die Kürschner zu Freiburg i. Br. einen Lohnknabea 
und einen Lebrknaben „mit sampt einem lidrer und sinen binden'* (Ordn. y. 1510, 
ebend. Bd. XYIl S.55), die Zimmerieute zu Basel 2 Knechte und 1 Lehrknecht 
oder 3 gedingte Knechte (Ordn. v. 1414, Ochs a.a.O. Bd. 111 S.200), die Schiosaer 
zu Spei er för gewöhnlich ebensoviel haben (Ordn. y. 1539, Mone Bd. XVI S. 166). 
Den Tüflfelmachern zu Bremen waren 1 Geselle und 2 Knaben gestattet (Ordn. y. 
1689 u. 1598, Bdhmert S. 84. 87). 
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aen zur Anfertigung des einem Gewerbetreibenden verdingten Products 
der grösseren Vereinigung von Arbeitskräften kaum entb^ren; kommt 
überdies die Lieferung des zum Product nothwendigen Rohmaterials 
hinzu, so bedürfen sie eines nicht unbedeutenden Betriebskapitals und 
ist die Unterschied setzende Kraft des Kapitals kaum zu paralysiren. 
Sie drängen daher bei dieser Art des Geschäftsbetriebes mehr wie an- 
dere zum Grossbetrieb und den selbstständigen Gewerbetreibenden in 
die Stellung eines Unternehmers. 

Die Zunftorganisation vermied das Eine wie das Andere. Die 
Mittel waren verschieden. Bisweilen findet sich auch hier, z. B. bei 
den Zimmerleuten zu Basel ^'^) und Strassburg *®*) und bei den Mau- 
rern zu Lübeck ^^'^), eine bestimmt begränzte Zahl von Gehilfen; wenn 
daher dort ein Bau ausgeführt werden sollte, der eine grössere Ver- 
einigung von Arbeitskräften erforderte, so musste, wie dies auch für 



203) Ordn. v. 1414 bei Ochs a.a.O. Bd. III S.200. 

204) Ordn. v. 2. März 1478 Nr. 28. 52 (bei Mone, Bd. XVI S. 158. 150). 

205) Die Maurer durften nur einen Lehrknechi halten und waren in der Zahl 
der GeseUen beschränkt Die RoUe aus dem Anfang des 16. Jahrh. giebt diese Zakl 
nicht bestimmt an. Sie sagt: „Item ghein meister schall mehr als eynen leerknecht 
bebben thor tydt; so he oversth mer arbeides heflft, mach he enen andern meister 
tho sick nehmen unnd mith veer kellen thor tydt arb^idenn** (Wehrm. S. 336). Es 
bleibt hier zweifelhaft, ob der fremde Meister und der eigene Lehrknecht, sowie die 
eigene Kelle des Meisters unter die in der SteUe erwähnten vier Kellen gerechnet 
werden müssen, so dass also der Meister, welcher einen^ Lebrknecht bat, einen frem» 
den Meister beschäftigt und wie natürlich selber mitarbeitet, nur noch einen Knecht 
in Arbeit stellen durfte ? Wir glauben nicht, nehmen vielmehr an, dass ihm ausser- 
dem vier Knechte gestattet waren. Der Lehrknedit kann jedenfalls nicht darunter 
gerechnet werden, denn da sich in der Rolle die weitere Vorschrift findet: „Szo sali 
ock nemanth thogelatenn werdenn mith der kellenn tho arbeydende, he en sy tho» 
erstenn twe deensthtyde kalcksleger ghewesen vnnd wetlie denn kalck recht tho bear- 
beidende, welchs thor erkannthnisse der olderlude staen scbalP (Wehrm. S.335), 
und über diese Dienstzeit eine andere Stelle derselben Rolle eine nähere Aufklärung 
dahin giebt: „Eynn plegessman, de sick by eynem meister des murwerckes vorfecbi 
vor eynen kalcksleger edder plegessman , schall synem meister verplichtet synn, 
dennst tho holdende vom sunte Gregorius dage beth vp Michaelis (12. März hii 
20. Septbr.) unnd ane synem wyllenn nicht van ohme scheidenn, idt were dennot 
dath de niester, dar tho he sick vorfecht hefft, ohme keynn arbeyt schaffen kende, 
so mach he woll ane broke sick tho eynem anderenn meistern des ampts vorseg- 
genn, de ohme arbeith schickenn kone^< (Wehrm. S. 335), so kann der Lehrknecbt 
nicht als ein solcher angesehen werden, der eine seibstständige Keile führt. Schwer- 
lich darf auch der fremde Meister darunter begriffen werden, da, wenn er auch von 
dem andern Meister hinzugezogen wird, er doch nicht unter ihm, sondern neben ihm 
selbstständig arbeitel und geinen festen Lohn auch nicht von diesem, sondern von 
dem Bauherrn empfängt. 
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Lübeck ausdraddich bekundet mvd '^), die Arbeit an mehrere Meisto: 
vergeben werden. Allgemeiner scheint die Vorschrift gewesen zu sein, 
dass Niemand zu gleicher Zeit mehr wie ein '^^) oder doch höchstens 
zwei'^*) Werke übernehmen durfte. Vor Allem aber war es die in 
jener Zeit nicht übliche oder den Bauhandwerkern nicht gestattete Lie- 
ferung des Ataterials und die besondere Art der Arbeitsvergütung, 
welche trotz des Rechts der freien Benutzung fremder Arbeitskräfte dem 
Gewerbebetrieb und dem Productionsquantum des Einzelnen die feste 
Schranke und das begrenzte Mass setzten. 

Die Lieferung des Materials seitens der Bauhandwerker scheint 
nirgends stattgefunden zu haben. Die urkundlichen Nachrichten geben 
für derartige Nachweise nicht nur nicht den geringsten Anhalt, sondern 
beweisen für einzelne Gewerbe und Städte positiv, dass in ihnen wenig- 
stens die Meister das Material nicht geliefert haben '^•). Für die Zim- 



206) Vgl. die in der vorigen Anmerk. zuerst citirte Stelle. Was so für Privat- 
bauherrn sich im Wege des Vertrags erledigte und um so eher durchführbar war, als 
derselbe nicht mit einem Meister das ganze Product verdingte, sondern denselben 
tageweis nach den für ihn und seine Gehilfen feststehenden Lohnsätzen bezahlte, war 
dem Rath der Stadt gegenüber Pflicht der Zunft. Wollte der Rath bauen und der Bau 
war für einen Meister (den Rathameister) zu gross, so scheint das ganze Amt verpflichtet 
gewesen zu sein, den Bau auszuführen, und den Alterleuten lag es ob, die betreffenden 
Meister in einer bestimmten Reihenfolge auszuwählen. Diese Art der Beschäftigung 
muss dem Einzelnen nicht genehm gewesen sein, denn die Art der Anordnung macht 
den Eindruck einer zwangsweisen Gestellung der Arbeitskräfte. Es begreift sich 
wenigstens sonst nicht, weshalb hier der Ausdruck „mit Arbeit verschonen** hätte 
gebraucht werden können. Die hierher bezügliche Stelle lautet: R. v. 1527: „Item 
80 eyn Ehrbare Radt wess tho murende hedde, dath durch obren murmester, so se 
by dem burhave hebbenn, alleinn nicht muchte vlhgerichtet werdenn, und men des 
Ampis dartho hedde tho gebruckenn, sollen se willich dar tho syne, wenn ohnen 
durch de olderlude thogesecht wert, idt sy dann dath gantze ampt edder eynn deel 
van ohnenn na ghelegenicheit unnd schall sollichs vp de vege ghaenn, nemanth dar 
inne tho vorschonende/' (Wehrm. S.336.) 

207) Ordnung der Zimmerleute zu Strassburg v. 1478 (Mono, Ztschr. Bd. XVI 
S. 167) no. 18: „Es sol dehein hussgenoss me haben denn ein gedinge, es were dann, 
das einer gesumet würde an holz oder an gezüge (d. h. also zu Arbeiten für die 
Stadt); und welher das nit hielte und me hette, dann ein gedinge, das über 5 szd. 
^ete, der bessert 5 szd.^* etc. Vgl. auch die Rollen der Schepestimmerlude zu Lübeck v. 
1560 u. 1569, Wehrm. S.405. 

208) Z. B. die Zimmerleute und Steinmetzen zu Regensburg (Stadtbuch v. 1366 
Fol. 53 bei Gemeiner, Chronik Bd. II S-. 143 Anm.) und Basel (Ordn. v. 1414 bei 
Ochs a.a.O. S. 200). 

209) Wenn aber die Anordnung bestimmter Arbeitsstunden und die Festsetzung 
eines bestimmten Arbeitslohns für Meister wie Gesellen und Lehrlinge, 
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merleute und Steinmetzen zu Regensburg wird es in dem Stadtbuch 
von 1366 ausdrücklich gesagt*'^), für die Zimmerleute zu Strassburg 
lässt es sich aus der Ordnung von 1478 mit ziemlicher Sicherheit 
schliessen ^"). Direct wird es auch für die Steinmetzen zu Frank- 
furt a. M. erwiesen, in deren Ordnung von 1355 überdies als Grund 
dieser Beschränkung *das gemeine Beste« angeführt wird. Diese Be- 
stimmung lautet: »Auch hau wir funden durch des besten willen, 
das kein meystir under uns nymanne ensäl gebin in syme gedingeten 
werke kalk adir mur steyne, uff das yman bedrogen werde*").« Die 
lübecker Urkunden führen diesen Beweis nur bezüglich der Schiflfezim- 
merleute, welche in der Annahme fremder Arbeitskräfte unbeschränkt 
waren **^) ; für die Maurer, welche höchstens vier Gesellen beschäftigen 
durften, und für die Zimmerleute'**), welche beliebig viel Gesellen 



welche die Meister dieser Gewerbe als reine Tagelohnarbeiter erscheinen lassen, be- 
reits den Gegenbeweis gegen einen die Materiallieferung in sich schliessenden Ge- 
werbebetrieb fuhren, so erbringen ihn fast alle diese Gewerbe betreffenden Ordnun- 
gen, denn sie enthalten derartige Bestimmungen entweder ausdrücklich oder deuten 
doch die Existenz derselben an. 

210) Stadtbuch von Regensburg f. d. J. 1366 Fol. 53 bei Gemeiner, Chronik 
von Regensburg Bd. II S. 143 Anm. 

211) „Wer es, das einer zymberlüt antwercks yemans buholtz kouft hette 
oder ime heym gescbaffet, darumb sei derselbe dem zymberman von sollichs gekouf« 
ten , heym geschafften hottzes wegen nit me verbunden sin dann sinen gewonlichen 
tagelone für so viel zites, als er domitte vergangen hette, und mag das holtz lassen 
verarbeiten, wen er mV" No. 21 in der Ordn. v. 2. März 1478 (bei Mono, 2eitschr. 
Bd. XVI S. 157). 

212) Urk. über die Gewonheiten der Handwerker zu Frankfurt a. M. vom Januar 
1355 (Boehmer, Cod. Moenofr. I. S. 647)« 

213) „Den schepestimmerluden schall vergönnet syn, so vele lehrknechte anto- 
nehmende, alse ehne gelevet etc.^^ Urk. v. 1593, Wehrro. S.412. — „Uem ein 
schepestimmermann , die ein schip annimpt tho buwende, die schall mit dem volke, 
dar he den arbeit mede beginnet, und wess he mehr van arbeidesluden darby gefor- 
dert, Vau dem arbeide nicht ghom, ehr denn etc.^^ Urk. v. 1560, Wehrm. S.405. 

214) Die Stelle in der R. v. 1545, Wehrm. S. 462 (. . de meyster ... de mach 
eynn arbeyt vordinghenn, vnnd wess de meyster also vordinget, schall he denn lu- 
denn guth makenn vnnd dem vordinghe genoch doenn ; so dar woH over claget, dath 
de meister bowenn dath in dem vordinghe vthgesecht vnnd belaveth ys , de lüde be- 
schwerde, sali de meyster, de eth vordingeth hefft, de beschweringhe dem Rade aff- 
weddenn by eth wedde myt dren marckenn sulvers; vnde, indem dath vordingede 
arbeyt ?ordorvenn äffte vntruwelickenn ghemaket werth, dath schall durch de older- 
lüde besehenn werdenn vnnd de schade, de darin erkenth werth, schall he dem be- 
talenn, dem he denn schadenn deyth etc.) scheint freilich die Materiallieferung sei- 
tens des Bauherrn vorauszusetzen, da der Schade, von dessen Ersatz in derselben 
die Rede ist, nur den Werth des Materials betreffen kann. 
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haltten konnten , bieten sie in dieser Hinsieht keinen sicheren Anhalt 
Entscheidend für die Schiffiszimmerlente sind die Stellen in d«* Roile 
von 1560: »Item de timmerlude mögen die spöne hebben, die vor der 
egge fallen, wenn sie den kiell honen vnd strecken, vnd dat schip Yor- 
scheren, vnd inholt vnd stuver darin setten. Wenn sie averst dat 
ßchip binnen vorremmen vnd baten de hudt vnd den averlop leggen, 
wat alssdenne darvan fallet, vnd alle kortlinge, beyde van allerley 
holte, plancken vnd breden, schall nicht in die spöne geklovet werden, 
ock knaggen vnd alle kile vnd wat tho nageln dienet, schall dem schip- 
pern sampt sinen frunden'^^) mit allerley stattehholte bliven vnd 
nicht van der lastadien gedragen werden, noch idt grote oifte kleine, 
vnd ebnen getruwlich thon banden gestellet werden, by straffe des Er- 
bam Bades ^^^).« Und in der Rolle von 1593: »Ein jeder mach si<^ 
sulvest ruchhower edder groffbower vorschaffen unde gebrucken. Wurde 
sick overst einer der schepestimmerlude vorweigern, dat holt to ver- 
arbeitende, welckere de ruchhower behouwen, desulve schall darvor by 
dem wedde in straffe genahmen werden '*'^).« In jener wird ausdrück- 
lich gesagt, dass der Abfall an Holz bei gewissen Arbeiten, soweit es 
nicht Späne sind, und die Enden von Planken und Brettern, der so- 
genannte Verschnitt, dem Schiffer und seinen Freunden, d. h. dem Bau- 
herrn, bleiben und getreulich zugestellt werden soll — ein Beweis, 
dass dem Meister nur die Verarbeitung des ihm gelieferten Holzes ob- 
lag; in dieser wird ausdrücklich erwähnt, dass der Schiffer zunächst 
das Holz aus dem Bohen von einem Andern als dem Schiffszimmer- 
meister bearbeiten lassen und kein Meister sich weigern darf, dies so 
vorgearbeitete Holz weiter zu verarbeiten. Darin ist mit klaren Wor- 
ten enthalten, dass der Meister wenigstens in diesem Falle das Holz 
nicht geliefert hat. Hiermit stimmt überein, dass sonst in den Rollen 
dieser Zunft immer nur die »Arbeit« des Meisters, nichts weiter 
verlangt wird. Und wo der Meister nur Lohnarbeiter zu einem allge- 
mein festgesetzten Tagelohne, ist auch das Forderungsrecht der Schiffer 
auf die Arbeitskraft des Einzelnen leicht durchführbar''®). In üeber- 



215) Unter den „frunden^^ sind die heutigen Rheder reep. Milrheder zu verste- 
hen. Vgl. dieselbe Rolle: „Ersllick, dat kein Zimmermann, schipper oder burger fp 
der lastadien einen kell schall strecken laten, sondern schall vorerst by den deputir- 
den des Rades, alss de kemerhern, gähn vnd togen an, wol he sy vnd wo sine 
frunde syn, de idt schip willen buwen iathen.** (Webrm. S.405.) 

216) Wehrm. S. 407. 

217) Wehrm. S. 412. 

218) „Wenn ein schipper sin schip bragen oder buwen will,, schall he den older-* 
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eiastimmuBg damit steht endlich, dass i^enn der Meister zum Bauen 
Prähme gebraucht und er dazu seine eigenen nimmt, er für die Be- 
nutzung derselben einen besondern Zins , der in der Bolle ebenfalls 
»Lohn« genannt wird, fordern kann^'^). Die einzige anscheinend wi- 
dersprechende Stelle der Rolle: »So jemandt ahne vorloff einem an- 
dern syn holt by der lästadien wegnehme, die sulve schall geven in 
der timmermanns busse eine marck vnd by dat wedde twe marck von 
stucke *^^),« beweist nicht, dass dies hier in Rede stehende Holz dem 
Meister eigenthümlich gehört, und nicht etwa Holz sein kann, welches 
dem Meister zur Verarbeitung übergeben wurde. 

Trotz der mangelnden Materiallieferung und der Beschränkung auf 
die Ausführung eines oder zweier Werke zu gleicher Zeit hätte freilich 
die unbeschränkte Benutzung fremder Arbeitskräfte die Production und 
den Arbeitsertrag der Meister noch immer sehr verschieden gestalten ^ 
können. Es ist daher für das Bestreben, die Gleichheit herbeizuführen, 
sehr charakteristisch, dass man bei diesen Beschränkungen nicht stehen 
blieb, sondern dass doch die, wie behauptet werden muss, allgemeine 
Einrichtung getroffen wurde, dass die Meister der Baugewerbe den 
Preis des Products, d. h. der Specification des ihnen gelieferten StoflFs^ 
nicht mit den Gonsumenteu in freier Goncurrenz vertragsmässig fest- 
setzten, sondern die Arbeit Aller, der Meister wie Gehilfen, nach 
der Zeit bezahlt und dieser Tagelohn durch Alle bindende Bestim- 
mung für Meister, Gesellen, Lehrlinge und Arbeitsleute festgesetzt 



luden der timmerlude sodanes anlögen, und van den verordneten meistern einen neh- 
men und sinen arbeit fordern. Were idt averst, dat die meister rede in ar- 
beide weren, dat he dersulven keinen bekomen konde, so schalen ehme die older- 
lude einen duchtigen wercksmann vorschaffen, dar he und sine schepesf runde mede 
vorwahret und lofreden syn, oder averst einem jedem fryglatten, einen, die sy mei- 
ster oder wercksman, welcher ehme gelegen, sulvest tho nehmen und to gebruken." 
Urk. V. 1560, Wehrm. S. 410.* — Diese Stelle liefert auch noch von einem andern 
Gesichtspunkt aus den Beweis, dass die Meister nur Lohnarbeiter, nicht auch zugleich 
Materiallieferanten waren. Wo dies der Fall war, konnten auch Richtmeister, wenn 
sie qualificirt waren, die Arbeit des Meisters verrichten. Und wo andererseits der 
Verdienst der Meister des Amts nur in dem eigenen Arbeitslohn bestand, hatten die 
Meister , wenn sie selber beschäftigt waren , kein Interesse , die Gesellen nicht auch 
selbslständig arbeiten zu lassen. 

219) „Idt schaU ock den meistern sowol alss den olderlöden, prame to holdeui 
frig sin, und sollen darvon des dages tho lohne hebben twe Schilling, und jeder 
pram schal gtven alle weken in die busse einen Schilling, wenn he gebruket werdt.'^ 
Wehrm. S. 410. 

220) Wehrm. S. 409. 



1 
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wurde ''^). Wo dies der Fall war, konnte der einzelne Meister, mochte 



221) Das Qaellenmaterial ist gegenwirtig Doch za spirlich Torbandeii, um diese 
Frage schon entscheiden za können. Die oben aasgesproebene Ansicht basirt auf den 
dieser Untersuchung zu Grande liegenden Urkunden, die, soweit sie die Baugewerbe 
und den Preis der Arbeit betreffen, nar den Zeitlohn fOr Meister und Gehilfen 
kennen und diesen ikberall als einen feststehenden hinstellen. Wenn die oben aus- 
gesprochene Yermuthung, dsss diese Lohnbestimmung zugleich das Correctiv gegen 
die sn sich nothwendigen Folgen der wieder durch die Art dieser Gewerbe beding- 
ten freien Arbeitsvereinigung sein sollte, richtig ist, so begreift sich allerdings Ton 
hier aus, weshalb wir vorzugsweise in den Urkunden der Baugewerbe derartige Lohn- 
bestimmungen finden. 

Im 17. Jahrhundert war diese Arbeitbezahlung sicher nicht mehr die einzige 
Art in den Baugewerben. Die Urkunden dieser Zeit enthalten neben Zeitlohn auch 
Stücklohn. So,* um nur ein Beispiel zu erwähnen, bestimmt die Taxordnung Herzog 
'August's Ton Brsunschweig und Lfineburg v. 1646: „Die Maurerarbeit sol ent- 
weder nsch Ruthenzahl oder Tagelohn gemacht und vor einer Ruthe Keller- oder 
Grundmauer, so auf einer Seite gegen die Erde gemacht und auf der andern Seite 
verhauptet, nachdem die Stein lagerhaft, gross oder klein, nebst gemeinem Trank 
gegeben werden IVa Thlr., vor ein Gewölbe, vor eine Ruthe lang und breit, den 
Fuss des Gewölbes ausgeschlossen, 3 Thlr. und mehr nicht; vor eine Ruthe einer 
freistehenden Mauer, so auf beiden Seiten yerhaubet, so sol man geben nach Fuss- 
dicke, Tor jede Ruthe 1 Thlr. und also vor eine Rulhe 2Vi Fuss dick 2>/2 Thlr., drei 
Fuss dick 4 Thlr., 6 Fuss dick 5 Thlr. Wenn aber die Mauer dicker wird, bleibet 
es nicht im Steigen, besondern es wird alsdann nach Gelegenheit nur 12 bis 18 Mgr. 
aufgelegt. Es soll aber hierzu der Bauherr den Kalkschläger und Handlanger abson- 
derlich belohnen. Die Mauer zu berapfen oder zu bewerfen: die Ruthe 16 Mgr. 
Wenn aber die Arbeit im Tagelohn gemacht wird, bekommt im Sommer der Meister, 
wenn er allein arbeitet, gleich einem Gesellen, darnach er beschaffen ist, und Gesel- 
len hält, täglich nebst gemeinem Trank 8 — 9 Mgr. Wenn er aber zwei oder mehr 
Gesellen hält, 9 — 10 Mgr., der Geselle 7 — 8 Mgr., ein Kalkschläger 6, 7, 8 Mgr., 
ein Handlanger 6 — 7 Mgr. Im Winter soll jedem von vorgesetzten Arbeitern des 
Tages ein Mgr. weniger gegeben werden. Vor 1000 Mauersteine zu vermauern — 
Manneshohe — sollen k^/% Fl., höher 5 Fl. gegeben werden.** Bei Struve, Syn- 
tagma Jurispr. Opific tom. I lib. lY c. II (de taxa mercium) tit. LX S. 380. 

Von solchen Stücklohnsätzen oder gar von freier Arbeitspreisabrede enthalten 
unsere Urkunden nichts. Auch über Esslingen erwähnt Pfaff in seiner Geschichte 
dieser Stadt (S. 505), dass erst im Anfang des 18. Jahrhunderts bei dem Neubau des 
stadtischen Rathhauses zuerst an die Stelle des früher üblichen Zeitlohns (vgl. die 
verschiedenen Verträge der Stadt mit Steinmetz- und Maurermeistern S. 58. 60. 69. 
214) die Preise für die einzelnen Stücke verabredet wurden. Als der Bau des Rath- 
hauses unter Leitung des Stadtwerkmeisters B5rl und mit Tagelohnarbeitern nur 
langsam vorwärts schritt, schloss die Stadt mit dem schon beim Bau beschäftigten 
Maurer- und Steinmetzmeister Peter Joachim am 8. Dezbr«^1705 einen ^Vertrag, nach 
welchem der Bau bis Lichtmess 1706 ausgeführt werden, die Arbeiten#im Tagelohn 
aufboren und an Joachim folgende Preise gezahlt werden sollten: für den behauenen 
Fuss Quadersteine 4Vi Kr., für ein Thürgestell, 8 — 11- hoch, 4 — 7- breit, ß Fl., 
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er noch so viel Knechte haben, nie mehr als seinen Tagelohn verdie- 
nen 2"). 

3. Aehnlich wie die Baugewerbe, wenn dem Gewerbetreibenden 
die Materiallieferung zusteht, zum Grossbetrieb führen, giebt es andere, 
insbesondere einzelne Zweige der Wollenindustrie, die ohne grösseres 
Anlagekapital auch damals nicht betrieben werden konnten, weil sie 
zum selbstständigen und wirthschaftlichen Betriebe eine Menge von 
Anstalten erfordern, die von dem Einzelnen wieder nur bei einer gros- 
sen Ausdehnung des Geschäfts angelegt werden können. Für diese Ge- 
werbe wäre der Kleinbetrieb, die Gleichheit und Selbstständigkeit der 
Zunftmitglieder nicht durchzuführen gewesen, wenn der Einzelne diese 
Anstalten allein hätte anlegen müssen; es hätte sich vielmehr schon 
damals naturgemäss die moderne Fabrikation, mit Grossbetrieb und Un- 
ternehmern, entwickeln müssen. Die CoUision zwischen der zwingenden 
Forderung der wirthschaftlichen Betriebsart und dem Fundamentalprin- 
cip des Zunftwesens wurde indess in einer für die Gesammtheit der 
Gewerbetreibenden sehr glücklichen Form gelöst. Entweder war es die 
Unterstützung der Stadt, welche auf ihre Kosten diese Anstalten errich- 
tete und allen Zunftgenossen zu gleichmässigeir Benutzung gegen einen 
massigen Zins überliess ^^^\ oder, und das war das Häufigere, die An- 



für ein Fenstergeslell, 8~ hoch, 4-^ breit 5 FI., für einen Bogen im untern Stock 
10 Fl., för ein Pilar daselbst 9 FL, für einen verkropflen Architrav CT Fl., für einen 
yerkropften Fries 4 Fl. 40 Kr. u. s. w. 

Wir gehen hier nicht weiter auf die in unsern Quellen enthaltenen Lohnsätze 
der Meister der Baugewerbe ein und verweisen dieserhalb auf die Anm. 245. 

222) Die Voraussetzung dieser Annahme ist, dass die Gesellen und Lehrlinge 
den für sie festgesetzten und vom Bauherrn zu zahlenden Lohn auch voll empfingen, 
und davon nicht etwa ein Theil an den Meister , der sogenannte Meistergroschen 
abgeführt werden musste. Diese spätere Einrichtung (vgl. z. B. die Maurerordnung 
der Stadt Breslau von 1605 bei Struve, Synt. Jurispr. Opific. tom. II lib. III c. X 
tit. VIII, nach welcher die Meister berechtigt waren, für die Leitung und Beaufsich- 
tigung des Baues einen Abzug von 2% Groschen im Sommer und l'/s Groschen im 
"Winter vom Gesellenlohn zu fordern) scheint früher nicht eingeführt gewesen zu 
sein, die Urkunden wenigstens enthalten darüber nichts. 

223) Vgl. hierüber die Abhandlung „Zur Gesch. der Wollenindustrie<< in Hilde - 
brand's Jahrbb. Bd. VII S.88£f. — lieber derartige städtische Anstalten in Re- 
gensburg und Esslingen vgl. oben Anm. 7. In Frankfurt a. M. erbaute im 
J. 1551 der Rath, nachdem er einige Zeit vorher den Tuchmachern, als dieselben 
noch in geringer Zahl gewesen, eine Walkmühle errichtet und gegen einen jährlichen 
Miethzins von 11 Schock zur Benutzung überlassen hatte, eine neue Walkmühle und 
gab deren Benutzung ganz frei. Stadtbuch der Stadt Frankfurt, Rathsbeschl. v. 1551 
(s. die vorerwähnte Abhandl. S. 127). In Ulm gehorten der Stadt die Walkmühle, 

IX. 8 
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wendüDg d€S Associationsprindps und der SelliBthilfe, welche siei die 
sehr gefährliche Klippe umschiifen liess. Die Zünfte legten selber auf 
gemeinsame Kosten zu gemeinsamem Gebrauch die Anstalten an. So 
errichteten oder brachten sie an sich Wollküchen, in welchen die rohe 
Wolle gereinigt, Kämmhäuser, in welchen dieselbe gekämmt wurde, 
Walkmühlen, Schleifereien, um die Scheeren der Tuchscheerer zu schla- 
fen, Tuchrollen, Mang- und Färbehäuser; sie besassen oder mietheten 
gemeinsam grosse Räume, wo die Tuchrahmen zum Trocknen aufgestellt 
wurden, Gärten, wo gebleicht, Gewandhäuser, in welchen die Tuche 
verkauft wurden '^^). Unter dieser thatsächlichen Voraussetzung des 
gemeinschaftlichen Besitzes begreift es sich, dass die frankfur- 
ter Gewandmacher ^**) , die kölner *••) und berliner "^ Wollenweber 
nur zwei Webstühle, die esslinger Tuchmacher ''*) und neuruppiner 
Wollenweber ^^•) nur einen Webstuhl beschäftigen durften und konn- 
ten, nur so war es möglich, dass auch in diesen Gewerben die Zahl 
der Knechte so eng beschränkt werden konnte. 

4. Vielfach erfolgte auch ganz direct die positive Festsetzung 
der Maximalproduction, welche dem Einzelnen innerhalb einer 
gewissen Zeit gestattet war. Diese Bestimmung, wie natürlich nur 
anwendbar und möglich, wo die Producte eines Gewerbes wesentlich 
gleicher Art sind und weniger auf Bestellung als auf den Kauf gear- 
beitet werden, tritt in den Urkunden mit sehr geringen Ausnahmen*'®) 



drei Manghäuser, die für Leinwand und Barchent bestimmten Bleichen (JSger, Ulm 
im Mittelalter S. 652. 663). In Berlin waren die Schergaden, in welchen die Tuch- 
scheerer ihre Arbeit yerrichteten , städtisches Eigenthum (Fidicin, Histor.-diplon. 
Beiträge zur Gesch. der Stadt Berlin. Berlin 1827. I. S.28. 26); ebenso in Streh- 
len (Stenzel u. Tzschoppe, Urk.-Samml. S. 269). 

224) Vgl. die in Anm.222 citirte Abhdl. S. 106 ff. In Berlin besass die Tuch- 
machergilde einen ziemlich weitläufigen Garten zur Aufstellung der Tuchrabme, 
ausserdem eine Tuchrolle und zwei Färbereien. Die sogenannten Yiergewerk« beaas- 
sen eigene Gildehäuser und die rheinischen Weissgerber hatten eine eigene Walk* 
mühle (Fidicin a a. 0. Y. S.478). — In Soest hatte die Zunft der Wollenweber 
eine eigene Tuchhalle und mehrere Walkmühlen (vgl. Barthold, Soest, die Stadt 
der Engern. Soest 1866. S.1I2). 

226) Urkunde über die Gewohnheit derselben von 1366 (Boehmor, Cod. I. 
S. 636). 

226) Ordn. v. 1332 (Ennenu. Eckertz, Quellen I. S.372). 

227) Innungsbrief der Wollenweber zu Berlin von 1296 (bei Fidicin a. «. 0. 
Th,ll S.8 ürk.Nr.7). 

228) Ff äff, Gesch. y. Esslingen S. 206. 

229) Riedel, Nov. Cod. dipl. Brandtnb. I, 4. 

230) Z. B. die Ordnung der Decklakenmacher zu Köln Ton 1336 (Ennen und 
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nur dft auf, wo die Zahl der Oehilfj^n k^wr Beschränkiuig unterwor- 
fen oder wenigstens eine derartige Beschränkung in den Urkunden 
nicjit enthalten isf *). Weniger häufig 



Eckerts I. S.400) und der Kürschner zu Freiburg i. Br. von 1510 (Mone, Ztschr. 
Bd.XYII S.65). 

1231) Die in den Urkun^e^ festgesetzten llfaxirna der Productionsquanta sii^d fol- 

für Köln: Ordnung der Decklakenmacber von 1336 (Enuen und Eckertz I. 
.$. 4|M)): Vprt me so sijn wir eyndrecbtigb worden myt gemeynen willen i^debayn 
gesworin b^yde vrauyven inde man meygtere in broydere, dat in eyclig meyster des 
4ag^ mach yellen veir stucke inde eyn eyelig broyder dru stucke, 
inde dat sal duren inde weyren also lange, bys wir myt eyme gemeynem rayd« dat 
weder feugheu .... Viprt me sijn eyndrechtigb worden, dat eyn eyclig szarze veyrde 
halue eylin breyd sal gayn Tur zwey stucke inde yeyr eylin breyt Tur zwey stucke, 
inde sc wat dar in boyuen geyt, dat sal gayn vur druy stucke. Yort me so we tap- 
pijjt werk wirkit, s.q wa irre zwene wirkint des days, dat sal gayn vur zwey stucke 
inde so irre eyn wirkit^ dat sal gayn vur eyn stucke. 

Für Lübeck: R. der Bruwer y. 1363 (Wehrm. S. 179): Yortmer scal nen bru- 
wer mer bruwen in der weke, wen eynes, ynd scal nicht mer bruwen wen 
ene last ghodeg moltes, «Ise hir yor ghescreyen steyt, alse seyen dromet gher- 
stenes moltes ofte wetens ynd eyn dromet haverns moltes; dar nicht mer af to bru- 
wende wen adittcyn tunnen ghudes enparighes beres .... Diese Yorschrift wird 
wiederholt in der R. y. 1388 (Wehrm. S. 180) für diejenigen, welche „tu krughe", 
d. h. für den Consum in der Stadt brauen; für die Production nach auswärts („tu 
der zee'*) wurde jene Beschränkung aufgehoben (Yortmer is dat dar yement bruwen 
wil tu der zee, de schal darymme bydden, dar he bruwen moghe, wo yake dat he 
wfl, ynde dar ynder schal he nicht bruwen in den krugh ; ok schal he yan deme bere 
nicht senden in den krugh, yt en sy, dat eme dat oyerblye, wan se dat her yte spun- 
det heft). — Die R. y. 1416 wiederholt im Wesentlichen die Yorschriften der yori- 
gen Rolle, giebt aber — und das ist für unsere Ausführung wichtig — als Grund 
der Beschränkung die Sorge für die ärmeren Zunftgenossen an (Item we 
to kroghe bruwet, de schal sin ber nicht myn geyen de ene wen de andere, ynde 
nicht yakener to bruwende wen enes in der weken, id en were zake, dat dat ber 
nicht yan der hant en wolde, alzo in somer tijd, so mögen de olderlude dat bruwend 
setten yppe XllII dage ymme beter endracht willen, yppe dat de rike den ar- 
men nicht yorderye. Wehrm. S. 181. 182). — Die R. y. 1462 setzt ein neues 
Maximum bei Strafe des Yerlustes des Gewerbebetriebes auf ein halbes Jahr fest: 
Int erste is yorramet, besloten ynde beleVet yan wegen der erscreyenen bruwere, 
also dat se des jares nicht meer dan yeertich werve bruwen scholen, ynde tor tijd 
80S8 dromete ynde nicht meer, ynde des is en togelaten, yeer schepel to bruwende 
yppe de tunne, dat is yan den soss drometen achteyn tunnen gudes beers, ynde dat 
beer nergen ynne to yatende, dan yn lubesche beertunnen, ynde weret sake dat ye- 
mand meer bruwede, dan yeertich werye, ynde mer dan soss dromete tor tijd, de 
schal des bruwerkes >«yn halff yar langk entberen. (Wehrm. S. 183.) 

^ 8* 
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5. findet sich die Beschränkung der Arbeitszeit^*) auf 



Die Harmalier (Haardeckenmacher) durften in einem Jahre, von einem Ostern 
zum andern, nicht mehr als fünf Stück Darnlaken, jedes 200 Ellen lang, machen (R. 
V. 1443, Wehrm. S. 230), die verheiratheten Lorer (Lohgerber) in einem Jahre 
nicht mehr gerben als 42 Decher Rindshäute, 62 Decher Kalbfelle and 30 Decher 
Ziegenfelle, die unverheiratheten im ersten Jahre 3 Rindshäute, 6 Kalbfelle und 40 
Decher Ziegenfelle, im zweiten und den folgenden Jahren 4 Rindshäute, 6 Kalbfelle 
und 40 Decher Ziegenfelle (R. v. 1454, Wehrm. S. 314, vgl. schon die ältere latei- 
nische Rolle , im 14. Jahrh. geschrieben : Item nullus cerdo debet plus blictrire in 
anno, quam octo lastas alluti. Wehrm. S.319); den Roetlosscheren waren als Maxi- 
mum 11 Decher Felle per Woche (R. Tor 1471, Wehrm. S.389), den Russverweren, 
welche nur in Leder arbeiteten und insbesondere das sog. rugswart, ein weiches und 
sehr dichtes Leder bereiteten (Wehrm. S. 397 Anm.189), 3 Decher und 2 Felle auf 
die Woche festgesetzt (R. y. 1500: Ock scholen se allike Tele varwen, de rike so 
woll alse de arme, also dre decker vnde twe velle tor weken vnde nicht mer, 
by broke nabeschfevenn. Wehrm. S. 398). 

Eine Ausnahme machen die Kannengeter. Die Rolle y. 1508 enthält keine Be- 
schränkung der Benutzung anderer Arbeitskräfte und gestattet fdr einzelne Producte 
mindestens ein unbeschränktes Quantum: „Item mach eyn jewelik to kope hebben 
grapen, keteln, bekken ynde handfate, so vele alse eyn yslik betalen 
kan." Wehrm. S.248. 

Unter den yon Mone publizirten Urkunden enthält nur die Ordnung der Gerber 
zu Freiburg i. Br. y. 1477 eine solche Beschränkung: no 22: Item ein yeder diss 
handwercks soll hinfür nit me dann vier äscher, wie die bisher ir mass gewonlich 
gehept band, arbeiten zum meisten, minder mag einer wol machen, und welcher dar- 
über griff und daby nit blib, der bessert yon yedem überfaren, so dick das bescbicht 
fünfzehn pfünt wachs od nachlassen. Mone, Zeitschr. Bd. XV S. 153. 

Die Aufhebung einer früheren Beschränkung des Productionsqnantums durch 
Festsetzung des Maximum wird yon Basel berichtet. Dort waren die Bäcker, wie 
an yieten andern Orten, in Feilbäcker, welche für eigene Rechnung arbeiteten, und 
Hausfeurer getheilt. Während früher die Feilbäcker auf eine gewisse Anzahl Vierzel 
(10 resp. 8) beschränkt waren, wurde diese Beschränkung im J. 1488 aufgehoben 
und Jedem gestattet, so viel zu backen, als er wollte. (Ochs a.a.O. Bd. II S. 142.) 

232) Tn den Zunflurkunden finden sich vielfach Bestimmungen über die Arbeits- 
zeit der Meister wie Gehilfen, die aber keineswegs alle den Zweck haben, der Pro- 
duclion des Einzelnen zu Gunsten der Andern eine Schranke zu setzen. Häufig sind 
es religiöse oder polizeiliche Rücksichten, welche sie yeranlassten. Jenes ist überall 
da der Fall, wo, und das geschieht in vielen Ordnungen, die Arbeit am Sonnabend 
Abend und an den Sonn- und Festtagen, verboten war (vgl. z. B. R. der Glotzen- 
maker v. 1436, Wehrm. S. 210, der Kistenmaker y. 1508, Wehrm. S. 253, der 
Paternostermaker y. 1510, Wehrm. S. 359, zu Lübeck, und die Urk. der Wollen- 
und Leineweber zu Berlin v. 1331, Fidicin a.a.O. Th. I S. 74). Wenn den Wol- 
lenwebern zu Köln (Urk. v. 1332, Ennen u. Eckertz I. S.372: Vorlmer we mit 
kertzen wirkt, de sali syns Amptz eyn jair enbeiren ind dartzo syne getzauwe ycr- 
loyrcn hayn.) und zu Berlin (Urk. v. 1331, Fidicin a.a.O. Th.I S. 74) die Arbeit 
beim Kerzenlicht bei so harter Strafe yerboten wird , so liegt der Grund sicherlich 
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ein Maximum; wo sie erfolgt, dient auch sie, da Vermehrung der Ar- 
beitszeit für Einen geprenüber Andern eine Vermehrung der Productiv- 
kraft desselben ist, dem gleichen Zweck, wie die vorher berührte Vor- 
schrift; seltener wird 

6. das Verbot der Societät oder der Association ein- 
zelner Zunftgenossen"*) unter einander erwähnt. 



in der mit dieser Arbeit verbundenen Feuersgefahr. Derselbe Grund mag auch wohl 
bei den Gewandmachern zu Frankfurt a. M. (Urk. v. 1355, Boehmer, Cod. I. S. 638) 
obgewaltet haben. Bei andern Zünften war die Nachtarbeit, aus Rücksicht för die 
Ruhe der Nachbarn, verboten. So bei den Sarwörtern zu Köln (tJrk. v. 1391, En- 
nen u. Eckertz I. S.407: Yort up dat die naberen mit dem vurs. Ampte 
nyet geyrret noch oeuer nacht gekroet enwerden na dem dat in etzlicher 
naissen vnreaUichen is, so haint sij oeuerdragen, dat man an dem seluen Ampte 
des auentz .... nicht länger wirken soll , als bis 9 Uhr und Morgens nicht vor 
5 Uhr) und bei den Paternostermakern zu Lübeck (R. v. 1360 u. 1510, Wehrm. 
S.349: Tom losten, nemant schall arbeiden by nachte, dann in dussen veer stucken, 
alse houwen, snyden, baven, unde dreyen, schalmen von IMicbaelis bet to passchen des 
Morgens to sossen anheven unde des avendes to achten aflflaten, unde van passchen 
bet to Michaelis des morgens to vyven unde des avendes ock tho achten afflaten ; 
aver des hillgen avends ock tho achten afflaten). Wenn ferner in den Urkunden, 
welche den Tagelohn der Arbeiter festsetzen, zugleich die Arbeitszeit genau bestimmt 
wird, 80 liegt hier der Grund in dem Wesen i^d der Natur des Tagelohns. 

Es ist daher im concreten Fall stets der Zweck zu untersuchen, zu welchem der- 
artige Bestimmungen der Arbeitszeit getroffen wurden. Beispiele des oben von uns 
erwähnten geben: die Urk. der Gürtelmacher zu Köln, nach einer Copie aus dem 
14. Jahrh. (Ennen u. Eckertz I. S. 402 — - Arbeitszeit bis 10 Uhr Abends), die 
Urk. über die Gesetze der Schneider und Tuchscheerer zu Frankfurt a. M. v. 1352 
bei Boehmer, Cod. I. S.623, die R. der Smede zu Lübeck v. 1494 (Wehrm. S. 448 
— Arbeitszeit von 3 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends). Die letzte Rolle liefert einen 
um so sichereren Beweis , weil hier die Bestimmung auf gemeinsamen Beschlüssen 
der Alterleute der Schmiede in den sechs wendischen Städten Lübeck, Hamburg, 
Rostock, Stralsund, Wismar und Lüneburg beruhte. — Hierhin gehören auch wohl 
die von Ennen (Geschichte der Stadt Köln Bd. II S. 633) ohne Erwähnung der 
Quellen angeführten Zeitbegrenzungen für die Zünfte der Kannengiesser, Kisten-, 
Nadel- und Hutmacher. 

233) Vgl. z. B. Ordn. der Hutmacher zu Köln v. 1378 (Ennen u. Eckertz L 
S. 333) : Yortme so hain wir verdragen , dat geyn tzwene man van onsen broderen 
Geselschaf samen hauen in soelint noch in eyne huys samen wirken insoelint. — 
R. der Kunthor- vnde panelenmaker zu Lübeck v. 1474 (Wehrm. S.274): Item 
so en scholen sick ok nyne twe mesters tosamende vorbinden, vele werkes to be- 
stände den andern werckbrodern to vorfange, by broke dree marke sulvers, sunder 
id were nodsake, also dat de personen, den men dat werck maken scholde, yd hasti- 
gen rede hebben wolden, so mach de mester, de id vordinget heift, to sick nemen 
eynen andern mester mit syneme volke sunder jenigerleie argelist. — R. der Decker 
aus dem 16. Jahrh. (Wehrm. S. 196): Yortmer mach nen decker mit steenwerkern 
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7. Damit nicht das Fundament aller dieser Besohr&nkangea , die 
Forderung, dass jeder einzelne Meister Arbeiter sein sdle, imtergnü^ 
würde, und um 2u verhindern, dass neben der Arbeit das Kapital als 
selbstständig werbender Factor erscheine, und die reichen, fiapitd Be- 
sitzenden Tor den nicht Kapital Blitzenden den Vortbeil b&tten, war 
den Zunftmitgliedem verboten, fremde Producte zu kaufen'*^) 
und auf den Markt zu bringen, ein Verbot, das in manchen Urkunden 
auch in der Form des Gebots, nur eigen verfertigte Producte zu ver- 
kaufen, erscheint. 

Das gleiche Productionsquantum , welches durch diese Bestimmun- 
gen und Institutionen erstrebt wurde, ist allerdings die Basis, ohne 
welche eine Gleichheit des Einkommens nicht erzielt werden konnte. 
Aber die gleiche Quantität kann für die Producenten noch einen sehr 
verschiedenen Ertrag ergeben, weil sich derselbe nach den Kosten 
richtet, welche dem Producenten aus der Erzeugung des Products er- 
wachsen sind. Das gleiche Productionsquantum erhält daher seine 
gleichsetzende Kraft erst durch 

n. die Gleichheit der Productionskosten« 

Die Zunftorganisation war sich dessen wohl bewusst; unleugbar ist das 
Bestreben, auch diese möglich zu machen. 



geselschop hebten buten edder binnen tho arbeiden, idt were dan, dat en steenwer- 
ker sulven wait bedingende, so mochte de decker vann dem ateenwerker wedder 
dingen. 

Auf demselben Grunde beruhen auch die Verbote, daas Meister mit ihren Gesel* 
len keine Societät eingehen oder dieselben an dem Gewinn betheiligen sollten. Vgl. 
z.B. Rolle der Goltsmede zu Lübeck t. 1192 (Wehrm. S.219): .... vnde deguWe 
goltsmit de en schal ock mit neynen knechten maken selschup offle hasschup in 
syner goltboden offte jenich hemelich vordracht, dat dar tegen dat smpt mochte 
weszen. 

234) Vgl. R. der Neteler zu Lübeck v. 1356 (Wehrm. S. 340): Vortmer schal 
nein man offte fruwe in vnserm ampte kopen fromet ogenwerk etc. Ebenso in deren 
R. V. 1508 (Wehrm. S. 343). — R. der Pelser vor 1409 (Wehrm. S. 359): Vort- 
mer nyn kortzener schal werk kopen, dat van buten hyr in kumpt, also mennich 
stucke , also he kofft , also mennich halff pund brokes schal he wedden. — R. der 
Schomaker v. 1441 (Wehrm. S. 415): Fortmehr so schal ock nemand reisen baten 
der Stadt tho köpende frömbde scho, vmme hier in tho fohren vnde wedder tho vor- 
köpende vth synem huse effte van synem finster. — Nach der Schlosserordnung zu 
Speier v. 1539 (Mono, Zeitschr. XVL S. 166) und der Zunftordnung für die Roth- 
gerber und Sattler am Main v. 1597 (Mone a. a. 0. XVL S.167) durfte jeder Mei- 
ster nur Eigenwerk verkaufen, ebenso nach den Gesetzen der Bäcker zu Frankfurt 
a. M. V. 1352 (Boehmer, Cod. Moenofr. 1. S. 626) und nach der R. der Gürtler 
zu Danzig v. 1412 (Hirsch S. 315). 
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Die ProductioQBkosten sind verschiedeiier Art, je nachdem das 
Gewerbe ein blosses Lohngewerbe, oder ein solches ist, in welchem die 
Producenten auch noch den von ihnen zu verarbeitenden Stoff selber 
ankaufen müssen. In jenem Falle bestehen sie ausser dem Zinse für 
Werkzeuge und Werkstätten, . der indess relativ sehr gering ist, nur in 
dem Arbeitslohn; in diesem kommt noch der Factor des Stofipreises 
hinzu, mag der Stoff ein reiner Rohstoff oder ein schon vorgearbeitetes 
Manufact sein. 

1. Der Preis des Matetials ist ein eben so wichtiger Factor 
der Productionskosten wie der der Arbeit, vielleicht, was seine Unter- 
schied setzende Kraft bezüglich jener für die Producenten angeht, noch 
wichtiger, weil er schon an sich mehr wie dieser Schwankungen unter- 
worfen ist. Hier ist ferner das Gebiet, auf dem das Kapital seine 
Geltung erlangt und der grössere Kapitalinhaber bei freier Concurrenz 
den kleineren unter im Uebrigen gleichen Verhältnissen concurrenzun- 
fähig machen kann. Aber nicht allein, dass der einfache Unterschied 
im Kapitalbesitz dem Einen den Stoff tilliger und besser als dem An- 
dern zu gewähren vermag, dasselbe Resultat wird auch durch persön- 
liche zufällige Verhältnisse der Käufer und Verkäufer herbeigeführt. 

Das Zunftwesen mit dem Bestreben , die wirthschaftlichen Folgen 
des Kapitalunterschiedes für die Production der gewerblichen Arbeit 
so weit als irgend möglich aufzuheben und dem Aermeren neben dem 
Reicheren, deip weniger Intelligenten neben dem Intelligenteren und 
Geschickteren den Erwerb zu sichern, konnte diesen Punkt kaum dem 
freien Mitwerben der Einzelnen überlassen. Zwar konnte die allge- 
meine Festsetzung des Preises des Products verhindern, dass der Ein- 
zelne, welcher das Material zu einem geringeren Preise eingekauft, in 
Folge der dadurch für ihn geringeren Productionskosten das Product 
zu einem niedrigeren Preise auf den Markt brachte und in weiterer 
Folge den Absatz der Andern beschränkte, aber immerhin war ihm 
dann ein grösserer Gewinn am Einzelproduct gesichert. Dazu kam, 
dass die allgemeine Preisfestsetzung nicht nur sehr schwierig, vielleicht 
auch nicht ohne grosse Ungerechtigkeit und Härte für die Einzelnen 
durchzuführen gewesen wäre, wenn nicht schon bei dem Factor der 
Productionskosten eine Ausgleichung stattgefunden hätte. Man musste 
daher dahin gedrängt werden, schon diesen Preis des Rohstoffes für 
Alle möglichst gleichzumachen, so dass in der That, wenn in dem 
gleichen Preise des Products der Einzelne einen höheren Gewinn, einen 
höheren Reinertrag erzielte, er dies nur seiner Arbeit, seiner bes- 
seren Arbeitskraft verdanken konnte. Für die Zünfte, welche den 
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Stofi von andern Zünften derselben Stadt entnehmen mossten , lag jene 
Nothwendigkeit einer Preisregolirung nicht vor, weil der Stoff bereits 
einen gleichen Preis hatte; für diejenigen aber, welche von auswärts 
oder von den Kaufleuten das Material kauften, musste durch besondere 
Einrichtungen das Gleiche erzielt werden^ 

Diese Einrichtungen finden sich in mannichfaltigen Formen. B^ 
vielen Zünften wurde das Material gemeinsam durch besonders damit 
beauftragte Genossen angeschafft und entweder zu gleichen Theilen 
oder nach dem besondern Bedürfniss unter die Einzelnen vertheilt "*) ; 

235) Viele Lübecker Rollen enthaUen diese Boftimmung. R. der Remonsleger 
(Oärtler) y. 1114 (Wehrm. S.372): Item so lynt wy des «ns gheworden ymme 
des meoen besten willen, dat wy moghen yoghen bedderv« lade yt Tsseme 
ammete, dede kopen to des ammetes behoef, alse dat guet, dat yan boten hir in 
kumpt, dat ynseme ammete denet, dene armen alse wol alse deme ryken, 
jewelkeme na syner macht to betalende ; weret sake , dat hir Jemant were in vnseme 
ammete, de hir en boyen kofte, dat den veer bedderyen luden, ynde deme ghantxen 
ammete enjeghen were, de scbolen it wedden,^ Jewelke mark myt eyn half pvnt wed- 
des. — R- der Gherdener yon cc. 1370 (Wehrm. S. 208): Vorlmer en scal neman 
saad kopen, wen de nyen ynde de olden mestere to nut des menen ampts*— R. der 
Garbrader v. 1376 (Wehrm. S.203): Item alse yan dem watere tho Horboreh vnd 
dat were, den kop, den wy dar hebben, dar mach nemand allene kopen, id en sy 
yan der gantzen kumpanye weghene .... yan dessem kope scha] nemand mer hebben 
wen sin twelflfte deel ... — Die Remensnider durften nicht Elennshäute selber kau- 
fen (R. y. 1396, Wehrm. S. 376): Item wat men koft van elenhuden in ynsen am- 
met, dat schal men delen, dat eneme jewelken werde yor syn ghelt, alse he ytlighe- 
locht heft, vnde wy pleghen yt tho loggende tho XX mark vp dat meyste, ynde de 
so yele nicht ytleggen en wii, de mach wol X mark ytleggen edder V vnde boren 
dar na yp, vnde dar en boven en schal nemant kopen, dat ghelt en zi ersten al be- 
weret, vnde nen man schal allene kopen boven enen halven deker. item wann dat 
ledder ghedelet is , achte daghe dar na so schal eyn jewelik zin ghelt wedder brin* 
ghen yppe dat nyge , de ledder hebben wille ; weret dat jenich man dit breke , de 
schal dat wedden deme rede yan Lubeke myt teyn marken sulvers, nene wys eme de 
tho latene. — R. der Viltere aus dem 14. oder 15. Jahrh. (Wehrm. S. 472): Vort- 
mer wat dat ampt koft van molenvlocken , edder wat van ylocken tho Lubeke veyle 
kumpt van buten to, dat schall gan aver all, ynder sick like in dem ampte to delende 
etc. — R. der Glotzenmakere y. 1436 (Wehrm. S. 211): Item gudere, de ere ghe- 
meyne werk anrored, schalmen kopen to der selschop behuf; wo dar geghen dede 
.... — R. der Boddeker y. 1440 (Wehrm. S.173): Dat bodikholt, dat to deme 
fersten van deme jare over see hijr kumpt, dat schal nement kopen vppe vorkoop; 
we dat koft, de schal dat delen mank dat ampt, deme armen also deme ryken by 
wedde ... — R. der Harmaker v. 1443 (Wehrm. S. 230): Item so en schal ny- 
mant in dem ampte perdehar kopen, dat over zee kumpt, ane dat ampt scal dat 
delen, yor enen yewelken sten to weddende mit I punt brokes. Item dat buckhar en 
schal nymant besundergen kopen , ane he delet int ampt .... Item so schal nymant 
kalkhar kopen ane to des amptes beholf to delende .... — R. der Russverwere y. 
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bei andern waren zwar Einzelankäufe gestattet, der betreffende Käufer 
indess verpflichtet, seinen Genossen von diesem Ankauf Anzeige zu 
machen und sich die Theilung mit denen, welche von dem Material 
haben wollten, gefallen zu lassen ^% oder wo diese Pflicht zur Anzeige 
nicht existiiiie, konnte doch jeder Einzelne, wenn er von solchem An- 
kauf eines Zunftgenossen erfahren hatte, einen Theil zu dem Einkaufe* 



1500(Wehrm. S. 398): Item des scholen de amptbrodere dessulven ampts offte lenes 
to behoff eres amptes de varwe sammtliken deelen vnde ock den deget dergelikenn. — 
Die Rolle der Paternostermaker v. 1400 enthalt sehr ausffihrliche Bestimmungen über 
den Ankauf des Bernsteins für gemeinschaftliche Rechnung und Tertheilnng dessel- 
ben diireh's Leos (Wehrm. S.362). Tgl. auch die R. v. 1510 (l^lTehrm. S.3I8).— 
R. der Bekemacher t. 1591 (Wehrm. S. 172): Item idt soll ock kein meister na 
sinem gevallen vor sich kopen bekerholt, sondern de olderlude scholen idt kopenn 
vor dat gantze ambt md idt yordelen dem armen sowoU also dem ryken by poene 
3 m. sulvers, woU averst noch geldt schuldich iss, dem schall men nen hott Tolgen 
laten, he hebbe denne dat vorige betalelt. 

236) So bei den Kursenern in Frankfurt a. M. (Urk. über die Gewohnheiten 
derselben von 1355, Boehmer, Cod. Moenofr. I. S.639). — Ferner in Lübeck bei 
den Netelern (R. v. 1356, Wehrm. S. 341: Yortmer queme ein man vp einen kop 
an vnserm ampte , den scheide he kopen tho behoff des gantzen amptes , beide arme 
vnd ricke ; werde he darmede bevaren, dat he ene allene behelde, he scheide wedden 
dre marck sulvers); in gewissem Sinne auch bei den Repern (R. v. 1390, Wehrm. 
S. 382: Item das erste schip dat dar kompt aver de zee, dar basth vnde drath ynne 
is, dat is delgud; kofft dat yenich reper vnde dem ampte nicht to en 8ede,.de schal 
dat Tusen heren wedden etc.); bei den Swertfegern (R. v. 1473, Wehrm. S. 456: 
Item wes eyn jewelik amptbroder dinged edder koped, dat deme ampte denet, dat 
sy kleen edder grot, dat schal he deme ampte beden vnde laten dat vmme densnlven 
penningk, also he dat gedinget offte gekofft hefft; deyt he des nicht vnde darmede 
beslagen wurde, so schal he dat deme rade myt dren marken sulvers wedden vnde 
geven deme ampto twe punt wasses); ähnlich bei den Dreyern (R. v. 1507, Wehrm. 
S. 200) und den Paternostermakem in der R. v. 1510 (Wehrm. S.348): Item offt 
yemant yn deme ampte itliken sten by sick wolde kopen, den schall he deme ampte 
apenbar vpbeden, vnde dar yem^indt van deme stene ock wolde hebben, schall he eme 
vor syn gelt volgen laten, by broke etc. Dar aven yemant yn deme ampte itliken 
steen bi sick koffte vnde nycht vpbode, de schall des ampts nicht werdieh 
Wesen, sunder des ersamen rades willen. — Ygl. noch die Seilerordnung zu Frei- 
biirg i. Br. v. 1378 (Mone, Zeitschr. XY. S.285 noll: Und wer och, daz dehein 
hanf har kerne, daz über einen Zentner treffe, wer den köfte, der sol ez den anderen 
meistern sagen; welher sinen teil wil do nemen, dem sol er in gen.) und die* Ord- 
nung der Glaser und Glasmaler daselbst von 1484 (Mone a.a.O. XYI. S. 162 nolO 
u. 11 : Item wenn frömd glasfurer vensterglass oder trinkglass herbringend, so keiner 
in sonders zu sinen banden koufen, sondern den andern gläsern verkünden by fünf 
Schill besserung. Und ob einer also kouft nach der verkündung, begert dann ein 
ander glaser teil daran zu haben, so er im lassen verfolgen in massen und umb den 
Pfenning, wie er kouft hat). 
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preise verlangen '*0- ^ie&e allgeitidnsten Formen sind in Einzelnen 
mannigfach modificii*t; häufig beginnt dies Recht auf Theilttng erst bei 
einer bestimmten Quantität ^^). Bei den Schwertfegem in Lttbeok ging 
'die Verpflichtung der Käufer noch weitei*: wer aus der Stadt zMiea 
wollte, um einzukaufen, was dem Amt dienen konnte, musste es dr^ 
Tage vorher dem Amte anzeigen und jeden seiner Mitmeister mitnek- 
men, der auf gemeinschaftliche Kosten und Gefahr mit ihm ziehen 
wollte'**). — Als Grund dieser Bestimmungen wird mehrfach in den 
Urkunden ausdrücklich die nothwendige Gleichheit des Kaufpreises und 



287) Dies war der Fall bei den Lowern, BeDdem, Kurflcbnem zu Fraakfurt a. M. 
(Urk* über die Gewohnheiten der beiden erstem v. 1365, Boebmer, Cod. Moenofr. 
I. S. 642. 648 und bezüglich der Kürschner Urlc. über die Gesetze derselben v. 1377, 
Boehmer, Ibid. S.753). In Köln bei den Hotmachern (R. ?. 1378, Ennen u. 
Bckertz I. S. 332: .... vortme wa eynich broder van unser broderacbaf wolle 
gulde, die zo vnsDie werke gut were ind der eyn off me van onsen broderen mit 
yome na martzalen hauen wulden, die ai« bezalen moichten, de broider aal die aeluo 
wolle den andern broideren, der sie eyn off me mit yeme gliche laiasen werden, off 
he des neit indede etc.)» den Sarwörtern (Ordn. y. 1391, Ennen u. Eckert z I. 
S.406: Vort haint sij oeuerdragen, off eynch guet of leeren werck an dit Ampt tref- 
fende bynnen yre stai queme, dat eynch Meister golden weulde, dat he dat mit den 
anderen geseUen, die des begerende weren, deyUen soele, assuerre as slj dat mit 
haven ind enUichen bezalen willent), den Schildern (Urk. aus dem 14. Jahrb., En- 
nen u. Eckertz I. S. 403: It is zo wissen, dat egbeyn schild^r gut golden insal 
dan up deym yrijen marte ind dat sal yeme alleyne blijyen , as yeirre da nyeman bl| 
in is, de des mit gesunne. It were sache, dat it yeman guido heymelicben of dat it 
yeman heymelicben in sijn huys bracbt wurde wo des gewar wurde van yerme ampte 
Ind dat mit hauen wulde, deym sal man mit geyuen, as verre he dat zurstunt beult, 
ind in geuo he yeme des neit mit, he gilt he etc.)* 

Für Lübeck vgl. die R. der Rademakere y. 1608: Item knmpt dar eyn yoder 
naven to kope, sebalmen delen myt den amptbroderen kumpt dar eck holt yor de 
muren to kope ynde is des eyn schock, dat sebalmen delen myt deme jennon, de des 
yan noden heift etc. (Wehrm. S. 367.) 

238) Z. B. bei den Seilern zu Freiburg i. Br. (Ordn. y. 1378 no 11, Mono, 
Zeitschr. XYI. S. 286), den Kufsenern zu Frankfurt a. M. (Urk. y. 1366, Boebmer, 
Cod. I. S.639), den Pelsern (R. yor 1409, Wehrm. S. 356: Yortmer wes hyr kumpl 
yan smaachen (dän. smaa skind, engl, small skln, kleine Felle, insbesondere von ganx 
jungen Lammern ; ygl. GJoss.), wat boyen een hundert is, dat schal be bringen in de 
kumpenie to der schichte) und Rademakern zu Lübeck (R. y. 1608^ Wehrm. 8.367). 

239) R. y. 1473 (Wehrm. S. 466): Item offt jemand van den amptbroderen hü- 
ten der slad theen ynde was kopen wolde, dat deme ampte denen mochte, dat were 
hleen offle grot, de schal dat ampt dre dage toyoren yorboden laten ynde en sulkent 
to kennende geyen ; offte dar yemand were, de sulken kop yppe wynnynge vnde yor- 
luat mede angan ynde de kost na redelicheid mede stan wolde, des schal de jenne, 
de so vth toghe, den anderen mede gunnende weaen. 
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die Sorge füf die Aenneren hervorgehoben'**^). — Bisweilen wifrde 
auch nur durch Festsetzung bestimmter Einkaufsplätze oder einer b^ 
stimmtoi Einkaufszeit für die betreffenden Rohstoffe di^ Möglichkdt 
gewährt, dass dasselbe Material von allen Genossen zu gleicher Zeit 
gekauft werden konnte '^*). — ^ Um den Reichen k^in^ Vorzug beim 
Ankauf des Materials zu eröffnen , enthält die Ordnung der Gerber jSn 
Freiburg i. Br. von 1477 noch die singulare Vorschrift^ das» kein Gei;-^ 
ber einem Metzger Darlehen geben durfte: »Item es sol euch keia^ 
diss hantwercks unser metzger verlegen oder inen fürsetz^n (Geld vor- 
schiessen), dann dadurch wurden den selben hdt und vel für 
ander vervolgen und were der kouf by uns dem armen als 
dem riehen nit gemein, von welhem aber sölhs für kompt^ der 
sol von den meistern nach gestalt der sach begegnet und gestraft ver« 
den; aber usserhalb Fryburg sollen sy des gegen den frömbdem uüver* 
bunden sin**®).« 

Indem jene Institutionen es ermöglichte, dass von den . ProduCen« 
ten das Rohmaterial zu gleichem Preise erworben werden konnte^') 



240) Vgl. die Ordnung der Gerber za Freibuf g v. 1477 (oben im Text) ; ferner 
die RoHe der Neteier y. 1356 (ADm.236), der Bekemaker y. 1591 (Anm.235), der 
Boddeker y. 1440 (Anm. 235) , der Remensieger y. 1414 (Anm. 235) zu Lübeck. 

241) Vgl. die Ordn. der Schilder zu Köln aus dem 14. Jahrb. (Anm. 237) und 
derPelser zu Lübeck yor 1409 (Wehrm. S. 356): To deme ersten, wat hyr in kumpt 
yan yellen vppe den wagenen twisschen pinxten ynde paschen, de scholen dre dage 
liggen, eer ze jemand kopen mach Minder de kortzenwertere (Pelser), wat grone 
g«d ig. — Ferner die Ordn. der Gerber zu Freiburg i. Br. y. 1477 no 3 : Item vor 
und ee zu erhebung in der frugmess gelütet wird, so keiner an fleischtagen büt noch 
yel an der metzig koufen, desglich zu tagen, so man kein fleisch ysset, och nit, die 
fronmess sig dann zu samen gelütet, welher das überfür, der bessert yon einer hut 
ein Schill pfen. und yon einem fei sechs pfen. (Mone, Zeitschr. XVL S. 153.) 

242) In Mone' s Zeitschrift Bd. XVI S. 153. 

243) Die Zünfte jener Zeit lassen sich in mannigfacher Hinsicht den Associa- 
tionen der Gegenwart yergleichen, die, wenn auch aus einem yollig andern 
Gesammtwirthschaftszustande hervorgegangen und auf die Productionsyerbältnisse yon 
anderm Einfluss, doch in ihrem Zweck und Ziel für die Genossen den Zunflbeslre- 
bungen sehr häufig eng verwandt sind. Die vorerwähnten Bestimmungen erinnern 
sehr lebhaft an die heutigen Rohstoffyereine. Dort wie hier sollen durch die 
gemeinsame Materialanschaffung die Wirkungen der freien Concurrenz paralysirt wer- 
den, und im Grunde ist es auch die Gleichheit der Productionskosten in Bezug auf 
den Rohstoff, welche die Rohstoffyereine anstreben ; denn wenn auch vor der Hand 
durch die Vereinigung zur Genossenschaft für die Mitglieder sich diese bestimmten 
Productionskosten nur vermindern sollen, hat diese Verminderung doch nur den End- 
zweck, sie auf ein gleiches Niveau mit denen ihrer Concurrenten in der Production zu 
bringen und dort zu erhalten. Aber es fehlen auch nicht die Unterschiede« Während 
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und damit diesem Factor der Productionskosten die ihm bei voller 
Freiheit des Verkehrs immanente Kraft, die Productionskosten verschie* 
den zu gestalten, genommen wurde, mussten sie — und das f&hrt 

2. auf den Preis der Arbeit — zugleich den Productionsfor- 
men der gewerblichen Arbeit, d. h. den Gewerben jener Zeit, ein eigen- 
thümliches Gepräge geben. Wo in der Production für die Producenten 
unter einander der Bohstoff keine variable Werthgrösse ist, und die 
Verschiedenheit ihres Gewinnes am Einzelproduct nur durch die ver- 
schiedene Productionsfähigkeit der Arbeit herbeigeführt wird, verschwin- 
det für die Producenten der Rohstoff d. h. das Kapital als Unter- 
schied setzender Factor, und nimmt das Gewerbe noth wendig den 
Charakter des Lohngewerbes an. Und dies ist auch die durch 
jene Bestimmungen bedingte wirthschaftliche Natur der Zunftgewerbe, 
gleichgiltig, ob das Gewerbe nur darin besteht, den fremden Stoff um- 
zuarbeiten, oder ob die Gewerbetreibenden auch den Bohstoff kaufen 
und in dem Preise des Products nicht nur das Aequivalent für die 
Verarbeitung desselben, sondern auch den Vferth des Stoffes bezahlt 
erhalten. 

Für den Preis der Arbeit, soweit er hier interessirt — als Theil 
der Productionskosten und Quote des Productspreises — sind zwei 
Momente von Erheblichkeit: die Art und Zahl der Arbeiter in einer 
Productionswirthschaft und die Art der Arbeitsentschädigung. In jener 
Beziehung scheiden sich damals die Arbeiter in selbstständige und 
unselbstständige , die letzteren noch wieder in verschiedene Katego- 
rieen, Gesellen, Lehrlinge, Werkleute u. s. w. Von der Zahl der 
in einer Wirthschaft zulässigen Gehilfen, wenn wir mit diesem Aus- 
druck die dem Meister erlaubten fremden Arbeitskräfte begreifen 
wollen, war schon oben die Rede. Was die Arbeitsentschädigung an- 
geht, so kennt jene Zeit, soweit die Arbeit in Geld entschädigt wird, 
nur den Zeit- und Stücklohn. Ueberwunden ist in dem Zunftwesen 
der Frondienst und verboten die Betheiligung der Gehilfen 
am Gewinn durch Vertheilung desselben unter Meister und Gesel- 
len ^). 



im Mittelaher als Concurrenten die Zunftgenossen erscheinen, stehen in den Rohstoff- 
▼ereinen die Vereinsmitglieder der Gesammtheit der andern Producenten ihres 6ewer> 
bes gegenüber, und während jene Bestimmungen die Gleichheit nliter den Genossen 
im Endresultat erstrebten, gilt es hier, durch die Association den durch die freie Con- 
currenz dem Untergange geweihten Kleinbetrieb dem Grossbetrieb gegenüber concur- 
renzfähig zu machen. 

244) VgK z.B. R. der Goltsmede in Lübeck von 1492 (Wehrm. S.219): ynde 
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Die Bedeutung des Zeit- und Stücklohns fOr die beiden Allen der 
Arbeiter ist verschieden.* In dem Zeitlohn wird die Arbeitskraft 
nach der Zeit, die sie vom Arbeitgeber in Anspruch genommen wird, 
bezahlt und bei gleichem Lohn für mehrere die einzelne der andern 
völlig gleich gesetzt d. h. gleich entschädigt. Für die Arbeiter, welche 
das Aequivalent für ihre Arbeit in Zeitlohn empfangen, ist daher in 
diesem Falle der Tauschwerth oder Preis ihrer Arbeitskraft gleich. 
Nicht so für den Arbeitgeber. Da die individuelle Arbeitskraft eine 
verschiedene Productionsfähigkeit , einen verschiedenen Gebrauchswerth 
hat, da der geschickte und fleissige Arbeiter in derselben Zeit höhere 
Tauschwerthe als der minder geschickte oder minder fleissige producirt, 
so muss beim Zeitlohn der Arbeiter der Theil der Productionskosten 
des Einzelproducts , welcher in dem für die darauf verwandte Arbeit 
gezahlten Arbeitslohn besteht, nach dieser verschiedenen Productions- 
kraft der einzelnen Arbeiter variiren, bei dem geschickten und fleissigen 
Arbeiter geringer sein als bei dem weniger geschickten und minder 
fleissigen und umgekehrt. Diese Differenz äussert ihre wirthschaftlichen 
Folgen auf den Arbeitgeber, und bedingt, wenn der Preis des Pro- 
ducts ohne Rücksicht auf die individuellen Productionskosten für alle 
selbstständigen Producenten gleich fixirt ist, eine grössere oder ge- 
ringere Differenz zwischen diesem Preis und den Productionskosten, 
d. h. einen grösseren oder geringeren Gewinn oder Verlust für den 
Meister! 

Beim Stücklohn kommt dagegen der in quantitativer wie quali- 
tativer Beziehung verschiedene Gebrauchswerth der individuellen Ar- 
beitskraft auch für den einzelnen Lohnarbeiter zur wirthschaftlichen 
Geltung. Hier wird die einzelne Arbeitskraft nicht mehr nach der 
Zeit, die sie sich geäussert, sondern nach ihrer Leistung, nach dem 
Product, das sie hervorgebracht, entschädigt und damit fallen die 
Folgen der grösseren oder geringeren Productionskraft auf die Lohn- 
arbeiter selber zurück und führen für sie einen verschiedenen Preis 
ihrer Arbeitskraft herbei. Für den einzelnen Lohnherm, den Arbeit- 
geber , muss der Stücklohn • bewirken , dass er — bei festen Preisen 
des Products — in seinem Gewinn an dem Einzelproduct nicht mehr 
den Schwankungen, wie beim Zeitlohn, unterworfen und von seinem 
Lohnarbeiter unabhängiger ist, mit andern Worten, dass er die Dif- 



desuWe goltsmit de en schal ock mit neynen knechten maken selschup offte mas- 

schup in syner goltboden R. der Maler vnde Glaseirerter von 1426 (Wehrm. 

S. 327) : Vortmer so en schal neen meistere mit synen knechten to halven arbeyden. 
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fesenz^^wiaeiida dan ProduetioBskosten und dem Preise des Prodacts 
— seinen Gewinn — mit Sicherheit berechnen und bestimmen kaiuL 
Für die G«samm<iheil; der Arbeitgeber resoltirt femer bei gkiebem 
Stücklohn und gleichen Preisen des Products — Gleichheit des 
Gewinns am Einzelstück; natürlich nicht auch Gleichheit des Ge- 
winns überhaupt, da, selbst wenn die Zahl der Gehilfen bei den ein- 
zelnen Produc^ten gleich gesetzt wird und damit diese, den Unter- 
schied im Gesammtgewinn bewirkende Grösse fortfällt, immer noch 
der eine Stücklohnarbeiter mehr als der andere anfertigen und dadurch 
mittelbar den Unterschied im Gesammtgewinn herbeiführen kann. 

Wenn wir von diesen Gesichtspunkten die Zunftorganisation be- 
trachten, so ergiebt sich, dass dieselbe, wenn sie in der That die 
Gleichheit der Productionskosten erstreben wollte, den nach Beseitigung 
des Materialpreises wesentlichsten Factor derselben nicht der freira 
Bestimmung jedes Einzelnen überlassen konnte. Dies war auch nicht 
der Fall. Es darf freilich nicht übersehen werden, dass in den Lohn- 
yerhältnissen jener Zeit noch ein Factor mitwirkt, der auf die ganze 
Lohnfrage einen nicht unerheblichen Einfluss ausübt, der Umstand 
nämlich, dass in den bei weitem meisten Gewerben der Arbeitslohn 
kein reiner Geldlohn war, sondern neben dem Geldlohn noch in der 
Lieferung von Naturalien, bei den Gesellen meist in der Gewährung 
von Wohnung und freier Kost bestand. Dieser Umstand indess, so 
erheblich er für die Frage der Höhe des Lohns an sich und des Ver- 
hältnisses derselben zu dem Antheil der Arbeit an dem Product, so wich- 
tig er für die wirthschaftliche Lage der Arbeitnehmer ist, erscheint für 
die hier vorliegende Frage der Gleichheit der Productionskosten weniger 
relevant, weil im Grossen und Ganzen die Kosten der Ernährung bei 
gleichen Bedürfnissen sich gleichstellen, und innerhalb der einzelnen 
Zunft darin, ob die Gesellen von den Meistern Nahrung und Wohnung 
erhielten oder nicht, bei den Zunftgenossen völlige Gleichheit herrschte. 
Quantitativ wirkt allerdings der Umstand insofern ein, als Zeit- und 
Stücklohn, wo sie neben der freien Kost gewährt werden, einen viel 
geringeren Theil der dem Lohnarbeiter zukommenden Arbeitsentschä- 
digung bilden, und deshalb ihre verschiedenen Wirkungen in viel ge- 
ringerem Maasse auftreten; aber wenn auch in geringerem Maasse, 
die durch ihre Natur bedingten Wirkungen mussten sie doch auch da- 
mals üben. 

Bei den reinen Lohngewerben, wie beispielsweise bei den Bau- 
gewerben , war , wie wir schon oben gesehen haben , meist der Zeitlohn 
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tUich und dieser für Meister und Gehilfen fest bestimmt '^^). Daduvofa 



245) In 4eii Lübecker Urkunden erscheinen als reine Lobngewerbe die der 
Maurer 9 Ztuimerkute , Schiffszimmerleute und Runthor und Pannelenro acher. Die 
betreffenden Rollen derselben enthalten die vollständigen Lohnansatte für Meister, 
Gesellen und JLebrlinge. In allen diesen Gewerken erhielten die Gehilff^ vom 
Meister keine Kost. Ob bei den Maurern der Bauherr dieselbe geben musste» ist 
aus der Rolle derselben nicht ersichtlich. Für die Zimmerleute wird es ausdrücklich 
verboten (R. von 1545, Wehrm. S. 466: Des schall eynn ider, de buwenn latbenn 
wyll , dath loen gevenn, so hir nachfolget, vund sphall keine kost offte beer ghevenn, 
by drenn markenn sulvers an dath wedde tho vorborenn vtbgenamenn wenn eynn 
buwete dall ghenamen werth, ock baickenn vnnd sparte gelecht vnnd private bebalet 
vnnd sode geschatenn werdenn). Bei der Wichtigkeit, die in den Urkunden sich 
findenden Lohnsätze zusammenzustellen, lassen wir dieselben hier folgen. 

1. Nach der R. der Kunthor und Pannelenmacher v. 23. Novbr. 1499 erhielt der 
Meister 3 Schillinge, der Knecht, der sein Amt wohl kann, ebensoviel, der Lehr- 
knecht 7 Witte als Tagelohn. (. . vnde deme gennen, de darmede belent ist, deme 
schal men gewen des dages dree schiliynge, eynem knechte, de syn ampt wol kan, 
ock dree schiliynge, vnde eynem lerknechte soven witte, alle sunder kost, yd sy 
wynter oflTte szamer. Wehrm. S. 299). 

2. Bei den Maurern erhielten als Tagelohn: 

a) für die Zeit von Lichtmess bis Sanct Ambrosius (2. Februar bis 4. April) und 
von Sanct Lambertus bis Martini (17. September bis 10. November): der 
Meister oder Hovethmann 10 witte, der Lehrknecht im ersten Jahre 7, im 
zweiten 8, im dritten 9 witte, der Kalkschläger und Plegessmann 7 witte 
(1 Witte = 4 Pfennige) ; 

b) für die Zeit von Sanct Ambrosius bis Sanct Lambertus (4. April bis 17. Sept.): 
der Meister oder Hovethmann 4 Schillinge, der Lehrknecht im ersten Jahr 9, 
im zweiten 10, im dritten 11 witte, der Kalkschlager 8, der Plegessmann 
7 witte. 

R. aus dem Anfang des 16 Jahrb. (Wehrm. S. 337). 

3. Für die Zimmerleute enthält erst die R. v. 1545 Lohnbestimmungen. Die 
von Wehrmann aus den Jahren 1428, 1503, 1505 und 1539 publicirten schweigen 
über dieselben völlig. Die Lohnsatze jener Rolle sind (Wehrm. S. 467): 

a) für die Zeit von Lichtmess bis Sanct Ambrosius: Meister 10, Kumpaen 10, 
Lehrknecht 8 witte; 

b) für die Zeit von Sanct Ambrosius bis Sanct Lambertus: Meister 4 Schillinge, 
Kumpaen 11 witte, Lehrknecht im ersten Jahre 3 Schillinge, im 2. und 3ten 
10 Witte. 

4. Die Rolle der Schiffszimmerleute vom 28. Januar 1360 hat detaillirtere Be- 
stimmungen. Der gewohnliche Lohn betrug für den Lehrknecht im Sommer (d. h. 
von Lichtmess bis Michaelis) 6, für den Gesellen (in der Rolle Werkman genannt) 

5 Schillinge , im Winter (d. h. von Michaelis bis Lichtmess) för Jenen 5, für diesen 

6 Schillinge. Bei den Meister war der Lohn varschieden. Die betreffende Stelle 
lautet: Item ein meister, so siner kunst bewehret unnd wol erfahren, ock van den 
olderlttden der schipper und scheppestimme rinde duchtig erkandt is, unnd nie (neue) 
«ebepe to buwende gefordert, diesulve, nachdem hie alle reachop, so tbe beluief 
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war also in diesen Gewerben für die selbstständigen Prodacraten (die 



eines nien schepee nodich ein, holden moth, eeball to dagelohn hebben, he timmer 
edder dichte, jeder dagee des sommers 10 scb. und des winters 8 seh. Die sndem 
meistere averst so by andere schepen , sin sie oldt edder nie , tho buwende und to 
beterende gefordert werden, sollen hebben tho dag^elohn beide wtnier und sommer 
Jedem dach gelick, wo de vorigen in diesem articul; (Wehrm. S.407) d. h. aJso, 
diejenigen Meister, welche ein neues Schiff bauten und alle Gerithschaflen dazu 
geben mnssten, erhielten an Tagelohn im Sommer 10, im Winter 8 seh.; die andern 
Winter und Sommer gleich pro Tag; 8 seh. 

Fflr die Werkleule bestimmte die Rolle noch besondere Löhne: 

a) wenn der Werkmann buten (d. h. ausserhalb des Baumes) kalfatern muss, er- 
hält er von dem Schiffer ISglich 6 seh , ausserdem Kost und gewöhnliches 
Schiffsbier, Abends aber noch Va Stübchen guten Lübischen Biers (Wehrm. 
S. 408); 

b) wenn derselbe beim Dichten und Kalfatern des Schiffs „buten bordes** mit dem 
langen Dichthammer arbeitete, erhielt er ausser dem gewöhnlichen Tagelohn 
vom Schiffer noch einen Schillini; zu einem Stübchen guten Biers, den er aber 
nicht gerade zu diesem Zweck zu verwenden brauchte. Der Schiffer war femer 
verpflichtet, ihm soviel Schiffsbier zu geben, als er zu seiner Notdurft ge- 
brauchte (Wehrm. S.407). — Allgemein endlich 

c) wurden dem Zimmermann, wenn er mit dem Dichthammer arbeitete, im Sommer 
wie Winter taglich ein Schilling mehr als Lohn gegeben, ausserdem Schiffsbier 
nach Notdurft und Freitags altem Brauche gemäss ein Hering und ein Brod 
(Wehrm. S.406). 

Noch findet sich in der Rolle, dass „dem Bohrer*' im Winter 5 und im Sommer 
6 Schillinge gegeben werden sollten (Wehrm. S. 407); erwägt man, dass der ge- 
ringste gewöhnliche Lohn des Werkmanns 8 und des Lehrknechts 5 Schillinge war, 
so muss wohl diese Arbeit zu den untergeordneten gehört haben , und von Nicht- 
zimmerleuten , von Arbeitsleuten oder sonstigem Volk, wie sie S. 405 erwähnt wer- 
den, vorgenommen sein. 

Ueber den Lohn der Baugewerbe zu Basel finden sich bei Ochs (Geschichte 
von Basel Bd. III S.203) aus deiii Anfang des 15. Jahrhunderts folgende Angaben: 
„Ein Lehrknecht bei Zimmerleuten, Hanrera und Deckern durfte im ersten Jahr 
nicht mehr Tagelohn nehmen als ein Pflasterknecht , im zweiten Jahre 2 Seh. 4 Pf. 
und im dritten Meisterlohn ; vorher aber mussten die Sechser der Zunft erkennen, 
ob er würdig sei, diesen Lohn zu fordern. Der Meisterlohn war von St. Peterstag 
im Hornung bis auf St. Gallentag im Herbstmonat 3 Seh. 4 Pf., „ferne ze Morgen, 
ze Imbis und ze Abend ze essen und ze trinken , und kein NachtmoP ; und von St. 
Gallen an durch den Winter war der Lohn 2 Seh. 8 Pf., „ze Morgen und ze 
Imbiss zu essen und ze trinken^S und kein Abendbrod noch Nachtmahl. Wer mehr 
Lohn gab oder nahm, zahlte 10 Seh. Besserung.*' Auch in Nürnberg war der 
Lohn der Zinimerleute , Steinmetzen, Maurer, Tflncher und Decker bestimmt, und 
wie anzunehmen ist, Tagelohn. Siebenkees erwähnt (Materialien zur Nflm- 
bergischen Geschichte BdlV S.681) eine Ordnung dieser Zfinfle aus dem 14. Jahr- 
hundert, welche zwar keine näheren Lohnangaben, aber doch folgende Stelle enthält: 
„Auch hab^n die burger vom rat gesetzt vmb sulcben Ion als sie gesetzt haben 
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Meister), wenn sie beschäftigt waren, nicht nur eine Gleichheit der , 
Productionskosten sondern des ganzen Einkommens aas ihrer Arbeit 
bewirkt. Sofern aber bei den reinen Lohngewerben der Stücklohn ein- 
geführt war**®), treten auch hier die gleichen Verhältnisse, wie in 
den jetzt zu berührenden Gewerben ein. 



zimmerlewten, stainmaisseln , Mawrern, Dekkere, Tunchem klaibern wie die genant 
sein, daz sie den selben Ion nemen sullen vnd sich dez nicht widern suUen und wer 
dez niht nemen wolt vnd daz vberfur der m.uss ein iar von der stat sein/^ 

Gemeiner führt in seiner Chronik von Regensburg bezüglich der dortigen 
Lohngewerbe nur eine Bestimmung aus dem Stadtbuch von 1366 an (Bd. II S. 143 
▲nm.): Nach dieser bekam „ein Steinmetz- oder Zimmermeister 8, ein Ziegeldecker- 
meister 9 Pfennige Sommerlohn. Nach Michaelis wurde 3 Wochen lang der Lohn 
jede Woche um 1 Pfennig gemindert; um Georgi stieg er in eben demselben Ver- 
hältniss. Zu Morgenbrod und zu Unterm wurde ihnen gegeben begossenes Brod, 
Käse und Bier. Zu seiner Schüssel (zum Tisch oder der ordentlichen Mahlzeit) 
durfte man sie nicht nehmen . . . Ein Lehrknecht im ersten Jahr bekam den Tage- 
werker Lohn, im zweiten Jahr im Sommer 4 Pf.'* Den Tagewerker -Lohn giebt 
Gemeiner aus demselben Stadtbuch dahin an: ^von Michaelis bis Georgi 2 Pfenn», 
von Georgi bis Pfingsten 2V2t von da bis Maria Gebort 3, und dann wieder 2V3, 
und dabei zwir zu Essen, aber nicht mehr als begossenes Brod*'. 

246) In den Mone 'sehen Urkunden wird bei einem reinen Lohngewerbe der 
Lohn angegeben, in der besonderen Lohnbestimmung für die Zünfte der Weber und 
Tuchhändler zu Speier von 1363 (Mone, Zeitschr. Bd. XTII S. 58). Es sollte ge- 
geben werden an Meister und Knechte von 17 oder 18 gebunden 1 Schilling hell, 
werunge (14y2o kr.) , von 15 oder 16 gebunden 10 hell. wer. (11^4 kr.) , von 13 
oder 14 gebunden 9 hell. wer. (10 V2 kr.)} von 11 oder 12 gebunden distelseit 
8 hell. wer. (91/3 kr.), von 10 und 11 „gebunden siebtes Werkes^* 5 hell. wer. (6 kr.). 
„Item waz unter zehn gebunden ist gekampten Werkes, do von sol man geben 4 hell, 
wer. (4^4 kr.) ; item unde waz geslagenes Werkes ist, do von 3 hell. wer. (3V2 kr*)* — 
Die Tucher sollten geben „vor 1 hintpürger einem Knecht in ihrem Hause 12 seh. 
und 4 hell. (2 fl. 531/3 kr.) , vor 1 hintpürger einem Meister IdVa seh. wer. (4 fl. 
20 kr.), vor 1 grawen duche einem. Knechte in ihrem Hause 4 seh. 2 hell., in 
seinem Hause 6 seh. 3 beil."; wenn aber das Werk „brusthaft" (schlecht) war, soll- 
ten die 4 Zunftmeister es prüfen und den Lohn bestimmen. Für Leinen werk er- 
hielten Meister wie Knechte „von 8, 9 und 10 gebunden 5 hell, wer., unter 8 ge- 
bunden 4 hell, wer." — Ferner in der Taxordnung des Schneiderlohns zu Ueber- 
lingen um 1426 (ebend. Bd. XIII S. 296 ff.). — Andere Stücklohnangaben bei Lohn- 
gewerben finden sich in der Verordnung v. 4. Aug. 1358, in der den Schneidern von 
den preussischen Städten und dem Hochmeister des deutschen Ordens ihr Arbeits- 
lohn festgestellt war. Danach erhielten sie: für einen „vorne geknauflen Mannsrock^' 
20 Pfennige, für ein Paar Mannskleider 3 Scot, für ein „volles Paar Frauenkleider'' 
1 Scot, für ein Paar Hosen 6 Pfennige, für eine Jope , in welche ein Pfund Baum- 
wolle „eingesteckt'' ist, 3 Scot, für jedes mehr eingesteckte Pfund Baumwolle 
V» Scot, für einen einfachen Männermantel 2 SchiUinge und für einen zweinahtiges 
3 Schillinge. (Hirsch a. a. 0. S.326.) 

IX. 9 



180 «. j;chQ4iJ)ierg, 

Für 4ie<3ewi^be, in dbenen di^ Gewfrb^^^de& «ugleicA im 
Bobstoff kMftefi und verArlmitet auf den Markt J^achteii, sidltoa «pdem 
Massrqgelii zn ißm gteicben Ziel führen. Da die Act d«r Aisbeito^ 
bezahlung, ob Zeit* ob Stüeklolin, ^hr wesentUcb auf die Frodwtiv- 
kraft der Arbeiter wirkt, so wurde ;eui;iäch^ eine Glew^eit ufiter «k» 
Zunftgenossen gemeinhin insoweit hergestellt, dass Alle den Gehilfen 
in der gleichen Art den Lohn geben mussten. Ob Zeit- oder Stücklohn, 
ob mit oder ohne Gewährung der Kost 'war durch gemeinsaine Ab- 
rede festgestellt**^). Aber damit nicht genug. Innerhalb der so fest- 
gesetzten Art des Lohns wurde noch wieder, jenachdem nun der Zeit- 
oder Stücklohn in dem Gewerbe eingefahrt war, die Höhe des Zttt- 
resp. Stücklohnfl für die einzelnen G^ilfen resp. für die einzelne» 
Arbeitsstücke gleichmässig bestimmt. Die üjrkunden enthalten zwar 
im Allgemeinen wenig Angaben über die Lohn Verhältnisse ; es erklärt 
$icb dies aber aus der Natur der Lobnbestimmung und der ZunftroUen. 
Da jene eine nach den YerhältniBeea wediselnde war, geborte sie nicht 
in die Zunftrollen, deren Zwedc in der schriftlichen Aufzeichnung der 
unter den Zunftgenossen oder zwischen der Zunft und der Stadt strei- 
tig gewesenen auf die Dauer berechneten Rechtsverhältnisse bestand. 
£s darf indess schwerlich aus dem geringen Vorkommen derartiger Be- 
stimmungen auf die Nichtexistenz derselben geschlossen werden; im 
Gegentheil werden wir nach Allem, was schon jetzt die Urkunden über 
das Wesen der Zunftorganisation erweisen, annehmen müssen, dass 
überall in den Zünften, wie dies für einzelne in den Rollen ausdrück- 
lich bekundet wird ^^®) , die Lobnverhältnisse genau und in einer fiir 
alle Mitglieder zwingenden Weise bestimmt waren***). 

Da die oben erwähnten Massregeln die Möglichkeit des gleichen 
Einkaufspreises des Rohstoffs darboten, so war für den Meister die 
nothwendige Folge des von allen Producenten gleich zu gewährenden 



247) Es fehlt aber auch nieht an Ausnahmen, in denen, wie eg scheint, die 
Aleifiter freie Wahl zwischen Stücklohn und Zeitlohn hatten. Vergl. die Urkunden 
d^r Gewandmachir zu Frankfurt a« M. vob 1355 und der Seiler zu Freiburg i. Br. 
von 1378 in der folgenden Anmerkung 250. 

248) Vgl. z. B. R. der Reper in Lübeck von 1390 (Wehrm. S. 386): Item so 
achokn vnse mester den kop setten na der tyd .... dat schal eyn yowelk holden 
by l)ffoke 

249) Eine Ausnahme machen die Kürschner zu Strassburg, bei denen der Lohii 
der Gesellen der Ireien Abrede der Einzelnen überlassen war. Ordnung der Kürschner- 
gesellen zu Strassburg v. 1509. (Mone, Zeitschr. XVII. S. 54.) 
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Stfidklohne'^®) Okidbhdt der P^odttOtii9a»skQSteB , soweit m die 



260) Die fünfte, von denen unsere Urkunden dev Stücklokn der Geiellen 
bekunden, sind von den Lübeckern die PermJnler, Paternestermaker, YiUere, Rade- 
makere , Lakenmakers und Beckemaker. Bei den Permintem seheini aber an 
Stelle des Stücklohns später Zeitlohn getreten zu sein. 

Wir lassen auch hier die Lohnangaben folgen. 

1. K. der Pergamentarii v. 1330 (Wehrm. S.363): Et unicuique bonoseruo 
solebant dare pro centenario pergameni ad operandum VII solides, modo yolunt dare 
pro centenario octo soljdos cuique bono seruo, ut bonum pergamenum faciat. In 
der späteren R. von 1465 (Wehrm. S. 364) heisst es: Item schal njmand iran den 
sulvesheren den besten knechten, de ere ampt wol konen, meer gheven dan achte 
mark tom helen (ganzen) jare vnde dar to. stricke vnde ere jargeld, by broke etc. 

2. R. der Paternostermaker v. 1365 (Wehrm. S.350). Der gewöhnliche 
Lohn war der Stücklohn. Vortmer so en schal nemend mer gheven, Yon IUI Pf. 
von eneme dus^nd Werkes to bor ende. Vortmer so en schal nemend mer gheven, 
wen IX Pf. van eneme dusend werkes to dreyende; ok so en nemend mer geven, 
wen VIII Pf. vor eyn dusend Werkes to snydende. — Dieser Lohn muss indess we- 
niger einträglich gewesen zu sein, als es der Tagelohn gewesen sein würde, da 
dieser einem höher stehenden Gesellen gegeben wurde. Denn es heisst weiter in 
der Roll« (Wehr m. S. 351) : Meer were dat jenich knecht were in vseme ammete, 
4kse konde eines heren wercstede vorstan Tnde dachlohn verdenen konde ieme 
scholdeme also vele gheven, also de mesterlude seghenden, dat hee tordenen k^nde. 
(Sehnlich in der R. der Golt^ede von 1492, Wehrm. S.219.^ 

3. Die ältere Rolle der Viltere aus dem 14. Jahrhundert weicht von der 
spätem von 1469 ab. Sie enthält folgende Bestimmung (Wehrm. S. 472): Vortmer 
welk man de eynen knecht medet, dem schall he geven to lone vor dat beste dessyn 
Werkes twintich pennynge lubesch , vnde vor dat dossyn , dat dar negest is , yeifteyn 
pennynge lubesch, vnde vor dat dossyn slichter hede, dat dar negest ys, twolff pen- 
nynge lubesch vnde vor dat dossyn dekerwerkes (Wehr mann bemerkt hierzu 
Anm. 221 : Bs gab früher Hüte, welche Fünftagshüte genannt wurden , weil ein Ge- 
selle fünf davon in einem Tage musste machen können. In ähnlicher Weise wird 
das Wort dekerwerkes zu erklären sein.) achte penilynge lubesch, vnde viff Schillinge 
lubesch to dem halven yar tho voremede; we dyt brekt, de' schall wedden vor eyn 
yewelik dossyn eyn halflf punth. — Die R. von 1469 normirt den Lehn anders 
(Wehrm. S. 473): Item int erste is vorramet, dass nen mester vnsses ampts synea 
gesellen schal mer gheven tho makende vor enen lamwullen hoet, denne VI penning 
by pene, also vorscreven steyt. Item vortmer vor enne heryestwullen keet nicht 
mer denne V penning lubesch. Item vor enen punthoet nicht mer denne III penning 
lubesch. — Voraussetsiing dieses Preises ist aber, dass der Geselle ^ie Hüte ganz 
fertig machte, eventuell erhielt er pro Stück 1 Pfennig weniger. (Item dease vor- 
screven hode schal en jewelk geselle synem mester berede maken uth der hani, alse 
men se deme koppmanne levereren mach; welk gheselle daft nicht en kan edder 
doen enwil, deme schal men vor jewelik stucke enen penningk nyn gheven te 
maken.) 

4. R. der Rademakere y. 1508 (Wehrm. S. 367): Item nement schal deme 
knechte mer ghevea , alse twe Schillinge van deme rede to makende« vnde aess pen* 

9* 
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Anschafifong des zu verarbeitenden Rohmaterials und die Benatzung 



Bynge to beergelde , vnde de mester schal ' eme geven kokenspise rnde ktrent na 
older gewonte. Ghere emant dar enbayen deme ampte to vorfange, de schal dat 
iredden, so rorberort is. 

6. R. der fynen nygen Lakenmackers v. 1553 (Webrm. S. 303): Item ock 
scholen de Meistere dem einen knechte geven , alse dem anderenn van kemmen, 
kratzen vnd weyen, nemblich van dem groten segell tho wevende negen schiUinge, 
yan dem middel soven Schillinge, vnd so jemandt mehr geye, schall brockfellig synn; 
yan der besten wulle oyerst tho kratzenn vnd tho kemmen yeer pennfnge , van der 
negestenn bestenn dre penninge vnd van der riogesten ock dre penninge. — Item 
ock scholenn de meisters ohrenn spynnerschen geven der einen , alse der anderenn, 
yan einem pundt scheringe einen schillinck, vnd vann einem pundt inschlages yyff 
penninge tho loene, vnnd dar einer gefundenn werde, de mehr geve, schall brock- 
fellig gyn. 

6. R. derBekemaker von 1591 (Wehrm. S. 170): Thom ersten soU ein 
meister vor de vierbenden spanne dat schock 5 seh., vor de sossbenden spanne 
10 seh. vnd vor dat schock pipkannen 10 seh. synem knechte tho Ihone geven vnd 
nicht mehr by pene by dat wedde 2 mark sulvers. 

Unter den Mono 'sehen Urkunden enthalt die Ordnung der Seiler zu Freibnrg i. Er. 
von 1378 hierüber Bestimmungen : „Ez sol och dehein meister keime knechte me geben 
den einen Schilling zem tag^; ez sol och dehein meister keim knehte me geben den zwen 
Schillinge von eime zentner ze werken, und von klafter scbnürgarn (Bindfaden) von zwein 
phunden einen phenning; und von iedemjotzzen (Dutzend) afftersiien 14 ph. und 
yon langen stucken von einem totzzen och fierzehn ph. ; und von einem totzzen 
pherret gurtel einen Schilling und von esel gurtein und karrer gurtein und giechhelm 
von iedem totzzen zehen ph.; und von rosse halsen zehen ph. und von esel halsen 
aht phenninge. (Mono XV. S. 284.) Ferner die Urkunde über den Lohn der Weber- 
gesellen zu Speier v. 1351 (Mone XYII. S. 57): Nach derselben sollten die Knechte 
erhalten, „von eime bymperger vier und zwölf scbill. hell., von eime grawen duche 
zwene und vier schill. hell, solicher werunge*^ 

Unter den von Böhmer poblizirlen Urkunden lautet die über die Gewohnheit der 
Gewandmachir zu Frankfurt a. M. von 1355 (Cod. 1 S. 637): Auch sal nyman von 
eyme duche me gebin dan zwelff Schillinge zu zuwen von grobin duchen adir von 
myttelen duchen adir von namenlosen duchen ; williche bezser sin, da sal sin meystir 
und der zouwer eyntliche mit eyn richten. Auch ensullen die zouwer adir nymand 
keyme knechte me gebin dan eynen grozsen zu wesschen und zu karten und von 
grobin duchen und von mytteln duchen nun heller zu ruhen, und von namenlosen 
eynen Schilling zu ruhen; ist ez bezser so sal der zouwer und sin knecht gutlich 
mit ein sich richten. Auch wiliich sinen zouwer hoher drangen' wolde adir me 
heizsen dan vorgeschreben stet, der sulde vyer wochen des hantwercks entpern, sin 
frawe und he, und uff ie das hus eyn virteil wynes. — Auch sal nyman keyne 
wuber me gebin zusschen unser frawen tage als man die kertzen wyhet und sanI 
Michels dan seszehn heller und furwert vyer zehen heller tzu dage lone; ist es 
abir, das he um dach Ion wybet, so sal man ime vouff Schillinge von eyme zehen 
gebunden duche gebin, das nicht wandelber werg enist; ist es aber das es wandelber 
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der Arbeitskraft der Gesellen betrafen. Der feste, gleiche Preis des 
fertigen Products gewährte ausserdem den Zunftgenossen an allen den 
Producten, welche ausschliesslich von den Gehilfen gefertigt waren ***j, 
einen im Voraus zu berechnenden und gleichen Gewinn. Der einzige 
Factor, der bd dieser Preisbestimmung der fremden Arbeit für die 
Meister noch einen unterschied in den Productionskosten wenn auch nicht 
in dem Gewinn ^*®) herbeiführen konnte , blieb demgemäss nur noch die 
eigene Arbeitskraft und die der Lehrlinge, welche keinen Lohn bekamen. 
In dieser Beziehung stehen die Meister sich wie die gleichem Stück- 
lohn unterworfenen Arbeiter gegenüber, und muss die quantitative 
wie qualitative Verschiedenheit ihrer Arbeitskraft sich geltend machen. 
Aber diese Verschiedenheit hat durch die Beschränkung auf die eigene 
Arbeitskraft ihre natürliche, eng gezogene Grenze, und äussert sich, 
wie gesagt, weniger in den Productionskosten als in dem Gewinnantheil. 
Jedenfalls ist so viel klar, dass bei einer derartigen Kegulirung der 
Preisverhältnisse der Zweck, die möglichst geringe Verschiedenheit der 
Productionskosten für die Producenten, in hohem Grade erreicht werden 
musste. 

Die Verschiedenheit ist eher möglich, wenn der Lohn der Ge- 
sellen nicht als Stück- sondern als Zeitlohn bestimmt war**^); hier 



ist so sal he und syn meystir gutlich mit einandir richten und von eyme nungebunden 
duche Touiftehalbin Schilling. Hier war anscheinend freie Wahl zwischen Tage- und 
Stücklohn. 

261) Z. B. wie bei den Vilteren in Lübeck. In der R. von 1469 (Wehrm. 
S. 474) sind die Slücklohnsätze für die Arbeit der Gesellen angegeben unter der 
Yorausgetzung , dass der Geselle die Hüte so weit fertig mache , dass sie dem Kauf- 
mann übergeben werden konnten (Item desse vorscreven hode schal en jewelk ge- 
selle synem mester berede maken uth der bant, also men se deme kopmanne leve> 
reren mach). 

252) Es ist schon oben hervorgehoben worden, wie durch die Stficklohnzahlüng 
die Productivkrafl der Gehilfen gesteigert und dadurch das Einkommen des Meisters 
durch Erhöhung des Gewinns zwar nicht am Einzelproduct, aber in Folge der grösse- 
ren Production vergrossert wird. Damit nun nicht in Folge dieser nothwendigen 
Wirkung der Unterschied zu gross wir^d', findet sich in der Urkunde einer Lübecker 
Zunft die an sich sonderbare, von hier aus aber in ihrer wirthschaftlichen Bedeutung 
klar liegende Bestimmung, dass, wenn der Stücklohn erhaltende Geselle nicht ein 
bestimmtes Quantum anfertige , der Meister den Lohn ihm kürzen dürfe. B. der 
Bekemaker v. 1591 (Wehrm. S. 171): Thom voflften welcker knccht sich vor vol- 
kamen vthgifft, de soll ock alle weken sin volle schockwerk maken, im 
falle so mangel befunden, soll ehme der meister imme Ihone körten "^/i schock 
vor de kost, so oft idt geschutt, vnd ehme Ihonenn na sinem arbeide. 

253) Es sind wesentlich nur Lübecker Urkunden, die über Zeitlohn Bestim- 



134 6. Slebötberg , 

treten die oben erwähnten Wirkungeii für den Meister ein. AS)er laai 



Diaogen enthalten; aber auch diese finden sich nur sehr spärlich. Der in ihnen 
festgesetzte Lohn ist entweder Tagelohn oder Lohn auf längere Zeit. 

1. Tagelohn findet sich 

a) bei den Schmieden. Die R. von 1400 bestimmt swar nur, dass keinem N«tb* 
belfer (also nicht einem gemietheten Knecht) für den Tag ausser freier Kost 
und einem „scherffwert** (d. i. für ■/) Pfennig) Bier mehr als 6 Pfennige ge- 
geben werden sollten (Vorlmer so schal nemand an rnseme ammete eneme not- 
helpere meer gheven des dages, wen sees penninghe, rnde syne vrokost vnd 
en scherffwert beres; weret dat yemand dar ene breke, de schall dal vnsen 
heren wedden mit drtn marken sulvers« Ta4 wan en een man belli geboltai 
twe daghe effte dre, bedarf einer dan en ander, deme schal he ene vortan 
doen, Wehrm. S. 434) und dieser Lohn wird in der R. von 1455 (Wehrm. 
S. 436) auf 1 Schilling angegeben ; nach einem Beschluss der sechs wendischen 
Städte aber (Lübeck, Hamburg, Rostock, Stralsund, Wismar und Lüneburg), 
aus dem 15. Jahrhundert war der Tagelohn der Knechte allgemein auf 1 Schil- 
ling festgesetzt (Item schal nemant van vnseilii amptbroderen dessen vorbe- 
nompten steden enem knechte nicht geven to einen Schilling des dages. Wehrm. 
S. 448); 

b) bei den Deckern, aber nur für Lehrkneclite (R. aus dem 16. Jahrb., Wehrm. 
S.195): Thom ersten ts vnse gewonheit, welcker vnser meister einen knecht 
nimpt in de lere, de schal dre Jar wesen in der lere vnd dat verde jar vol- 
gens gifft man dem knechte des ersten jars des dages X Pf., des andern jars 
XII Pf. vnd des drüdden XIllI Pf. 

2. Lohn auf längere Zeit: 

a) bei den Schneidern (R. v. 1370, Wehrm. S. 422). Freilich wird nicht die 
bestimmte Zeit angegeben, für welche der Lohn bestimmt war, vermuthlich wird 
sie ein halbes Jahr gewesen sein. „Ott en schall neman dem knechte vormede 
geven, denn sin rechte loen, by dem vorserevenen wedde, alse dre mark sul» 
vers, unde schal ene holden, alse en ander bedderve man in vnsem ampte synen 
knechte holt.** 

Eine sonderbare Bestimmung enthält noch die R. desselben Amts von 1464. 
Wehrm. S. 424: Ant erste dat nymand in deme scrodampte des sondaghes 
ofte andern Hilgen vyrdagen arbeiden edder neyen schall, arbeiden edder neyen 
laten bynnen edder hüten huses. Rem vor den vorserevenen sondagh vnde alle 
andern hilghe vrydaghe, nyne buten bescheden, scholen de Knechte hebben den 
balven mandagh van vromorgens an beth des myddages t» twelfen. In der mid- 
delen tyd moyen ze ere egen werk neyen vnde io deme bade ghan, 
weme dat gelevet, vnde anders nicht. Denne scholen ze vort de gantzen weken 
al vth eren mesteren arbeyden vnde neyen, vthgenomen des donredagen 
awendes, denne moghende knechte ok ere <fgen werk neyen 
van sossen an des awendes wente to teynen in d« klockenvnde 
nicht lenger. Dieselbe kann wol nur dahin verstanden werden, dass die 
Gesellen in dieser ihnen frei gegebenen Zeit selbständig auf eigene Rechnung 
arbeiten durften. 
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Meh df«i$e Wlrkuisgen tsicbt i% Ihrer vones Y^i^scbiedeii&eit afOflPMen 
m Htö^ii, uiü' auch hier n€«h cHe ProduefiomA^tefif mögüc&st gleidi 
i^^ttliyew za können, seheine ee^ als ob «kyedi Mch bei Oewährnng des 
Mtlobm^, dessen Festsetzimg auf der Annahine eines fe>68tin)!Men Duirch- 
ddßrittsquantums der Leistung berubt ^^^>, die Meister dureh Entlassung 
mget z^' geringem Zieisttingen oder dureh Lobsabzüge dfeise Diff^enzem 
BiM^Teicben könnten. Fdr itee eigene Arbeitskraft und ßkrm Ertrag 
treten diesdfeen Folgen wie vorher ein. 

Die Vefgleichung des Zeit- und SttScklohns ergiebt, dass der letz- 
t&te be» den Gfewerben, wo er überhaupt nur Anwendung finden konnte, 
*m Zweck dfer gan^ei^ PteisreguMi-umg viel mehr entsj^rach und viel- 
leicht ist dies der Grund, der seine EÄtstehuttg und Einführung 
in die Vo»lkS'W^irtbsch»fti herb-ergeführt hat. Au«h fet dter 
Stücklohn in jener Zeit viel häufiger üblich gewesen, als man gewöhn- 
lich glaubt. Die thatsächlichen Lohnverhältnisse jener Zeit sind indess 
noch zu unbekannt, um über diesen P\tnkt mehr als eine blosse Vermu- 
thung aufstellen zu können. Die nähere Untersuchung muss der ausführ- 



b) Bei den P eisern (R. von vor 1109. Wehrm. S. 356.) .... vnde eneme 
knechte to gevende veerdehalve mark, den zomer over wente to sunte Mertens 
dage, we de verdenen kan, vnde ?an sunte Uerteni dughe bette to Hchttnissen 
XXIUI acktU. , de ze votdentn kan ; boven dyt Ion sdial man eynen knechten 
meer gev(»i Tude dar to eyne vormede to gevende. 

Auch in dieser Zunft ivar den Knechten noch eine Art Nebenverdienst ge- 
stattet: „Vortmer welk knecht, de hyr denet, de mach maken to zines sulves 
behuff twe vrouwen peltze vnde IUI kinder peltze ; weret dat he hyr' en boven 
ieht makede , vor een islik stucke schal he wedden een halff pund brokes. 
(Wehrm. S. 357.) 

c) Bei den Permintern endlich in der neueren Rolle vom J. 1465. (Wehrm. 
S. 364): Item «chal nymand van den sulvesheren den besten knechten, de ere 
anpt wol kenen, meer gheven dem achte mark tom helen hare vnde dar to 
stricke vnde ere hargeldf, by broke dre mark sulvers deme rade vnde deme 
ampte ene tunne Beers. 

Der Wecfaenlohn der TischlergeseUen zu Danzig betrag nach der Gewerks* 

rolle der menMtores und cistifices (vor 1454) im Sommer 8 Schillinge. (Hirsch 

a. a. 0. S. 328). lieber den Taglohn der Seiler zu Freiburg und der Gewandmacher 

zu Frankfurt a. M. cf. die Anm. 247 und die Urkunden derselben in ADm.250. 

254) Die Urkunden drücken dies in der Form aus, dass der Geselle den Tage- 

lohn verdienen muss; cf. i. B. die R. der Pelser (vor 1409. Anm. 253) und 

der Paternostermaker zu Lübeck (v. 1365, oben Anm. 250). Nach der R. der Kork- 

und Trtpi>ennacher zu Danzig (v. 6. Nov. 1439) durfte der Meister demjenigen 

Xrip^eamacbergesellen , welcher m der Woche einhundert Holzpantoffeln schneiden 

iiiid einen Firdung verdienen konnte , die Woche über Essen und einen halben Fir« 

düng geben (Hirsch a. a. 0. S. 317). 



136 6. Sehdnberff, 

lieberen Geschichte der Löhne vorbehalten bleiben; nur so viel dflrfte 
unzweifelhaft erscheine, dass die Bed^atong des Stücklohns für jene Zeit 
eine ganz andere wie für heate gewesen sein moss. Denn wälumd sie 
heute vornehmlich darin besteht, dass auch der Lohnarbeiter nach seina: 
Leistung bezahlt werde, und der einzelne seine Arbeitskraft, seine 
Kenntnisse, seine Vorzüge vor andern verwerthen kann^^), lag dieser 
Gesichtspunkt dem Zunftwesen, welches mit seiner gesammten Organi- 
sation gerade die Ausgleichung dieser Unterschiede für Alle zum allge- 
meinen Besten bezweckte, sicherlich sehr fem. 

Wollte man aber den Grundsatz der Gleichheit der Producenten 
realisiren, so durfte die Sorge nicht allein dem Quantum der Production, 
wie dies in den bisher erörterten Institutionen der Fall war, sich zu- 
wenden, sondern musste sie aus dem gleichen Grunde auch auf 

in. die Qualität der Producte 

gerichtet sein. Dass diese Sorge in dem Zunftwesen nicht ausser Acht 
gelassen wurde, haben wir schon oben gesehen. Wir haben dort aus- 
führlich die Beihe der Vorschriften und Institutionen dargestellt durch 
welche dafür Sorge getragen wurde, dass nur gute Waare auf den 
Markt kam, wir hatten sie dort als eine nothwendige Folge des Zunft- 
zwangs und der aus demselben der Zunft den Consumenten gegenüber ent- 
standenen Pflicht entwickelt. Aber diese auf dem Interesse der Con- 
sumenten beruhende Bedeutung ist nur die eine Seite derselben ; sie 
trugen durch Herbeiführung einer guten Qualität aller angebotenen 
Producte ebenso sehr zur Gleichheit der Producenten bei, weil sie die 
Ungleichheit des Gebrauchswerths der Producte aufhoben und dadurch 
einen Factor, der trotz der gleichen Productionskosten und des gleichen 
Productenpreises den Absatz, mithin die Production und den Gewinn 
der einzelnen Producenten sehr wesentlich modificirt, als Unterschied 
setzenden entfernten. Sie bilden daher die nethwendige Ergänzung der 
vorerwähnten, auf die Gleichheit der Quantität und der Kosten der Pro- 
duction sich beziehenden Anordnungen, die, allein, weder dauernd 
durchführbar gewesen wären, noch ihr Endziel hätten erreichen können. 
Erst von hier aus begreift es sich vollends, dass in jener Zeit die 
Preisbestimmung der Producte in den Zünften möglich war und durch 
gemeinsame Abrede getroffen werden konnte. Wo, wie in der freien 



255) Manche Urkunden lassen sogar mit ziemlicher Sicherheit schliessen , dass 
der Stücklohn fär die Arbeiter weniger einträglich als der Tagelohn gewesen sein 
muss.' Vergl. was hierikber in der Anm. 250 über die Palernostermaker zu Lübeck 
angeführt wurde. 
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Goncorrenz, die Höhe der Productionskosten durch die Gcammtheit 
der auf sie influencirenden Factoren frei bestimmt wird , i^ die Fest- 
setzung eines gleichen Preises für die Producenten eines Moductions- 
ortes eine wirthschaftliche Unmöglichkeit. Wo aber, wie i/ der Zunftr 
organisation , für die Productionskosten und den Gebrau As werth der 
Prodttcte eine annähernde Gleichheit emelt war, konnte wm Mfch der 
Preis des Products — in gerechter Würdigung des Interesses der Con- 
sumenten und Producenten — bestimmt, und bei dieser Bestimmung 
dem bei freier Concurrenz unmöglichen Moment des standesgemässen 
Gewinns Rechnung getragen werden. 

Die aus diesen Einrichtungen resultirende Gleichheit der Production 
äussert ihre vollen wirthschaftlichen Folgen für die Producenten aber 
nur bei einer 

IV. Gleichheit des Absatzes, 

durch die sie zugleich erst die Bürgschaft ihrer Dauer empfängt. Der 
Absatz des Products an den Gonsumenten oder dessen Vermittler, den 
Kaufmann, ist zugleich Zweck der vollendeten und Anlass zu neuer 
Production, er bildet das bewegende Element in dem Ereislaufe der 
Production. Wollte das Zunftwesen die immer sich erneuernde Pro- 
duction in gleichen Schranken für die einzelnen Producenten erbalten, 
so musste auch der Absatz der Producte ein gleicher, auch hierauf 
also nicht minder das Streben gerichtet sein. Die Zunftorganisation 
beweist, wie wohl man sich dieser Aufgabe bewusst gewesen ist. Die 
wesentlichsten Beförderer des gleichen Absatzes, Gleichheit der Preise 
und Gleichheit der Gebrauchswerthe, waren vorhanden, aber man liess 
es bei ihnen nicht bewenden. Da, ihrer ungeachtet, noch eine Menge 
von Factoren, vor Allem die Art des Angebots eine Verschieden- 
heit des Absatzes bewirken können, so finden sich in der Zunftorgani- 
sation eine Menge, im Einzelnen sehr verschiedenartiger, den Einzelnen 
beschränkender Bestimmungen, welche ein möglichst gleiches, gleich- 
zeitiges wie gleichartiges Angebot herbeizuführen bezweckten. Es würde 
uns zu weit führen, uns in das reichhaltige Material der Zunfturkunden 
über diesen Punct zu vertiefen; wir müssen uns begnügen, die 
Kategorien im Grossen und Ganzen nur anzudeuten. Hierhin gehören 
die vielen nach Gewerbe und Stadt verschiedenen Vorschriften über die 
Art, den Ort und die Zeit des Verkaufs ***), die mannigfachen Verbote, 

• 

256) Vergl. die Rollen der Perminter (y. 1330. Welirm. S. 363), der Grapen- 
geter (v. 1354. Wehrm. S. 225), der Neteler (?. 1356. Wehrm. S. 339), der 
Schrodere (v. 1370. Wehrm. S. 423), der Knochenhower (y. 1385. Wehrm. 



1S8 C. Bthönhetg, 

dMi Zafifl^fMen dornen UmOen octer Käufer abmndilf zu nutdum^ 
üAtr efft Stück Arbeit fortxoneliinefD ^^, hierhin gehört auch das nkik 
sNilteM Yöibot, ohne spezielle Erlaubniss das von einem ZunHig^noasen 
begonnwie Wefifk weiter zu führen^*). 



t*^— *ifci * ■*< ■ >t 



9. 2M), der Viiter« (aus dem 14. XaArh. Wehrm. 8. 473), der Anode (r. MUL 
Wekrm^ S. 434), der Remeiielefere (y. 1414. WehrnL SU. 371), der ArmbeT^ 
sterer (v. 1425. Wehrm. 8. 1«1), der Apengeter (v. 1432. Wehrm. S. 159), 
der ßoddeker (v. 1440. S. 175), der Roellosschere (vor 1471. Wehrm. 
S. 390), der Sadelmaker (y. 1502. Wehrm. S. 402), der KerrsengeCer (v. 1508. 
Wehrm. S. 249. 250), der Kistenmaker (v. 1508. Wehrm. S. 267), der 9eaet- 
let <T.. 1543. Wehrm. S. 431) il a. n Lflbeck, -^ VergL ferner die Utk. fiber 
die GewohnbeU»ii der SchvcbwurtMi zu Frankfurt a. M. v. 1355 (Bo ebner, Gnd. 
Moenofr. 1. S. 641), ober die Gesetze der Becker daselbst v. 1377 (Boebni'er a. 
a. 0. I. S. 750), die Urk. Kaiser Rudolphs för Oppenheim t. 1282 (Franck 
a. a. 0. S. 255), und den^ GUdebrief der &€bn«idev zu Berlin v. 1288 (Fidicin 
a. a. 0. Th. II. S. 5). 

25?> $. dl<e RoiTe der Netekr (t. 1396. Wehrm. 8.SB9: Tortmer were Jeniffe 
ikwre edee man,, de dem andern sine ktplode vntrep.e in den swibagen, de s€h#fdie 
den beren wedden dree mark aulyers). Ebenso die Rollen der Knokenbowere (▼. 
1385. Wehrm. S. 264), der Peleer (vor 1409. Wehrm. S. 359), der Roet- 
losschere *(vor 1471. Wehrm. S. 388), der Wa'ndfarver (R. t. 1500. Wehrm. 
S. 486), der Sadelmaker (y. 1502. Wehrm. S. 401), der Louwenlkoper (v. 1503*. 
WeKrm.S.313), d«r Kislenmaker (v. 1508. Wehrm. S.!%3), der Oltlaper (r. 1511. 
Wehrm. 9.345), der Bekemaker (v. 1591. Wehrm. S.172) u. a. xu Labeck. 

258) So bei den Smeden zu Lübeck (R. v. 1400. Wehrm. S. 434), den 
Glasern und Glasmalern zu Freiborg i. Br. (Ordn. v. 1484. Mone, Zeilschr. XVI. 
S. 162), den Schlossern zu Speier (Ordn. t. 1539. Mone, Zeitschr. XVI. S. 166) u. a. 

259) So bei den Schneidern und Tuchscherern zu Frankfurt a. M. (Urk. aber 
die Gesetze derselben t. 1352. Baehmer, Cod. I. S. 623) und anffcheinend bei 
den Ibrmakem (R. v. 1443. Wehrm. S. 231) und den Lynewewern zu Lfibeek 
(R. vor 1425. Wehrm. S. 322.) Charakteristisch sind insbesondere die VoncbHf- 
ten der Zimmerleute zu Frankfurt a. M. und Strassburg ; wir setzen sie deshalb her. 
Urk. ijber die Gewohnheit der Zymmirlude zu Frankfurt v. 1355. (Boehm. Cod. 
I. S. 616: Auch stet recht also, ob unser eyner dingete eynen bu zu machene, ist 
ez dan, daz he de man hindern wil an syroe buwe, so get der man dar und spricbet 
eynen andern unser gesellin, so stet der gesellin recht also, das he aal gen zu dtn 
roeystern und sal sprechin: Der man hat mich gesprochin um den b«, rat mir wy 
sal ich tun? So suUin unser meystere nach ime senden, der den bu gedinget hat, 
und sullin sprechin: Mache deme mannen sinen bu und nicht enbindern, adir der 
sal in machin! Dut he des nicht, so hat he sine eynunge virlorn. So stet auch 
unse recht also, get he nicht zu den meystern der testen, der um den bu gesprochen 
ist, als he selbir entruwen globit hat, der bat die eynunge Tirlorn. — Die Ordnung 
der Zimmerleute zu Strassburg y. 1478 verbot nicht unbedingt die Weiterföhnmg 
der Arbeit (Mone, Zeitschr. XVI. S. 157 no. 22.): Were es aber, das einer kerne 
an ein ende, do nuwe werck were, do sol er nit arbeiten, er sol vor den man fra- 
gen, dem das zugehdrt, wer ror do gearbeit habe und so sol er dan zu demaelbeii 
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Dies sind die wesentlicbsten Einrichtungen, durch welche die 
Zunftoi^nisati(» die Gleichheit der Production, des Absatzes und deB 
Gewinns zu erzielen und das Princip der Gleichheit und Brüderlichkeit, 
in dem das Recht ihrer eigenen Existenz begründet war, zu verwirk- 
lichen strebte. Andere minder wichtige, die aber auch nur die Er- 
scheinung desselben Grundgedankens sind**^), haben wir übergangen, 



zymbermaun gän und ime fragen, obe ime der man utzit schuldig sij. were es dann 
das derselbe man ime schuldig were, so sol er nit do arbeiten by eines meisters 
gebott, er habe dann gynen vor bezalt. Were er aber dem, der ime vor gearb^ft 
hat , niitzit schuldig, so mag ime ein jeglicher zymberman wol arbeylen , und sol der 
Zymberman, der eym also nach gondes arbeytet, dem antwerck, noch swt nyemaM 
darumb «it schuldig syn. — 
260) Zu ihnen gehören u. a. 

1. das anscheinend allgemein in Geltung gewesene Verbot, den Knecht, die 
Verkaufsbude, Wohnung oder Werkstätte eines andern Zunftgenossen abzudingen. 
Es findet sich in den Rollen der Bruwer v. 13<$3 und 1388 (Wehrm. S. 179^, 181), 
der Schröder (von cc. 1370. Wehrm. S. 423), der Lynen wevere (vor 1435* Wehrm. 
S. 322), der Wantsnyder (v. 1410. Wehrm. S. 491), der Schoqiaker (v. 1441 
Wehrm. S. 413), der Harmaker (v. 1443. Wehrm. S. 231), der Smede (v. 1455. 
Wehrm. S. 436), der Badelmaker (v. 1459. Wehrm. S. 188), der Sadelmaker 
(v. 1502. Wehrm. SL 401), der Rademakere (v. 1908. Wehrm. S. 367), der 
Oltlaper (v. 1511. Wehrm. S. 345) u. a. zu Lübeck; ferner in den Gesetzen dev 
Schneider und Tuchscherer zu Frankfurt a. M. v. 1352 (Boehmer, C«d. Moenofir. 
I. S. 624), in den Urk. über die gemeinsame Gewohnheit der Becker zu Worms, 
Speier, Oppenheim, Frankfurt a. M. , Bingen, Bacharach und Boppart von 1352 
(Boehmer, Cod. Moenofr. 1. S. 626), in den Urk. über die Gewohnheit der 
Gewandmachir (Ibid, S.637), der Kursener (Ibid. S. 639), der Lower (Ibid. S.642) 
zu Frankfurt a. M. v. 1355, und in den Gesetzen der Becker v. 1377 (Ibid. S. 751) 
und der Kürschner zu Frankfurt a. ä. v. 1377 (Ibid. S. 753). — Ebenso in der 
Urk. der Färber v. 1392 (EnnenundEckertz I. S. 383. Wiederholt in einer andern 
Urkunde aus dem 14. Jahrh. Ibid. I. S. 384) und der Schilder zu K51n v. 1391 
'(Ennen u. Eckertz I. S. 407 wiederholt in einer andern Urkunde des 14. Jahrh. 
Ibid. I. S. 403); ferner bei den Seilern (Ordn. v. 1378 no. 1. Mone, Zeitschr. 

XV. S. 284), den Glasern und Glasewarlern (Ordn. v. 1484. no. 8. Mone, Zeitschr. 

XVI. S. 162), und Kürschnern zu Freiburg i. Br. (Ordn. v. 1510. Mone, Zettscbr. 

XVII. S. 55). — Attch die Baseler Urkunden erwähnen es , so die der Metzger und 
Spinnwetter v. 1248 (Ochs Bd. l S. 318. 322), der Schneider v. 1260 (Ochs Bd.! 
S. 350), der Bäcker v. 1256 (Ochs Bd. IS. 341)); in den Urkunden der erst« 
genannten wird ausdrücklich als Zweck des Verbots angegeben „ut officiam iau- 
dabilius videatur et utilius'j. Unter den Böhmert'schen Urkunden ent- 
halten es dieR. der Schuster v. 1300 (Böhmert S. 70) und der Tüffelmacher y. 1598 
(Böhmens. 87). 

2. Die Bestimmung, dass Niemand mehr wie eine Werkstätte oder eine Ver- 
kaufsBtelU habe, vgl. z. B. di« Ordn. der Hutmacher zu Köln v. 1378 (Ennen und 
Eckertz I. S.333), die Rollen der FlaC«nsleghere (v. cc. 1370, Wehrm. S; 366), 
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da hier nicht eine Darstellung der Zunftorganisation gegeben werden 
soll und diese Abhandlung sich über Gebühr ausdehnen würde. Wir 
müssen zugleich bei dem blossen Vccsuch der Entwickelung ihrer öko* 
nomischen Natur und Tragweite stehen bleiben, die nUiere Unter- 
suchung, wie weit wirklich jene Institutionen das ihnen gesteckte Ziel 
erreicht haben, führt über die Aufgabe dieser Untersudiung hinaus; 
sie gehört der Geschichte des Zunftwesens an und kann schwerlich 
erfolgen, bevor nicht ein ganz anderes statistisches Material über die 
Productionsverhältnisse jener Zeit aus den Archiven zu Tage geför- 
dert ist. 

Ehe wir indess zur Schlussbetrachtung schreiten, müssen wir, 
wenn auch nur kurz, die Stellung der unselbstständigenZunft- 
mitglieder und ihr Verhältniss zur Zunft, soweit es eine wirth- 
schaftliche Bedeutung hat, berühren. 

Dieselben scheiden sich in Gesellen und Lehrlinge. Beide 
gehören zur Zunft, die deshalb auch über sie das Aufsichtsrecht und 
die Strafbefugniss hat, aber sie sind nur Schutzgenossen der Zunft, 
nicht gleichberechtigte Genossen der Meister, lieber die Stellung und 
Bedeutung der Lehrlinge können wir hier hinweggehen, da sie nicht 
wesentlich anderer Art ist, als sie sich bis in die Gegenwart hinein 
erhalten hat. Ihre Verhältnisse waren bestimmt geregelt, die Dauer 
der Lehrzeit , die Bedingungen der Aufnahme , welche meist vor dem 
ganzen Amt gegen gewisse Gebühren erfolgte, genau bestimmt. Jener 
Zeit eigenthümlich ist die ziemlich allgemeine Forderung, dass der 
aufzunehmende Lehrling ehelicher Geburt sein musste. Die. Zunftur- 



*ir 



der HariMcbmakere (v. 1433, Wehrm. S. 233), der Glotzenmakere (r. 143t, 
Welirm. S. 211), der Kunthor- und Pannelenmaker (v. 1474, Wehrm. S. 294), 
der Kisteomaker (v. 150d, Wehrm, S. 264) u. a. zu Lübeck. 

Erwähnt mag hier noch werden 

3. das ginguläre Verbet des Creditgebens an den Schuldner eines Genossen, 
welches sich in der Urk. betreffend die pannatores, linwatmengre, incisores Testiom etc. 
SU R51n (in einer neuen Abschrift aus dem Jahre 1247 erhalten; Ennen und 
Eckerts J. S. 337) findet. Item domini nostri de communi statuerunt consilie 
quod quicunque debita alicuius fratris exstiterit, et cum ipso, sicut instum est, non 
composuerit, ita quod sibi bona sua non persoluat, et iste ei propler hoc ulterius 
bona sua credere postponat, quod nuUus fratrum, cui istud constiterit, supradicte 
debitori aliquid de bonis suis credat, nisi sub tali forma, si sepedictus debitor sibi 
ex antiquo in aliquo fuit obligatus, quod antiqua debita cum novis requirat, quod si 
quis fratrum hoc facere presumpserit , Magistri ipsum ad hoc cum justicia cogere 
debent, quod primo de se jam dicto debitore exuat et praeterea de qualibet marca, 
quam sibi credidit, dominis nostris amam vini persoluet. 
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künden enthalten ausserdem vielfach Strafbestimmungen für den Fall, 
dass der Lehrling seinem Meister entlaufe. 

Was dagegen die Gesellen betrifft, so ist ihre wirthschaftliche 
Stellung allerdings eine wesentlich andere als heute. In jener Zeit 
bewegte sich die Production der gewerblichen Arbeit nur noch in den 
Formen der Handwerksarbeit und des Kleinbetriebs. Dem Gesellen, 
als der arbeitsuchenden blossen Arbeitskraft stand noch nicht der mit 
dem Kapitalbesitz ausgerüstete Unternehmer gegenüber , der , wohl oder 
übel, durch die freie Concurrenz und die von ihm unabhängigen 6e- 
sammtverhältnisse gezwungen , den Werth der Arbeit für den Arbeiter 
fortwährend herabzusetzen bestrebt sein muss und den von dem Arbei- 
ter eine für diesen im Allgemeinen unübersteigliche Kluft scheidet; 
der Geselle, der Arbeiter jener Zeit fand vielmehr Arbeit bei einem 
Meister als seinem Arbeitgeber, der selber wesentlich auch nur Arbeiter 
war und in dem Gesellen bereits' den künftigen Genossen erblicken 
musste. Bei den von der Gegenwart völlig verschiedenen Kapital- und 
Lohnverhältnissen hatte sich noch nicht der scharfe, feindliche Gegen- 
satz zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer herausgebildet, der, heute 
schon zum wirthschaftlichen Klassenunterschiede geworden, je länger 
je mehr die Kluft zwischen beiden erweitern muss. Die Gesellen von 
heute bilden, von den sehr wenigen Ausnahmen einzelner Gesellen 
des Handwerkerstandes abgesehen, einen eigenen selbstständigen Stand, 
dessen Mitglieder in politischer Hinsicht zwar als frei, selbstständig 
und den andern Ständen der bürgerlichen Gesellschaft gleichberechtigt 
anerkannt werden, in wirthschaftlicher Hinsicht aber zur Unfreiheit 
und UnSelbstständigkeit ohne Aussicht auf eine Aenderung dieses Zu- 
standes verurtheilt sind. Die Gesellen jener Jahrhunderte sind da- 
gegen weder politisch noch wirthschaftlich ein eigener, selbstständiger 
Stand, sondern eine blosse Altersklasse, der diejenigen ange- 
hören, welche ausgelernt hatten, aber das Meisterrecht noch nicht er- 
werben wollten oder zur Zeit noch nicht erwerben konnten. Die Ge- 
sellenschaft tritt daher damals für den Arbeiter noch nicht als wirth- 
schaftliches Endziel, sondern als blosse Durchgangsstufe für die 
später zu erreichende Meisterschaft auf. Hierauf beruht denn auch 
der Mangel jedes politischen Bechts, vor Allem des Einungsrechts 
der Gesellen, hieraus erklärt sich auch, dass, wie uns die Geschichte 
der Zünfte lehrt, die Gesellen wenigstens zur Blüthezeit des Zunft- 
wesens trotz ihrer unfreien und unselbstständigen Stellung nicht einmal 
das Bestreben zeigten, diese Stellung zu ändern und die Selbstständig- 
keit zu erringen. Wo kein Stand und kein Standesbewusstsein vor- 
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hand^ war , konnte aw^ nicht das Bedürfniss der reehüichen Aaer- 
kennuDg in Stadt wie Wirthschaft eatstehen. Im Laufe der wirih* 
schaftlichen Entwii^elung trat dieses Bedtlrfniss allerdings hervor, und 
führte zum offenen Kampf der Gesellen gegen die Zunft, aber dies 
geschah erst, als sich allmälig das genossenschaftliche SchutzverhaUniss 
zu lockern und zwischen Meister und Gesellen ein wirthschaftlidier 
Klassenunterschied zu entwickeln begann, der die frühere Ausnahme 
immer mehr zur Kegel werden und den Charakter der blossen Durdi- 
gangsstufe für die Geselleuschaft verschwinden liess. Diese Umwand- 
lung der Verhältnisse begann, als das Zunftwesen schon seinen Höhe- 
punct überschritten hatte, und vollzog sich sehr langsam; es währt 
daher bis zum Ende des Mittelalters, ehe die politischen und wirth- 
scbaftlicben Gesellen-Gorporatiönen erscheinen ^^^). Für die Zeit, welche 
die Basis unserer Untersuchung bildet, trifft noch das Obengesagte zu. 

Ausser dieser UnSelbstständigkeit charakterisirt die Stellung der 
Gesellen vornehmlich noch ein zweites Moment, welches ihr persönliches 
Verhältniss zum Meister betrifft. Während der heutige Arbeitnehmer 
mit dem Arbeitgeber in einem freien obligatorischen Verhältniss 
steht, dessen Gegenstand die Arbeitsleistung auf der einen und das 
Geldäquivalent auf der andern Seite ist, und der Natur dieses Ver- 
hältnisses gemäss die Essentialien wie Naturalien der freien Willens- 
bestimmung der Contrahenten unterworfen sind, beruht das Verhältnis 
der Zunftmeister und Zunftgesellen wesentlich auf der Idee der Herr- 
schaft und des Dienstes, welche, nachdem sie Jahrhunderte lang 
alle Verhältnisse in Deutschland beherrschte, noch in vielen Rechtsver- 
hältnissen des Mittelalters zur Erscheinung kommt. Zwar war die 
Eingehung dieses Verhältnisses, wenn auch durch den Mangel der 
Freizügigkeit beschränkt, wesentlich noch von freier Willensbestimmung 
abhängig, aber einmal begründet, konnte das genau und nach allen 
Seiten hin für alle Gleichbestimmte durch den W^illen der Contrahenten 
nicht modificirt werden. 

Aus diesen beiden charakteristischen Momenten erklären sich die 
verschiedenen Bestinmiungen, welche, auch hier, wie bei allen Zunftinsti- 



261) In der R. der Barberer (v. 1480. Wehrm. S. 166) wird ausdrücklich 
bestimmt, dass die Knechte keine Rollen haben sollen. — In Danzig scheinen schon 
früher die Müllerknechte der grossen Kornmüfale und die Leinewebergesellen unter 
Aufsicht ihrer Zunftmeister Innungen gebildet zu haben (Htrsch a. a. 0. S. 297i 
Yergl. deren Rollen Ton 1365 resp. 1447. Bei Hirsch, BeU. nr. I. und II. 
Eum HL Buch. S. 331. 332). 
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tul&ooeu, m baot^ Bdaofiugfattigkeit, ioB Verhtttniss der Meisier m 
itn Qe&Alm im Einiselnen regelten. Daher 

1. erklärt sich die fast darohgebeiide ficKetchnung der fieselleii 
alß Knechte und der Meister ak Herren '^^); eiiie seltene Ausnahme 
i^t's, dags in der RoUe <ier Neteler z^. Läbeck vm 1356 (Wehr«. 
8* &U) äie Knechte ^Geselian« genannt wenden. Wo das Wort somit 
gebrsiK^t wird, sind ^amit stets 4ie Meister gemeint^'). 

2. Die Gesellen ^bören daher fast überall xur Familie des Miei- 
^iis, der wie ein guter Hausvater auch über ihre moraiisdie Fühmg 
m wachen bat. Sie leben im JBLause des Meisters und empfangen von 
ihm ihre Kost. Die Ueberwachung ihres moralischen Lebens war eine 
dem Meister von der Zunft auferlegte Pfficht, der er sidi bei Strafe 
nkbt entziehen durfte. Die ZunltroUen enthalten in dieser Beziehung 
veisichiedene Bestimmungen und Verbota So durften sie, um nur 
J^Dzelnes m erwähnen, nach vielen Bollen keine Nacht oder auch nur 
über 10 Uhr aus dem Hause bleiben '^^); mehrfach wird ihnoi das 



262) Später halte sich dies freilich geändert. Böhm er t publizirt (Beitrag 
zur Oesch. des Ztinftwes. S. 134. Urk. ne 60) eineo Drehbrief aus Hamhnrg an 
die Bremer Ge^eUen aus dem J. 1796, der mit den Worten beginnt: Ihr Knechte 
tu Bremen ihr Handwerk, wir haben hier vor Einigezeit gehört, dass die 
Meister zu Bremen Ihr als Knecht gehört. ihr muss Euch alle ScMmen 
fuhr andern Handwerk Gesellen. Wir nönnen Euch nicht Gesellen Sonder als 
Schinderknöcbte etc. 

263) Z. B. In der Ordnung der Gärtner zu Basel von 1260 (bei Ochs, a.a. 0. 
I. S. 353), in den Gesetzen der Be(;ker (Boehmer, Cod. I. S. 752) und Kürschner 
EU Frankfurt Si M. (Boehmer, Cod. I. S. 753), in der Uebereinkunft der Schmiede 
und Schmiedezünfte zu Mainz, Worms, Speier, Frankfurt, Gelnhausen, Aschaffenburg, 
Bingen, Oppenheim und Creutznach v. 1383 (Boehmer, Cod. I. S. 760), in der 
Ordnung der Schneider zu Mainz v. 1109. (Mone, Zeitschr. XVII S. 49.) 

264) Z. B. Verordnung bezüglich der Riemergesellen v. 10. AugucA 1347. (Ur* 
knndenbuch der Stadt Lübeck. Urk. 889). Wiederholt in der R. v. 1396 (Wehrm. 
S. 376). Ferner in der R. der Paternostermaker (v. 1360. Wehrm. S. 350), der 
Schrodere (v. 1370. Wehrm. S. 423), der Garbrader (v. 1376. Wehrm. S.265) 
der knokenbowere (v. 1385. Wehrm. S. 265), der Buntmaker (v. 1386. Wehfm. 
S. 193), der Lorer (aus dem 14. Jahrb. Wehrm. S. 320), der Peiser (y«r 1409. 
WehrjB. S. 857), der Gtotzenmakere (v. 1436. Wehrm. S. 211), der Büdelmaker 
(v. 1469. Wehrm. S. 188), der Swertfeger (v. 1473. Wehrm. S. 457), der 
Bekemaker (v. 1591. Wehrm. S. 171) u. a. zu Lübeck. — Ebenso in der 
Urkunde über die gemeinsame Gewohnheit der Becker zu Worms, Mainz, Speier, 
Oppenbeim, Frankfurt, Bingen, Bacharach und Boppart v. 1352 (Boehmer, Cod. I. 
S. 626). 
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Spielen '^'^), namentlich das Würfelspiel^^) verboten; in andern Rollen 
wird, wer sich betrinkt, in einzelnen sogar, wer mehr als einmal in 
der Woche in's Wirthshaas geht'*^), bestraft u. s. w. 

. 3. Eine weitere und leicht erklärliche Folge war es demnach, 
dass sie unverheirathet waren. Das ganze Verhältniss, in dem sie sich 
befanden, schloss einen selbstständigen Hausstand aus. Einzelne Bollen 
schreiben es noch ausdrücklich vor. — Nur die Baugewerbe scheinen 
allgemein eine Ausnahme gemacht zu haben, vielleicht die reinen Lohn- 
gewerbe überhaupt. Wie bei diesen die Knechte von d^ Meistern 
keine Nahrung erhalten haben, so lebten sie auch schwerlich in dem 
Hause derselben. Die Urkunden erwähnen denn auch bei ihnen ausdrück- 
lich verheirathete Knechte ••*). 

4. Durch eine Reihe von Zwangsvorschriften und Strafbestim- 
mungen suchten die Zünfte dafür Sorge zu tragen, dass zwischen Mei* 
Stern und Gesellen ein gutes Verhältniss herrschte. Ungehorsam^*), 
unehrerbietiges Betragen*'®) oder gar Realinjurien*'^*) wurden streng 
bestraft, und kein Geselle durfte gemiethet werden, der nicht in Freund- 



265) Z. B. R. der Perminter (v. 1330. Wehrm. S.363), der Schrodere (?. cc 
1370. Wehrm. S. 423), der Badstover (aus dem 14. Jahrh. Wehrm. S. 163) 
der Swertfeger (t. 1473. Wehrm. S. 457) zu Lübeck. Ebenso in der Ordnung 
der Metzger zu Freiburg i.Br. zwischen 1462—1496. (Mone, Zeit sehr. XVII. 8.51.) 

266) Z. B. R. der Buntmaker (v. 1386. Wehrm. S. 193), der Pelser (Tor 
1409. Wehrm. S. 357), der Lynenwevere (vor 1425. Wehrm. S. 325), der 
Smede (v. 1512. Wehrm. S. 438) u. a. zu Lübeck. Ferner die Urk. der Woll- 
und Leinweber zu Berlin v. 1331 (Fi die in a. a. 0. L S. 74). 

267) Z.B. R. d. Bekemaker zu Lübeck (v. 1591. Wehrm. S. 171). 

268) Tergl. die R. der Decker aus dem 14, oder 15. Jahrh. (Wehrm. S. 195) 
* Ock were jennich kneclit, de in vnse ampt in de lere tehen wolde, de eine fruwe 

hadde, de berüchtet vnd wandelbar, e£Fle he suluen, de en were vnses amptes nicht 
werdig. R. der Tymmerlude v. 1428 (Yortmer de ghenne, de vnses amptes werdich 
wesen wil, de schal nemen ene erlike vrouwen edder Juncvrouwen, de umberuchtet 
sy, anders so en mach he vnses amptes nicht besitten (Wehrm. S. 458) u. die R. 
V. 1545. (Eynn ider, dede frienn will, de frye also, dath he des ampts ghewerth 
sy; vorsueth sick woll in der frye, de schall tbo keynenn meister gestadek werdenn. 
Wehrm. S. 467). ^ 

269) R. der Lynenwewere v. vor 1425. (Wehrm. S. 324) zu Lübeck« Urk. 
der Woll- und Leineweber von 1331 zu Berlin (Fidicin a. a. 0. Th. L S. 74). 

270) Gesetze der Schneider und Tuchs cherer zu Frankfurt a. M. v. 1352. 
(Boehmer, Cod. L S. 624). 

271) R. der Knokenhowere zu Lübeck von 1385 (Wehrm. S. 265). Yortmer 
were, dat eyn sulves here werde schelende mit synen knechte, also dat de knecht 
synen heren sloghe, de schal des amptes enberen sein levedaghe. 
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sehaft von seinem Herrn geschieden , oder wegen schlechten Betragens 
entlassen war*'^^). 

5. Bei dieser Stellung der Gesellen und dem ausschliesslichen 
Recht der Meister auf den Gewerbebetrieb war den Gesellen jede Ar- 
beit für eigene Rechnung untersagt. Nur selten findet sich hiervon 
eine überdies sehr beschränkte Ausnahme^'). Einzelne Rollen ent- 
halten in dieser Beziehung noch ausdrückliche Verbote und Strafen für 
die üebertretung derselben '^*), ein Beweis, dass Uebertretungen dieser 
Art verschiedentlich vorkamen. 



272) Z. B. R. der Badstover aus der Mitte des 14. Jabrh. (Webrm. S. 162). 
Ok weret xake dat een man enen knecht badde, de sines heren Werkes nicht waren 
wolde, vnde sin bern ene dar vmme straffende mit harden worden, ^nde der eme 
de knecht entginge darvenn vth sinem denste vnde toge to eneme andern to denende 
den schal men nicht holden , vnde beeide den jemand hyr en boven , de schal vor 
jewelken dach, de he ene holt wedden eyn halif pund. Aebnlicbe Bestimmungen in 
den Rollen der Garbrader v. 1376 (Wehrm. S. 206), der Bunimaker v. 1386 
(Wehrm. S. 192), der Bruwere v. 1416 (Wehrm. S. 1S4), der Lynenwewere 
vor 1425 (Wehrm. S. 324), der Maler und Glasewerter vor 1425 (Wehrm. 
S. 327, 328), der Tymmerlude v. 1503 (Wehrm. S. 460), der Kertzengeter v. 1508 
(Wehrm. S. 250) u. a. eu Lübeck. Vergl. auch die Urkunde über die gemein- 
same Gewohnheit der Becker zu Worms, Mainz, Speier, Oppenheim, Frankfurt, 
Bingen, Bacharacb und Boppart v. 1352 (Boehmer, Cod. I. S. 625) und die Ur- 
kunde über die Uebereinkunft der Schmiede und Schmiedezünfte zu Mainz, Worms, 
Speier, Frankfurt, Gelnhausen, Aschaffenburg, Bingen, Oppenheim und Creutznacb 
von 1383 (Boehmer, Cod. I. S. 760.)* 

273) Bei den Schifl^zimmerleuten zu Lübeck durften die Gesellen, wenn sämmt- 
liehe Meister bereits beschäftigt waren, ein Werk für eigene Rechnung übernehmen. 
Vergl. oben die Anm. 218 aus der R. v. 1560 (Wehrm. S. 410) citirte Stelle. — 
Bei der Buntmakerzunft zu Lübeck war den Gesellen anscheinend das Flicken alter 
Zeuge mit altem Material erlaubt. .Vergl. die R. v. 1386 (Wehrm. S. 193). -- Die 
Pelzerknechte konnten 2 Frauenpelze und 4 Kinderpelze für ihre Rechnung anferti-* 
gen. R. V. 1409 (Wehrm. S.357: Vortmer welk knecht, de hyr denet, de mach 
maken to zines sulves behuff twe frouwen peltze unde IUI kinder peltze; weret dass 
he hyr en boven icbt makede, vor een islik stucke schal he wedden enn half pund 
brokes. — Hierbin gehört auch die oben in der Anm. 252 citirte Stelle aus der 
Rolle der Schneider v. 1464, wenn die dort angenommene Auffassung richtig ist. — 
Vergl. den Innungsbrief der Wollenweber zu Berlin v. 1295 (Fi die in a. a. 0. II. 
Urk. 7): Insuper statuimus, quod si aliquis servus habens uxorem et pueros poterit 
pannum ad usum vestimentorum suorum facere, dummodo non venundetur. 

274) So z. B. die Rollen der Neteler v. 1356 (Wehrm. S.340), der Maler und 
Glasewerter vor 1425 (Wehrm. S. 327), der Lynenwevere vor 1425 (Wehrm. S. 324), 
der Goltsmede v. 1492 (Wehrm. S. 218), der Paternostermaker v. 1510 (Wehrm. 
S.348), der Tymmerlude v. 1539 (Wehrm. S. 461: Tho deme so scholenn de cum- 
pane itz gedacht, by bene III mark sulvers vnnd einer tunne beers dem ampte, neyn 
arbeyt vordingenn, ock sunder hovethmanne nicht arbeidenn) und v. 1545 (Wehrm, ^ 

IX. 10 



6; Hag iBunerhin« m< Folge dieiev Bestimiuigw die wMUlm 
Stellung der Gesellen eine beschränkte und die persönlidie eine uifneie 
gemsen sein, bei Beurthetlung derselben und bri eineni Vei^eicb mit 
der Gegenwart darf keinenfalls Hbersehen werden, daas die OeeeUeD- 
sehaft nur eine Oturchgangsstufe war und die Qeeellen sick gemeinhiii 
in ttnem jflngeren Alter befanden. Und was die wirthschaftUehe Lage 
derselbe betrifft , so muss sie* wohl eine relativ bessere gewesen sein, 
weil das Lohngesetz der freien Concnrrenz den Preis der Arbeit noeh 
nicht auf das Aequivalent für die noth wendigsten LebensbedävfBisse des 
Durcbschnittsmenschen herabdrückte, weil überdies der Kampf zwischen 
dem^ Besitz und der Arbeit noch mbte und kein wirthschaftlichw Glas- 
senunterschied die Meister und Gesellen, die Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer von einander trennte. Unter solchen Verhältnissen muss auch 
die Bedeutung der Lohnfrage eine andere und für die Arbeitnehmer 
relativ viel weniger in den Vordergrund tretende gewesen sein. 
Wir haben schon oben diesen Punkt berftiirt. Dass es aber auch in 
jener Zeit nicht an Strikes gefehlt hat, beweist eine von Mone publi- 
cirte Speierer Urkunde vom Jahre 1351 '^*), welche den Lohn der We- 
bergesellen zu Speier regulirt und in ihrem Anfang lautet: »Wir die 
Zunftmeistere und die gezunft gemeinlichen der ducher zu Spire ver- 
riehent offenlichen und dunt kuht allen den, die disen Brief iemer se- 
hent oder hörent lesen, daz wir, umbe soliche missehelle und zweiunge, 
als zwuschent uns und den wöbern knechten gemeinlichen zu Spire von 
dez lones wegen gewesen ist, und als sie sprachent, der Ion were zu 
kleine und sie möhtent darbi niht bestan, und sie dar umbe enweg 
gelauffen warent, mit in lieplichen früntliken und gütlichen geribtet 
und geslihtet sind aller dinge umbe allen schaden kosten und Verlust, 
iien ieman von dez selben enweg lauffendes wegen gehabet hetde, ewic- 
lichen versünet und eines lones mit enander überkomen, den wir und 
alle unser nachkomen ewiclichen geben soUent, und die wöberknechte, 
die nu hie sint oder iemer herkument, ewiclichen nemen soUent und 
nieman nie nemen nach geben bi guten truwen und bi den penen, als 
hie nach geschrieben stet.« ' 



S.462: Neynn kumpaen sali arbejdenn vp sine eigenn handt, sniider be acbaU eyneutt 
meister hebben, de aynn hoyelhmanD ys, eck en schall de kumpaen neyn arbeyk vor- 
dinghenn, denn dede meyster ys, de mach eynn arbeyt vordhighenn etc.). 

275) Mone, Zeitschr. Bd. XVII S. 56. Einen andern Strike der Schneiderge- 
seHen zu Mainz erweist die Urk. v. 1423, in der die Meister sich yerpflkhteo, keiseii- 
der bei dem Strike betheiligt gewesenen Gesellen wieder in Arbeit zu nelutttB 
(Hone Bd. XIII S. 155). 
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7. Sehr wichtig endlich igt fiir die Beurtheilung des 6es*ellenver- 
hältnisses die Zeit, auf welche der Geselle gemiethet wurde. Sie 
war nicht von der freien Willensbestimmung der Meister und Gesellen 
abhängig, sondern fast überall in den Zünften, für beide Theile bin- 
dend, von der Zunft allgemein bestimmt ^•). Die Urkunden enthalten 
hierüber eine Menge Angaben. Mit sehr wenigen Ausnahmen *'''^) er- 

276) Die RoHen erwähnen auch verschiedene Strafen für den Fall, dass ein Ge- 
selle vorzeitig den Dienst aufgiebt, z. B. die R. der Boddeker v. 1321 (Wehrm. 
S.176) und 1440 (Wehrm. S. 175), der Pcrminter r. 1330 (Wehrm. S.363), der 
Neteler v. 1336 (Wehrm. S.341. 342), der Badstover aus der Mitte des 14. J^hrh. 
(Wehrm. S. 163), der Bruwere v. 1363 (Wehrm. S. 187), der Pelser vor 140^ 
(Wehrm. S. 358), der Lynenwevere vor 1426 (Wehrm. S. 323), der Glotzenmakere 
v. 1436 (Wehrm. S.211), der Bekemaker v. 1591 (Wehrm S. 171) u. a. 

277) Von den Lübecker Zänften findet sich nnr bei den Leineivebern ein Dienst- 
verhältnias auf unbestimmte Zeil erwähnt. Nach der altern Rolle vor 1425 konnte 
der Geselle, wenn er sich nicht auf bestimmte Zeit vermietbet hatte, aus dem Dienst 
gehen, wenn er die Kette befestigt hatte (Item welk knecht de van sinem mestere 
wil vnde em nichte lovet en heft^ de scal orlof nemen, wan he tedreyt heft, vnde des 
ghelikes scal em de mester wedder den. Wehrm. S. 324). — Früher seheinen auch 
die Tischler keine feste Dienstzeit gehabt zu haben; es muss wenigstens den Gesel- 
len frei gestanden haben, unabhängig von dem Willen der Meister einseitig den 
Dienst aufzugeben. Denn in der Rolle von 1486 beschweren sich die Meister dieses 
Amts beim Rath darüber, dass die Gesellen gerade dann, wenn sie selber Arbei- 
ten übernommen hätten, die Sta4t verliessen und ausserhalb der Stadt arbeiteten 
(Wehrm. S.296: Erwerdigen leven hern, wy snyddeker vnde kuntormaker clagen 
Juwer Erwerdigen Wysheit klegeliken, vnde geven juw to kennende, wanner wy me- 
sters den borgeren aflVerdinget hebben in juwer stadt arbeide, dar wy gerne vnse 
beste by wolden doen, vornemen denne vnse gesellen hüten der stadt arbeidt, so ne- 
men se ran vns orloff vnde Jäten vns allenen belemen myl der borger gude, dar wy 
roanck den borgeren groten vnwillen äff hebben). Dieses Recht oder diese Gewohn- 
heit wurde in eben dieser Rolle dahin abgeändert, dass, wenn sich die Gesellen die- 
ses Amts nicht auf halbe oder ganze Jahre vermiethet hatten , sie 6 Wochen , bevor * 
sie den Dienst verlassen wollten, aufkündigen mussten. — Bei den Baugewerben 
finden sich keine Bestimmungen hierüber, mit einziger Ausnahme der Plegesleute der 
Maurer; vgl. die R. v. 1520 (Wehrm. S.335: Ein plegessmann, de sick by eynem 
meister des murwerckes vorsecht vor eynem kalcksleger edder plegessman, schall sy- 
nem meister verplichtet synn, dennst tho holdende vom sunte Gregorius dage beth 
vp Michaelis (12. März bis 29. Septbr.) vnnd ane synem wyllenn nicht van ohme 
scheldenn, idt were denne, dath de mester, dar tho he sick vorsecht hefft, ohme keym 
arbeyt schaffen konde, so mach he woll an« broke sick tho eynem ander enn meistere 
des ampts vorseggenn, de ohme arbeith schickenn kone etc.). 

Für die Rürschnergesellen zu Strassburg enthält eine Verordnung aus dem 15. 
Jahrh. (Mone, Zeitschr. XVll. S. 53) die Bestimmung, dass, wann auch immer sie 
im Jahr gemiethet würden, sie stets nur bie Weihnachten gemiethet werden sollten. 
Diese Bestimmung wird in der Ordnung v. 1509 (Mone a. a. 0. S. 54) abgeändert 
und die Dienstzeit der freien Abrede der Meister und Gesellen überlassen. 

10* 
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streckt sie sich immer auf einen längeren Zeitraum, meist auf sechs 
Monate ^^^), und dies erklärt sich aus dem gleichmässigen und be- 
stimmten Absatz, welchen die Zunftgenossen vermöge der Zunftorgani- 
sation hatten. Einmal die bestimmte Dienstzeit eingeftlhrt, würden 
dann auch bestimmte Zeiten festgesetzt, an denen sie beginnen soUte, 
und , um auch die Gleichheit unter den Genossen in' dem Werben 

278) Die Terhältnisse in Lübeck waren für fremde und einheimische Ge- 
sellen nicht gleich geordnet. Für diese findet sich 

1. die Dienstzeit von 6 Monaten bei den Paternosterroakern (R. ?. 1360, Wehrm. 
S. 350), Schroderen (R. um 1370, Wehrm. S. 422), Remensnidern (R. v. 1396, 
Wehrm. S. 375), Smeden (R.v. 1400, Wehrm. S. 434), Orapengetern (R. ans dem 
14. Jahrh., Wehrm. S.227), Remenslegern (R. ▼. 1414, Wehrm. S.372), Malern 
und Glasewertem (R. ?or 1425, Wehrm. S.327), Harmakem (R. t. 1443, Wehrm. 
S. 230), Glotzenmakeren (R. t. 1457, Wehrm. S. 212), Budelmakern (R. v. 1459, 
Wehrm. S. 187), Barherern (R. v. 1480, Wehrm. S.165), Kunlor- und Pannelen- 
makern (R. y. 1486, Wehrm. S.297), Sadeimakem (R. v. 1502, Wehrm. S.402), 
Rademakern (R. ▼. 1508, Wehrm. S. 367), Kannengetern (R. v. 1508, Wehrm. 
S. 247) und Bekemakern (R. v. 1591, Wehrm. S. 171). 

Anscheinend war dieselbe Zeit auch bei den Vilteren und den Pelsern üblich. 
In der Rolle jener Zunft aus dem 14. oder 15. Jahrh. wird bestimmt, dass dem Ge- 
sellen ausser dem Stücklohn auf das halbe Jahr eine Vormede Ton 5 Pf. gegeben 
werden soll (Wehrm. S.472, oben Anm. 250); die Rolle der Letsteren führt xwei 
Dieostantrittszeiten an und bestimmt den Zeitlohn nach halben Jahren (R. vor 1409, 
Wehrm. S. 356: Vortmer we knechte meden wil, de schal he meden to rechter tyd, 
alse yppe sunte Mertens dagh ynde vom sunte Mertene yppe winachten offte yppe 
lichtmissen, vnde lenemen knechte to gevende yeerdehal?en marck den Eomer over 
wente to sunte Mertens dage, we de vordenen kan, vnde van sunte Mertens dage 
bette to lichtmissen XXIIII Schill.). 

2. eine Dienstzeit von einem halben oder nach freier Wahl von einem ganzen 
Jahre: bei den Permintern (R. v. 1330, Wehrm. S. 363), den Platenslegeren (R. v. 
cc. 1370, Wehrm. S. 365) und den Harnschmakern (R. v. 1433, Wehrm. S.233) 
zu Lübeck und bei den Zimmerleuten zu Strassburg (Ordn. v. 1478, Mona XYL' 
S. 158). 

3. eine Dienstzeit von einem Monat dagegen: bei den Repem (R. v. 1390, 
Wehrm. S. 385). 

Für Fremde, d. h. von auswärts nach Lübeck kommende Gesellen, galten, bei 
einigen Zünften wenigstens, besondere Yorsctiriften. ~ Bei den Pelsern konnte der 
Meister einen , auch zwei fremde Gesellen auf 8, 14 Tage, auch auf 3 Wochen, aber 
nicht auf längere Zeit miethen (R. vor 1409, Wehrm. S.358). Bei den Maurern 
(R. V. 1520, Wehrm. S. 336), Zimmerleuten (R. v. 1428, Wehrm. S. 457) und 
Scbiffszimmerleuten (R. v. 1560, Wehrm. S. 409 und R. v. 1593, Wehrm. S 412) 
mussten sie erst eine bestimmte Probezeit arbeiten, ehe ein längeres und festes Mie- 
then erfolgen durfte, dessen Zeit nur bei den Maurern, und, zwar auf 3 Manate, be- 
stimmt wird. Fremde Schmiedegesellen konnten auch erst 14 Tage auf Probe arbei- 
ten, mussten sich aber dann auf ein halbes Jahr yermiethen (R. v. 1494, Wehrm. 
S. 447). 
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der Gesellen darchzofähren, ein Zeitpunkt bestimmt, vor dem Niemand 
einen Knecht miethen durfte ''^*). Damit die Absicht, sämmtliche Ge- 
sellen eines Amts zu gleicher Zeit sich den Meistern anbieten zu las- 
sen, nicht umgangen würde, war das Geschenk eines Meisters an sei- 
nen eigenen oder einen fremden Gesellen gegen das Versprechen, sich 
nicht an einen andern Meister zu verdingen (die sog. Vormede), aus- 
drücklich und bei Strafe verboten^*®). 



In der vorstehenden Abhandlung ist gezeigt worden, dass in der 
Zunftorganisation die wirthschaftlichen Verhältnisse der Production und 
VertheiluDg, ja selbst der Consumtion der gewerblichen Arbeit, welche 



279) Dieser Termin war meist 14 Tage vor Ostern und Michaelis. So z. B. bei 
denNetelern (R. v.1336, Wehrm. S. 342), Paternostermakern (R.v.1360, Weiirm. 
S. 350), Platenslegern (R. v. cc 1370, Wehrm. S. 365), Remensnidern (R. v. 1396, 
Wehrm. S. 376), Smeden (R. v. 1400, Wehrm. S.434), Remenslegern (R. v. 1414, 
Wehrm. S. 372), Malern und Glasewertern (R. vor 1425, Wehrm. S. 327), Harnsch- 
makern (R. v. 1433, Wehrm. S.233), Sadelmakern (R. v. 1502, Wehrm. S.402), 
Drehern (R. v. 1507, Wehrm. S. 198) und Rademakern (R. v. 1508, Wehrm. 
S. 367) zu Lübeck. — 3 Wochen vor Ostern und Michaelis begann die Miethszeit 
bei den Grapengetern (R. aus dem 14. Jahrb., Wehrm. S. 227), 6 Wochen vor 
Ostern und Michaelis bei den Barberern (R. v. 1480, Wehrm. S. 165) und Kannen- 
getem (R.v.1508, Wehrm. S.247).— Die Harmaker (R.y.l443, Wehrm. S.230) 
durften nur am Sanct Johannistage und Sanct Thomastage miethen, die Perminter 
nach der allen R. v. 1330 nicht „ante festum nativitatis beate Mariae" (Wehrm. 
S. 363). — Die R. der Pelser (vor 1409, Wehrm. S. 357^ schreibt sogar eine 
bestimmte Stunde vor: Vortmer wanner des knechts denst vte is vnde he ghetten 
befft to middage mit zineme meistere, so mach ene meden, vre ene meden wil ; medet 
he ene eer de tyd, dat schal he wedden mit dree marken sulvers vnde schal deme 
knechte dar to orloff geben. 

Eine Aufkündigung scheint im Allgemeinen nicht stattgefunden zu haben; nur 
in einem Fall und z^ar bei den Spinnrademakern zu Lübeck' wird sie verlangt (R. 
V. 1559, Wehrm. S. 450: Thom acbtenn so schall ock nen knecht ringer den ein 
halff jar by enen meister denen vnd wo ome by demsutven nicht lenger tho blyven 
gelevet, so schall he ohme ein verdell jar thovoren vpseggen, wedderumb schall ock 
Ben meister synen knecht buten tydes vorloven oder enem andern den synen entspa- 
nen, by pene dre marck sulvers dem wedde vnd dfm ampte einen gülden, idt were 
dan, dath knecht oder meister billicke vnd erhebliche orsake dat tho donde hedde). 

280) Dies Verbot wird u. a. erwähnt in den Rollen der Perminter von 1330 
(Wehrm. S. 363), der Grapengetere aus dem 14. Jabrh. (Wehrm. S. 227), der 
Pelser vor 1409 (Wehrm. S. 356), der Lyneqwevere vor 1425 (Wehrm. S. 322), 
der Harmaker v. 1443 (Wehrm. S.230), der Lorer v. 1454 (Wehrm. S.316), der 
Budelmaker v. 1459 (Wehrm. S.187), der Barberer v. 1480 (Wehrm. S.167). — 
Eine Ausnahme machten anscheinend nur die Yiltere (R. aus dem 14. oder 15. Jahrb., 
Wehrm. S.472; vgl. oben Anm. 250. 278). 
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unter der Herrschaft der freien Goncurrenz und voltoi Gewerbefoeibeit 
sich in sich selber reguliren, bis in die roinutiösestefi Details von einer 
den einzelnen Prodacenten und Consumenten beherrschenden Qesammt- 
heit regulirt wurden und überall in der Form von Becbtsnormen 
auftreten, denen die einzelnen Individuen unterworfen waren. Es ist 
aber auch der Beweis versucht worden, dass alle diese Institutionen 
nur als die nothwendige wirthschaftliche Consequenz der einmal von 
der Stadt sich als sittliche Pflicht gestellten Aufgabe, für das mate- 
rielle Wohl ihrer Mitglieder zu sorgen, erscheinen. Während in der 
modernen Volkswirthschaft die widerstreitenden materiellen Interessen 
der Einzelnen in der vollen Freiheit des wirthschaftlichen Verkehrs 
und der individuellen Thätigkeit ihre Versöhnung finden sollen, 'beruht 
die Wirthschaft jener Zeit auf der Beschränkung der individuellen Frei- 
heit und herrscht damals die Anschauung vor, dass der durch die Ver- 
schiedenheit der Einzelneu in ihren persönlichen wie materiellen ICräf- 
ten bedingte Kampf zum Wohl des Ganzen vermieden werden müsse 
und auf wirthschaftlichem Gebiete nur durich eine Besdiränkung der 
Einzelnen zu Gunsten der Andern und der Gesamisitbeit vermieden 
werden könne. Es überwiegt deshalb auch die Sorge für die Ver- 
theilung der Güter. Das Recht zu einer solchen Beschränkung des 
Verkehrs und der Einzelkraft, welche heute so oft als eine Verletzung 
der angebomen Menschenrechte hingestellt wird, vindidrte sich in 
Uebereinstimmung mit der Bechtsanschauung der Zeit damals die Stadt- 
obrigkeit wie die Genossenschaft. — In engen, durch das Gesetz fest 
gezogenen Schranken bewegt sich daher die Befriedigung der wirth- 
schaftlichen Bedürfnisse. Aber überall gehen diese Schranken aus dem 
sittlichen Bestreben, das Wohl Aller zu fördern, hervor. Um das mate- 
rielle Wohl der Producenten zu sichern, gelangte man zu dem Recht des 
Zunftzwanges und dem Recht auf gewisse Arbeit, um innerhalb der ein- 
heimischen Production dem Einzelnen von seiner Arbeit das genügende 
oder wenigstens nach den Gesammtverhältnissen mögUche Einkommen 
zu gewähren, stellte man die Forderung der Gleichheit der Zunftgenos- 
sen auf, und um sie zu realisiren , ward man zur Beschränkung der 
Production der Einzelnen, zur Egalisirung der Productionskosten , des 
Productenpreises und des Einzelgewinnes geführt. Um endlich dem so 
gewahrten Interesse der Producenten gegenüber auf der andern Seite 
auch di6 Gonsumenten zu schützen, schuf man Institutic«en , welche 
die Herstellung guter Arbeiten und die Herbeiführung entsprechen- 
der Preise bezweckten. Die Urkunden und sprechender noch die Ge- 
sammtheit dieser Institutionen führen den Beweis, daßs diose zwiefache 
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(SoBge imd BAckakM, die in 'der S<Mßge für das GesäBHdtW'OH »di zu 
Mier und d^rselten 'Coticentrirt, das kitende und bewegende Motiv der 
gesummten ZanftorganisayuKn gewesen ist, und schwer wird sich der 
Nach^reis erbringen lassen, dass bewusst der einen vor der andern der 
y^oiamg gegeben worden. Wie weit es dieser Organisation der Arbeit, 
diesen Pro^dut't&T-Associationen des Mittelalters, in der 
That gelangen ist, ihr sittlich-ideales Ziel sü erreichen und die wider- 
streitenden Interessen der Einzelnen in der nnter jenen Verhältnissen 
besinnlichsten Lösang zur befriedigenden Versöhnung zu bringen, tnuss 
ener eisgehendereu, auf die'üntersuchung der gesamiBten realen Wirth- 
schaftsyerhältoKSse jmer Zeit gestützten Tbrschuag vorbehalte bleiben. 

Zum Sdikiss mug es ans noch gestattet sein , kurz den Einfluss 
und «die Bedeutung hervorzuheben, wdche die Zunftorganisation wäh- 
rend der Blüthezeit im Gegensatz zur freien Goncurrenz auf das Ver- 
hältnifis der Arbeit zum Besitz und auf die Gemeinschafts- 
form en , in denen sich die Production vollzieht, — soweit jenes Ver- 
hältniBS und diese Formen die Vertheilung der Gitter berühren, — 
ihrer wirthschaftHcben Natur nach haben mnsste. 

1. Das Zunftwesen und die gewerbliche Arbeit jener Zeit beruhen 
auf der bereits vollzogenen Trennung von Arbeit und Besitz, in dem 
Sinne, dass, wenn audi in der Gesammtwirtbschaft beide nicht vdlUg 
gleichberecht^ dastehen, doch auf dem Gebiet der Fabrikation die 
Arbeit a^ts selbstständiger, productiver Factor anerkannt wird und bei 
dw Vi^theilong der Güter neben d^n .Besitz als theilberechtigt er- 
aeheint. Der Gegensatz zwischen diesen Fundamentalkräften der 
Volkswirthscbaft zieht sidi durch d^en ganze Oeschicbte hindurch, 
bald m^v bald weniger zur Erscheinung kommend; selten in hellen 
flammen zum offenen V«rnichtungskampfe ausbrediend, sind noch Viel 
sritener beide Kräfte friedlich neben einander, in harmonischer Ver- 
söhnung, thätig. Die Blüthezeit des Zunftwesens scheint, Dank der 
Zünfdorganisation, fär die gewerbliche Arbeit in Deutsehland eine solche 
Zeit der Versöhnung gewesen zu sein. 

Ueber das natürliche Verhältuiss beider herrsdit theoretisch 
kaum ein 'begründeter Streit. Mag man auch immerhin die Arbeit 
tkls den aUein productiven Factor und als die alleinige Ursache aller 
Umgestaltungen der natürlichen Welt b^eichnen, so vermag sie 
sich doch nicht zu äussern, ohne dass die Nat^r ihr das Object dar- 
•bietet. Die Erde, die Nartur mit ihren Kräften und der unendlichen 
Fülle ihrer Stoffe ist die objective Grundlage der meuschlichen Thätig- 
keit, und Nator und Arbeit sind die letzten Entstehungsursach^ aller 
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wirthschaftlichen Dinge ^^). Sobald daher der Arbeiter und der 
der Natur getrennt sind, so folgt daraus das Recht des Letzteren, 
wenn er dem Andern die Natur, um vermöge derselben das Product 
zu erzeugen, gewährt, an diesem Product einen Antheil zu haben. Ur- 
sprünglich freilich ist diese Trennung nicht vorhanden, ursprünglieh 
gehört die Natur Jedem gleich und steht Niemandem ein ausschliess- 
liches Recht auf einen Theil derselben zu. Aber nachdem einmal aus 
der Entwicklung *der gesellschaftlichen Verhältnisse das Eigenthums- 
recht, als das Recht auf den ausschliesslichen Besitz eines Naturgegen- 
standes , hervorgegangen ist und als die* Basis des gesellschaftliche 
Zusammenlebens anerkannt wird, muss es aus jenem Grunde auch, so 
lange es besteht, wirthschaftlich respectirt werden. Während daher 
vor seiner Existenz nur der Arbeit der Ertrag des Products gebülurt, 
kommt derselben, wenn einmal die Entwicklung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse Grund und Boden bestimmten Personen zu Eigenthum 
tradirt hat, dieser Ertrag nicht mehr allein zu. Grund und Boden 
mit ihren Kräften und Stoffen bilden indess nicht den vollen Inhalt des 
Besitzes, ihnen gesellt sich noch das Kapital hinzu. Die Arbeit hat 
den Zweck, mit ihren Producten durch deren Consumtioh menschliche 
Bedürfnisse zu befriedigen. Sobald die Production die Gonsumtion über- 
steigt, entsteht mit diesem Arbeitsüberschuss potenziell das Kapital, das, 
da jener Arbeitsüberschuss in einem Naturgegenstande zur Erscheinung 
gekommen ist, Sachbesitz wie der von Anfang an vorhandene Grund 
und Boden ist. Wird er der Arbeit überlassen, um vermöge desselben 
neue Producte zu erzeugen, so muss auch auf ihn dasselbe Gesetz wie 
auf den Grund und Boden Anwendung finden. Hieraus folgt mit Noth- 
wendigkeit die Forderung des Gondominats von Arbeit und Be- 
sitz am Product, ein Gondominat, das in der Besitzrente, wenn wir 
uns dieses Ausdrucks bedienen dürfen, mag sie im concreten Falle 
Kapital- oder Bodenrente oder Beides zugleich sein, und in dem Ar- 
beitspreise (Arbeitslohn) seine wirthschaftliche Auflösung in entspre- 
chende Tauschwerthe finden soll. Wenn aber auch die Arbeit das Pro- 
duct mit dem Besitz zu theilen verpflichtet ist, so ist doch anderer- 
seits — und das ist für die Frage des Rechts der Arbeit und des ge- 
sammten Arbeiterstandes der principiell festzuhaltende Gesichtspunkt — 
diese Theilnahme an dem Product resp. dem Ertrag des Products nach 
dem Verbältniss ihres Antheils an der Production, das absolute 
Recht der Arbeit*"), ein Recht, das freilich in der Geschichte der 

281) Vergl. Dietzel a.a.O. S. 104. 

282) Diese Forderung, welche sich in den socialen Bestrebungen der Gegiii- 
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Vdkswirthschaft der Arbeit meist sehr verkümmert zu Theil gewor- 
den ist. 

In welcher Form auch immer diese Theilong vorgenommen werden 
mag, soviel ist klar, dass, sobald die Trennung der Personen, der Be- 
sitzer und Arbeiter eingetreten ist, überall von dem Product, was dem 
Einen entzogen wird, dem Andern zuwächst, und umgekehrt. Hierin 
liegt d^ natürliche und nothwendige G^ensatz zwischen diesen Facto- 
ren der Production , der mit jener Trennung den Individuen zürn Be- 
wosstsein kommt und, wenn in Wirtbschaft und Kecht Arbeit und Be- 
sitz als freie gleichberechtigte Factoren anerkannt werden und ihnen 
aHein die Feststellung des Theilungsverhältnisses überlassen wird, feind- 
lich hervortreten muss, sobald das Recht des einen oder andern ver- 
letzt wird. 

Der historische Entwicklungsgang der Freiheit der Arbeit und ihres 
Rechts gegenüber dem Besitz hat in der Gegenwart diesen Gegensatz 
zu einem fast unversöhnlichen gemacht '*'). 



wart als die Forderung der Betheiligung der Arbeiter am Gewinn und als Auf- 
hebung der Natur des Arbeitslohns als blosser Productionskosten geltend macht, ist 
die Thesis für die Losung der socialen Frage, deren scheinbare Unmöglichkeit auf 
der Schwierigkeit beruht, das Verhaltniss zu finden, in welchem den Rentenberech- 
tigten und den Arbeitern, dem Besitz und der Arbeit das Condominat gebühre, und, 
wenn es gefunden, die consequente Durchführung desselben zu erzwingen. 

283) Rodbertus, dem wir zum Theil in den obigen Ausführungen folgen, 
bemerkt (in seiner Abhandlung: Zur Geschichte der römischen Tributsteuern seit 
Augustos. Hilde brand's Jahrbb. Bd. V S. 278 ff.) nach unserer Ansicht eben so 
wahr wie treffend: „Hätte ursprünglich der nackte Erdbesitz der Einen der 
andern Arbeitskraft der Andern gegenübergestanden, so würde, da sich zur Güter- 
herstellung beide Theile gegenseitig bedürfen, dies gegenseitige Bedürfniss auch zu 
einer billigen Vereinigung über die Theilung der Früchte der Arbeit geführt haben, 
obwohl die Besitzer auch dann schon in der Lage gewesen wären, yorth eilhaftere 
Bedingungen als die Arbeiter zu erlangen, da jene ausser ihrem Besitz ja auch selbst 
noch Arbeitskraft , diese aber ausser ihrer Arbeitskraft keinerlei Besitz gehabt hät- 
ten. Allein ein solcher Zustand hat ursprünglich nicht existirt. Demjenigen, in 
welchem die freie Arbeit dem Besitz gegenübersteht, geht schon ein andrer, eine 
Tieltausendjährige Citilisation Toran, während welcher die Arbeit nicht frei war, 
sondern selbst zum Besitz gehörte, und in welcher deshalb die Früchte der Arbeit 
für Früchte des Besitzes angesehen wurden. Erst später, als in diesem Zu- 
stand die Arbeit schon eine Menge Früchte aufgehäuft hatte, die nun sämmtlieh 
dem Besitz gehörten, ward die Arbeit frei gegeben, aber nun stand nicht mehr die 
nackte Arbeit dem nackten Besitz, sondern die nackte Arbeit einem mit einem gan- 
zen Nationalreichthum schon bekleideten, mit Kapital ausgerüsteten Besitz gegenüber. 
So war nun die Lage der Arbeiter bedeutend verschlimmert. Mochten sich,, an sich, 
beide Theile noch immer gleich sehr bedürfen, unter den gegehenen historischen Um- 



Deradbe rnbt noch in der antikm Wirtksduift, in dar iflie Aiteit, 
unfrei und onselbstständig , mit wenigen Aasnahmen dem BesitE vWig 
üBtarworfan irar. Wo der Arbeiter Sdave war und seine Arbeitskraft 
ram sacblidien Nationalvermögen gebOrte, konnte von einem Becht der 
Aifbeit anf ihren Antheil an der Production keine Rede sein. Und da 
der Oikenherr dnrch seine Sdaven nidit nur die Rohstoffe prodveirei, 
sMdem dieselben auch verarbeiten und im Handel versenden Ucss, war 
« Albeiter-, Boden- und Kapitalbesitzer in mner Person^. 

Das Mittelalter zeigt beide Elemente in friedlicher VersMinong. 
fa Deutschland war der Fronhof, was in Born mid in der antiken 
WMt der Oikos. Wohl hat es neben und auf ihm «eiiuselne freie Ar- 
better gegeben ^^), aber im Aflgemeinen war die Arbeit, zumal die 

ständeD bedurfte die Arbeit jetzt dringender des Begiti es als umgekehrt, denn dieser 
InWe Jetrt die Wittel tu warten. 

AUoio m trat nodi ein anderes, die Arbeit weiter benaclitbeiiigeiides IfeiMnt 
hins«. 

Solange die Arbeiter selbst zum Besitz gehört hatten, war es nur eine natür- 
liche Folge gewesen, dass auch die Früchte der Arbeit dem Besitz gehört hatten, 
ja «Is Früchle des Besitxes aageneben worden waren. Allein die Glesellscbaft btiob 
aoch in dieser Gewohnheit, als die Arbeit frei gelassen war. Der Arbeit blieb «iich 
jotst, wie selbstverständlich, das Recht der Speciftcotion entzogen und das gessnunlo 
Arbeils|»rodnct gehörte nach wie vor nicht dem Arbeiter allein, oder auch nur beidos 
Ihf ilen «nsamnian, dergestalt, dass entweder die Arbeiter den Grundbesitzern häUen 
abgeben oder beide sich über ihr Condominat durch eine Theilung der realem 
Fjrachte hatten abfinden mOssen, sendem dem Besitz allein. Mun blieb nicht 
Uoss die Arbeit für alle Zeiten vom Besitz autgeschlossen, sondern ihre Veroinigung 
aiit dem Besitz zur Herstellung von Gukrn nahm noch eine eigenthtalicbe Fonn 
an. Statt einer wirkliohen Thoilnng des realen Products zwischen Arbeit und Be- 
sitz «lentstand die Löhnung der Arbeiter von Seiten des Besitzes — «ine Tor- 
Iragaform» in der die Arbeit gleichsam fortwährend um ihr Ersigehurtsrecbt f obracbt, 
lortwährend in der Lage ist, ihre Erndte auf dem Halm verkaufen zu müssen.^ 

264) Vgl. Rodbertus a. a. 0. u. a. S. 297 ff. 

286) Vgl. Maurer, Geschichte der Fronhöfe, der Bauernhöfe und der Hofvar- 
fassung in Deutschland. 4 Bde. Erlangen 1862--1864. Bd.1 S.181. 197 ff. 253. — 
Gfrörer, Zur Geschichte deutscher Volksrechte im Mittelalter. Heransgeg. von 
Weiss. 2 Bde. Schaffhausen 1866. 1866. Bd. 11 S.i86ff. 194 ff. — Bass freie Hand- 
werker auf den königlichen Kammergutarn zur Zeit Karl's des Grossen sich hofoi- 
den haben, gebt aus Abschn. 4, vornämlich aber aus Abschn. 62 u. 62 des Ca|Mtulare 
de villis hervor, in welken ingenui und liberi neben servis erwähnt worden. •— 
A«cb ^e in der Wirthschaltsordnang des Klosters Korvei erwähnten, zu den 160 
JNenstleuten gehörigen Handwerksr sind frei gewesen (Gu^rard, Polypti^e Inni- 
nen U. ,p. 366). — Urkundlich lassen sich unter Karl dem Grossen «ad Ludwig «dem 
Fisammen eine Menge freier Handwerker und zwar auf dem platten Lande aaohwei- 
atA. VgL hierüber Gfrörer a.8.0. S.194ff. 

waren auch die in «wei Vskundtn aus 4en Jahren QU — fiil6 bei M.o<i- 
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gewerbliche, zur Zeit der Fronhofs wirtbschaft unfrei und unselbstskftn- 
dig. Der Handwerker liefert dem Fronherrn entweder als Colone sein 
Arbeitsproduct als Gegenleistung für den ihm gewährten Fundus oder 
Schutz '^®) , oder er arbeitet , als Höriger auf dem Fronhofe wohnoDd, 
wie der römische Sclave Gebrauchswerthe für den Fronherrn ^*^). In 
beiden Fällen ist die Arbeit noch nicht vom Grundbesitz getrennt, der 
Arbeiter von diesem abhäi^ig und grundhörig ^^). Diese Lösung be- 



«helbecfc, Historia Frisingensis. 4 Bde. 1724, genannten Schmiede Engilmar und 
ilpravt* Urk. no 583 (Bd. I S, 301): Notitia, quod Bngilmar faber reddidit eensitm 
sttum Hittoni Episcopo pro benificium, quod habet ad Slegileapach. Cenaus este 
debet annis singulis solidus unus argenti .... Urk. no 685 (Bd. 1 S. 302) : Notitia, 
qnomodo Ilprant faber territorium reddidit in manus Hittoni Episcopi , praesentibus 
islis .... 

286) Zahlreiche Beispiele derartiger Lieferungen finden sich in den erhaltenen 
Zins- Utt4 Gttterbächern der Klöster. Vgl. z. B. die Deacriptio hubamm et penalt- 
au« ad curiam Furde pertinentiuin : in vico Columbacfa sunt XI huhae^ .^Mamoi .... 
undecima vero huba villicationi adtinet, qualinus inde VÜI gtaiyi, unum mortarium 
in natali domini, XL quoque acutellae iu pascha fratribus a villico ministrentur (Co- 
dex principis olim Laureshamensis. 3 Bde. Mannh. 1768 — 1770. Bd. I S.217 
Urk. nol40). Andere Beispiele in der Urk. no 139 Cod. Lauresh. Bd. I 8.216, Urk. 
00 3813 ebend. Bd. III S 291. Bei Gu^rard, Polypt. Irm. Bd. II S.l08no244, 
S.149 no99, nol02, S. 97 no ISOu.s. w. — Ygl.Mauror a.a.O. Bd.! S.263. 893. 
Bd. II S. 323 ff. Bd. III S. 244. 246 ff. 282. -- Die Umwandlung der Naturaldienale 
in Oelddienste veränderte diese wirthscbaftlich abhängige Stellung ebenaowenig wie 
die rechtliche. S. Maurer a. a. 0. Bd. II S.333. Bd. III S.284. Bd. lY S. 502 ff. 

287) VgL Maurer a. a. 0. Bd. I S. 6. 202. 247. 256. 293. Bd. II 8. 316. 326. 
Bd. 111 S. 290. — Der freie Verkehr mit Fremdjen war ihnen niur mit besonder«: 
Erlaubnisa des Fronherrn .gestaltet (s. Anm. 224) , die indeas schon sehr früh iiad 
allmählig in immer auagedehnterem Masse gegeben wurde (Lex Burgund. Ut. 21 c..2: 
Quicunque servum suuni aurificem, argenlarium, ferrarium, fabrun aerarium, sartorep 
vel sutorem in publico attributum artificium exer/cere permiaerit, et id, quod ad fa- 
cienda opera a quocunque suscepit, fortasse everterit, dominus ejus aut pro eodem 
satisfaciat aut aervi ipsius si maluerit faciat ceaaioaem. Vgl. Maurer a. a. 0. Bd.i 
S.202. Bd. III S.129). 

288) Soweit sie unfrei waren, konnten sie wie jede andere Waare mit o^ar 
olme Grund und Bod^n veräussert, vindicirt« versetzt oder ersetzt werden. In Be- 
ziehung nach aussen waren sie ohne allen rechtlichen Verkehr; der Herr vertrat sie 
und erjselzte auch den von ihnen verursachten Schaden. Die von ihnen mit fremde 
Freien oder Unfreien eingegangenen Verträge waren ungültig (Maurer a. a. 0. Bd. I 
S. 321). Oft wurde indess bei ihnen (vgl. die Anm. 287) eine Auanahme gemaisht. 
Ueberhaupt aber waren sie, namentlich in der entwickelten FronMofawIrthichaft, nMJ*t 
Hörige, mithin pefsonlich frei, aber an di« Scholle gebunden. Sie koonlea nicht 
allein, w,ohl aber mit Grund und Boden vieräussert werden (Maurer a. a. 0. Bd. I 
S. 324), und durften selhatalftodig wht ihcea VAhwilz yerandera, sich nicht in 9km 
andern Herrschaft niederluci^n odpr irerJifiiuthBOt oir«i4iieU .'konntra aie itedicirt 
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reitet sich erst und sehr allmählig in den Städten vor, seitdem diese 
gegründet werden, seitdem dorthin von den Fronhöfen die Handwerker 
zusammenströmen^^) und, persönlich durch den Aufenthalt in densel- 
ben frei geworden, nicht mehr Gebrauchswerthe für den Herrn, son- 
dern Tauschwerthe für die Consumenten produciren. Die persönliche 
Freiheit geht der wirthschaftlichen Selbstständigkeit vorher. In die- 
ser Beziehung befand steh anfänglich auch in den Städten die gewerb- 
liche Arbeit in derselben Abhängigkeit vom Grund und Boden, dem 
einzigen Besitz jener Zeit, der seit dem zwölften Jahrhundert in allen 
Städten, in den bischöflichen wie Palatialstädten , in den Händen der 
Stifter und Klöster, der Ministerialen und Patricier war'^^) und, bei 
der früheren Geschlossenheit und Unbeweglichkeit des Grundeigen- 
thums, von den Handwerkern-, ganz abgesehen von ihrer rechtlichen 
Unfähigkeit, echtes Eigenthum zu erwerben, schon deshalb nicht er- 
worben werden konnte, weil Grundbesitz und Geldvermögen noch in- 
commensurable Grössen waren. Wir können hier nicht weiter darauf 
eingehen, wie allmählig das Grundvermögen in Folge der durch das 
Handwerk wesentlich beförderten Geldwirthschaft mobilisirt wurde und 
die gewerbliche Arbeit mit Hilfe der Institutionen der Leihe und des 
Bentenkaufs ihre frühere Abhängigkeit vom Grundeigenthum löste ^*^). 
Für unsem Zweck genügt hier der einfache Hinweis auf diesen Kampf 
und die in dem Chaos der Controversen über die gewerblichen Ver- 
hältnisse jener Zeit feststehende Thatsache, dass die gewerbliche Arbeit 

werden (Maurer a. a. 0. Bd. I S.324). Eine weitere Folge war aach bei ihnen 
der rechtliche Mangel jedes Commerciums , die Unzulässigkeit alles rechtlichen Ver- 
kehrs mit Fremden ohne Zustimmung oder wenigstens ohne Vermittlung ihres Herrn 
(Maurer a. a. 0. Bd.I S. 326). — Die freien, bloss schutzpflichtigen Handwer- 
ker — welche die Ausnahme bildeten — waren zwar persönlich frei und fähig, über 
ihr Eigenthum frei zu ?erfägen (Maurer a. a. 0. Bd.I S. 331). Ihnen war auch 
eine gewisse Freizügigkeit gestattet, aber doch nur innerhalb des Umfangs der 
Schutzherrschaft, diese selbst durften auch sie nicht ohne Consens des Schutzherrn 
verlassen (Capitul. III de 813 c. 11). Und jedenfalls konnten auch sie, gleich den 
Hörigen , mit dem Grund und Boden , auf welchem sie wohnten , yeräussert und an 
einen andern Schutzherrn abgetreten werden. (So wird z. B. in der Urk. v. 820 
bei P e z , Thesaurus anecdot. nov. I p.*9, in welcher Abt Sigfried dem Stift Emmeran 
in Begensburg Güter mit den Wirthschaftshäusern schenkt, auch ein freier Schmied 
mitübergeben. ... in undecima domo est quidam iogenuus faber, Atfbaldus nomine, 
cujus uxorem et infantem donamus.) Der Grundbesitzer hatte somit das freie Ver- 
fflgungsrecht über ihre Dienste und Leistungen. 

289) Maurer a.a.O. Bd. III S. 129 ff. Bd. IV S. 466 ff. 481. 

290) Arnold, Zur Geschichte des Eigenthums in den deutschen Städten. Basti 
1861. S. 31. — Derselbe, Yerf. -Geschichte Bd. II S. 208. 

291) Arnold, Zur Gesch. d. Eigenth. S. 206 ff. 94 ff. 
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im dreizehnten Jahrhundert dem Besitz gegenüber ihre Freiheit and 
Selbstständigkeit errungen hatte '^'). 

Wir können hier auch nicht näher den Zustand der gewerblichen 
Arbeit in diesem immerhin mehrere Jahrhunderte umfassenden Zeit- 
raum erörtern. Es muss ununtersucht bleiben, wie sich dort, wo hof- 
rechtliche Innungen bestanden, die neu hinzukommenden Handwerker 
in diese einfügten oder neben ihnen ebenso wie in den Orten, wo keine 
hofrechtlichen Innungen die Handwerker vereinigten, frei und sdbst- 
ständig ihr Gewerbe trieben; wir müssen auf die Darstellung verzich- 
ten, in welchen wechselnden Verhältnissen diese Handwerker sich zu 
der Stadtobrigkeit, zu dem Grundbesitz und zu einander befanden. 
Alle diese Fragen würden uns weit über das Ziel dieser Abhandlung 
hinausführen. Dunkel und unerforscht, wie diese Jahrhunderte in ihren 
wirthschaftlichen Verhältnissen noch daliegen, gehen wir auch nicht 
auf die Frage ein, ob in ihnen die Gewerbefreiheit und freie Goncur- 
renz bestanden. Wir haben oben, eine reine Hypothese aufteilend, 
dieselbe bejaht. Wenn aber diese Annahme richtig ist, wenn der 
Grundsatz, den das Kopenhagener Stadtrecht noch 1294 Art. 48'*') 
bezüglich der Handwerker gesetzlich festhielt, dass Jedem, jder in der 
Stadt geboren sei, jeder Gewerbebetrieb frei stehe und er nur eine 
Oere dem Vogt und eine der Stadt als Anerkennungszeichen zu zahlen 
habe, allgemein auch in den deutschen Städten, und nicht bloss für die 
Eingeborneu, sondern auch für die fremden Zuzügler Geltung gehabt hat, 
und wenn innerhalb dieser Freiheit des Gewerbebetriebes keine Schranke 
die individuelle Thätigkeit des einen Gewerbetreibenden g^enüber den 
andern eingeengt hat, so dürfte die Gründung der Zünfte und die spätere 
Zunftorganisation, wie wir sie in der obigen Entwicklung betrachtet haben, 
noch in einem ganz andern Lichte erscheinen und werden wir in ihr viel- 
leicht bereits die Reaction gegen den Zustand und die durch 
ihn bereits hervorgetretenen Folgen der bestehenden Ge- 



292) Arnold, Zur Gesch. d. Eigenth. S. 139: „Seil dem Ende des 13. Jahr- 
hunderts finden wir in den meisten Städten Angehörige des emporgekommenen drit- 
ten Standes im Besitz von Zinsen, Leiherechten und ungetheiltem Eigen. So er- 
scheint 1292 die Wittwe eines frankfurter Bartscheerers im Besitz Ton 5 Mark Zins 
auf zwei Häusern, 1295 erwirbt ein Schuhmacher mit seiner Frau ein Haus daselbst 
zu Eigenthum (jure proprietatis) , 1316 kauft ein Metzger ?om Kloster Thron das 
Eigenthum einer Hofstatt unter den Fleischbänken (Böhmer 263. 293. 429); in 
Basel verleiht 1315 eine Schneiderswittwe ein Haus, in demselben Jahr ein Metzger 
ein anderes, 1335 die Wittwe eines Gärtners ein drittes, und bald darauf finden wir 
Handwerker der verschiedensten Art im Besitz von Eigenthum.'* 

293) Rosenvinge a.a.O. S. 190 bei Wilda a.a.O. S.317. 
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werbefreilieit und der freien Goncurrenz erkenneii mCtesen. 
Manches in den wenigen bisher bekannten Urkunden und in den ein- 
zelnen Zunftinstdtutionen dentet auf diesen Anlass hin, doch wie gesagt, 
wir müssen uns hier bescheiden und es bei dem Wagniss der vorer- 
wähnten Vermuthung bewenden lassen. 

Mag aber die Zunftorganisation ihre Existenz der innerhalb der 
gewerblichen Production bereits wirklich hervoi^etretenen oder der erst 
zu befürchtenden Uebermacht des Besitzes verdanken, in jedem Falle 
ist es ihr Verdienst und ihre wirthschaftliche Bedeutung, die vor ihr 
bereits erkämpfte Freiheit und Selbstständigkeit der ge- 
werblichen Arbeit gegenüber dem Besitz dauernd erhal- 
ten und gekräftigt, und den Gegensatz zwischen Besitz 
und Arbeit gemildert, den Kampf zwischen beiden sistirt 
zu haben. Darf man sagen, dass hier das Princip der Produc- 
tiv-Association zum ersten Male in der Geschichte der wirth- 
schaftlichen Entwicklung der Völker zum Siege geführt ist? — Bei 
freiem Verkehr muss der Besitz, so wie er historisch der Arbeit 
gegenüber getreten ist, diese — in ihrer Isolirtheit — unterdrücken. 
Wir kommen gleich darauf näher zurück. Der für die gew^Uiche 
Arbeit gefährlichere Besitz ist — nach Anerkennung der Freiheit 
der gewerblichen Arbeit und nach Einführung der Geldwirthschaft — 
nicht der unbewegliche,** sondern der bewegliche, sobald er in der 
Entwicklung der Volkswirthschaft selbstständig eine werbende Kraft, 
die vielverkannte werbende Kraft des Kapitals, erlangt hat. Er, her- 
vorgerufen durch die gewerbliche Arbeit, hätte auch diese damals un- 
terdrücken, von sich abhängig machen und zwischen den Prodncenten 
den Classenunterschied der Besitzer und Nichtbesitzer herbeiführen 
müssen, wenn nicht das Zunftwesen durch seine Organisation die na- 
türliche Wirkung des Kapitals paralysirt, die Unterschied setzende Kraft 
desselben aufgehoben hätte. Gegenüber dem Bestreben des Besitzes, 
den Arbeitsertrag der nur ihre Arbeitskraft besitzenden Arbeiter auf 
den nothwendigen Unterhalt derselben herabzudrücken, schuf sie Ein- 
richtungen, welche, wie oben ausgeführt wurde; wenn auch vielleicht 
mit Nachtheil für die Gesammtproduction und auf Kosten der Freiheit 
und des Eigenthumsrechts der Einzelnen (im modernen Sinne) für alle 
Arbeiter den Gewinn nur auf die Arbeit basiren, ihn überdies für die 
einzelne Arbeitskraft möglichst gleichmässig gestalten sollten. Dahin 
zielten die Abgrenzung des Absatzgebietes, der Zunftzwang, die Ver- 
hinderung des Grossbetriebes, die Lohnregulirungen und vor Allem die 
Negation der selbstständigen Productivität des Kapitals. Unt^ der 
Herrschaft dieser Institutionen war in der That das Recht def Arbeit 
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saf TheiUmhme an dem ProAict mekr wie gewahrt; ind^iv der Gnind- 
besitz seinen Antheil an der Prodnction im Zins erhielt, das Kapital 
aber bei den nicht reinen Lohngewerben nur als Eigenthum des 
Arbeiters anf die Production verwandt werden konnte und innerhalb 
dieser Verwendung der Unterschied zwischen der ungleichen Quantität 
des Kaj^albesitzes aushoben war^ hat die Arbeit das Recht der Spe- 
cffieation erhalten und erscheint in dem Preise des Products der die 
Productlonskosten übersteigende Uebersdiuss als ein reiner Arbeits- 
gewinn. Sias Moment des standesgemässen Gewinns ändert in der Na- 
tur desselben hier, wo nur das Verhältniss der Arbeiü zmn Besitz in 
Frage kommt, nichts. Mehr wie heute ist damals die Arbeit innerhalb 
der gewerblichen Production die Quelle de» Beichthums '*^). Bei den 
reinen Lohngewerben freilich, sowie bei den Nidhtlohngewerben in den 
Fällen, in welchen die Arbeit ihr Aequivalent als »Lohn« empfing, 
d. h. für die Gesellen, konnte jener Gegensatz eher und leichter her- 
vortreten'^^); aber hier finden wir, um dies zu verhindern, die Insti- 
tution der Lohnfestsetzung, die in gleicher Weise gegen die Macht 
des Kapitals gegenüber der Arbeit, wie gegen die Macht der selbst- 
sttedigen Arbeit gegenüber der unselbstständigen gerichtet war. 

Und nicht nur, dass diese Institutionen den Gegensatz da, wo 
Artteit und Besitz verschiedenen Personen gehörten, aufhoben oder 
doch milderten, sie ermöglichten zugleich die Vereinigung beider in 
derselben Person — die beste und vollendetste Auflösung jenes Gegen- 
satzes. Dies geschah, indem sie die Entstehung des kleinen Be- 
sitzes förderten, indem sie es demjenigen, der nur seine Arbeitskraft 
hatte, ermöglichten, selber das zu seiner Production nothwendige — 



291) Und jene Antwort, welche in der uns ?on Johann von Wintcrlhnr aufbe- 
wahrten Erzählung ein Gerber in Basel dem Könige Rudolf gab, enthält eine tiefe 
wirthBchaftliche Wahrheit. Als Konig Rudolf einst nach Basel kam, kehrte er bei 
einem Gerber ein, den er auf der Gasse bei schmutziger Arbeit getroffen hatte. 
Sogleich Hess dieser durch seine Frau ein prächtiges Gastmahl zurüsten und in den 
kostbarsten Geschirren eine Menge von Speisen und Gelränken auftragen. In reichem 
Sehmnck nahm dann die Frau mit am Tische Platz. Da fragte der K5nig verwun- 
dert: Warum schleppt Ihr bei Eurem Ueberfluss Euch langer mit lästiger Arbeit 1 
Darum, sagte der Gerber, weil Arbeit die Quelle des Reichthums ist Joh. Yitodur. 
bei Bccard., Corp. bist. I, 1751. Bei Arnold, yerf.-Ge8ch. I. S. 364. 

295) Wir haben oben gesehen , dass in diesen Gewerben in der Thal der Lohn 
auch in Jener Zeit bisweilen so weit herunterging, daas die (veseUen mit demselben 
nicht mehr ihre nothwendigen LebensbedOrfnisse befriedigen konnten und, um eine 
Lohnerhöhung zu erreichen, zu dem Mittel der gemeinsamen Arbeitseinstellung grif- 
fen. Aber wir erkennen auch, und das ist für jene Zeit charakteristisch, aus jener 
Speierer Üirkunde, dass die Arbeitgeber den Gesellen das Recht zuzugestehen, einen 
w hohen t'bilB fordern zu können, ^daes sie dfebei bevtehen k9nn«n^. 
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relativ geringe — Kapital zu erwerben, und indem sie endlich Um im 
dau^nden Besitze dieses Kapitals schützten. 

Die Zunftorganisation konnte nur unter gewissen wirthschaftlichen 
Verhältnissen und Voraussetzungen diese Wirkungen haben, sie musste 
mit der Aenderung dieser zum Anachronismus werden und die ent- 
gegengesetzten Folgen herbeiführen. Wir übergehen diese Zeit der 
Entartung und des Verfalls, wir übergehen, wie neben der zünftigen 
die unzünftige gewerbliche Arbeit sich entwickelte, wie in dieser Fto- 
duction sich das Verhältniss des Kapitals zur Arbeit gestaltete, und 
werfen nur noch einen Blick auf dies Verhältniss, wie es die Gewerbe- 
freiheit und freie Goncurrenz, wie es die seit der französischen Bevo- 
lution auch auf uns gekommene volle Freiheit der wirthschaftlichen 
Bewegung der Person und des Eigenthums unter den gegebenen histo- 
rischen Verhältnissen nothwendig bedingten. 

Diese Verhältnisse mussten den offenen Kampf beider Elemente herbei- 
führen. Unter ausdrücklicher Anerkennung des bisherigen, durch die der 
Production früher auferlegten Schranken geschaffenen, materiellen Be- 
sitzstands wurden die wirthschaftlichen Kräfte, Naturfonds, Arbeit und 
Kapital von den früheren Fesseln befreit und dem freien Auf- und 
Gegen einander wirken überlassen. Für die nackte Arbeit wurde auch 
in dies neue Stadium der volkswirthschaftlichen Entwicklung die frü- 
here Art der Entschädigung mit hinüber genommen und sie erhält nach 
wie vor ihren Antheil an der Production im Arbeitslohn. Aber indem 
nun dieser Lohn in der freien Goncurrenz durch freien Vertrag der 
Betheiligten bestimmt wird, ist es natürlich und nothwendig, dass der 
Besitz seine Uebermacht benutzt, diesen Vertrag so günstig wie miß- 
lich abzuschliessen , um sich eine möglichst grosse, der Arbeit eine 
möglichst kleine Quote des Productionsertrages zuzuwenden. Dieser 
Kampf, bedingt durch den oben entwickelten natürlichen Gegensatz der 
Interessen, ist jetzt unvermeidlich. Der Besitz hat das Bestreben, fort- 
während den Lohn herabzusetzen, weil er, um mit anderm Besitz con- 
curriren zu können, möglichst billig produciren muss, dies aber nur 
kann , wenn er die Productionskosten verringert. Als solche aber , als 
Kosten der Production und als nichts Anderes, erscheint ihm der Ar- 
beitslohn. In diesem Kampfe ist die Arbeit, abgesehen von der Un- 
gleichheit, in der sich beide Kräfte .bei Beginn des Kampfes befanden, 
in um so üblerer Lage, als sie selber — das Product aus Natur ^ Ar- 
beit und Kapital — den Charakter der »Waare« angenommen hat, und 
auch auf sie das allgemein geltende Gesetz der Preisbestimmung seine 
Wirkung übt. Wir haben dasselbe schon oben berührt. Indem der 

« 

Marktpreis durch das Verhältniss des Angebots zur Nachfrage bestimmt 
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wird, welches in letzter Instanz wieder durch die Productionskosten 
sich regulirt, findet er in diesen seine Minimalgrenze. Aehnlich der 
Arbeitslohn. Auch hier bilden die Productionskosten auf die Dauer 
die Minimalgrenze der Höhe desselben, zugleich aber auch die Linie, 
um die herum die Lohnhöhe beständig oscillirt. Für die wahre Ar- 
beitskraft gestaltet sich dies Preisgesetz nur noch insofern ungünstiger, 
als — und hier ist der Punkt, wo die Lehre von der Bevölkerung in 
die vom Arbeitslohn eingreift, — in Folge der in der arbeitenden Classe 
in stärkerem Yerhältniss als die Kapitalvermehrung vor sich gehenden 
Volksvermehrung, und weil die Arbeitskraft durch das Gebot der Selbst- 
erhaltung gezwungen wird, sich eventuell zu einem Preise, der nur 
diese gewährt, loszuschlagen, die Productionskosten derselben nur in den 
fortlaufenden Emährungskosten bestehen, d. h. in den Kosten, die 
nothwendig sind, um dem Arbeiter und seiner Familie — nach dem 
Durchschnittsmass — die zur Erhaltung nothdürftigsten Lebensbedürf- 
nisse zu befriedigen. Während für die übrigen Sachproducte noch die 
Verzinsung und Amortisirung des Anlagekapitals einen Theil der Pro- 
ductionskosten ausmacht, fällt dieser an sich ebenso berechtigte Theil 
in den Selbstkosten der Arbeit durch die Gonstellation der hier ein- 
wirkenden Bevölkerungsverhältnisse zum Nachtbeil der Arbeit und zum 
Schaden des Nationalvermögens thatsächlich fort. Jene Kosten sind 
daher zwar die Grenze, über die hinaus der Besitz auf den Arbeitslohn 
nicht weiter wirken kann, aber sie bilden leider auch den traurigen 
Punkt, auf den der Besitz nothwendig den Lohn herunterdrücken muss 
und im Grossen und Ganzen thatsächlich herunterdrückt'^^). 

Indem daher diese Factoren den Arbeitsertrag bestimmen, bewirkt 
die freie Concurrenz mit der ungehinderten Entfesselung der Einzel- 
kräfte, mit dem als höchstes Recht proklamirten Grundsatz der rück- 
sichtslosen Verfolgung des individuellen Eigennutzes die flagranteste 
Verletzung des Rechts der Arbeit, welches in dem Postulat, der Arbeit 
den ihr nach Massgabe ihres Antheils an der Production gebührenden 
Theil des Productionsertrages zu gewähren, unwiderleglich besteht. 
Und die Volkswirthschaft , deren grosse Aufgabe und ethische Bedeu- 
tung darin beruht, die widerstreitenden materiellen Interessen zu einer 



296) Es soU hier nicht auf die entgegenstehende, unserer Meinung nach irrige 
Ansicht, dass der Arbeitslohn mit der Vermehrung des Kapitals steige, eingegangen 
werden. Die Kapitalsrermehrung erhöht allerdings den Umfang der Production, be* 
Bchäftigt dadurch eine grössere Arbeitskraft und führt zu einem höheren Gesammt- 
arbeitslohn. Aber der Arbeitslohn (als Quote des gesammten Productionsertrages 
aufgefasst) wird dadurch nicht erhöbt. 

IX. U 
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Alle, wenn auch nur relativ, befriedigenden .und, hannonischen Ver^ 
.3öhnuDg zu führen, entfernt sieb unter diesem System je läAger je n^ebr 
von di^sem^ Zißl, ifnd jdBr Gegensfit? von Besitz undArlieit tritt immer 
schr^jffgr, immer unversöhnlicher hervor. . Wol stfigert ^ies.>§ystom die 
natiopaie Praductivität und die. Summe des p^tionalen Reichthuo^, 
.^ber weit entfernt, den Ertrag der Production in gerechter Weise untrer 
.die Theilnehmer, die Factoren der Production zu, v^ertheilen, gewährt es, 
wie die Socialisten ihm mit Recht verwerfen, der Arbeit eine inmier 
geringere. Quote vom Nationali)roduct, und die Steigerung des National- 
reichtbif ms fällt c^em Besitz allein, zu ^•O- t . . 

Und nicht genug, das3 das System d^r .freien Concurren^ da, wo 
der Besitz und die nacl|;te Arbeitskraft sich gegenüberstehen, den natm:- 
gemässen Gegensatz immer stärjker l^ervortreten lässt, sie. zerstört .auch 
nothwendig den kleinen Besitz, ^as kleine Kapital und vernichtet 
dan^it die für . die Volkswirthachaft unendlich, wichtige lUebergangsstufe 
zwischen den nur ihre Arbeitskraft und den nur ihren Besitz habenden 



297) Vergl. Rodbertus a. a. 0. S. 283: „Vielleicht, dass bisher in der Ge- 
schichte der Arbeitslohn aach selbst damals, als er reg^ulirt war, nicht viel hoher 
gfw.eaen ist; aber h^ute ^enchieht es, d^ss dieser Loli^psaU in den achreieadaten 
Widerspriich zu unserer sonstigen , wjrthschaÜUchen und rechtlichen. ^Entwicklung 
tritt. — Was die erstere, die wirtbschaftliche Entwickelunj^ anlangt, so ist^der^aupt- 
Vorzug des Freihandels, dass er die nationale Produktivität und also jedenfalls ^uch 
die Summe des nationalen Reichthums steigert. Diese letztere Steigerung sollte 
billig aUen „Theilnohmern der Production^' zu Gute kommen. Allein wenn der Lohn 
auf dem Betrage des not|i^endigei\j (Jpterhaltsi festgehalten wird , gescfiieht die^bei 
der arbeitenden Klasse nicfit. Vielmehr ^ellt sich. bei S|teig^ruuf der Pr^ociuktivität, 
für sie das Theilungsverhältniss, das im Lohnvertrage liegt, sogar so herausi dass 
sie einen immer geringern Theil vom Nationalproduct bekommt. 
Denn, wenn der Arbeitslohn immerwahrend auf dem nothwendigen Unterhalt festge- 
kalten wird, ein sokher aber nur einen bestimmten realen Produktbejtrag repra- 
jsentirt, die Steigerung d^r Produktivität aber wieder darin besteht, mittelst derselben 
Arbeitsquantitat immer m«br ideales. Produkt herzustellißn , so muss der Arbeitslohi;!» 
wenn man ihn als verhältnissmässigen Theil — Quote — des Produkts auffasst, im Ver- 
hältniss der steigenden Produktivität fallen, hingegen der dem Besitz zufallende An- 
theil, oder die Rente steigen. Damit fällt aber die ganze Steigerung des National- 
reichthums dem Besitz alUui zu. :Penn die Rente wächst sogar im doppelten Maasse, 
nicht bloss als Antheil oder Quote de« Produkts, sondern auch als realer Produkt- 
betrag, j^, selbst, als reajieir Fruchtbetrag noc|iJn doppeltem ]l|aasse» Qäm^|cb> nicht 
blos auf Grund des f,r|itiereu dem Besitz zugefaljep^p, ..sondern ^n^ich, auf Gruiid 
des in Folge jenes Lohngeftetzes der Arbeit jetzt .epatzfUgei^ep f.i)fi4^em{Be8Ui^ j^e» 
zugewachsenen Produktthftils — , während der ^ rp.du k.tAjntli<^4l'-. ^^ Arbeit 
sank und ihr Produkt.lietrag^ höchstens dc|r,^elbe: t^ieb. S,o i|jjteig^,,|jf|u^, ^e 
Schroffheit dieses Gegensatzes zu einer für die gewöhnliche nationalökooomische 
Vorstellung fast unbegreiflichen Höbe.** 



Zur wirthschaftlichen Bedeutukig <fek deWischeft 2anftwesens im Mittelalter. i'^S 

Gesellschaftsklassen. Unter der Hen'scliaft der freien Concurrehz drängt, 
wie schon oben erörtert wurde, die gesammte Production auf die Herab- 
setzung des freistes der Einzelproducte, auf die Verrinlgerung des Tausch- 
werthes derselben hin. Einä wie das andere ist in Folge des Pi*eisgesetzes 
iiur au'f zwei Weisen zu erreichen : entw^edör so , dass der Producent 
seinen Absatz. vergrössert und in Folge dös vergrösserten Absatzes etnea 
geringeren Profit Von dem Einzelstück verlangen kann, öder aber, indem 
er die Prodiictioriskosten durch grössere Vereinigung Von Arbeitskräjften, 
durch die Beschaffung grösserer Rohstotenassen und grossartiger Maschi- 
nen diredt vermindert. In beiden Fällen ist ein grösserer Vorschuss vor- 
gethäiier Arbeit d. h. grösseres Kapital erforderlich. Die freie Con- 
currenz hat daher das natürliche Bestreben der Vereinigung imftaefr 
grösseren Kapitals zur Folge, neben dessen productiver Kraft das kleine 
Kapital sich nicht mehr selbstständig erhalten kann. 

Diesie, was das Verhältniss des Besitzes zur Arbeit angeht, wie 
es scheint , n o t h w e n d i g e n Folgen der freien ' Concurrenz — zeigt 
die Völkswirthschaft unserer Tage in allen civilisirten Ländern, in denen 
sie Eingang gefunden. Es ist hier nicht der Ort, auf das Problem des 
19. Jahrhunderts einzugehen, wie trotz der Gewerbe- uüd Handels- 
freiheit lind trotz der freien Concurrenz diese Folgen, welche auf 
die Dauer zu völlig unhaltbaren wirthschaftlichen Zuständen fuhren 
müssen, veriüieden werden können. Im Mittelalter war 6s eine An- 
wendung de's Associationöprincips , durch welche man unter analogen 
Verhältnissen mit Beschränkung der Productivkraft des Kapitals und 
der individuellen Arbeitskraft jenes Missverhältniss zu vermeiden suchte. 
Es war das Prtncip der Association, welches auf der Basis der damals 
bestehenden Geldwirthschaft unter dem Einfluss der damals vorhandenen 
Gesainmtwirthschaftsverhältnisse in den Genossenschaften der Zünfte pro- 
duCtive Gemeinschaftsformen schuf, die zu einer Versöhnung zwischen 
Besitz und Arbeit anscheinend führten. Und wieder ist es heute dasselbe 
Princip, das unter den veränderten Gesammtwirthschafts Verhältnissen auf 
der Basis der heutigen Creditwirthschaft neue Formen productiver Ge- 
meinwirthschaften erzeugen soll, von denen wir die Lösung des grossen 
Problems der socialeii Frage erwarten. Die Analogie beider'Bewegungen 
liegt klar zu Tage. Wir müssen es der Wissenschaft und der realen Ent- 
wiiikelüng überlassen, ob die Anwendung desselböii Princips auch in diesem 
JähAühdert in weiifa auch anderer Form in gleicher Weise den gefahrdro- 
henden Gegensatz zu mildern und der Arbeit zu ihrem Rechte zu verhelfen 
vierniB^. 

2. Verschieden ist der Einfluss tför Zuhftdrganisation und der 

11* 
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freien Goncurrenz auf die Vertheilung der Güter noch aus einem andern 
GesichtSpuncte : infolge ihrer verschiedenartigen Wirkungen auf die 
für die Güter vertheilung sehr wichtige gewerbliche Gliederung 
und die Art der productiven Gemeirischaftsformen. 

Die gesammte wirthschaftliche Arbeit scheidet sich in ihrer all- 
gemeinsten Eintheilung in drei Kategorien der Production: in die Ge- 
winnung der Rohstoffe, in die Verarbeitung der Eohstofife bis zum consum- 
tibilen Produkt und in die üebertragung der Rohstoffe und Fabrikate von 
den Producenten an die Stoflfverarbeiter resp. Consumenten. Diese Schei- 
dung in Rohproduction, Fabrikation und Handel — eine Folge der Arbeits 
theilung — hat sich in der Entwickelung der Volkswirthschaft auch äusser- 
lich vollzogen und das wirthschaftliche Leben nach Orten und Perso- 
nen der Production in die drei Hauptgewerbe der Nation getheilt. Inner- 
halb dieser Hauptgewerbe hat die Arbeitstheilung noch wieder die verschie- 
denen Arbeiten zum Gegenstande selbstständiger, lokal wie nach Personen 
geschiedener Gewerbe gemacht, die Producenten zu selbstständigen, von 
einander unabhängigen Gewerbetreibenden gestaltet, und in der mannig- 
faltigen Gliederung der Gewerbe einen selbstständigen, für die Production 
und die Vertheilung der Güter gleich wichtigen Organismus geschaffen. 

Aber jene Trennung in die drei Hauptgewerbe war nicht zu allen 
Zeiten vorhanden und dieser Organismus, den wir noch in der Gegen- 
wart erblicken, ist unter der Herrschaft der freien Concurrenz bereits 
in einem starken Auflösungsprocess begriffen. Die Geschichte der Volks- 
wirthschaft , welche nicht auf dem Princip des Individualismus, sondern 
dem der Gemeinschaft beruht, zeigt den fortwährenden Wechsel der pro- 
ductiven Gemeinschaftsformen. Die freie Concurrenz scheint überall die 
bestehenden Formen zu zerstören, aber in sich schon wieder die Keime 
neuer Formen zu bergen, die, zur vollen Blüthe entfaltet, einen neuen, 
den veränderten Bedürfnissen entsprechenden Organismus herbeiführen. 

Das Alterthum kennt diese wirthschaftliche Gliederung neben dem 
Haushalt nicht. Es kennt weder überhaupt diese Gliederung der Ge- 
werbe noch ist die Nationalproduction von der Hauswirthschaft ge- 
trennt. Nur in der Hauswirthschaft wurde im Alterthume producirt 
und sie bildet für jene Zeit die Basis aller wirthschaftlichen Verhält- 
nisse*^®). Wol wurden auch damals Rohproduction, Fabrikation und 
Handel in einer verschiedenartigen Arbeitsgliederung betrieben, aber 
nur innerhalb einer sie alle umfassenden Hauswirthschaft, und der 



298) Wir yerweisen zum Erweis dieser Behauptungen auf die mehrfack citirten 
Abhandlungen von Rodbertus in den Hildebrand'schen Jahrbüchern: Zur Ge- 
schichte der Römischen Tributsteuern. 
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Oikenherr war nicht nur Rohproducent , sondern zugleich Fabrikation- 
— und Handeltreibender***). Das hierzu nothwendige und in der 
Production angelegte Kapital schied sich demgemäss ebensowenig wie 
die Arbeit für ihn zu besonderen Kapitalien. Neben dieser Vereini- 
gung von Arbeit und Kapital zur Production und zur Ablieferung des 
Products an die Consumenten konnten sich einzelne Arbeitszweige 
ausserhalb des Hauses zu besondern selbstständigen Gewerben und 
Betrieben m ähnlicher Weise, wie in der späteren Gliederung, nicht 
zusammenschliessen. Die weitere Arbeitstheilung vollzog sich ebenfalls 
innerhalb der Hauswirthschaft, aber nicht für die Vertheilung der Güter, 
sondern nur für die Production. 

Mit dem Ende des Römischen Staats und des antiken Lebens be- 
gann allmählich — eine Folge des Römischen Freihandels — die pro- 
ductive Gemeinschaftsform der Hauswirthschaft sich aufzulösen ^^^). 
Zuerst war es der Handel, der sich als solcher loslöste und selbst- 
ständig wurde; ihm folgte bald auch die Fabrikation, anfangs nur in 
der Weise, dass eine lokale Trennung der Fabrikations- und Rohpro- 
ductionsarbeiten eintrat, indem jene in den Städten, diese auf dem 
Lande betrieben wurden, dass aber die Unternehmer noch immer beide 
vereinigten und so die Einheit von Grund- und Kapitalbesitz nach wie 
vor bei den Possessoren bestand'^'). In der weiteren Entwickelung 
beginnt allmählich auch die Fabrikation selbstständig und für eigene 
Rechnung zu arbeiten und die einzelnen Zweige derselben werden in 
den Handwerker-CoUegien zu selbstständigen Gewerben. 

Der Fronhof, die in Deutschland im beginne des Mittelalters vor- 
handene productive Gemeinschaftsform, lässt sich in mannigfacher Be- 
ziehung mit der antiken Hauswirthschaft vergleichen. Auch hier ist 
noch die Vereinigung von Rohproduction und Fabrication unter einem 
Herrn vorhanden, das Kapital für beide Arten der Production noch 
ungetrennt. Aber Handel ist von den Fronherrn nie betrieben worden. 
Der Fronhof producirte — mit den wenigen Ausnahmen, wo der Fron- 
herr seinen Handwerkern und Künstlern die Erlaubniss ertheilt hatte, 
auch für Fremde zu arbeiten, — nur Gebrauchswerthe zum Zweck der 
Befriedigung der Bedürfhisse des Fronherrn und seiner Familie, zu 
der auch die Gesammtheit der Hörigen gerechnet wurde. Dies änderte 
sich nicht, als an die Stelle der Naturallieferungen Geldzinsen traten, 
denn diese reichten eben auch nur aus, um den Fronherrn aus dem 

299) Rodbert US a. a. 0. S. 300. 

300) Rodberius a. a. 0. S. 302 ff. 

301) Rodbertus a. a. 0. S. 306 ff. 
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Welthandel Luxusproducte zu verschaffen , die ihm auf seinem Terri- 
torium nicht producirt wurden. Innerhalb dieser Fronhofswirthschaft 
findet sich auch die Theilung zwischeq Rohproduction und Fabrikation 
nach den Personen, und wenn auch deren Trennung nicht völlig durch- 
geführt erscheint, wird sie doch wenigstens angebahnt. Zwar wird 
meist auch von den Personen, welche sich mit der Rohstofiverarbeitung 
beschäftigen, zugleich Rohproduction betrieben, indess lassen sich doch 
— und schon bis in sehr frühe Zeiten hinab — vnter den Haus- 
sdaven'^) Andere nachweisen, deren Beruf das Handwerk war, deren 
wirthschaftliche Arbeit also sich ausschliesslich auf die Verarbeitung 
von Rohstoffen richtete. Schon die Volksrechte enthalten zahlreiche 
Bestimmungen über diese Handwerker und Künstler '®'), und besondere 
Arbeitshäuser für dieselben waren auf den Fronhöfen der Könige wie 
der sonstigen geistlichen und weltlichen Grundherrn'®*) vorhanden. 
Die Arbeitstheilung war innerhalb dieser Fabrikation selber bereits eine 
sehr weitgehende. Die Volksrechte unterscheiden schon eigene Gold-, 
Silber-, Eisen- und Erzschmiede '*^*) und um aus der Blüthezeit der 
Fronhofswirthschaft ftlr die Mannigfaltigkeit der von einander getrennten, 
neben einander bestehenden Handwerke ein Beispiel zu geben, erinnern 
wir nur an das bekannte Capitulare de villis, in welchem Karl der 



302) Siehe Gfrorer, Zur Gesch. deutscher VolksreAite Bd. II S. 134 ff., Bd. I 
S.433. — Lex Sal. tit.XI c.6. — Gregorii Tur. hislor. Franc. VII. 41. 

303) Vgl. Gfrorer 8. «. 0. IL 144 ff. — Maurer a. a. 0. S. 202. „Auch 
die Handwerker und Kunstler haben nämlicl} xu den irg^iyd ^inem 0ofamt unter- 
geordneten Hofdienern gehört. Und kein Grundherr war wohl ohne seinen Schuster 
und Schneider, ohne seine Gold- und Silberarbeiter, Schmiede, Schwertfeger, 
Zimmerleute, Sattler, Drechsler und andere zur Verfertigung von Waffen und ron 
Haus- und Ackergeräthschaften nothwendige Künstler und Handwerker** (lex Bur- 
gund. tit. X tit. 21 c. 2. -<- lex Salica bei Pardessus loi salique p. 19. 51. 77. 123. 
174. 206. 232 und 284. Lex Angi. V. c. 20. Lex Alemann. tit. 79. 80. Gapit. fddit. 
ad 1. Alem. c.44). 

304) Vgl. Gfrorer a. a. 0. II. S. 167. Maurer a. a. 0. §. 40. 41. (Bd.I 
S. 122. 123) S- 82. 83 (Bd. I. S. 241 ff: 246). — Ueber Arbeitshiuser der Frauen 
im Besondern Bd I. S. 115. 122. 135. 241. Bd. IL S. 182. Der aus der Zeit um das 
Jahr 830 herrührende (Stälfn, Wirtembergische Geschichte Tbl 1. Stuttgart und 
Tubingen 1841. S. 400) Grundriss von dem Neubau des Klosters St. Gallen enthllt 
auch ausser der Brauerei und Bäckerei besondere Arbeitskammern der sariorea , su- 
tores, sellarii, politores gladiorum, scutarii, tornatores, coriarii, auriflces, fabri 
ferramentorum und fullones. (Annales Ordinis St. Benedicti etc. auctore Mabillon. 
tom. IL Lutet. Paris. 1704. p. 571.) 

305) Lex Burgund. tit. 21 c. 2 : quicunque vero servum suum aurific^m , argen«- 
tarium , ferrarium , fabrum aerarium .... in pubüco attributum artificiu^ j^ftrcere 
permiserit .... 
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Grosse vorschreibt, dass auf jedem Eönigshofe Eiinstler und Handwerker 
in Hiieiclielide!* AnziÄhl 'geiahen werden sdlltän, insbesondeW Eisen-, 
Öold- und SilWöchmiede, Schuster; Schneider, Satter, Schreiner, 
Dreher, ^immerieute, Schild- und Harnischmacher , Seifensiede^r', Bie- 
riiter voii Bi^r öder von Aepfel - ' uid Birnmost oder ' von' änderen Ge- 
tränken;' ^Bäcker für feines Brod, Verfertiger von Netzen für die Jagd, 
dien Fisch-* und Vogelfang u. a. m. ^^^). Aber die Arbettskraft des hörigen 
Handwerkers ist der Verfügung des Grundherrn unterworfen, die Ar- 
beiter äusäern sie nur im Dienste des Herrn, das Handwetk ist noch 
eiti bloss6ö 'Höfamt, ' kein selbststäiidiges Gewerbe. Die Arbeitstheilurig, 
Wdche wir in' der Vörschiedenartigkeit der Handwerker erblicken, Jiht 
sichd'ahet zwar für die Pröduction init allen ihren Folgen, für diePro- 
ducenten aber nur, soweit sie ihre Arbeit berührt', faicht auch, soweit süß * 
den Arbeitsertrag und die Vertheilüng dei^ Guter betrifil. Vollzogen. 

Mit der Grüridung der Städte' beginnt; ' die locale Trennung von 
Rohpro'duction' und Fabrikation^*^); mit dem Confiiix der fiand werker 
an' diesen Orten wird der Fabrikation eine Stätte eröflfeet, auf der sie sich 
selbstständig und unabhängig von der Rohproduction entwickeln und all- 
mählig von deni Grundbesitz emäncipiren kanti. Die frühere ünuntetschie- 
denheit des zur Pröduction nothwendigen Kapitals hört auf, mit der Tren- 
nung von Röhproduction und Fabrikation entsteht der Begriff des 
dgenen Fabrikationskapitals , das nun als selbstständiger wii-thschaft- 
licher Factor iti die Erscheinung tritt und in der weiteren Ent*\rickelüng 
i^ur Anerkennung des beweglichen Vermögens und zur Gleichstellung 
desselben mit dem Grundbesitz führt. — Die von der Röhproduction 
getrennte Fabrikation nahm die schon früher vollzogene Theilutig der 
Arbeit in verschiedene Arbeitszweige in ihr neues Stadium mit hinüber, 
entwickelte sie aber zu sdbststäüdigen Gewerben! Diese theilen sich 
bei der nunmehr anerkannten freien Selbstbestimmung der gewerblichen 
Arbeit nach dem Bedürftiiss der Arbeit und der Consiimenten in noch 



306) c. 45. 62. Maurer a. a. 0. I. S. 244. In der Abtei zu C^rvei werden 
bereite ' am Anfaog des 9. Jahrhunderts neben einander: pistereg dominici, bratsatores 
dominici, dann in drei Arbeitssälen V suteres, II cavalarii, I fullo, VI fabri grossarü, 
II artifices, II scutarii, I pargaminarius , I saminalor, III fusarii , IV carpentarii, 
im mationes und II inedici erivahnt. Stat. app. Corbeiens. de 822 I. c. 1 und 15 in 
bu6r'ard,'^PoIypliq. Irm. app. >. 307. Ö34. Maurer i. a. O. t. S.253. — In Fuld 
befanden sieh,' wie der Chrnnikenschreiber aus 6em 'Jahre 881, bei Pertz, scriptor. 
I. 394, berichtet, eigene Topfer (compositöres luti), in St. Gallen ein Glaser 
Stracholf, weicher an- den Hof Ludwigs des Frommen befohlen wird (Gesta Karoli 
ii. 21. Pertz, scriptor. 11. 763). 
• ^k7) Amol ff, Gesch; d. fiigenlh. S. 4. 
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viel mannigfaltigerer Weise, und werden jetzt auch, wo die Arbeiter 
Eigenthümer ihrer Arbeitsproducte sind, auf die Yertheilung der produ- 
cirten Güter unter die Producenten von sehr erheblichem Einfluss. Das 
Zunftwesen hat, wie schon im Anfange der Abhandlung ausgeführt wurde, 
weder diese Theilung der Arbeit in einzelne Arbeitszweige noch den 
selbstständigen Gewerbebetrieb herbeigeführt; aber es hat — und das 
ist sein unzweifelhaftes Verdienst — durch seine Organisation diese 
gewerbliche Gliederung, und damit die wirthschaftliche 
Selbstständigkeit der einzelnen Gewerbe und Gewerbe- 
treibenden erhalten. Indem es diese Basis der möglichst gleichen 
und gerechten Yertheilung des Arbeitsertrages vor dem Verfall be- 
wahrte, konnte es auch die weiteren dieses Ziel anstrebenden Institu- 
tionen mit Erfolg ein- und durchführen. 

Blicken wir auf den heutigen Wirthschaftszustand nach dieser Seite 
hin, so erkennen wir hier bereits die zersetzende Wirkung der voll- 
ständigen Gewerbefreiheit und freien Concurrenz in sehr sichtbarer 
Gestalt. Nicht nur, dass der scharfe Unterschied zwischen Rohpro- 
duction und Fabrikation wieder aufgehoben wird und wir überall sehen, 
dass der Producent des Rohproducts auch dessen Verarbeitung vor- 
nimmt, auch die Sonderung der Fabrikation in viele, kleine selbst- 
ständige Gewerbe ist in der vollsten Auflösung begriffen. Und natürlich. 
Wo möglichst billige Production, wo eine immer grössere Verringerung 
der Productionskosten das absolute Gebot der Production, muss sich 
zur möglichst grossen Arbeitstheilung die möglichst grosse Arbeits- 
und Kapitalsvereinigung gesellen, um durch diese Vereinigung die 
möglichst grosse Massenproduction herbeizuftihren. Die verschiedaisten 
Fabrikationszweige und Handwerke vereinigen sich zu grossen Unter- 
, nehmungen und so treten denn in der heutigen Industrie jene grossartigen 
Wirthschaftsorganismen auf, die mit ihren riesigen Kapitalien, mit 
den zu Tausenden vereinten Arbeitskräften der verschiedensten Gewerbe 
eine Production zu so geringen Kosten des Einzelstücks bewirken, dass 
daneben die kleineren, selbstständigen Gewerbetreibenden ihre Selbst- 
ständigkeit nicht mehr behaupten können. Ein Gewerbe erliegt nach 
dem andern der Uebermacht des Kapitals und fast hat es den An- 
schein, als ob die Tage der meisten heute noch bestehenden bereits gezählt 
seien. In immer steigendem Verhältniss vermmdert sich unaufhaltsam 
die relative Zahl der selbstständigen Gewerbetreibenden, immer mehr 
drängt die Entwickelung dahin, nur selbstständige Unternehmer auf der 
einen und unselbstständige Arbeiter auf der andern Seite zu schaffen. 
Und selbst hierbei kann sie nicht stehen bleiben; So wenig heute der 
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kleine Gewerbetreibende dem grossen Gewerbetreibenden gegenüber 
concurrenzfähig ist, ebensowenig vermag der einzelne Unternehmer diese 
Fähigkeit sich der Association von Unternehmern gegenüber za erhalten ; 
auch er mnss der Goncurrenz mit der an Kapital und Arbeitskraft 
stärkeren Unternehmung unterliegen. Die Unfernehmungen scheinen 
die Gemeinschaftsform, nach der die Production der Gegenwart hindrängt. 

Die Unternehmung vernichtet zwar den kleinen selbstständigen 
Gewerbebetrieb, aber sie ist an sich noch nicht die Negation der 
Freiheit und Selbstständigkeit der gewerblichen Arbeit. 
Es kommt auf die Form und Art dei*selben an. Sofern sie auf der freien 
Association von Arbeit und Kapital beruht und beide als gleichberechtigte 
Glieder anerkennt, die nach Massgabe ihres Antheils an dw Produettofi 
sich in den Ertrag zu theilen haben, ist die Arbeit vom Kapital unabhängig 
und ihre Freiheit gewahrt. Sobald dies aber nicht der Fall, sobald in 
der Unternehmung die Arbeit ihren Antheil an der Production nur in 
dem Arbeitslohn erhält und dem Kapital der ganze Beingewinn allein 
zufällt, ist damit die Unabhängigkeit der Arbeit vernichtet und diese 
in den Sold des Kapitals getreten. 

Der Wirthschaftszustand der Gegenwart zeigt mit verhältnissmässig 
wenigen Ausnahmen erst Unternehmungen der letzteren Art und ge- 
fährdet in der That das Recht der Arbeit auf das Ernsthafteste. 
Hervorgegangen aus der Forderung der persönlichen Freiheit, aus dem 
Becht der freien Bewegung des Individuums, führt er von ihrer Beali- 
sirung immer weiter ab. Nur in der wirthschaftlichen Selbstständigkeit 
und Unabhängigkeit findet die persönliche Freiheit ihre Garantie, ihrra 
Schutz und ihre Basis. Das Zunftwesen hat in seiner Blüthezeit 
dies erkannt und die Selbstständigkeit der Producenten zu erreichen 
gesucht — wir lassen hier die Frage offen , ob es erreicht hat , was es 
erstrebte. Auch in unsern Tagen tritt ein gleiches Bedürfniss kate- 
gorisch an die Gesellschaft heran, und mannigfach sind die Bestrebungen, 
der Arbeit zu ihrem bereits verkümmerten Becht zu verhelfen und den 
immer schärfer heraustretenden Gegensatz von Arbeit und Kapital zu 
mildem. Hoffen wir — dass es auch unserer Zeit in freier und natür- 
licher Entwickelung der Verhältnisse gelingen wird, productive Gemein- 
schaftsformen zu finden und durchzuführen, die der gewerblichen Ar* 
beit und dem Arbeiterstande ihr Becht voll und ganz gewähren. 



Druckfehler: S. 53 Z. 30 v. o. Monopol statt Moment. 
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f^ertrimr Ewiflelieii dem Horddeiitflelien Bunde» B*yem» Wffart« 
temibevg» P*4en and Hessen» die Forldaner de« Seil« und 

H»n«|el0¥erein0 betreffend 0* 

Hit Anmerkungen von Prof. Dr. Gustav Fischer in Jena. 

Seine Migestät der König von Preussen im Namen des Norddeatscheo 
Bandes, Seine Majestät der König von Bayern, Seine Majestät der König 



1) Der vorliegende Vertrag ist epochemachend in der C^schichte der ZoUgomein- 
Schaft unter den deutschen Staaten ; denn er enthält die Bestimmungen, durch welche 
nach der Gründung des I9orddeutschen Bundes die Zoll- und Steüergemeinschaft mit 
den Süddeutschen Staaten, welche bisher im deutschen Zollvereine bestand, nicht 
nur fortgesetzt, sondern auch erweitert und wesentlich umgestaltet wird. Was die 
.Entstehung und Entwickelung der Zoilgemeinschaft unter den deutschen Staaten be- 
trifft', so verweisen wir auf unselren Artikel „Die Idee eines deutschen -Zollvereins 
und ihre Ausführung , geschichtlich entwickelt** in diesen Jahrbüchern Bd. II S. 317 
bis 385 und S. 397 bis 432. Durch den vorliegenden Vertrag ist eine ganze Reihe 
längst, aber vergebNoh gewünschter Verbesserungen in den Einrichtungen des bis- 
herigen Zollvereins herbeigeführt worden. - Da jedoch der Zollverein nach Massgabe 
des Vertrages vom 16. Mai 1865 fortgesetzt werden sollte , so sind auch viele dieser 
Einrichtungen unverändert geblieben. Um die Bestimmungen, durch welche der vor- 
liegende Vertrag sich von dem eben erwähnten unterscheidet, hervorzuheben, sind 
sie gesperrt gedruckt. Dies genügte jedoch nicht, vielmehr musste auf manchä 
Wichtige AOnderungen , die nur durch Weglassung der bisher im Zollvereine giltigen 
Vertragsbestimmungen eingetreten sind , besonders aufmerksam gemacht werden. 

Was die Bestimmungen über die neue Organisation des Zollvereins, namentlich 
über die Befugnisse des Präsidiums, sowie über die Einrichtilng und Com(>etenz des 
Bundesrathes und des Zollparlamentes betrifft, so sind sie fast ohne Ausnahme der 
Verfassung des Norddeutschen Bundes entlehnt. „Hätte man Organe des Zollvereins 
Bthafkn Wollen^ die von denen des Norddeutschen Bundes durchaus verschieden 
waren , so würde dies zu einer zu grossen Vervielfältigung des ganzen Apparates 
und, abgesehen von einer tiefgreifenden Aenderung in der eben erst eingeführten 
VerfaAsnng des Norddeutschen Bundes, zu mancherlei Verwirrungen gr^fChrt hab^n. 
Es blieb daher kein anderer Ausweg, als die Institutionen des Norddeutschen Bundes 
bezüglich der Zoll - und Handelssachen auf den gesammten Zollverein auszudehnen, 
indem man theils ihren Wirkungskreis auf ein grösseres Gebiet erweiterte, theils 
dem entsprechend , neue , dieses hinzukommende Gebiet vertretende Mitglieder in sie 
aufnahm. Es* leuchtet jedoch sofort ein, da^s die Organe des' Zollvereins mit denen 
des Norddeutschen Bundes, ungeachtet der Gleichheit der Benennungen, der Yor- 
achriften über Competenz und Wirksamkeit und gelbst der theilweisen Identität der 
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von Württemberg, Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Baden und 
Seine Königliche Hoheit der Grossherzög von Hessen und'lyei Rhein für die 
zu 'dem Norddeutschen Bunde nicht gehörenden Theile des Grössherzogthams, 
von der Absicht geleitet, die Fortdauer des Deutlichen Zoll- und HtelideU- 
Vereins sicher zu stellen und dessen Einrichtungen in einer den gegenwartigen 
Bedürfnissen entsprechenden Weise fortzubilden, haben Verhfi^dlttifgfen eröffnen 
lassen und zu Bevollmächtigten ernannt, und zwar: 

Seine Majestät der König von Preussen: 

Allerhöchst Ihren Wirklichen Geheimen Rath Johann Friedrich 
'vonPommerEsche, ' 

Allerhöchst Ihren Ministerial - Direk^9r Alexander Max von 

Philip sbbrn 
und 
Allerhöchst Ihren l^linisterial-Direktor Martin Friedrich Rudolph 

Delbrück; 

und von den übrigen Mitgliedern des Norddeutschen Bundes'): 



^* « *■- 



Personen doch nicht schlechtbin identisch sind. Präsidium, Bundesratb, Parlament 
M^d Au&icjitsbeamte sind nicht die gleichnamigen Institutionen des Kerddeutschen 
Bundes.'^ So sagt der „Bericht der vereinigten Ausschüsse des^ ^undesrathes für 
Zoll- und Steuerwesen und für Handel und Verkehr über den Vel-trag vom 8. Juli 
1867^ vem -24. August 1667fS (S. Anlagen zu den Yerhandlungiin des Reichstages 
d^ N9rdd^i|t8cben Bandes. I. Legislatur- Periode. Sitzungsperiode 1897' S* i^ ff-i 
S. 19 Sp. 1 und S. 20 Sp. 1 - 2.) 

Um das Verständnlss aller Aenderungen in den Vertragsbestimmungen, sowie 
die Vergleichung der Verträge vom 16. Mai 1866 und vom 8. Juli 186? unter sich 
und des letzteren mit den bezüglichen Artikeln der Verfassung des Norddeutschen« 
Bundes zu erleichtem, haben wir dem vorliegenden Vertrage erläuternde Anmerkungen 
b'eigerogt dnd der Rfirze wegen auf unseren Artikel „Das Wesen eines Z'ollverdns 
und der Unterschied desselben von anderen Arten' der Zollgemeinschaft linter meh- 
reren Staaten«* in diesen Jahrbüchern Bd. VII S. 225 — 304, Bd. Vllf S. 262—350 
oft verwiegen, da in demselben die bisherigen j^inrichtongen des Zollvereins aus- 
führlich besprochen sind. Die Vergleichung der beiden erwähnten Vertra^^ #ird 
dadurch erschwert, dass die Reihenfolge der in denselben gleichlautenden Artlkl^l 
eine sehr verschiedene ist. Der Vertrag vom 16. Mai 1865 besteht aus 41, dagegen 
der vorliegende Vertrag nur aus 29 Artikeln. Deshalb machte les sich nothwendlr, 
die Artikel genau zu bezeichnen , Welche sich ihrem Inhalte nach entsprechen. ' '" 

2) Die Verfassung des Norddeutschen Bundes bestimmt im Artikel 11: „Das 
Präsidium des Bundes steht der Krone Preussen zu, welche 4n Aus«- 
Übung desselben den Bund völkerrechtlich zu vertreten, in Namen 
des Bundes Krieg zu erklären und Frieden zu scbliessen, Bündnisse und ändert 
Verträge mit fremden Staaten einzugeben, Gesandte zu beglaubigen and 
zu empfangen berechtigt ist.** Artikel 79 derselben Verfassung lautet: „Die Be* 
siehungen des Bundes zu den Süddeutschen Staaten werden sofort nach Feststellung 
der Verfassung des Norddeutschen Bundes, durch besondere dem Reichstage zu^ 
Genehmigung vorzulegende Verträge geregelt werden:** Diesen Verfassnnga - 0e^ 
Stimmungen gemäss sind im Eingange des Yorliegenden Vertrages nur Pteuasetf ia 
Vertretung des Norddeutschen Bundes einerseits und die vier Süddeutscban Staaten 
andererseits ajs vertragschliessende Theile genannt. Dessen ungeachtet werden nnter 
den zu Verhandlungen über den Vertrag Bevollmächtigten nicht b^es die ^r vertrag«' 
athliesaenden Theile,' sondern auch die der übrige» Norddeutschen Bundeaataateiri 
welche slimmberechtigte HUglieder des ZoUvareina waren, njinlicb ^aohaenfydtr 
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Seine Majestät der König von Sachsen: 

Allerhöchst Ihren Geheimen Finanzrath Julius Hans vonThümmel; 

Sei ne Königliche Hoheit der Grosshersog von Hessen und 
bei Rhein: 
Allerhöchst Ihren Geheimen Ober r Steuerrath Ludwig Wilhelm 
Ewald; 

die ausser Seiner Majestät dem Könige von Preussen bei dem Thüringischen 
Zoll- und Handels-Vereine betheiligten Souveraine, nämlich: 

Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Sachsen- 
Weimar-Eisenach, 
Seine Hoheit der. Herzog von Sachsen-Meiningen, 
Seine Hoheit der Herzog von Sachsen- Altenburg, 
Seine Hoheit der Herzog von Sachsen-Koburg-Gotha, 
Seine Durchlaucht der Fürst von .Schwarzburg-Rudol- 

stadt, 
Seine Durchlaucht der Fürst von Schwarzburg-Sonders- 
hausen, 
Seine Durchlaucht der Fürst von Reuss älterer Linie, 
Seine Durchlaucht der Fürst von Reuss jüngerer Linie: 
den Grossherzoglich Sächsischen Wirklichen Geheimrath Gustav 
Thon; 

Seine Hoheit der Herzog von Braunschweig-Lünebnrg: 
Höchst Ihren Minister-Residenten an dem Königlich Preussischen Hofe, 
Geheimen Rath Dr. Friedrich August von Liebe; 



Bämmtlichen am Thüringischen Zoll- und Handelsvereine betheiligten Staaten, Braun- 
Bchweigs und Oldenburgs, aufgeführt, und haben die Bevollmächtigten dieser Staaten 
den Vertrag mit unterzeichnet. Um diese nicht ganz correcte Form • des Vertrages 
zu erklären und zu rechtfertigen , wird in dem Berichte der vereinigten Ausschüsse 
a. 8. 0. S. 19 Sp.2 bemerkt: „Dieses (d. h. die Unterzeichnung des Vertrages von 
den Bevollmächtigten derjenigen Staaten, die nicht als vertragschliessende genannt 
sind) ist nur deshalb geschehen, weil die Verhandlungen vor dem 1. Juli (d. h. am 
28. Juni, wie S. 19 Sp. 1 des Berichtes ausdrücklich erwähnt wird), also dem Tage, 
an welchem die Verfassung des Norddeutschen Bundes in's Leben trat, begonnen 
hatten, und nach der damaligen Sachlage also die Zuziehung jener Staaten noth- 
wendig war. Es schien nicht angemessen, die Bevollmächtigten derselben am 2. Juli 
aus den begonnenen Verhandlongen ausscheiden zu lassen, oder sie von der Unter- 
zeichnung des Resultates der von ihnen mit gepflogenen Unterhandlungen auszuschliessen. 
Die rechtliche Lage ist durch die Fassung des Eingangs des Vertrages und die Be^ 
Stimmung des Schlussprotokolls: dass die Ratification des Vertrages für den Nord- 
deutschen Bund nur durch dessen Präsidium zu erfolgen habe, voHständig gewahrf 
Es wird nicht erwähnt, warum die Verhandlungen am 28. Juni und nicht am 
1. Juli begonnen wurden. Schwerlich war Gefahr im Verzuge, wenn man die Er- 
öffnung der Conferenz dreiTage verschoben hätte, zumal da, wie der Bericht 
S. 19 Sp. 1 bemerkt, „bei der ernsten Absicht, den Zollverein in seinem früheren 
Umfange fortzusetzen, die Lösung der Frage von der Modalität des Anschlusses der 
Süddeutschen Staaten keine ernsten Schwierigkeiten machte** und daher die Verhand- 
lungen über den Vertrag in zehn Tagen beendigt wurden. Wie es scheint, haben 
besondere, in dem gedachten Berichte nicht angegebene Gründe da^u bestimmt, die 
Unterhandlungen über den Vertrag ganz kurz vor dem Tage^ an welehem die Ver- 
fassung des Norddeutschen Bundes in's Leben trat, zu beginnen. 
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Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Oldenburg: 
den Herzoglich Braunschweigischen Minister - Residenten , Geheimen 
Rath Dr. Friedrich August von Liebe; 
ferner : 

Seine Majestät der König von Bayern: 

Allerhöchst Ihren Ministerialrath Wilhelm Weber 

und 
Allerhöchst Ihren Oberzollrath Georg Ludwig Carl Gerbig; 
Seine Majestät der König von Württemberg: 

Allerhöchst Ihren Kammerherrn, ausserordentlichen Gesandten und 
bevollmächtigten Minister an dem Königlich Preussischen Hofe, 
Geheimen Legationsrath Friedrich Heinrich Carl Freiherrn 
von Spitzemberg 
und 
Allerhöchst Ihren Finanzrath Carl Victor Riecke; 
Seine Kön^igliche Hoheit der Grossherzog von Baden: 
Allerhöchst Ihren Staatsminister der Finanzen und Präsidenten des 
Staats - Ministeriums CarlMathy; 
Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Hessen 
und bei Rhein für die zu dem Norhdeutschen Bunde nicht gehörenden 
Theile des Grossherzogthums : 
.r Allerhöchst Ihren Geheimen Ober-Steuerrath Ludwig Wilhelm 
Ewald; 
von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalt der Ratifikation, folgender 
Vertrag abgeschlossen worden ist : 

Artikel 1. 

Die vertragenden Theile ^^) setzen den, Behufs eines gemeinsamen Zoll- 
und Handelssystems errichteten, auf dem Vertrage über die Fortdauer des 
Zoll- und Handelsvereins vom 16. Mai 1865 beruhenden Verein bis zum 
letzten December 1877 fort. 

Bis dahin bleiben die Zollvereinigungs-Verträge. vom 22. und 30. März 
und 11. Mai 1833, vom 12. Mai und 10. December 1835, vom 2. Januar 
1836, vom 8. Mai, 19. Oktober und 13. November 1841, vom 4. April 1853 
und vom 16. Mai 1865, 'nebst den zu ihnen gehörenden Separat - Artikeln 
zwischen den vertragenden Theilen femer in Kraft, soweit sie bisher noch 
in Kraft waren und nicht durch die folgenden Artikel abgeändert sind. 

Mit diesen Beschränkungen und vorbehaltlich der Ver- 
abredung im Artikel 6 finden die Bestimmungen der gedachten 
Verträge auch auf diejenigen zum Norddeutschen Bunde ge- 
hörenden Staatenbund Gebietstheile Anwendung, welche dem 
Zoll- und Handelsvereine noch nicht angehörten'). 

2a) Unter dem Ausdruck „vertragende Theile*' sind, wie der Bericht der ver- 
einigten Ausschüsse a. a. 0. S. 19 Sp. 2 bemerkt, der Norddeutsche Bund und die 
vier Süddeutschen Staaten zu verstehen. 

3) Nr. 1 des Schlussprotokolls zum Art. 1 des vorliegenden Vertrages bestimmt: 

„1. Die Verabredung, welche im Artikel 1 des Vertrages über die 'Wirksamkeit 

der daselbst genannten Verträge getroffen ist, soll auch auf diejenigen näheren Be* 
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Artikel 2. 

In dem Gesammtverein bleiben ^if^jenigen Staaten oder Gebietstheile ein- 
begriffen, welche dem Zoll- und Handelssysteme der vertragenden Theile 
oder eines Ton ihnen angeschlossen sind , unter Berücksioljitigang ihrer auf 
den Anschlnssvertragen beruhenden besonderen Verhältnisse ^). 

Artikel 3. 

Ueber die Gemeinschaft der Gesetzgebung und der Verwaltuiigs - Ein- 
richtungen ist zwischen den vertragenden Theilen Folgendes verabredet worden : 

*S. 1. In den Gebieten der vertragenden Theile sollen übereinstimmende 
Gesetze über Eingangs - und Ausgangs - Abgaben , sowie über die Durch- 
fuhr besteneh , dabei jedoch diejenigen Modifikationen zulassig sein , welche, 
ohne dem gemeinsamen Zwecke Abbruch zu thun , aus der Eigenthttmlichkeit 
der allgemeinen Gesetzgebung eines jeden Theil nehmenden Staates oder aus 
lokalen Interessen sich als nothwendig 'ergel)en. Bei dem Zolltarife namentlich 
sollen hierdurch in Bezug auf einzelne , weniger für den grösseren Handels- 
Verkehr geeignete Gegenstände solche Abweichungen von den allgemein 
angenommenen Erhebungssätzefi , welche für einzelne Staaten als vorzugs- 
weise wüHschenswerth erscheinen, nicht ausgeschlossen sein, sofern sie auf 
die allgemeinen Interessen des Vereins nicht nachtheilig einwirken. 

Von der Durchfuhr werden Abgaben nicht erhoben und es treten die 
Veral)re(lungen ausser Wirksamkeit, welche in den, im Artikel 1 genaiinten 
Verträgen über die Durchgangs - Abgaben getroffen sind^). 

S. 2. Der gemeinschaftliche Zolltarif wird in zwei Haupt-Abtheilungeh, 
und zwar nach dem durch den Münzverträg voin 24. Januar IBB? festgestell- 
ten Dreissig - Thalerfusse und Zweiundfünfzig -und- einhalb -Guldenfusse aus- 
gefertigt. 

Die .IBinheit für das gemeinschiaflliche Zollgewicht bildet der in sämmt- 
lichen Vereins -Staaten^ mit Ausnahme des Königreichs Bayern, als allge- 
meines Landesgewicht bestehende Zentner (50 Kilogramme). Es wird ctiaher 
im gesammten Vereine die Deklaration, Verwiegung und Verzollung der nach 
dem (lejyichte zollpflichtigen Gegenstände ausschliesslich nach jenem Gewichte 
geschehen^). 



atlmmungen und, abreden ,. welche \u den zu jedem dieser Verträge .geborige|i.;Pjro- 
tokoUen enthalten, sind, sowie überhaupt auf alle in Folge der Zollvereinigun|9- 
Yertcage zum YoLlzüge derselben und zur weiteren inneren Ausbildung des Tereihs 
Igetroffenen Vereinbarungen Anwendung finden.^^ 

„2* Durch die Bestimmung in diesem Artikel wird der Berücksichtigung der In 
Schleswig- Eolstein bestehenden besonderen Verhältnisse bei der daselbst vorzunehmen- 
den Zollorg^nisation nicht, vorgegriffen.^^ - u i * j 

4) Die Aufzählung dieser Staaten und Gebietstheile, welche sich im Art« 2 ((es 
Vertrages vom 16. Mai 1865 findet, fst hier weggelassen, in deih Berichte der ver- 
einigten Ausschüsse a. a. 0. S. 21 Sp. 1 ist dies ausdrücklich erwähnt, jedoch ohne 
dass.ein Grund dafür, angegeben wird. Vergl. G. Fischer a. a. 0. Bd. V.lll der 
Jahrbücher. S,3di6 ff. Anm. 228. Ueber die veränderte rechtliche Stellung der an- 
geschlossenen Staaten vergl. Anm. 17. ... 

6) Artikel 3 §. ;L entspricht Artikel 4 Alinea 1 und 5 des Vertrages vom 16. Mai 
186$. VergV 0. .Fischer a. a. 0, Bd. VII S.254 Anm. 45. 
iu il) 4>^tili^el ,a, & 2 entspricht Artikel 14i Alinea 1, .3 und 4 des Vertrages vom 
Ife, Mai 1865. Te&l. G.Tische r a. a. 0. lid. VirS. 294 f. Ahm. 
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^ ..$• 3< In dc^n Gebieten, der Y,ertragen4en Iheile sollen übereinstiooi^enjde 
JJIe^et^^ ül),er die ^e3V<?>H^run,g des ipi} UiqfangjB ^4^^ Vereins ge- 
wonnenen Salzes und aus Rüben bereiteteten Zuckers,, l;»je8telifi^, ,-., 
Die vertragenden Theile sind darüber einverstaijid^A.^ lA^^s,^ ,>v^enn die 
Fabrikation von Zucker oder Syrup aus anderen inl^ndij^phe^ Erzeugnissen, 
als aus Rüben, z. B. aus Stärke, im Zollvereine einen ejrhfbl^ch^i^ Umfang 
gewinnen sollte, dies^ Fab;'ikjation ebepji|lls, in >samqiitl,ichen;Yerpinsstäaten 
einer übereinstimmenden BesJ^^uerun^ i^ach d^n ,fün. die Rübenzuckersteuer 



) 1 



verabredeten < Grundsätzen zu unterwerfen sein wü^de^), .^ , 

§, 4. Der imUmfan.ge des Vereins.,ge;^onpene oder zube- 
rei^^fte^ Tiiback soll einer übereinstimmenden Besteuerung 
unterworfen werden*). , ,., 

S. '5. In den Gebieten der ve^(f4ge^den Theile yspUe^.^^iereyyitinimende 
Maassregeln zum Schutze des gemeinschafllichen Zollsy^te/ns .SI^S^ A^n 
.Schleichhandel und der inneren Verbrauchs - Abgaben gegen iHrnterziehungen 
bestehen.^^). . , , . 

^ '. . S* 6- . Qie -Yeryi^ajltung der in, den ^$. 1^, 3. ,\ind. 4. bezeichneten Ab- 
gaben und die Organisation der dazu dienenden Behörden soll in allen Län- 



^3 7) Djet. •ipgefüh.rte. Oemeinschaiit ' den iSQlzsteuer Jsi eine d«r- wichtigsten Yer- ' 
bfi^serupgeiis (Fergl. 6. Fischer a. a. 0. Bd. VU S. 274 ff.) Unter dem 8.^ jttai 
18t>7. w^r bereits yon sämmtlicben Vereinsslaaten eine Convention abgesch(o8sen 
ivorden, nach welcher das bisher in allen Zollvereinsstaaten mit Ausnahme Hannovers 
und-Oldeoburgft- bestandene Salzmonopol abgesebafft, das Salz einer gemeinsdiaft- 
*li^l^^ Pf4K!u€Uonssteuer> voni 2 Thalern vom ZoUzenfoer -unlerwoFfen- und der freie 
Yerkiehr mH Salz innerbalb des gemei;isohaftlichen Zollgebifteß hergestellt svurde-« 

Das Monopol der Spielkarten .(vergl. .6. Fischer a. a. 0. ^d. VII 'S.2'73iBr.) 
ist gleichfalls beseitigt. Die Bestimmungen im Art. 9 des Vertrages vom 16. Mai 
.1866. JÜber die auf die Einfuhr, von Spielkarten bezüglichen Verbots- oder Be- 
iMliräikkungisgftsetze sind vaufg^ioben. Das Schluesprotokpll, Nr. 3. zum Artikel 4 
des vorliegende^ Vertrages lautet: „Man ist darüber (einver&t&nden, d.ass 
die Bestimmung im Artikel 4, indem sie die Fortdauer des in ein- 
zelnen Vereinsstaaten zqr Zeit bestechenden Verbots (l.er Ei,nfuhr 
von Spielkarten ausschliesst, der Befagniss der Regierungen keinen Ein- 
«Irag^ thut^tvie von inländischen, so a«ch von den aus anderen iVereinsstaaten oder 
Jiu» dem Vereine- Auglande eingeheaden Spielkarten eine Stempel- Abgabe zu erheben. 
Letzlere wird von fremden Spielkarten mit keinem höheren Betrage erhoben werden, 
als voa den im. Lande^ der Erhebung gefertigten.^' 

„Spielkarten, welche aus. dem freien Verkehr eines Vereinsstaates naeh einem 
Vereiftsttaate , in welchem eine Stempel- Abgabe erhoben wird ^ zum Verbleib oder 
zum Durchgange veraendet werden, unterliegen der Uebergangsschein-Controle.*' 

8) Ueber die Einführung der gemeinschaftlichen Besteuerung des Rübenzuckers 
und deren allmälige Veränderung vergl. 6. Fischer a. a. Ö. Bd. VII S. 283 ff. 
Anm. 76. 

9).N9cb Art., 35 der Verfassung des Nordideutschen Bundes hai der. Bund aqs- 
.jcbUegsUcib di^ ^pesetzgebung über die BesteuerUfPg r des Verbrattche0 )(on Tahi^c. 
, Diese Bestimmung ist durch Art. 3 $. 4 auf den Umfang des. Vereinagebietes aus- 
gedehnt. . Hinsichtlich des Tabaks wird die Gemeinschaft eintreten ,< ftoMd die in 
Aussicht genommene gleiche Gesetzgebung über dessen Besteuerung er^f eicht iat. 
Der Versuch, welcher im Jahre 1856 auf der zurolften ordentlichen TGenerakoiiferenz 
zii.^senach yon. der preussischen Regierung gemacht wu|:de|. eine gemeinschiaftliche 
Be.steuerung des Tabaks herbeizuführen, war gänzlich gescheitert. Vergl. G. Fischer 
a. a. 0. Bd. VII S.i85 Anm. 77. ... , ,, ., .. .^, ,j, . ,^ , 

10) Art. Z%.b entspricht Art. 20 des Vertrages vom 16. Mai 1865. 
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dem dea Gesammtvereins , unter Berücksichtigung der in denselben be- 
stehenden eigenthfimlichen^Verhältnisse, auf gleichen Fuss gebracht werden ^^). 
S. 7. In Gemissheit der vorstehenden Verabredungen werden die ver- 
tragenden Theile: 

das Zollgesets, 
die Zollordnung, 
den Zolltarif, 

die Grundsätze, das Zollstrafgesetz betreffend, 
wie solche zwischen ihnen vereinbart sind, ferner 

die Ueber einkunft wegen Erhebung einer Abgabe von 

Salz vom 8. Mai dieses Jahres, 
die Uebereinkunft wegen Besteuerung des Rübenzuckers vom 16. Mai 

1865, 
das ZoUkartel vom 11. Mai 1833, 
zur Anwendung bringen. 

Unter dem, in den gemeinschaftlichen Gesetzen und Verwaltungs- 
Vorschriften erwähnten allgemeinen Eingangszoll oder allgemeinen Eingangs- 
Abgabe ist ein Zollsatz von 15 Groschen oder 52^2 Kreuzern zu verstehen^'). 

Artikel 4. 

Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs - Abgaben werden- an den ge- 
meinschaftlichen Landesgrenzen der vertragenden Theile nicht erhoben, und 
es können alle im freien Verkehr des einen Gebiets bereits befindlichen 
Gegenstände auch frei und unbeschwert in das andere Gebiet gegenseitig 
eingeführt werden, mit alleinigem Vorbehalte der im Innern der vertragenden 
Theile mit einer nicht gemeinschaftlichen Steuer belegten inländischen Er- 
zeugnisse, nach Maassgabe des Artikels 5. 

Die Freiheit des Handels und Verkehrs zwischen den vertragenden 
Theilen soll auch dann keine Ausnahme leiden, wenn bei dem Eintritte 
ausserordentlicher Umstände, insbesondere auch bei einem drohenden oder 



11) Art. 3 §. 6 entspricht Art. 4 Alinea 2 des Vertrages vom 16. Mai 1865. 

12) Art. 3 §. 7 entspricht, mit Ausnahme der gesperrt gedruckten Stelle, Art. 4 
Alinea 3 des Vertrages vom 16. Mai 1865. Das Schlussprotokotl bemerkt unter Mr. 2 
zum Art. 3 §.7: „Man ist übereingekommen, dass, als Ausnahme von dem, bei Aus- 
führung der Vorschrift in §. 43 des SKollgesetzes seither befolgten Grundsatze. Roh- 
eisen und altes Bruebeisen, welches für Eisengiessereien , Hammerwerke uno Walz- 
werke zur Verarbeitung mit der Bestimmung eingeht, die daraus gefertigten Waaren 
in das Ausland auszuführen oder für den Bau von Seeschiffen zu verwenden, unter 
den in der Anlage A. naher bezeichneten Bedingungen und Controlen, auf Vereins- 
Rechnung zollfrei abgelassen werden kann.*' Diese Zolibegünstigung wird im Berichte 
der vereinigten Ausschüsse a. a. 0. S. 21 Sp. 2 mit folgenden Worten erläutert: 
^In Rücksicht auf die ausnahmsweise Lage, in welcher sich die oldenburgischen 
jSisengiesBereien und Walzwerke den bremischen gleichartigen Unternehmungen gegen- 
über befanden, ist Oldenburg unter Nr. 2 des Scblussprotokolls zum Vertrage vom 
16. Mai 1865 die Begünstigung des zollfreien Eingangs von Roheisen, welches zu 
auszuführenden Waaren verarbeitet, oder zum Schiffbau verwendet wird, bis zur 
Höhe von 25,000 Centnern im Jahre zugestanden.'* 

„Diese Begünstigung ist durch Nr. 2 des Schlussprotokolls zum vorliegenden 
Vertrage zu einer allgemeinen gemacht. Die Gründe, welche in Oldenburg gelten, 
treffen im Grunde allgemein zu, und es war kein Anlass vorhanden, die gewünschte 
Ausdehnung des gewährten Beneficii zu versagen.'* 
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aifigebrocheB^B Kriege, einer von ihnen sich veranlasst finden sollte, die 
Ausfuhr gewisser im inneren freien Verkehr befindlicher Erzeugnisse oder 
Fabrikate in das Ausland , für die Dauer jener ausserordentlichen Umstände, 
au verbieten. 

.In elftem solchen Falle wird man darauf Bedacht nehmen, dass ein 
gleiches Verbot von allen vertragenden Theilen erlassen werde. 

Sollte jedoch einer oder der andere derselben es seinem Interesse. nicht 
aii|;emessen finden, auch seinerseits jenes Verbot anzuordnen," so bleibt 
demjenigen oder denjenigen Theilen, welche solches zu erlassen für nöthig 
finden, die Belugniss vorbehalten, dasselbe auch auf den Umfang des ihrem 
Beschlüsse nicht beitretenden Theiles auszudehnen. 

Die vertragenden Theile räumen sich ferner auch gegenseitig das Recht 
ein, zur Abwehr gefährlicher ansteckender Krankheiten für Menschen und 
Vieh die erforderlichen Maassregeln zu ergreifen. Im Verhältnisse von einem 
Yer«insla9kde zu dem andern dürfen jedoch keine hemmenderen Einrichtungen 
getroffen werden , als unter gleichen Umständen den inneren Verkehr des 
Staates treffen, welcher sie anordnet ''). 

Artikel 5. 

Die vertragenden Theile werden ihr Bestreben darauf richten, eine 
Uebereinstimmung der Gesetzgebung über die Besteuerung der in ihren Gebie- 
ten tifeils bei der Hervorbringung oder Zubereitung, theils unmittelbar bei dem 
Verbrauche mit einer inneren Steuer belegten, nicht unter die SS* 3. und 4. 
des Artikeb 3. fallenden Erzeugnisse im Wege des Vertrages herbeizuführen. 
Bis d^hin, wo dieses Ziel erreicht worden, sollen hinsichtlich der vorbe- 
merkten Steuern und des Verkehrs mit den davon betroffenen Gegenständen 
unter den Vereinsstaaten , zur Vermeidung der Nachtheile, welche aus einer 
Verschiedenartigkeit der inneren Steuer - Systeme überhaupt, und namentlich 
ans der Ungleichheit der Steuersätze, sowohl für die Produzenten, als für 
die Stenereinnahme der einzelnen Vereinsstaaten erwachsen könnten, folgende 
Grundsätze in Anwendung kommen. 

1. Hinsichtlich der ausländischen Erzeugnisse. 

Von lüUen bei der Einfuhr mit mehr als 15 Gr, — ^2^/^ ^f- — vorn 
Zentner belegten Erzeugnissen, von welchen entweder auf die in der Zoll- 
ordnnng vorgeschriebene Weise dargethan wird, dass sie als ausländisches 
Ein- oder Durchgangsgut die zollamtliche Behandlung bei einer Erhebungs- 
behörde des Vereins bereits bestanden haben oder derselben noch unter- 
liegen^ darf keine weitere Abgabe irgend einer Art, sei es für Rechnung 
des Staats oder für Rechnung von Kommunen und Korporationen, erhoben 
werden, jedoch — was das Eiagangsgut betrifft — mit Vorbehalt derjenigen 
inneren Steuern, welche in einem Vereinsstaate auf die weitere Verarbei- 
tung oder auf anderweite Bereitungen aus solchen Erzeugnissen, ohne Unter- 



13) Art. 4 entspricht Art. 7 des Vertrages vom 16. Mai 1865. Nur der Torbehalt 
blnsichtlicb der tu den StaafsmoDopolien gehörigen Oegenstinde (Spielkarten und 
Salz) ist hinweggefallen und dadurch sind die im Art. 9 und 10 des gedachten Ver- 
trages enlbaltenea Bestimmungen aufgehoben. Vergl. Anm. 7. 
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X r V i^wvmfmravwii will wvw ^■v^wvkwwk« 

ÜMar dieffMi ti9Meftk sitfA fAr jf«IM 4le UteiiMI VMi ^«r FA^rttofoü 
des Branntweins, Biers nnd Essigs , ingleichen die Mahl- und S^UHMMMia^lP 
«tf Y6ftflehe*, ir^Mt^ Tüftler' #i* aiMtMIdkift« ««fftiftid«, iMs «Ml ^^h im 
gleichen Maas#^, Wie ds# ifllittdiMille Kltd vm¥iWliffdi«ifthO «nto^lMgt. 

lA d(il!j«Ai^ StaAleH, in HhSliJlMW die f«in«f«il SIMteim Vdli IfoMnkeB 
^d «ttgelegt'^iM, das« sie M d«r Etnfaf|fe ä^ lelliltffen MMbe» M«l> Mr 
Biettttpüiehiittik mit La«t g^slelH W^rdett, ffitd^ dlPT IMtt'diMiK düi* i^Mil« 
F««nnig versoHter atfrfAnditfch^ Eit^ugnto» ir<y* intte^^n AHpilMl hl' dei^ iM 
Anwendung, dass die erste Kllftfge V0r^tlt«r att^lfftttfUrcflf«» GiMMitil^, 4. Ik 
dIeJcfAige , W^khfef deai ditektM fteifdge Mtf den» Anslattdift M^f d^nt^ tbsoge 
«m dffiMitliehen Nied^rltfeii ödef FHVKIMg^fn ttflMilMAMr fbffi, tM jaM» 
filA^t^n S(eiref befhfü bleibt« 

0!eMf Bes«IMmiHl# gm MtA dü , Wd dl« E#ll«ft«lg 6in#^ hMNn^en* #N> 
Mfike9teii«r fflrr ReehnUflg ven KdAAiüfMif eder K##)ioMlioitf«» Mltüttd^T. 

Ausländische Erzengnisse, wekhe MitW Eifttfaftf«^ M\\k^, M€f fliM 
einer Abgabe von nicht mehr als 15 Gr. — 527s Xr. — belegt sind, unter- 
liegen den nachstehend unter Nr. IL getroffenen Bestimmungen. 

n. Hinsichflicti der inländischen uftcf Vereiftfländischen 

Erzeugnisse. 

$. f. Von deir itm^hnlB d^s YerelM etteviffleik degeflstätodei^, ifel^« 
nui^ durch eineti Vef($iifssttf«t tfäHsitfren, •mÄ elirtWecfef iil fehlen Mdefeif 
Vet^hisirtaat odef neeh dem Auslands geAlhtt tu Werfen, tfftffen ftttfeffe 
Steuern weder fürllfetfttiuitg d^ir Stilats, iieeh Ihr üechfrtmg toir KoMnitiiielf 
oder Korporattoneft erhoben werden. 

%, 2. Jedem der YertfUgenden ThtSe bletM es zW«f h'eigesMHy dfe 
K«f der Hervorbrtngung , det ZiAhef^iittg o<let dem Vefbr^i^re V(tA Elhseug" 
nissen ruhenden inneren Steuern beizubeftäfteff, nW Vttäihitetn o<fcf Mfta^ 
beben, sowie neue Steuern dieser Art einzufuhren, jedoch sollen dergleichen 
Abgaben für jetzi nur auf folgende inländische und gieichnamige Vereins- 
litidische EAeognisse, aKr: Bi^nilft^eiiT, Bief, K^sig, thilz, Weitt, Most, 
Cider (Obstweifr), Meftl und atidefe ttflhler^briltofe, de^^leicheti Bi((^Wltkfffeti, 
Fleisch, Fleisehwattfen ütid Feft gelegt WeM^fr dftrfeik. 

Ffif BrannfWfeiYt, Btef und Wein sorfffe« die folgei^deff Sitte tU d)M 
hOchiHe Kmss betfachtei werden, bis zu t^lehefti itir defi Vefeinf^afeh eiiie 
Beiiteuerung der genrannteit iSrtexigtihH füf ftethniTAg des SVatftes M\ ri«it^ 
flnd^ti können, hämfleh: 

ä) föf Bfatntt^^iti td Rthlt. ven der UM tu i2^ Quart Pl-^^iMsifek tttii 

bei einet Alkotrol^tärke voft 90 trcftemt nuth fi^effes,^ 

b) fttf Bier 1 BtkFf, 15 6f. v<m der Ohm zu 480 QvttttV ?retfssi«h; 

c) fttr Wein, und zwar: 

aa) wenn die Abgabe nach dem Werthe des Weines erhoben wird, 
iVa Bthlv. vom 2allzentnelr (5 ftthlr. von der Ohm &« i!2tf Ohm* 
PvewssiilCh) ;. 

bb) wenn die Abgabe ebne ffftekiiekt «Uf deh W^Hk deiif WetlNM 
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der Ohm zu 120 Quart Preussisch); 
ot> Wttafn #0> Abgabe Aaish einer KkiMÜik»tiMfc der WeMepge erhoben 
14fird^ kt die Beeciraiiiaii*g detMlbea iHf dil Mftiimatt Hiebt 
für er^te^foHrlieli ermbtet^ werdeit. 
Aacb faur di« MMkre»^ einc^ lineren Steuer ■ntarwovfenen Irzetgnisse 
werden , eevvreü nöfbif, beiftiMBile Sfttze Mtfcteetab werde* y deten Betrag 
b« AlkneesBüf dat Steuer eteht tiberacbrifeM» werddli f«IL 

^' i; B« atfen Abgabeii, wdehe in dmn Berdicfae den Vei^emilander 
Mleb der BesUHMDUrfg in S^ d« ^ih' Brfaeb«ilf kommetF^^. wM eiis gegen- 
seitige GleicbmässigkeH der Beiittiid)n»g de^geofeeü statifiitdfeni ^ dass das Er- 
idiigiiiiB eniee Mtdenee Vereiilaitlnitea wättf icelee» Votwand^ löbier oder 
M etnee iMigelvn WeiM y dd das inlsndasvbe oder als daur Eneiglriss der 
ibrigen VerdatalMitleB^ bertteuerk werdfie ddrfv Iv ßtmisibaü dieses Clrund- 
sattes wirtk FolgendeB fisstgeiMst: 

.a> VereHtoBUiaieliy wefiabe Von eiaeäi nlaadiseben Brcieognks« bdave innere 
Steuer' eabebefn, dtofen awcii das gleiebe teadiadüidiecbe Bn^eugniss 
lliclii bee toa e i B ; 
ft). Wo inndnei fiüeiaent nach deai Werth« dat Waarw ärbobea werden, 
sind nicbt nur die ninliebeli fiabebongseafz& a*f das isliodisehe , wie 
aaf das Tcreiaaündisebe Ersditgnkw gleecbnaiaig in; AAwenduttg zu 
briKgdll, Mkidem es darf auch bei FeststeHung die» zu besftenevuden. 
Weribea das idUlBdiseber Brzea^aisa nidit vor deai verdnaUMidfclies 
bfi^tiilialligt wiirden; 

c) Dii^ieiBfeit Staate«^ in irekhen iaiiere Steuer» rm» eiaen» KonaömH-! 
ifi00is>«' Qegenetande be» dem Kavfe o^drr Vertca^e oder bei der Ver**" 
debruB^ desedbea erboibefi werdo»^ dürfen dia^e Steueva voar den aa^ 
anderen Vtfreiasalaate» herrtihteaden Btz-eitgnisae» der naaritchea Gat^- 
tadg mir i» gieieheV Weise lirdem^ 

d) Bkfeaigeft Slaaleti, welehe innerd SldaevB adf die Hcrvoirbnilguiig^ 
oder Zubereitung eises Kevaamtionfr^GiegeBSlandefir gelebt babeily Uoancir 
den geaetaidcbeo Beirag deifielbeir bdi ddr Einfvbr des Clegeos^ndes 
aus anderen Yereinastdaten toII drbdieB latae*; 

e> lat KohUctttaeben Bunde wird tob dem ü dea ftbH^n Tereins^aten 
ehseugfteil Wdn lind TrAibenimort eine UebeDrgaiigs>-« Abgabe atdit er^ 
Ifoben Werdedi. 

Eiae spicke AbflM iHrd daeb von denjenigea YoreiBsstaatmil 

*iebt eHkaben ^erdea^ welche» etwd^ während der Bader dme» Yerwr 

IMgee dicf HerVoriniagaig voa Wein einer iuüei'ea Steuei' üaiterwerfiEW 

ntöehleii^ 

l> So^ weil z^iseben mahrcrea Yeretatfilaate» eine YerenBignng au gldeheri 

Stauer »Einfielitaag«a beüMit, werdeto diese Staaten In Aaaehung der 

Beiaginia^ dir beerefTenddu Stevern gleichmäsittg auch von verdae- 

ÜadieelMti firzeagnisBett aai erheben^ ab ein Craaze» beiMcbtet. 

$. 4. Diejenigen* Staaten, welche eine innere. Steuer auf den Kauf 

odea Yerinbf^ die Yeftrzdinülg ^ dicf Hdfvorbriiigaag. oder die Zubereitung 

eaaea Kaia^Amti^aa« Gegdflstaadaif gelegl habee, könnea, bd> der Ausfiibr 

GafeiialiandcB nach aadaren Yeteinastaaian, dieae Steuer unerhe<be» lassen^ 

12* 
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liMiebaiigsweMe den gesetiliehen Betrag dertelben g9M oder yieUweise tu- 
rückerstatten. 

Wegen Aüsübunf dieser Befugnis« ist Folgendes Terebradet worden: 
e) Eine Zvrückerstattnng soll ttberbaupt nur in so weit stattfinden dür- 
fen, als in dem betreffenden Staate bei der Ansftibr des nlmlichen 
Erzeugnisses nacb dem Vereinsausknde eine Stenervergiktong gewftbrt 
wird , und aucb nur bochstens bis tum Betrage der letzteren. . 

b) Die betreffenden Vereins «Regieningen werden ibr besonderes Angen- 
merk darauf Hebten, dass in keinem Falle mebr, als der wiAlicb be- 
zablte Steuerbetrag erstattet werde, und diese Vergütung nieht die 
Natur und Wirkung einer Ausfubr - Prftmie erhalte. 

c) Die Entlastung von der Verbindlichkeit zur Steuerzahlung soll nicht 
eher eintreten, beziehungsweise die Zurttckerstattung der Steuer nickt 
eher geleistet werden, als bis der Eingang der besteuerten Erzengnisa« 
in dem angrenzenden Vereinsstaate , oder beziehungsweise in dem 
Lande des Bestimmungsortes auf die unter den betreffenden Vereins- 
staaten verabredete Weise nachgewiesen worden sein wird. 

d) Die innere Steuer von dem, zur Essigbereitung verwendeten Brannt- 
wein wird nicht erlassen und, abgesehen von dem Falle der Ausfuhr 
des Essigs nach dem Auslande, nicht erstattet werden. 

S. 5. Welche, dem dermaligen Stande der Gesetzgebung in den Ver- 
einsstaaten entsprechende Beträge nach den Bestimmungen der S$. 3. and 4. 
zur Erhebung kommen und beziehungsweise zurückerstattet werden können, 
ist besonders verabredet worden. Treten späterhin irgendwo Verfinderungen 
kl den für 6ie inneren Erzeugnisse zur ' Zeit bestehenden Steuersätzen ein, 
so wird die betreffende Regierung dem Bundesrathe des Zollvereins 
(Artikel 8.) davon Mittheilung machen , und hi «mit den Nachweis verbinden, 
dass die Steuer - Beträge , welche, in Folge der eingetretenen oder beab- 
sichtigten Veränderung, von den vereinsländischen Erzeugnissen erhoben, und 
bei der Ausfuhr der besteuerten Gegenstände vergütet werden sollen, den 
vereinbarten Grundsätzen entsprechend bemessen seien. 

Wo die Uebergangs - Abgabe von Bier nach dem Gewichte erhoben 
wird, bleibt der Zollzentner Maassstab der Erhebung. 

$. 6. Die Erhebung der inneren Steuern von den damit betroffenen 
vereinsländischen Gegenständen soll in der Regel in dem Lande des Be- 
stimmungsortes stattfinden, in sofern solche nicht, nach besonderen Verein- 
barungen , entweder durch gemeinschaftliche Hebestellen an den Binnengren- 
zen , oder im Lande der Versendung für Rechnung des abgd>eberechtigtea 
Staates erfolgt. Auch sollen die , zur Sicherung der Steuer - Erhebang 
erforderlichen Anordnungen, soweit sie die, bei der Versendung aus einem 
Vereinsstaate in den andern einzuhaltenden Strassen und Kontrolen betreffen, 
auf eine, den Verkehr möglichst wenig beschränkende Weise und nur nach 
gegenseitiger Verabredung, auch, dafem bei dem Transporte ein dritter 
Vereinsstaat berührt wird, nur unter Zustimmung des letzteren getroffea 
werden. • 

Wo innere Steuern nach dem Werthe des Gegenstandes erhoben werd^i, 
wird , in Absicht der aus anderen Vereinsstaaten übergebenden Erzeugnisse, 
auf Kontrol - Einrichtungen Bedacht genommen werden, nach welcheft- 4m 
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ErmiUehiiii^ des Werllras in der Regfel erst im Bestimmmigsorte , mit Yer* 
meidnng zeitmnbender and den Verkehr belästigender Untersuchungen an 
den Binnengrensen oder auf dem Wege zwischen dem Versendungs * und 
-Bestimmungsorte , eintritt. 

$. 7. Die Erhebung von Abgaben für Rechnung von Kommunen oder 
Korporationen, sei es durch ZuschUige zu den Staatssteuern oder für sich 
bestehend, soll nur für Gegenstände, die zur örtlichen Konsumtion bestimmt 
sind, bewilligt werden und es soll dabei der im $. 3. dieses Artikels aus- 
gesprochene allgemeine Grundsatz wegen gegenseitiger Gleichmässigkeit der 
Behandlung der Erzeugnisse anderer Vereinsstaaten, eben so wie bei den 
filtaalssteuern in Anwendung kommen. 

Zu den 9 zur örtlichen Konsumtion bestimmten Gegenständen, von wel- 
chen hiernach die Erhebung einer Abgabe für Rechnung von Kommunen 
öder Korporationen allein soll stattfinden dürfen , sind allgemein zu rechnen : 
Bier, Essig, Malz, Cider (Obstwein) und die der Mahl- und Schlachtsteuer 
unterliegenden Erzeugnisse, ferner Brennmaterialien, Markt - Viktualien und 
Pourage. 

Vom Weine soll die Erhebung einer Abgabe der vorgedachten Art auch 
ferner nur in denjenigen Theilen des Vereins zulässig sein , welche zu den 
eigentlichen Weinlandern gehören. 

So weit in einzelnen Orten der zum Zollvereine gehörigen Staaten die 
Erhebung einer Abgabe von Branntwein für Rechnung von Kommunen oder 
Korporationen gegenwärtig stattfindet, oder nach der bestehenden Gesetz- 
gebung nicht versagt werden kann , wird es dabei ausnahmsweise bewenden. 

Es sollen aber die für Rechnung von Kommunen oder Korporationen 
zur Erhebung kommenden Abgaben von Wein und Branntwein, ingleichen 
von Bier, in Absicht ihfts Betrages der Beschränkung unterliegen, dass 
solche beim Branntwein, mit der Staatssteuer zusammen, den im S- ^* 
dieses Artikels festgesetzten Maximalsatz von 10 Rthlrn. für die Ohm, und 
beim Wein und Bier den Satz von 20 Prozent der für die Staatssteuern 
ebendaselbst verabredeten Maximalsatze nicht überschreiten dürfen. Ausnahmen 
hiervon sollen nur in soweit zulässig sein, als einzelne Kommunen oder 
Korporationen schon gegenwärtig eine höhere Abgabe erheben, welchen 
Falls letztere fortbestehen kann. 

Sollten in einem oder dem anderen Orte auch noch von anderen , als 
den vorstehend genannten Gegenständen, Abgaben erhoben werden, so soll 
die Erhebung der letzteren zwar einstweilen fortbestehen können, die be- 
treffenden Regierungen werden es steh jedoch angelegen sein lassen , solche 
Abgaben bei der ersten passenden Gelegenheit zu beseitigen. Ueber den 
Erfolg der diesfälligen Bemühungen wird dem Bundesrathe des Zoll- 
vereins von Zeit zu Zeit Mittheilung gemacht werden. 

Abgaben für Rechnung von Kommunen oder Korporationen dürfen bei 
dem Uebergange der besteuerten Gegenstände nach anderen Vereinsstaaten, 
gleich den Staatssteuern, ganz oder theilweise zurückerstattet werden, so- 
weit eine solche Vergütung bei dem Uebergange der besteuerten Gegen- 
stände nach anderen Orten desselben Landes stattfindet. 

S« ^» I^ie . Regierungen der Vereinsstaaten werden dem Bundesrathe 
des Zollvereins: 



jL3ß N«tid»fUlMHi#iaMhf CbwMilftkfnf . 

9) vi»n ailen i« il^r Folge eisi4r«t««4«B ¥0rilrferMffMi ihlW 6 t » l iiP Mfl 
V«ror4iiiiBiron über 4te iü S. 3. dieiM Artikel iKweirtiltten MiHl^*- 

b) binsichtlich der Kommunal- u. s. w. Abgabftt «b^r ve« dun VfMAf- 
deruQffeQ, welche in Boziehnng ««f 4ie Hebiuiffb^reehUglen^ djip Orte, 
die GegeAstünde , den Betreg uid die Art und Weise der EiMmig 
eintreten, 
vollstüBdige SlittbeilaRg meoben^V- 

Artikel 6. 

Die Bestimmungen in den Arlikelo 8., 4. uaid du, 9#wie 
in den Ar ti kein 10. bia 20. wd dB, finden vorlinftg k#i9» An- 
wendung: 

1. auf die ne^hfotgend geMWten ^laittefi «nd dubielftluiile dfe N«rd«- 
deuU^ben Bundes, und zwar: 

a) in PreftMen: eef die Orteetafteo 9reoikew, Perep iwd Stwkow, 
die Kolonie und das Erbpachts-Yorwerk Gross-Menow, die JUMer»- 
gttter und Dörfer Zettemin mit Pieeftwirder, Puckow, Rietlvianns- 
begen, ButseüMde, Kerferub un4 Pi»now« dee üafenorl Gefsrter- 
münde, das Fort Wilhelm in Brtwarhfvea« die IUbi«Mihi AMen^ 
werder, Kmeeebneeh , Finkeewenkr, FiekieiiwerdfivMunievisand, 
li;attwi#ek , H^beaAohaw , Overbeeken , Ne«JM>f »nd Wühetoebsfi:, 
die Vo4gtei Kir(sbwerder und die Derfseteft ▲»«Htnd^ 

b) auf die Gjrpssberiocrtbümer .lleek4eeb«ifg>^SehwteN|i 
und Meckleflburg-r$trelitZ| ersteree Bftit AtiiMihine seiner 
von PreusB«^ lunscUosse^en Gebieietbeile BiMseir« NeJU#bt«i «mI 
SehöBberg ; "* 

e) in Oldeebttrg: auf dee Hefenort Bmfce; 

d) auf des Herzogtbum Lavenburg; 

e) auf die Henseetädte Lebeefc» S/eaiee und Jianib#rc 
mit- einem» dem 2weeke «tttspr-eeiie«i4>eii Be«ifl(e 
ihres oder de^ umiiegeeden i6ebie4«s; 

2. «uf die «aehfeigend geeennten Cebietstbeile Badens , end »^9f : 

die Insel Reichenau, den Ort BüeiAgeo, im BitinimW IM, 
die Orte «nd Höfe iesb»tlen mit Flacbshof, euMenfiftter-Hof 
und Beniehof , Lottstetten mit Mm , Meteobeng , Nnek» fceeherM/ 
und Yolkenbacb, Dettighofen mit Häuserbof, AJtenbnrg« Mteiv«- 
weil, Berwangen und Albfül^enbef bei WoieweU. 
Sobald die Gründe aufgehört haben^ welebe 4ie wpU^ 



14) Art. 5 betrifft di« inneren Steuern (vergl. 6. Fischer a. a. 0. Bd. VII 
S. 277 — 293) und entspricht Art. 11 des "Vertrages vem 16. Hai 1805. 'Nur die in 
demselben enihaitenen, auf d«n Tubek bexeglirhen BestimnHHigtn einl, "vrie 4m 
iSeblui>apre>lafcol! Nr. 4 «rliulert, deshalb nüclit aufgenemnitn, ««ü sie duncb die Bm- 
fütirujig der nacb Art 3 § 4 in Atufvidit genoiraii«nea fabakasteuer ihre J&rledi^nng 
finden, einstweilen aber noch in Kraft bleiben werden. Vergl. Anm. 9. 

Die Mittheilungen Ober die inneren Steuern, welche nach dem vorliegenden Er- 
trage die Regi^^rungen der Vereinsataaten dem Bundearatlie 9m Z«41 Vereins «noacheii 
haben» machten dieselben sich bisher gegenseitig. 



«Dderen der linter Nr. }. g^n^iU^^ß^ BX^ntßH ^^^ Jßeliit^^li^ßile 
surZeitausschliessen^ wird das Präsidium des Norddeutschen 
Bundes den Regierungen d«r fitrigen vertragenden Theile 
Jfniebril^hft £f^^|i« 9^r fi^,ni^ßtr9^lk de# Zpllv^r^ii^p b«^p4i)iesst 
alsdann über 4^¥ i^iipu^ii^, ai^ ^elcji^m di<e Bes^iiRnmAgi^^ 
Afif Aflikel 3. bis $. und iQ, bis 9Po in Aißpev^ Staate oder 

fl,6fr4«4f4lißiil« iM Wi^Jisamfciij't U^t^n"). 

Artikel 7. 

Die Gesejzgeb^fing über die in dem Artikel^, b^zteichneten 
Angelegenheiten, sowie ttber die in den Zojl.^usflchlttssen 
(Artikel 6.) zjir Sicjierung der gemeinsci/i/JtUcliien {Zollgrenze 
erforderlichen Ma^sregeln wird ausgeübt durc^ ^jß^ Bundes- 
rath des ZoJ.lvereiins als gemeinschaftliches O^gfi'W ^^r Be- 
gierungen u^d dur4Ch das Zoll|>jarJ#q|ieJil«il /f^jneitn.schaftliche 
Vertretung, jler Bevölkerungen. Di^ jUe b^j einsät j^nAiung der 
Mehrheits-B^schlfsse beider V fr«|iiQinl,u^g,e^ i.s| zu einem 
Yereinsgesetze erf<orderiich und ausreichend; »vffiiidere, als 
die vorstehend bezeichneten Angelegenhejlep e,r,sJt^eckt sich 
die Zuständigkeit (derselben nicht'^). 



16) Wahrend nach Art. S.dea Vertragee irem 16. Mal i665 nnr einzelne Ort- 
schaften und sehr kleine iLandestheile der contrahirenden Staat C9 .Vien dem Gesammt- 
vereine ausgeschlossen hlieben, siQ4 jtürc^ den vorliegenden Vertrag fünf ganze 
Staaten des norddeutschem Bundes, i^lmlicb die "beiden Meckleifburg und die drei 
Hansestädte, sowie ein genzes von Prvussen neuerworbofies Lend, flSmlich Lauen- 
burg, die freilich insgesanmt dem Zoilvereine lüsher nicht angdißiit«n, von der neu 
begründeten Zoll-. und sonstigen Steuergemeinsctifft i«(enigs)eM vprl^u^g ausgeschlos- 
sen. Die Gründe, welche zu den einzelnen i£pUausjB(;hlil8&»en ^bestimmi haben, sind 
jedoch sehr verscnieden; ^enn der Ausschluss der Hansestadt^ beruht auf Art. 34 der 
Verfassung des Norddeutschen Bundes, nach wetefatm ^e8el%en nift efnem dem Zweck 
entsprechenden Bezirke ihres oder des umliegenden .Gebietes als Fr^iba&n ausserhalb 
der gemeinschaftlichen Zellgrenze bleiben, bis sie ihren Eins^bjus^ i^ dieselbe be- 
antragen ; der Anschluss der beiden Mecklenburg wird durch ,dftn Jlandelsvertrag, 
welchen dieselben im Jabre 1865 mit Frankreich abgeschlossen liaben^ verhindert; 
der Ausschluss X^uenburn beruht dagegen nur auf geographischen Oründen. 

Das Sc^lpiW'^^koU ^r. .6 zum Al^. ^ ^as vorliegenden Vertrages bestimmt: 
„In Beziehung auf die schon bisher zum Zollverein gehörigen Staaten bleiben die- 
jenigen Anordnungen aufrecht erhalten , welche rucksichtlich des erleichterten Ver- 
AMbra der ^«isfesfi^aaaeven Lan^stb^nle «lit deaa HaiM^tlande geg«)warartig besiehe^«'* 

tt) Djfsae .fUftHmsMimg lentMtt bei Weitem die wicbtig^le VerbeaaeriMig in der 
.0rBaniaaliefi des StoUverisimi ; diNin sj^ beseHigt die zu jedior Aend^rung in der Ge- 
leetiigebiiig und ViervalfaH^ desselbian «erlordierlidie jSinslimifMgheit.siaAMnUicher tstimm- 
iieraobtif lexi llitgUeder und DlUir^ die Ent^oheidiUBg durch S^imine^iniehrbeit 4»ifl ; sie 
^.leichtert islne eine uftgeoisae Fortbildung des ZoUverew «nd verleitet die ge- 
^alMrAi)li¥Hi:Knsett baj der periediacben Ernen^ruiiig der Verträge. .<Yergi. O. Fischer 
«. #. Q, 94- VAU S. ^2 ff.) iQb laber diese Aenderung dem Wesen eines ZpUvereios 
#Jf Mmf v01ke«rriechjtH4:Ji.ein Vierjeinigung epnvcrainer Staaten enU^^i^^t (v,«r:gl. 
Aen«. a* Q« J3-i9!l6 eufgiis^lten B<*griff); ob «^u^ die vprjiuagegangnne Gründung 
des Norddeutschen Bundes mit unauflöslicher ZellgemeAAScbeft jeina^ e4« sog. 
glaUvnaein eOtaUnden wire, in wdohem die Btegierungen der Vereinsateaten über 
^e )C^m>aln8Aaiefi j^Ageiegenbefttcü f«eb StiaEHneamebrMt eAtswbeiden 4ind einer lOe- 
ii>inplfiiflretimg dÄr BewMkerMigaii 4ißa«r fidiwlf n (i^mm mg* Zellp vUmenite) dabei 
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NaiioiuMkoDOinselM Gesetaifebiiiig- 



Die Verkündaniir ^^^ Yereinsgeselse in den Gebieten der yertnig^iid^ 
Theile erfolgt in den daselbst geltenden Formen. 

Artikel 8. 

lieber die Einrichtung und die Znstftndif keit des Bnndes- 
ratbes des Zollvereins ist Folgendes verabredet: 

S. 1. Der Bnndesratb besteht ans den Vertretern der 
Mitglieder des Norddeutschen Bundes und der Sttddeutscfaeti 
Staaten. In dem Bundesrathe ftthren 

Preussen 17 Stimmen, 

Bayern 6 

Sachsen 4 

Württemberg 4 - 

Baden 3 

Hessen 3 

Mecklenburg-Schwerin ... 2 

Sachsen-Weimar 

Mecklenburg-Strelitz . . . 

Oldenburg 

Braunschweig 2 

Sachsen-Meiningen .... 

Sachsen-Altenburg. .... 

Sachsen-Koburg-Gotha . . . 

Anhalt 

Schwarzburg - Rudolstadt . . 

Schwarzburg- Sondershausen 

Waldeck 

Reuss ältere Linie 

Reuss jüngere Linie .... 

Schaumburg-Lippe 

Lippe 

Lübeck 

Bremen 

Hamburg . 

z usammen 



58 Stimmen^O. 



eine selbstständige Mitwirkung zusteht; ob die Art der Zollgemeinschaft, wekke 
durch den vorliegenden Vertrag zwischen dem Norddeutschen Bunde und vier Süd- 
deutschen Staaten begründet wird, nicht ein sehr künstliches Mittelding 
zwischen einer auf staatsrechtlicher Grundlage beruhenden, unaufll^slioheii 
Zollgemeinschaft zufolge einer Bundesverfassung und einem nur auf TÖlkerrechl- 
lieber Grundlage beruhenden, aufkündbaren Zollvereine sei; ob endlich diese 
kündbare Zollgemeinschaft des Norddeutschen Bundes mit den Süddeutschen Staaten 
für die Dauer bestehen werde, wenn sie sich nicht durch d«n Eintritt der letzteren 
in den ersteren in eine unauflösliche verwandelt; — alle diese wichtigen Fragen 
wollen wir in der noch rückständigen letzten Abtheilung unseres angeführten zweiten 
Artikels zu beantworten versuchen. 

17) Nach Art. 6 der Verfassung des Norddeutschen Bundes sind die Stimmen 
unter die Mitglieder des Bundesrathes nach Massgabe der Vorschriften für das Pleninn 
des ehemaligen deutschen Bundes (vergl. Deutsche. Bundesacte Art. %} Tertkeilt} 4m 



Natioimi^HaHiomisehe €iesetogdl»iingr. 1:86 

S- ^* Jeder VereinssUal kann so viel BeroUinaGhtigte 
zum Bnndesrathe ernennen, wie er Stimmen hat; doch kann 
die Geaämmtheil der zustandigen 'Stimmen nur einheitlich 



man „an gewohnte Einrichtungen*^ anzuknüpfen beabsichtigte. , Freussen fCUirt jedoch 
nicht blos 4 Summen, wie in jenem Plenum j sondern mit den ehemaligen Stimmen 
von Hannover, Kurhessen, Holstein, Nassau und Frankfurt 17. Hessen dagegen, 
das in dem gedachten Plenum 3 Stimmen führte, bat im Bnndearathe nieht mehr 
als eine erhalten, weil es nur mit dem nardl|ch vom Main gelegenen Theile soinaa 
Gebietes dem Norddeutschen Bunde angehört« Zu den 43 Stinimeji im Bundesrathe 
des Norddeutschen Bundes (vergl. Art. 6 der Verfassung desselben) kommen im 
Bundesrathe des Zollvereins noch 15 Stimmen der Süddeutschen Staaten, indem 
Bayern, als der grüsste» unter denselben, seinem Wunsche gemfisa 6 Stimmen (statt 
der 4, die es in dem gedachten Plenum hatte), Württemberg 4, Baden 3 und Hesaea, 
ausser der einen Stimme, die es im Bundesrathe als Mitglied des Norddeutschen 
Bundes hat, im Bundesrathe des Zollvereins noch 2 Stimmen führt. 

Während bisher in den Generalconferenzen jedes Mitglied des Zollvereins, mochte 
es gross oder klein sein, ein gleiches Stimmrecht hatte, ist bei der Stimmenver- 
theilung durch den vorliegenden Vertrag auf die verschiedene Grösse der Vereins- 
Staaten Rucksicht genommen. Dass diese Grosse, d. h. die Volksmenge, nicht aoa- 
schliesslich als Maassstab der Stimmenvertheilung dienen konnte, ergiebt sich schon 
'daraus, dass Preussen 9 bis 10 Millionen Einwohner mehr hat, als die übrigen 
Vereiasstaaten zusammengenommen (vergl. G. Fischer a. a. 0. Bd. VIII S. 26Sff., 
Jms. Anm. 112). Sollte das Stimmrecht der übrigen Vereinsstaaten nicht ganz baden.- 
tungslos werden 9 so machte es sich nothwendig, die Stimmenzahl Preussens so weit 
zu beschranken , dass die Entscheidung nicht von ihm allein abhing. Da die abso- 
lute Majorität von 58, als der Gesammtzahl der Stimmen im Bundesrathe des Zoll- 
vereins, 30 betragt, Preussen aber nur 17 Stimm eu führt, so könnte es überstimmt 
werden« Allein dagegen ist es nieht nur durch seinen factiachen Einflnsa auf aimmt- 
Itdie Mitglieder des Norddeutschen Bundes, sondern überdies durch das Veto ge- 
achützt , welches ihm nach Art. S §. 12 des vorliegenden Vertrages zusteht. Vergl. 
unten Anm. 24. 

Eine wesentliche Aenderung in der Organisation des Zollvereins beateht ferner 
darin, dass diejenigen Staaten, welche nach Art. 2 dem ZeJl- und Handelssyateme 
anderer Vereinsstaaten angeschlossen sind, als Mitglieder des Norddeotschen Bondas 
in dem Bundesrathe des Zollvereins Stimmen fähren, während sie in der General- 
conferenz kein Stimmrecht hatten (vergl. G. Fischer a. a. 0. Bd. VH S. 22S, 
Bd. VIII S.317ir. und S. 334 ff.). Das gilt von Anhalt, Lippe, Schaumhorg- Lippe 
«nd Waldeck. 

Während die 8 am thüringischen Zoll - und Handelsvereine betbeiligten Staaten 
bisher in der Geaeralconfereaz nur eine Gesammistimme hatten (vergl. G. Fischer 
a. a. Bd. VIU S. 253 f. Anm. 104), führt jeder derselben, nämlich S^hsen* Weimar, 
Sachsen -Meiningen , Saohen-Altenburg, Sachsen-Coburg-Gotha , Schwarzbnrg-Rudol- 
«tadt,. Schwarzburg-Sondersbansen, Rensa ältere Linie und Reusa jüngere Linie ab 
•Mitglied des Norddeotschen Bundes im Bundesrathe des Zellvereins eine Virilstimme. 

Obgleich naeh Art. 6 des vorliegenden Vertrages fünf zum Norddeutschen BunAe 
gehörige Staaten , nämlich die beiden Mecklenburg und die drei Hanseatädte vor- 
laufig von der Zoll- und Steuergenieinschaft ausgeschlossen sind, so haben doch die 
Vertreter ihrer Regierungen Stimmrecht im Bundesrathe des Zollvereins. Die aua- 
gea^hlossenen Staaten nehmen also an der Beralhung und Beschlussfassung über An- 
gelegenheiten Theil, bei denen sie nicht unmitti»lbar interessirt sind und es ist we- 
nigstens möglich, dess bei einer schwankenden Majorität ihre 6 Stimmen im Bundea- 
rathe des Zollvereins den Ausschlag geben. Diese Anomalie erklärt sich theils daraus, 
dass der Bundesrath des Zollvereins aus den Vertretern sämmtlicher Milglieder 
des Norddeutschen Bundes und der vier Süddeulschen Staaten besteht, fheils daraus, 
dasa nach Artikel 7 die Gesetzgebung über die Massregeln , welche in den Zoll- 
ausschlüssen zur Sicherung der geineinschaflllchen Zollgrenze erforderlich sindy durah 
die drgana dea ZolKereins ausgeübt wird. . 



nH^ßfigeb^n Wffden« Nichfl ¥*rlrtlta« oder «iokt i^^tmirle 
^iimm^B w^r4e« niflit f ei&kli^*). 

$. 1. P«r £»94efriilh biJdiel «ii« stiher MUlie dtü^rail^ 
Attsschttsse: 

1) für Zoll- und Steuerwesen, 
18) ror Handel und Yerkelir, 
3) IttiT RfBcknungf WAsen^ 

In je40» dieser Att^«ckfisse werden euee«r de» Praie«- 
divm nindeetens vier Verelvs^taaten vertreten seiny uvd 
ffilirt innerkalb derselben jeder Staat nur eile Stimne. Die 
JMiljgflieder d^r Auj^^httsise werden yo» dem Bitndn^reliie 4(n«- 
waJili« Die Z«8«ni«eneetc4inf dieser Auet cii#e«e ist fttr j%de 
fieesien des Bundesrathes resp. mit Jedem Jalire zn erneiem, 
wobei die ausscheidenden Mitglieder wieder yftlilbajr sind- 
Pen AuM^fihiiifi^tn werden die zu ihren Arbeit^n »öihiM^n Be- 
ifliileiB a«r Verfüg ujif fesiellt^^. 

f. 4. Jedes Mitglied des Bindesrathe« tiat das Becbt, im 
ZplIparJninent zu erscheinen und mn^s d^sefb^t auf Ve/- 
Jnnf^B jeder«(Bit gehört werde«, um die An^i^^hten seinßi' 
lefierunf is rertreden, auch dann, wenn diieeel4)eii «ri»n4er 
M«Jor4tit des fiundesratlie« nicht adoptirt werden sind. Nie«- 
mand kann gleichzeitijgf Mitglied Aeß Bundesrathes Jind .des 

iB) ArL^ i|. 2 anliprieht Art. 7 der Verfassusf des Noidde«ltcben 8undas. 

i9) Art. 8 f. 3 eatapfkbt Art i8 der VarfiBHung des Sotddenteehap Momlm. 
Kr.T des BcUuwprotokoUi »am Art.B -$.3 des Yartrafes besUMot: ^ar Aufwend 
für die, den Aosschussen zur Verfügung gestellten Beamten wird -iwlaeben dam 
Ifofddaviathen Bunde mmI den «üddeutaeben Staaten aaeh dem 'Verhilliiiaa anartheilt 
«ardep , tn Mtldwan dl« in die Xaeae des «rtteren fliaaaenden 'Z^ile und VeabcaadM^ 
AAfaben tu dep AnHieilen «tehen , irolehe dia ietiierc« von den , «neh Art dB des ' 
VMvages 'in die Gemainsohaft Mtettden Ahftfhen erhaHen.^« 

Ihiter den siabeii deutniden Ausecbüiaen, welohe dar Bundtsaalfa dea- Naedf- 
dputaehf» Buudits nus mner tlitte büdet, befinden aich die drei in iam .verliagindaii 
Vertrage genannten Ausschüsse, welche der Bundesralh des Zollrereins aus «eiMr 
Mitte tildA Seher die guaaainit— cli— g a»d die Fvodioneii dieaar fieMi tenannten 
iiMsaeiNfiase «agt dar (Bericht der veniisigten AuBaebflsae a. a. O. B. BO Bp. B: „Für 
dtifeiilgen Oegenatdnda der^MU und BteuerTerwdtuag, weidie im KoiBde«Asahaii 
Bunde geHcumam «ind , die aber nkht in die Ckmeinscbaft nit den MddeulKlMi 
dMaaten fuHta^ aiamenlHch >alae ifir Bier und Branntwein <?ePgl. A«t. B ^ 1. B, 4 
■nd Art IB dae vorüegenden Vertragen aHt Art.d5 dar Verfeaaung dea tiar ddautachaa 
Bundes^ ^ erleidet die Anwendung der 'Verfosenng des ffonddeulschen Bundea iieine 
Aenderung. IKer hat der BundearaAh des Nerddeutachea Bundes nnd dasaao Ana*- 
«chuea eeioe Function «i üben, wfibrend für des -ZoHwvsen nnd die übrigen f emein»- 
aehafllkhen Bieuem künftig der Bundasrath des Zellvereins in Thäügkeit tritt. Naeh 
Mti.B §..3 dea veriiegendcn Vertrages wird dieeer Binndesreii enoh «ane Ana^ 
eefcOsae für XolU und Bt^uerweuen, fnr Handel und Verkebr and Tür B echna ngn - 
weean cu iwiblan heb«n. Ss wird aladaan aüerdiniire nach über die gusam m enaelaung 
diMar AnsaaMase nnd die Beschränkung der Mxlvirkung der Mitglieder Ar «He, In 
wakhen nitht in die ^meinadiaft mit den Büdstaaien ial>ende Oagenaldide tu e»- 
Afbftrn #Nid, .eine Bealimmuag zu treffen aHn. Seiet, im Cfcminm dea fVand- 
deidscben Bundes wird man eine solch« freiUcfa nicht tr^en können, tandem ea 
INe B^tknuHing des Bundesratiis des Zalircreta« aokamm«« laaaen mfiasen^^* 

20) Art. 8 $. 4 entspricht Art. 9 der Ver&seung das üecddautochea Bondea. 
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$, ^. P«iii Prl^idium li^g^ ßP oi>9 4«b jüitfilie^pr^ des 

$. (6. J9{B^ r^rüiidiniu iPMbi 4fr Krone freu^^eii ;&ii, ^reiche 
in Austtbung desselb-e^i i^erecJiUgt ifl^9 ii« Mfipea d#r vfrtra* 
ir^ii4^i> Tk^jU Handßl^«- uii4 S/pfaifffthrlg^-Y^ririj^« mit frtm- 

Zum Abschlttss dieser Verträge, dar<cii v^elictie die Be- 
3^imnu»g9n des gegenwürtigen Yertmg^s in J^einfi* Art yer- 
letzt werden dlirf^p^ i^t diie in»ikißm\i»g des Bmidfsratks und 
^« ih.rer ^fiUigk^it die fienebmignug d^e^ Zi^UparUm^nts er- 
fpjrderMch««). 

f. 7, Dem PrÄsidi«4n s|ebi es zn, d^n Bvndesri^ih 0u be- 
r«ijei9, jsu er/pffntn, eu verta^r^A nnd %u pchUes««». 

$. 9* Die Berufung de^ B4indesrii|h«,s findet iiljjliifjicli 
^i|i4|. Da^ ZoilparUm^nt ktnn fliegt Qhnß dfn 3undefr/itk .be>- 
xn/en wtrden. 

g. j9. Die Berufung des Bnndesr^lkes mms erfiolgen» S9- 
^^)d si« vp^ einem Drittel 4ef Sltimm«Ax«.bl verU.ngt wifid. 

S. :10^ P^v y,ojr^itz ijn Blinde sr^tke und 4J9 ifit<niitg 4«tr 
»Geschäfte jt«)iA 4^m dnzu desi^nirl-en Vertriet^j* Pr.en9inii^. cn* 

Per^eüb« Jkunn si^li ji^ l^fßitung 4i^r 0ies€|i4ifte 4f^ffik je4e,s 
andere Mitglied des Bundesrathes vermöge sctirjf'tlipjipi* Siiijir 
stittttion vertreten lassen. 

S. II« 0ns Präjidinm hat diiß «rf^rdetfliehen Viorlngen 
naeh Maass^abe der Becblttsse d«s Bandeerathes a« dae Zell- 
parlament zu bringen, wo sie durch Mitglieder de^ Bundes- 
rathe« oder dur^b ießoni^^re von l^etzter^jn «v ejrnAnnend^ 
Konmipsarien veTtreft«n werden''). 

2i) Art. 8 $. 5 entspricht Art. 10 der Verlsssuag des Nprd(leut#<yUen ßnndesu 

29) Art 8 $. i6 entspricht Art U ^ YttfUmmg des ^lorddeulschen Bsin^. 
Diirch dfDselhen ivird Axi. 38 des Vertrsges vem 16. JMai ;t365 iaufgsb<d>i9iy pmIi 
w^Uhiew den Veremsglied«)rn das AtcM, mit aniBren anMeHiaib des ^fJltJKbandne 
f ejefenan f^ts^en Vertrage mr JBrIeicbteruRg des V^ei^Mirs m errichten, wenn ^nisb 
Avr innerhalb fewisser $i;bcanken wsland. Yergl. G. Fi<Bcber a> e« 0^ 9d. ^lÜ 
S. Mi M- ^ 

Kr. B des Schluesprejlekolie lum Art 8 §. 6 des ferliefenden Veitreges enthalt 
Inlgende Zusaig«: „Preussen wird^ ungeachirt aei»er auAfcblieftslicben SereehtigiMPft 
im Nemeo A^ Vereins Jleadets- und Schiifehrhi^ Vertrege mit Cremdea Sleelen nin^ 
^gehen, bei Verträgtn mit Oesterrcioh und der Schweiz die augceneenden Veeeina- 
Staaten zur TheiJnahme an d«n, drui Ahschlnss «erang'heiideo Vierhandlungen ein^ 
Jaden» Im Falle eine Uebereinsliainiiing nicht zu jersielea, wird ee deaeenungeeelUnt 
bei Äer Besttoimung des §. $ sein Bew4*nd«n belialtnn.*^ 

39) Die 3e8iimmua«en nb^r die Befugnisse dw Pnisidinms iui Aii. 8 f> 7-^ljL 
ejiti4>rechea Art. 12— 10 der Verfassung des Nerddeutschen Bundes, jedech mit der 
eeibstrersländlichen Aledificaiina , daas an die Sielte des Bimdesratbes des Nerd«- 
dentseben Bundes äer Bwidesralh des Zollvereine und an d^e stelle des Reictisteges 
des Kerddeu^chrn Bundes das Zell Parlament g«'trelen ist Ausserdem bfeteht der 
einzig« Untersebied darin, dass der Versitz und die Leitung der Geschäfte im ftundee«- 
^.Mbf« des KerddeuAschen Bundes ftach Art. 15 der Verfaeaung desselben dem Bunde«k 
hensler,, welcher vem Frisidium zu ernennen ist« degegen im Bwdeerailie des ^MUr 
v^eine nach A^t. 8 S* i^ 4eni dam 4f«Mggivii;ten Vnfttitf tar F^eusseini Med^hi^ 



188 Nationaldkonomhche deselKf^ebniig. 

$.12. DerBescblnssnahmedes Bnndesrathes unterliegen: 

1. die dem Zollparlament vorzulegenden oder Ton demsel- 
ben angenommenen, unter die Bestimmung des Artik0>17. 
fallenden gesetzliehen Anordnungen, einsehliesslieh der 
Handels- und Schifffahrtsverträge; 

2. die zur Ausführung der gemeinschaftlichen Gesetzgebung 
(Artikel 7.) dienenden Verwaltungs-Yorschriften und 
Einrichtungen; 

3. Mängel, welche bei der Ausfahrung der gemeinschaft- 
lichen Gesetzgebung (Artikel 7.) hervortreten; 

4. die von dem Ausschuss ffir Rechnungswesen vorgelegte 
schliessliche Feststellung des Ertrages der Zölle und 
der im Artikel 3. SS* 3. und 4. bezeichneten Steuern. 

Jeder über die Gegenstände zu 1. bis 3. von einem der 
Vereinsstaaten oder über die Gegenstände zu 3. von einem 
kontrolirenden Beamten (Artikel 30.) gestellte Antrag unter- 
liegt der gemeinschaftlichen Beschlussnahme. Im Falle der 
Meinungsverschiedenheit giebt die Stimme des Präsidiums 
bei den zu 1. und 2. bezeichneten alsdann den Ausschlag, wenn 
sie sich für Aufrechthaltung der bestehenden Vorschrift oder 
Ein^richtung ausspricht; in allen übrigen Fällen entscheidet 
die Mehrheit der Stimmen, bei Stimmen gleichheit die Stimme 
des Präsidiums^). 



24) Durch dies« Bestimmungen , welche mit Art. 37 der Verfassung des Nord- 
deutschen Bundes ganz gleich lauten, wird dem Präsidium des Bundesrathes des 
Zollvereins« also dem König von Preussen, ein Veto gegen jede Aenderung in der 
gemeinschaftlichen Gesetzgebung, einschliesslich der Handels- und Scbifffahrtsverträge, 
und in den zur Ausfuhrung dieser Gesetzgebung dienenden Terwaltungs- Vorschriften 
und Einrichtungen zugestanden. Ist eine solche Aenderung von der Majorität des 
Bundesrathes und des Zollparlamentes beschlossen , so erlangt sie doch erst dann 
GilHgkeit, wenn das Präsidium seine Zustimmung ertheilt. Alle anderen stinun- 
berechtigten Mitglieder des Zollvereins haben dagegen auf das Veto, welches ihnen 
bisher zustand, verzichtet und sind demgemäss den übereinstimmenden Majoritäts- 
Beschlüssen des Bundesrathes und des Zollparlamentes unterworfen. Man darf nicht 
übersehen, dass die Bestimmung im Art. 7 des Torliegenden Vertrages durch Art. 8 

5. 12 ^ine wesentliche Modification und Beschrankung erleidet. Wir halten dieses 
em Prasidmm zugestandene Veto für zweckmässig und nothwendig, nicht blos des- 
halb, weil uurch dasselbe die Verfassung des neu begrOndeten Zollvereins mit der 
Verfassung des Norddeutschen Bundes in Einklang gebracht wird, sondern auch des- 
halb , weil es mit den realen Verhältnissen in Widerspruch stände , wenn die Re- 
gierung eines Vereinsstaates, der 9 bis 10 Millionen Einwohner mehr hat, als alle 
-anderen Vereinsstaaten zusammengenommen, Majoritätsbeschlüssen, die von den Ver- 
tretern der letzteren gefasst würden , sich unterwerfen müsste. Um so mehr ist es 
apffallend , dass diese wichtige Bestimmung der neuen Verfassung des Zollvereins in 
dem mehrfach angeführten Berichte der vereinigten Ausschüsse gar nicht erwähnt 
Wird, während in demselben eine Menge minder wichtiger Aenderungen hervor- 
gehoben sind. Da, wo der Bericht S. 20 Sp. 1 die Gründe entwickelt, welche dafür 
sprechen, dass die Entscheidung durch Majorität an die Stelle der bisher erforder- 
lichen Einstimmigkeit gesetzt wurde , heisst es gewissermassen zum Trost für die- 
lenigen Vereinsstaaten, welche das liberum veto aufgeben mussten: „Im Gkunde 
bringen die Staaten mit dem Aufopfern des Vertragsprincips ein geringeres Opfer 
von ihrer Souverainetät , als Manche glauben mögen. Schon bisher war ihre Sou- 
verainetät nicht frei, an die Verträge und eine Reibe von Gesetzen waren tie ge- 
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Artikel 9. . 

Ueber die Einrichtung und die Zuständigkeit des ZoU- 
parlaments ist Folgendes verabredet: 

S. 1. Das ZoMpariament besteht aus den Mitgliedern des 
Reichstages ^es Norddeutschen Bundes und aus Abgeordne- 
ten aus den Süddeutschen Staaten^^), welche durch allge- 
meine und direkte Wahl mit geheimer Abstimmung nach 
Maassgabe des Gesetzes gewählt werden» auf Grund dessen 
die Wahlen zum ersten Reichstage des Norddeutschen Bun- 
des stattgefunden haben. 

. Es bleibt der Gesetzgebung der Süddeutschen Staaten 
vorbehalten, über die Staatsangehörigkeit Bestimmung zu 
treffen, durch welche die Wählbarkeit zum Abgeordneten 
für das Zollparlament bedingt ist. ' 

§. 2. Beamte bedürfen keines Urlaubs zum Eintritt in das 
Z.ollparlament. 

Wenn ein Mitglied des Zollparlaments in einem Vereins-*' 
Staat ein besoldetesStaatsamt annimmt oder imStaats-* 
dienste in ein Amt eintritt, mit welchem ein höherer Rang 
oder ein höheres Gehalt verbunden ist, so verliert es Sitz 
und Stimme in dem Zollparlament und kann seine Stelle in 
demselben nur durch neue Wahl wieder erlangen. 

$. 3. Die Verhandlungen des Zollparlaments sind öffent-»^ 
lieh. 

Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen in dea 
öffentlichen Sitzungen des Zollparlament s bleiben von jeder 
Verantwortlichkeit frei. 

S» 4* Innerhalb des Kreises der im Artikel 7. bezeich- 
neten Angelegenheiten hat das Zollparlament das Recht, Ge- 
setze vorzuschlagen und an dasselbe gerichtete Petitionei 



bunden, der eigne Wille war für neue Massregeln durch das liberum velo der 
übrigen gehemmt und die Soiiverainetät konnte sich nur durch den eignen Gebrauch 
dieses Veto, oder möglicher Weise durch Kündigung des ganzen VerhäUnisses gellend 
machen.** Hier wäre es angemessen gewesen, hervorzuheben, dass dem Konig vOA 
Preussen allein das Veto verlragsmässig zustebt und die Gründe wenigstens anzu-* 
deuten, welche für dieses Zugesiändniss sprechen. 

N^ 9 des Schlussprotokolls zum Art. 8 §.12 des Vertrages bestimmt: 
„1. Die Funktionen, welche durch die, im §. 1 des gegenwärtigen ProtokolU 
(vergl. Anm. 3) bezeichneten Bestimmungen, Abreden und Vereinbarungen^ 
der General - Konferenz übertragen sind, gehen auf den Bundesrath des Zoll- 
vereins über,** 
1,2. Man ist darüber einvergtandeni dass der Buudesrath des Zollvereins auch die* 
lenigen , seinem Geschäftskreise angehörenden Angelegenheiten zu erledigen 
hat, welche aus der Zeit vor dem I.Januar 1868 herrühren und auf dem ver- 
tragsmässigen Wege nicht haben erledigt werden können.** 
26) Diese Zusammensetzung des Zollparlaments hat die Folge, dasi die Ab* 
geordneten zum Reichstage des Norddeutschen Bundes aus denjenigen Bundesstaaten, 
welche nach Art. 6 des vorliegenden Vertrages vorläufig von der Zoll- und Sfeuer- 
gemtioscbaft ausgeschlossen werden, dennoch Mitglieder des ZoUparlamenla lind. 
(VergL Anm. 17 a. E.) 



de» BuBdeirtthe des Zoll¥ere4ii>ir fesp. dessen Vorsitieiideii 
z« überweUen^ 

S. 5. Die Berufung, Eröffattng, Verlagang und Schliessang 
des Zoll Parlaments erfolgt durch das Prisidium. 

Ute B^fufung findet nfclrf in regefmflrsig wfederkelrren- 
den 2ei(alrschttitten, sondern dann statt, w^n%dtfs legfisla-^ 
iive Bedfiffniss den Zirsamikientritt ^rfofderHch nra^chf, odef 
^in Oritttreil deflStimmen Im Btfndesrathe dtins^lben^ verftfit^f. 

(. 6. Die Abgeordneten aus den Süddeutschen l^iaaten 
werden auf dr^i Jahre gewählt. Nach Ablauf dieses Zeitraums 
finden neue Wahlen statt. Die ersten Wahlen erfolgen^ so- 
bald der gegenwärtige Vertrag in Wirksamkeit getreten ist. 

$m 7. ZurAufiösung des Zellparlaments ist ein Bescbluss 
des Bundesrathes des Zollvereins unter Zustimmung ^es Prä- 
sidiums erforderlich. ImFalle der Auflösung müssen inner- 
halb eines Zeitraums von 60 Tagen nach derselben die Wähler 
und ianfrrkalb eines Zeitraums von 90 Tagten nach der Auf- 
Losung das Zollparlament versammelt werden. 

Die Auflösung des Norddeutschen Reichstages macht 
neue Wahlen in den Süddeutschen Staaten nicht erforderlich. 

$4 9. Ohne Zttstim^mwng des Zollparlaments darf dieVer« 
tagung desselben die Frist V^n 90 Tagen »icht übersteige* 
WAä Während derselben. Sessio» Miobt Wieddihalt Werde*. 

S. 9. Das Zollparlament prüft die Legitimation seltfe^i^ 
Mfiglied«fi* und enlS^S^bet-ilet dafübet* iniawtfit, al» kiehi be- 
reits vor seinem Zastfmiiientritt über die Legtlimarion »dineiv 
dem Norddeutschen Reichstage angeh^rendi^it HHgliedetf tn%* 
rtflhi^dF^tf ist.' 6s regelt s^elbststindig selrtitt aetf4hältsgang 
xrni 9^iae T^'vstiplin dar^h ein^ Gesithifts'-Or'dnuitfg un^ «i»-' 
#lh)l selks^tst&ndig seinen Frä&rident^n, »cfiiic^ V IStf-^PriS»- 
deuten und Schriftführer. 

S. 10. Das ZoUparUment beschliesst nach absoluter 
Stimmeumebrbeit, Zur Gültigkeit der Beschlussfassung ist 
iie Aftwe^enbeit der Mebtrheitder gesetz^lichen AntEahl der 
tfitgHeder erforderlich. 

S. 1 L Die Mitglieder des ZoUparlaments sind Vertreter 
des gesamntten Volkes und an Aufträge und Instruktionen 
«lebt gcrbtfnd^n. 

S. 12. Kein Mitglied des Zollparlaments darf &u irgend 
eine^ Z^it wegen seiner Abstimmung oder wegen der in 
Atisübung seines Berufs getfaaneü Aettsserungen gericht- 
lich oder dissiplinarisch verfolgt oder sonst ausserhalb 
d^r Vertammliing zur Verantwortung gezogen werden. 

$^ lä dfane dfencihmigung des Zollparlaments kafiü k^iif 
Mitglied desselben während der Sitzungs-Perio de wege» i 

einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Un ttfrum^^bvjig \ 
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|^#rof«ft od#f r^rka^ftet wafi^^»^ «vis^f w«»» e» be^i Aus- 
fi^lPVfff de^f flil^t odi#f im Lflufei.4#« ftä«h9tf6lg'#ff<«A Tff|f#tf 
ergriffen irird^ 

tfl#idh0 Gtiielbtnif ttnf is« l^#l glnd^f V^rrhtfft-ttftg Weffen 
SicltiiiUdn «rfordefl^e)»< 

itiif Verltfiif«! des l'd^Uiri^PlAinittt^ wird j#dei» St»«fver- 
fahren gegen ein MitglU<t ie^f elbda «ftd)ed;0 Pflteris^ttehtfngs- 
oder Civilhaft für die Dauer der Sitzang8-Pei?i«pd^»»fgel»dben. 

S/ 14. Sie Hitg'Hedeif 4es Z#lt|^arliriiiei»^s' 4li1ßfth als 
tarle^fie keifte B^esoliuirgf. od<«r Sntsch adlftitiif be^lak^it^). 

Artikel 10. 

üisr Ertrag ^» EingMtgs« imd üuiifatgs-« Abgaben, der 8al«tfl&ter 
Mfd KübüifUicIieraliM« In d«M, dct g^intiinnMiiiltHeliew GMat^gfAtfttg^ (Ar- 
tikel 3.) unterworfenen Gebieten der vertragenden Theile, eim^dltiittriliieh der 
im Artikel 2 erwähnten Staaten oder Gebietstheile , ist gemeinschaftlich. 
Diese Gemeinschaft erstreckt sicli auf den Ertrag der Ta- 
b«ksi»»u«ryy satoitltd di# Be^^tf »»«sf im $. 4. 4e^Aftilti(ls 3. 
»tut AttltfilUfftB^ geilfrugl $ein wiri'^X 



'*^f f ''■" *■■• f '-'** 



SC)- Bie BeüiitomiiBgta Aber die Eitlrkbtimf und Zaf«aitdi|^«il de* Zdll|)8Pltmattta 

im Art. 9 I i — 14 entoprecben Art 12 — 14 und Art. 20 — 32 der VerCassuiif des 

l^or^deutscben Bundes. S^ur in folgenden Punkten ist die £inricktung des Zoll- 

Parlaments yon der des Reichstags, ausser der Zusammensetzung beider, terst^'edefi!^ 

$. Bb Weibt AScl» Art^ 9 S^ 1 des ^ertiegendeit Yertl-sge» der 6e«telzg«b«ng der 

Stddeutechin Staaten TcirhtiMlC»n, dher die StdefateAgefiuri^kdt Bestimmung 

zu treffen, durch welche die Wählbarkeit zum Abgeordneten för das Soll- 

parlamenl bedingt ist. 

2. Die Berufung des ZoHparflaMentsT ^ndet nsdfi §. 5 nicht in feftHmSi^ig i^ieder- 
ftphrendeti ZeftftbscMtlUeif (d b. ttwiki aFljiltrlivI^ nitf die de» Reiel^sMges nach 
An. 13 der Verfamung des Nordd^utscben Bundes) , senden» dann statt , wenn 
das legislative Bedfirfniss den Zusammenlrilt erforderlich macht, oder ein 
Dritlheil der Stimmen im Bundestaihe denselben verlangt. 

3. tne AuniTsung des Norddeutschen Refchst^gs m^Cht nach $. 1 neue Wahlen 
hf drti Sdddeu4eefie!n Stäffteu nicht 0r(4f^\kii, 

Im kt\» 8^9 Mn«rkl der Beticht def Vereiniffen Aüssckfifeise a. a. 0. S. 19 

t|K 2i rJ^ie Unterscheichiiig des Zoilparlamentg von dem Reichstage des Norddeutschen 
undes ist dadurch festg«halten, dass das Zollparlament eine eigne Geschäftsordnung 
firr Sich feststellt und PrSsIdenten , ViceprSsidenten und ^ehrlftfdhrer wdhlt'* 
- 27) Die Artiicel 10 und 11, welche die gemeinsehafl liehen BMikanflre und deren 
Tltii«ng betireffen, catsprecben den Artikeki 2i nnd 22 des Vertrages Votel 16. Mai 
1865c Die wichtigste Aendetung besteht in dem Wegfall »ämmtlicher Pra- 
cipua. (fergl. G. Frischer a. a. 0. Bd. Vi! IS. 263-266, beS. Anm. 57.) Der 
Betfcht d^f vereinigten Air^^hdsse bemerkt nachr der Srtvahnvng der l^räcipua, welche 
nach dem Vertrage vom 16. Alai 1865 noch bestanden, a. a. 0. S. 22 Sp. 1: ,^s 
wird nicht zu bestreiten sein, dass dergleichen Präcipua ihre UebeUtände haben, 
ntfi Im Ketit ereine als Aesnalmen gelten kennten, (m mich «ad neeh be$0killiß 
nmütM tflntkst^. üirge^mel der dabei efl aüffeföfttten maierfellen Ülligkeit und 
Oeti^cMfglteit, War deeh Jedenfalls insofern eine unMHIge Uwglei<shheH dabei nkhf 
iia veftneiden', «Is «#teehett den» mehr oder wvnii^r eenevmieendeo Gebieten senal 
aMht iMfefSchfeae« war^ und dfe Oeltendmaehang 4ar beseiehnete« RcNkeiehl e^ear 
vea der Sfeflulig ebftiiiff, die einzelne Stvaten bei den Beitrittstefliaiiiliingim eit>» 
nKkwe*. iem hauen m SOddeotsohen Staaten das entsefeiledeaele GeteMit auf daiD 
WeifMI der PrlcftpeMf gelegt «^ bei ^li^n imr leil «meee Pre«seeA n* Oldie«burg, 
Schaamburg - Lippe und einige BveMvfeetw C^lbioTelhell« irtteteMHitl ilii# '^ nad m 
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VoD der Gemtiiiiehafl sind auigetohlossen , nnd bkibtn, sofor« müA 
Separat - Vertrige iwischen einselnen Vereintataalen ein Anderes besÜBBen, 
dem privativen Genüsse der betreffenden Staatsregierangen, vorbehalten: 

1. die Steuern, welche im Innern eines jeden Staates von inlandischen 
Erzeugnissen erhoben werden , einschliesslich der nach Artikel 5. 
von den vereinslftndischen Erzeugnissen der a&mlichen Gattung zur 
Erhebung kommenden Uebergangs - Abgaben ; 

2. die Wasserzölle; 

3. Chaussee - Abgaben , Pflaster-, Damm-, Brücken-, Fähr«, Kanal-, 
Schleusen-, Hafengelder, sowie Waage- und Niederlage - Gebuhren 
oder gleichartige Erhebungen, wie sie auch sonst genannt werden 
mögen ; 

4. die Zoll- und S t e u e r strafen und Konfiskate, welche , vorbehaltlich 
der Antheile der Denunzianten , jeder Staatsregierung in ihrem Gebiel 
verbleiben. 

Artikel 11. 

Der Ertrag der in die Gemeinschaft fallenden Abgaben wird zwischen 
den vertragenden Theilen, einschliesslich der im Artikel 2. erwähnten Staa- 
ten oder Gebietstheile , nach dem Verhäftniss der Bevölkerung ihrer, der 
gemeinschaftlichen Gesetzgebung (Artikel 3.) unterworfenen Gebiete vertheilt. 

Dieser Ertrag besteht aus der gesammten Einnahme von den Abgaben 
nach Abzug 

1. der auf Gesetzen oder allgemeinen Verwaltungs-Vor- 
sohriften'*) beruhenden Steuer - Vergütungen und Ermissigungen, 

2. der Rückerstattungen für unrichtige Erhebungen, 

3. der Erhebungs- und Verwaltungskosten, und zwar: 

a) bei den Eingangs- und Ausgangs - Abgaben der Kosten,, ^weiche 
an den gegen das Ausland gelegenen Grenzen und in dem Grenz- 
bezirke für den Schutz und die Erhebung der Zölle erforderlich 
sind (Artikel 30. der Verträge vom 22. und 30. März und 
11. Mai 1833, sowie vom 12. Mai 1835, Artikel 18. der Vertrage 
vom 10. December 1835 und 2. Januar 1836, Artikel 29. des 
Vertrages vom 19. Oktober 1841, Artikel 30. der Verträge vom 
4. April 1853 und 16. Mai 1865 und Artikel 16. des Vertrages 
vom heutigen Tage), 

b) bei der Salzsteuer der Kosten, welche zur Besol-» 
düng der mit Erhebung und Ko ntr oli ru-ng dieser 
Steuer auf den Salzwerken beauftragten Beamten 



schien geratben, dieselben ganz zu beseitigen. Theils werden sieb die Consumtions- 
Verhältnisse beim Steigen des Wohlstandes bis auf einen gewissen Grad ausgeglichen 
haben, theils ist anzunehmen, dass sich die Ungleichheit durch das höhere Maat 
ausgleicht, in welchem reichere Bezirke an den nationalökonomiscben .Vortheilen der 
Oemeinachafl Theil nehmen , theils endlich findet in den Suddeutschen Staaten eina 
erbeblich stärkere Consumtion von Salz statt, und die Suddeutschen Staaten bringen 
durch die Gemeinschaft der Salzsteuer ein Opfpr für die Aufhebung der Präcipua.** 
28) Im Art. 22 des Vertrages vom 16. Mai 1866 heisst es statt dessen; „auf dem 
Örund« gemeinschaftlicher besonderer Verabredungen*'. 
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aufgewendet werden (Artikel 3. der Uebereinkunft vom 
8. Mai 1867), 
c) bei der Rübenzuckersteuer der Vergütung, welche, nach den je- 
weiligen Verabredungen, den einzelnen Vereins - Regierungen für 
die Kosten der Verwaltung dieser Steuer zn gewähren ist (Ar- 
tikel 2. der Uebereinkunft vom 16. Mai 1865). 
Der Stand der Bevölkerung in den Gebieten der vertragenden Theile 
wird alle drei Jahre ausgemittelt und die Nachweisung derselben dem Bundes- 
rathe vorgelegt. 

Artikel \2, 

Die dem Münzvertrage vom 24. Januar 1857 entsprechenden Silber- 
münzen der Vereinsstaaten — mit Ausnahme der Scheidemünze — werden 
nach der, auf diesem Vertrage beruhenden Gleichwerthung von Vier Tha- 
lern gegen Sieben Gulden bei allen Zoll -Hebestellen des Vereins ange- 
nommen. Hinsichtlich der Annahme der Goldmünzen bei diesen Hebestellen 
bewendet es bei den, die Annahme dieser Münzen im Allgemeinen betref- 
fenden Bestimmungen des Münzvertrages '^). 

Artikel 13. 

Vergünstigungen für Gewerbetreibende hinsichtlich der Zollentrichtung, 
welche nicht in der Zollgesetzgebung selbst begründet sind, fallen der 
Staatskasse derjenigen Regierung, welche sie bewilligt hat, zur Last. Hin- 
sichtlich der Maassgaben , unter welchen solche Vergünstigungen zu be- 
willigen sind, bewendet es bei den darüber bestehenden Verabredungen. 

Zollbegünstigungen für Maschinen und Maschinentheile sollen auch auf 
privative Rechnung nicht gewährt werden. 



29) Art. 12 entspricht Art. 14 Alinea 2 des Vertrages vom 16. Mai 1865. Yergl. 
G. Fischer a a. 0. Bd. Yil S.294 Anm. 89. 

Nr. 10 des Schlussprotokolls zum Art. 12.^ des vorliegenden Terlrages bestimmt: 
„Zur Vermeidung der iJnzuträglichkeiten, welche die im Artikel 12. des Vertrages 
vom heutigen Tage erneuerte Verpflichtung zur gegenseitigen Annahme der Silber- 
münzen bei allen Zollhebestellen mit Rücksicht auf die obwaltende Verscliiedenheit 
des Münzfusses herbeiführen kann, ist verabredet, dass 

a) die aus den Abrechnungen über die gemeinschaftlichen Einnahmen sich er- 
gebenden Herauszahlungen an andere Yereinsstaaten, soweit sie nicht durch 
die bei den Zolikassen eingegangenen Münzen des empfangenden Staats oder 
der mit letzterem in genauerer Uebereinstimmung stehenden Staaten geleistet 
werden können, nur entweder in Vereinsthalern (Artikel 8. des JSlünzvertrages 
vom 24. Januar 1857.), oder in ganzen Thaler- oder Guldenstücken, niclit 
aber in Theilstficken des Thalers oder Guldens geleistet werden sollen; auch 
dass 

b) die bei den Zolikassen solcher Vereinsstaaten , welche nach Gulden rechnen, 
eingegangenen Theilstflcke des Thalers, sowie umgekehrt die bei den Zoll- 
kassen derjenigen Staaten, die nach Thalern rechnen, eingegangenen Theil- 
stücke des Guldens, sofern der empfangende Staat sich derselben nicht durch 
die aus der Abrechnung sich ergebenden Herauszahlungen entledigen kann, 
auf Verlangen bei der nächstgelegenen landesherrlichen Kasse des Vereins- 
staates, dessen Stempel sie tragen, gegen ganze Thaler- nnd resp. Gulden- 
stücke ausgewechselt werden sollen, ohne dass jedoch dem Staate, welcher 
die Auswecbaelung übernimmt, anderweite Unkosten hieraus erwachsen dürfen.*' 

IX. 13 
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ArUkel 14. 

Dem auf Förderung freier und natürlicher Bewegung des allgemeinen 
Verkehrs gerichteten Zwecke des Zollvereins gemäss , sollen besondere Zoll- 
begünstigungen einzelner Messplätze , namentlich Rabattprivilegien , da wo 
sie dermalen in den Yereinsstaaten noch bestehen^ nicht erweitert, sondern 
vielmehr, unter geeigneter Berücksichtigung sowohl der Nahrungs - Verhält- 
nisse bisher begünstigter Messplätze, als der bisherigen Handelsbeziehungen 
mit dem Auslande, thunlichst beschränkt und ihrer baldigen gänzlichen Auf- 
hebung entgegen geführt, neue aber ohne allseitige Zustimmung auf keinen 
Fall ertheilt werden. 

ArUkel 15. 

Von der tarifmässigen Abgaben - Entrichtung bleiben die Gegenstände, 
welche für die Hofhaltung der hohen Souveraine und ihrer Regentenhäuser, 
öder für die bei ihren Höfen akkreditirten Botschafter , Gesandten , Ge- 
schäftsträger u. s. w. eingehen , nicht ausgenommen , und wenn dafür Rück- 
vergütungen statthaben, so werden solche der Gemeinschaft nicht in Rech- 
nung gebracht. 

Ebenso wenig anrechnungsfähig sind Entschädigungen, welche in einem 
oder dem anderen Staate den vormals unmittelbaren Reichsständen, oder an 
Kommunen oder einzelne Privatberechtigte für eingezogene Zollrechte oder 
für aufgehobene Befreiungen gezahlt werden müssen. 

Dagegen bleibt es einem jeden Staate unbenommen, einzelne Gegen- 
stände auf Freipässe ohne Abgaben - Entrichtung ein - oder ausgehen zu 
lassen. Dergleichen Gegenstände werden jedoch zollgesetzlich behandelt, 
und in Freiregistern, mit denen es wie mit den übrigen Zollregistern zu 
halten ist , notirt , und die Abgaben , welche davon zu erheben gewesen 
wären, kommen bei der demnächstigen Revenuen -Ausgleichung demjenigen 
Staate, von welchem die Freipässe ausgegangen sind, in Abrechnung ^^). 

Artikel 16. 

In Absicht der Erhebungs- und Verwaltungskoslen für die Bingangs- 
und Ausgangs - Abgaben kommen folgende Grundsätze zur Anwendung: 

1. Man wird, soweit nicht ausnahmsweise etwas Anderes verabredet ist, 
keine Gemeinschaft dabei eintreten lassen , vielmehr übernimmt jede 
Regierung alle in ihrem Gebiete vorkommenden Erhebungs- und Ver- 
waltungskosten, es mögen diese durch die Einrichtung und Unterhal- 
tung der Haupt- und Neben -Zollämter, der inneren Steuerämter, 
Hallämter und Packhöfe, und der ZoUdirektionen , oder durch den 
Unterhalt des dabei angestellten Personals und durch die dem letzteren 
zu bewilligenden Pensionen, oder endlich aus irgend einem anderen 
Bedürfnisse der Zollverwaltung entstehen. 

2. Hinsichtlich desjenigen Theils des Bedarfs aber, welcher an den gegen 
das Ausland gelegenen Grenzen und innerhalb des dazu gekörigen 
Grenzbezirks für die Zoll - Erhebungs - und Aufsichts- oder Kontrol- 



30) Art. 13— 15 entsprechen Art. 23— 26 des Vertrages vom 16. Mal 1865. 
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Behörden nvA ZolischaUwacheli erforderlich ist, wird man lieh ftbet 
Psttsehsummen vereinigen^ welche von der jihrlich «ttfkommenden and 
.der Gemeinsehaft zu bereehnenden Brutto - Eianahme an Zoll*- Gefallen 
nach der im Artikel 11. getroffenen Vereinbarung in Abzug gebraefal 
werden* 

3. Bei dieser Ausmittelung des Bedarfs soll da, wo die Perzeption pri^ 
vativer Abgaben mit der Zollerhebung verbunden ist, von den Gekal-f 
ten und Amtsbedürfnissen der Zoll -Beamten nur derjenige Theil in 
Anrechnung kommen, welcher dem Verhältnisse ihrer Geschäfte für 
den Zolldienst zu ihren Amtsgeschäften überhaupt entspricht. 

4. Man wird auch ferner darauf bedacht sein, durch Feststellung all« 
gemeiner Normen die Beiioldungs - Verhältnisse der Beamten bei den 
Zoll - Erhebungs - und Aufsichts - Behörden , ingleichen bei den Zoll-« 
direktionen in möglichste Uebereinstimmung zu bringen. 

Die Vereinsstaaten machen sich verbindlich , für die Diensttreue der bei 
der Zollverwaltung von ihnen angestellten Beamten und Diener und für die 
Sicherheit der Kassenlokale und Geldtransporte in der Art zu haften, das» 
Ausfalle, welche an den Zoll - Einnahmen durch Dienst -Untreue eines An- 
gestellten erfolgen, oder aus der Entwendung bereits eingezahlter Gelder 
entstehen, von derjenigen Regierung, welche den Beamten angestellt hat, 
oder welche die entwendeten Bestände erhoben hatte, ganz allein zu ver- 
treten sind und bei der Revenücntheilung dem betreffenden Staate zur Last 
fallen. 

In Betracht, .dass die Kosten für die inneren Steuerämter oder Hallämter 
oder Packhöfe einem jeden Vereinsstaate zur Last fallen, bleibt es jedem 
derselben überlassen, solche Aemter innerhalb seines Gebiets in beliebiger 
Zahl zu errichten , so dass in Beziehung auf deren Kompetenz und Per8oniil<« 
Bestellung keine anderen als diejenigen Beschränkungen eintreten, welche 
aus der Vereins -Zollordnung und den bestehenden Instruktionen und Ver-" 
abredungen hervorgehen. 

Der gesammte amtliche Schriftwechsel in d^n gemeinschaftlichen Zoll- 
angelegenheiten zwischen den Behörden und «Beamten der Vereinsstaaten im 
ganzen Umfange des Zollvereins soll auf den Brief- nnd Fahrposten porto- 
frei befördert werden und es ist znr Begründung dieser Portofreiheit die 
Korrespondenz der gedachten Art mit der äusseren Bezeichnung »Zollvereins-* 
Sache«* zu verschen '*). 

Artikel 17. 

Die von den Erhebangs-Behörden nach Ablauf eines jeden Vierteljahres 
aufzustellenden Quartal - Extrakte nnd die nach dem Jahres- und Bücher- 
Schlüsse aufzustellenden Final - Abschlüiise über die im Laufe des Viertel- 
jahres, beziehungsweise während des Rechnungsjahres fällig gewofdenön Ein- 
nahmen an den gemeinschaftlichen Abgaben werden von den Direktiv-Ee^ 
hörden nach vorangegangener Prüfung in Haupt - Uebersichten zusammenge- 
tragen, in welchen jede Abgabe gesondert nachzuweisen ist, und es werden 
diese Uebersiohten an den Ausschuss des Bundelsrathes für das 



31) Art 19 enUpricht Art. 30 des Vertrages vom 16. Mai 1865. 

13* 
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Reehniingswesen (Art. 8. $.3) eingesendet. Aneserdem erhält 
derselbe je bis mm letzten Mftrs fttr die am letsten Deiember 
des Vorjahres abgelaufenen vier Monate und bis zam 10. No- 
vember ftlr die am letsten August abgelaufenen acht Monate 
eine Hau pt-Uebersicht der konstatirten Einnahme an Rfiben- 
xuckers.teuer und der in Anrechnung zu bringenden Kosten 
fttr die Verwaltung dieser Steuer. 

Der Ausschuss fertigt auf den Grund dieser Uebersichten, und zwar 
fttr die Zölle und die Salzsteuer von drei zu drei Monaten, fttr 
die Rttbenzuckersteuer im April und November jeden Jahres, 
die provisorische Abrechnung zwischen den vertragenden Theilen, fibersen- 
det dieselbe den Central - Finanzstellen der letzteren und triüt zugleich Ein- 
leitung, um die etwaige Minder- Einnahme des einen oder anderen vertra- 
genden Theiles gegen den ihm verhältnissmässig an der Gesammt - Einnahme 
zuständigen Revenuen -Antheil durch Herauszahlung von Seiten des oder 
derjenigen Theile , bei denen eine Mehr - Einnahme stattgefunden hat , aus- 
zugleichen. Herauszahlungen, welche auf Grund der Abrech- 
nung ttber die Rttbenzuckersteuer für die vier Monate vom 
1. September bis letzten Dezember zu leisten sind, werden 
am 1. September des folgenden Jahres fällig. 

Damit diejenigen der vertragenden Theile, welche in den Fall kommen, 
Herauszahlungen zur Ausgleichung ihrer Minder -Einnahmen von den Kassen 
anderer Regierungen zu empfangen, jedesmal sobald wie möglich zu ihrem 
Guthaben gelangen, wird von dem Ausschuss gleichzeitig mit jeder viertel- 
jährlichen Abrechnung ein Vertheilungsplan entworfen, worin die Geldbeträge^ 
welche einzelne der vertragenden Theile zu dem angegebenen Zwecke aus 
den Kassen eines anderen zu empfangen haben, in runden Summen aus- 
geworfen, und die Kassen, von denen die Zahlung zu leisten ist, be- 
zeichnet werden. 

Nach diesem Yertheilungsplane , welcher zugleich mit der jedesmaligen 
Abrechnung an die Central «- Finanzstellen gelangt, wird verfahren, und das 
Erforderliche zu dessen Ausführung veranlasst, insofern nicht etwa gegen 
denselben erhebliche Anstände obwalten, in welchem Falle diese dem 
Bundesrathe unverzttglich mitzutheilen sind. Wegen For- 
derungen, welche mit der Zoll - Abrechnung nicht in Verbindung stehen, 
werden die herauszuzahlenden Beträge nicht zurttckgehalten werden. 

Bei der Uebersendung des erwähnten Vertheilungsplans wird der Aus- 
schuss angeben, inwiefern bei dessen Entwerfung nach dem bereits zum 
Voraus geäusserten Wfinschen der vertragenden Theile verfahren worden 
ist, und somit deren ausdrückliche Billigung der desfallsigen Vorschläge 
mit Bestimmtheit angenommen werden kann. 

Die definitiven Jahres-Abrechnungen legt der Ausschuss 
mit'seinen Bemerkungen dem Bundesrathe zur Beschlu^s- 
nahme vor**). 



32) Art. 17 entspricht Art. 39 der Verfassung des Norddeutschen Bundes und 
überträgt die Rechnungsgeschafte , welche nach Art. 29 des Vertrages Yom 16. Mai 
1866 das in Berlin bestehende Central -Bureau des Zollvereins zu besorgen hatte, 
dem Ausschüsse des Bundesralhes für das Rechnungswesen. Dieser legt die defini- 
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Artikel 18. 

Das BegBftdignngs - nnd StrafVerwaDdlongsrecht bleibt jedem Vereins- 
ftatte in seiDem Gebiete yort>ebalteii. Auf Verlangen werden periodiichi 
Uebersichten der erfolgten Straferlässe dem Bandesrathe des Zolhrereins auU 
getbeilt werden"). 

Artikel 19. 

Die Erhebung und Verwaltung der gemeinschaftlichen Abgaben (Ar- 
tikel 10.) bleibt jedem Vereinsstaate, soweit derselbe sie bisher ausgeübt 
bat, innerhalb seines Gebietes überlassen. 

Es werden daher in jedem dieser Staaten bei den Lokal- und Bezirks- 
stellen für die Erhebung und Aufsicht, welche nach der hierüber getroffenen 
besonderen Uebereinkunft nach gleichförmigen Bestimmungen angeordnet, 
besetzt und instruirt werden sollen, die Beamten und Diener auch ferner von 
der Landes - Regierung ernannt. 

In jedem dieser Vereinsstaaten, mit Ausnahme des Thüringischen Vereins- 
gebietes, wird die Leitung des Dienstes der Lokal- und Bezirksbehörden, 
sowie die Vollziehung der gemeinschaftlichen Zollgesetze überhaupt, einer, 
oder, wo sich das Bedürfniss hierzu zeigt, mehreren Zolldirektionen über- 
tragen , welche dem einschlagigen Ministerium des betreffenden Staates unter- 
geordnet sind. Die Bildung der Zolldirektionen und die Einrichtung ihres 
Geschäftsganges bleibt den einzelnen Staatsregierungen überlassen; der 
Wirkungskreis derselben aber kann, insoweit er nicht schon durch gegen- 
wärtigen Vertrag und die gemeinschaftlichen Zollgesetze bestimmt ist, durch 
eine vom Bundesrathe des Zollvereins festzustellende Instruktion 
bezeichnet werden. 

In dem Thüringischen Vereinsgebiete vertritt der gemeinschaftliche 
General-Inspektor in den Berührungen mit dem Bundesrathe und mit den 
Zollbehörden der anderen Vereinsstaaten die Stelle einer Zolldirektion ^^). 



tiven Jahresabrechnungen dem Bundesrathe zur Beschlussnahme vor, während die- 
selben bisher an die General - Conferenz gelangten. (Vergl. G. Fischer a. a. 0. 
Bd. Till S. 294.) Der Bericht der vereinigten Ausschüsse bemerkt a. a. 0. S. 21 
8p. 1 : „Der Art. 39 der Verfassung des Norddeutschen Bundes wird sich in der An- 
wendung 80 gestalten, dass der erweiterte Rechnungsausschuss die Abrechnungen 
zwischen dem^ Norddeutschen Bunde und den Süddeutschen Staaten, der engere 
Rechnungsausschuss aber die Einkassirungen für die Kasse des Norddeutschen Bundes 
besorgt.^ 

Der gedaehte Bericht bemerkt überdies noch S. 22 Sp. 1: „Die Abrechnungen 
erfolgen zwischen den contrahirenden Theilen, d. i. zwischen dem Norddeutschen 
Bunde und den vier Süddeutschen Staaten. Die weitere Verrechnung der Antheile 
der (einzelnen Hitglieder des Norddeutschen Bundes wird ein Intemuho dieses Bundes 
leiden." Der letzte Satz ist uns nicht verständlich. Da nach Art. 70 der Verfassung 
des Norddeutschen Bundes die Einnahmen aus den Zöllen und den gemeinschaftlichen 
Verbrauchssteuern zur Bestreitung der Ausgaben des Bundes dienen sollen, so kann 
eine Verrechnung der Antheile der einzelnen Bundesglieder an den 
gemeinschaftlichen Einkünften nicht stattfinden, wenigstens so lange nicht, 
bis ein Ueberschuss der gemeinschaftlichen Einkünfte über die Bundesausgaben sich 
herausstellt. Dazu ist aber wohl zunächst keine Aussicht vorhanden. 

33) Art. 18 entspricht Art. 26 des Vertrages vom 16. Mai 1866. 

34) Art. 19. entspricht Art. 27 und 28 des Vertrages vom 16. Mai 1865 und 
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« 
» 

AHfk^l 8«. 

Pttr Eitthftltang des feseUlichen VerftiiTeBf b«i'. der 
£)rltebiing und Verwaltung der gemeinschaftlioheii Aigaben 
kat dai Priiidium Sorge zu tragen. 

Es ordnet zu diesem Zwecke, nach Vernehmung desAus^ 
Schusses desBundesrathes für Zoll- und Steuerwesen (Art. 8. 
$. 3.), den Haupt-Zollämtern sowohl an den Grenzen, als im 
Innern (Haiiptstenerämter mit Niederlagen) und den Direktiv- 
Behörden Vereins-Beamte bei, 

Die den Hauptämtern beigeordneten Kontroleure haben Ton allen Ge- 
schäften derselben und der Neben -Aemter in Beziehung auf die Grenzbe- 
wachung und das Verfahren bei der Zoll - und Steuererhebung Kenntniss z« 
nehmen, und auf Einhaltung eines gesetzlichen Verfahrens, ingleichen awf 
die Abstellung etwaiger Mängel einzuwirken, übrigens sich jeder eigenen 
Verfügung zu enthalten. Ihre dienstliche Stellung und ihre Befugnisse 
werden durch eine Instruktion geregelt. 

Die den Direktiv - Behörden beigeordneten Bevollmächtigten haben sich 
von allen vorkommenden Verwaltungs - Geschäften , wclehe sich auf die durch 
den gegenwärtigen Vertrag eingegangene Gemeinschaft beziehen , vollständige 
Kenntniss zu verschaffen. 

Ihr Geschäftsverhältniss ist durch eine besondere Instruktion näher be- 
itimmt, als deren Grundlage die unbeschränkte Offenheit von Seiten der 
Verwaltung, bei welcher die Bevollmächtigten fungiren, in Bezug auf alle 
Gegenstände der gemeinschaftlichen Verwaltung, und die Erleichterung jedes 
Mittels , durch welches sie sich die Information hierüber verschaffen können, 
angenommen ist, während andererseits ihre Sorgfalt nicht minder aufrichtig 
dahin gerichtet sein soll, eintretende Anstände und Meinungsversehiedenhei- 
ten auf eine dem gemeinsamen Zwecke und dem Verhältnisse verbündeter 
Staaten entsprechende Weise zu erledigen. 

Die Ministerien oder obersten Verwaltungsstellen der Vereinsstaaten 
werden überdies dem Bundesrathe auf Verlangen jede gewünschte Aus- 
kunft über die gemeinschaftlichen Angelegenheiten mittheilen. 

Die Gehälter und alle übrigen Kosten, der Vereins-Kon- 
troleure und Bevollmächtigten trägt der Verein'^). 



Art. 36 Alinea 1 der Verfassung des Norddeutschen Bundes. Tergl. 6. Fischer 
a. a. 0. Bd. Vlli S. 282 ff, bes. Anm. 144. Was die Zolldirekiionen betrifft, so sind 
die bisher in Hannover, Kurhessen, Nassau und Frankfurt bostandenen zu preussi- 
sehen geworden und mehrere derselben werden wahrscheinlich su einer zusammen- 
geschmolzen. Dagegen ist in Oldenburg, das bisher mit Hannover eine gemein- 
schaftliche Zolldirektion unter dem Namen „Ober- Zoll -Collegium'^ hatte, eine be- 
sondere Direktiv • Behörde errichtet worden. Vergl. Nr. 14 des Sehlttssprelekolls. 

35) Art. 20 bestimmt das Verhältniss der Kontrol-Beamten nach Art. 36 Alinea 2 
der Verfassung des Norddeutschen Bundes unter Berücksichtigung der Art. 31 und 32 
des Vertrages vom 16. Mai 1865. Vergl. G. Fischer a. a. 0. Bd. VIII S. 299 ff., 
bes. Anm. 171. Während bisher die Vereinsstaaten sich gegenseitig das Recht 
zugestanden hatten, nicht nur den Haupt-Zoll-Aemtern anderer Vereinsstaaten sewohl 
an den Grenzen, als im Innern (Haupt-Steüer-Aemter mit Niederlagen) Kontroleure 
(sog. Stations-Kontreleure), sondern auch den ZolldirekttoBen anderer Vereinsstaaten 



Artikel M. 

Die vertragenden Theile werden Erfindungs - Patente und Privilegien nur 
unter Beachtung der in der Uebereinkunft vom 21. September 1842 fest- 
gestellten Grundsatze ertheilen. 

Sollte einer von ihnen während der Dauer des gegenwärtigen Vertrages 



Bevollmadiligte (sog. Vereins -BeYOllDjaGhtigte) beizuordnen, wird duifch den vor- 
liegenden Vertrag dem Präsidium, also dem König von Preussen, jedoch nach Ver- 
nehmung des Ausschusses des Bundesrathes fQr Zoll- und Steuerwesen, das Recht, 
diese Vereinsbeamten abzuordnen, ausschliesslich erlheilt. Nach Nr. 16 des Schluss- 
protokolls zu Art. 20 des vorliegenden Vertrages wird Preussen zur Ausübung dieser 
ihm tast«h»|iden Rontrele aoeli Beamte der snderen Vereinsstaaten , unter Berück- 
sichtigung der Vfünsche der betreffenden Regierungen, verwenden. Die Gehälter 
und alle übrigen Rosten der Vereins - Kontroleure und Bevollmächtigten trug bisher 
der abordnende Staat, nach dem vorliegenden Vertrage tragt sie der Verein. 

Nr. 15 des Schlussprotokolls zu Art. 20 des torliegenden Vertrages lautet 
unter 2: „Als ' Grundlage der in diesem Artikel erwähnten Instruktion, welche das 
Geachäfts - Verhältniss der den Diraktiv- Behörden der Vereinsstaaten beiiuordnanden 
Bevollmächtigten näher bestimmen soll, ist verabredet worden, dass ein solcher 
Bevollmächtigter da, wo er seihen Sitz erhalten hat, die nachstehend bestimmte 
Wirksamkeit auszuüben berechtigt sein soll: 

a) Derselbe kann allen Siiiungen der Direktiv - Behörde beiwohnen. Eine Jede 
Verfügung und Anweisung, welche die letztere oder deren Vorstand in Be- 
ziehung auf die Verwaltung der gemeinschaftlichen Abgaben an die ihr unter- 
geordneten Behörden ergehen lässt, muss vor der Ausfertigung ihm, sofern 
er am Orte anwesend ist, zur Einsicht im Konzepte vorgelegt und darf nicht 
eher ausgefertigt werden, als nachdem er sein Visa beigesetzt bat. 

b) Dieses Visa soll der Bevollmächtigte zwar weder verweigern noch verzögern 
dürfen, bei Ertheilung desselben ist er jedoch berechtigt, wenn er befürchtet, 
dass aus dem Vollzuge der Verfügung oder Anweisung ein Nachtheil für den 
Zollverein entstehen möchte, seine abweichende Ansicht motivirt auf dem 
Kontefrte lu vermerken , und zu verlangen , dass die Direktiv - Behörde we- 
nigstens gleichzeitig mit dem Erlasse der fraglichen Verfügung an das ihr 
vorgesetzte Ministerium Bericht erstatte. 

c) In so fern das Letztere nicht rechtzeitig Abhülfe getroffen haben, oder eine 
Verständigung mittelst Korrespondenz der Ministerien oder der obersten Zoll- 
behörden^ der betreffenden Staaten nicht inzwischen eingetreten sein seilte, ist 
an den Bundearath des Zollvereina zu rekurriren, um die Differenz und den 
etwanigen Anspruch auf Entschädigung des Vereins gegen diejenige Regierung, 
deren Behörde dazu Veranlassung gegeben hat, zur Entscheidung zu bringen. 

d) Zu den Befugnissen des Bevollmächtigten gehört auch die Visitation des Grenz- 
«nd Revisionadienstes auf der Zolllinie und des Verfahrens bei der Zoll - und 
Steuererhebung In dem Crebiete, wo er beglaubigt ist, wobei derselbe sieb 
der Beihülfe der ihm hierzu zugewiesenen Beamten bedienen kann. Er ist 
jedoch nicht berechtigt, bei solchen Revisionen Befehle an die Zoll- oder 
Steuerbeamton zu ertheilen oder Anordnungen in der Verwaltung zu treffen, 
vielmehr kann er nur bei der betreffenden Direktiv - Behörde die schleunige 
Abstellung der von ihm etwa entdeckten Mängel in Antrag bringen. 

e) Ea steht dem Bevollmächtigten, wie jedem Mitgliede der Direktiv -Behörde, 
die Einsiebt der Akten, Bücher, Rechnungen, Register u. s. w. sov^ohl dieser 
BohMe, ala auch der Zoll- und. Steuererhebungs- Behörden zu. 

f) Er kann die Rechnungen über die gemeinschsfllichen Abgaben prüfen und da- 
gegen Erinnerungen machen, ohne jedoch die Führung und Abnahme der- 
selben, ingleichen die Entacheidung der Erinnerungen durch die dem Rechnungs- 
führer vorgesetzte Dienst- Behörde aufzuhalten. Findet er die Entscheidung 
dem Vareins-lnterease nkhl entsprechend, so hat er den betreffenden Gegen- 
stand bei dem Bundesrathe zur Anzeige zu bringen. 
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TOD dieser Yerpflichtmig znrfleklretea wollen , so wird er seinen Rflckiriil 
den übrigen vertragenden Theilen drei Monate vor der Aasführung erklären. 
Dieser Rücktritt darf sich jedoch weder auf die Bestimmung unter Nr. III. 
der gedachten Uebereinkunft , noch auf die Verpflichtung erstrecken, die 
Angehörigen der übrigen vertragenden Theile sowohl in Betreff der Ver- 
leihuqg von Patenten, als auch hinsichtlich des Schutzes für die, durch die 
Patent -Ertheilung begründeten Befugnisse den eigenen Angehörigen gleich 
zu behandeln'^). 

Artikel 22. 

Chansseegelder oder andere statt derselben bestehende Abgaben, ebenso 
Pflaster-, Damm-, Brücken- und Fährgelder, oder unter welchem anderen 
Namen dergleichen Abgaben bestehen, ohne Unterschied, ob die Erhebung 
für Rechnung des Staats oder eines Privat - Berechtigten , namentlich einer 
Kommune geschieht, sollen sowohl auf Chausseen, als auch auf unchaussirten 
Land- und Heerstrassen , welche die unmittelbare Verbindung zwischen den 
an einander grenzenden Vereinsstaaten bilden, und auf denen ein grösserer 
Handels- und Reiseverkehr stattfindet, nur in dem Betrage beibehalten oder 
neu eingeführt werden können, als sie den gewöhnlichen Herstellungs- und 
Unterhaltungskosten angemessen sind. 

Das in dem Preussischen Chausseegeld- Tarife vom Jahre 1828 be- 
stimmte Chausseegeld soll als der höchste Satz angesehen , und hinführo in 
den Gebieten keines der vertragenden Theile überschritten werden, mit 
alleiniger Ausnahme des Chausseegeldes auf solchen Chausseen , welche von 
Korporationen oder Privatpersonen oder auf Aktien angelegt sind oder an- 
gelegt werden möchten , insofern dieselben nur Nebenstrassen sind oder 
bloss lokale Verbindungen einzelner Ortschaften oder Gegenden mit grösseren 
Städten oder mit den eigentlichen Haupthandelsstrassen bezwecken. 

An Stelle der vorstehend in Beziehung auf die Höhe der Chausseegelder 
eingegangenen Verbindlichkeit tritt für Oldenburg die Verpflichtung, die der- 
maligen Chausseegeldsätze nicht zu erhöhen. 

Besondere Erhebungen von Thorsperr- und Pflastergeldern sollen auf 
chaussirten Strassen da, wo sie noch bestehen, dem vorstehenden Grund- 
satze gemäss aufgehoben und die Ortspflaster den Chausseestrecken dergestalt 
eingerechnet werden, dass davon nur die Chausseegelder nack dem all- 
gemeinen Tarife zur Erhebung kommen ^^). 



36) Art. 21 entspricht Art. 8 des Vertrages vom 16. Mai 1865. Der Bericht der 
vereinigten Ausschüsse a. a. 0. S.22 Sp. 2 bemerkt dazu: „Da dieser ganze Gegen- 
stand (die Erfindungspatente und Privilegien) einer neuen Regulirung bedarf, so ist 
im Zollverein schon längst gewünscht worden, die Uebereinkunft vom 21. September 
1842 niclit unbedingt in Kraft zu lassen. Es ist also nur Fürsorge getroffen , dass 
aus einer Verschiedenheit der Gesetzgebung keine Beschränkung der Freiheit des 
Verkehrs im Innern des Vereins folge.'* 

„Die Competenz des Norddeutschen Bundes bezüglich der Gesetzgebung über 
Erfindungs - Patente (vergl. Art. 4 Nr. 5 der Verfassung desselben) wird von der 
getroffenen Abrede nicht berührt.** 

37) Art. 22 entspricht Art. 13 des Vertrages vom 16. Mai 1865. Vergl. G. Fi scher 
a. a. 0. Bd.Vll S. 295 ff. 
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Artikel 23. 

Die Wa^serzölle oder auch Wegegeld - Gebühren auf Flüssen, mit Ein- 
schluss derjenigen, welche das Schiffsgeföss treffen (Rekognitions-Gebühren), 
sind von der SchiffTahrt auf solchen Flüssen, auf welche die Bestimmungen 
des Wiener Kongresses oder besondere Staats vertrage Anwendung finden, 
ferner gegenseitig nach jenen Bestimmungen zu entrichten, insofern hierüber 
nichts Besonderes verabredet worden ist, oder verabredet werden wird. 

Auf den übrigen Flüssen, bei welchen weder die Wiener Kongressakte 
noch andere Staatsverträge Anwendung finden, werden die Wasserzölle oder 
Wasserwegegelder nach den privativen Anordnungen der betreffenden Re- 
gierungen erhoben. Diese Abgaben sollen jedoch den Betrag von Y4 ^^' 
vom Zollzentner oder 1 Kr. vom Bayerischen Zentner für die Meile nicht 
übersteigen. 

Auf allen diesen Flüssen wird jeder Vereinsstaat die Angehörigen der 
anderen Vereinsstaaten, deren Waaren und Schiffsgefässe in jeder Beziehung, 
insbesondere auch hinsichtlich der Binnenschifffahrt, gleich seinen eigenen 
behandeln '•). 

Artikel 24. 

In den Gebieten der vertragenden Theile sollen Stapel- und Umschlags- 
rechte auch ferner nicht zulässig sein. Niemand soll zur Anhaltung , Ver- 
ladung oder Lagerung gezwungen werden können , als in den Fällen , in 
welchen die gemeinschaftliche Zollordnung oder die betreffenden Schifffahrts- 
Reglements es zulassen oder vorschreiben '*). 

Artikel 25. 

Kanal-, Schleusen-, Brücken-, Fähr-, Hafen-, Waage-, Krahnen- und 
Niederlage - Gebühren und Leistungen für Anstalten, die zur Erleichterung 
des Verkehrs bestimmt sind, sollen nur bei Benutzung wirklich bestehender 
Einrichtungen erhoben werden und, mit Ausnahme der Abgaben für die 
Befahrung der nicht im Staatseigenthum befindlichen künstlichen Wasser- 
strassen , die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herstellung erforderlichen 
Kosten nicht übersteigen. Alle diese Abgaben sollen von den Angehörigen 
aller Vereinsstaaten auf völlig gleiche Weise, wie von den eigenen An- 
gehörigen, ingleichen ohne Rücksicht auf die Bestimmung der Waaren er-f 
hoben werden. 

Findet der Gebrauch einer Waage - Einrichtung nur zum Behufe der 
Zoll - Ermittelung oder überhaupt einer zollamtlichen Kontrole statt, so tritt 
eine Gebühren - Erhebung nicht ein^^). 

Artikel 26. 

Die vertragenden Theile werden gemeinschaftlich dahin wirken , dass 
durch Annahme gleichförmiger Grundsätze die Gewerbsamkeit befördert, und 



38) Art. 23 entspricht Art. lo des Vertrages vom 16. Mai 1865. 

39) Art. 24 entspricht Art. 16 des Vertrages vom 16. Mai 1865. 

40) Art. 25 entspricht Art. 17 des Vertrages vom 16. Mai 1865. 
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d^r Befugnisg der Angehörigen des einen Sttateg, in dem anderen Arbeil 
und Erwerb zu suchen, möglichst freier Spielraum gegeben werde. 

Von den Angehörigen eines Vereinsstaates, welche in dem* Gebiete eines 
anderen Handel und Gewerbe treiben, oder Arbeit suchen, soll keine Abgabe 
entrichtet werden , welcher nicht gleichmässig die in demselben Gewerbs- 
verhaltnisse stehenden eigenen Angehörigen unterworfen sind. 

Desgleichen sollen Kaufleute, Fabrikanten und andere Gewerbetreibende, 
welche sich darüber ausweisen, dass sie in dem Vereinsstaate, wo sie ihren 
Wohnsitz haben , die gesetzlichen Abgaben für das von ihnen betriebene 
Geschäft entrichten, wenn sie persönlich oder durch in ihren Diensten 
stehende Reisende Ankäufe machen, oder Bestellungen, nur unter Mitführung 
von Mustern, suchen, in den anderen Staaten keine weitere Abgabe hierfür 
zu entrichten verpflichtet sein. 

Auch sollen beim Besuche der Märkte und Messen zur Ausübung des 
Handels und zum Absätze eigener Erzeugnisse oder Fabrikate in jedem 
Vereinsstaate die Angehörigen der anderen Vereinsstaaten ebenso wie die 
eigenen Angehörigen behandelt werden^')* 

Artikel 27. 

Die vertragenden Theile werden gemeinschaftlich dahin wirken, für das 
Maass- System und, soweit nöthig für das Gewichts - System ihrer Gebiete 
die zur Fördernng des gegenseitigen Verkehrs wünschenswerthe Ueberein- 
stimmung herbeizuführen^^). 

Artikel 28. 

Die Seehäfen der Staaten des Norddeutschen Bundes sollen 
dem Handel der Angehörigen der übrigen vertragenden Theile gegen völlig 
gleiche Abgaben, wie solche von den eigenen Angehörigen entrichtet werden, 
offen stehen ; auch sollen die in fremden See - und anderen Handelsplätzen 



11) Art. 26 entspricht Art. 18 des Vertrages vom 16. Mai 1865. Vergl. 6. Fischer 
a. a. 0. Bd. YII S. 297 ff. Im Art. 26 werden die früher geltenden Bestimmungen 
über den Gewerbebetrieb erweitert. Der Bericht der vereinigten Ausschüsse a. a. O. 
S. 22 Sp. 2 bemerkt darüber: „Die Erleichterung des früheren Zustandes liegt im 
Alfnea 3. Während früher den Handelsreisenden von ibrer Heimatbsbebörde Legiti- 
mationen ertheilt wurden, auf deren Grund sie in dem Staate, in welchem sie Ge- 
schäfte machen wollten, neue Legitimationen erhielten, ist eine auf der funfsehnlen 
General- Konferenz (in München 1863) getroffene Abrede, nach welcher Legitimationa- 
karten der Heimathsbebörde schlechthin genügen, in die neuen Verträge aufgenommen. 
Dabei wird (Schlussprotokoll Nr. 17) den R^^isenden gestattet, die aufgekauften Waaren 
mit sich zu fähren, und ebenso ist die in den einzelnen Staaten noch vorhanden 
gewesene Beschränkung, dass die Reisenden dann nicht steuerfrei blieben, wenn sie 
für mehr als ein Handlungshaus Geschäfte besorgten, jetzt beseitigt. Im Art. 26 
Alinea 3 des vorliegenden Vertrages sind daher aus dem Satze: „wenn sie bloss ffir 
dieses Geschäft personlich u. s. w.'* äie Worte: „bloss für dieses Geschäft" weg- 
gelassen." 

Nr. 17 des Schlussprotokolls zum Art. 26 des Vertrages lautet: „Man ist darüber 
einverstanden, dass die im dritten Absätze des Artikels 26 bezeichneten Gewerbe- 
treibenden und Reisenden Waaren zum Verkauf auch ferner nicht mit sich führen, 
aufgekaufte Waaren aber selbst nach dem Bestimmungsorte mitnehmen dürfen.'* 

42) Art. 27 entspricht Art 14 letztes Alinea des Vertrages vom 16. Mai 1865. 
Vergl. G. Fischer a. a. 0. Bd. VII S.294f. 
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angestellten Konsuln eines oder des anderen der vertragenden Theile ver- 
anlasst werden, der Angehörigen der übrigen Vereinsstaaten sich in vor- 
kommenden Fallen möglichst mit Rath und That anzunehmen^'). 

Artikel 29. 

Der gegenwärtige Vertrag tritt mit dem 1. Januar 1868 in Wirk- 
samkeit. 

Er soll, sofern er nicht vor dem 1. Januar 18T6 von dem einen oder 
dem anderen der vertragenden Theile aufgekündigt wird, auf weitere zwölf 
Jahre und so fort von zwölf zu zwölf Jahren als verlängert angesehen 
werden. 

Er soll alsbald zur Ratifikation der vertragenden Theile vorgelegt und 
die Auswechselung der Ratifikations - Urkunden spätestens am 31. Oktober 
des laufenden Jahres in Berlin bewirkt werden. 

So geschehen Berlin, den 8. Juli 1867. 

(gez.) von Pommer Esche, von Philipsborn. Delbrück, Weber. 

(L. S.) (L. S.) (L. S.) (L S.) 

Oerbig. vonlhümmel. von SpitaEemberg. Biaoke. 

(L. S.) (L. S.) (L. S.) a. S.) 

Mathy. Ewald. Thon. von liebe. 

(L. S.) (L. S.) (L. S.) (L. S.) 



43) Art 28 entspricht Art. 19 des Vertrages vom 16. Mai 1865. 
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III. 

Her „All(f •meine Hedieinalberlcbt für da« Hersegth 

Ootb» vpBi Jabr iM5<<. 

Der Besprechung des allgemeinen Medicinalberichts vom Jahre 1865 
schicke ich folgende Bemerkungen voraus. Der Zweck eines solchen Be- 
richts kann nur darin bestehen, eine Einsicht in die Herbilitats- und Mor- 
talitfttsverhältnisse des betreffenden Landes zu gewahren. Derselbe muss 
daher nicht nur eine Yergleichung dieser Verhaltnisse mit denen andrer 
Länder zulassen, sondern er muss auch darüber aufklären, wie sich in den 
einzelnen nach klimatischen und socialen Verhältnissen verschiedenen Be- 
zirken desselben Landes Morbilität und Mortalität gestaltet. Erfüllt der 
Bericht diese Anforderung, so gibt er sowohl der Staatsbehörde als dem 
Publikum die Möglichkeit, den Abweichungen, welche die Gesundheitsver- 
hältnisse einzelner Bezirke vom Gewöhnlichen darbieten , nachzugehen , und 
soweit dies möglich ist, durch Behebung der ursächlichen Momente Schran- 
ken zu setzen. 

Am vollkommensten würde dieser Zweck erreicht, wenn ein solcher 
Bericht von jedem Physikatsbezirk nicht nur die Zahi und Art der im Lauf 
eines Jahres vorkommenden Erkrankungen, sondern auch deren Vertheilung 
auf die einzelnen Alters* und Berufsklassen ersichtlich machte. Da sich 
dies erfahrungsmässig mit hinreichender Genauigkeit kaum ausführen lässt, 
so würde dadurph schon viel gewonnen, dass für jeden Bezirk eine Ueber- 
sicht der Todesfälle nach ihrer Vertheilung auf die einzelnen Todesursachen, 
Alters- und Berufsklassen gegeben würde, insofern die Mortalitätsstatistik 
einer der wichtigsten Factoren zur Herstellung einer zuverlässigen Morbili- 
tätsstatistik ist. 

Der allgemeine Medicinalbericht für das Herzogthum Gotha ist in seiner 
vorliegenden Fassung nicht geeignet, die angegebenen Zwecke auch nur 
annähernd zu erfüllen. Die Schufd daran trägt, wie aus Nachstehendem 
sich ergiebt, zu einem kleineren Theil der Verfasser, zum weitaus grösseren 
Theil fallt sie einzelnen Berichterstattern, d. h. Aerzten des Herzogthums 
zur Last. 

Von sämmtlichen Aerzten des Herzogthums haben überhaupt ^2 Be- 
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richte, eingelieferl »ond auch von diesen ist ein Theil anYoilstindig, „indem 
die Berichterstatter die geringe Mühe scheuen, die Krankheiten ihrer Ge- 
storbenen nfther zu bezeichnen. <« Aus dieser Thatsache geht unwiderleg- 
lich die Unwissenheit hervor, welche bei einem Theil der Aerste des 
Henogthums in Bezug auf die Wichtigkeit derartiger Zusammenstellungen 
herrscht. 

Im Ganzen starben im Jahre 1865 im Herzogthum Gotha 2971 Per- 
sonen v Dies giebt bei einer Bevölkerung von 121,993 (1664) eine Sterb- 
lichkeit von 2,43y0 oder ei^ starb 1 von 41 Einwohnern. Da die mittlere 
Sterblichkeit im 28jabrigen Durchschnitt 2,42Vo beträgt, so war die des 
Jahres 1865 nicht meriilich über der gewöhnlichen (Ref.). 

Zu einer Feststellung des Antheils, welchen die einzelnen Physikats- 
bezirke zu dieser Gesammtsterblichkeit stellten, fehlen in dem Bericht alle 
Anhaltspunkte. Das Einzige, was sich aus den mitgetheilten Zahlen ent- 
nehmen lasst, ist, dass wie gewöhnlich die grösste ' Stadt des Herzogthums, 
Gortha, ein höheres Contingent als das durchschnittliche gestellt hat. Die 
524 Todten dieser Stadt geben bei 17,955 Einwohnern (1864) einen Pro- 
centsatz von 2,91, d. h. wahrend im ganzen Herzogthum 1 von 41 starb, 
starb in der Stadt Gotha schon 1 von 34 Einwohnern. 

Von den 2971 Todesflllen sind 1425 registrirt; der Verfasser des 
Berichtes schliesst daraus, dass bei der grössern Hälfte (54%) aller Ver- 
storbenen ärztliche Hülfe nicht angewendet worden sey. Würde dieser 
Schluss begründet seyn, so würde er die Staatsbehörde aufmerksam machen 
müssen^ dass die gegenwärtigen Verhältnisse des ärztlichen Standes im Lande 
den Anforderungen des letzteren nicht zu genügen vermögen, da schwerlich 
bei der grösseren Hälfte der Bevölkerung eine Indolenz vorausgesetzt werden 
kann, welche in andern Ländern ihres Gleichen suchen würde. 

Es würden die registrirten 1425 Todesfälle immer noch insofern werth- 
volles Material darstellen, als sich aus denselben die relative Häufigkeit der 
verschiedenen Todesarten ergeben würde. Leider müssen auch diese 1425 
Fälle noch erheblich reduzirt werden. 

In der Zusammenstellung finden sich, wie schon der Verfasser mit vollem 

Recht gerügt hat, Rubriken, welche im Grund nicht mehr sagen, als dass 

die betreffenden Individuen- eines natürlichen Todes gestorben sind. Die 

Zahl dieser Fälle ist beträchtlich, wie nachstehende Zusammenstellung ergiebt : 

Allgemeine Fieber ohne nähere Bezeichnung 37 





Exantheme 


- 


16 




Entzündungen - 


- 


86 


Krankheiten 


des Nervensystems 


- 


13 


- 


- Respirationssyst. - 


- 


45 


- 


- Cirkttlationssyst. - 


- 


15 


- 


- Digestionssyst. 


- 


26 


- 


der Haut u. s. w. - 


- 


15 




Verunglückungen, zweifelhaft . . 


• . * 


4 



257 
Es müssen mithin von den 1425 rubrizirten Todesfällen zunächst 257 
wegen ganz ungenügender Bezeichnung abgegeben werden, so dass nur 
1168 Fälle übrig bleiben. 
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Diese 1168 FiUe eileidea nber eise weitere RedoMicIii dadiiroli, iati 
HDter den einselnea Rubriken eine Anialil «ich befindet, welobe m Ifng«** 
nanigkeit den eben erwähnten wenig nachgiebt. 

Unter den Erkrankungen des Nervensystems findet sieh Nervenschwiad* 
sucht mit 1 Fall aufgeffthrty eine Bezeichnung , weldie ganz ungenfigend 
erscheint. Unter den Erkrankungen des Yerdauungsapparats findet rieh 
Magenetweichung mit 4 Fallen. Da heutaatage Niemand bezweifelt , dass 
die Erweichung des Hageas ein Leichenphftnomen tat, welches bei) den ver^ 
sdiieden artigsten Todesursachen sich entwickeln kann, so verliert diese Rab«- 
rik allen Werth. Lienterie, ein möglicherweise sehr verschiedenen Krank« 
heiten zukommendes Symptom, findet sich mit 5, Meläna, von de? dasselbe 
gilt, mit 4 Fällen verzeichnet. Unter der Rubrik „Wassersuchten'' findet 
sich aligemeine Wassersucht mit 38, BIntwassersucht mit 2 Fällen bezeich* 
net. Beides sind aber nur Symptome, welche durch Erkranknngen der ver- 
schiedensten Organe zur Entwicklung gebracht werden können. Unter dea 
allgemeinen Dyskrasien findet sich „allgemeine Geschwfirsdyskrasie^ mil 
1 Fall aufgeführt, eine geradezu unverständliche Bezeichnung. Der Abschnltl 
plötzliche Krankheitsfölle beginnt mit der Rubrik Schlagflüsse. Hier werdea 
Hirn- , Blut- , Lungenschlagflüsse vereinigt , wodurch die ganze Rubrik hin-> 
fallig wird. Ausserdem aber kommt unter der Rubrik ngewaltsamer Tod^ 
der Schlagfluss nochmals mit 8 Fällen zum Vorschein, ohne dass ersichtlicli 
wäre, warum diese 8 Fälle von den übrigen 56 getrennt worden sind. 

Die Rubrik »Altersschwäche'' enthält 86 Fälle. Diese Rubrik kann 
heutzutage nicht mehr aufrecht erhalten werden. Jeder, der häufiger Ge-* 
legenheit hat, Leichen alter Leute zu obduciren, wird Macfachlan bei-> 
stimmen, dass die Fälle, in welchen eine genügende Todesursache sich nicht 
findet, überaus selten und dass die Todesursachen selbst viel verachieden- 
artiger sind, als man gewöhnlich annimmt. 

Stellen wir diese Rubriken gleichfalls zusammen, so erhalten wir: 

Nervenschwindsucht 1 

Magenerweichung 4 

Lienterie 5 

Heläna . 4 

Allg. Wassersucht ... 38 

Blutwassersucht .... 2 

AUg. GeschwürsdJ'skrasie . ^i 

Schlagflüsse 64 

Altersschwäche .... 86 

205 

fernere 205 Fälle, in welchen die wirkliche Todesursache auch nicht an- 
nähernd sich ersehen lässt. Mithin bleiben von den 1168 tubrizirten Fällen 
nur 963 übrig, in welchen die Todesursache hinreichend geitau angegeben 
ist, d. h. wenig mehr als ein Drititheil aller Verstorbenen. 

Eine Zutammenstellung dieser 963 Fälle ergiebt, dass das grösste Con- 
tingent die entzündlichen Affectionen der Lungen liefern, welche, wenn man 
Bronchitis, Bronchopneumonie und krupose Pneumonie zu^ammenfasst , mit 
158 Fällen verzeichnet sind. Dann folgen die tuberkulösen Affectionen der 
verschiedenen Organe mit 136 Fällen. Diphtheritis lieferte dU hphiß 2(ah| 
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von 104, Typhus jene von 82 Fällen. Bei der geringen Zahl der yerwertb- 
baren Pille können diese Angaben nur als annfthernd das wahre Yerhaltniss 
dieser Krankheiten ausdrückend betrachtet werden. 

In der ganzen Zusammenstellung herrscht nun ausserdem eine Unord- 
nung» welche von dem Verfasser leicht hätte vermieden werden können. 

Zur Begründung dieser Behauptung führe ich an, dass Typhus, gestrisch- 
nervöse und gestrische Fieber getrennt sind, welche gegenwärtig als ver- 
schiedene Formen derselben Krankheit, des Typhus, betrachtet werden. 
Katarrhaliieber (Grippe) und Katarrhalfieber der Greise sind getrennt unter 
die allgemeinen Fieber gestellt; unter der Rubrik »Entzündung der Organe 
der 3 KörperhÖhlen^ folgt dann nochmals Entzündung des Rippenfells und 
der Lungen. Ebenso sind brandige und häutige Bräune geschieden, ferner 
Cholerine, Brechdurchfall und Brechdurchfall der Kinder. 

Unter den organischen Krankheiten des Gehirns ^und Rückenmarks 
findet sich Spondylarthrokace aufgeführt, mithin ein Knochenleiden, während 
weiter unten unter den äusseren Schäden nochmals Knochenfrass auftritt. 
Bei den Respirationsorganen wird eine Lungenblennorrhoe und eine Bron- 
chiorrhoe unterschieden. Unter den entzündlichen Krankheiten findet sich 
chronische Blasenentzündung angegeben, unter den organischen Leiden der 
Harnwerkzeuge kommt dann nochmals Blasenschwindsucht und chronischer 
Blasenkatarrh. 

In den speciellen Berichten der einzelnen Physikatsbezirke sind zum 
Theil sehr interessante Beobachtungen mitgetheilt, welche erkennen lassen, 
dass es den Berichterstattern um eine Förderung unseres Wissens ernstlich 
zu thun war. Diese Wahrnehmung ist um so erfreulicher, als sie hoffen 
lässt, dass es nur eines Anstosses bedarf, um in künftigen Jahrgängen eine 
Beseitigung der Mängel des vorliegenden Berichts herbeizuführen. Eine An- 
gabe der Todesursachen in den einzelnen Physikatsbezirken und ihrer Yer- 
tbeilung auf die verschiedenen Alter und die beiden Geschlechter in der 
Art, wie sie das pathologische Institut zu Jena jährlich veröffentlicht, ist 
dringend nothwendig, wenn solche Berichte ihren Zweck erfüllen sollen. 

Es ist Aufgabe der wissenschaftlich strebsamen Aerzte des Landes, deren 
das Herzogthum Gotha notorisch eine hinreichende Anzahl besitzt, die bis- 
herigen Berichte in der angegebenen Weise zu vervollkommnen. Die Staats- 
behörde, welcher man dafür Dank .wissen muss, dass sie ärztliche Berichte 
veröffentlichen lässt, hat ein sehr einfaches Mittel in der Hand, das Streben 
dieses Theils der Aerzte zu unterstützen. Sie wird sich einfach darauf be- 
schränken können , neben der bisher üblichen Zusammenstellung der Todes- 
arten im Allgemeinen die numerischen Angaben der einzelnen j^hysikats- 
bezirke zu veröffentlichen. Diese Angaben werden von Seiten der Aerzte, 
welchen die Wichtigkeit derartiger Erhebungen bekannt ist, werthvolles 
Material zur allmäligen Herstellung einer zuverlässigen Morbilitätsstatistik 
des Landes liefern, während diejenigen, welche aus irgend einem Grund die 
Einliefening braiiehbarer Berichte verweigern, auf die Dauer der wohWer* 
dienten Kritik auch gegenüber dem Pubtikum nicht entgehen können. 

Wilhelm Müller, 

Professor der allg. Pathologie und patholog. Anai. zu Jena. 
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%IV. 

B. Bauaisiark, Die UnfTersiiai Qreifswald vor hundert 
nnd i^or tüntKig Jahren. Akad. Festschrift. Greifswald 1866. Qu. 
119 S8. 

j?Zur Feier der fünfzigjährigen Angehörigkeit Neuvorpommerns und Rügens 
zum Königreich Freussen^ erschien vorstehende akademische Festschrift, 
welche nicht nur, wie der Titel verspricht, eine Darstellung der Entwicklung 
der Universität bietet, sondern aus den Jahresrechnungen des bedeutenden 
Grundbesitzes derselben einige Auszüge von allgemeinerem wissenschaftlichem 
Werthe giebt. Zunächst die Jahresrechnung von 1635 — 36, dann die Zn- 
sammenstellung der Einnahmen und Ausgaben der Universität von 1650 — 1865 
und schliesslich ein Gutachten eines Landraths von Behr aus dem Jahre 
1755 über Verwandlung der Dienstbauerdörfer in Pachtackerwerke. — 

Leider liegt ^as sehr werthvolle Material hier in noch unverarbeiteter, 
ja uubenutzbarer Form vor, da eine Menge unverständlicher Ausdrücke und 
Wendungen, wie z. B. „Ablagerhafer^, wHerbslbeede", »Hundekorn^ u. s. w. 
deren Sinn aus dem Originale wohl zu ersehen sein wird, hier ohne erklä- 
rende Anmerkungen geblieben sind. Die Vergleichung verschiedener Zeit- 
abschnitte ist durch die wechselnden Maass- und Münzsorten, die nicht unter 
einen Namen gebracht sind, dann durch Widersprüche und Unklarheiten, 
die sich an allen Orten finden und vom Herausgeber unbeachtet geblieben 
sind, sehr erschwert. — 

Von dem einen der in Rede stehenden Güter Neuendorf wurden 1635 — 36 
an Pacht ver- allerdings der wüsten Höfe und der »Verpachtung" (??) eines 
Gehöftes wegen nicht erlangt: an 99 Pachtroggen" 260 Scheffel Roggen, 
260 Scheffel Gerste und 260 Scheffel Hafer, nach den angegebenen Preisen 
zu Geld berechnet nebst den haar zu entrichtenden 300 Mark = 1952 Mrk. 
für 360 pomm. Morgen = circa 900 preuss. Morgen, mithin 2,17 Mrk. = 
21,7 Sgr. pro preuss. Morgen; eine bedenklich hohe Summe, wenn gegen- 
wärtig dafür auch 5 Thlr. gezahlt werden. Dagegen ist der Pachtschilling 

pro 1650 nur mit 35 Gulden = 52 Vj Mrk. 
- 1660 - - 127 - = I9OV2 - 

angegeben, welches mit obiger Summe verglichen auf den Verdacht führt, 
dass hier die Naturalabgaben nicht berücksichtigt sind, was fehlerhaft wäre, 
da diese Zahlen mit denen der folgenden Jahre, wo natürlich allmälig die 
Naturalabgaben fortfielen in einer Tabelle zur Vergleichung unter einander ge- 
stellt sind. — 

Wir können nach Allem nur den Wunsch aussprechen, dass die werth- 
vollen Originale bald vom Herausgeber vorliegender Schrift einer gründli- 
chen Bearbeitung unterworfen werden. — Dr. Conrad. 

V. 

Stotlffttk der Tplkswirthsehafl; in HiederliBterreieh von 
1855— i8M« Herausgegeben von der Handels- und Oewerbekammer in Wien. 
Bd. I. Wien 1867. 670 SS. 

Unter diesem Titel hat die Handels- und Gewerbekammer in Wien 
i. d. Jahre ein höchst bedeutsames Werk herausgegeben , welches nicht nur 



r 
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den Zustand von Handel und Gewerbe klar darlegt, sondern auch mit rück-« 
haltloser Scharfe die Ursachen der im Ganzen wenig erfreulichen Sachlage 
kennzeichnet und der Regierung, deren Massregeln oft die einschneidendste 
Kritik erfahren, von Fachmännern Vorschläge zur Hülfe an die Hand giebt. — 
Ausser diesem Zweck, der volkswirthschaftlichen Gesetzgebung und Verwal- 
tung zur Basis zu dienen, verfolgt die Schrift noch den, die Kaufleute und 
Gewerbtreibenden mit der Produktion und Konsumtion des Landes bekannt 
zu machen und ihnen Mittel und Wege zur Geschäftsverbindung an- 
zugeben. ^ Und obgleich das Jahr 1866 dem Unternehmen besondere Schwie- 
rigkeiten in den Weg legte, ist Bedeutendes geleistet worden. — 

Um das Material zu beschaffen, trat die Kammer mit 1600 Gemeinde- 
vorständen und allen bedeutenden Gewerbetreibenden des Bezirks in direkte 
Verbindung. So entstand z. B. der IV. Abschnitt über die Metallarbeiten 
aus Berichten der einzelnen Fabrikanten, denen Tabellen zur Ausfüllung 
zugestellt waren, ergänzt durch persönliche Ermittlung des Verfassers jene^ 
Abschnittes, der es sich nicht verdriessen Hess, von Haus zu Haus zu gehen 
und die Verhältnisse auszukundschaften. Gewiss das einzige, bisher wol 
selten angewendete Mittel, eine zuverlässige Gewerbestatistik herzustellen. — 
Auf gleiche Weise ist ein äusserst werthvolles Material über die Lohnver- 
bältnisse daselbst zusammengebracht. — Der schwächste Theil des Werkes 
ist der agrarstatistische. Wollen wir auch der allgemeinen Darstellung 
der Sachlage und den Vorschlägen zur Hebung der Landwirthschaft Aner- 
kennung nicht versagen, so müssen wir doch gegen einen Missbrauch der 
statistischen Zahlen protestiren, wie er hier getrieben wird, denn Missbrauch 
ist es, wenn auf Zahlen, die nur auf ungefährer Schätzung beruhen oder 
notorisch ungenau sind, die weitgehendsten Berechnungen basirt werden. 

Die landwirthschaftliche Produktion wird für verschiedene Jahre ange- 
geben und ein Rückgang berechnet, den man vielleicht aus allgemeinen An- 
zeichen mit Recht schliessen, aber nicht mit Zahlen belegen kann, da die 
allgemeinen agrarstatistischen Versuche nach eigner Angabe der Regierung 
(s. Grundzüge für eine Agrikutturstatistik des Kaiserstaates 1864) sehr unzu- 
verlässig sind, die speciellen Angaben über die Erträge pro Joch von den 
Gemeinden zu oft die Unrichtigkeit an der Stirne tragen und nur vereinzelt 
geblieben sind. — 

Doch nicht . genüg. — Der Bedarf der Thiere, sowie das ihnen ver- 
abreichte Futter sind in Centnern Protein berechnet und gegenübergestellt. 
Selbst die Düngerproduetion , die nicht einmal für ein einzelnes Gut befrie- 
4ligend zu bestimmen ist, liegt hier für den ganzen Bezirk in Zahlen vor. — 

Ein derartiges Verfahren ist nur geeignet, die Agrarstatistik grade 
beim Landwirth in Misskredit zu setzen, und kann nicht scharf genug ge- 
tadelt werden. — 

Das Endergebniss der Enquete ist ausser bei der Fabrikation der Glas- 
waaren und Chemikalien ein wenig befriedigendes. — 

Die Konsumtion hat seit 1860 fast allgemein, ganz besonders bei den 
Eisenwaaren abgenommen, was natürlich eine bedeutende Rückwirkung auf 
die Industrie ausübt. Der Steuerdruck, der Mangel an Geld und Kredit 
erschweren die Concurrenz mit dem Auslande und vielfach wird von den 
bedrängten Fabrikanten eine Vermehrung des Zollschutzes, allgemein aber 
IX. U 
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«iir6 Ehiilsbigttfig Üer Fraelitatte der Biii^nlMhiie« g«fbfiM. ^ üeberhafapt 
kann man »ick beim Lesen der Schrift des Eindrucks nicht erwehren, ala 
Imhe man sich zn sehr ^wöhnt» för jede Calamitit die Regiernnf verant-* 
wortlich an machen, stets vor Allem Httlfe von der Reffierong au yerlangen. — 

Dr. Conrad. 



VI. 

„IMe unipariselie tiandwlrlbsrliafl'*, Tolkswirthschafllicher Bericht an 
das köuigl. Bairisrhe Slaatsmiiiislerium von Dr. H e i n r i c h D i e t a. Leipzig 1867. 

mWm« liAi so yetrhielieii, an die Iiiimdwirthi«ehiaft Unfparn« ava 
der seyrawäiii^en driiekendeia i«aire au befreien m«A 
Ibr eiae besNaere Snkuaft an bereilea'S von J e 1 1 i n e k. Wien 186S. 

Die niedrigen Getreidepreise der jttngst vergpanfenen Jahre, welche die 
dentsche Landwirthschaft in ernstliche Calamitit zn bringen drohte, lenkte 
die Blicke der Volkswirthe langst anf jenes Land, welches seit Beginn der 
fünfziger Jahre plötzlich gewaltige Massen von Cerealien auf den Weltmarkt 
lieferte und mit Deutschland in Concnrrenz trat, nimlich Ungarn. Das In- 
teresse wuchs, als ebenso pldttlich dies so gern mit dem Epitheton ^^reich«' 
versehene Land nicht nur den Export einstellte, sondern der Schanplalt 
einer Hnngersnoth wurde, wie sie Europa in diesem Jahrhundert kaum noek 
gesehen hat. — Aus Allem ging hervor, dass dort ganz absonderliche Ver- 
hiltnisse obwalteten, über welche dentsche Literatur bisher aber keinen ge- 
nügenden Aufschluss gab. Diesem Alangel ist durch oben angeführte vor» 
treiriiche Schrift von Dietz abgeholfen. — Die natürlichen, socialen und 
zum grossen Theil auch die politischen Verhiltnisse Ungarns werden darin 
in ihrer geschichtlichen Entwicklung, so weit möglich durch statistische 
Angaben gestützt, mit Fieiss und Sachkenntniss dargelegt und Schlussfol- 
gerungen daran geknüpft. — Der Inhalt ist interessant genug, um ein niherea 
Eingehen darauf zu rechtfertigen. — 

Die specifisch ungarische Landwirthschaft erstreckt sich nur über die 
beiden Ebenen, welche sich an der Donau und Theiss entlang hinziehen und 
über zweilausend Quadratmeilen umfassen. Sie sind hier ausschliesslich in 
Betracht gezogen. Die charakteristischen Eigenthümlichkeiten dieser Ebenen 
sind nun folgende: 

1. Die ausserordentliche und ziemlich gleichmdssige Fruchtbarkeit dea 
Bodens, der in frühern Zeiten ganz als Weide liegen blieb, seit den 
fünfziger Jahren aber zum grossen Theil in grosse Getreidefelder um- 
gewandelt ist. 

2. Das geringe Gefüille der Ebenen, die sich überhaupt nur wenig über 
das Niveau der Flüsse erheben, so dass bedeutendere Regengüsse des 
Land in einen halben Sumpf verwandeln und namentlich die Wege fast 
unpassirbar machen, wihrend dagegen in Zeiten der Dürre der durch- 
lassende Untergrund die Ackerkrume jeder Feuchtigkeit beraubt. 

3. Der gänzliche Stein- und Holzmangel in der ganzen Mitte der Fliehe, 
welcher den Bau von soliden Landstrassen bis jetzt, wo man Materiel 
allenfalls durch Eisenbahnen in die Nähe schaffen kann, nnmöglieh 
machte. — 



4. Das ungünstige Ktim«, welches vorsügüch 4ar.ch d«s FeUen grössere^ 
Gewässer und Wälder Extreme in der Temperatur und den INiedei* 
schlagen zeigt, die die Vegetation sehr beeinträchtigen. Die sengende 
Gluth im Sommer verbunden mit absolutem Mangel an Thau und Regen 
verdirbt noch oft, was Nachtfröste im Spätfrühling (unter diesen Brei- 
tengraden sonst ganz ungewöhnlich) verschont haben. — 

Die Gleichartigkeit der natürlichen Verhältnisse der Ebenen veranlasst 
die gleiche Cultur auf der ganzen grossen Strecke, wie früher die allge»- 
meine Weide, so jetzt den übermässig ausgedehnten Getreidebau. Der fruchte 
bare Boden ermöglicht dabei bei günstiger Witterung eine enorme Ueber- 
production, dagegen kann das unzuverlässige Klima die Ernte der ganzem 
Fläche zerstören und die grösste Noth hervorrufen) welcher abzuhelfen die 
zeitweise unpassirbaren Wege fast unmöglich machen. — 

Zu den angeführten Eigenthümlichkeiten ist nun noch hinzuzufügen: 

5. Die geringe Bevölkerung und der daraus entspringende Mangel an 
Arbeitskräften , der um so fühlbarer wird, da bei dem fast ausschliess- 
lichen Anbau von Cerealien die Arbeit auf dem Lande sich auf kurze 
Zeit zusammendrängt, so dass während der Saat und Ernte ausserordent- 
lich hohe Löhne gezahlt werden. Leider wird dadurch den Arbeitern 
eine gedeihliche Lage doch nicht verschafft, da die Zeit des Verdienstes 
auf dem Lande zu kurz, andere Beschäftigung aber zum grossen Schaden 
der Volkswirthschaft nicht existirt. — 

6. Das Fehlen eines gewerblichen Mittelstandes ^ wie eines mittelgrossen 
Grundbesitzes. — 

7. Geld- und Creditmangel , da Sparsamkeit nicht im magyarischen Cha- 
rakter liegt , vielmehr Genusssucht y dem Credit erst neuerdings durch 
ein gutes Hypothekengesetz eine Basis geschaffen ist, und die 1863 
errichtete Bodencredilbank nur allmälig an Terrain gewinnen, schwerlich 
'aber allein dem Bedarf entsprechen kann. 

Aus dem Angeführten ergiebt sich nun die Erklärung oben erwähnter 
Erscheinungen von selbst, aber ebenso geht daraus hervor, dass der jetzige 
Zustand des Landes durch die natürlichen Verhältnisse bedingt ist, eine Aen- 
derung der Volkswirthschaft nicht eher möglich ist, als bis diese geändert 
sind. Die andere angeführte Schrift von Jellinek stellt vor Allem die 
Wünschenswertben Veränderungen auf und macht eine Menge Vorschläge, 
welche nach den weitern Ausführungen von Dietz als verfrüht zu bezeich- 
nen sind, wie auch ihre ganze Begründung durchaus einseitig genannt werden 
muds. — 

Jellinek räth eine grössere Ausdehnung der Viehzucht, dann des An- 
baues yon Handelsgewächsen, überhaupt eine intensivere Cultur an , der durch 
Anlegung von Fabriken zur Verarbeitung der Rohstoffe entgegenzukommen 
sei. In ausführlicher Weise wird dagegen von Dietz nachgewiesen , dass die 
Viehzucht grade in Ungarn sehr erschwert sei , seit nicht mehr die unat»s^bar«ii 
Weiden , wie früher, zu Gebote ständen , da die Sommerdürre stets zeitweisen 
Futtermangel hervorruft, dass durch die Eisenbahnen das Land aus dem äusser- 
sten Thünenschen Kreise gezogen , keineswegs aber in den innersten gerückt 
sei, wo die thierischen Producte, wie Fleisch, Milch u. s. w. geliefert werden, da 
die Communikationsmittel immer noch sehr trauriger Natur sind und ausserdem 

14* 
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der Anbau ron FnUer^ewftchsen durch das nn^nsti^e Klima ein sehr un- 
sicherer ist. Die späten Nachtfröste, Mangel an Arbeitskräften und Kapita) 
sind es aber, welche auch den Anbau der Handelsgewächse, überhaupt inten- 
sivere Cultur erschweren, während den Fabrikunternehmern noch Mangel an 
geeigneten Arbeitern, dann an Brennmaterial, zu oft sogar an Wasser ausser 
den genannten Uebelständen hindernd im Wege stehen. — 

Welche Massregeln D. nun zur Hebung der ungarischen Landwirthschaft 
für angemessen hält , ist aus dem Vorhergehenden leicht zu ersehen : Vor 
Allem Anpflanzung von Bäumen und Bewässerungsanlagen, theils zur Besserung, 
theils zur Paralysirung des Klima*s. Zerschlagung der grossen Güter, um 
eine Vermehrung der Bevölkerung auf dem Lande selbst zu ermöglichen« 
Verbesserung der Communikationswege , Erniedrigung der Eisenbahnfracht-* 
Sätze. Dann Organisation eines regelmässigen Activhandels mit dem Aus- 
lande, der bis zur neuesten Zeit fehlte, aber durchaus nöthig ist, um dem 
keineswegs überall beliebten, harten ungarischen Weizen, dem Wein und 
Taback einen regelmässigen Absatz durch Erweiterung des Marktes zu sichern. 

Alle diese Massregeln können aber nur allmälig wirken, daher ist an 
eine baldige Aenderung der Verhältnisse, so wünschenswerth sie wäre, nicht 
zu denken. Der Getreidebau ist dort in einer für die Volkswirthschaft 
schädlichen Weise ausgedehnt, doch ist einstweilen Ersatz für die Ein- 
schränkung' desselben schwer zu finden. Dass aber die Production an Ge- 
treide noch mehr zunehmen wird, bestreitet der Verfasser, da das jetzige 
Wirthschaftssystem den Boden nothwendig erschöpfen muss. Ebenso hält 
er die Furcht vor dem Druck Ungarhs auf den Getreidemarkt für übertrieben 
und sucht dufch Vergleich der Ausfuhr Ungarns mit den Getreidepreisen 
nachzuweisen, dass dieselbe einen wesentlichen Einfluss darauf nicht gehabt 
habe, da grade der hohe Export mit hohen Preisen meist zusammenfiel. Den 
Beweis können wir indess nicht als genügend anerkennen. Es wird durch 
die Zusammenstellung wohl nachgewiesen, dass Ungarn den Weltmarkt nicht 
beherrscht , was auch Niemand behauptet , wie stark aber der Einfluss war^ 
entzieht sich der Untersuchung, weil zu viel Factoren dabei mitwirken. Dass 
auch Ungarn Hinterländer hat, die noch billiger produciren und dem Welt- 
markte zugänglicher sind, wird nicht zu bestreiten sein, immerhin hat es 
vor seinen nordwestlichen Nachbarn bedeutende Chancen voraus und ver- 
mehrt den Druck wesentlich, der Deutschland zu einer intensiveren Cultur, 
zur Einschränkung des Getreidebaues drängt. Wichtig ist daher das End- 
resum^ der Schrift, dass noch lange Jahre der Getreideexport und somit 
die Concurrenz mit Deutschland in dieser Beziehung ' die Lebensaufgabe 
Ungarns sein wird. — 

Jena. Dr. Conrad. 



vn. 

Ble Warberi^eseissebuiis und da« Civil* nnd ütraflrecht. Eine 
Abhandlung zur Reform der Legislation überliaiipt und der 5sterreichigrhen ins- 
besondere. Von Dr. Heinrich Jaques. Wien, Oerold^s Sohn, 1867. X. 
und 146 SS. 
Seit der Aufhebung der Zinsbeschränkungen in England durch das 6e- 

sets vom 10. August 1854 ist die Mehrzahl der europäischen Staaten in 
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sehneller Folge zn dergleichen Reform übergegangen , wenn man auch meisl 
nur zaghaft den Schritt in*s Freie gethan und manche Ueberbleibsel der alten 
Gesetzgebung beibehalten hat. Es sind u. a. Dänemark 1855, Spanien 1856, 
Sardinien, die Niederlande und Norwegen 1857, Schweden 1864, Belgien 1865, 
die industriellen Hauptkantone der Schweiz 1855, 1857, 1862, 1864 im 
Wesentlichen zur Zinsfreiheit gelangt; für Deutschland hat das Allg. Hau* 
delsgesetzbuch , danach und zum Theile voran die Gesetzgebung der Einzel* 
Staaten, die alten Schranken gebrochen, Preussen hat im Jahre 1866 — 
hypothekarische Darlehn ausgenommen — die Zinsfreiheit eingeführt und ist 
im Begriffe, auch den letzten Schritt dazu zn thun; in Frankreich hat die 
Enquete des Jahres 1865 eine fast absolute Einhelligkeit für die ganzliche 
Freigebung des Zinsfusses und die Aufhebung der Wuchergesetze ergeben; 
Oesterreich endlich hat sich durch die Verordnung vom 14. December 1866 
diesen Vorgangen angeschlossen. 

Es ist die Kritik der in dieser Verordnung enthaltenen Bestimmungen 
sowie die Nachweisung ihrer begrilTlichen Consequenzen für die übrige bfir* 
gerliche Gesetzgebung dieses Staates, welche unser Verfasser vornehmlich 
im Auge hat. Nach ihm ist »noch kaum in einem Lande das Princip des 
freien Kapitalverkehrs nach seinem ganzen Inhalte durchgeführt, das Civil- 
recht auch derjenigen Staaten , die sich für diese Freiheit entschieden haben, 
von obsoleten Wuchergrundsätzen erfüllt und mit ihnen verbrämt, und auch 
das Criminalrecht der meisten Staaten hat sich von denselben noch nicht los- 
machen können.^ — Indem Verfasser (S. 54 -— 90) zur Darlegung der 
Folgerungen aus dem Grundsatze der Zinsfreiheit für das Civilrecht das 
Allg. Oesterreichische Gesetzbuch einer Betrachtung unterwirft, zieht er zugleich 
die wichstigsten deutschen Codißkationen heran, um festzustellen, was auch 
die Gesetzgebungen der neuesten Zeit auf dem Gebiete der Zinsgesetzgebung 
zu bessern noch unterlassen haben, Reste einer überwundenen wirthschaft- 
lichen Anschauung, welche die freie Kapitalsbewegung beengen; »die den 
mittelalterlichen Wucherprincipien ihre Existenz verdanken, gleichsam wie 
Versteinerungen aus einer vorweltlichen Epoche in die neue Zeit und Welt 
hineinragen.^ — 

Zum Ausgangspunkte dieser Erörterung nimmt Verfasser eine Ausein* 
andersetzung der wirthschaftlichen Grundlagen der Wucherlehre , welche von 
einer fleissigen Zusammenstellung der einschlagenden Litteratur begleitet ist. 
Im Verlaufe derselben hebt er mit Vorliebe ein vermeintlich neues Moment 
des Zinses hervor, nämlich »das Aequivalent für die Werthsänderung, ein 
der Natur des Darlehns immanentes, davon ganz untrennbares'' (5. 23 f.). 
Er meint, »ein Darlehn, das ich heute gebe und erst nach einiger Zeit 
zurückerhalte, ist bezüglich der in der hingegebenen Kapitalsmenge liegen- 
den Kaufsmöglichkeit bis zum Zeitpunkt der Rückzahlung etwas ganz Anderes 
geworden, werthvoller oder minder werthvoll, wird aber in den seltensten 
Fällen sich gleichgeblieben sein. Auch für diese Werthsänderung nun, rück- 
sichtlich für den Umstand, dass ich, der Darlehnsgeber , mich durch die mir 
wahrend der Dauer des Darlehns entzogene Verfügung mit dem Gegenstande 
desselben jener Werthsänderung unterwerfen muss, soll der Zinsfuss ein 
Aequivalent enthalten''. — Diese Werthsänderung zugegeben, so ist sie im 
Allgemeinen doch mit der gleichen Wahrscheinlichkeit zu Gunsten wie zu 
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UnganAten des Darlaihera sv präsvinireii ; das mögliche Fhis des käällige« 
Weithes fegen heate wird also durch das mögliche Minus aufgehoben; nur 
Ar die besonderen Falle etwa, wo eine Werthänderung nach einer be- 
stimmten Seite im Voraus anzunehmen ist, wäre ein Aequivalent ansEube- 
dingen; dies möchte aber ebensowohl vom Zinssatz abzuziehen als ihn hin« 
inzufügen sein, je nach der Richtung , in welcher die erwartete Werthandernng^ 
eintreten soll. ^ 

Höchst danken swerth nnd nützlich für manigfache Zwecke ist die im 
Anhange gebotene Znsammenstellung der Wucherstrafgesetzgebang in dem 
deutschen Landern and in Frankreich (S. 97 — 127) und der neueren Civil* 
gesetze über Zinstaxen und Wucher in den verschiedenen europäisckcB 
Staaten und mehreren südamerikanischen (S. 128 — 146). — 

Die eingehendere Würdigung der Schrift übrigens liegt mehr im Juri- 
stischen und legislativen Gebiete, als in dem unsrigen. 

Uebrigens hat der Verfasser auf dem in diesen Tagen zu München ab- 
gehaltenen Juristentage die Tendenz einer Schrift als Antrag formulirt nnd 
Zustimmung erlangt. 

Jena, August 1867. Cohn. 



VIII. 

FinanflEjgenrhicIitlirbe Stodien. Kapfcrdeldkrisen von A. Brück- 
ner. St. Petersburg, Kai^ell. Hofbutlihandluiig H. Schmitzdorff. 18b'7. VI II 
und 2b8 SS. 

Das roi^sisrhe Papfferg^rld. Ein finanzgescbichlliilier L'ttiriss mit bissen- 
derer Rürksicbt auf die get^enwarlige Finanznolh Russlands. Zweite Auflage 
Riga, N, R^mmel's Bucbbandlung 1866. YiU. und 149 SS. 

Die beiden Schriften beschäftigen sich mit pathologischen Untersuchun- 
gen über das Finanzwesen des russischei^ Staates, die erstere mit den 
Münzverschlechterungen im 17. und 18. Jahrhundert, an welche sich eiike 
Betrachtung der Mi^nzzeichenwirthschaft Schwedens in den Jahren 1716—19 
schliesst — die andere mit den Papiergeldentwerthungen , welche seit dem 
Ende des 18. Jahrhunderts bis zur Gegenwart herab die russischen Wirth» 
Schaftsverhältnisse in Verwirrung gesetzt haben; während die erstere histo- 
rische Studien ohne unmittelbare Anwendung auf die Gegenwart bietet, will 
die Arbeit von Goldmann — so nennt sich der Verfasser der zwei- 
ten Schrift in der Vorrede — die Lösung der heute brennenden praktischen 
Frage der Valutaentwerthung in Russland mit dem thatsächlichen Material 
nnd den darauf gegründeten Rathschlägen entgegenkommen. — * 

Herr Brückner hat, wie er selber in der Vorrede bemerkt, das meiste 
der neu veröffentlichten Abhandlungen bereits früher in Zeitschriften zur 
Mittheilung gebracht« Es ist dankenswerth , dass er in der vorliegenden 
Gestalt nun das bisher Zerstreute, das sachlich nahe verwandt ist, unter ge- 
meinsamem Gesichtspunkte vereinigt. 

Der wissenschaftliche Gewinn aus derartigen Untersuchungen ist im 
Einzelnen nicht zu bemessen; die Lehren, welche wir ans den fieissigen 



AA^itt^ iea WtfUs^^^s cyrhullel»^ find mohl neiir 4s ^«iträga i^ar oko^p^r 
mi&cl^en 6esc|}i«b(e sUid si^ »ber willkommen. H^r Verlsiif d^s Kopfi^-i» 
geJdes unter Alexei von 1656-^16631 nind 4er Fünfkopekenstücli^ V» Rass«* 
Uod von 171^3 — 17 (sowie der Münzzeiohei^ in Schweden von 1716— ^ 19] 
bat wenig Eigenthümlicbef , es sei deon die Brutali^t rua^ischer VeiwaUungi 
d^ %9t gleichwohl nicht gelang, die Unmöglichkeit zu bezwingen. Oim 
MaasSisAflik für die Einsicht jener Reiten in das Wesen des Geldes foUte man 
mit \grsi<;ht $^.^ diesen Qp^ratione« entnehmen; dio Gegenwart zeigt unS| 
dass die (ioth der l^inanzen driagen4^r fordert, als 49S8 die bessere Einsicht 
gefragt 9^er doch gebQrt würde. Die Zeit der letzten Jahre nur hat durch 
die Papiergeldmisere zu Genossen Qesterreiohs und Rvsslaads die mä^tig 
blühende WirthschaA der Vereinigten Staaten von Nordamerika gemacht. 
Die Theorie der Italiener bietet seit dem 16. Jahrhundert treiTliche Blicke 
in die Natux des Münzweaens; ihre Praxis war schlecht wie anders^^. Die 
V^hlendung des Absolutismus im 17. und 18. Jahrhundert über die eigf^oe 
AUüUifht, der Missbrauch einer unumschränkten Staatsgewalt, Hess in den 
verschiedenen europäischen Staaten eine schimpflicbe llnmiwirthschaft bis in 
unser Jahrhnnd^ii hinein fortwuchern; als Exemplare 4aYon, mit nordisch^ 
Gewaltsamkeit ausgef(Ahrt, mögen die Perioden dienen, welche Brnokner 
darstellt. Wir dürfen beute auf diese Finanzkunstatücke als auf etwas Ueber«> 
wundenes herabaehen, doch ohne Ueberhebung; an ihre Stelle ist die Par 
piergeldwirthschaft getreten; wer möchte sagen, wann man aufhören wird, 
dieses yerbängnissvoUe Auskunftsmittel in hereinbrechender Noth zu gebran*- 
eben. Sollte e& genügen, da^ Princip des Staatspap^ergeldes aus der Praxis 
zu verbannen , wie Herr G o 1 d m a n n meint ? Hat man nicht in Nordamerika, 
wo mab dasselbe seit dfr Constitnirung der Union nicht mehr gekannt, im 
entscheidenden Augenblicke der Noth sofort dazu gegriffen? Vielleicht ist 
es wirksamer, der Noth selber vorzubauen, die kein Gebot kennt; ist sie 
hereingebrochen, so wird die Vernunft abgesetzt. ~ Uebrigens ist es 
höchst bezeichnend, wie der Ursprung der Assignaten im Jahre 1768 — 
und das war nach den gründlichen Auseinandersetzungen des Verfassers der 
Anftmg des russischen Papiergeldes — hi Maassregeln nur Erieioblerung des 
Verkehrs beruht. Bis 1788 hin helmgen die Assignaten nicht über 40 Mil- 
lionen, d. h. etwa V^ der ganzen Circnlation, und erhielten sich nach ihrer 
Bestimmung einlösbar als ein bequemeres Mittel zur Uebertragung von Geld- 
werthen. Seit 1786 sind 'die massenbaf(fin Verme^irwglin eingf^retea und 
1810 betrug ihre Summa 577 Mill. Dieser Zeitraum war der bewegteste, 
die Folgen die verhängnissvollsten für den Wohlstand des russisehen Reiches. 
Im Vergleiche zu dieser Periode ist die nachfolgende im Allgemeinen eine 
Zeit der Buhe. »Einer richtigen Erkenntniss des Uebels und damit dem 
Streben, das Papiergeld gänzlich abzuschaffen, begegnen wir nirgends, 
während die kostspieligen Palliativmittel, welche neben blossen Ge- und 
Verboten in Anwendung gebracht werden , entweder missglücken oder wegen 
offenbarer neuer Uebel alsbald wiederum verlassen werden müssen.^ »Die 
lange glanzvolle Periode der Finanzverwaltnng durch den Grafen Kankrin, 
welche vom Jahre 1823 bis zum Jahre 1844 währte, begann mit Verlassung 
des Pri ncips des Aufkaufens und der Verwandlung der Assignationen in eine 
verzin sliche Schuld und schloss mit der Einlösung derseU>en gegen ein nen 
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creirtes Papier, Reicb8-Creditbillete.(< In den Jahren vor dem Krim*^ 
kriege waren 240 bis 250 Mill. Rubel CreditbilleUe im Umlauf, die Kriegs* 
noth schuf in 2 Jahren neue 450 Millionen; der Beginn des 
Jahres 1857 wies also eine Summe von 700 Mill. auf. Der 
misslungene Versuch der Jahre 1862 und 1663 (vgl. übrigens in diesen 
Jahrbb. Bd. I. Brückner, Gesch. d. Russ. Papiergeldes u. die Einlösung^ 
desselben) hat das Land in der alten Verwirrung seines Geldwesens ge- 
lassen und die geßihrlichen Folgen dieses Missstandes sind nach unseroa 
Verfasser in steter Zunahme. Vor Allem ist es die tiefe Erschütterung des 
Credites und damit der gesammten Production. So ist denn eine Besserung 
auch »der Finanzlage nur unter der Reform des Geldwesens und ohne diese 
keine Abhilfe möglich." Der Verfasser verlangt demgemass eine radicale 
Reform: das cursirende .Papiergeld gemäss der En twerthung 
zum festzusetzenden Tagescurse gänzlich einzulösen. Bei 
dem Curse von etwa '/s des Nominalwerthes wären 430 Mill. Silberrubel 
erforderlich; hiervon soll die Hälfte in Fonds verwandelt, die andere Hftlfte, 
215 Mill., ungesäumt eingelöst werden; zu diesen 215 Mill. besitzt die 
Reichsbank als Deckung der Creditbillete bereits 60 Mill., der Rest von 
155 Mill. wäre gegen eine auswärtige Anleihe zu schaffen; für diese seien, 
tim des Zieles willen, keine Opfer zu scheuen. Verfasser macht danach Be- 
rechnungen für die Zukunft der Finanzen, die allerdings etwas sanguinisch 
erscheinen. — Unterdessen ist ein Jahr verflossen, geschehen ist seitdem in 
Petersburg wohl nichts. Wir wollen aber mit unserm Verfasser auf endliche 
Besserung hoffen. Verdienstvoll ist seine Schrift unter allen Umständen, 
schon durch die Eindringlichkeit, mit der er seine Landsleute über die 
Natur des Geldes und einer Papiergeldentwerthung belehrt. — 

Jena, September. Cohn. 



IX. 

Die natioBal4»konoHil«ehe I«itteratur in der periodüpelten 

PreAie. 

a. Pie f ereinigten Staaten von Nordamerika. 

Das wirthschaftliche Leben in den Ver. Staaten von Nordamerika seit 
fast einem Jahre trägt genau dieselbe Signatur wie das in den Hauptländem 
Europas. Hier wie dort dieselbe Geschäftsstille, dieselbe Stagnation im Hau» 
del und Verkehr, selbst die in den Ver. Staaten ganz ungewöhnliche Er- 
mattung des Unternehmungsgeistes. Wenn wir in dem in New-York er- 
scheinenden Merchants' Magazine (März 1827) lesen: »eine so gedrückte 
und allgemein unbefriedigende Frtthlingssaison wie die gegenwärtige ist 
kaum noch in der Erinnerung unserer Citykaufleute vorgekommen", so klingt 
das wie ein Echo aus den Spalten des Londoner Economist. 

Wie in Europa ist in den Ver. Staaten bis Anfang October hin eine 
Geldplethora in den grossen Sammelstätten des flüssigen Capitals, und dabei 
'finden wir, dass das Papiergeld seit einem Jahre sich nicht bedeutend ver- 
mindert hat. Es betrug; 
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am 1. Januar 1867 am 1. Oclöber 1867 
V. St. Papiergeld al!er Art: D. 554,131,494 32, D. 469,869,137 37 
Noten der National-Banken : 2 98, 613,079 00, 299,094,660 00 

D. 852,744,573 32, D. 768,963,803 37 
(Am 1. Sept. 1865 betrug die Piipier^eldcirculation noch gegen 980 
Mill. D., demnach seitdem eine Abnahme von ca. 211 Mill. D.) 

Trotzdem ist das Goldagio in diesem Jahre wieder nicht unbeträchtlich 
gestiegen. Es war dasselbe 

1867 
am 2.' Januar 1. April 1. Juli 1. October. 

32% 34 38% 43% 

(Es stand das Goldagio Anfang Januar : 1862 iVs» 1863 34V4, 1864 52, 
1865 130, 1866 44%. Weiter im Jahre 1866 Anfang April 271/2^ Mai 

26V4, Jttli 53 Vs, December 41V8.) 

Wie in Europa ist der Zinsfuss und Disco nt auf dem grossen 
Handelsmarfct für Amerika im Laufe des Jahres ein 'Verhältnissmftssig niedriger 
gewesen. Er betrug am 

1. Januar 1. März 1. Juni 1. August 1. September 1. October 
beste Platzwechsel kurzer 
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Erst im Monat October, in welchem neue Factoren auf den Geldmarkt 
einwirken, steigt derselbe plötzlich. 

Wir finden daher auch, dass in diesem Jahre die Nationalschuld in 
weit geringerem Maasse sinkt als im vorigen Jahre. 

Ein neues Leben im Handel und Verkehr beginnt aber in der Union 
seit dem vorigen Monat (October), grossentheils Folge der reichlichen Ernte 
an Cerealien. Die Ver. St. werden dieses Jahr bei den hohen Getreide- 
preisen in Europa in Folge der mangelhaften Ernten in England und Frank- 
reich auf den europäischen Märkten als Hauptconcurrenten auftreten und 
wir werden dieses Jahr sogar Californischen Weizen, der sich durch eine 
ganz besondere Güte auszeichnet, auf den Weltmärkten in grossen Quanti- 
täten sehen '^). 

Zum Schluss noch eine Parallele der Lage der Union mit der der Euro- 
päischen Staaten aus einem amerikanischen Blatt (New-Yorker Handelszei- 
tung). Es sagt am Anfang October d. J. : »Ein Vergleich unserer gegen- 
wärtigen Gesammtsituation mit der Lage der meisten europäischen Staaten 
fallt entschieden zu Gunsten dei: Union aus. Hier Garantien dauernden 
Friedens, successive Tilgung der öffentlichen Schuld , reiche Ernten , allmä- 
lige Belebung des Geschäfts und vortheilhafte Verwendung für das Kapital; 
drüben ein bewölkter politischer Horizont, neue und immer neue Anleihen, 
Finanzwirren , theilweise Missernten , allgemeine Geschäftsstockung und 
drückende Abundanz müssigen Kapitals. Wäre es nicht um das fortbeste- 



*)Au8 S. Francisco wurden vom 1. Januar — 30. September d. J. für 9,317,000 D. 
"Weizen verschifft. 
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lesde Uiht\ M YaluU-SekwtnkiiBg und Entwerthang, f&r dessen voUstin- 
dige Heilang in diesem Augenblicke leider noch wenig Aussicht ist, nod 
am die Yerheernngen , welche das gelbe Fieber im Süden anrichtet» so 
würde nnsere Situation, gegen aber der Earopa's, eine beneiden swerthe sein.^' 
So die Handelszeitung. 

In Nachfolgendem nun geben wir zur weiteren Charakteristik des wirth* 
achaftUchen Lebens in den Ver, St. einige Data über dieMationalschnld, 
ferner ein authentisches Verzeichniss der am 1. October aas- 
stehenden Bundesobligationen, eine Skizze vom Ban und der 
Bedeutung der Pacific-Eisenbahn und eine ziemlich aasführliche Za- 
sammenstellang der Verschuldung und Steuerlast der grossen 
Städte in der Union und ihres Wachsthams in den letzten sechs 
Jahren, endlich eine kurze Uebersicht über die Zunahme 4^ E«»* 
dels in New-York. 

1) Die Abnahme der öffentlichen Schuld der Vereinigten 
Staaten und einBriefdes Finanzministers Mc. Culloch. 

Vom 1. September 1865, wo die Nationalschald der Union den höchsten 
Stand (2,757,689,571 D.) erreicht hatte, nimmt dieselbe fast fortwährend von 
Monat zu Mooat ab. Vom 1. Januar 1866, wo sie 2,716,581,536 D. betrug, 
sank sie am 1. Dezember 1866 auf 2,549,631,238. Im Jahre 1867 geht dni 
Sinken derselben langsamer von Statten, die Stockung im Geschäft äasj»ert 
auch hier seine Wirkung. Die Ziffern für die einzelnen Monate bis 1. Qctober 
sind nach der New-Yorker Handelszeitung vom 10. October folgende: 

1867. 
1. Januar . . D. 2,543,325,174 64. 1. Juni . . D. 2,515,615,936 99. 

1. Februar . - 2,543,349,748 56. 1. Juli 

I.März. . . - 2,530,763,889 80. 1. August - 2,511,306,436 Ol. 
1. April . . - 2,523,428,070 44. 1. Seblbr. - 2,492,783,365 05. 
1. Mai . . . - 2,520,786,096 25. 1. Oclober - 2,495,277,446 76. 

Der Vermehrung der Bundesstaatsschuld im Monat October schreibt das 
Merchant Magazine (October 1867 p. 298; The public debt) zwei Ursachen 
zn : grössere Auszahlungen an das Kriegsdepartement zu Donationen und Ver- 
minderung der Inlandseinnahmen. 

Uebrigens sank die Bundesschuld vom I.September 1865 bis zum 1. Octo- 
ber dieses Jahres um netto: D. 262,412,125 00. Dies ist mehr, als in 25 SIo- 
naten erwartet werden konnte oder von irgend Jemanden erwartet wurde. 

Zum Zweck der von Pendieton begonnenen und von dem bekannten 
Butler fortgesetzten extravaganten Aufreizungen, die Nationalschuld, zu- 
nächst die falligen Fünf-Zwanziger, nicht in Gold, sondern in Papier 
zurückzuzahlen 9 entgegenzutreten, hat der Finanzminister Mc. Culloch, 
einen offenen Brief der Oeffentlichkeit übergeben, welchen wir als ein 
historisches Document unsern Jahrbüchern nicht verfehlen einzuver- 
leiben. Er lautet in der Uebersetznng: 

Finanz-Ministerium, 7. Oct. 1867. 

nWerther Herr. — Ihr Geehrtes vom 4. d. ist zu Händen. Zu grosse 
Wichtigkeit ist dem Gerede (utterance), auf welches Sie Bezug nehmen, bei* 
gemessen. Das Volk der Ver. Staaten ist ebenso gesund in seinen Ansich- 
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ten über die Erhaltung der Nationalehre, als es in der Präge über die Er- 
haltung der Union gewesen ist. Ich betrachte die Ehre der Regierung dahin 
Terpfündet, dass die Fünf-Zwanziger bei Verfall in klingender Münse her- 
zählt werden. Man darf sich, denke ich, keiner Befürchtung hingeben, dass 
dieselben nach Ablauf von fünf Jahren nach ihrem respeetiven Emissions- 
Datum eingefordert und in Bundes-Noten (Greenbacks) bezahlt werden würden. 
' Bundes-Noten (Greenbacks) wurden unter dem Druck der dringendsten 
Notbwendigkeit emittirt nnd werden, gemäss der Bestimmung des Congresses, 
rasch der Circulation entzogen. Mehr dürfen unter den bestehenden Gesetzen 
nicht emittirt werden, noch kann ich glauben, dass irgend eine bedeutende 
Zahl von Congress-Mitgliedem einer weiteren Emission für irgend welchen 
Zweck das Wort reden würde, am allerwenigsten Behufs Zahlung von Obli- 
gationen unter Verletzung des ausdrücklichen Uebereinkommens (in violation 
of the express nnterstanding*)), unter welchem dieselben negocirt wurden. 

Die Politik, die Circulation von Ver. St. Papiergeld zn verringern, 
welche vom Congress gebilligt und vom Finanzminister unausgesetzt befolgt 
wird , sollte in sich selbst , auch wenn die Ehre der Nation nicht mit der 
Frage verknüpf! wäre, Inhabern die Ueberzeugung geben, dass Ffinf-ZWanziger 
Bibht vor Verfall eingefordert und in einer entwertheten Valuta bezahlt 
werden. Achtungsvoll etc. 

Hugh Me. Cttllochy 
Finanzminister. 

Gleichwohl hat die Anregung von Zweifeln über den Modus der Rück- 
zahlung der Bundesobligationen nachtheilig auf deren Curs gewirkt, und es 
dürfte nur ein Mittel geben, diese Zweifel ganz zu beseitigen, dies ist eine 
authentische Interpretation der gesetzgebenden Gewalt. 

2) Die am 1. October 1867 ausstehenden Bundes*Obliga- 
iionen. 

Der Zuschrift aus dem Finanzministerium an die Neu-Yorker Handels- 
zeitung vom 3. October 1867 entnehmen wir das nachstehende Verzeichniss 
der am 1. October d. J. ausstehenden Bundes-Obligationen . 
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28. Juli 1847 6% 
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"^•i««j,86t60/„ 


Ein u. Achtziger 


1. - 


- 1. - 


- 189,316,050 


25. Febr. 1862 6% 


Alte Fünf-Zwanziger 


I.Mai ' 


. l.Nov. 


- 514,780,500 


3. März 1863 6^/0 


Ein u. Achtziger 


I.Jan.'. 


. I.Juli 


- 75,000,000 


3. - 1864 50/0 


Zehn-Vierziger 


l.M6rz- 


• l.Sept. 


- 171,409,350 


3. - 1864 6 7o 


Fünf-Zwanziger 


1. Jan. - 


- 1. Juli 


- 3,882,500 



*) im Gesetz ist nicht ausdrurlilich gesagt» dass die Bonds in Metall zurückr 
gezahlt werden sollen, daher „unterstandig''. 
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Datiiin des Zinsfnss Uebliche Bezeichnung Zinsen lablbar Anratehend 
Geseties, am 1. Oct. 1867. 

30. Jnni 1864 6 % Fun f-Zwanzi^er (64er) 1. Jan. u. 1. Juli D. 125,661,300 
3. März 1865 6 % Fünr-Zwanziger(65er) Jan. Juli Mai Nov. - 591,056,450 

2 ^ü*' |gg4|6% Paciflc-E.-B.-Obligat. I.Jan. - 1. Juli - 16,746,000 

3. März 18657^10 Vo ^ ^* Sieben-Dreissig. 15. Januar u. Juli, 

Juni u. Dec. - 365,000,000 

3) Die Union-Pacific-Eisenbahn. 

Von dieser grössten Eisenbahn der Welt waren nach einem Bericht 
des ^Schatzmeisters derselben vom 30. August d. J. bis zu letzterem Tage 
460 Meilen von Omaha in westlicher Richtung über den Continent fertig. 
Auf der Seite von< Californien nimmt die Bahn von Sacramento aus ihren 
Anfang. Es sind auf die 1864 beschlossene Bahn bereits 35 Mill. D. ver- 
wendet worden. Während des am 31. Juli d. J. beendeten Quartals waren 
durchschnittlich 325 Bahnmeilen im Betriebe, welche eine Einnahme von 
D. 1,203,038 95 (worunter die Posten : Transport der Materialien der Con- 
tractoren D. 453,205 44) und einen Einnahmeüberschuss von D. 807,508 03 
ergaben. Die Nettoeinnahmen wurden für dieses Vierteljahr berechnet mit 
D. 485,789 04. 

Eine höchst lebendige Schilderung über den Bau und den Verkehr auf 
dieser Bahn entnehmen wir einem Bericht unseres Landsmannes Friedrich 
Gerstäcker an die New -Yorker Handelszeitung (Nr. vom 17. October 
1867), dem wir ein Bruchstück entlehnen. 

— — Diö nächste Station war Julesbury, das vor nur wenigen Mo- 
naten fast die doppelte Anzahl von Häusern und Einwohnern gezählt haben 
sollte und wohin waren die Leute jetzt gegangen ? — nicht etwa zum 
Ende der Bahn, das ihnen auch unter den Händen davon lief, nein, weil 
voraus nach Cheyennes City, mitten in die öde Wildniss hinein, um dort 
eine Stadt zu gründen und den Zug zu erwarten, der die Eisenbahn gleich 
mitbringen sollte. 

Und dazu gehören Amerikaner, denn etwas Derartiges bringt der 
Deutsche, wenn er sich nicht volls*tändig amerikanisirt und den alten Adam 
ausgezogen hat, nie im Leben fertig. Der Amerikaner kennt keinen Com- 
fort oder verlangt ihn wenigstens nicht — er will Geld und zwar so rasch 
als irgend möglich, verdienen und wo er das am Besten fertig bringt, dahin 
zieht er, unbekümmert, in welche Lage er auch dort geräth. Julesbury bot 
nun allerdings auch dazu Gelegenheit, denn bis jetzt war es noch immer 
die letzte Station der Bahn — aber wie lange konnte das noch dauern ! 
Cheyennes City schien ausserdem dazu bestimmt ein Hauptstationsort der 
Bahn zu werden — alle anderen Plätze konnten im Sand verschwinden — 
ein solcher nicht, und in wilder Hast strömte jetzt Alles vorwärts und ver- 
liess die kaum erst warm* gewordene Stelle, um dort, mitten in der Prairie 
eine Branntweinkneipe aufzusetzen, oder ein Logirhaus zu gründen, beides 
die rentabelsten Geschäfte. So fusst sich die Civilisation immer mehr in 
die Wildniss hinein, uud so rasch die Eisenbahnschienen auch gelegt werden 
mögen, diese Pioniere eilen ihnen doch voraus. 



Litleralnr. 221 

Von Julesbiiry aas gab es keine wettere ' eigenUiche Station mehr and 
dort war auch die letzte Telegraphenstation. Der Draht folgte allerdings 
noch der Bahn; junge Cederstämme wurden aufgerichtet, wie die Schienen 
vorwärts schritten, aber nur erst eine Strecke weit war der Draht an ihnen 
befestigt, dann lag er in einzelnen aufgerollten Bündeln am Weg und zu« 
letzt, als wir. uns dem Ziel näherten, hörte er ganz auf. Nur noch die 
einzelnen leeren Stangen ragten bis fast zum letzten Punkt empor. 

Es lässt sich nicht läugnen, es ist etwas Wunderbares um diese Bahn, 
und eigentlich wohl das keckste Unternehmen, das menschlicher Geist und 
menschliche Kräfte je ersonnen und liusgeführt. Soweit wie sich der atlan* 
tische Ocean zwischen Europa und Amerika ausdehnt, soweit soll diese Bahn 
die beiden Ufer des atlantischen und stillen Meeres mit einander verbinden — 
soll )7Von Pluth zu Fluth^ gehen und eine Wildniss durchziehen und zu- 
gleich beleben, auf welche sonst nur der Indianer Büffel und Elk jagt« 
und der Sturm widerstandslos die Steppe fegte. Es gab auch in der That 
viele Menschen, welche das Unternehmen für unausführbar hielten, aber selbst 
die, welche das grösste Vertrauen dazu hegten, haben wohl nie zu hoffen 
gewagt, dass es so rasch, so fabelhaft rasch vorrücken würde. 

Schon vor 14 Tagen reichte der Schienenweg bis nahe an 80 Meilen 
über Julesbury hinaus und war kaum noch 60 Meilen von Cheyennes City 
und wenig mehr als 80 Meilen vom Fuss der blauen Berge, den Ausläufern 
der Felsengebirge, entfernt. Man hatte zehn Jahr auf die Erbauung der 
ganzen Bahn gerechnet — jetzt . sind erst zwei seit dem Beginn derselben 
verflossen, und man berechnet schon mit ziemlicher Sicherheit, dass in kaum 
drei Jahren mehr — trotz der Felsengebirge — der ganze kolossale Bau 
beendet sein kann. Welchen Umschwung muss sie aber, wenn erst voll- 
endet, im ganzen Welthandel hervorbringen, und welche ungeheuere Länder- 
strecken werden zugleich durch sie in Amerika selber der Cultur eröff- 
net! — — Schon jetzt ist dabei merkwürdiger Weise der Verkehr auf der 
Bahn, selbst bis zur letzten Station und darüber hinaus, ein sehr bedeuten- 
der, denn Alles drängt vorwärts, um mit Theil an der bevorstehenden Ernte 
zu haben. Güterzug folgt auf Güterzug und Personenwagen sind so ge- 
füllt, als ob die Bahn einer belebten Stadt zu, nicht in die offene Prairie 
hinausführte. Nur von Julesbury ab hört der Verkehr mit Personenwagen 
auf und darüber hinaus gehen nur die sogenannten j^Constructiontrains^, 
die das Material für die Bahn und Lebensmittel für die daran beschäftigten 
Arbeiter hinausführen. Aber in wenigen Wochen ist auch dieser Stand- 
punkt überwunden und in Cheyennes City ein neues Ziel gefunden, das 
dann aber so rasch durch den Telegraphen mit der übrigen Welt in Ver- 
bindung tritt und ein neues Glied zu der Kette fügt, die schon jetzt fast 
bis zum stillen Ocean hinüberreicht. Drüben im Westen der Felsengebirge 
sind sie nämlich indessen auch nicht mttssig gewesen. Schon hat man die 
Sierra Nevada theils durchbohrt, theils überschritten und nur noch die Fel- 
sengebirge trennen die beiden Endpunkte, der beiden Bahnen von einander. 

Es ist dabei fast unglaublich, wie rasch an dieser Bahn gearbeitet wird. 
Während wir uns dort befanden, wurden — auf allerdings vollständig vor- 
bereiteter Strecke und vorhandenen Schwellen — aber doch in fünf (1) Mi- 
nuten — 700 Fuss Schienen ausgelegt und festgeschlagen , und wenn dies 
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a«eh niolit tls MaaMiUb l&r dia VoUaadang der Bahn dienen darf, nnd 
wenig mehr aU ein Kunststück war, so zeigt es doch, wie sich die Leuta 
dort eingearbeitet haben, and wie rasch sie vorrücken können, wenn ihnen 
nicht Terrainschwierigkeiten entgegenstehen. — — So liegt denn die Zeit 
nicht mehr fern, wo wir von Europa in kaum mehr als drei Wochen nach 
der Hauptstadt Californiens ~ nach San Francisco — fahren können, wahrend 
im Innern des ungeheueren Continents, den früher nur der wilde Büffel und 
Elk wie der fast noch wildere Indianer bewohnten, grosse gewaltige Städte 
entstehen, nnd der Pflug den Boden aufbricht. 

4) Die.Schulden und die Steuern der grossen Städte in den 
Vereinigten Staaten. 

Debts and taxation of our large oities , Merchant*s Magazine and Com- 
mercial retiew. August 1867. p. 107 sqq. Einer in obiger Zeitschrift 
erschienenen und auf officielle Zahlen gestützten Zusammenstellung entnehmea 
wir die folgenden Data über die Bevölkerung, das abgeschätzte Eigenthum 
die Verschuldung und Besteuerung der grösseren Städte in den Vereinigten 
Staaten von l^ordamerika in der Zeit vor dent^ letzten Kriege und nach 
demselben. '^ 

Es betrng in nachstehenden 14 Städten die ^völkerung, das abge- 
schätzte Eigenthum und die Schulden in 1860 und 18)9^: 

Städte Bevölkerung Abschätzung V Schulden 

4aftn iüRR i860 1866 ) 1860 1866 

1860 1866 jj jj < p ij 

New- York N.-Y. 813,669 900,000 676,631,707 737,989,908 28,493,644 41,701,176 

Philadelphi» Penn. . 665,6-29 «t:2,082 — - 24?»?9,735 36,1«6,721 

Brooklyn N.-Y* . . 266,661 300,000 105,174,607 123.427,840 7,6*3,809 10,02^.419 

Balliiiiorp Md. . . . 212,418 239,070 119,461,715 139,001,008 17,903,855 21,928,656 

Boston Mass. . . . 177,840 192,324 276,861 000 371.892,775 9,3*2,799 12,845,376 

Cincinnall Ohio . 161,014 193,253 91,961,375 130,745,993 3,732,000 3,203,000 

St. Louis Mo. . . . 160,773 204.327 102,408,230 126,877,200 5,00te,700 6,644,00(1 

Chicago 111 109,260 200,418 37,053,612 85,963,260 2,09^000 6,397,464 

BufTalo N -Y. . . . 81,1>9 94,502 — - 679,UI00 654,000 

Nowartc N. J. . . . 71.914 87,413 30,045,289 — 31H,*00 833,000 

Loiiisville Ry. . . . 6H,0i3 100,000 27,873,003 43,108,569 3,001,(\00 4,11H,000 
Albany SO. . . . 63,367 «2,613 24,958,868 — 1,570,8*0 2,483,500 

San Francisco Cal. 66,802 80,000 35,809,639 75,972,470 2,992,51|9 4,947,296 
Providfnce R. . . 50,666 64,695 61,118,300 .... 1,400,00^ 1,400.0 

Zur Abschätzung ist zu bemerken, dass die Ziffer hier steht, nac1\wej 
die Lokalbesteuerung bestimmt wurde. In fast allen den grossen 
der Union hat sich aber seit 1860 der Werth des unbeweglichen 
thums fast verdoppelt, während die obii|:en officiellen Ziffern nur ein 
scfanittliches Steigen des Werthes von 30 Procent zeigen. Es darf vie^ 
angenommen werden, dass die officielle Ziffer nicht mehr, als die 
des wirklichen Werths des Eigenthums in den verschiedenen Städten ergi 

Bei den Schulden dieser Städte kommt nicht in Ansatz , was diesell^iea 
an Werthpapieren, productivem Grundbesitz oder Amortisationsfonds besitze) 
Die Gesammtschuld dieser vierzehn Städte stieg in den sechs Jahren von- 
103,500,000 D. auf ungefähr 149,500,000 D., das ergiebt im Durchschnitt 
•in Wachsen der Schuld von ungefähr 45 Procent. Das Steigen der SchaJ- 
den ist am stärksten in den grossen östlichen Städten. Verglei<;ht m^. ^ 



^ 
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Abschättungen und die Schulden der Städte mit ihren bezüglichen Bevöl-* 
kerungen, so ergeben sieb für die obigen vierzehn Siadte folgende Ziffern : 



Städte 


Abschätzung 


Schuldbetrag 


Procent 


der 




auf den 


Kopf der 


nach ] 


Köpfen 


Abschätzung 




Bevölkerung 










• - 


1860 


1866 


1860 


1866 


1860 


1866 


N«w-Tork N.-T. . 


D. 709 


D. 820 


D. 28,87 


D. 46,33 


4,07 


5,65 


Phiiadelphi» Penn. 


— 


— 


42,49 


56,52 


— 


—. 


Brooklyn N.-Y. . . 


394 


411 


28,68 


3Mi 


7,27 


8,11 


Baltimore Md. . . . 


562 


581 


84,29 


91,73 


14,98 


16,77 


Boston Mass. . . . 


1,667 


1,934 


62,81 


66,80 


3.39 


3,43 


Cinciiinatl Ohio . . 


380 


430 


23.29 


16,67 


4,08 


2,15 


Si Louis Mo. . . . 


637 


621 


3114 


27,62 


4,89 


4,45 


Chicago 111 


. 340 


429 


19,18 


26,93 


5,65 


6,29 


BuiTalo N.-Y. . . . 


— 


-~-. ' 


7,13 


— 


— 


— 


Nowark N.-l. . . . 


418 


— 


4,39 


9,53 


1.05 


— 


I^ouisville Ky. . . 


409 


431 


44,11 


41,18 


10.76 


9,55 


Atbany N.-Y. . . . 


394 


— 


24,79 


— 


6,29 


— 


Sau Francisco €al. 


Q6Q 


949 


52.69 


61,84 


8,26 


6,51 


Frovidence R. J. 


1,206 


— 


27,63 




2,29 


— 



Die Columne der Abschätzung muss mit grosser Vorsicht aufgenommen 
werden , ^& sie in den verschiedenen Städten nicht gleichmässig den Werth 
des Eigenthums repräsentirt. Fast die sämmtUchen westlichen Städte zeigen 
eine fallende Rate der Verschuldung, nach der Kopfzahl der Bevölkerung 
berechnet, dagegen ist in den mittleren und östlichen Staaten die Steigung 
eine sehr bedeutende. In der Stadt New-York steigt die Rate auf den Kopf 
der Bevölkerung von 28,87 D. pro Kopf auf 46,33 D., in Philadelphia von 
42,49 D. auf 56,52 D., in Baltimore von 84,!^ D. auf 91,73 D. und tt 
Boston von 52,81 D. auf 66,80 D., während in S. Francisco, das die Schwere 
der Zeiten nur leicht gefühlt, die Veränderung nur von 52,69 D. zu 61,84 D. 
fpewesen ist. 

Diese Verschuldung giebt indessen nur ein unvollkommenes Kriterium 
von der wirklichen Vermehrung der Lasten der städtischen Bevöl«> 
fterung der Union. Nicht allein die Interessen sind im Verhältnisse mit 
dem ^en gezeigten Wachsthum der Schuldenmasse gestiegen, sondern die 
lokalen Ausgaben haben sich überhaupt bedeutend , um nicht zu sagen 
nnsserordentlich vermehrt. Um das Gewicht der gegenwärtigen Belastung 
der Städte mit der von 1860 zu vergleichen, muss man die Steuerliste zu 
Hülfe nehmen. Hier ergeben sich Resultate, welche für europäische An* 
schauungen kaum fassbar sind; die nachstehenden Ziffern sind der von uns 
angeführten Qhelle getreu entnommen, welche wiederholt versichert, dass 
sie nur auf offlciellen Ziffern fusst. Die nachstehenden Angaben beziehen 
sich auf sechs der grössten Städte der Union in ganz verschiedenen Theiien 
derselben. 

Zunächst geben wir den Betrag der Steuern in sechs Städten, welche 
für Stadt- und Districts- (County) Zwecke in den Jahren 1860 und 1866 
erhoben wurden, sowie ihr Verhältniss zur Bevölkerung: 

Sleuerbetrag Rate pro Kopf 

1860 1866 1860 1866 

New- York . . D. 7,649,873 D. 15,606,896 D. 9 : 40 D. 17 : 34 

Philadelphia 2,334,252 5,084,539 4:13 8:17 
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•ierlumt der öffcntlichei Arbeiten im Königreich Italien wihrenil der letzt- 
verflossenen sechs Jahre veröffentlicht, der am 31. Januar dieses Jahres dem 
italienischen Parlament vorgeleg^l wurde. 

Ana diesem Bericht erfahren wir einen Theil der Staatsthätigkeit des 
neuen Königreichs für die gemeinen Interessen und ersehen, wie schwer die 
Finanzen des Landes durch dieses Ministerium belastet werden. 

Für den Bau und die Erhaltung der Eisenbahnen und die öffendichen 
Strassen, für die Dampfschifffahrt, für die Wasserbauten und für die mari- 
timen Leuchtthttrme^ für die öffentlichen Gebinde, die Telegraphealinien und 
den Postdienst wurden in diesen sechs Jahren mehr als eine halbe Milliarde 
Lire verausgabt. 

Am meisten nahm die Finanzen in Anspruch der Bau der Eisenbah- 
nen, welche sich Anfang 1867 über mehr als 6000 Kilometer erstreckten, 
und für welche über 314,494,000 Lire verwendet wurden, ungerechnet des 
gigantischen Werkes des Durchstichs des Mons Cenis, für welchen man seit 
1857 mehr als 33 Millionen L. ausgab. 

Auf den Bau und die Erhaltung der öffentlichen Strassen entfXIlt in 
diesen sechs Jahren eine Ausgabe von 112,955,000 L. und sind dabei nnr 
die nationalen Strassen begriffen, da den Provinzen und Commnnen die Er- 
haltung der andern öffentlichen Wege obliegt. Um diese letzteren Strassen 
zu vollenden, würde es eines Aufwandes von einer weiteren halben Milliarde 
bedürfen *). 



*) Eine vortreffliche Untersuchung in den annali unirersali dt StatintiGa über 
die öffentlichen Strassen, Märzheft 1867. pag. 296 sqq. zeigt, wie weit Italien hier 
noch zurücksteht hinter andern Ländern. Der Verfasser theilt das ganze Königreich 
Italien ein in zwei Theiie, von denen der eine gut oder ziemlich gut mit öffentlichen 
"Wegen versehen und der andere damit schlecht versorgt ist. Jener bildet zwei 
Fünftel mit 141,990 Quadratkilometer. 

Zu erftteren werden gerechnet: die Previnzen, welche mehr ala 1 Kilemetcr 
Strasse auf jedem Quadratkilometer Oberfläche haben 19,960 

die Provinzen von weniger als 1 Kilometer und mehr als 500 Meter Strasse 64,751 

die Provinzen von weniger als 600 und mehr als 250 Meter . . . . 18^618 

Zusammen: 103,329 
Die drei Fünftel des italienischen Grund und Bodens, die schlecht mit öffent- 
lichen Strassen versorgt sind, zerfallen in Provinzen, welche mehr als 100 und 

weniger als 250 Meter Strasse haben . 44,516 

und in solche Provinzen, welche noch weniger als 100 Meter haben; 97,474 
es giebt unter diesen auch solche, welche gar keine öffentlichen Strasse n haben 

Zusammen 141,990 
Noch interessanter schien uns folgende Zusammenstellung des intelligenten Ver- 
fassers. Er stellt zusammen den Gesainmtertrag der nationalen Einnahmen Iheils 
vom Grund und Boden, theils aus irgend einer andern Quelle und findet, dasg Me 
Grösse der Einnahmen in einem merkwürdig entsprechenden Verbältniss zur Länge 
der öffentlichen Strassen steht. Selbst wenn man den strengen Kausalaexiis der 
beiden Thatsachen nicht gelten lässt, da die Länge der Sirasse Folge wie Ursache 
des grösseren Verkehrs wie grösseren Reichthums eines Distncts sein kann, so bleibt 
die Wechselbeziehung zwischen Grosse der Einnahmen und Länge der öffentlichen 
Strasse immerhin eine höchst wichtige ökonomische Erscheinung. 

Es findet der Verfasser in Italien in den Provinzen mit mehr als JOOO Meter 
Strasse für jeden Kilometer Oberfläche ein Einkommen von . . . . . L. 19,536 

in den Provinzen mit weniger als 1000 und mehr als 500 Meter 
ein solches von - 9,190 
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A«f die Wasserbauteil, welche dem Staate obliegen, wie die DümBie 
und Brücken der Hauptflüsse, kam eiu Aufwand von 25,734,000 fr. Für CiviJ* 
bauten wurden 9,638,000 fr. ausgegeben und für die Erhaltung der 
Meereshäfen und den Bau neuer Meeresleuchtthürme 45,3 1 1 ,643 fr. 
verwendet. 

Im Jahre 1860 hatten dieTelegraphenlinien im ganzen Königreich 
5000 Kilometer Ausdehnung; jetzt ist deren Länge vervierfacht und zu- 
gleich ihr Gebrauch, welcher Anfangs ein sehr passiver war, ein ziemlich 
thätiger geworden. 

Das Eisenbahnnetz, soweit es dem Verkehr übergeben war, brachte 
in dem Biennium von 1864 bis 1865 einen Totalertrag von 61,302,000 L. 
Dies ergab für das Jahr 1864 auf den Kilometer Bahn L. 18,476. Au^ 
dem Transport der Waaren mit geringer und grosser Schnelligkeit erzielte 
man eine Einnahme von 25,808,979 fr. und aus dem Transport der Per- 
sonen eine Einnahme von 34,832,333 fr. Der Eisenbahndienst im letzten 
Jahre bestand seine Probe, als in wenig Tage^ 250,000 Soldaten mit allem 
Kriegsmaterial fortgeschafft werden mussten. Trotz eines solchen ausserordent- 
lichen Transports waren die Unfälle auf den Eisenbahnen 1866 nicht erheb- 
lich. Es wurden nur 15 Zusammenstösse von Zügen und 14 Entgleissungen 
gerechnet, nur 20 Looomotiven hatten Beschädigungen und 5 Wagen wurden 
verhraont. An Menschenopfern gab es 76, und 67 Personen trugen schwere 
Verletzungen davon, von welchen ungefähr die Hälfte auf Individuen Ael, 
welche dem Eisenbahndienst angehörten. Wenn man die Zahl der Personen, 
welche auf den italienischen Eisenbahnen im vergangenen Jahre reisten, 
deren Zahl 32,810,191 betrug, mit denjenigen vergleicht, welche einen Un- 
fall erlitten, so kommt ein einziger Unfall auf 230,000 Reisende. Wendet 
man dieses Verhiältniss a«f die Bevölkerung von Mailand an, so kann man 
wgen, dass ein einziger Mailänder von der ganzen Bevölkerung der Stadt 
eüaen Unfall erleidet, wenn er einmal des Jahres auf der Eisenbahn fährt 

Der Telegraphendienst, welcher im Jahre 1860 die Summe von 
0,1749000 L. kofiteie und nur einen Ertrag von 1,640,000 L. ergab, ver- 
ursachte im Jahr 1866 die grössere Summe von 3,819,000 L., veranlasst 
durch die hinzugekommene Ausdehnung der Linien, brachte aber auch eine 
Einnahme von 6,245,000 fr. ein und somit einen Nettoertrag von 
L. 2,425,900 fr. 

Die Postverwnltung het jetzi das doppelte Amt der Briefpost und der 
S^^edition der Werthsachen. Der Briefwechsel in Italien ist noch dürftig 
«nd wahrscheinlich haben dia Schuld davon jene »verwünschten^ (der Ita- 
liener sagt euphemistisch »benedetti^) sechzehn Millionen Analfabeti (Schrei- 
bens und Lesea5 UnJjLundigen). Die rail der Post beförderten Privatbriefe 
überstiegen für das Jahr nicht die Zahl von 72 Millionen, während sie in 
Frankreich jiie grosse Zahl von 311 Millionen im Jahre erreichten. Nicht 

in den Provinzen mit wenger als 600 und mehr als 250 ein solches von L. 8,736 
in den Provinzen mit weniger als 250 und mehr als 100 ein solches von - 7,625 

in den Provinzen von weniger als 1€0 ein solches von - 4,092 

In diesen letzteren Provinzen (16) gab die Hectare Land nur ein ErtrSgniss von 
14 Lire, wahrend der mittlere Durclischnittsertrag der Hectar«* Land in d«n Pro* 
vinzen mit mehr als 1000 Kilometer Landstrasse 58 L. per Hectare war. 

15* 
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im Verhältniss mit der geschriebenen Correspondenz steht in Italien die 
Correspondenz knittelst der Presse, welche durch die Post im Jahre mehr 
als 53 Millionen periodische Blätter und 6,320,000 gedruckte Bände und 
Werke versendet. 

Die mit der Post spedirten Werthsachen erreichen jetzt die Ziffer von 
jährlich 3 Millionen. Es werden für die grosse Summe von fiber 155 Millio- 
nen fr. Auszahlungen bewirkt und zwar für den Beitrag von ungefähr 
80 Centesimi für jedes 100 L. Seitdem auch der Gebrauch der Spedition 
von Auszahlungen auf telegraphischem Wege eingeführt ist, wurde im letzt* 
vergangenen Jahre die Summe von 4,300,000 fr. auf diesem Wege ausge- 
zahlt. Der internationale Dienst der Werthsübermittelung hat die Auszahlung 
von weiteren 4 Millionen L., im Ausland zahlbare Summen, vermittelt. Der 
Postdienst wird gegenwärtig im Königreiche Italien von 2446 Aemtern mit 
festem Sitz verrichtet, ungerechnet sind dabei die ambulanten Stellen. Den 
Postdienst auf der See besorgen 50 Dampfschiffe, welche ausser Briefen and 
Waaren jedes Jahr mehr als 396,000 Reisende befördern. 

Aus diesen Ziffern geht hervor, dass der Fortschritt in Italien zwar 
nicht mit Riesenschritten vor sich geht, aber ohne allen Zweifel ein wach- 
sender ist, und daran hat der nationale Aufschwung und die Begründang 
freier Institutionen nicht den geringsten Antheil. Die traurige Finanzlage 
des Landes lässt Viele vergessen, welche Fortschritte im wirthschafilichen 
Leben des Landes vor sich gehen. 

2) Die neuen Institute für den Grundcredit in Italien. Nuovo 
. Istituto italiano pel credito fondiario. Annali universalL 
fasc. di Luglio 1867 p. 54 sqq. 

Durch das Gesetz über Grundcreditinstitutionen vom 14. Juni 1866 und 
Ausführungsverordnung vom 25. August desselben Jahres, modificirt zum Theil 
durch spätere Decrete, sind für das continentale Italien Organisationen für 
den Grundcredit getroffen worden, welche, wenn sie in's Leben treten, von 
der grössten Wichtigkeit für den Grundbesitz zu werden versprechen. Mit 
dieser Gesetzgebung scheint man in Italien mit der Centralisation des Grand- 
credits gebrochen zu haben, wenn auch nicht eine grössere Decentralisatioa 
damit erreicht wird. 

Von der Regierung wurde der Centralsparkasse in Mailand, der Opera 
pia von S. Paolo von Turin, der Sparkasse von Bologna, dem Monte dei 
Paschi von Siena und der Bank von Neapel , einem jeden für einen bestimm- 
ten Theil des continentalen Italien, die Errichtung von Grundcreditanstalten 
anvertraut. 

Mit dem ersten September 1867 sollte die Centralsparkasse von Mailand 
mit den Operationen des Grundcredits beginnen. Die Verwaltung derselben 
hat die Grundzüge der Organisation dieses Credit foncier (Credito fondiario)' 
und seinen Geschäftskreis veröffentlicht, die wir im Nachstehenden wieder- 
geben. 

Der Theil von Oberitalien, in welchem der Grundcredit der Sparkasse 
von Mailand seine Geschäftsthätigkeit auszuüben hat, umfasst die Provinzen 
von Bergamo , Brescia , Como , Cremona , Mailand , Novara (Distrikt von Va- 
ralio), Pavia und Sondrio. 
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Folgendes sind die hauptsächlichsten Bestimmnngen, welche den Grand- 
credit regeln: 

Der Credit foncier hat zur Aufgabe: 

1) Darlehne zu geben gegen erste Hypothek von Grundliegenheiten 
nicht über die Hälfte ihres Werthes, welche mit allmäliger Amortisation 
rückzahlbar sind , und deren Beträge durch Credittitel nach ihrem nominalen 
Werthe repräsentirt werden. 

Mit dieser Art des Darlehns ist der Darlehnnehmer der Verpflichtung 
zur vollständigen Rückerstattung seiner Schuld an einem bestimmten Tage 
enthoben .und tilgt sie anstatt dessen allmähg in einem Zeiträume , der sich 
von 10 bis 'zu 50 Jahren erstrecken kann, mittelst Zahlung einer bestimm- 
ten Annuität, welche begreift: die Zinsen zu 5. vom Hundert von der als 
Darlehn gegebenen Summe — einen Betrag nicht grösser als 45 Centesimi 
für jede 100 Lire vom geliehenen Kapital, welches das Creditinstitut für 
die Spesen der Verwaltung und zur Gründung eines Reservefonds erhält — 
einen Betrag von 15 Centesimi für die Befreiung der Hypothekabgaben, der 
Einregistrirung , des Stempels und anderer Aerarialsteuern , indem so der 
Schuldner von der Verpflichtung befreit bleibt, diese Abgaben bei der Er- 
richtung der Contraktstipulation zu entrichten — endlich die Quote der 
allmäligen Amortisation des Kapitals im Verhältniss zur festgesetzten 
Dauer des Darlehns. 

Der Darlehnsempfänger kann auch ausser der Annuität sich von der 
Schuld befreien, wenn es ihm gefallt, und zwar sowohl von der ganzen als 
auch von einem Theile seiner Schuld, mittelst früherer Rückerstattung, so^ 
bald nur jede Theilentrichtung nicht geringer ist, als der Betrag einer An- 
nuität. 

2) Im Verhältniss zum Darlehn übertragbare Credittitel , genannt Car- 
telle fondiarie (Pfandbriefe, eigentlich Grundbriefe), auszugeben, welche jähr- 
liche Interessen von 5 Proceut tragen und al pari nach ihrer Ausleihung 
rückzahlbar sind. 

Diese Pfandbriefe haben zur Sicherung : die Masse der Hypotheken, 
welche der Grundcredit durch die Belastung seiner Schuldner erhält, die 
von den Unternehmern des Creditinstituts mit einem Theil ihres Vermögens 
geleistete Garantie und der Reservefond, welcher nach und nach durch die 
Netto Überschüsse der Verwaltung gebildet wird. Die Pfandbriefe bieten da- 
her eine vortheilhafle und sichere Kapitalanlage, eine regelmässige Ent- 
richtung der Interessen und die Leichtigkeit, durch einfache Uebergabe 
oder Uebertragung des Titels in Geld umgesetzt zu werden, wenn man 
nicht die Rückzahlung mittelst der Ausloosung abwarten will. 

3) Vorschüsse zu machen im hypothekarischen Ccntocurrent oder mit- 
telst Verpfändung von Pfandbriefen. 

4) Kostenfreie Einhebung von Staatsrentencoupons, Schatzbons, Werthen 
oder Anweisungen auf die Nationalbank oder öffentliche Kassen, ebenso 
Einziehung von andern Werthen, insoweit die eingehobenen Summen in 
den Contocurrent des Instituts übertragen werden oder zur Erwerbung von 
Pfandscheinen oder zur Tilgung von der Anstalt schuldigen Annuitäten 
dienen. 
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Der Betrag der DarlelMe mit Amortisatioa oder der Vorschösse im 
Contocurrent oder gegen Verpfandung von Pfandscheinen darf für eine ein« 
zelne Person oder Firma 500,000 Lire nicht überschreiten. 

Für alle Zahlungen, welche der Grundcredit macht oder empfängt, 
verfährt er nach folgenden Normen: 

a) Das Institut bezahlt die zu Darlehen gegebenen Summen in Pfand- 
scheinen, d. h. in Repräsentation von jedem einzelnen Darlehn giebt es so 
viel Pfandbriefe nach ihrem Nominalvrerth aus, als die Summe des Dar- 
lehns beträgt. 

b) Nimmt es in Bezahlung Pfandscheine nach ihrem Nomnalwerth in 
denjenigen Fällen, wo der Darlehnsschuldner mit diesen Titeln und ausser 
der vertragsmässig festgesetzten Annuität seine ganze oder einen Theil 
seiner Schuld abtragen will. 

c) Die Bezahlung aber der Annuität des Darlehns, der Interessen der 
Pfandbriefe, die Rückzahlung der ausg^eloosten Pfandbriefe und im Allge- 
meinen jede andere Zahlung, welche das Institut macht oder empfingt, hat 
stattzufinden tn Geld oder gesetzlicher Valuta? 

Jeder Pfandbrief ist in der Höhe von 500 Lire^ und seine Interessen 
werden halbjährig am 1. April und am 1. Oktober bezahlt. Die Loos- 
Ziehungen finden am 1. Februar und f. August jedes Jahres statt, die Aus- 
zahlung der ausgeloosten Titel erfolgt am 1. April und am 1. Oktober. 

Die Pfandbriefe, welche von den fünf oben erwähnten Iirstituten aus- 
gegeben werden , sind nach einer für Alle gemeinsch^Uchen Form ; 
nur die Farbe ist verschieden. Diese letztere ist für Mailand das Strohgelb. 
Sie tragen die Benennung, den Stempel, die Firma des Instituts, welches 
sie ausgegeben hat, und den Namen des Regierungsbevollmächtigten. Sie 
enthalten ausserdem noch einen Extrakt des Gesetzes und der Verordnung 
und vierzig Zettel für die halbjährigen Interessen. 

Die Pfandbriefe werden auf Verlangen auf den Inhaber oder auf einen 
bestimmten Namen ausgestellt. Im Fall des Verlustes der auf Namen lau- 
tenden Briefe kann die Zahlung der Interessen suspendirt werden und Aus- 
stellung neuer Briefe erfolgen. 

Die auf Namen lautenden Pfandbriefe können in Inhaberpapiere verwandelt 
werden und umgekehrt. Die auf den Inhaber ausgestellten kann man beim 
Creditinstitut gegen Ausstellung eines Empfangsscheins auf den Namen des 
Deponenten zur Verwahrung niederlegen. 

Das Institut, welches in den oben gedachten oberitalienischen Provinzen 
seinen Geschäflskreis hat, führt den Namen T^Credito fondiario della Cassa 
Centrale di Milano'^ und seine Leitung ist demselben Körper anvertraut, 
welcher die Sparkasse selbst verwaltet. Jedoch werden die beiden Verwal- 
tungen von einander getrennt gehalten und die respectiven Rechnungen und 
Buchführungen der zwei Institute werden gänzlich geschieden und getrennt 
von einander geführt. 

Der Sitz der Verwaltung des Grundcredits der Sparkasse von Mailand 
ist in dieser Stadt (via San Paolo Nr. 12). 
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Die fünf Institute des italienischen Grundcredits behalten sich vor, die- 
jenigen gegenseitigen Operationen und Dienstleistungen, welche zwischen 
ihnen Statt finden sollen, zur öffentlichen Kenntniss zu bringen. Jedes 
Institut aber ist allein für seine eigenen Operationen und für die Pfand- 
briefe, welche es creirt hat, verantwortlich. 

Der Grundcredit von Mailand will bis auf Weiteres seine Geschäfte 
auf diejenigen beschränken, welche oben unter Nr. 1 und 2 aufgeführt 
sind, wobei er sich auch für diese vorbehält, die Zahl und den Betrag der 
Darlehen zu erweitern oder einzuschränken , je nach Verhältniss der Um- 
stände und der Gunst, mit welcher die neue Institution aufgenommen und 
das Unterbringen der Pfandbriefe erleichtert wird. 

K-n. 
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II. 

Statistik der Gewerb-Tereine Thüringen«. 

Vom 
Geheimea Bath Treiherm ▼. Xetelhodt in Bndolstadt 

Ein Y6rtrag im Gewerb-Yercine daselbgt. 



Je kleiner und enger die Verhältnisse einer Gesellschaft , einer Stadt, 
eines Staates sind, je mehr thut es Noth, den Blick nach Aussen zu richten 
und hierdurch Elemente des rührigen Strebens zu gewinnen. Die Ver- 
gleichung des eigenen Zustandes mit dem auswärtigen führt zur besseren 
Selbst -Erkenntniss, zum Nacheifer und daher zum Fortschritte. 

Werden diese Sätze als richtig anerkannt, so kann es als keine über- 
flüssige Aufgabe erscheinen, eine vergleichende Statistik der Thüringischen 
Gewerb - Vereine zum Gegenstande eines Vortrages in unserem Vereine zu 
machen. 

Durch die sehr zuvorkommende gütige Unterstützung des statistischen 
bureaus zu Jena, an welches ich zu diesem Behufe verschiedene Fragen 
gerichtet habe und die von dort aus erörtert und mir in übersichtlicher 
Weise beantwortet zugestellt worden sind, bin ich im Stande, Einiges über 
die Entstehung, Entwickelung und gegenwärtige Thätigkeit der in Thüringen 
bestehenden Gewerb-Vereine zur Kenntniss unseres Gewerbvereins zu bringen, 
und will mir erlauben, die Gewerb-Vereine Thüringens, insoweit ich Mit- 
theilung über sie erhalten habe, Ihnen nach folgenden Richtungen möglichst 
übersichtlich vorzuführen : 

1) Städte Thüringens, in denen sich Gewerb-Vereine befinden; 

2) Zeit der Entstehung jedes Gewerb - Vereines ; 

3) Zahl der Mitglieder jedes Gewerb -Vereines bei seiner Entstehung und 
beim Schluss des Jahres 1866; 

4) Verhältniss der Zahl der Vereine in jedem Lande zu der Gesammt- 
Bevölkerung des resp. Landes; 

5) Verhältniss der Vereins -Mitglieder- Zahl jedes Vereins am Schluss des 
Jahres 1866 zur Bevölkerungszahl der betreiTenden Städte nach der 
Zählung von 1864; 

6) Verhältniss der Eintheilung der Mitglieder jedes Vereins nach den 
verschiedenen Berufs - Arten ; 

7) Betrag der jährlichen Beiträge jedes Vereins; 
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8) Anzahl der in jedem Vereine im Jahre 1866 g^ehaltenen Sitzungen; 

9) Anzahl und Gegenstände der in ;den Vereinen im Jahre 1866 ge- 
haltenen Vorträge; 

10) Vergleichung der anderen Vereine unter sich und besonders mit dem 
unserigen; und 

11) Zusammenstellung der Haupt -Resultate. 

1) Städte Thüringens, in denen sich nach den mir gemachten 
Mittheilungen Gewerb-Vereine befinden. 

Zuvörderst bemerke ich, dass ich auf erschöpfende Vollständigkeit keinen 
Anspruch mache; denn ich weiss z. B. , dass in Weimar ein Gewerb-Verein 
besteht und dennoch ist mir keine Mittheilung über ihn zugegangen und 
aus dem Regierungs-Bezirke Erfurt sind mir nur über zwei Gewerb-Vereine 
Notizen mitgetheilt worden, während ich kaum annehmen kann, dass Städte 
wie z. B. Langensalza, Schleusingen u. s. w. keine Gewerb-Vereine haben 
sollten. 

I. Regierungs - Bezirk Erfurt: 
Erfurt und Sfthl: 
112,607 : 2 = 0,000017. 
IJ. Grossherzogthum S. -Weimar: 

(incl. Weimar) 280,201 : 10 = 0,000028 : 
Eisenach, 
Ilmenau, 
Jena, 
Lengs feld, 
Blankenhain, 
Geisa, 

Neusladt a/O.^ • 

Apolda, 

Kaltennordheim. 
in. Herzogthum S. - Meiningen : 

178,065 : 4 = 0,000028: 
Saalfeld, 
Salzungen, 
Sonneberg^ 
Meiningen. 
IV. Herzogthum S.- Coburg -Gotha: 
164,527 : 3 = 0,000018: 
Gotha, 
Coburg, 
Waltershausen. 
V. Herzogthum S. - Altenburg : 

141,839 : 5 = 0,000035 : 
Altenburg, 
Eisenberg, 
Ronneburg, 
SchmöUn, 
Gössnitz. 
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VI. PörsleBihnn Sehwarzbar^-BodolfUNlt: 
7a,759 : 2 = 0,000027 : 
RadoUtadt, 
Stadtilm. 
In Königsee ist zwar im Jahre 1838 ein Gewerb - Verein fef rundet 
worden 9 er scheint sich aber, da kein refes Interesse dafür bestand, und 
er überhaupt nur als ein Lese -Verein zu betrachten war, factisch aufgelöst 
KU haben, weshalb auch aus der firüheren Zeit keine Auskunft erlangt werden 
konnte. 

In Prankenhausen besteht ein Arbeiter - Verein , der hier nicht beruck- 
siebtigt werden kann. 

VII. Fttrstenthum Sehwarcbnrg Sondersbausen : 
66,189 : 4 = 0,000060: 
Sondershansen, 
Arnstadt, 
Grossbreitenbach, 
Greussen. 

2) Zeit der Entstehung jedes Gewerb-Vereins. 



Altenburg 


• 

im 


Jahr 


1818 


Gotha . . . 


• 


- 


1822 


Coburg . . 


- 


- 


1824 


Erfurt . . 


- 


- 


1828 


Eisenberg 


- 


- 


1829 


Ronneburg . . 


- 


- 


1834 


Saalfeld . . , 


- 


• 


1835 


Schmölln 


- 


- 


1835 


Arnstadt . . 


- 


• 


1836 


Sondersbausen 


- 


- 


1837 


Eisenach . . . 


- 


« 


1837 


Waltershausen . 


- 


< 


1837 


Rndolstadt . 


- 


-> 


1838 


Stadtilm . . 


- 


> 


1838 


Ilmenau . . 


- 


> 


1841 


Sonneberg . 


- 


- 


1842 


Salznngen . . 


- 


- 


1848 


Jena . . . 


- 


• 


1858 


Kaltennordheim 


- 


-. 


1860 


Lengsfeld 


- 


- 


1860 


Greussen . . 


- 


- 


1861 


Geisa . . . . 


- 


• 


1862 


Blankenhain . . 


- 


- 


1862 


Neustadt a/0. 


• 


-> 


1863 


Meiningen 


- 


- 


1864 


Suhl . . . . 


- 


- 


1864 


Apolda . . 


- 


- 


1864 


Gössnitz . . 


-> 


- 


1665 


Grossbreitenbacft 


1 


. 


1866 
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3) Zahl der Mitglieder jedes Vereins bei »eiaer Entstehang 

und beim Schluss des Jabre» 1866. 



Name des Vereins 


Zahl der Mit- 
. glieder bei der 
"Gründung. 


Zahl 1866. 


• 

Vermehronff 
nach 


Verminderu] 
Procenten. 


Altenbnrg 


8 


281 


3412 Vo 


-•/• 


Gotha. . . . 


100 


400 


300 - 


^— • 


Coburg . . . 


187 


218 


16 - 


— • 


Erfurt . . 


113 


167 


49 - 


• 


Eisenberg . . 


97 


80 


— — 


17 - 


Ronneburg . . 


16 


198 


1137 - 


^ « 


Saalfeld . . 


81 


109 


34 * 


— . 


jichmölln . . 


80 


201 


151 - 


— - 


Arnstadt . . . 


100 


255 


155 - 


-p- • 


Sondershansen . 


46 


218 


374 - 


1 ^" "" 


Eisenach . . . 


71 


136 


91 . 


— • 


Waftersbausen 


60 


279 


365 - 


— - 


Rudolstadt . . 


89 


173 


94 - 


— • 


Stadtüm . . . 


39 


105 


228 - 


«~ . 


Ilmenau . . . 


60 


36 


.-> • 


40 - 


Sonneberg . . 


135 


66 


— - • 


51 * 


SalzungeD . . 


66 


65 


— - 


1 - 


Jena . , . . 


85 


102 


20 - 


— . 


Kaltennordbeim . 


11 


103 


836 - 


•^ . 


Lengsfeld . . 


24 


48 


' 100 ^ 


— - 


Greussen . . . 


Sf 


94 


16 - 


^ . 


Blankenbtili . . 


88 


157 


313 - 


^ . 


Geisa • . . . 


74 


45 


^* 


89 - 


Neustadt a/0. . 


85 


48 


^ - 


43 - 


Meiningen . . 


59 


91 


54 - 


— - 


Suhl . . . . 


82 


250 


681 - 


— - 


Apolda . . . 


34 


61 


79 - 


— - 


Gössnitz . . . 


08 


55 


139 - 


— - 


Grossbreitenbacl 


1 39 


45 


15 - 





1926 



4086 



29 



141 



8679 7o 
6066 - 



2613 
25 



= 103VoMillelsahI. 



Die Durchschnittszahl nach Procenten für die sich vermehrt habenden 
Verdne mit Weglassung von vier sich ganz ausserordentlich vermehrt haben- 
den Vereinen zu Altenburg , Kaltennordbeim , Suhl und Ronnebarg und mit 
Berücksichtigung der Vereine, die sich vermindert haben, ist 103 Procent. 

4) Verhältniss der Zahl der Vereine in jedem Lande zur 

Gesammt-B evölkeruQg des Landes. 

L Grossherzogthum Sachsen -Weimn": 

980,201 Einw., 10 Vereine (incl. Weimar) = 0,000035^0- 



1 
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IL Herzo^tham Sachsen - MeiDinipen : 

178,a6ö Einw., 4 Vcreioe = 0,000022%. 

III. Herzogthum Sachsen - Coburg - Gotha : 

164,527 EInw., 3 Vereine = 0,000018%. 

IV. Herzogtham Sachsen - AUenburg : 

141,839 Einw., 5 Vereine = 0,000035%. 
V. Königlich Preussischer Regierungs - Bezirk Erfurt: 
112,607 Einw., 2 Vereine = 0,000017%. 
'VI. Fürstenthum Schwarzburg - Rudolstadt : 

73,752 Einw. , 2 Vereine = 0,000027 %. 
VII. Fürstenthum Schwarzburg - Sondershausen : 

66,189 Einw., 4 Vereine = 0,000060%. 
Durchschnitts - Verhältnisszahl 7 : 214 = 30, mit Weglassung yoa 
Sondershausen 6 : 154 = 25. 

5) Verhältniss der Vereins-Mitglieder-Zahl jedes Vereins 

am Schluss des Jahres 1866 zur Bevölkerungs-Zahl der 

betreffenden Städte nach der Zählung von 1864. 



Altenburg . . 


. . 17,977 


Einwohner 


281 


Mitglieder 1,5 Vo 


Gotha . . 


. . . 17,955 


- 


400 


- 


2,2 - 


Coburg . . . 


. . . 10,724 


- 


218 


- 


2,0 - 


Erfurt . . . 


. . 40,143 


-> 


167 


- 


0,4 - 


Eisenberg 


. . . 4,971 


- 


80 


- 


1,6 - 


Ronneburg . 


. . . 6,685 


- 


198 


- 


2,9 - 


Saalfeld . . . 


. . . 4,690 


- 


109 


- 


2,3 - 


Schmölln . . 


. . . 4,689 


i- 


201 


-. 


4,2 - 


Arnstadt . . . 


7,259 


-. 


255 


— 


3,6 - 


Sottdershausen 


. . . 5,873 


» 


218 


» 


3,7 - 


Eisenach . . 


. . . 12,072 


- 


136 


« 


1,1 - 


Waltershausen . 


. . 3,803 


. 


279 


-. 


7,3 - 


Rudolstadt . . 


. . 6,436 


-. 


173 


• 


2,6 - 


Stadtilm . . 


. . . 2,637 


» 


105 


• 


4,0 - 


Ilmenau . . . 


. . 3,127 


- 


36 


-> 


1,1 - 


Sonneberg . . 


. . . 5,897 


- 


66 


- 


1,1 - 


Salzungen . . 


. . 3,872 


- 


65 


- 


1,6 - 


Jena . . . , 


. . . 7,233 


-. 


102 


- 


1,4 - 


Kaltennordheim 


. . 1,493 


- 


103 


» 


6,9 - 


Lengsfeld . . 


. . 1,681 


- 


48 


- 


2,8- 


Greussen . . 


. . 2,753 


> 


94 


. 


3,4 - 


Blankenhain 


. . 2,146 


- 


157 


• 


7,3 - 


Geisa. . . . 


. . 1,658 


- 


45 


- 


2,7 - 


Neustadt a/0. . 


. . 4,841 


-> 


48 


- 


1,0- 


Meiningen . . 


. . . 7,228 


- 


91 


- 


1,2- 


Suhl . . . . 


. . . 8,748 


- 


250 


« 


2,8 - 


Apolda . . . 


. . 8,731 


- 


61 


- 


0,7 - 


Gössnitz . 


. . 3,046 


- 


55 


- 


1,8- 


Grossbreitenbac 


h . . 2,570 


." 


45 


■• 


1,7- 

76,8 V, 



29. 



Die Procent - DorchichnittuaU ist sonach 2,6 Proceat. 
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6) Verhillniss der Eintheilang: der Mitglieder jedes Vereins 

nach den verschiedenen Berufs- Arten. 



a. Zu- und Abnahme im 


Verhältniss zur Zahl 


der Mitglieder. 




aa) Dem Gelehrten- 


und Beamtenstande 


gehörten 


an: 




im Verein zu 


bei der 
Gründuncr 


Proc. 


Schluss 1866. 


Proc. 


Vermehrt. 


Abgen. 


Altenburg . . . 


3 


37 


60 


21 


" — 


16 


Gotha ... . 


— 


— 


81 


20 


— 


? 


Coburg .... 


53 


28 


77 


35 


7 


— 


Erfurt .... 


47 


41 


39 


23 


— 


18 


Eisenberg . . . 


41 


42 


18 


22 


— 


20 


Ronneburg . . 


— 


— 


30 


15 


15 


— 


Saalfeld . . . 


. 10 


12 


29 


26 


14 


— 


Schmölln . . . 


. 16 


20 


32 


16 


- 


4 


Arnstadt. . . . 


— 




17 


7 


— 


-? 


Sondershausen . 


. 10 


22 


46 


21 




1 


Eisenach . . . 


13 


18 


40 


29 


11 


— 


Waltershausen . . 


5 


18 


17 


6 




2 


Rudolstadt . . 


9 


10 


47 


27 


17 




Stadtilm . . . 


, — 


— 


1 


1 


1 




Ilmenau .... 


8 


13 


8 


22 


9 


— 


Sonneberg . . . 


. 15 


11 


12 


18 


7 




Salzungen . . . 


4 


6 


4 


6 






Jena ..... 


5 


6 


27 


26 


20 


— 


Kaltennordheim 


1 


9 


3 


3 




6 


Lengsfeld . . 


2 


8 


2 


4 




4 


Greussen . . . 


7 


9 


7 


7 




2 


Blankenhain . . 


4 


11 


14 


9 




2 


Geisa .... 


16 


22 


10 


22 






Neustadt a/0. . 


6 


7 


6 


12 


5 


— 


Gössnitz .... 


2 


9 


6 


11 


2 


— 


Meiningen . 


. 11 


18 


21 


23 


5 




Apolda .... 


2 


6 


2 


3 




3 


Grossbreitenbach . 


3 


8 


3 


7 


— 


1 


Suhl 


2 


6 


7 

• 


3 
445 


— 


3 




113 





29 



12 



bb) Dem Kaufmanns- und Fabriksstand gehörten an: 
im Verein zu ß^^^ung ^^^* Schlus3*1866. Proc. Vermehrt. 

22 



7 
1 



Altenburg . . . 


— 


— 


62 


22 


Gotha . . . 


— 


— 


70 


17 


Coburg . . . 


. 16 


8 


31 


15 


Erfurt . . . . 


40 


35 


61 


36 


Eisenberg . . 


. 19 


19 


14 


17 


Ronneburg . . . 


4 


25 


27 


14 



Abgen. 
-? 



2 
11 



28» 




NiVcellen. 






- 


im Verein «. ^SÄ 


Proc 


SchlaBtl866. 


Proc. 


Vermehrt 


Abgea 


Saalfeld .... 


11 


13 


34 


31 


18 




SchmöUn . . 


5 


6 


18 


9 


3 


— 


«Arnstadt . . . 


— 


— 


40 


16 


— 


-? 


Sondershaasen . . 


5 


11 


16 


7 


— 


4 


Eisenach . . . 


8 


11 


24 


17 


6 




Waltershansen . . 


6 


10 


16 


6 




4 


Rudolstadt . . . 


14 


16 


18 


11 


' — 


5 


SUdtilm .... 


1 


3 


3 


3 


— 


— 


Umenan .... 


. 10 


17 


4 


11 


— 


6 


Kaltennordheim 


— 


— 


4 


4 


4 




Lengsfeld . . . 


1 


4 


2 


4 




— 


Jena . . . 




— 


5 


5 


5 


— 


Sonneberg . . . 


79 


59 


37 


56 




3 


Salzongen . . . 


— 




5 


8 


8 




Greussen . . 


6 


7 


8 


8 


1 




Blankenhain . . 


7 


18 


14 


9 


— 


9 


Neustadt a/0. . . 


28 


33 


25 


52 


19 


— 


Apolda .... 


13 


38 


18 


29 


— 


9 


Gössnitz. . . . 


7 


30 


11 


20 


— 


10 


Geisa. . . . 


1 


1 


4 


9 


8 




Meiningen . . 


. 11 


19 


11 


12 


— 


7 


Grossbreitenbacb . 


8 


20 


8 


18 


— 


2 


SaU 


6 


19 


25 

m 


10 
476 




9 




102 





29 



12 



16V2V#. 87, o/o. 



cc) Den Künstlern 


gehörten 


an: • 








im Verein gu ^ 


bei der 
jrrQnduag 


Proc. 


Schluss 1866. 


Proc. 


Vermehrt. 


Abgen. 


Altenburg . . 
Gotha .... 


^j 


— 


16 
10 


5 
2 


5 


— ? 


Coburg . . . 
Erfurt . . . 


8 


4 


3 

6 


1 
3 


3 


3 


Eisenberg . . . 
Ronneburg . . . 
Saalfeld .... 


1 
1 
5 


1 

6 
6 


4 
1 
7 


5 
1 
6 


4 


5 


Schmölln . . 


2 


2 


2 


1 


— 


1 


Arnstadt . . 




— 


8 


3 


— 


-? 


Sondershausen . 


2 


4 


12 


5 


1 


— 


Eisenach . . 


— 


— 


5 


4 


4 


— 


Waltershansen . . 


— 


— 


5 


2 


2 


— 


Rudolstadt . . . 


4 


4 


12 


7 


3 


— 


Stadtilm. . . . 


1 


3 


1 


1 


— 


2 


Ilmenau . . . 


2 


3 


2 


5 


2 




Soiieberg . . 


5 


4 


2 


3 


— — 


1 



I 

I 



Miscellen. 



2S9 



im Vereis 

Salzungen . 
Jena . . . 
Kaltennordheim 
Lengsfeld 
Greussen 
Blankenhain 
Geisa 

Neustadt a/0. 
Meiningen 
Suhl . . . 
Apolda . . 
Gössnitz . . 
Grossbreitenbach 



bei der 
Gründung 



1 
3 

1 



Proc. 


Schluss 1866. 


Proc. 


Vermehrt. 


Abgen. 


— 


1 


1 


1 


— - 


2 


2 


2 


• 




— 


9 


6 


6 


— 


1 


1 


2 


1 


_ 


5 


4 


4 


— 


1 



3 
5 



TS 



29 



3Vo. 



Altenbtirg . 
Gotha . . 
Coburg . . 
Erfurt . . 
Eisenberg . 
Ronneburg . 
Saatfeld . . 
SchmMln 
Arnstadt 
Sondershausen 
Eise nach 
Waltershausen 
Rudolstadt . 
Stadtilm . . 
Ilmenau . . 
Sonneberg . 
Sal£ttng«n . 
Jena . 

Kaltennordheim 
Lengsfeld 
Greussen 
Blankenhain 
Geisa . . 
Neustadt a/0. 
Meiningen . 
Suhl . . . 



dd) Dem Handwerkerstande gehörten an 

bei der 
Gründung 

5 62 



im Verein zu 



HO 
26 
36 
11 
56 
57 

29 
50 
47 
62 
30 
40 
36 
62 
80 
10 
21 
66 
27 
57 
50 
37 
24 



59 
23 
37 
69 
68 
71 

63 
70 
78 
70 
94 
67 
27 
94 
94 
91 
87 
81 
71 
77 
59 
63 
75 



143 

239 

107 

61 

44 

141 

39 

149 

190 

144 

67 

198 

96 

100 

22 

15 

55 

70 

93 

44 

77 

120 

31 

16 

53 

218 



51 
60 
49 
36 
55 
71 
36 
74 
74 
66 
49 
71 
55 
95 
61 
23 
85 
69 
90 
92 
82 
76 
69 
33 
58 
87 



32 



11 

3%. 



Proc. Schluss 1866. Proc. Vermehrt 



13 

18 

2 

3 

8 



5 
1 
5 



3 
1 



Abgem 
tt 

10 



32 

-? 

21 

7 

16 

6 
4 

25 
1 



S 

26 

5 



12 
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Niseellen. 






im Vereiii su 


bei der 
GrOndung 


Proc. 


Schluss 1866. 


Proc. 


Yennehrt 


Apolda . . . 
Gössnitz . . 
Grossbreitenbach 


. 18 
. 14 
. 26 


53 
61 
66 


41 
38 
32 


67 
69 
71 


14 

•'5 


• 






* 


1874 


90 



Abgen. 



29 



13 



64 Vo. 7Vo. 

b) Zusammenstellung der Verhältniss - Zahlen fttr die einzelnen Berufs- 
klassen, Schluss 1866. 



Im Verein zu 

Altenburg . 
Gotha . . 
Coburg . . 
Erfurt . . 
Eisenberg . 
Ronneburg . 
Saalfeld . . 
SchmöUn 
Arnstadt . . 
Sondershausen 
Eisenach . . 
Waltersbausen 
Rudolstadt . 
Stadtilm . . 
Ilmenau . . 
Sonneberg . 
Satzungen . 
Jena . 

Kaltennordheim 
Lengsfeld 
Greussen 
Blankenhain 
Geisa . 

Neustadt a/0. 
Gössnitz . 
Meiningen 
Apolda . . 
Grossbreitenbach 
Suhl .... 

Durchschnitt 



Beamte. 

21 Vo 

20 - 

35 - 
23 - 

22 - 

15 - 

26 - 

16 - 
7 - 

21 - 
29 - 

6 - 

27 - 
1 - 

22 - 
18 - 

6 - 
26 - 

3 - 

4 - 

7 - 
9 - 

22 - 
12 - 

11 - 

23 . 
3 - 
7 - 
3 - 



Kaufleute 
und Fabrikanten. 

22 o/o 

17 - 

15 - 
36 - 
17 - 
14 - 
31 - 

9 - 

16 - 

7 - 

17 - 
6 - 

11 - 

3 - 

11 - 
56 - 

8 - 
5 - 

4 - 
4 - 

8 - 

9 - 
9 - 

52 - 
20 - 

12 - 
29 - 

18 - 
10 - 



Künstler. 

2 - 
1 - 

3 - 

5 - 
1 - 

6 - 

1 - 

3 - 
5 - 

4 - 

2 - 

7 - 
1 - 

5 - 

3 - 
1 - 



2 - 

6 - 

2 - 

4 - 

4 - 



I6V2V0 



(2V: 



3^7; 



'1 
Vo) 



Handwerker. 

51 Vo 

60 - 

49 - 
36 - 
55 - 
71 - 
36 - 
74 - 
74 - 

66 « 
49 - 
71 - 
55 - 
95 - 

61 - 
23 - 
85 - 
69 - 
90 - 
92 - 
82 - 
76 - 
69 - 
33 - 
69 - 
58 - 

67 - 
71 - 
87 - 



65 0/, 



Anmerkung. Bei dem waltershäuser Verein besteht eine Differenz, um 
deren Aufklärung ich zwar gebeten , die ich aber nicht erhalten habe. 
Die Zahl der Mitglieder wird nämlich zu 279 angegeben, bei den ein- 
zelnen Berufsarten aber sind aufgeführt: 
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beim Gelehrtes- und Beamtenstande . . 17 

- Kaufmanns- und Fabrikstande 16 

Künstler 5 

Handwerker 198 



Summa : 236 



folglich 43 weniger. 



Bemerkung. Bei den Aufstellungen sub aa.— dd. sind zur Yerifieidung 
zu vieler Zahlen bei den einzelnen Positionen die Brüche weggelassen 
oder für voll gerechnet worden, weshalb die Resultate nicht überall 
mathematisch genau sind. 



7) Betrag der jährlichen Beiträge. 



Altenburg . 
Gotha . . 
Coburg . . 
Erfurt . . 
Eisenberg . 
Ronneburg 
Saalfeld 
SchmöUn . 
Arnstadt 
Sonder^hausen 
Eisenach 
Waltershausen 
Rudolstadt . 
Stadtilm 
Ilmenau 
Sonneberg .' 
Salzuttgen « 
Jena . . 
Kaltennordheim 
Lengsfeld . 
Grenssen . 
Blankenhain 
Geisa . . 
Neustadt a/0. 
Gdssnitz 
Meiningen . 
Apolda . . 
Grossbreitenbach 
Suhl . . . 



Summa 

also durchschnittlich 22Vi Sgr. 
IX. 



. 2 Thlr. 
. 1 - 

2 - 


— Sgr. 


17 - 


15 - 


— - 


15 - 


— 


20V, - 


. — 


15 - 


— - 


24 * 


1 - 


20 - 


10 - 


_ « 


17 - 


. 1 - 


10 - 


— • 


24 - 


— — « 


17 - 


. — 


3V,- 


— 


20 - 


— - 


20 - 


— - 


15 - 


— -* 


15 - 


.-^ . 


12 - 


._ . 


12 - 


— 


20 . 


. 1 - 


— ^ 


-^ - 


17 - 


1 - 


10 - 


— 


20V, - 


— - 


12 - 


: 21 Thlr. 


2lV,Sgr., 



16 
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8) Zahl der im Jahre 1866 fehalleneii Sifsangen. 



Vom September bis Juni findet alle 3 Wochen eine 
Sitzung statt; ausserdem allsonnahendlich eine ge- 
sellige Zusammenkunft. 

Hat keine regelmässigen Sitzungen. 

Im Winter wöchentlich eine Sitzung. 

Im Winter wöchentlich eine Sitzung; im Sonua^ 
monatlich eine dergl. 

Keine regelmässigen Sitzungen. 

Monatlich 1 Sitzung. 

Im Winter monatl. 2, im Sommer monatl. 1 Sitzung. 

Im Winter monatlich 1 Sitzung. 

im Winter monatl. 2, im Sommer monatl. 1 Sitzung. 

Im Winter wöchentl. 1, im Sommer monatl. 1 Sitzung. 

hn Winter monatlich 2 SUzuogeB. 

Im Winter wöchentl.* 1,- im Sommer monatl. 1 Sitzung. 

Im Winter wöchentl.- 1,- im Sommer monatl. 1 Sitzung. 

Vom Anfang October- bis Bade Mai wöchentlich 
1 Sitzung. 

hn Winter -monatlich 2 Sitoangen. 

Keine regelmässigen Sitzungen. 

hn Winter monatlich 2, im Sommer keine regel- 
mässigen Sitzungen. 

Im Winter wöchentHoh 1 SüzuBg. 

Wöchentlich 1 Sitzung aosaer Erndte- und Fest- 
teit. 

Keine regelmässigen Sittungen. 

Wöchentlich 1 Sitzung^ 

Im Winter monatlich 2 Situmge«, im Sommer alle 
8 Wochen. 

Im Winter wöchentlich 1 Sittung. 

1866 monatHch 1 Sitzung; 1865 vierteljährlich 
1 Sitzung. 

Im Winter monatlich 2^ im Sommer monatlich 
1 Sitzung. 

Im Winter monatlich 1 bis 2 Sitzungen. 

Wöchentlich 1 Sitzung. . 

Im Winter trUe 3 bis 4 Weehea. 

Mit Airsnahme .vom Juni und Juli wöchentlich 
1 Sitzung. .... 



Altenburg . . 


13. 


Gotha .... 


24. 


Coburg . . . 


18. 


Erfurt . . . 


24. 


Eisenberg . . 


24. 


Ronneburg . . 


19. 


Saalfeld . . . 


17. 


Schmölln . . . 


T. 


Arnstadt . . . 


20. 


Sondershausen . 


26. 


Eisenach . . . 


14. 


Walterhausen 


30. 


Rudolstadt . . 


23. 


Stadtilm . . . 


32. 


Ilmenau . . . 


14. 


Sonneberg . . 


? 


Salzungen . . 


16. 


Jena .... 


22. 


Kaltennordheim . 


42. 


Lengsfeld . . 


6. 


Greussen . . . 


4». 


Blankenhain . . 


22. 


Geisa .... 


22. 


Neustadt a/0. . 


6. 


Gössnitz . . • 


20. 


Meiningen . . 


14. 


Apolda . . . 


18. 


Grossbreitenbach 


9. 


Suhl .... 


39. 


Summa : 


589. 



Durchschnittlich- demnach 



5S9 : 28 



21 Sitzungen. 



]iiii0«U0B. 
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9) Zalii und Gegenstände der gehaltenen Vorträge nach den 

wissenschaftlichen Gebieten. 



i 


Natiirwiäsen- rr^^v^^i^^ Allgem. wissen- 


Volkswirth- 




t 


Im Verein zu: 


schaftliche \^r^.^ül*:^?- 


Bchaftliche 


schaftliche 


Sa. 


1 




Vorträge 


> 


Vortrage. 


Vorträge. 






Altenburg . . . 


5 


4 




3 


S 


U 




Gotha . . . 


. 28 


— 




10 


19 


57 




Coburg . . , 


1 


10 






12 


23 


1 


Erfurt . . . , 


2 


12v 




2 


ia 


28 




Eisenberg . . 


i 


1 






1 


2 




Ronneburg . . . 


1* 


2 




1 


7 


11 




Saalfeld .... 


4 


— 




1 


12 


17 


1 


Schmölln . . . 


1 


3 






7 


11 




Arnstadt . . , 


9 


7 






10 


26 


t 


Sondershausen . 


"-**- 


14 






3 


17 


II 


Elsenach . . . 


5 


1 




3 


3 


12 




Waltershausen . 




30 




34 




64 





Rudolstadt : . . 


15 


17 




2 


13 


47 


i 


Ilmenau . . . 


lieber 


Electromagnetismus u. Gemeindeangelegenheiten 


6 


i 


Sonneberg . . , 


üeber 


Gründung eines 


Credit-Vereins 


? 




Stadtilm . . . 


. Ohne 


specielle Angabe 


in 


allen Gebieten . . . . 


73 




Geisa .... 


Vorlesungen aus Gewerbe 


-Zeitschriften . . . . 


? 




Salzungen . . . 


6 


2 




6 


5 


19 


t( 


Jena 


4 


6 




2 


3 


15 


1« 


Kaltennordheim 


. Ohne 


specielle Angabe 


in 


allen Gebieten . . . . 


30 




Lengsfeld . . 










6 


6 


ii 


Greussen . . 


5 


16 




3 


4 


28 


Blankenhain 


15 


14 




1 


5 


35 




Neustadt a/O. . . 


1 


1 




— 


4 


6 




Gössnitz .... 


2 


2 






4 


8 


ii 


Meiningen . . 


— 






2 


3 


5 


1 


Apolda .... 


8 


5 




2 


— 


15 




Grossbreitenbach 


1 


— 




3 


3 


7 


i 


Suhl .... 


. 27 


3 




19 


10 


59 



140 



150 



94 



149 



642 



109 ohne specielle Angabe in allen Gebieten. 

10) Vergleichung der Vereine unter sich und besonders 

mit dem un srigen. 

ad 1 und 4. In den Thüringischen Staaten sind im Ganzen , soweit 
meine Nachrichten reichen, 29 Gewerb - Vereine. 

Im Verhältniss zur Bevölkerung der resp. Länder hat die meisten Gewerb- 
Vereine Schwarzburg - Sondershausen , die wenigsten der Regiernngs - Bezirk 
Erfurt; nämlich: 

Bevölkerung. Vereine. ^^^^^Sh?®" 

Regierangs- Bezirk Erfurt 412,607 2 17 

Grosaherz^igth.S.* Weimar (incL des aoBst 

nicht berüksichtigten Vereins zu Weimar) 280,208 10 35 

16* 
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Bevölkerung. Vereine. '^j^S^' 

Herzogthum Sachsen - Meiningen . . . 178,065 4 22 

Coburg- Gotha . . 164,527 . 3 18 

Altenbnrg . . . 141,839 5 35 

Farstenthum Schwarzbarg- Rudolstadt . . 73,752 2 27 

Sondershausen . 66,189 4 60 

Die Durchschnittszahl beträgt, abgesehen von Sondershausen, 26, mit- 
hin befinden wir uns in der angegebenen Voraussetzung etwas über der 
Durchschnittszahl. 

ad 2. Der älteste Gewerbverein der in Rede stehenden Staaten ist 
der zu Altenburg, der jüngste der zu Grossbreitenbach. Unser Verein ge- 
hört zu den älteren; älter als er sind 12, jünger 15 und einer gleich alt. 

ad 3. Die meisten Mitglieder hatte im Jahre 1866 der Gewerbverein 
zu Gotha (400), die wenigsten die zu Ilmenau, Geisa und Grossbreitenbach. 

Die Mittelzahl betrug 141. 

Unser Verein gehörte folglich mit 173 zu den zahlreichern. 

Im Ganzen hatten sämmtliche Vereine im Jahre 1866: 4086 Mitglieder; 
bei ihrer Gründung 1926; Zunahme 2160. 

ad 5. 

a. Im Verhältniss zur Bevölkerung der betreffenden Städte hatten die meisten 
Mitglieder Waltershausen (7,3^0)9 Blankenhain (7,3%) und Kalten- 
nordheim (6,9 Vo), die wenigsten Erfurt (0,4%)? Apolda (0,7 Vö), 
Neustadt a/0. (1 Vo)? Meiningen, Eisenach und Sonneberg (je 1,1 Vo)- 

Die Mittelzahl betrug 2,6 Vo- 

Wir befinden uns folglich mit 2,6 Vo gerade in der Mittelzahl. 

b. Im Verhältniss der Zahl der Mitglieder bei der ersten Gründung der Ve^ 
eine zu der des Jahres 1866 fand die bedeutendste Vermehrung ii 
Altenburg, Ronneburg und Kaltennordheim statt. Am meisten nahm die 
Zahl ab in Sonneberg, Ilmenau und Neustadt a/0. ' 

In 23 Vereinen hat sich die Zahl der Mitglieder vermehrt, in 6 
Vereinen vermindert. 

Die Durchschnittszahl der Vermehrung ist, wenn man von den 
exorbitanten Zahlen Altenburg's, Ronneburg's, Kaltennordheim's und SuhPs 
absieht, 103 Vo 5 wir befinden uns daher bei 94 Vo "*i* ^Vo »nler der 
Mittelzahl, 
ad 6. Was die Vertheilung der Mitglieder in die verschiedenen Be- 
rufs -Classen anlangt, so war: 
a. die Vertretung der einzelnen Berufs -Arten betrefTend, im Jahre 1866 
aa) der Beamten- und Gelehrtenstand am Meisten vertreten in Coburg, 
Eisenach, Jena und Rudolstadt, am Geringsten in Stadtilm, Suhl, 
Kaltennordheim und Apolda. Die Durchschnitts -Procent -Zahl 

betrug I5V2V0J «nser Verein also bei 27 Vo mit ll'/iVo «*«'' 
der Durchschnittszahl; 
bb) der Kaufmanns- und Fabrikstand war am Meisten vertreten in 
Sonneberg, Neustadt a/0. und Erfurt, am Wenigsten in Stadtilm, 
Kaltennordheim und Lengsfeld. Die Durchschnitts - Procent - Zahl 
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beträgt 1673^« 9 '^^^ befinden uns bei llVo ^^^ ^ViVo ^^^^^ ^^^ 
Mittelzahl ; 
cc) die Künstler waren am Stärksten vertreten in Radolstadt, Satl<- 
feld, Blankenhain und Ilmenau, gar nicht in Jena, Kaltennordheim, 
Lengsfeld , Gössnitz , Apolda und Suhl. 

Die Durchschnittszahl betrug 3 %. Wir befanden uns bei 7 % 
mit 4^/0 über der Mittelzahl, 
dd) die Handwerker waren am Meisten vertreten in Stadtilm, Kalten- 
nordheim, Lengsfeld und Suhl, am Wenigsten in Sonneberg, Neu«* 
Stadt a/0., Erfurt und Saalfeld. 

Die Durchschnittszahl betrug 64%, wir befanden uns folglich 
bei 55 Procent mit 9% unter der Mittelzahl, 
b. Die Zu- und Abnahme anlangend, so gestaltete sich im Jahre 1866 
im Vergleich zur ersten Gründung der betreffenden Vereine das Ver- 
häitniss folgendermassen : 
aa) der Gelehrten und Beamtenstand hat zugenommen in 12 Vereinen, 
abgenommen in 15. Zweifelhaft ist es in 2 Vereinen. 

Die Durchschnittszahl der Vermehrung der 12 Vereine ist 9^0« 
wir befinden uns bei 17% mit 8% über der Durchschnittszahl, 
bb) der Kaufmanns- und Fabriksstand hat zugenommen in 12 Vereinen, 
abgenommen in 13 Vereinen, ist gleich geblieben in 2 Vereinen, 
in 2 Vereinen ist es zweifelhaft. 

Die Durchschnittszahl der Zunahme der 12 Vereine ist d'/^^. 
Bei uns hat er um 5% abgenommen, folglich um IS'/iVo unter 
der Mittelzahl, 
cc) die Künstler haben zugenommen in 11 Vereinen, abgenommen in 
8 Vereinen; in 6 Vereinen haben sie gefehlt, in 2 Vereinen 
sind sie sich gleich geblieben, bei 2 Vereinen ist es zweifel- 
haft. 

Die Durchschnittszahl der Vermehrung betrug 3%, wir befinden 
uns bei 3% gerade auf der MitteizahL 
dd) die Handwerker haben zugenommen in 13 Vereinen, am Meisten 
in Eisenberg, Apolda und Erfurt, abgenommen in 14 Vereinen, 
am Meisten in Saalfeld , Neustadt a/0. , Eisenach und Jena. 

Die Durchschnittszahl der Vermehrung bei 13 Vereinen betrog 
7%. Bei uns haben sie sich um 15% vermindert; folglich um 
22% unter der Mittelzahl, 
ad 7. Die höchsten jährlichen Beiträge (2 Thlr.) erheben die Vereine 
zu Altenburg und Erfurt, die niedrigsten Satzungen (37] Sgr), Walters- 
hausen (10 Sgr.), Blankenhain, Geisa und Suhl (12 Sgr.). 
Der Durchschnittssatz ist 2272 Sgr. 

Wir befinden uns, wenn man den Beitrag für den Lesezirkel berück- 
sichtigt, mit 3 Sgr. über dem Mittelsatz, wenn man Von diesem Beitrag abstra- 
hirt, mit b^/2SgT. unter dem Mittelsatz. 

ad 8. Die meisten Sitzungen wurden im Jahre 1866 im Vereine von 
Greussen (49), Kaltennordheim (42) unc) Suhl (39) gehalten; die wenig- 
sten, abgesehen von denjenigen, wo die Zahl nicht angegeben worden ist, 
in Lengsfeld (6), Neustadt a/0 (6), Schmölln (7) und in Grossbreitenbach (9). 
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Dte MitMEahl ist 31. Wir beanden uns bei 23 mit 2 über der MiUelzahl. 

Keine regelmfissigen Sitzungen haben die Vereine zu Gotha, Sonne- 
berf, Eisenberg und Lengsfeid; Jahr ans Jahr ein hat nur ein Verein, der 
au Greussen , und der zu Kaitennordheim nur mit Ausnahme der Erndte- 
und Festzeit wöchentliche Sitzungen; während des Wintersemesters 
werden wöchentliehe Sitzungen gehalten in Coburg, Erfurt, Sonders- 
hausen , Waltershausen , Rudolstadt , Stadtilm , Jena , Geisa, Apolda und Sohl. 

Wfibrend des Sommers werden monatliche Sitzungen gehalten in 
Brftirt, Ronneburg, Saalfeld, Arnstadt , Sondershausen ,^ Waltershtnsen , Rudol- 
stadt, Neustadt a/0. , Gössnitz; — 

2 Vereine hatten demnach fast das ganze Jahr hindurch wöchentlich 
eine Sitzung, 11 Vereine während des Winters wöchentlich eine und 
während des Sommers monatlich eine, während des Winters halten im No-- 
nai 2 Sitzungen 7 Vereine nämlich die zu Saalfeld, Arnstadt, Eisenach, 
Ilmenau, Salzungen, Blankenhain, Gössnitz, — monatlich oder alle 3 Wochen 
wird in 5 Vereinen eine Sitzung gehalten, nämlich in Altenburg, Ronneburg, 
Schmölln, Grossbreitenbach uud Neustadt a/0., 4 Vereine haben keine re- 
gelmässigen Sitzungen. 

ad 9. Die meisten Vorträge wurden im^ Jahr 1866 geballen in Stadt- 
ilm (73), in Waltershausen (64), Suhl (59), Gotha (57), Rudolstadt (47), 
die wenigsten, abgesehen von den Vereinen, von welchen keine Zahl an- 
gegeben worden ist, in Eisenberg (2), Meiningen (5), Ilmenau (6), Lengs- 
feld (6), Neustadt a/0. (6) und Grossbreitenbach (7). 

Im Gebiete der Naturwissenschaft kamen die meisten Vortrage 
vor in Gotha (28), Suhl (27), Rudolstadt (15) und Blankenhain (15), 
gar keine in Eisenberg, Soadershausen , Waltershausen, Sonneberg, Lengs- 
feld und Meiniagen ; nur wenige hatten Erfurt (2), Coburg (1), Ronneburg (1), 
Sehmölln (1), Neustadt a/0. (1), Gössnitz (2), Grossbreitenbach (1). 

Im Gebiete der Technologie hatten die meisten Vorträge Walters- 
hausen (30), Rudolstadt (17) und Greussen (16); gar keine Saalfeld, Gotha, 
Ilmenau, Sonneberg Lengsfeld, Meiningen und Grossbreitenbaeb ; die wenig- 
aten Bisenherg (1), Eisenach (1) und Neustadt a/0. (1), Ronneburg (2), 
Mzungen und Gössnitz (je 2). 

Allgemeine wissenschaftliche Vorträge hatten am meisten 
Waltershausen (34), Suhl (19) und Gotha (10). Gar keinen Coburg, Eisen- 
berg, Schmölln, Arnstadt, Sondershausen , Ilmeaau, Sonneberg, Lengsfeld, 
Neustadt a/0. , Gössnitz ; die übrigen hatten in diesem Gebiete t — 6 , Ru- 
dolstadt 2. 

Volkswirthschaftliche Vorträge hatten am meisten Gotha (19), 
Rudolstadt (13), Coburg (12), Erfurt (12), Saalfeld (12), Suhl (10), Am- 
Stadt (10); gar keinen Apolda und Wallershausen , nur einen Eisenberg, 
die Obrigen 2—7. 

Im Ganzen wurden in allen Vereinen, exci. derjenigen, die die Art 
der Vorträge nicht angegeben, Vorträge gehalten über 
Naturwissenschaft Technologie AUgem. Vortr. Volkswirthsch. Vortr. Sa. 
140 151 94 148 533 

hierzu »hne Angabe des Gegenstandes 109 
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Summa : 649 



Misc«llen. Hit 

Fasse ich nun 

11) das Haupt-Resultat 

namentlich im Hinblick auf Unseren Verein zusammen, so ergiebt. sich 
Folgendes : 

1. Im Verhältniss zur Bevölkerung unseres Landes befinden wir uns etwas 
aber der Durchschnittszahl. 

2. Der Rudolstädter Verein gehört zu den älteren Thüringens, 12 sind 
älter, 15 jünger, einer gleich alt. 

3. Unser Verein gehörte absolut zu den zahlreicheren Thüringens ; 9 Ver- 
eine hatten mehr, 19 weniger Mitglieder. 

4. Relativ, d. h. im Verhältniss zur Bevölkerung der betreffenden Städte 
befanden wir uns bei 2,6% gerade auf der Mittelzahl. 

5. Was die Vermehrung der Mitglieder bei der Vergleichung der Zahl 
zur Zeit der Gründung der Vereine mit dem Jahre 1866 anlangt, so 
befinden wir uns bei 94% mit 9% unter der Durchschnittszahl von 

103 Vo. 

6. Die Vertheilung der Mitglieder unter die verschiedenen 
Berufsklassen anlangend, so war bei unserem Vereine im Jahre 
1866: 

aa) der Gelehrten- und Beamtenstand mit 27% vertreten. 
Die Mittel * Procentzahl betrug löYsVo» ^ir befanden uns also 
mit llVsVo <iber der Mittelzahl; 

bb) der Kaufmanns- und Fabriks-Stand mit 11%, Mittel- 
zahl I672V0, wir also mit 572% unter der Mittelzahl; 

cc) die Künstler mit 7%, Mittelzahl 3%, wir standen also mit 
4Vo über der Mittelzahl; 

dd) die Handwerker mit 55%, Mittelzahl war 65%, wir standen 
also mit 10 % unter der Mittelzahl. 

7. Die Vermehrung resp. Abnahme anlangend, so ist, abgesehen von den 
Vereinen, wo eine Vermindung stattfand: 

a) bei dem Gelehrten - und Beamtenstande die Mittelzahl 9 % und 
bei uns hat dieser Stand um 17% zugenommen, folglich um 
8 Procent über der Mittelzahl; 

b) bei dem Kaufmanns- und Fabriksstand. Mittelzahl S^/^Vo- Bei 
uns betrug die Verminderung 5%, folglich 131/2% vtnieT der 
Mittelzahl ; 

c) bei den Künstlern war die Mittelzahl der Vermehrung 3%; bei 
uns betrug sie 3%, folglich war sie der Mittelzahl gleich; 

3) bei den Handwerkern betrug die Mittelzahl der Vermehrung 7 %. 
Bei uns trat eine Verminderung von 15% ein folglich befanden 
wir uns mit 22% unter der Mittelzahl. 

8. Rücksichtlich der jährlichen Reiträge befinden wir uns, wenn man 
vom Lesezirkel absieht, bei der Durchschnittszahl von 227) Sgr. mit 
572 S^r. unter der Mittelzahl. 

9. Rücksichtlich der Zahl der 1866 abgehaltenen Sitzungen befinden wir 
uns bei der Mittelzahl 21 mit 2 über der Mittelzahl.' 
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10. Hinsichtlich der periodischen Wiederkehr der Sitzangen gehört nnser 
Verein zu den thätigeren, indem nar 2 Vereine in dieser Beziehung 
mehr leisteten, als der unsrige. "^ 

11. Die im Jahre 1866 abgehaltenen Vortrage betreffend, so nahm hin- 
sichtlich der Gesammtzahl unser Verein eine der ersten Stellen ein, 
indem nur 4 Vereine quantitativ mehr leisteten. 

Im Gebiete der Naturwissenschaften nahm unser Verein die 3te 
Stelle, im Gebiete der Technologie die 2te, im Gebiete des allgemein 
wissenschaftlichen eine der mittleren Stellen ein, indem 8 Vereine 
mehr leisteten; im Gebiete der Volkswirthschaft hatte nur ein Verein 
mehr Vortrage. 



Adam Smith und Quetelet 

Von 
Dr. Adolf Held.. 

Die beiden grossen Männer, deren Namen den Titel dieses Auf- 
satzes bilden, sind bereits so vielfach und ausführlich besprochen wor- 
den, dass es kaum nöthig erscheint, einen weiteren Beitrag zur Lite- 
ratur über die Berechtigung und Bedeutung der von ihnen vertretenen 
Ansichten zu liefern. Dies ist auch nicht der Zweck unserer Abhand- 
lung; vielmehr betrachten wir Ad. Smith und Qu e tele t, jenen als 
Schöpfer der modernen Nationalökonomie, diesen als Repräsentanten 
der modernen Statistik, wobei wir uns auf die kaum zu bezweifelnde 
Thatsache stützen, dass einerseits die politische Oekonomie trotz der 
heftigsten, theilweise berechtigten Angriffe noch immer auf Ad. Smith's 
Lehren beruht, und dass andererseits Quetelet die Statistik zwar 
nicht geschaffen, ja, seinen hauptsächlichen Studien einen anderen Na- 
men (physique sociale) gegeben, aber dennoch der alten Wissenschaft 
eines Achenwall und Schlözer einen neuen, unendlich fruchtbrin- 
genden Anstoss gegeben und zu ihrer Verbreitung und Fortbildung 
Ausserordentliches geleistet hat. 

Was also von Ad. Smith und Quetelet gesagt werden wird, 
bezieht sich mehr auf die Nationalökonomie und Statistik im Allgemei- 
nen: letztere Wissenschaft, oder doch die Methode derselben, sucht 
sich immer mehr Eingang in der Nationalökonomie zu verschaffen, und 
die wichtigsten wirthschaftlichen Fragen der Gegenwart, als Schutzzoll- 
frage, Bankfrage u. dgl., werden kaum mehr eingehend besprochen 
ohne Zuhülfenahme eines ausgiebigen statistischen Materials. Vielfach 
dient dasselbe allerdings nur zur weiteren Unterstützung von bereits 
rein durch Räsonnement und Dialektik geführten Beweisen; in den 

obersten Grundlehren hat sich die Statistik noch gar keinen festen 
OL 17 
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Platz .erobert, and selbst bei den praktischen Detailfragen macht sich 
manchmal noch eine Abneigung gegen die »überflüssige« oder »unzu- 
verlässige« Statistik geltend. Aber dennoch mehren sich die Berüh- 
rungen beider Wissenschaften und Angesichts dieser Thatsache dürfte 
der Nachweis literaturgeschichtlicher Anknüpfungspunkte zwi- 
schen Nationalökonomie und Statistik vielleicht nicht ganz ohne Inter- 
esse sein. Da wir hiebei eine noch wenig besprochene Seite von Ad. 
Smith berühren und demselben von Seiten der Statistiker noch wenig 
Aufmerksamkeit geschenkt worden ist, so mag von diesem Standpunkt 
aus eine Vermehrung der über des grossen Schotten angestellten Be- 
trachtungen zu rechtfertigen sein. - 

Die von Smith begründete Schule der Nationalökonomie wird ge- 
wöhnlich das Industriesystem genannt, wobei man hauptsächlich meint, 
dass er die Bedeutung aller menschlichen Arbeit richtig erkannt hat, 
nachdem die früheren Theorieen sich ausschliesslich mit dem interna- 
tionalen Handel oder dem Ackerbau beschäftigt und aus diesen einsei- 
tigen Quellen das ganze Wohl der Völker abgeleitet hatten. Es ist 
auch richtig, dass Smith weniger einseitig war, als irgend ein anderer 
Schriftsteller, und indem er die Arbeit des Menschen als solche zur 
Grundlage seines ganzen Systems machte, stellte er sich auf ein^i 
Standpunkt, der weit über die bisherigen Anschauungen erhaben war. 
Der eigentliche Ausgangspunkt von Smith's Betrachtungen war aber 
die Industrie im engeren Sinne, d. h. das gerade zu seiner Zeit in 
England frisch aufblühende Leben der Gewerbe und Fabriken, und die- 
ser äussere Anstoss zu seinen Theorieen ist insofern von nicht ganz 
unmerklichem Einfluss, als er einerseits die Vorgänge in der Industrie 
gern verallgemeinert, andererseits von den Eigenthümlichkeiten der 
stoffverarbeitenden Thätigkeit so sehr eingenommen ist, dass er die 
Herstellung sog. immaterieller Güt^ nicht als productive Arbeit gelten 
lassen will. 

Adam Smith hat aber nie und nirgends einen einseitigen Ge- 
danken bis zum Extrem durchgeführt, sondern sich immer wieder 
rechtzeitig corrigirt und eine andere Anschauung sübstituirt. So kann 
man mit Recht sagen, dass er grösser war als alle seine Schüler und 
Nachfolger in England, welche häufig nur einzelne TheUe seines Ge- 
dankenreichthums mit scheinbar grösserer Logik zu theoretisch schö- 
nen, aber praktisdi unwahren Systemen ausbildeten. Smith hat zu* 
erst auf die Bedeutung des Kapitals hingewiesen und erläutert, wie es 
das Mass der Arbeitstheilung bedinge. Aber es war fern vos ihm, das 
Wachstbum des Kapitals zum alleinigen Ziel wirthscbaftlicter Bestre- 
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bungOT *) unä d^n Arbeiter selbst nur zu einem Stück der industriellen 

Maschine zu machen, das möglichst billig zu stehen kommen müsse. 

Der Arbeiter muss allerdings bei gewissen Untersuchungen als ein Mit- 
1 tel und Werkzeug bei der Production betrachtet werden — aber Smith 

! vergass nie, dass die Thätigkeit des Arbeiters ein Mittel zum Zweck 

f der Güterherstellung, das Wohl des Arbeiters aber selbst ein Zweck 

i alles Wirthschaftens sei. Er vergass den Consumenten nicht über dem 
I Producenten und wenn er noch nicht von den Gefahren einer Ausbeu- 

i tung des Arbeiters durch den Kapitalisten sprach, so ist zu bedenken, 

i dass es damals noch keine sociale Frage im heutigen Sinne gab. In 

seinen Untersuchungen über den Arbeitslohn weht der Geist wohlthuen- 
( der Humanität, nirgends ist eine Spur jener Tendenz, die den Arbeiter 

i wie zum Sklaven macht, — eine Tendenz, die übrigens auch Smith's 
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\ Nachfolgern mehr untergeschoben, als wirklich von ihnen verfochten 
wird. Smith sagt ausdrücklich, > es sei nicht mehr als billig, dass die- 
{ jenigen, die dem gesammten Volk Nahrung, Kleidung und Wohnung 
i verschaffen, einen solchen Theil ihres Arbeitsproductes erhalten, dass 
I sie selbst erträglich sich nähren, kleiden und wohnen können. Da fer- 
I ner die Arbeiter den bei Weitem grössten Theil der Bevölkerung aus- 
machen, so sei jede Verbesserung ihrer Lage ein Vortheil für die Ge- 
sammtheit. 

j Wie hier, in dieser jetzt so berühmt gewordenen Frage, so ist 

überall bei Smith eine gewisse Vielseitigkeit der Anschauung, eine 
j Weichheit der Uebergänge, die sich nur bei den seltensten Geistern 
mit Gründlichkeit und Schärfe vereint findet. Diesem Umstand ist es 
zuzuschreiben, dass Smith zu den ausserordentlich wenigen politischen 
Schriftstellern gehört, deren eigene Ansichten mehr unbedingte Aner- 
kennung verdienen, als ihre Kritik fremder Theorieen. Die Wider- 
legung der merkantilistischen und physiokratischen Einseitigkeiten ist 
durchaus nicht der gelungenste Theil von Smith's unsterblichem 
Werke, seine eigenen vielgegliederten Gedanken schlössen an sich für 
die Zukunft ein neues unerschöpfliches Gebiet der Forschung auf, ohne 
*dass die Nothwendigkeit der Betretung eines neuen Weges erst durch 
den umständlichen Nachweis der Verfehltheit früherer Versuche darge- 
tban werden musste. 

Vielseitig wie in seinen Resultaten war Smith auch in der Me- 



. 1) Nur Yereinzelt wird die Herrschaft des grossen Kapitals l^egüneügt, so B. 4 
c» 5, wo die Aas4ehnimg des Komliawlels im Grossen als etwas Segensreiches ge- 
priesen wird. , 

17* 
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thode seiner Untersuchung. Man findet häufig die Ansicht verbreitet, 
Smith habe rein deductiv geforscht und in seinem Wealth of nations 
die Selbstsucht des Menschen als alleiniges Motiv zur Erklärung aller 
wirthschaftlichen Erscheinungen benutzt. Er habe von der alleinigen 
Prämisse des richtig berechnenden Privatinteresses aus ein wirthschaft- 
liches System construirt und die Tendenz seines ganzen Werkes sei 
der Nachweis, dass der frei waltende Egoismus des Einzelnen zur voll- 
kommensten Gestaltung der gesellschaftlichen Verhältnisse führen müsse. 
Dem ist vor Allem zu entgegnen, dass Smith, soweit er dies wirklich 
that, dabei mit dem vollständigen Bewusstsein handelte, dass er eben 
nur eine einzige Seite des menschlichen Gesammtlebens erklären wollte '), 
dass femer diese Einseitigkeit zur nachdrücklicheren Bekämpfung der 
polizeistaatlichen Extreme unbedingt nothwendig war. Aber Smith 
verlor sich nicht einmal so durchaus in seiner Betrachtung des mensch- 
lichen Egoismus, dass er nicht da, wo es zu evidenten Irrthümeri^ ge- 
führt hätte, einer anderen Erklärung Platz gemacht hätte. So v?ird 
gelegentlich bemerkt, dass die Herrschsucht ein stärkerer Trieb der 
menschlichen Handlungen sein könne, als der wirthschaftliche Vortheil 
(B. 3 c. 2) ') , es wird anerkannt , dass Beschränkungen der individuel- 
len Freiheit mitunter im allgemeinen Interesse nöthig sind (B. 2 c. 2) ^). 
Manchmal Hess sich Smith allerdings hinreissen, die Selbstsucht bei 
Dingen ausschliesslich zu betrachten, wo sie entschieden nicht allein 
wirkt und er gibt dann wenn kein falsches, so doch ein unvollständi- 
ges Bild des ganzen Verhältnisses, so, wo er die Abschaffung der Skla- 
verei mit Uebergehung aller humanen Gefühle rein als eine Folge 
davon hinstellt, dass freie Arbeit billiger sei als unfreie, oder wenn er 
die Ueberlegenheit stehender Soldheere über Bürgermilizen ohne alle 
Rücksicht auf die Wirkung begeisterter Vaterlandsliebe und anderer 
moralischen Kräfte bespricht. 

Solche Ansichten dürfen nicht zur Beurtheilung des ganzen Man- 



2) Namentlich der Schluss von B. 2 c. 3; I would not, howeyer, by aU this be 
understood to mean, that the one species of expense always betokens a more liberal 
or generous spirit than the other. ~ AU that 1 mean, is that the one sort of ex- 
pence as it always occasiona some accumulation of valuable commodities — condu- 
ces more than the other to the growth of public opulence. 

3) The pride of man makes him domineer and nothing mortifies him so mach 
as to be obliged to condescend to persuade bis inferiors. 

4) Those exertions of the natural liberty of a few individuals, which might eo- 
danger the security of the whole society are and ought to be restrained by the laws 
of all governments. 
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nes herausgenommen werden. Das Festbalten an einem einzigen Er- 
klärungsgrund aller Erscheinungen ist auch bei Smith weniger gefähr- 
lich als irgendwo, da er, wo es immer möglich ist, die verschieden ge- 
stalteten Thatsachen selbst beobachtet und schildert und durch seine 
einseitige Prämisse selten zu einer Yerkennung oder Entstellung der 
Wirklichkeit verleitet . wird. Es wird uns zwar berichtet, Smith sei 
ein Stubengelehrter im echten Sinne des Wortes gewesen, habe wenig 
natürliche Neigung zur Beobachtung des Lebens gehabt und sei, wenn 
er in Gesellschaft und Verkehr gezogen wurde, auffallend zerstreut 
gewesen. So wird er geschildert wie ein deutscher Philosoph, der, 
unbekümmert um das Treiben der wogenden Menge, den Gesetzen, die 
das Leben der Menschen regeln, nachforscht und durch speculatives 
Denken allein Alles erkennen will. 

Die auffallend praktische upd zeitgemässe Richtung von Smith 's 
Bestrebungen aber, sowie der Umstand, dass er indirekt mehr als 
irgend ein anderer Gelehrter Einfluss auf das Verhalten der Regierun- 
gen geübt hat, lassen sich schwerlich erklären, wenn man annimmt, er 
habe ohne alle eigene Anschauung der Wirklichkeit vermittelst einer 
Art übernatürlicher Erleuchtung das Richtige getroffen. Es widerspricht 
einer solchen Anschauung auch die bekannte Thatsache von Smith' s 
langen Reisen, und noch weniger kann obige Schilderung als erschöpfend 
betrachtet werden, wenn man Smith' s Werk selbst vorurtheilsfrei und 
vollständig liest. Man wird dann finden, dass es eine nichts weniger 
als genügende Gharakterisirung des grossen Mannes ist, ihn einfach für 
einen schottischen Philosophen mit rein deductiver Methode (Buckle) 
zu erklären. 

Um ihn vollständig zu würdigen, muss man zwei an sich verschie- 
dene, wenn auch bei ihm stets verbundene und verschmolzene Arten 
der wissenschaftlichen Behandlung unterscheiden: 

1) historische Untersuchungen, 

2) rein philosophische Erörterungen, die, von einem abstrakt ge- 
dachten Menschen ausgehend, die natürliche und jederzeit 
zweckmässigste Gestaltung wirthschaftlicher Verhältnisse be- 
stimmen. 

Was zuerst die geschichtlichen Betrachtungen bei Smith angeht, 
so handelt es sich dabei natürlich nicht um selbständiges Forschen nach 
historischen Quellen, sondern um ein Heranziehen feststehender ge- 
schichtlichen Thatsachen, die aber nicht nur beispielsweise und nach 
Bedarf zum Beweise irgend welcher Sätze angeführt werden. Der 
eigenthümliche Charakter verschiedener Culturepochen wird vielmehr 
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als ein selbständiger wichtiger Factor in den Veränderungen wirth* 
scbaftlicber Verhältnisse von Anfang an, nicht. nur als Anhang, in die 
Betrachtung eingeführt, und dies geschieht bei allen Hauptlehren. So 
kann man mit Recht sagen, dass die sogenannte historische Schule in 
Smith bereits ihr treffliches Vorbild findet. Seine nächsten Nachfolger 
bildeten diese Seite seines umfassenden Geistes weniger aus, und es 
war den Deutschen vorbehalten, in jüngerer Zeit mit neuer selbstän- 
diger Kraft diese inzwischen fast eingeschlummerte Richtung wieder 
in's Leben zu rufen, die jetzt mit Recht sich der allgemeinsten Aner- 
kennung erfreut. Einen Gegensatz zu der Methode von Smith bildet 
aber diese Schule nicht, wie sogleich durch verschiedene Beispiele klar 
werden wird. 

So wird der Einfluss von Seeküsten und anderen natürlichen Ver- 
kehrsstrassen auf die Ausdehnung des Marktes und damit das Mass 
der Arbeitstheilung an der Geschichte der Mittelmeervölker und der Be- 
wohner von Bengalen im Gegensatz zu den Steppen im Innern Afiukas 
und Asiens nachgewiesen (B. 1 c. 3); betreffs des Geldes wird nach 
kurzer Andeutung der Naturnothwendigkeit eines solchen allgemeinen 
Tauschmittels sofort dessen Vorkommen in den verschiedensten Gestal- 
ten bei allen Völkern geschildert, vom Metallgeld wird dessen allge- 
meiner Gebrauch noch vor dem Beweise seiner besonderen Zweckmäs- 
sigkeit constatirt (B. 1 c. 4) und das Münzwesen (B. 1 c. 5), sowie der 
wechselnde Preis der edlen Metalle (B. 1 c. 11) ist ein Gegenstand 
ganz besonders eingehender historischen Untersuchung. Auch über die 
Geschichte der Depositenbanken, der Korngesetze, des modernen und 
antiken Colonialwesens, der Entwicklung der Städte und ihres Einflus- 
ses auf den Ackerbau und viele andere Dinge enthält der Wealth of 
nations ausführliche Abhandlungen — Beweis genug, dass Smith eine 
natürliche Neigung zur historischen Erforschung der Thatsachen hatte 
und sich nicht ausschliesslich damit beschäftigte, auf rein speculativem 
Wege Causalverhältnisse zu entdecken. Noch mehr nähert er sich der 
jetzt in der historischen Schule herrschenden Richtung an jenen Stel- 
len, wo er von stillstehenden, vorwärts und rückwärts gehenden Natio- 
nen spricht. Dies geschieht gerade bei den wichtigsten Lehren, indem 
für das gegenseitige Verhältniss von Arbeitslohn, Kapitalgewinn und 
Grundrente kein allgemeines Gesetz aufgestellt, sondern ein verschiede- 
nes Verhalten, je nach dem Stande der Culturbewegung , behauptet 
wird. Der Arbeitslohn ist um so höher, je rascher die Gesellschaft 
.vorwärts schreitet (B. 1 c. 5) ; nicht die jeweilige Grösse des National- 
wohlstandes, sondern dessen beständiges Wachsthum erhöht den Lohn 
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fB. 1 C.8), wilhreiid er bei stillstehenden Völkern gering, bei rück- 
wärts gebenden, irie aus fielen Beispielen bewiesen wird, höchst elend 
ist. Dagegen sinkt der Zins bei zunehmendem Nationalwohlstand and 
nur in dem Ausnabmsfall jdnger Colonieen sehen wir, dass Zins und 
Lohn zugleich hoch sind (B. 1 c. 9). Die Grundrente, der dritte Ein^ 
kommenszweig, wächst mit dem »progress of improvement« im Yer- 
hältniss zur Ausdehnung uud sinkt im Verhältniss zum Product des 

Bodens. 

Auch betreffe der Preise der einzelnen Arten von Producten wird 
der Finfluss der steigenden Gultur untersucht. Es steigt der relative 
Preis des Fleisches gegen das Korn (B. 1 c. 1 1) , es sinken die Preise 
der Manufakte, während der wirkliche Werth der Grundrente oder die 
Macht des Grundherrn, sich die Producte Anderer zu verschaffen, 

steigt. 

Bedenkt man nun, dass diese Gesetze nicht etwa auf einem will- 
kürlich erfundenen Begriffe von Fortschritt und steigender Gultur auf- 
gebaut, sondern aus den geschichtlichen Thatsachen selbst bewiesen 
sind, so kann man gewiss nicht mehr behaupten, dass Smith sich der 
Beobachtung der Thatsachen grundsätzlich verschlossen habe. Wenn 
es nun einen Sinn hat, zu sagen, die Geschichte sei fortlaufende Sta- 
tistik, die Statistik stillstehende Geschichte, so liegt schon in Smith's 
historischen Erörterungen allein ein Moment, das den Uebergang zur 
wirklichen Einführung der Statistik in die Yolkswirthschaft bilden kann. 
Wir sehen es ja auch jetzt bei uns, dass, nachdem sich der historische 
Geist der Yolkswirthschaft bem|ichtigt hat, nachdem man. den Einfiuss 
der allgemeinen geschichtlichen Thatsachen in grossen Zügen auf die 
Gesetze des volkswirthschaftlichen Lebens studirt hat, sich ganz natur-- 
gemäss eine detaillirte, wo möglich zahlenmässige Beobachtung nament- 
lich der gegenwärtigen Thatsachen Eingang verschafft. Wenn man ein- 
mal den Boden des reinen philosophischen Raisonnements verlässt, oder 
doch die Resultate desselben durch den Yergleich mit den beobachteten 
Thatsachen prüft, liegt der Uebergang zu systematischen Massenbeob- 
achtungen nahe. Smith führte dies nicht aus, denn es gab ja damals 
kaum eine in der Kindheit befindliche Statistik. Aber seine ganze 
Untersuchungsweise bildet zur statistischen Behandlung keinen absolu- 
ten Gegensatz. ^ 

Dies wird noch deutlicher hervortreten, wenn wir zu dem abstrac- 
teren Theile von Smith 's Untersuchungen übergehen. Scheinbar be- 
steht hier gar keine Yerwandtschaft mit statistischer Anschauungsweise. 
Wir wollen aber versuchen zu zeigen , dass sie dennoch und zwar in 
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sehr hohem Grade stattfinde. Ehe dies an Smith speeiell bewiesen 
wird, soll die Möglichkeit einer solchen Verwandtschaft im Allgemeinen 
dargethan werden. 

Denken wir uns irgend ein rein durch philosophische Construction 
gewonnenes Gesetz über wirthschaftliche oder sonstige gesellschaftliche 
Verhältnisse; denken wir uns, man habe von der menschlichen Selbst- 
^ sucht, von dem Triebe des Menschen nach Besitz und Genuss allein 
ausgehend die R^eln entdeckt, nach welchen das Einkommen der 
durch Arbeitstheilung vereinten Menschen sich unter die einzelnen 
Glieder der Gesellschaft vertheilt, — oder man habe nur die sympa* 
thischen Gefühle des Menschen in's Auge gefasst und daraus abgeleitet, 
zu welchen gegenseitigen Opfern und individuellen Freiheitsb^chrän* 
kungen sich die Menschen bequemen werden — immer beruht die Mög* 
lichkeit und Vernünftigkeit eines solchen Gedankengangs auf folgenden 
zwei Voraussetzungen: 

1) Diejenige menschliche Eigenschaft, von der man ausging, muss 
als allgemein vorkommend gedacht werden. Da nun jede körperliche 
wie geistige Eigenschaft des Menschen bei dem Einzelnen in sehr ver- 
schiedenem Grade vorkommt und an Wichtigkeit und Stärke zwischen 
sehr weiten Grenzen schwankt, so muss, wenn man nun dennoch von 
einer allgemeinen Eigenschaft des Mensdien, statt von einer bei den 
meisten Menschen, aber bei jedem in sehr verschiedenem Grade vor- 
kommenden Erscheinung spricht, bewusster oder unbewusster Weise die 
Anschauung zu Grunde liegen, dass die betreffende Eigenschaft durch- 
schnittlich bei den Menschen in einem sehr erheblichen Grade an- 
zutreffen sei. Wenn man den Menschen beschreibt und aus seinen 
Eigenschaften auf die Verhältnisse der Menschen zu einander schliesst, 
so muss man sich den Menschen immer als den l'ypus der ganzen 
Gesellschaft denken, d. h. den gewöhnlichen, den Durchschnitts- 
menschen. 

2) Soll ferner das Resultat der Untersuchung, das aufgefundene 
allgemeine Gesetz, einen Sinn und eine praktische Bedeutung haben, 
soll es ein Bild der Wirklichkeit oder die prophetische Schilderung 
eines anzustrebenden und erreichbaren Zustandes sein, so kann das nie 
so gemeint sein, dass das in kurze Worte gefasste Gesetz auf alle ein- 
zelnen Fälle des unendlich verwickelten menschlichen Lebens wirklich 
passe. Wenn ich eine allgemeine Beziehung zwischen Arbeitslohn und 
Kapitalgewinn entdecke, so kann nie damit gemeint sein, dass jeder 
einzelne Tagelohn eines Arbeiters sich zu jedem beliebigen Gewinn 

"^s Kapitalisten gleich verhalte. Es kann nur von einem Verhältniss 
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aller Löhne im Ganzen zu allen Eapitalgewinnen znsammengenonmien 
die Bede sein, oder wenn man sich die Sache einfacher denken will, 
von einer Beziehung des durchschnittlichen Lohnes zum durchschnitt- 
lichen Eapitalgewinn. — 

Der Ausgangspunkt der Untersuchung ist also eine thatsächliche 
Eigenschaft des Menschen, die man sich nach ihrer durchschnittlichen 
Stärke denkt; das Besultat ist eine Erscheinung, von der behauptet 
wird, sie finde in weiten Kreisen durchschnittlich wirklich statt. Man 
sammelt noch keine Urlisten, stellt keine Tabellen zusammen und be* 
rechnet keinen mittleren Werth nach so und so viel Dezimalstellen. 
Man operirt noch nicht mit 1,. 2 und 3, sondern mit a, b und c, aber 
es sind doch schon die Stellen bezeichnet, in welche die berechneten 
Werthe einzusetzen wären, und die Form der Gleidiungen ist aufge- 
stellt, die zwischen den Zahlen stattfinden. 

Dies ist um so natürlicher und erlaubter, als man ja Aber die 
Grösse verschiedener Durchschnittswerthe auch ohne jegliche genaue 
Kenntniss aller Einzelfälle eine ohngefähre Vorstellung haben kann. 
So weiss man, wie Moser bemerkt, ohne genaue Statistik, ,äass auf 
eine Ehe etwa 4 Kinder kommen, man weiss, dass die Bevölkerung in 
Ostpreussen weniger dicht ist, als in der Bheinprovinz, man weiss, dass 
der durchschnittliche Arbeitslohn in England erheblich höher ist, als in 
Deutschland u. dgl. m., und man operirt allenthalben ganz ruhig mit 
Begriffen, deren genaueste Präcisirung irgend eine durchschnittliche 
Quantität wäre. 

Wo aber an einen Durchschnitt gedacht wird, da ist die Statistik 
bereits angebahnt. Die abstracteste Behandlung der Staats- und Ge- 
sellschaftswissenschaften muss zuerst von irgend welcher allgemeinen 
Thatsache ausgehen und muss wieder mit solchen schliessen. Je ab- 
stracter sie ist, desto mehr bedient sie sich, wenn auch unbewusst^ 
Weise, des Durchschnitts, der ja selbst eine Abstraction ist, ein Ver- 
such , vielgestaltete Thatsachen in den Bahmen eines kleinen überseh- 
baren Bildes zu bringen. — 

Insofern das unbewusste Operiren mit der Grösse nach unbekann- 
ten Durchschnitten zu grossen Irrthümem und erheblichen Abweidiun- 
gen von der Wirklichkeit fflhren kann, während die Statistik mit ihren 
berechneten mittleren Werthen in jedem Momente das möglichst ge- 
treue Bild der Wirklichkeit gibt, ist die Verwandtschaft beider Arten 
von wissenschaftlicher Untersuchung an den Erfolgen nicht ersichtlich. 
Daher kommt es, dass man die seit Ricardo übliche Methode d^ 
Nationalökonomie als unvereinbar mit der Statistik denkt, während ein 



/ 
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absoluter südirofier Gegensatz gar nicht besteht. Böi Adam Smith 
aelbst war das Operiren mit dem Durchschnitt gar nichts voDständig 
Unbewusstes, ja, er gebraucht das Wort average sogar zienüidi häufig, 
wo er faktische Verhältnisse schildert. 

Schon auf der ersten Seite wird von einem Verh&ltniss des ge- 
rammten Arbeitsproducts eines Landes zu der Zahl seiner Bewohne 
« gesprochen^), was offenbar identisch ist mit dem durchschnittUdien 
Einkommen des Einzelnen ; denn ein Verhältniss zweier Grössen ist der 
Quotient aus denselben. An vielen Stellen finden wir femer, dass die 
Worte »gewöhnlich, natürlich und durchschnittlich« gleichbedeutend 
ftind, dass Smith sich die natürliche und gewöhnliehe Grösse od^ 
Stärke irgend einer Erscheinung mit dem Durchschnitt aus allen ein- 
zelnen B'ällen zusammenfallend dachte. B. 1 c. 5 ist von einem »ordi- 
nary or average price« des Korns die Rede, Smith spricht davon, dass 
in der Landwirthschaft nur der durchschnittliche Betrag der jährlichen 
Production sich der effectiven Nachfrage anpassen könne (B. 1 c. 7), 
dass sich der Verkehrswerth einer Münzsorte nach ihrem durchsdinitt- 
liehen Feingehalt richte u. s. w. Ausser solchen vorübergehenden Be- 
nützungen des Durchschnitts ist derselbe aber auch gerade in den 
wichtigsten Grundlehren ein integrirender Bestandtheil des Systems. 
Man denke an die Marictpreise, die um den natürlichen als den cen- 
tral-prioe gravitiren. Sehen wir von aller Kritik dieser Lehre ab, 
jedenfalls ist die ganze Anschauung in grossen Zügen dieselbe, als 
wenn wir uns irgend einen Durchschnittswerth denken, um den sich 
die Abweichungen der Wirklichkeit nach beiden Seiten in Form einer 
Cttrve 'gruppiren ! Es gehört in der That wenig Phantasie dazu , sich 
das ganze Smith'sche Bild von den Preisen nach Art des von Que* 
teiet so trefliich dargestellten Gesetzes der zufälligen Ursachen aus- 
Tumalen. In der Mitte steht der natürliche Preis, die meisten Markt- 
preise sind wenig höher oder wenig niederer; je mehr die Marktpreise 
vom natüriichen abweichen, desto seltener kommen sie .vor. 

Smith brauchte nur zu dem Satze, dass die Marktpreise um den 
natürlichen flottiren, hinzuzufügen, letzterer sei wirklich der Durch- 
schnitt aus ersteren — so war eine eminent statistische Anschauung 
vom Preise fertig. Indirect that es Smith sc^ar, indem sein natür- 



5) According as this produce (of the annuai labour of every nation), or what is 
purchased witb 1t, bears a greater or smaller proportion to the number of those 
who are to consume it, the naiion will be better or worth supplied wItb aU the 
cessaries and conveBiences for wbich it hat oecasion. 
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lieher Preis sieb aas dem gewöbnlichen und natttrlieben profit und 
Arbeitslohn zusammensetzt, letztere Grössen aber ausdrücklich als die 
Durchschnitte der in der Wirklichkeit vorkommenden Löhne und Ge- 
winne bezeichnet werden: »There is in every society an ordinary or 
average rate both of wages and profit.« Ja, Smith verräth sogar 
eine gewisse Sehnsucht, diesen Durchschnitt aus statistischen Beoba^^ 
tungen wirklich zu berechnen ^) , da ihm diese aber vollständig fehl^, 
so ist er genöthigt, es mit seinen wissenschaftliehen Begriffen ebenso 
zu machen, wie er vom Kaufmann beschreibt, dass er aus der Erfah- 
rung den Durchschnittsfeiugehalt fremder Münzen kenne. Die Er- 
fahrung gibt allerlei Anhaltspunkte für den gewöhnlichen Stand des 
Lohns und profit's, und damit begnügt sich Smith. Die Erfahrung 
aber, als die unsystematische, unvollständige Beobachtung von Tfaat- 
sachen, ist das allgemeine Ersatzmittel und die natürliche Vorläuferm 
der statistischen Beobachtungen. x 

Einmal kommt sogar ein wirklich statistischer Beweis vor, wenig- 
stens das Streben, die allgemeine Erfahrung durch ein paar .statistische 
Beobachtungen zu ersetzen und von diesen aus auf das Ganze zu 
scbliessen, ähnlich wie man ehedem die Bevölkerung durch Multiplica^ 
tion der Zahl abschätzte, die man durch wirkliche Zählung in weniges 
Bezirken gefunden hatte. Ich meine die Stelle B. 1 c. 8, wo aus den 
von einigen Fabriken gewonnenen Zahlen bewiesen wird, dass in Jah^ 
rai der Noth die Arbeiter weniger leisten, als in guten Jahren (dass 
also die Menge der geleisteten Arbeit mit der Höhe des Lohnes 
wachse). 

Der Begriff des natürlichen Lohns und überhaupt der natfirlicbeo 
Zustände und Verhältnisse hat jetzt vielfach die Bedeutung gewonnen, 
dass damit ein Gegensatz zur Wirklichkeit angedeutet werden solL 
Bei Smith ist dies durchaus nicht allgemein der FalF). Der natür- 
liche Lohn und Zins ist nichts von der Wirklichkeit Abweichendes, es 
wird sogar ausführlich nachgewiesen, dass weder der Preis der unent- 
behrlichen Bedürfnisse noch sonst irgend Etwas der natürliche Bestim- 
mungsgrund für eine bestimmte Höhe des Lohns sei; das natürliche 
Mass ist immer nur der Durchschnitt zu einer bestimmten Zeit an 



6) B. 1 c. 9 : It is not easy to ascertain what are the average wages of labour 
eveo in a particular place and at a particular time. We can seldom determine more 
tban what are the most usual wages. 

7) B. 1 c. 8: We seldom inUeed hear of tbis combination (der Arbeitgeber) be- 
cause it is tbe usual and one may say, tbe natural state of things wbich aobody 
ever bears of. 
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einem bestimmten Ort. Wenn auch Smith über den wirklichen Werth 
seiner Durchschnittsgrössen manchmal sehr unvollkommene Vorstellun- 
gen hatte — so z. B. betreffs der durchschnittlichen Fruchtbarkeit der 
Frauen in verschiedenen Ständen ^) oder betreffs der durchschnittlichen 
Zahl der Glieder einer Familie und des mittleren Gonsums der Arbei- 
ter*) — so bleibt es doch wahr, dass er Sinn und Yerständniss fOr 
den Gedanken des Durchschnitts hatte und dass er die wissenschaftliche 
Verwerthung dieses uns angeborenen Begriffes angebahnt hat. Es sind 
sogar Durchschnitt und Wahrscheinlichkeit mit einander an einer Stelle 
in Verbindung gebracht, indem B. 1 c. 10 die Wahrscheinlichkeit des 
Erfolgs als ein Grund der Verschiedenheit der Löhne in verschiedenen 
Geschäften angegeben und dann gesagt wird, dass diese Verschiedcin- 
heit im ganzen Erwerbszweig zusammen oder im Durchschnitt genom- 
men gar nicht bestehe ^^), Das ist dasselbe , als wenn wir jetzt unter 
Anwendung der Wahrscheinlichkeitsrechnung von einer gleichen mathe- 
matischen Hoffnung bei sehr grosser Verschiedenheit der möglichen 
höchsten Gewinne und Verluste sprechen. An einer anderen merkwür- 
digen Stelle endlich verräth sich eine Neigung zu ausgedehnter Ver- 
wendung der Statistik, indem (B. 1 c. 11) von dem Durchschnittspreis 
roher Thierfelle im ganzen Jahrhundert die Bede ist ^'). 

Diese Anklänge an eine wirklich statistische Methode durchdringen 
allerdings nicht das ganze System, wenigstens werden die Endresultate, 
die allgemeinen Gesetze, nicht überall ausdrücklich als eine durch- 
schnittliche Wirklichkeit gedacht. Wie schon oben bemerkt, hatte 
Smith gar keine ganz einheitlisbe , mit eiserner Gonsequenz durchge- 
führte Methode, sondern er wählte allenthalben den Weg, auf dem er 
— zu seiner Zeit — der Wahrheit am leichtesten nahe zu kommen 
hoffte. So stehen denn den angeführten eine Menge anderer Stellen 



8) S. die bekannte Stelle B. 1 c. 8 : poverty seems even to be favoursble to ft- 
neralion. A half starvet Higbland-woman frequently bears more than twenty cbildnn 
wbile a pampered fine lady is often incapable of bearing any ant is generaily ezbau- 
sted by two or three. 

9) Smith schliesst sich hier an andere ältere Schriftsteller an und acceptirt 
3*/) als durchschniUliche Zahl der Familienglieder. 

10) The five circumslances abore mentioned thongh they occasion considerable 
inequalities in the wages of labour and profits of stock occasion none in the wbole 
of the advantages and disadvantages real or imaginary of the diffrent employments of 
either. The nature of those circumslances is such that they make up for a small pe- 
canary gain in some and connterbalance a great one in others. 

11) Take the whole of the present Century at an average , their real price b» 
probably been somewhat higher than it was in those anclent times. 
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gegenüber, wo von einer GontroUe der sich ergebenden Sätze dordi 
die Wirklichkeit im Laufe der Deduction nicht mehr die Bede ist, wo 
der »natürliche Zustand« wirklich nur die logische Folge einer Prä- 
misse ist. Es ist dies die Methode, in welcher Ricardo seinen Mei- 
ster noch übertroffen und welche Smith selbst gerade häufig bei jenen 
Lehren angewendet hat, die am meisten Gemeingut geworden sind, und 
aus denen man also auch zumeist den ganzen Smith beurtheilte. 

Vielfach sind beide Methoden verschmolzen und dann wurde der 
rein deductive Theil als der bequemere hauptsächlich beachtet. So 
wird die Arbeitstheilung nicht nur Als faktische Erscheinung geschil- 
dert, sondern auch als naturnothwendige Folge der Neigung des Men- 
schen zu Tausch und gegenseitiger Unterstützung behandelt, so dass 
man meinen könnte, es sei möglich, die Arbeitstheilung ohne alle 
Kenntniss des Lebens durch reines Nachdenken über die Triebe des 
Menschen zu erkennen. Aehnlich ist es beim Geld, wo neben der Be- 
schreibung seines faktischen Gebrauchs aus der Natur des auf seinen 
Yortheil bedachten Menschen abgeleitet wird, dass ein allgemeines 
Tauschmittel entstehen müsse. Bei der Zurückführung alles Werthes 
auf Arbeit spielen zwei verschiedene Anschauungen in einander : einer- 
seits wird davon ausgegangen, dass es eine Urzeit gegeben habe, in 
der wirklich der Werth aller Gegenstände sich nur nach der darauf 
verwendeten Arbeit bemass, andererseits wird ganz abgesehen davon 
gezeigt, wie dem jetzigen Geldverkehr ideell noch immer der Vergleich 
verschiedener Arbeitsquanten zu Grunde liege. Sehr auffallend zeigt 
sich die Vermischung der Methoden an einer Stelle (B. 2 c. 4), wo das 
Ueberwiegen der Darlehen zu productiven Zwecken über die zu unpro- 
ductiven zuerst daraus bewiesen wird, dass letztere Art von Darlehen 
dem Interesse der Einzelnen zu sehr zuwiderlaufe. Unmittelbar darauf 
aber heisst es: »Ask any rieh man of common prudence to which of 
the two sorts of people he has lent the greater part of his stock to 
those, who, he thinks, will employ it profitably, or to those who will 
spend it idly and he will langh at you for proposing the question. 
Even among borrowers therefore, not the people in the world most 
famous for frugality the number of the frugal and industrious surpas- 
ses considerably that of «the prodigous and idle.« — Neben dem Be- 
weis aus der Natur der Dinge steht also eine Art roher Abschätzung 
des Faktischen, indem das Verhältniss bei einem einzelnen Verleiher 
verallgemeinert wird, wie oben die Verhältnisse von ein paar Fabri- 
ken. — 

Anderswo fällt letztere Art der Darstellung und des Beweises 
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gäuUch weg, die Erfahrang ist vollständig durch Logik ersetzt and 
zwar nidit nur, wo es sich um BegriffibestimmuDgen handelt , wie bei 
der Definition des £inkommens, des fixen und flüssigen Kapitals (B.2 
c. 1 u. 2) u. dgl., sondern auch bei dem Nachweis von Causalverbält* 
nissen und bei praktischen Vorschlägen. Causalverhältnisse werden 
zwar mitunter aus dem häufigen Nebeneinandervorkommen zweier That- 
Sachen bewiesen, namentlich bei Gelegenheit der historischen Erörte* 
rungen, aber das Bewusstsein, dass diese Art des Beweises allein ohne 
mitfolgende Kritik ungenügend ist^'), bewog Smith häufig zu gänz- 
licher Vernachlässigung dieses Beweismittels. 

Der wichtige und berühmte Satz, dass Sparsamkeit die einzige 
Quelle des Kapitals sei (B. 2 c. 3) wird rein durch philosophische Be- 
trachtung, durch Anwendung feiner Dialektik bewiesen. Der mangehide 
Einfluss der Menge des Geldes auf den Zinsfuss (B. 2 c. 4), sowie die 
Bedeutung und der Werth des Papiergeldes ergeben sich als logische 
Folgerungen aus den Begriffen vom Geld und der Banknote, das be- 
kannte Gesetz von der Ausgleichung der Gewinne und Löhne in ver- 
schiedenen Geschäftsarten ist die vemunftnothwendige Folge des Wir- 
kens der freien Concurrenz, und wo die Gleichheit nicht stattfindet, ist 
dies hauptsächlich die Folge einer die f^reiheit beschränkenden unna- 
türlichen Politik (B. 1 c. 10). Hier verlässt auch Smith die An- 
schauung, die er gewöhnlich mit dem Worte »natürlich« verbindet, und 
die Wirklichkeit tritt hier als etwas Künstliches in schroffen Gegensatz 
mit der einen natürlichen Zustand anstrebenden Vernunft. Dies spricht 
sich namentlich in den ersten Kapiteln des 3. Buches deutlich aus, wo 
der ganze Fortschritt des Wohlstandes, namentlich die Entwiddung 
des Städtewesens in Europa, als etwas künstlich Hervorgerufenes g^ 
schildert wird; der rein erdachte natürliche Zustand wird zugleich als 
so vorzüglich bezeichnet, dass sich Smith zu der unbeweisbaren Be- 
hauptung hinreissen lässt, der Wohlstand wäre viel schneller gewach- 
sen, w^n man die Entstehung von Städten nicht künstlich befcu'dert, 
sondern ruhig abgewartet hätte, Sass sie aus dem aufblühenden Land- 
bau von selbst entstanden wären. 

Wir begegnen hier zum ersten Mal der bei Smith sehr stark 



12} B. 4 0. 5 : Though the period of the greatest prosperitj^ and iipprovement of 
Great-Britain bas been posterior to that system of law8 i^hich i8 connected with the 
bounty, we musl not upon that account impute it to those lavrs. It has been poste- 
rior liicewise to the national debt. Bat the national debt has most assure^y b#^ 
been Uie caiüe of it, 
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entwkkeUen Abneignng gegen polizeistaatliehe Eingriffe an das wittb* 
schaftliche Treiben des Volkes. In dieser Ansidit eoncentrirt sich hanpt;- 
sächlidi die praktische Tendenz des Wealth of nations nnd sie nahm 
natürlich die allgemeine Aufmerksamkeit im höchsten Grade in An- 
Spruch. Indem aber Smith mit seinem Postulate der unbedingten 
wirthschaftlichen Freiheit etwas allen bisherigen Institutianen Wider* 
sprecl^ndes verlangte, konnte er d^ Beweis für den Nutzen des von 
ihm empfohlenen Systems nicht aus einer Menge nabeliegender That* 
Sachen führen, er war gezwungen, ihn rein durch logische ScUüsse 
aus irgend welcher anerkannten Prämisse zu liefern. Dies tbat er denn 
auch bei der Bekämpfung des Mercantilsystems und aller Monopole, 
bei der Verfechtung der freien Goncurrenz im inländischen wie im 
internationalen Verkehr. 

Dieser, man könnte sagen levolutionäre Theil des ganzen Werkes 
ist der berühmteste von allen, und so erklärt es sidi, dass man die 
hier angewendete Methode für die einzige halten konnte, die Smith 
überhaupt bekannt war, während sie nur die einzige ist, die sich ge* 
rade hier anwenden liess. Smith wollte ein ganz neues System d^ 
Wirthschaftspolitik einführen; er konnte dies nur, indem er sagte: 
Denkt euch den Menschen mit seinen Trieben, die ihn beim Erwerbe 
und Wirthschaften vorzugsweise leiten. Wenn diese Triebe ungehin- 
dert wirken, so müssen sie, falls nur die Menschen vernünftig sind 
und nicht über momentanen Vortheilen grosse spätei'e Vortheile ver- 
gessen, zu einem wohlgeordneten, gedeihlichen Zustand der Gesdlschaft 
fahren, während der Sdiutz der Regierung Eifersucht, Krieg, Ungleich- 
heit und Unfrieden im Innern hervorruft. 

Der Beweis dieses erfreulichen Zustandes konnte nicht durch Thatr 
Sachen, sondern nur durch Schlüsse und Vorstellungen geliefert weihten. 
Es ist dies die gefährlichere Art der wissenschaftlichen' Untersuchun- 
gen, und Smith selbst entging diesen Gefahren nicht vollständig, in- 
dem er bei dem Lobe der freien Goncurrenz sich mancher üebertrei- 
bung schuldig gemacht hat und von der Praxis der Zukunft vielfach 
widerlegt wurde. Er dachte sich überhaupt den Menschen als zu auf- 
geklärt und vernünftig, der ^Egoismus als Prämisse seiner Schlüsse war 
zu erleuchtet. Des Nachdrucks halber waren diese Uebertreibungen 
vielleicht nützlich, denn ein ausnahmslos hingestelltes Princip findet 
immer mehr Anhänger, als eine gewissenhafte Casuistik. Auch sind 
diese kleinen Irrthümer nicht im Stande, den Buhm des grossen Man- 
nes zu verdunkeln, der eben mit der unvermeidUcben, aber unv^Ukom« 
menen Methode die überraschendsten Wahrheiten entdeckte. Es ist 
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kaom nöthig,. an die Siege 2u erinnern, die seine Freihandetofheorie 
jetzt bei allen Nationen feiert. 

Aber vergessen wir nicht, diese Methode der Untersuchung, die 
Buckle als die deductive so ausschliesslich an Smith hervorhebt, sie 
war nicht die einzige bei Smith. Wo er kann, sind seine Sätze ge- 
treue Bilder der Wirklichkeit, nicht rein erdachte Zusammenstellungen. 
Er war sich ferner wohlbewusst, dass weder seine Prämisse noch seine 
Folgerungen ganz unbedingt und allgemein gültig seien. Wenigstens 
erkannte er mehrfach an, dass die allgemeine Harmonie der Interessen 
nicht jederzeit bestehe''). Auch hier riss ihn der Eifer fOr seine 
Sache zu keiner so vollständigen Verblendung hin, dass er alle wider- 
streitenden Interessen durch die Zauberformel der Freiheit aufzuheben 
sucht. — 

Dies wäre also die oben bezeichnete zweite Art von wissenschaft- 
lidier Untersuchung bei Smith. Es wurde schon oben allgemein be- 
wiesen, inwiefern solche abstracte Darstellungen Anknüpfungspunkte für 
statistische Anschauungsweise bieten. Es erübrigt, zu zeigen, dass Smitb 
auch hier nicht vollständig unbewusster Weise sich der Einführung 
durchschnittlicher Grössen in die Wissenschaft näherte ; vielmehr dachte 
er sich den mit vernünftigem Egoismus ausgestatteten Meiischen, der 
seinen Betrachtungen zu Grunde liegt, ausdrücklich als den dorcb- 
schnittlichen wirklichen Menschen. Smith präparirte sich einen eigen- 
thümlich gestalteten Menschen, von dem er^sich zunächst alle Eigen- 
schaften wegdachte, die ihm keinen erbeblichen Einfluss auf die Pro- 
duction und Vertheilung der Güter zu haben schienen **) , — ein Ex- 
periment, das ihn und noch mehr seine Nachfolger zu Irrthümem und 
Einseitigkeiten führte, aber seiner Zeit unvermeidlich war und aucb 
jetzt noch vielfach angewendet werden muss. Die übriggebliebene 



13) B. 1 c. 11: The interest of this Order (d.i. of those who live by profit) bas 
not tbe same connexion witb the general interest of the society as that of the otber 
two. Dagegen B. 4 c. 7: It is thus that tbe private interegks and passions of indivi- 
duaU naturally dispose tbem to turn their stock towards the employments which in 
ordinary casea are most advantageous to the society. 

14) B.2 C.3: The uniform constant and uninterrupted effort of every man t» 
better bis condition, the principle from which public and national, as well as private 
opulence is originally derived, ig frequently powerful enough to maintaiii tbe naturil 
progress of things toward improvement in spite botb of the extravagance of govern- 
ment and of the greatest errors of administration. Like the unknown principle of 
animal life it frequently restores bealth and vigour to.the Constitution in spite ii«t 
only o( the distase but of tbe absurd prescriptions of the doctor. 
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Eigenschaften des Menschen dachte er sich dann als ih dem Grade 
wirksam, in dem sie sich durchschnittlich vorfinden. Dies spricht sich 
in folgender Stelle B. 2 c. 2 aus : *Though the principles of common 
prudence do not always govern the conduct of every individual, they 
always influence that of the majority of every class and order.« 
Dasjenige aber, was bei der Mehrheit stattfindet, ist insofern für Alle 
massgebend, als es im Durchschnitt bei Allen noch einen positiven 
Werth hat, wenn auch einen,, der durch die von der Minorität gelie- 
ferten Zahlen etwas gemindert ist. 

Noch deutlicher ist B. 2 c. 2 : »Though the principle of expence 
therefore prevails in almost all men upon some occasions, yet in the 
greater part of men, taking the whole course of their life at an ave- 
rage, the principle of frugality seems not only to predominate but to 
predominate very greatly.« — 

Es musste dem System, um einfache Resultate zu gewinnen, ein 
einheitlich gearteter Mensch zu Grunde gelegt werden, ein Mensch, der 
bei den verschiedenen Untersuchungen immer derselbe ist. Die dop- 
pelte Abstraction, die Smith anwendete, indem er erstens nur einen 
Theil des ganzen menschlichen Wesens herausgriff, zweitens sich dieses 
Bruchstück des Menschen nach seiner durchschnittlichen Gestalt dachte, 
diese Abstraction zeigt sich nicht nur an den Stellen, wo von den Wir- 
kungen des vernünftigen Egoismus selbst die Rede ist, sondern schim- 
mert vielfach anderswo durch, namentlich auch bei der fundamentalen 
Lehre von der Arbeit als Grundlage des Werthbegrifls. bo heisst es 
B. 1 c. 5 : »Equal quantities of labour at all times and places may be 
Said to be of equal value to the labourer: in his ordinary State of 
health strength and spirits: in the ordinary degree of his skill and 
dexterity he must always lay down the same portion of his ease his 
liberty and his happiness.« 

Der Albeiter ist hier der Typus aller producirenden Menschen, 
ein Mensch von durchschnittlicher Kraft und Fähigkeit — mit einem 
•W^ort: ein mittlerer Mensch. — Es ist hier nicht der Ort zu zeigen, 
dass Smith mit kühner Hand einen Durchschnitt aus qualitativ ver- 
schiedenen unvergleichbaren Grössen gezogen hat; es genügt uns hier 
die Erkenntniss, dass Smith zur Grundlage seines ganzen Systems die 
Arbeit eines »durchschnittlichen Menschen« gemacht hat. Man könnte 
zwar behaupten, er habe nicht an den durchschnittlichen Arbeiter ge- 
dacht, sondern gemeint, der Arbeiter sei wirklich allenthalben und 
jederzeit ein identisches Geschöpf. Dies verbietet aber das Wort 
ordinary, das, wie aus anderen Stellen erhellt, mit average gleich- 
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266 A. Held, 

bedeatend gebraucht wird, und so können wir mit Bestimmtheit S9gen, 
dass Smith sich der Consequenzen seiner Methode, die zur Annahme 
eines mittleren Menschen wenigstens betreffs eines Theils des mensch- 
lichen Wesens zwang, wohl bewusst war. 

Indem wir vom mittleren Menschen sprachen, gebrauchten wir ein 
Wort, das durch Quetelet eingeführt und berühmt geworden ist, and 
indem wir bei Smith ein Vorbild dieses Begriffs entdeckt haben, ha- 
ben wir einen wichtigen Anknüpfungspunkt zwischen ihm und Quete- 
let gefunden, abgesehen von der sonstigen Anwendung des Durch- 
schnitts bei Smith. 

Die Statistik, über deren Umfang und eigentliches Wesen noch 
jetzt vielfacher Streit besteht, war auch zur Zeit, als Quetelet be- 
gann, ein Gebiet, auf dem sich verschiedene Anschauungen geltend mach- 
ten. Die A ch en wall -Schlöz er 'sehe Schule verstand darunter den 
Inbegriff der Staatsmerkwürdigkeiten, eine trockene Schilderung der 
gegenwärtigen Wirklichkeit. Ob die Zahl dabei vorzugsweise oder aus^ 
schliesslich herrschen sollte, darüber war keine UehereinstimmuBg. 
Daneben hatte man begonnen, die statistisch ermittelten Zustände ver- 
schiedener Staaten oder Zeiten zu vergleichen. Süssmilch hatte fast 
ein Jahrhundert vor Quetelet bereits in grossartiger Weise einer mit 
Quetelet's Ideen ähnlichen Anschauung Eingang zu schaffen ver- 
sucht, wenn er auch ziemlich vereinzelt blieb. Endlich hatte sich die 
sogenannte politische Arithmetik vielfach mit der Statistik verbündei 
und unter den Statistikern einen Gegensatz zweier Schulen begründet 
Diejenigen Statistiker, welche dem ausschliesslichen Gebrauche der Zaiü 
huldigten, und die politischen Arithnietiker, die mit den durch Beob- 
achtungen gefundenen Zahlen rechneten und unter Annahme eines ge- 
setzmässigen Verhältnisses andere Erscheinungen daraus zahlenmässig 
festzustellen suchten, sind die Vorläufer von Quetelet, bei dem der 
Nachweis von gesetzmässigen Causalverhältuissen der wissenschaftliche 
Kern der ganzen Lehre ist. »Wo dieselben Ursachen fortbestehen, 
können wir auf den Wiedereintritt derselben W^irkungen rechnen — in* 
der Natur, wie im socialen Leben.« Dies ist bei Quetelet die Ge- 
setzmässigkeit in den Erscheinungen der menschlichen Gesellschaft, 
eine Gesetzmässigkeit, die wir erkennen können, wenn wir bei grossen 
Massen von Menschen die Häufigkeit irgend einer Erscheinung zahlen- 
mässig beobachten. So lange die physikalischen Verhältnisse, die sitt- 
lichen Anschauungen, die Erwerbsbedingungen und ßechtseinrichtungen 
eines grösseren Landes keine gründliche Veränderung erfahren, werden 
wir al^ährlich dieselbe oder doch eine wenig abweichende ZaU von 
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Eben, von Selbstinordeai oder von Verbrechen wahrnehmen. Der Ein^ 
zelne hat seinen vollen freien Willen, diese Akte zu begehen oder nicht. 
Bei grossen Mengen von Menschen werden sie aber stets in derselben 
Häufigkeit vorkommen , so lange die Gesammtheit dem Einfluss dersel- 
ben natürlichen oder künstlichen Ursachen unterliegt. Der Einzelne 
scheint nach Willkür und Zufall zu handeln, die Gesammtheit oder der 
durchschnittliche Mensch einer Kace, eines Stammes oder Staates aber 
handelt nach zwingenden Gesetzen. Der mittlere Mensch unter be- 
stimmten Verhältnissen bat eine bestimmte Neigung zum Heirathen, 
zum Selbstmord u. s. w., und die Stärke dieses Hangs bemisst sich 
durch die Häufigkeit des Vorkommens der betreffenden Handlung inner- 
halb einer grossen Anzahl von Menschen. 

Die Gesetzmässigkeit der Erscheinungen war von Süssmilch 
nicht in so weitem Umfang betrachtet worden und erschien bei ihm 
als Werk der göttlichen Vorsehung und Allmacht. Seine Statistik wird 
aus der Bibel gerechtfertigt, sie ist nach der Auffassung des religiösen 
Forschers selbst ein Stück göttlicher Offenbarung. Auch bei Quete- 
let fehlt jeder frivole Charakter, er verwahrt sich ausdrücklich gegen 
den Vorwurf des Materialismus '^) und bedient sich . dann und wann 
religiöser Ideen '^). Sein eigentlicher Ausgangspunkt ist aber die Na- 
turwissenschaft , er schrieb eine physique sociale, keine »göttliche Ord- 
nung«, die sociale und moralische Welt ist ihm ein Mechanismus, zu 
dessen Erklärung ein zweiter Newton auftreten muss ^^). Die Natur- 
wissenschaften feiern in unserer Zeit so erstaunliche Triumphe, dass 
ihre Tropäen die Lehrer der anderen Wissensgebiete nicht schlafen 
lassen. Auch hier möchte man unabänderliche allgemeine Gesetze ent- 
decken und die Erscheinungen des socialen Lebens ebenso der klaren 
und bestimmten Erkenntniss des Gelehrten unterwerfen, wie der Natur- 
forscher die Natur der Macht seiner Berechnungen unterthänig gemacht 
hat*^). Dies führte vielfach zu vollständig werthlosen Analogieen, in- 



15) Sur rhomine oder Essai d'une physique sociale VI. 

16) Theorie des probabilites, lettre 14. L'homme est born^, la nature est infi- 
nie. L*£tr« supriine seul peut voire l'exp^rience marcher d'accord avec sea lois, 
pour lui le temps n'est rien et toutes les combinaisoiis iinaginables peiivent se rea- 
liser' successivement. Ces desaccords apparents ne se trouvent que dans la spliire 
de l'homme et repandent uiie vari^t^ remarquable sur les evenements qui le con- 
cernent. Gelte vari^t^ qui est en partie son ouvrage a cependaut des limites ^troiles 
•t ne saurait allerer l'ordre g^n^ral des choses. 

17) Du Systeme social 1. 3 c. 9. 

18) £od. 1.1 s. II C.7: L'hoinme semble croire que la matiire seule obiit a 

18* 
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dem man, statt gewissenhafte Beobachtungen anzustellen, rein vennit- 
telst einer willkürlichen Phantasie die im menschlichen Leben wirken- 
den Kräfte mit den Kräften der Physik verglich und die ersteren da- 
durch zu erklären vermeinte, — eine üebertreibung, von der Quete- 
let selbst nicht ganz frei ist. Es mag* angehen, wenn Q ue tele t von 
Kräften spricht, die moralisch auf den Menschen wirken, wenn er zwi- 
schen Kräften unterscheidet, die par une impulsion uniqtte utid die 
d'une maniöre constante wirken. Es bewegt sich aber schon an der 
Orenze einer wirklich aufklärenden Darstellung, wenn Quetelet den 
Gedanken eines moralischen Centrums aufstellt und aus den verschie- 
denen, auf den Menschen wirkenden Kräften eine Resultante zieht ^*). 
Denn da wir nach Quetelet's eigenem Geständniss für die morali- 
schen Kräfte keine Zahlenwerthe besitzen, so kann diese Vorstellang 
uns vorläufig auch zu keinem Resultate führen. Jed^falls ist es über- 
trieben, wenn Quetelet die Kraft verschiedener Arten der Ueberre- 
dung durch die Gesetze der Statik erklärt und den Fall, wenn Jemand 
einen Anderen zu einer Handlung bewegen will, indem er sich erst an 
den Freund oder die Mätresse des Letzteren wendet, mit der Anwen- 
dung eines sehr langen Hebels vergleicht ^). Solche Dinge , die über 
die Grenzen der strengen Wissenschaft hinausfallen, finden sich mehr 
in den späteren Werken Quetelet's, sind auch mehr ein Beiwerk, 
als der 'eigentliche Kern seiner Lehren, der darin besteht, dass die 
moralischen und politischen Wissenschaften in die Zahl der Beobach- 
tungswissenschaften aufgenommen werden, die alle gleichmässig das 
Bedürfniss empfinden, mit der Zusammenstellung gut beobachteter That- 
sachen zu beginnen, sie mit Methode und Kritik zu gruppiren, ibreD 
Werth zu wägen und zu schätzen. Das ist der Beginn der Wissen- 
schaft im eigentlichen Sinne. Dann folgt das Forschen nach den mög- 



des principes immuables de mouvemeDt et de coneervation comme si le Cr^ateur avait 
laiss^ 8eB oeuvres imparfaits et s'etait uioina occup^ d'assurer la atabilit^ du moode 
inoral que celle du monde physique. 

19) Eod. : II existe dans l'homme moral abandonn^ a luUmlme un point aotour 
duqiiel loutes leg paasioos, toutes leg forces, qui le domiiient, ce fönt ^quilibre. Ce 

point est analogue de celui qu'on degigne dans les corps soug le Dom centre 

11 peut arriver, que l'engemble des forces präsente une r^suUante qui passe par l6 
contj*e morai, l'homme proc^de alors d'une maniire r^guliöre. 

20) Eod.:* Je veux mouvoir cette pierre: je puis la pous^er de la main ou da 
pied ou la d^placer au mcyen d'un levier. Quand on veut agir aur un autre honioie 
on peut le faire immediatement ou bien encore par dea agents interm^diaires qu'oD 
emploie comme on use des leviers ou des poulies. — ün solliciteur liabite fait agir 
a4roitement aur Tbomme cd place un parent un ami ou mieux eocore une maitresae« 
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liehen Ursachen dieser Thatsachen, ihrer Wirkungsweise und Kraft. 
So erhebt sich die Wissenschaft von der Kenntniss dessen, was ist, zu 
der Kenntniss dessen, was kommen kann*'). 

Diese üebertragung der in den Naturwissenschaften herrschenden 
Methode zeugt im Gegensatz zu den soeben geschilderten Abschweifun- 
gen von tiefem Verständniss des Wesens aller Wissenschaften, das sich 
bei Quetelet auch darin äussert, dass er die Schwierigkeiten der 
üebertragung nicht verkennt, vielmehr ausdrücklich sagt, dass .die 
menschliche Gesellschaft kein Object der Untersuchung sei, das man 
sich erst beliebig präpariren könne, das vielmehr mit ausserordent- 
licher Vorsicht betrachtet werden müsse ^^). 

Die moralischen und politischen Wissenschaften als Beobachtungs- 
wissenschaften fallen nicht ausschliesslich unter den Begriff der Stati- 
stik. Letztere ist vielmehr nach Quetelet nur gleichsam die Anato- 
mie des socialen Körpers, während die Wissenschaft von seinen Lebens- 
erscheinungen , den eigentlichen Gesetzen, die physique sociale ist^^). 
Die Statistik soll nichts Anderes sein, als was sie schon bei Achen- 
w all war — »l'exposö fidele d'un 6tat ä une epoque determinee« und 
Quetelet's neue Gesichtspunkte sind eine eigene neue Wissenschaft, 
»icht eine modificirte Behandlung der alten Statistik. Ob dies gerecht- 
fertigt sei, darüber lässt sich jedenfalls streiten, und es wird auch ge- 
stritten; wenn wir selbst eine Meinung äussern sollen, so glauben wir, 
dass bei den wenigen Resultaten, welche die physique sociale bisher 
aufzuweisen hat, deren vollständige Trennung von der Statistik, aus 
welcher sie historisch hervorgegangen ist und an die sie sich natürlich 



21) Th. d. pr. 1. 34. 

22) Eod. 1. 31: La sociMö n'est pas comme un Instrument de physique qu'on 
erränge ou qu'on d^rsnge ä son gr^ pour l'^ludier sous toutes ses faces dans tous 
868 rouaj^es et sous le jour le plus favorable, — on ne peut donc pas comme dans 
la plupart des sciences d'observation rendre Egales ä volonte toutes les causes in- 
fluenles moins une pour etudier les efifets et le mode d'action de cette deroi^re. 

23) Theorie des prob. p. 263: Oe grand corps subsiste en verlu des principes 
conservateurs comme tout ce qui est sorti des mains du Tout-Puissant, il a aussi sa 
phyftiologie' eomrae le dernier des ^Ires organis^s. Quand nous nous croyons au plus* 
liant de l'^chelle, nous trouvous des lois aussi fixes aussi immuabips que celles qui 
r^gissent les corps Celestes: nous rentrons dans les'pbenomenes d«* la pliysique oü 
le libre arbitre de l'homme vient s'^ffacer enti^remenl pour laisser pr^dominer sans 
atteinte l'oeuvre seule du Cr^ateur. L'ensemble de ces loi» qui existent en dehors 
des temp8, en dehors des caprices des hommes forme une science ä part ä laquelle 
j'ai cru pouYoir donner le nom de physique sociale. S. auch Syst. sog. 1.2 s. 3 c. 3 
und Sur l'homme allenthalben. . . 
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anschliesst, noch kein Bedürfniss sein dürfte. Wenn Queteletz^B. 
die Regelmässigkeit in den alljährlichen Zahlen der Heirathen u. s. w. 
konstatirt, so ist dies zunächst nur Statistik; wenn er dann veiter 
sagt, die Wirkungen seien den Ursachen proportional und das regel- 
mässige Wiederkehren der Wirkung komme daher, dass die gleichen 
Ursachen fortbestehen, — so ist das sehr richtig, aber ist noch keine 
selbständige Wissenschaft. Die socialen Erscheinungen sind stets das 
Product so verschiedener und verwickelter Ursachen, dass man sie 
nicht einmal alle kennt, geschweige die Stärke jeder einzelnen. Que- 
telet selbst führt seine ganze Betrachtung über die Ursachen auf den 
penchant apparent zu den betreffenden Handlungen zurück, denn die 
Stärke der natürlichen wirklichen Neigung ist wegen der zahllosen 
äusseren Gründe, die ihr entgegenstehen oder sie vermehren, ihre»' 
absoluten Grösse nach nie, ihrer relativen nach nicht immer zu erken- 
nen. Der penchant apparent, die tendence apparente zum Heirathen 
u. s. w. ist aber zunächst nichts Weiteres, als die Zahl der Ehen, Ver- 
brechen u. s. w. selbst, und so wäre denn das Gebiet des Aufeinander- 
wirkens von Ursache und Wirkung noch so wenig erforscht, dass eine 
vollständige Trennung der physique sociale von der Statistik nicht loh- 
nend ist. Erstere ist der Versuch einer Erklärung für die von letzte- 
ren prelieferten Thatsachen und schliesst sich naturgemäss in inniger 
Verschmelzung an sie an. Auch der Satz, dass die socialen Erscbpi- 
nungen mit mehr Regelmässigkeit jährlich wiederkehren, als die rein 
durch materielle und zufällige Ursachen bestimmten Erscheinungen, IM 
zunächst nur eine zusammengefasste Beobachtung^^) und keine anf 
den Beobachtungen aufgebaute neue Wissenschaft. 

Die Beobachtung der Regelmässigkeit in den socialen Erscheinun- 
gen ist bei Sammlung statistischer Thatsachen so naheliegend, dass es 
auffallend erscheinen mag, warum vor Quetelet hierüber so wenig 
eingehende Betrachtungen angestellt worden sind und warum Süss- 
milch nicht schon der Ausgangspunkt einer neuen grossen Schule 
wurde. Es erklärt sich dies dadurch, dass sich die Natur des Men- 
schen dagegen sträubt, sich rein als das willenlose Werkzeug unab- 
änderlich wirkender Kräfte zu betrachten, und dass es in der Tbat 
schwierig ist, die Gesetzmässigkeit der Erscheinungen im Grossen mit 
der Freiheit des Einzelnen, gewisse Handlungen zu verrichten oder 
nicht, in Einklang zu bringen. Bedenkt man ferner, dass, um die 
ganze Anschauung zur Geltung zu bringen, vom Individuum und seinen 



24) Syst. 80C. 1.1 8.2 c.6. 
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originellen Eigenschaften YOllständig abstrahirt und der Mensch rein 
als gleichgeartetes Atom eines grossen Körpers betrachtet urerden 
muss^*), so wird man leicht begreifen, dass eine solche Auffassung'®) 
erst in einer Zeit allgemeine Anerkennung finden konnte, Vfo die Mas- 
sen der Mi^nschen als solche in den Vordergrund treten und die 3facht 
einzelner Individuen an Bedeutung zu yerliercn beginnt. Qu et el et 
selbst macht die Bemerkung, der Fortschritt der Civilisation strebe 
wenigstens bei den geistigen Eigenschaften des Menschen die Grenzen 
zu verengern, innerhalb deren sich die Abweichungen vom Durchschnitt 
oder vom mittleren Stande bewegen, während dieser mittlere Stand 
selbst sich erhöht. Eine Anschauung nun, kraft deren der Mensch nur 
ein Theil einer homogenen Masse ist, wird naturgemäss dann leichteren 
Eingang finden, wenn die Theile wirklich ziemlich homogen sind, wenn 
der nivellirende Process, der sich im Laufe der Civilisation vollzieht, 
schon sichtliche Fortschritte gemacht hat. So ist Quetelet's wissen- 
sdiaftliche Anschauungsweise ein Kind ihrer Zeit und steht im innig- 
sten Zusammenhang mit den Anschauungen, die sich in anderen Wis- 
seiisdiaften geltend machen. Man betrachtet das Becht nicht mehr als 
das ausschliessliche Geistesproduct einzelner grosser Gesetzgeber, son- 
dern als den Ausfluss der Anschauung des ganzen Volkes, man studirt 
in der Geschichte den Geist, der die ganze Nation erfüllt, man rechnet 
in der Politik mit den Wünschen und Sympathieen der Massen. So ist 
eine Auffassung des menschlichen Lebens, in der die Bedeutung des 
Einzelnen verschwindet, wie der Tropfen im Meere, besonders natürlich 
in unseren Tagen, und wie Ad. Smith erst in einer Zeit und in einem 
Lande erstehen und berühmt werden konnte, wo man alle Arbeit als 
solche bereits schätzte, so konnten auch Quetelet's auf Massenbeob- 
achtang gegründete Ideen erst in einer Zeit Anklang finden, wo man 
überhaupt geneigt war, das Individuum über den Massen zu vergessen, 
statt die Kräfte und den- Geist der Gesammtheit poetisch zu personificiren 
und zur ausschliesslichen Domäne weniger hervorragenden Menschen zu 
machen. Quetelet ist das Kind derselben Zeit, in welcher die Pro- 
ducte menschlicher Handarbeit aufhören, von dem individuellen Geist 
des Meisters zu zeugen, wo es gleichgültfg ist, welche Glieder der 



25) Le libre arbüre de l'homme 8'efface et demeure sans effet sensible i|iiand 
lea observattons s'^tendent Bur un grand iiombre d'individui«. Du *yit. soc. 1. 1 s. 2 c. 2. 

26) lieber die erst neuerdings wieder vielfecli bestrittene Bereclilignng der jeden- 
falls häufig äberlriebenen Anscbauung kann bier, als incbt zur Sache geliörig, nicht 
gesprochen werden. 
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grossen menschlichen Gesellschaft an der Maschine arbeiten, ans der 
die gleicbgearteten Producte hervorgehen. 

Schon Smith hatte allgemeine Gesetze aufgestellt, denen dasVer- 
kebrsleben der Menschen im Grossen und Ganzen unterworfen ist, ond 
die so unabänderlich wirken , dass die Eingriffe einzelner Pannen in 
den Gang dieser Gesetze wenig ändern oder jedenfalls i.i^jlüs Nützliches 
hervorbringen können. Auch er hatte die menschliche Gesellschaft im 
Ganzen und die Triebe, die bei den Meisten wirken, in^s Auge gefasst 
und die Bedeutung willkürlicher Akte des Einzelnen in den Hinter- 
grund gedrängt. Quetelet that nun den weiteren Schritt, dass er 
zahlenmässige Gesetze aufstellte, dass er den Menschen nicht nur über- 
haupt als unter sich ähnliches Glied einer grossen Gesammtbeit, son- 
dern geradezu zur Zahl machte. Wo aber ein Einzelwesen oder ein 
einzelner Vorgang nur mehr eine Nummer in einer langen Reihe ist, 
da ist das Individuum als solches vollständig verschwunden. So ist 
der Gebrauch statistischer Zahlen zur Erklärung der im socialen Leben 
geltenden Gesetze bei Quetelet die natürliche Weiterentwicklung and 
die scharfe, der Jetztzeit entsprechende Ausprägung der schon bei 
Smith auftretenden Neigung, für ein Gebiet des mensclilicheo Lebens 
allgemeine Normen zu entdecken, und das Hauptstreben der beidefi 
Männer zeigt sich als innerlich verwandt. 

Wir haben oben gesehen, wie Smith bei Aufstellung seiner all- 
gemeinen Gesetze bewusst und unbewusst mit dem Begriff des Durch- 
schnitts operirte: dieser spielt bei Quetelet die allerwichtigste Bolle 
und es soll nun zum Schlüsse gezeigt werden, wie er das, was bei 
Smith noch mehr wie eine Ahnung hervortritt, bis zuni schärfsten 
Extrem ausgebildet hat, wie er in der Methode noch auffallender, als 
in den Zielen seiner Forschung das zum klaren Bewusstsein brachte, 
was Smith bereits anwendet, ohne es in bewusster Weise zu einem 
Princip zu erheben. 

- Quetelet sagt selbst, dass der Begriff des Durchschnitts uns an- 
geboren sei und auch ohne die Wissenschaft existire, die ihrerseits ihm 
nur höhere Präcision verleiht ^'^). Um diese Präcision zu erreichen, 



27) Th. d. prob. p. 61: Sans recourir k la science l'habitude nous donne une 
appr^ciation vague de la moyenne et des limites des variations qui appartiennent ä 
chaque ^l^ment variable que noiis präsente la natura ou P^kat social. C'est d'apris 
cette appr^clation que nous Hommes guid^s dans nos raissonnements ; mais il coa- 
vient au progris des lumiöres de substituer des id^es pr^cises ä des notions vagaes.— 
Du 838t. soc. 1 1 s. 2 c. 5: La conception des moyennes existe en dehors de la soieiic* 
qui ne fait que iui donner plus de präcision« 
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unterscheidet Qu e tele t zwischen dem Durchschnitt schlechtweg und 
dem arithmetischen Durchschnitt. Im ersteren Fall handelt es sidi um 
eine an sich gegebene feste Grösse, wie z. B. die Höhe eines Berges, 
die man aber in Folge der Mangelhaftigkeit unserer Hülftmittel nicht 
mit einer Messung richtig und genau erhält. Man niisst daher mehr- 
mals und zieht aus allen Messungen den Durchschnitt. * Je mehr M^* 
sungen vorgenommen sind, desto wahrscheinlicher ist es, dass die Ab- 
weichungen durch zufallige Irrthümer sich ausgleichen und also der 
gefundene Durchschnitt der wirklichen Grösse gleich wird. Im letzte- 
ren Fall handelt es sich um die Messung verschiedener, aber unter 
sich homogener Dinge, z. B. die Höhe der Häuser einer Strasse, die 
Körperlänge verschiedener Menschen. Der Durchschnitt aus allen Mes* 
sungen bedeutet dann keine konkrete Grösse, sondern eine abstrakte 
Zahl, eine allgemeine zusammenfassende Anschauung über die Grösse 
individuell verschiedener, aber gleichartiger Dinge '^). 

Im erstem Fall gruppiren sich die Einzelfälle in regelmässiger 
Reihe um die Mitte — nicht immer bei der zweiten Art des Durch- 
schnitts. Aber auch hier ist die Erscheinung vielfach zu beobachten, 
z. B. wenn es sich um die Grösse der Menschen , ihre Schwere u. dgl. 
handelt. In solchen Fällen spricht Quetelet dann von einer loi dei 
causes accidentelles , er nimmt den Durchschnitt als die eigentliche 
natarliche Grösse und die Abweichungen der einzelnen Individuen als 
die Wirkungen zufälliger Ursachen, die sich bei einer grossen Zahl die 
Wage halten. Indem nun Quetelet findet, dass dieses Gesetz gerade 
betreffe der Elemente der organischen Wesen stattfindet**), wird ihm 
der Durchschnitt ein ursprünglicher natürlicher typus und die wirk- 
liche Grösse bei jedem Einzelnen eine zufällige Unregelmässigkeit. Ja, 
er behauptet sogar, dass hier die Abweichungen vom Durchschnitt in 
ähnlichen Grenzen und mit derselben Regelmässigkeit sich bewegenj 
als wenn man viele Abbildungen desselben Modells macht'®). 

28) Th d. prob. p. 64. 

29) So Hist. 80C. 1. 1 8. 1 e. 3: En se pla^ant dans des circonstanees faforables 
pour bien observer on troure quo chez les Itres organisis tous leg ilimenU aont 
sujets a variei' autour d'un 6tal moyen et que ses variations qui naissent soua IMn- 
fta«nce des causes accidentelles nont r^gl^es avfc tant d'harmonie et de pricisioa 
qu'en peut leg classer d'a?ance nnm^riquement et paft ordre de grandeur dans let 
limites entre lesquelleg elles s'accomplissent. Tout est pr^TU tout est regit. Notre 
ighorance seule nous porle ä croire que tout est abandonne au caprice du hasard. — * 
IJne partie de cet ouvrage est consacre h mettre en ^Tidence la loi des causes acci* 
dentelles chez Phomme physique, comme chez rhomme moral et iiitelleetuel. 

30) Tb. d. prob. p. 215 : Nous avont deji «o l'occasioii de considdrar des ezem- 
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Es ist Idär, dftss der von Quetelet sogenannte aritlimettschi 
Dordiscbnitt derjenige ist, der in den socialen Wissensdiaften und der 
Statistik Torzttgsweise zur Anwendung kommt. Er ist hier das kflr- 
iseste Bild einer vielgestalteten Wirklichkeit und als solches Ton ausser- 
ordentlichem 'Werth und von höchst fruchtbarer Anwendung. Wenn 
die einzelnen Falle vom Durchschnitt sehr abweichen, und wenn der- 
selbe Durchschnitt sich aus sehr verschieden verthdlten Einzelftllen 
ergeben kann, dann gibt der Durchschnitt allein noch eine sehr unvoll- 
ständige Vorstellung; wir müssen zugleich die äussersten Orenzen der 
Abweichungen kennen und wissen, in welcher Weise die Abweichungen 
sidi nach den Orenzen und nach der Mitte hin vertheilen. Es genfigt 
uns z. B. nicht, den durchschnittlichen Preis des Korns zu wissen, wir 
mflssen auch den höchsten und niedrigsten kennen; es genügt uns 
nicht, die mittlere Lebensdauer zu erfahren, wir müssie» auch wissen, 
ob viele Greise und kleine Kinder oder ob verbaltnissmassig mehr Men- 
schen in mittleren Jahren sterben. — Immer aber erfordert der Durch- 
schnitt, dass die summirten Grössen vollständig homogen sind oder 
dass doch für die jeweilige Untersuchung nur eine einzelne, ihrer Qua- 
litit nach völlig identische Seite verschiedener Individuen in Betracht 
kommt, so dass aller Unterschied bei den Einzelnen sich durch Zahlen 
ausdrücken lässt. 

Ein solcher richtig gefundener Durchschnitt gibt die einfachste 
und klarste Vorstellung von der Stärke irgend einer Erscheinung^ dn 
Grösse irgend einer Eigenschaft in einer grösseren Gesammtheit. Das 
durchschnittliche Einkommen einer Person würde uns das klarste, za 
Vei^leichen geeigneteste Bild des Gesammtwohlstandes einer Nation 
geben, die durchschnittliche Lange und Körperschwere der Individuen 
die genaueste Vorstellung von dem Mass ihrer körperlichen Entwick- 
lung, die durchschnittliche Steuerlast das beste Mass für die Höhe der 
vom Staat gemachten Anforderungen. — Mehr als ein kurzes treffen- 
des Bild, ein treffliches Aushülfsmittel für unsere geistige Schwäche, 
die eine vielgestaltete Wirklichkeit mit einem Blicke nicht vollständig 



plet »nalognes particulidrement qoand il s'est agi dat meattrat priaas snr nn giaai 
aombre d'btmiDea du m^ma Ige. Nvus avona vu alora qua taulaa lea taiUaa röunfM 
a'aceordaient a donnar uiia moyeBiia dont alles a'icartrnt indiTidttallement, d'apria 
vne toi biea marqiiie al absolument comma si un indiTidu type avait M roeaari u 
graad iMoibra da loia par daa moyena plua au moins difaclueux. Celta aympatbia 
dana las rdavilats D'exiala et na paut ^xister qua pour aulant qua las ^lamants qsi 
caBCOuraal k d^Mr la mayanna peuvauk £tra raoianda ä u» rn^ma ^pa. 
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übersehen kann, mehr als eine nothgedrungene Abstraction sind aber 
alle diese Durchschnitte an sich nicht. 

Indem Quetelet den Durchschnitt zum eigentlichen Typus der 
Natur machte, ging er über das Gebiet der Beobachtungswissenschaft^ 
hinaus und entfernte sich von der strengen gewissenhaften Torsehung. 
Warum soll eine mühsame Abstraction aus der Wirklichkeit die ur* 
eigentliche Natur sein? Warum soll eine Anschauung, die wir uns 
durch verwickelte Geistesoperationen abgeleitet haben, zusammenfallen 
mit dem Grundgedanken des Schöpfers? Warum soll ein an sich un-- 
vollkommenes fiild der Dinge, das wir uns entworfen haben, weil wir 
es besser fassen können, auch der schaffenden Kraft ausschliesslich 
vorschweben ? 

Es lässt sich hiefür gar kein Grund angeben und jedenfalls f&lK 
die Frage der Philosophie nicht den Beobachtungswissensebaften zu. 
Ueberdies ist die nothwendige Voraussetzung für die Quetelet 'sehe 
Anschauung, die dem gewonnenen Durchschnittswerth ein selbständiges 
ursprüngliches Leben verleiht, die, dass die Einzelfalle sich ganz regel*- 
massig um den Durchschnitt gruppiren, und dies ist nicht einmal für 
die Körpergrösse , geschweige denn für andere menschliche Eigensehaf* 
ten durch genügende Beobachtungen bewiesen. Der Durchschnitt als 
ein Behelf für unsere Fassungskraft ist schon ein so fruchtbarer nnd 
nützlicher Begriff, dass wir ihn nicht zum Stein der Weisen zu machen 
und uns nicht der Vorstellung hinzugeben brauchen, als s€;i er der 
richtige Weg, in die geheimsten Werkstätten der Natur einzudringen 
und die wahre Form der Absichten des Schöpfers zu erkennen. 

Die Phantasie ist eine Gabe des .menschlichen Geistes, die zur Er* 
gründung wissenschaftlicher Fragen sehr nothwendig ist, ja, der trockene 
Mathematiker z. B. bedarf häufig einer wahrhaft grossartigen Phantasie. 
Hier aber dürfte die Phantasie den geistreichen Quetelet aus dem 
Gebiete der Wissenschaft in das der Dichtkunst langsam und unver- 
m^kt übergeleitet haben. Denn es handelt sich wohl um einen schö- 
nen Gedanken, um eine grossartige reizende Vorstellung, aber nicht 
mehr um etwas Erkennbares und Beweisbares. 

Diese Auffassung des Durchschnitts wurde auch von Quetelet 
am meisten da angewendet, wo wir zur Zeit einen Durchschnitt noch 
nicht ziehen können, möglicher Weise nie dazu im Stande sein werden, 
nämlich bei dem schon oft erwähnten mittleren Menschen, in dem alle 
Eigenschaften des Menschen, auch die, deren eigentliches Wesen noch 
gar nicht erkannt ist, ihrer mittleren Grösse nach gedacht werden 
müssen. 
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Der mittlere Mensch nach Quetelet ist nicht nnr der richtige 
Typus seiner Race, das eigentliche Urbild, das die Natur bilden woUte, 
sondem er ist auch der Inbegriff des Schönen, eine Art Ideal, das nir- 
gend vollständig in der Wirklichkeit angetroffen wird, sich aber aus 
umfassenden Beobachtungen ausrechnen lässt'^). Dass dies nun eine 
poetische Illusion ist, dürfte sofort klar sein. Der mitdere Mensch 
muss z. B. auch einen bestimmten Hang zum Verbrechen und znm 
Wahnsinn haben, was offenbar nicht zum Ideal des Menschen gehört 
und was sich schwerlich dadurch wegbringen lässt, dass man sagt, die- 
sen Neigungen stehe eine übertriebene Neigung zur Tugend und Nüch- 
ternheit gegenüber, so dass beim mittleren Menschen weder das eine 
noch das andere Extrem zum Vorschein komme. Offenbar handelt es 
sich hier um Zusammenrechnung von Eigenschaften, die so qualitativ 
verschieden sind, dass man sie nicht einfach als Gradunterschiede be- 
trachten und einen Durchschnitt daraus ziehen kann. Ferner gehört 
es entschieden nicht zum Ideale der Schönheit, dass man nicht über 
die durchschnittliche Grösse erhaben sei. Ein anderes Beispiel wäre 
der Gesichtswinkel, der nach den allgemeinen Begriffen der Schönheit 
derart ist, dass fast alle Gesiebter nur in einer Richtung davon ab- 
weichen, so dass der Durchschnitt ans den wirklichen Gesichtswinkeln 
durchaus nicht mit unserem schönsten Winkel zusammenfiele. Das Ideal 
des Schönen liegt bei uns in vieler Hinsicht nicht im Durchschnitt, 
sondern gerade in einem selten erreichten Extrem. Endlich ist es dem 
Begriffe nach, nicht nur in Folge des Mangels an Beobachtungen, völ- 
lig unmöglich, alle Eigenschaften des Menschen zahlenmässig zu be- 
handeln. Wie könnte man z. B. einen Durchschnitt jius blauen und 
braunen Augen ziehen? Wie müsste man — ganz abgesehen von den 
geistige Eigenschaften des Menschen — seine Körpeitheile von ein- 
ander trennen, um jeden einzelnen zu messen? Es ist auch gar kein 
Beweis dafür vorbanden, dass jede einzelne Eigenschaft des Menschen 
ihrer mittleren Grösse nach eine schöne Harmonie der einzelnen Theile 
unter einander geben würde, was Quetelet kurzweg behauptet und 
sogar Beides mit einander verwechselt'*). Betreffs der moralischen 
und intellektuellen Eigenschaften gesteht Quetelet selbst zu, dass 
der mittlere Mensch nicht der absolute unveränderte Typus des Schö- 



31) Sur l'homme 1. 4 s 1 1. — Du syst. soc. 1. 1 s. 1 c. 4: L'homnie moyep 
type de notre espice est aussi le type de la beaut^, leg limites se reserrent d'autant 
plus ehez ud peuple qo'il se rapproche dafantage de la perfection. 

*62) Da syst. soc. 1. 3 c. 6 i. f. x 
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nen sei, sondern dass hier ein allmähliches Wachsen der moyenne statt- 
finde. Dabei denkt er sich übrigens den Grad der geistigen Fähigkei- 
ten, wenigstens der Kenntnisse, durch Anwendung eines complicirten 
Notensystems berechenbar^'), und insofern erscheint ihm der mittlere 
geistige Mensch als etwas Denkbares und Mögliches. 

Der mittlere Mensch gehört sonach zu jenen geistvollen Uebertrei- 
bungen, durch welche man einer neuen Idee rascher Eingang verschafft, 
die aber an sich nicht haltbar sind. Der mittlere Mensch hat in Be- 
ziehung auf einzelne leicht erkennbare und vollständig berechenbare 
Eigenschaften eine wissenschaftliche Bedeutung und Quetelet hat 
z. B. vollständig recht, wenn er es als nützlich und nothwendig bezeich- 
net, die durphschnittlicbe Grösse und Schwere des Menschen in den 
zwei Geschlechtern, den einzelnen Altersklassen und Berufsarten, sowie* 
bei verschiedenen Nationen zu berechnen. Er hat ferner recht, wenn 
er es als erspriesslich für die Medicin bezeichnet, die durchschnittliche 
Zahl der Pulsschläge, die durchschnittliche Kraft verschiedener Muskeln 
u. s. w. zu untersuchen. Endlich ist es nützlich, bei Untersuchungen 
über die Folgen einzelner menschlichen Triebe im gesellschaftlichen 
Zusammenleben sich bewusst zu bleiben, dass man dabei mit durch- 
schnittlich vorhandenen Kräften operirt und dass es, wenn man von 
dem Stand der Bildung u. s. w. spricht, sowohl auf deren durchschnitt- 
liches Mass, als auf die höchsten Höhen und tiefsten Tiefen ankommt. 
Weiter aber geht es nicht und der Gedanke, aus vielen solchen Be- 
rechnungen das Bild eines mittleren Menschen vollständig zusammen- 
setzen zu können, dürfte ebenso ein Wahn sein, als die Hoffnung, dass 
man mechanisch einen Menschen konstruiren oder einen homunculus in 
der chemischen Betorte erzeugen könne. 

Smith dachte in mancher Beziehung an einen mittleren Men- 
schen, sprach dies aber nicht deutlich aus, Quetelet schoss über 
das Ziel hinaus und der richtige Gebrauch des Gedankens dürfte — 
um den mittleren Werth auch hier anzuwenden — zwischen den Ver- 
fahrungsweisen beider Autoren in der Mitte liegen. 

Durch diese üebertreibtfngen wird der wahre Werth von Quete- 
let 's Lehren, an die sich diö poetischen Chimären wie ein überflüssi- 
ges Ornament anscbliessen , nicht geschmälert. In dem eifrigen Aus- 
malen des Gedankens vom mittleren Menschen liegt überdies das grosse 
Verdienst, dass die Wissenschaften vom menschlichen Zusammenleben 
dadurch energisch auf die Nothwendigkeit hingewiesen werden, zuerst 



33) Eod. l. i s. 3 c 2. 
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den Itaischen als solchen nach allen seinen Neigangm and Eigeii- 
Schäften gründlich zu stadiren. 

Quetelet übertrug jedoch seine Ideen vom mittleren Menschen, 
als einem abstracten Einzelwesen, auch direct auf grossere Gemein- 
schaften , ja , auf die Menschheit im Ganzen ^) , indem er deren Ent- 
wicklungsgang aus unmittelbaren Beobachtungen ableitete. Hiebei jedoch 
verlässt er, soweit es sich nicht um Wiederholungen der Theorie Yom 
mittleren Menschen handelt, den Boden einer statistischen Behand- 
lungsweise und bedient sich mit Unterlassung wirklicher Massenbeob- 
acbtungen derselben Methode, die wir in den meisten Werken über 
Geschichte der Civilisation u. s. w. angewendet finden und betreffs der 
Bevölkerungslehre kommt er nicht weit über Malthus hinaus'^). Nur 
selten wird ein Versuch zu wirklicher Anwendung eines statistische 
Durchschnitts gemacht , z. B. da (Sy^t. soc. 1. 2 s. 1 c. 4) , wo von der 
mittleren Lebensdauer der Staaten die Rede ist. Aus der Dauer des 
assyrischen, egyptischen, jüdischen, athenischen und römischen Reichs 
wird die mittlere Lebensdauer der Staaten auf 1461 Jahre berechnet 
und Quetelet fiudet es einen merkwürdigen Zufall, dass dies genaa 
die Periode Sothiaque ou le cyclo caniculaire des Egyptiens sei: »c'est 
dans la longueur de ce cyde qu'^tait reoferm^e Fexistence du Phönix« 
u. s. w. Es wird kaum nöthig sein , zu bemerken , dass hier unzuver- 
lässige historische Data verwendet sind, dass Staaten keine so homo- 
genen Dinge sind, wie einzelne Menschen und dass der Anfangs* und 
Endpunkt eines Staats sich ^ nicht so präcis erkennen lässt , wie die 
Geburt und der Tod des einzelnen Sterblichen. — 

Wir haben nun einen kurzen Ueberblick über Quetelet's mathe- 
matische Methode in der Statistik, über seine Lieblingsideen und die 
Art und Weise, wie er sich des Durchschnitts bediente, gegeben. Dabei 
wurden seine Extreme besonders hervorgehoben, weil es sich gegenüber 
Ad. Smith, der den Begriff des Durchschnitts mehr ahnte, als präcis 
fasste, darum handelte, zu zeigen, wie weit man es überhaupt damit 
versucht hat. Dabei glaubten wir uns an dem Ansehen Quetelet's 
nicht zu versündigen, denn da seine Lehren das natürliche Entwick- 



34) Du syst. soc. 1.1 s. 1 c. 2: L'on comprtndra par leg indications qni pr^e- 
dent, quelle e«t la direclion qua j'^lablis eotre les lois de diveloppemenl relatives t 
IMiomme et ceUea relatives k l'liumanit^ ou mime a un peuple. 11 faut connaitre les 
preiniires poiir Studier avec succis les secondea. 

35) Er geht hier eod. 1.2 s 1 c. 8 von der falschen Prämisse aus: Chaqoe nstion 
•eloD 868 mojrena de productioii et selon les besoins de ses habilants ne peul dispo- 
•cr que d'un certain nombre de placca au banquet de la vie. 
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lungsprodact aas den Anschauungen der jüngst vorangegangenen Stati- 
stiker sind, er auch sofort viele Anhänger gewann und geistvolle Ge- 
sinnungsgenossen fand, so sind seine wirklich bahnbrechenden Gedan- 
ken, seine wahren Verdienste hinlänglich bekannt. Für uns handelte 
es sich nur darum, zu zeigen, dass sowohl statistische Massenbeobach- 
tungen überhaupt, als insbesondere das Ziehen des Durchschnitts und 
das Ableiten allgemeiner Gesetze für das Zusammenleben der Menschen 
aus den Beobachtungen Etwas ist, wozu sich bei Ad. Smith schon 
mancher Anfang findet und dessen ausgedehnte Anwendung sich natur- 
genübs in die von Ad. Smith begründete Volkswirthsdiaft einfttbrea 
lässt. Man kann in Wahrheit sagen, dass die Nationalökonomen, wenn 
sie jetzt vielfach bei Quetelet und den Statistikern in die Schule 
gehen, zugleich in die FussstapfeA ihres grossen Meisters Ad. Smith 
treten. 



V. 

I 

Zur Geschichte und Kritik der Lehre vom 

Arbeitslohn. 

* Bnte StdUe. 

Von 

H. V* Sebeel» 

Dr. d. Rechte u. d. Philos., Privatdozenten der Nationalökonomie u. Statistik an der 

Universität Halle. 

Der Arbeitslohn ist Gegenstand eingehender wissenschaftlicher Be- 
trachtung nicht vor Ad. Smith geworden. Zwar hat sich bekanntlich 
die Regierungskunst mannigfach mit demselben beschäftigt, zwar stel- 
len ihn die Physiokraten neben Profit und Rente als dritten Faktor 
des Volkseinkommens auf, Turgot sucht schon die Gesetze, nach denen 
er sich regelt *), Paoletti '), Franklin ^) und Petty*) stellen Be- 
trachtungen über seine wirkliche und wünschenswerthe Höhe an, aber 
es fehlt bei alledem der Mittelpunkt der wissenschaftlichen Betrachtung, 
die Defii^tion. Smith ^) sucht dieselbe zuerst historisch abzuleiten, 
indem er sagt: »Das, was durch die Arbeit hervorgebracht wird, ist 
ihre natürliche Belohnung und macht den ersten Arbeitslohn aus.« Er 
lässt aber diesen Gesichtspunkt gleich wieder fallen und meint, im 
gewöhnlichen Sprachgebrauch verstehe man unter Arbeitslohn immer 
den Lohn, welcher zwischen zwei Personen, einem Arbeiter und einem 
Kapitalcigenthümer, welcher jenen in Arbeit setze, verabredet sei, und 
betrachtet demgemäss den Arbeitslohn als Preis der Arbeit, die Arbeit 



» *- *•« 



1) Turgot, Reflexions sur la formation et la distribiition des richesses §6. 

2) Paoletti, Deir Annona. Racc. Custodi. P. M t.XX c. 10et27. 

3) S. Rieh. H^ldebrand, Benjamin Franklin als Nationalokonom. Hilde 
brand'g Jahrbb. 1863 S. 599 u. 655. 

4) Röscher, Zur Geschichte der englischen Tolkawirthschaftslehre S. 75ff. 
6> Wealth of nations cap. 8 u. 10. ^ 



Zur Geschichte und Kritik der Lehre vom Arbeitslohn. ^ 281 

also als Waare, deren Käufer der Arbeitgeber, deren Verkäufer der 
Arbeiter sei ; und wendet nun auf den Arbeitslohn das an, was er auf 
den Preis der Waaren überhaupt für anwendbar hält. Die Arbeit hat 
also wie jede andere Waare ihren wirklichen und ihren Nominalpreis; 
jener besteht in der Quantität von Nothwendigkeiten und Bequemlich- 
keiten des Lebens, die dem Arbeiter für seine Arbeit zu Theil wird, 
dieser in einer gewissen Geldsumme, die ihm dafür bezahlt wird. Auf 
die andere Unterscheidung, welche Smith im Waarenpreise macht, 
nämlich den natürlichen oder gewöhnlichen und den Marktpreis, wird 
beim Arbeitslohn kein besonderes Gewicht gelegt. Er sagt nur, dass 
dasjenige Maass des Arbeitslohns, das an einem gewissen Orte oder zu 
einer gewissen Zeit das gewöhnliche ist, an diesem Orte, für diese Zeit 
als das natürliche angesehen werden müsse®), während der Marktpreis 
der Waaren, also auch der Arbeit, der sei, für welchen »eine Waare 
gewöhnlicher Weise verkauft wird«. Er kann bald über, bald unter 
dem natürlichen Preise stehen, bald diesem gleich sein. Bekanntlich 
ist von Ricardo der natürliche Preis der Arbeit *zum Gegenstande 
umfassender Untersuchungen gemacht worden. Nach beiden Schrift- 
stellern, Smith wie Ricardo '^), ist der natürliche Preis der Produk- 
tionspreis. Indem sich nun Ricardo fragte, was sind die Produk- 
tionskosten der Arbeit, so kam er auf folgende Bestimmung des natür- 
lichen Preises der Arbeit®): »Derselbe ist derjenige, welcher nothwen- 
dig ist, um die Arbeiter, einen mit dem andern, in den Stand zu setzen, 
zu bestehen und ihr Geschlecht fortzupflanzen.« Malthus nennt die- 
sen natural price Ricardo's »a most unnatural price« ^), weil im na- 
türlichen Zustande der Dinge, d. h. ohne unnatürliche Hindernisse des 
wirthschaftlichen Fortschritts, solch ein Preis nirgends ein dauernder 
sein könne, so lange nicht die Bodenkultur und Produkteneinfuhr bis 
auf ihre äussersten Grenzen getrieben seien; und definirt seinerseits 



6) Smith, Nationalreichthum Cap. 7. 

7) Zwischen Smith und Ricardo wäre noch Canard zu beachten, der Prin- 
cipes (1801) cap. 3 den „nothwendigen'' Arbeitslohn mit dem niedrigsten Preis der 
Waaren identifizirt. Er nennt den Arbeitslohn den „gewöhnlichsten** Preis einer 
Arbeit, ohne Rauf von Arbeit und Kauf von Waaren zu unterscheiden. Sein Aus- 
spruch: „der natürliche (= nothwendige) Arbeitslohn ist ein breites Band, wovon 
die Richtung des einen Saumes gegen das Elend, die des anderen gegen den reich- 
lichsten Oenuss überfifissiger Consumtion geht,** ist unverständlich, nachdem er vor- 
her den naturlichen Arbeitslohn mit den Lebensnothwendigkeiten „ohne überflüssi- 
gen Genuss** identifizirt hat. 

8) Principles cap. V. 

9) Malthus, Princ. IV sect. IL 

IX. 19 
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den natürlichen oder pothwendigen Preis der Arbeit in einem Lande 
als den, »welcher bei der gegebenen Gesellschaftsverfassung nothweo- 
dig ist, um ein für die Nachfrage genügendes durchschnittliches Ar- 
beitsangebot zu bewirken,« dagegen den Marktpreis als den, »welcher 
durch zeitweilige Ursachen bisweilen höher, bisweilen niedriger steht, 
als für das Gleichgewicht der Nachfrage und des Angebots nöthig er- 
scheint«. Ferner sucht Malthus den Ricardo-Smith'schen Aus- 
druck dahin zu präzisiren, dass er den Arbeitslohn nicht nur als Preis 
der Arbeit im Allgen)einen , sondern als Preis der Arbeitsanstrengung 
auffasst, und dem gegenübersetzt den price of effective labour, als den 
Geldpreis einer bestimmten Arbeitsleistung:**^). Auch bei Torrens'*) 
und Senior '^) wird der Arbeitslohn als Preis der ArbeitsanstreD;>ung 
gefasst, während Mac Cul loch '^) denselben nur im Allgemeinen als 
Vergeltung für die Dienste des Arbeiters bezeichnet, F. Schmidt hin- 
gegen den Nachdruck auf die Bezahlung der Arbeitsleistung legt *^). 

Alle Schriftsteller sind darüber einig, dass unter die Kategorie 
des Arbeitslohns alles dasjenige Einkommen falle, welches sich nicht 
als Rente oder als Kapitalprofit cbarakterisiren lässt, und noch einer 
der allerneuesten über diesen Gegenstand, EngeP'^), nimmt keinen 
Anstand, von dem Arbeitslohn eines Generals zu reden. Danach iden- 
tifizirt sich also der wissenschaftliche Begriff des Arbeitslohns nicht 
mit dem des gemeinen Sprachgebrauchs, wo wenigstens im Deutschen 
nicht von dem Arbeitslohn eines Feldherrn, Beamten oder DienstboteD 
die Rede ist, sondern mit dem des Lohnes überhaupt. Selbstverständ- 
lich ist freilich, dass überall das Hauptgewicht auf die niederen Ar- 
beitsgattungen gelegt wird**), und einige, wie Röscher*^), unter- 
scheiden den »Preis der gemeinen Arbeit« von dem der höheren noch 
besonders. Einen eigenthümlichen Standpunkt nehmen schliesslich Sis- 



10) Malthus, Definilions in Pol. £c. cap. X. Unwesenllicli sind die weitereo 
Unterscheidungen von nomi.ial und real ivages, wie bei Smith, uod price of Ubour, 
amoimt of labour, ehendas. 

11) Torrens, On Wages and Combinalion. London 1834. p. 4et5. 

12) Senior, Ttiree leclures on Uie rate of wages. 2. ed. London 1831. Lect. !• 

13) Mac Culloch, A Trealise on the circumstances wich determine tbe rate of 
wages. 2. ed. London 1854. p. 1. 

14) F. Schmidt, Untersuchungen ober Bevölkerung, Arbeitslohn und Pauperis- 
mus. Leipzig 1836. § 28. 

15) Engel, Der Preis der Arbeit. Zwei Vorträge. In der Virchow - Holtzen- 
dörfischen Sammlung 1866. Heft 20 u. 21. 

16) S|ay, Trait^ liv. IT, 7 § 4. 

17) Röscher, Grundlagen. 1864. §160. 
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mondi und Tbünen ein; d^ grösste Naehdniek der Betrachtang 
liqgt bei ihnen nieht auf dem Lohn als Preis und der Arbeit als 
Waare» sondern sie prüfen den Arbeitslohn als das Einkommen der 
anneren, abhängigen und niederen Klassen der Gesellsehaft aus ethi- 
schen Gesichtspunkten. Die Gedanken Sismondi's sind nicht genug 
au^earbeitet , um ihn zu einer wissenschaftlichen Definition kommen 
zu lassen ^^); Tbünen konstruirt einen idealen Arbeitslohn, indem er 
sich zunächst den Arbeiter als einen Kapitalisten vorstellt, welcher sein 
Arbeitsprodukt als Lohn erzielt , wünscht den heutigen Arbeiter als 
solchen vorgestellt zu wissen, welcher mit einem eben so grossen gelie* 
benen Kapital arbeitet, und will nun ermitteln, was naturgemäss dem* 
Darleiher eines solchen Kapitals als Zinsfuss, dem Leihenden resp. dem 
Arbeiter als Lohn zufallen müsse. So erhält er einen nothwendigen, 
natürlichen oder gerechten Arbeitslohn *^). 

Bei Thünen, seit dessen Untersuchungen die Begriffebestimmung 
des Arbeitslohns keine nennenswertben Fortschritte gemacht hat, finden 
wir also doch schon manche Punkte klarer, als im Anfang der Lehre, 
Namentlich tritt in seiner Betrachtung der Unterschied zwischen Ar* 
beitsertrag und Arbeitslohn deutlich hervor, denn'' er wünscht den er- 
steren an die Stelle dest letzteren zu setzen. Jene Unterscheidung ist 
für A. Smith, wie wir gesehen haben, vollkommen unklar, wird auch 
von seinem deutschen Comnientator Kraus nicbt zur völligen Klarheit 
gebracht***) und von andern Schriftstellern mehr übergangen als her- 
vorgehoben. Smith begründet seine oben gegebene Erklärung vom 
»ersten Arbeitslohn« nämlich folgendermaassen : Der Zustand der Dinge, 
in welchem der Arbeiter das ganze Produkt seiner Arbeit sich zueig- 
nen konnte, dauerte nicht länger, als bis Grund und Boden Eigenthum 
geworden waren und Kapitalien sich gesammelt hatten; dann sei der 
Arbeiter gezwungen worden, dem Grundbesitzer und Kapitalisten einen 



18) Sismondi, Nouveaux Principes I. 379: Le 8a1aire n'est pas seulement nne 
cempeiiKalion du travail calculie a tant par heure d'apres sa dur^e c'est le revenu 
du pauvre. 

19) Thfinen, Der nalurgcmaase Arbeitslohn. Rostock 1850. Dazu den Aufsatz 
Ton Helfer ich: Ueber Thöneu's Lehre vom Arbeitslohn. Tübinger staatsw. Zeit- 
schrift 1852- S. 393fif. — Laspeyres, Wechselbeziehungen zwischen Volksvermeh- 
rung und Arbeitslohn. Heidelb 1860. (Auf Grund der Thunen'schen Berechnungen.) — 
6. F. Knapp, Zur Prüfung der Lehre vom Zinsfuss und Arbeitslohn in TItönen's 
igoliriem Staat. Braunachw. 1865. (Nachweis der Unbrauchbarkeit der Thftoen'tchea 
Berechnungen.) 

20) Kraus, Staats wirthschaft. Königsb. 1808t. L S. 197 ff. 

19* 
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Theil seines Arbeitsertrages als Grundrente und Kapitalzins abzugeben. 
Hier ist erstens unklar, warum jene ersten Produzenten, welche Smith 
Arbeiter nennt, plötzlich durch Andere verdrängt werden, welche sich 
einen Theil ihres Gewinnes anmaassen, warum nicht vielmehr jene 
Arbeiter selbst Grundeigenthümer und Kapitalisten werden. Zweitens 
aber ist klar, dass Smith hier nicht von Arbeitslohn, sondern von 
Arbeitsertrag, nicht von kapitallosen Arbeitern, sondern von selbstän- 
digen Produzenten spricht. Arbeiter »auf eigene Rechnung«, von denen 
Smith spricht, sind eben keine Arbeiter, sondern Unternehmer, em- 
pfangen keinen Arbeitslohn, sondern Unternehmergewinn. Der gerechte 
'Arbeitslohn Thünen's ist allerdings auch ein Untemehmergewifin, 
aber Thünen stellt eben einen Arbeitslohn auf, wie er sein soll, im 
Gegensatz zu dem, wie er ist. 

* Ein zweiter Fortschritt besteht bei Thünen darin, dass der Ar- 
beitslohn nicht mehr blos als Preis der Waare : Arbeit, sondern mit 
Rücksicht auf die gesellschaftliche Klasse aufgefasst wird, deren Ein- 
kommen er bildet. Einerseits wird man dadurch verhindert, von dem 
Arbeitslohn eines Generals, Beamten u. s. w. zu sprechen, deren Ein- 
kommen aus demselben Gesichtspunkte wie das des Fabrikarbeiters 
betrachten zu wollen schon dem natürlichen Gefühl und, wie nachher 
zu zeigen, auch der Logik widerspricht. Andrerseits eröflFnet sich in 
Thünen's Anschauungsweise ein weites Feld nicht nur chrematisti- 
scher Speculation , sondern wirklich nationalökonomischer und echt 
sozialwissenschaftlicher Untersuchung, deren Gegenstand nicht nur die 
Waare, sondern der Mensch ist, deren Ausgangspunkt nicht nur vom 
Standpunkt des Geschehens, sondern auch des Geschehensollens genom- 
men wird. Ad. Smith und seine Nachfolger betrachten Arbeiter, 
Arbeit, Arbeitslohn nur vom Standpunkte des Kapitalisten. MacCul- 
loch spricht es geradezu aus: »Der Arbeiter ist ein Theil des Natio- 
nalkapitals und als eine Maschine zu betrachten, welche eine gewisse 
Auslage an Arbeit zu ihrer Construction erfordert hat^*).« So sind 
also die Arbeiter nur Produktionsinstrumente für die Nation der Kapi- 
talisten. Die Fortschritte der Volkswirthschaft, sagen alle Anhänger 
Smith 's, bestehen in der Ersparniss von Arbeit. Wie ist aber dies 
zu verstehen? Nicht so, dass dem Arbeiter die Arbeit erspart werden 



21) Mac Cu 11 och, Principles. 4. ed. London 1859. p. 373. Diese merkwördig^e 
SfeUe lautet wörtikh: The labourer is himself a portim of the national capital and 
may be considered in the light of a machine which it has required a certain outlay 
of labour to construct. 
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müsse, um ihn von einfer Produktionsmaschine zum Menschen zu ma- 
chen, sondern es muss dem Kapitalisten die Waare » Arbeit ^^ erspart 
werden, behufs Verbilligung der Produktion und Vergrösserung des 
Kapitalprofits. Daraus folgt die einseitige Auffassung des Arbeitslohns 
als Preises dieser Waare, welche von jenen Produktionsinstrumen- 
ten, die MacCulloch Arbeiter nennt, geliefert wird. Diesen Stand- 
punkt verlassen zu haben, das ist der Fortschritt Sismondi's und 
Thünen's. 

Wir hoffen, nunmehr die Stufe gekennzeichnet zu haben, auf wel- 
cher die wissenschaftliche Definition des Arbeitslohns heutzutage steht. 
Nachdem dieselbe durch die Anstrengungen so vieler bedeutender Den- 
ker sichtbarlich so unbedeutende Fortschritte gemacht hat, wollen wir 
die Vollendung nicht mit einem Schlage herbeizuführen suchen, sondern 
nur einige Gesichtspunkte angeben, welche für die richtige Auffassung 
dienlich sein möchten. 

Der Arbeitslohn in seiner heutigen Bedeutung^ist ein Produkt der 
modernen Geldwirthschaft, welche dem ökonomischen Produktions- und 
Vertheilungsprozesse eine neue und eigenthümliche Gestaltung gegeben 
hat. Die antike Geldwirthschaft hatte zur Grundlage die Institution 
der Sklaverei**). Die Arbeit selbst und das Arbeitsprodukt waren 
Eigenthum ein und desselben Besitzers, der jedoch nicht der Arbeiter 
selbst war. Der Produktions- und Vertheilungsprozess waren nicht 
geschieden, wohl aber Produzent und Arbeiter*'). In der mittelalter- 
lichen Naturalwirthschaft gestaltet sich das Eigenthum an der Arbeit 
zu einem bedingten Rechte (wie man überhaupt das Mittelalter vor- 
zugsweise das Zeitalter der bedingten Rechte nennen kann) ; das Eigen- 
thum des sArbeiters aifl Arbeitsprodukt wird durch Miteigenthum be- 
schränkt, Produktions- und Vertheilungsprozess, Produzent und Arbei- 
ter fallen theilweise zusammen. In der modernen Geldwirthschaft ist 
die Arbeit Eigenthum des Arbeiters, dieser ist wirthschaftlich frei, aber 
es ist daraus nicht die Gonsequenz gezogen, dass das Eigenthum am 
Arbeitsprodukt aus dem der Arbeit folgen müsse; es ist nicht wie in 
der antiken Geldwirthschaft der Zusammenhang zwischen Eigenthum 
der Arbeit und des bearbeiteten Gegenstandes hergestellt, auch nicht 



22) Unfergchiede der antiken und modernen Geldwirthschaft charakterisirt: von 
Scheel, Der Begriff des Geldes u. s. w. Hildebrand's Jahrbb. 1866. I. S.24, und 
Die wirthschafll. Grundbegriffe im Corpus juris civilis. Ebendas. S. 337. 

23) Arbeitslohn fällt im Alterthum mit Kapitalprofit zusammen. Was man dort 
gewöhnlich als Arbeitslohn bezeichnet findet, ist nur Miethgeld ffir verliehene Ar- 
beitssklaven. 
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das Prinzip des bedingten Arbeitseigendiuins aas der Naturalwirthschaft 
des Mittelalters beraberg^onunen, sondern es sind auf neue Prodak* 
tionsformen die Vertheilungsforroen der Sklavenwirthschaft angewendd;, 
nur dass der Lage der Sache nach der Tbeil, welcber früber den Skla- 
ven gezablt wurde (derselbe brauchte nicht das st^enannte Ricardo'- 
sehe Minimum zu sein), nun in das freie Eigenthum des Arbeiters 
übergeht. Wiederum wie in der antiken Wirthschaft ist der Produzent 
vom Arbeiter gänzlich getrennt, aber der Zusammenhang zwischen 
Produktions -^ und Vertheilungsprozess ist seiner natürlichen Basis, des 
Zusammenhangs zwischen Arbeit und Arbeitsprodukt, beraubt. Die 
Arbeit ist nicht mehr Eigenthum des produzirenden Kapitalisten, aber 
das Arbeitsprodukt noch nicht Eigenthum des produktiven Arbei- 
ters •*). 

Hieraus ergiebt sich im Allgemeinen Begriff und Stellung des Ar- 
beiters in der modernen Wirthschaft. Als Bearbeiter fremder Stofie 
für fremde Rechnung wirkt er direkt bei der Güterproduktion mit. 
Das Produkt seiner freien Arbeit ist einer bestimmten Abschatzong 
fähig ; es bildet aber nicht die Belohnung derselben , sondern diese 
besteht in einem Antheil am allgemeinen Produktionsertrage, welcber 
zum Unterhalt seiner Arbeitskräfte ausreichen muss. Seine sozide 
Stellung charakterisirt sich hiermit einerseits gegenüber der des Pro- 
duzenten , welcher im Kapital seine Widerstandskraft im Kampfe tun 
das Dasein findet ; andrerseits gegenüber der des Dienstleistenden, wel- 
cher nicht direkt bei der Güterproduktion mitwirkt, dessen Leistungen 
einer unmittelbaren Abschätzung in Geld nicht fähig sind und dessen 
Rückhalt in der Abhängigkeit seiner sozialen Stellung besteht. 

Hieraus ergiebt sich die Unterscheidung des Arbeitslohns vom Es- 
pitalprofit einerseits und dem Lohn im Allgemeinen und dem Dieost- 
lohn andrerseits**). 

Wenn wir also im Folgenden von den Bestimmungsgründen des 
Arbeitslohns handeln wollen, so meinen wir die Bestimmungsgründe 



24) Thunen, Der naturgemisse Arbeitslohn 8. 207: „In der Trennnnip dei 
Arbeiters von seinem Produkt liegt die Quelle des Ufbels.** 

25) Hiernach ist es unzulässig, ?on dem Arbeilslolin eines Generals, ebenso wie 
Ton dem eines Dienstboten zu sprechen. Der Gehalt des Beamten wie der Lohn des 
Dienstbolen sind viel mehr in ihrer sozialen Stellung, als in ihrer Arbeit begründet. 
Die Verwirrung dieser Begriffe beginnt mit dem 10. Capitel von Ad. Smith'o Ni" 
tionalreichthum und zieht ftich durch die ganze Literatur des Arbeitslohns hindurch. 
Die Hohe dieser verschiedenen Einkommenszweige aus denselben Gesetzen ableiten 
zu wollen, ist praktisch und logisch unmöglich. 
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des Einkammens derjenigen Klasse der modercen Gesellschaft, welche 
wir soeben als Arbeiter zu charakterisiren suchten , und fassen also 
den Begriff des Arbeitslohns nicht als eine Belohnung der Arbeit im 
Allgemeinen, sondern als Belohnung des Arbeiters*^). 

Als Grandlage unserer ersten Studie über die Bestimmungsgründe 
des Arbeitslohns wählen wir den Lohn des gegebenen Arbeiters zur 
gegebenen Zeit am gegebenen Orte, und weichen von diesem Prinzip 
nur so weit ab, als es zur Erläuterung des Gegenstandes unumgäng- 
lich ist. 

Hoher und niedriger Arbeitslohn. 

Hiemach, wird also der Arbeitslohn hoch oder niedrig seiu, steigen 
oder fallen, jenachdem der Arbeiter für dieselbe Arbeitsleistung und 
Anstrengung gut oder schlecht bezahlt wird. Die Supponirung gleicher 
Arbeitsquantitäten ist für die Schätzung des Lohns, besonders aber zur 
Yergleichung seiner Höhe in verschiedeneu Orten und Zeiten durchaus 
noth wendig *') ; erst durch Rücksicht auf die Arbeitsquantität unter- 
scheidet sich der Lohn vom Einkommen des Arbeiters. 

Die Schätzung des Lohns erfolgt nun entweder in der Quantität 
von Geld'®) — nomineller Lohn nach A. Smith — oder der Quantität 
von Nützlichkeiten, welche der Arbeiter sich beschaffen kann — realer 
Lohn. Nur der letztere ist es natürlich, welcher für die ökonomische 
Lage^ des Arbeiters in Betracht kommt. Der Unterschied zwischen 
Geld- und Naturallohn kommt nicht in Betracht, wenn von dem Lohn- 
betrage zur selben Zeit am selben Orte die ßede ist; wenn jedoch auf 
verschiedene Orte und Zeiten Rücksicht genommen wird, so erhalten 
die Ausdrücke hohe und niedere Löhne einen sehr verschiedenen 
Sinn, jenachdem die Höhe des Lohns nach Geld oder nach Gütern 
geschätzt wird. 

Diese Sätze sind einfach und unterliegen seit Ad. Smith keinem 
Zweifel. 



26) Bau, Volkftwirlhschaftslehre. 1863. §187 definirt: „Die Vergütung, die der 
Arbeiter als solclier erhält, ist der Lolin.** Dabei versäumt er aber, den Begriff 
Arbeiter näher zu cliarakterisiren. Infolge dessen gelingt es ihm auch nicht, den 
Arbeitslohn Yon Unlernehmergewinn und Dienstlohn auszuscheiden. 

27) Senior a. a. 0. S.U. lieber die Lohnhohe in England und Frankreich aus 
diesem Gesichtspunkte. Ebenso Senior, Political Economie. 6. ed. London 1863. 
p. 150. 

28) Zur Beurtheilung des Tauschwerlhs der Lohne in den verschiedenen Län- 
dern: B. Hildebrand, Nationalökonomie der Gegenwart u. Zukunft. Frankf. a. M. 
1848. $40 u.U. 
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Bekanntlich ist aber in den Untersuchongen Ricardo 's aber die 
Arbeit als Regulator des Taaschwertbs, weiter ausgeführt von J. Mi 11 
und Mac'Culloch, der Ausdruck hoher und niedriger Arbeitslohn 
nicht in dem Sinne gebraucht, dass er die dem Arbeiter wirklich zu- 
kommende Quantität von Gütern bezeichnet, sondern so, dass der Ar- 
beitslohn hoch oder niedrig sei, jenachdem der Antheil des Arbeiters 
am Arbeitsproduct gross oder klein sei im Verhältniss zum Eapitalpro- 
fit; und dieser Arbeitslohn sei nach seinem Sachwerthe, nämlich nach 
der Menge von Kapital und Arbeit anzuschlagen, welche angewendet 
wurden, um ihn hervorzubringen, und nicht nach dem Nennwerthe, 
nämlich in Kleidung, Gütern, Geld oder Getreide '•). Diesen Begriff 
des Arbeitslohns kann man dem quantitativen Lohn gegepüber als den 
proportionalen bezeichnen; es ist klar, dass nicht dieser, sondern nur 
der erstere einer Untersuchung über die Bestimmungsgi*ünde des Lohns 
zu Grunde zu legen ist. Das Verhältniss des Gesammtantheils der 
Arbeiter am Gesammtprodukt gegenüber dem Gesammtantheil des Ka- 
pitals an demselben kann ein sehr verschiedenes sein, während die 
dem einzelnen Arbeiter wirklich zufallende Güterquantität dieselbe 
bleibt, und umgekehrt. Wir dürfen über diesen Punkt um so eher kurz 
hinweg gehen, als Ricardo' s Auffassung anderwärts vielfach beleuch- 
tet und kritisirt ist *®). Den 'für unsere Zwecke brauchbaren Begriff 
des Arbeitslohns betrachtet Ricardo in seinem fünften Hauptstück. 

- Der Begriff des proportionalen Lohnes liegt auch der Theorie 
Carey's") von der Lohnquote zu Grunde, wo die Irrthümer Ricar- 
do's noch dadurch vermehrt werden, dass Garey das Steigen und 
Fallen der Produktivität der Arbeit mit dem Steigen und Fallen des 
Arbeitslohns verwechselt '*). 



29) Ricardo, Grundsätze, in Baumstark's UebersetzungS. 38. Dazu Ba u in- 
star k's Erläuterungen (Leipzig 1838) S. 685 ff. und Edinburgh Review XL. p. 14 sqq. 

30) MalthuB, Principles eh. IV sect. V. Definitions eh. V. — Senior, Three 
lectures p. 3. — Quarteriy Review XLIV, 27 sqq. — Rau, Volksw.-Lehre §203. — 
Mac Cülloch pari. II eh. 4. — Dupont- White, Essai sur les Relations da tra- 
vail avec le Capital (Paris 1816) sucht einen Antagonismus zwischen Arbeitslohn 
und Kapitalprofit zu beweisen ; seine Deduktion wird jedoch haltlos durch Vermi- 
schung des proportionalen und quantitativen Arbeitslohns. 

31) Carey, Sozialwissenschaft und Lehrbuch cap. 34. — Essay on the rate of 
wages. Philad. 1835. p. 230. 

32) Nicht nur in der Lehre vom Lohn, sondern auch in vielen andern Punkten 
seiner Theorie ist Carey so unglöcltlich , nicht nur alle Schwächen der Auffassung 
seiner Gegner zu den seinigen zu machen, sondern dazu noch die Schwächen seiner 
eigenen Logik zu fügen, welche aus den sonderbarsten Mährchen von Robinson 
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Lohnhöhe in verscliiedenen Beschäftigungen. 

In dem sefai* bekannten zehnten Kapitel des ersten Buchs seines 
Nationalreichthums leitet Ad. Smith die Verschiedenheit der Löhne 
in den verschiedenen Beschäftigungen aus folgenden fünf Gründen her : 
Der Arbeitslohn ist grösser oder geringer, 1) jenachdem die Arbeit 
leicht oder schwer, angenehm oder unangenehm, reinlich oder unrein- 
lich, ehrenvoll oder entehrend ist,. 2) jenachdem die Arbeit leichter 
und billiger oder schwerer und theurer zu erlernen , 3) jenachdem die 
Beschäftigung eine mehr oder weniger ununterbrochen fortzusetzende 
ist , 4) jenachdem das auf den Arbeitenden zu setzende Vertrauen grös- 
ser oder geringer , 5) jenachdem die Wahrscheinlichkeit des Gelingens 
grösser oder kleiner ist. Dieselbe Darstellung findet sich bei Kraus*'); 
und Schlötzer'*) macht auf Grund dieser Ansicht sogar den Ver- 
such, die Höhe des Arbeitslohns durch eine algebraische Berechnung 
zu bestimmen nach dem Verhältniss des Aufwandes, welcher zur Er- 
langung der nöthigen Kunstfertigkeit zu machen war; Lotz'*) hin- 
gegen führt aus, dass weder die Erlernungskosten noch die Gefahr 
eine innere Verschiedenheit des Lohnes herbeiführen, sondern dass 
diese vielmehr in den allgemeinen. Verhältnissen zu suchen sei , welche 
bewirken, dass kostbare und gefährliche Arbeiten viel seltener ergriffen 
und deshalb auch besser bezahlt werden, als solche, welche durch Bil- 
ligkeit und Ungefährlichkeit eine allgemeine Konkurrenz herbeiführen; 
macht dagegen darauf aufmerksam, dass der Umstand, ob die Arbeit 
als Haupt- oder Nebenbeschäftigung getrieben werde, eine innere Ver- 
schiedenheit des Arbeitslohns bedinge. Malthus'*) hingegen leugnet 
ganz, dass dergleichen in der Natur der Beschäftigung begründete Ver- 
schiedenheiten überhaupt existiren, und glaubt Alles auf das Verhält- 
niss von Nachfrage und Angebot zurückführen zu müssen. Auch J. St. 
MilP^), obgleich er Smith 's Ausführungen als richtig anzuerkennen 



und Freitag Consequenzen für die wirkliche Volkswirtbschaft zu ziehen sucht. 
Carey's Lohntheorie ist als Yollständig nichtig nachgewiesen bei F. A. Lange, 
J. St. Mill's Ansichten über die soziale Frage und Carey's angebliche Umwälzung 
der Volkswirthschaftslehre (Duisb. 1866) S. 218 ff. 

33) Kraus, Slaatswirthsch. H. 8.5?. AehnUch Canard, Grundsätze (deutsche 
Hebers. Ulm 1806) S. 8. 

34) Schlötzer, Anfangsgründe I, 118. 

35) Lotz, Revision der Grundbegriffe (Leipzig 1813) §200. 

36) Malthus, Principles eh. IV sect. I p. 220 sqq. 

37) J. St. Mill, Grundsätze der polit. Oek. (übers, v. So et beer. Hamb. 1862) 
Buch II C. 14 Bd. I S. 390 ff. 
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scheint, schiebt doch denselben einen anderen Sinn unter, indem er die 
Verschiedenheiten nicht aus der Natur der Beschäftigung, sondern aus 
der grösseren oder geringeren Konkurrenz, zu welcher jene anreize, 
ableitet, ebenso Mac Gull och '^). Beide Schriftsteller geben Qbrigens 
sehr ausführliche Beleuchtung der von Smith aufgestellten Fälle. Allen 
indess ist gemeinschaftlich, dass sie den grössten Theil ihrer Beweise 
nicht vom Arbeitslohn, sondern dem Dienstlohn und Gewerbsprofit 
ableiten. 

Danach wären also die Grenzen streitig, wie weit die Höhe des 
Lohnes sich aus der Natur der Beschäftigungen selbst, wie weit aus 
der Wirkung der allgemeinen BestimmungsgrOnde ergebe ; , es handelte 
sich darum, ob der Arbeitslohn, so zu sagen, in reinem Zustande vor- 
komme, oder ob in demselben eine Prämie für Erfüllung der eigen- 
thümlichen Erfordernisse des Geschäfts enthalten sei. Jede Arbeit hat 
ihre eigenthümlichen Bedingungen, will anerzogen oder anerlemt sein, 
bedarf der physischen, intellectuellen , moralischen Vorbereitung; in 
jedem Arbeitslohn sind diese Eigenthümlichkeiten mit enthalten '^) ; es 
giebt weder eine allgemeine Arbeit, noch einen allgemeinen Arbeits- 
lohn. Die Untersuchung der Bestimmungsgründe wird deshalb von dem 
Arbeitslohn in der gegebenen Beschäftigung ausgehen und dann ver^ 
gleichen müssen, wie weit dieselben allen Beschäftigungsarten gemein- 
sam sind. 

Die Quellen des Arbeitslohns. 

Die Fonds , aus welchen der Arbeitslohn gezahlt wird , sagt A d. 
Smith, sind von zweierlei Art: sie bestehen entweder aus dem lieber- 
Schüsse der Einkünfte eines Mannes, oder aus dem Ueberschusse seiner 
Kapitalien, das heisst aus dem, was er von dem ersten nicht zu seinem 
eigenen Unterbalte braucht oder was er von den andern nicht bei sei* 
Der eigenen Arbeit anlegt. Damit ist also gesagt, dass alle Werthe, 
welche nicht von den Besitzern selbst consurairt werden, sich in Ar- 
beitslöhne auflösen. Malthus macht dagegen schon in seinem be- 
rühmten Essay on population *®) geltend, dass jener von Smith ge- 



38) MacCulloch, A Treatise on the circumslances which detereine the rate 
of ivagpg (2. ed. London 1854) cli. V p. 53fiqq. 

39) Die Ausdrücke: gemeine Arbeit, Handarbeil o. dgl. aind deshalb wissenschaft- 
lich nicht brauchbar. 

40) Malthus, An Essay on the principle of population (New Ed. London 1803) 
b. III cb. 7: Every increase of the slock of reveniie of a nation cannot be eonaidered 
as an increase of the real funds for the maintenance of Jabour. 
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meinte Uebersdittss zwar die Möglichkeit in sich enthalte, den Lk^- 
fonds zu bilden, derselbe jedoch nur insoweit wirklicher Lohnfonds 
(fund for the maintenance of labour) sei, als er in Gütern bestehe, die 
zum Unterhalt der Arbeiter angewendet werden. Die weitere Ausfüh- 
rung und Vertheidigung dieser Ansicht bildet den Hauptgegenstand 
von Senior 's schon öfter citirten Three lectures. Andrerseits wird 
von Ricardo^') als Quelle des Arbeitslohns das Kapital angegeben, 
d. h. »derjenige Theil des Volksvermögens, welcher auf die Hervorbrin- 
gung verwendet wird und aus Nahrung, Kleidung, W^kzeugen, Roh- 
stoffen, Maschinen u. s. w. besteht, die nothwendig sind, um die Arbeit 
in's Werk zu setzen und derselben Erfolg zu geben«. Schon vor ihm 
tiatte Lotz^') betont, dass nicht alles Kapital, sondern nur das, wel- 
ches wirklich auf die Beschäftigung arbeitender Hände verwendet werde, 
den Lohnfonds bilde; und Mac CuUoch^') sagt, dass nicht das Ka- 
pital im Allgemeinen, sondern nur der Theil Quelle des Lohns sei, wel- 
cher bestimmt sei »for the use and accomodation of the labouring 
class«. Etwas bestimmter drückt sich J. St Mi 11 aus, der als Lohn- 
fonds das umlaufende Kapital eines Landes betrachtet, soweit dasselbe 
zum direkten Ankauf von Arbeit bestimmt sei ^^) ; hinzuzurechnen seien 
jedoch alle Fonds, die, ohne einen Theil des Kapitals zu bilden, im 
Austausch für Arbeit bezahlt werden, namentlich als Dienstlohn und 
Sold. Kapital, welches der Eigner nicht anwende, um Arbeit zu kau- 
fen, sei für die Arbeiter so gut als nicl^t vorhanden. Einer der neue- 
sten Schriftsteller hingegen, Fawcett**), nennt einfach das umlau- 
fende Kapital eines Landes seinen Lohnfonds. Baumstark ^^) ergänzt 
die Ricardo 'sehe Ansicht dahin, dass ein Theil der Arbeiter aller- 
dings mit Kapital, ein anderer aber mit Verbrauchsvorrath unterhalten 
und bezahlt werde, und zwar das Erstere in den Gewerbsarbeiten, das 
Letztere in den Dienstverhältnissen. AlF diesen Meinungen gegenüber 
steht die von Hermann^'), welcher behauptet, dass es das Einkom- 



41) Ricardo, Principles. Baumstark'B Uebers. S. 74. 

42) Loii, Revision §196. ^ 

43) Mac Cullocli, Treatise on wsgea p. 4. 

44) J. St. Siin, Grundüälze Buch II C. 11 hfbt besonders hervor, dass Nach* 
frage nach Sachgülern nicht gleich Nachfrage nach Arbeit sei. Jene bezieht sich auf 
die Resultate fi oberer, vergangener Arbeit, diese auf die Arbeiter selbst. 

45) H. Fawcett, The Economic Position of the British Labourer. London 1865. 
p. 120. 

46) Baumatark, Erläuterungen S. 597. 

47) fl ermann, Staatswirtlisctiafll. Untersuchungen (1832) S. 281. 
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men der Consumenten sei, aus welchem der Arbeitslohn bezahlt werde. 
Erstens sei die Menge der Dienstleistenden, welche unleugbar aus dem 
Einkommen salarirt würden, eine sehr bedeutende, und dann diene in 
den Gewerben die Lohnauslage nur dazu , dem Consumenten in jeder 
Periode die neuen Leistungen der Arbeiter zugänglich zu machen und 
die definitive Lohnzahlung der Letzteren zu vermitteln. Dieselbe Mei- 
nung hat neuerdings Rösler*') wieder vorgetragen; die Schwächen 
derselben sind jedoch schon früher von F. Schmidt *•) überzeugend 
dargethan. De¥ Letztere hält die Ansicht aufrecht, dass die Gewerbs- 
arbeiter aus dem Kapital des Unternehmers bezahlt werden. 

Das ist in kurzen Zügen der Stand der Wissenschaft in diesem 
Punkte. Ein Theil des Vorgetragenen hat für uns selbstverständlich 
keine Gültigkeit, weil wir den Begriff des Arbeitslohns enger fassen, 
als bisher in der Literatur allgemein geschah. Annehmen , dass der 
Arbeitslohn nur aus dem Einkommen der Consumenten bezahlt würde, 
hiesse voraussetzen, dass die Produzenten nur dem Einkommen ihrer 
Käufer gemäss und auf deren Bestellung produzirten, und auch dann 
würde diese Art der Bezahlung immer eine sehr indirekte sein und 
doch zunächst aus dem Kapital des Unternehmers erfolgen müssen. 
Der wirklichen Lage der Verhältnisse nach scheint es aber wenig zu 
bedeuten, wenn man sagt, dass z. B. der Consument, ein Goldgräber, 
welcher heute in Californien ein Hemd kauft, das er vor einem Jahre 
als Fabrikarbeiter in der Rheinprovinz verfertigte, den Arbeitslohn des 
Hemdenverfertigers bezahle. Wenn nun das Hemd unterwegs unter- 
gegangen wäre? Und kann man schliesslich nicht den Produzenten 
selbst als Consumenten von Arbeit betrachten? VPas aber der Fabri- 
kant oder Grundbesitzer zum Unterhalt der Arbeiter verwendet, ist der 
bisher üblichen Ausdrucksweise nach nicht Einkommen, sondern umlau- 
fendes Kapital; aus ihm wird also der Lohnfonds hervorgehen. Wenn 
wir nun aber diesen mit Malthus, Senior und MacCulloch als 
aus der Masse derjenigen Güter bestehend denken, welche zum Unter- 
halt der Arbeiter bestimmt sind — wie ist dieser Fonds seiner Grösse 
nach zu erfassen? Offenbar kann nicht ein bestimmtes Kapitalquan- 
tum darunter verstanden werden, welches etwa am Anfang des Jahres 
mit der Absicht deponirt würde, eine bestimmte Arbeiterzahl das Jahr 
über zu unterhalten — wenigstens kann einem solchen kein bestim- 
mender Einfluss auf Zahl und Belohnung der Arbeiter zugeschrieben 



48) H. R Osler, Zur Kritik der Lehre toiu Arbeitslohn (Erlangen 1861) 8.85^- 

49) F. Schmidt, üntersnchongen §29. 
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werden; indem ein solcher Fonds den Betrag des Arbeitslohns als 
gegeben voraussetzen würde — und ausserdem muss er in jedem 
Augenblicke durch die Produktivität der Arbeit alterirt werden. Jener 
Fonds erscheint deshalb als eine schwer greifbare und bestimmbare 
Grösse. 

Wenn man sagt, der Arbeitslohn hänge ab von dem Yerhältniss 
des zum Unterhalt der Arbeit bestimmten Fonds zur Zahl der zu un- 
terhaltenden Arbeiter — so übersieht man, dass damit nichts gesagt, 
geschweige denn etwas erklärt ist. Niemand nämlich .^bestimmt einen 
Fonds zum Unterhalt der Arbeit im Allgemeinen, sondern nur zum 
Unterhalt einer bestimmten Menge von Arbeitern zu einem bestimmten 
Lohn. Dieser Fonds ist also schon durch den Lohn bestimmt. Auch 
hier bat wohl der seit Smith herrschende Zug zu höchsten Abstrak- 
tionen, dass man im gegebenen Falle also nicht von Arbeitern sprach, 
sondern nur mit dem Begriff der Arbeit im Allgemeinen operirte, zu 
manchen Irrthümern geführt. 

Schon Ad. Smith hat die Bemerkung gemacht, dass der Arbeits- 
lohn nicht dort am höchsten sei, wo sich das meiste Kapital vorfinde, 
sondern wo es am raschesten wachse. Dieser Satz hat in der Wissen- 
schaft allgemeine Anerkennung gefunden. Derselbe scheint nun zwar 
erstens an sich werthlos, denn er lässt den andern Faktor, auf welchen 
sich der Arbeitslohn bezieht, die Zahl der Arbeiter, ausser Betracht, 
er giebt uns zweitens speziell für den Lohnfonds keine Aufschlüsse, 
weil die Höhe des Lohnfonds nicht identisch ist mit der des Lohn- 
satzes — er beweist also nicht, dass nicht der Lohnfonds doch da am 
höchsten sein könne, wo das Kapital am grössten ist, dass also der 
Lohnfonds nicht doch vom Kapital abhänge; aber er kann uns doch 
auf die wirklichen Quellen des Lohnes hinweisen. Wenn wir nämlich 
den Smith 'sehen Satz dahin modifiziren, dass wir sagen: bei gleichen 
Arbeitskräften eines Landes wird der Lohn nicht dort am höchsten 
sein, wo die meisten Kapitale vorhanden sind, sondern da, wo die 
meisten geschaffen werden, so wird derselbe gewiss immer noch als 
richtig anerkannt werden. Dann ist aber damit zugleich auch aner- 
kannt, dass die Quellen des Arbeitslohns nicht nur im Kapital, sondern 
zugleich in der Arbeit selbst liegen, dass der Lohnfonds nicht, wie 
Malthus, St. Mill u. A. darstellen, irgend eine bestimmte greifbare 
Gütermasse, »vorherbestimmt zum Unterhalt der Arbeit« sei (eine An- 
sicht, die höchstens vom Standpunkt des einzelnen Unternehmers ge- 
rechtfertigt ist), sondern beständig beeinflusst und modifizirt durch die 
Arbeit selbst. Es ist damit auch der Ansicht entgegengetreten, als ob 



294 H. V. Scheel, 

die Qaenen des Lobnee lediglich in den Binden dv KapittUsteB 
befindlich seien. 

Grenzen des Arbeitslohns. 

Die Maximalgrenze ^) des Lohnes ist im Arbeitsprodukt sdbst 
anabänderlich gegeben, wenn auch in der modernen Wirthschaftsver- 
fassungr welche den Arbeiter von seinem Produkte trennt, eine zeit- 
weilig höhere Belohnung möglich ist. Nicht so die Minimalgrenze. 

Turgot sagt in seinen Reflexions ^'): »Der einfache Arbeiter, dem 
nur sein.Fleiss und seine Kraft zu Gebote stehen, erwirbt nur so viel, 
als ihm gelingt, seine Mflhwaltung an Andere zu verkaufen. £r thut 
dies zu höherem oder niederem Preise, aber dieser Preis hängt nicht 
von ihm allein ab; er geht hervor aus dem Uebereinkommen , welches 
er mit dem Bezabler seiner Arbeit schliesst. Dieser aber bezahlt ihn 
so niedrig, als er kann, und da er die Wahl unter einer grossen Zahl 
von Arbeitern hat, so zieht er den billigsten vor. Die Arbeiter sind 
also gezwungen, sich um die Wette zu unterbieten. Bei jeder Art von 
Arbeit muss es also dahin kommen und kommt wirklich dahin, dass 
der Arbeitslohn sich auf das beschränkt, was dem Arbeiter zur Fort- 
setzung seiner Kxistenz gerade nothweiidig ist.« Hiernach nimmt Tur- 
got also an, dass der Arbeitslohn stets auf das Minimum des Lebens^ 
bedarf beschränkt bleibe, seine Höhe also constant mit der Minimal- 
grenze zusammenfalle. Auch nach A. Smith ist der Arbeitslohn das 
Be^^ultat eines Kampfes zweier ungleich starken Parteien von entgegen^ 
gesetzten Interessen, und wird in der Regel durch die stärkere Partei 
der Unternehmer auf das Minimum reduzirt. Der Natur der Sache 
nach sei es jedoch unmöglich, den Lohn auch der gemeinsten Arbeiter 
auf lauge Zeit unter ein gewisses Verhältniss zu erniedrigen. Der Lohn 
müsse also wenigstens hinreichen, einem Menschen den Unterhalt zvl 
geben, in den meisten Fällen auch, um eine Familie zu erhalten, damit 
die Generation der Arbeiter nicht aussterbe. Lotz meint, dass der 
Lohn stets gegen jenen von Smith bezeichneten Bedarfsbetrag gravi- 
tiren müsse. Diese Ansicht unterscheidet sich also dadurch von der 



60) Lotz, Revision § 195: Der äusserste Punkt, auf welchen der Arbeitslohn 
gf steigert werden kann, ist eine Hohe, bei der er die Rente des zur Beschäftigunf^ 
der Arbeiter aufgewendeten Kapitals verschlingt. — Thönen, Naturgem. Arbeits- 
lohn §19: Die Grenze der Arbeitsanstellung ist da, wo das Mehrerzeugniss des letz- 
ten Arbeiters durch den Lohn, den derselbe erhält, absorbirt wird. — Torrens, 
Oo wage» and combination p. 7. * 

&X) Turgot, Rifleziooa etc. §0. 
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Turgot's, dass hier die wirkliche Höhe des Arbeitslohns Ton seiner 
Minimalgrenze getrennt und als solche der Bedarfsbetrag des Arbeiters 
festgestellt wird. Smith sucht auch zu beweisen, dass der Lohn in 
England faktisch über seiner Minimalgrenze stehe und zwar aus fol- 
genden vier Gründen: 1) wegen der Ungleichheit des Sommer- und 
Wintertagelohns, 2) wegen der zeitlich verschiedenen Bewegung der 
Arbeits- und der Lebensmittelpreise, 3j wegen der örtlich verschiede- 
nen Bewegung dieser beiden Grössen, 4) wegen ihres verschiedenen 
Ganges an demselben Orte zu derselben Zeit. Letzterer Grund wird 
sich in die ersteren mit auflösen lassen*'). Ricardo's Ansicht über 
die Minimalgrenze findet sich in folgender Stelle : »Steht der Markt* 
preis der Arbeit unter ihrem natürlichen, alsdann ist die Lage der 
Arbeiter am elendesten, alsdann beraubt sie die Aimuth um alle die 
Gegenstände körperlichen und gemtithlichen Wohlbehagens, welche die 
Sitte zu. unerlässllchen Bedürfnissen gemacht hat. Erst nachdem die 
Entbehrungen ihre Anzahl verringert haben oder nachdem die Nach- 
frage nach Arbeit gestiegen ist, steigt der Marktpreis der Arbeit wie- 
der bis zur Höhe ihres natürlichen Preises, und alsdann hat der Ar- 
beiter wieder das massige Wohlbehagen, welches der natürliche Stand 
des Arbeitslohns gewähren kann.« 

Ricardo sieht also ein »massiges«, durch die Gewohnheit des 
Landes festgestelltes »Wohlbehagen« als die Grenze an, unter welche 
der Arbeitslohn dauernd nicht sinken kann. Bekanntlich spricht auch 
Lassalle von einem »gewohubeitsmässigen« Minimum*'). 



5'2) Smith (Uebers. v. Garve) I. S. 115. Die Grunde Smith'g sind keines- 
Wegs slichhallig. Der erste Grund wurde wegfallen, wenn man den Lohn, wie Se- 
nior, M. Wir tu u. A. wollen, unter dem Gettichtspunkt des Jahreseinkommens be- 
trachtet. Dann beachtet Smith nicht, dass die Arbeiter Eri^parnisse von einer Jah- 
reszeit auf die andere, von einem Jahre »uf das andere machen, dass sie Unter- 
stützungen empfangen, einen Theil ihrer Habseligkeiten veräussern können. Smith's 
dritter Grund ist, dass von Ort zu Ort der Preis der Arbeit mehr als der der Nah- 
rungsmittel wechsele. Erstens ist zu beachten, dass nicht nur Nahrungsmittel, son- 
dern auch Wohnung und Feuerung im Arbeitslohn enthalten sind, deren Preis von 
Ort zu Ort bekanntlich sehr bedeutend wechselt, und zweitens ist die grossere 
Gleichmässigkeit auch der Nahrungsmiltelpreise durchaus keine bewiesene Thalsache. 
Im Uebrigen beweist Smith auch damit weiter nichts, als dass nicht alle Arbeiter 
bei einer Lohnminderung sofort verhungern. Ob sie aber vorher schon hungern, 
oder jetzt hungern werden, ist nicht ge.-tagt. 

53) M. Wirth, Grundzuge der Nationalökonomie (Köln 1860) I, 317 B. II C. 7 
drückt sich folgendermassen aus: „Die Befriedigung der Lebsuclit ist der Maassstaby 
um welchen der Arbeitslohn wie um seinen Mittelpunkt ventilirt." 
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Hiernach sprechen alle Schriftsteller nur von einem solchen Mini- 
mum, unter welches dauernd der Lohn nicht herabgedrückt werden 
kann ; und allerdings hat auch nur ein solches wissenschaftlichen Werth, 
denn ausserordentliche Schwankungen bei gestörtem Gange der Volks- 
wirthschaft haben wir nicht in die Erforschung der dauernden Ursache 
und Wirkungen hineinzuziehen. Jenes Minimum ist also der gewohn- 
heitsmässige Lebensbedarf. Die Lebenshaltung des Arbeiters verleiht 
demselben mithin eine soziale Widerstandskraft im Kampfe um das 
Dasein ^^). Jedoch müssen wir, um den Begriff recht zu verstehen, 
diese Lebenshaltung (Standard of life) nicht als eine rein physische 
Grösse, sondern müssen sie als das Niveau des physischen, moralischen 
und wirthschaftlichen Daseins der Arbeiterklasse auffassen. Das rein 
Physische wird an der Lebenshaltung allerdings immer der Hauptbe- 
standtheil und zur Beurtheilung ihres Werthes als Widerstandskraft 
das Wichtigste bleiben. Sie muss nämlich eine um so grössere Wider- 
standskraft sein, je mehr sie sich in das leibliche Dasein des Arbeiters 
eingekörpert hat, d. h. je mehr sie sich auf die Gewohnheiten in der 
Ernährungsweise erstreckt. Namentlich von diesem Standpunkt aus 
werden die Fortschritte zu beurtheilen sein, welche die Lebenshaltung 
der Arbeiter in den letzten Jahrzehnten gemacht hat. Man kann nun 
aber bemerken, dass die Möglichkeit zur Erhöhung der Lebenshaltung 
sehr häufig nicht zur Verbesserung gerade der Ernährungsweise, son- 
dern mehr zur Ausschmückung der Person und des äusseren Auftretens 
benutzt wird; und dass man wiederum bei etwa nothwendiger Ernied- 
rigung der Lebenshaltung gerade diese Gegenstände am längsten fest- 
zuhalten sucht. Oft sind auch die Schriftsteller und sonstige Beurthei- 
1er geneigt , gerade diese Seite der Lebenshaltung zu überschätzen **), 
und man ist vielfach zu sehr beeilt, den Arbeitern nach dieser Seite 
hin Rathschläge zur Aufbesserung ihrer Lebensweise zu ertheilen. £s 
sollte dies jedoch erst dann geschehen, wenn durch Hebung der Er- 
nährungsweise der Lebenshaltung ein wirklich fester, schwer zerstör- 
barer Kern gegeben wäre. 



64) F. A. Lange, Die Arbeiterfrage (Duisburg .1865) 3. Abschn. : „Die Lebens- 
haltung**. 

55) Es wird z.B. von Villerm^ in seinem bekannten Tableau de TEtat physi- 
que et moral des ouvriers etc. (Paris 1840) und mit ihm von vielen Andern grosses 
Gewicht darauf gelegt, ein wie bedeutender Prozentsatz der Arbeiter in Lederschu- 
hen gehe. In den meisten Fällen würde es besser sein, wenn die Leute im Sommer 
barfuss giengen und ihr Einkommen nicht für Leder, sondern für Fleisch ausgäben. 
Ein Paar Schuhe ä 2 Thlr. haben schon den Werth von ca. 20 Pfd. Fleisch. 
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Aber auch dieser Kern ist leider zerstörbar, und darin eben liegt 
die relative Bedeutung der Lebenshaltung als Minimalgrenze des Ar* 
beitslohns. Es ist nicht nur das Minimum, welches den Arbeitslohn 
seiner Höhe nach beeinflusst, sondern es^ findet eine Wechselwirkung 
dieser beiden Grössen statt. Noch A. Smith hatte von dieser durch- 
aus keine Vorstellung. Er sagt da, wo er von der Verschiedenheit der 
Ernährungsweise des Volkes in Schottland und in England spricht: 
»Diese Verschiedenheit in der Art ihres Unterhalts ist nicht der Grund, 
sondern die Folge der Verschiedenheit des Arbeitslohns ; obgleich durch 
ein seltsames Missverständniss das Gegentheil von sehr Vielen behaup- 
tet wird**).« Schon Malt hu s*'^) bemerkt dagegen: »Diese Berichti- 
gung eines gemeinen Irrth\ims ist nur theilweise wahr. Die Wirkung 
wird in diesem Falle, wie in vielen anderen, gewiss ihrerseits eine 
Ursache, und es ist kein Zweifel, dass, wenn in irgend einem Lande 
fortdauernd niedrige Löhne unter den Arbeitern die Gewohnheit erzeu- 
gen sollten, nur mit Bücksicht auf die rein physische Existenz zu leben 
und zu heirathen, diese Gewohnheiten eine constaut auf niedrige Löhne 
wirkende Ursache werden würden, indem sie bewirkten, dass man die 
Arbeit stets zum niedrigsten Preise anböte.« J. St. Mi 11**) baut be- 
kanntlich seinen ganzen Plan der Abhülfe für niedrigen Arbeitslohn 
auf eine Hebung des Standard of lifo, hierunter auch alle die Gewohn- 
heiten mitbegriffen, welche sich auf Verheirathung und Eiuderaufzie- 
hung beziehen. 

Die Grundlagen nun, auf denen, abgesehen von der Höbe, des 
Arbeitslohns selbst, die Lebenshaltung der Arbeiter ruht, können wir 
nur im Allgemeinen bezeichnen als die intcllectuellen , politischen und 
ökonomischen Zustände, die soziale Zusammensetzung der Nation über- 
haupt. Die Höhe und Solidität der Lebenshaltung wird durch die 
Höhe und Solidität jener Grundlagen, die Befestigung der Lebenshal- 
tung durch die ungestörte Entwicklung dieser grundlegenden Momente 
begründet. Erziehung, politisclie Vertretung, Erleichterung der Asso- 
ziation, der Auswanderung, des Grunderwerbs sind nur einzelne Mit- 
tel, um auf Feststellung und Erhöhung der Lebenshaltung hinzuwir- 



56) A. Smith (Uebers. v. Oarve) I, 118. Die Verschiedentieiten des Lebens- 
bedarfs an verscbiedenfn Orten zu ver8chied«'nen Zeiten sind selbstver>l§ndlicli gross 
und ein Gegenstand interessanter Forschung, jedoch yon uns hier nicht zu berück- 
8icblig:en. 

67) Malthus, Principles 2. ed. eh. IV sect. II p. 225. 

58) J. St. Mi II (Debers. v. Soetbe«r) Bd. II C.12u.l3. 1,362 ff. Vgl. J. St. 
MilPs Ansichten ober die soziale Frage von F. A. Lange. 

IX. 20 
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ken; die Geaammtbeit der wirksamen- Momente ist in dem gesammten 
Culturzustande des Volks gegeben *•). 

Die Wirkungen der Lebenshaltung auf den Arbeitslohn sind zum 
Tbeil rein ethischer, statistisch nicht fassbarcr Natur ; und die Lebens- 
haltung hat dann weniger den Charakter der Minimalgrenze, als eines 
entfernt wirkenden Moments, wie Lotz den Lebensbedarf bezeich- 
net •**). Eine wirkliche Minimalgrenze wird dieselbe erst in ihren rein 
physischen Elementen dadurch, dass sich die Ernährungsbedürfnisse 
des Arbeiters einer weiteren Lohnerniedrigung entgegensetzen. Aber 
wir dürfen hier durchaus nicht auf einer sehr scharfen Scheidung be- 
stehen. Einei*seits kann nämlich ein gewisses Maass von Entbehrun- 
gen, auch wenn dieselben noch über den 'Grenzen der rein animaleo 
Existenz stehen, den Menschen arbeitsunfähig machen, andrerseits 
haben wir Beispiele, dass ganze Generationen von Arbeitern fortvege- 
tirten und fortarbeiteten, oder es noch thun, ohne dass ihnen selbst 
das Maass von Lebensstoff zu Theil wird, welches man naturwissen- 
schaftlich als zur Erhaltung des Lebens nothwendig ansieht. Wir we^ 
den deshalb nicht im Stande sein, über die Minimalgrenze des Arbeits- 
lohns irgend etwas Genaueres und Positives anzugeben, sondern ans 
begnügen, müssen zu constatiren, dass zur gegebenen Zeit am gegebe- 



59) Tiieils sind es sclieinbare Kleinigkeiten , welche eine grosse Aenderung iü 
den VoÜi^geuolniheiten hervorbringen konnten , theils sind grossartige slaallicbe 
Maassregeln nöthig, um eine Besserung heiheizufuhren. So möchte ich z. B. anfüh- 
ren, dass es einen grossen Unterschied in den Gewohnheilen und somit der Lebens- 
haliung der Arbeiter hervorbringen kann, ob der Lohn am Sonnabend oder au eisM 
anderen Tage, z. B. am 31itl\voch, ausgezahlt wird^ Die Auszahlung des Lolms av 
Ende der \Vorhenanslreng*iiig und am Vorabende des freien Sonutag^ ist ein niäch« 
tiges Verfuhrniigsmiltel zu verscliwenderisrhen Gewohnheiten. Andererseits mochte 
ich z. B. auf den Umstand aufmerksam maclien, ivelchrn Einfluss beim Bestellen ä^r 
allgemeinen Wehrpflirhl die Soldhohe des stehenden Heeres auf die LebensliaHuflg 
der arbeitenden Bevölkerung haben muss; nicht minder, ob man die Zeit, welche der 
Arbeiter im stehenden Heere dient, nur zur Ausbildung seiner militärischen Fäiiig- 
keiien oder auch zur moialisdien, intellectueilen und ökonomischen Erziehung an- 
wendet. Die Dienstzeit fällt gerade in das Alter, welches das wichtigste fOr die 
Ausbildung und Befestigung der künftigen Lebenshaltung ist. Die dreijährige Dienst- 
zeil genügt, um der Lebenshaltung des Arbeiters eine Richtung zu geben, welche im 
späteren Leben bestimmend sein wird. Ich glaube, dass in einem Staate wie iPreus» 
sen mit einem jährlichen Opfer von einigen Alillionen Tbalern, welche auf Solderlii* 
hung und Erziehung des Soldaten verwandt wurden, höchst bedeutende EinwirknngeB 
auf die Lebenshaltung und Lebensverbesserung der ganzen arbeitenden Bevölkerung 
erreicht werden konaten. 

60) Lotz, Revision $188. 
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nen Orte eine solche existirt, welche durch die Lebensgewohnheiten 
der Arbeiter und den ganzen Culturzustand des Volks bedingt wird. 
Es wird uns nicht gelingen, das Minimum als eine rein physische Grösse 
aufzufassen, sondern es bleiben immer ethische Elemente in demselben 
zurück, die sich rein äusserlich, naturwissenschaftlich und statistisch 
nicht erfassen und ausscheiden lassen. 

Bevölkerung und Arbeitslohn. 

Das sog. Bicardo'sche Gesetz. 

Wir haben schon oben dargelegt, dass zwischen Minimalgrenze 
und Höhe des Arbeitslohns eine Wechselwirkung besteht; dass dann 
Abhängigkeit dieser von jener und umgekehrt anzunehmen ist. So lange 
die Umstände, welche das Minimum bestimmen, kräftiger wirken, als 
die, welche die Höhe des Arbeitslohns bestimmen, so wird der Arbeits- 
lohn in dem Minimum, dem Standard of life seine Grenze finden; es 
können aber auch Umstände eintreten, welche jene soziale Widerstands- 
kraft lähmen, und dann wird das Minimum auf ein weiteres Minimum 
herabgesetzt, und wo dies nicht möglich, der Untergang der Arbeits- 
kräfte bewirkt werden. Hier ist der Punkt, wo der Zusammenhang 
des Arbeitslohns mit der Bevölkerung stattfindet; wenn aber das Sin- 
ken des Arbeitslohns die Vermehrung der Bevölkerung verhindern oder 
deren Verminderung herbeiführen kann, so wird man andrerseits un- 
mittelbar den Schluss ziehen dürfen, dass das Steigen des Arbeitslohns 
eine Vennehrung der Bevölkerung — natürlich nur der arbeitenden 
B€v<)lkerung — herbeiführen kann. 

Bekanntlich gründet sich auf diese Momente das berülimte Ri- 
cardo'sche Gesetz vom Streben des Arbeitslohns nach dem sog. na- 
türlichen Satze. »Wenn der Marktpreis der Arbeit,« sagt Ricardo, 
»ihren natürlichen Preis überschritten hat, dann ist die Lage des Ar- 
beiters blühend und glücklich, dann hat er es in seiner Gewalt, über 
eine grössere Menge von Lebensbedürfnissen und Lebensgenüssen zu 
verfügen und deshalb eine gesunde und zahlreiche Familie zu erhalten. 
Wann jedoch zufolge der Ermunterung, welche hoher Arbeitslohn zur 
Vergrösserung der Bevölkerung giebt, die Arbeiterzahl zugenommen 
hat, hernach sinkt der Arbeitslohn wieder auf seinen natürlichen Preis 
und in der That zuweilen wegen der Gegenwirkung unter denselben.« 
Es folgt dann die schon vorhin angeführte Stelle, wo das entgegen- 
gesetzte Spiel des Arbeitslohns und der Bevölkerung geschildert wird •'). 



61) Baumstark» Erläuterungen S. 595 macht eine wunderbare Anivenduny des 

20* 
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Ricardo behauptet hier also eine naturgesetzlichc Wellenbewe- 
gung: Hoher Arbeitslohn — Bevölkerungszunahme — , niedriger Ar- 
beitslohn — Bevölkerungsabnahme. Die bewegenden Faktoren sind 
der Zeugungstrieb, das Minimum, die Concurrenz. 

»Dass die spätere Nationalökonomie die Unrichtigkeit dieses soge- 
nannten Gesetzes nicht einsah,« sagt G. Schmoller**), »beruht we- 
sentlich auf den thatsächlichen Verhältnissen unserer Zeit, auf dem 
Druck,* unter dem die Arbeiter während der üebergangsperiode litten, 
auf den noch nicht consolidirten sittlichen Zuständen, wie sie stets 
nothwendig den Eintritt in eine neue Culturperiode begleiten. In Wahr- 
heit aber ist dieses sogenannte eherne Gesetz nicht viel mehr als eine 
oberflächliche Abstraktion, wie sie der englischen Nationalökonomie 
gerade um ihres Ausgehens von der Praxis willen so oft passirt.« In 
der That ist es nicht recht begreiflich, wie man Ricärdo's Aufstel- 
lungen als nationalökonomisches, ehernes Gesetz betrachten konnte. 
Auch die geringste Anwendung von Kritik rausste lehren, dass dasselbe 
keine Nothwendigkeiten, sondern nur Möglichkeiten enthält. Die Grund- 
voraussetzung des ßicardo 'sehen Satzes ist vor allen Dingen ein 
gleichbleibendes oder im Verhältniss zur Bevölkerung langsamer fort- 
i schreitendes Bedürfniss nach Arbeitskräften. Wäre dies nicht der Fall, 
so könnte die Bevölkerungsvermehrung keine vermehrte Concurrenz und 
niedrigen Lohn erzeugen. Dies also angenommen, behauptet Ricardo, 
dass hoher Lohn eine verhältnissmässige Volksvermehrung erzeuge, oder 
stärker ausgedrückt, dass die arbeitenden Klassen jede Vermehrung 
ihres Einkommens auf Kindererzeugung und Erziehung zu verwenden 
streben. Wenn sich dies thatsächlich so verhielte, so würde man aller- 
dings an der Vervollkommnung der menschlichen Gesellschaft ebenso 
verzweifeln müssen, wie an der einer Kaninchenheerde. In der That 
sind wir aber durch Nichts zu diesem Schluss berechtigt. Zuvörderst 
muss, wenn der Lohn eine gewisse Höhe erreicht hat, bei weiterem 
' Steigen der Antrieb zur Volksvennehrung aufhören."' Wenigstens macht 
man in den besser gestellten Gesellschaftskreisen nicht die Erfahrung, 
dass dieselben eine Erhöhung ihres Einkommens auf Vermehrung ihrer 
Kinderzahl verwenden. Ja, man hat sich bekanntlich oft bemüht, zu 
beweisen, dass gerade die wohlhabenden Klassen verhältnissmässig wenig 



R i c a r d o'sctien Satzes, indem er meint, dass „das Verhällniss zwischen Naclifra^^e 
und Angebot einem Mittelsatze des Lohnes entgfgenslrebe'^ Da der MiUelsalz, d.h. 
also der milUere Durchschnitt, doch erst das ResuUat dieses Verhällnlsses sein kann, 
80 itann es unmöglich auf denselben bestimmend einwiriten. 

62) G. Schmoller, Die Arbeiterfrage. Preuss. Jahrbb. 1864. Bd. 14 S.413. 
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Vermehrungstrieb zeigen. Ferner steht Ricardo die vielfach ausge- 
sprochene Behauptung entgegen, dass gerade dürftige Verhältnisse, also 
niedere Löhne, leichtsinnige Bevölkerungszunahme bewirken. Die Volks- 
vermehrung möchte also in diesem Falle durch hohe Löhne eher ver- 
mindert als gesteigert werden ***). Allerdings kann man einwenden, 
dass niedere Löhne zwar einen grossen Antrieb zur Volksvermehrung, 
aber nicht die gleiche Möglichkeit zur Aufbringung der erzeugten Kinder 
geben werden. Aus Alledem folgt aber keinesfalls, dass starke Volks- 
vermehrung eine nothwendige Consequenz hohen Arbeitslohns sei. 

Zwar lehrt uns in der That die Statistik, dass in gewisser Weise 
die Bewegung der Bevölkerung der Bewegung der Subsistcnzmittel 
folgt, dass die Trauungen und Geburten zunehmen und abnehmen mit 
Zu - und Abnahme der Subsistenzmittel, und würde daraus folgen, dass 
die Arbeiterbevölkerung, deren Subsistenzmittel im Arbeitslohn beste- 
hen, durch diesen auf ähnliche Weise beeinflusst werde •"*) — aber wir 
müssen festhalten, dass uns die Statistik nie Gesetze lehren, sondern 
nur über vollendete Thatsachen unterrichten kann. Auf unsern Fall 
angewendet, heisst das, dass, so lange die Subsistenzmittel resp. der 
Arbeitslohn einen so niedrigen Stand inne haben, dass sie den Trieb 
nach Familiengründung und Volksvermehrung nicht vollständig zum 
Ausdruck zu bringen gestatten, so lange allerdings eine Erhöhung jener 
auch eine Erhöhung dieser zur Folge haben wird. Sobald aber jene 
Voraussetzung fehlt, wird auch die Consequenz fortTallen. Der Trieb 
aber nach Volksveimehrung an sich ist durchaus nicht ein unbegrenz- 
ter, wie man nach Ricardo annehmen müsste; und wir haben durch- 
aus keinen Grund, denselben als mit der Zunahme des Wohlstandes 
wachsend anzunehmen. Die Grenzen desselben werden sich im Gegen- 
theil verengern, je mehr die Verbreitung eines gewissen Wohlstandes 
einen conservativen Sinn und ein starkes Streben nach Erhaltung des 
gewonnenen Lebensniveaus erzeugt. 

Was die andere Behauptung Ricardo's betrifft, dass niedriger 
Arbeitslohn und die daraus hervorgehenden Entbehrungen eine Bevöl- 



63) Dupont-VFhite, Esf^ai cli. XI p. 138: Ost la baisse des salaires qui faU 
Texc^s de )a popiilation et non l'exc^s de la populalion qui fait 1a baisse des salaires. 

64) Beim Geldlolm geslaUet sich dieses Verkallniss zu einrin doppelten: der 
wirklichen Hohe und des Geldbetrags des Lohns zum Preise der NahrungsmittrI. 
Vgl. auch Ed. Pfeiffer, Der Einfliiss der Fnichlpreise auf die Bevolkeruiig!»bewe- 
gung und das eherne Gesetz Lasalle's, in „Die Arbeil". 1. Jahrg. 1866. Heft 4, mit 
Bezug auf meinen Aufsalz: „Untersuchungen über den Einfluss der Fruchlpreise auf 
die Bevölkerungsbewegung'« in Hildebrand's Jahrbb. 1866 Bd. VI S.162ff. 



802 ■• V. Schfiely 

kerungsveitninderüng venursaebeii , und folglich die A:bnthnie der Ar- 
beitskräfte im Verhältniss zum Bedttrfniss nach denselben Lohn und 
Lebensbedarf wieder auf das frühere Maass zurückfahren müssten, so ist 
sie mit gleicher Vorsicht aufzunehmen. Zunächst handelt es sich in sol- 
chem Falle nicht um ein plötzliches Sterben, sondern um ein allmäliges 
Verhungern der Bevölkerung, welches sich Generationen hindurch fort- 
setzen kann. Während dieser Periode hat aber die Lebenshaltung 
einen viel tieferen Stand angenommen, die Lebensgewohnheiten des 
Volks sind andere, tiefer stehende geworden, und damit uiuss das 
Streben nach dem früheren Stande der Lebenshaltung zu Grunde ge- 
gangen sein. Eine Tendenz des Lohns — wenn man mit Ricardo 
überhaupt dem Arbeitslohn eine Tendenz unterschieben will — nach 
dem früheren natürlichen Satze kann also nicht vorhanden sein, son- 
dern höchstens eine Tendenz desselben nach irgend einem natürlichen 
Satze. Aber auch darin ist keine nothwendige Consequenz ausgespro- 
chen, dass niedriger Lohn, Elend und starke Sterblichkeit zu Bevölke- 
rungsverminderung und höherem Lohne führen würden. Zwar kann 
die Sterblichkeit der herabgekommenen Generationen stark sein und 
verhältuissmässig früh eintreten, aber nichts hindert, dass nicht die 
junge Generation, wenn auch in Noth und Elend, eben so rasch oder 
noch rascher aufwachse und die absterbende ersetze oder gar ver- 
mehre. Die Geschichte bietet dergleichen traurige Beispiele; aber es 
ist uns keines bekannt, wo eine Erhöhung des Lohns durch blosse 
Sterblichkeit herbeigeführt worden wäre. Welches Minimum des Mini- 
mums genüge, um einer Generation von Arbeitern Existenz und Ver- 
mehrung zu gestatten, das ist leider nicht abzusehen. 

Nach diesen Deduktionen könnte es allerdings scheinen, als ob 
der Werth des Minimums oder der Lebenshaltung in Bezug* auf den 
Arbeitslohn zum Mindesten fraglich wäre; und allerdings kann diese 
Grösse ihrer Veränderlichkeit wegen bei Betrachtung verschiedener 
Zeiträume und verschiedener Orte kaum in Betracht kommen (wenig- 
stens hat sie dann nur die Bedeutung des gewohnheitsmässigen Nicht- 
Verhungerns), bei Betrachtung der gegebenen Zeit und des gegebenen 
Orts hingegen behält sie ihre Wichtigkeit als Minimalgrenze und Sub- 
strat jedes Lohnkontrakts.' Und es bleibt deshalb immer wahr, dass 
es kein wirksameres Mittel der Befestigung des Lohnsatzes giebt, als 
die Befestigung der physischen und geistigen Lebenshaltung. 

Nachfrage und Angebot in Bezug auf den Arbeitslohn. 
Turgot nimmt, wie wir gesehen haben, den niedrigsten Bedar&be- 
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tmg Idd das tittsige den Lilfan rögnlirende Prinzip an, und zwar deshalb, 
weil. er einen so constanteh Ueberfluss an Arbeitskräften, ein stets so 
starkes Angebot derselben voraussetzt, dass die Arbeiter genötbigt sind, 
ihre Arbeit zum billigsten Preise anzubieten , der nach den landeslib^ 
liehen Existenzbedingungen überhaupt möglich ist. Sobald indessen 
ii^endwo diese Vofäussetzung Turgot's nicht zutrifft, so wird auch 
der Bedarfsbetrag nicht mehr der alleinige Regulator sein. Diese Mög* 
lichkeit zieht A. Smith in Betracht. »£s giebt,« meint er, »gewisse 
Umstände, welche den Arbeitern erlauben, ihren Lohn über das ge^ 
wohnliche Maass, welches immer das kleinste ist, wobei ein Mensch 
bestehen kann, zu erhöhen. Wenn in einem Lande die Nachfrage nach 
Arbeitern wächst, wenn jedes folgende Jahr für eine grössere Anzahl 
dei-selben Beschäftigung bietet, als deren in dem vorhei*gehenden be- 
schäftigt waren, so veranlasst die Seltenheit arbeitender Hände eine 
Goncurrenz unter denen, welche Arbeiter nöthig haben; sie überbieten 
einander und lassen den Tagelohn steigen.« Nach Ricardo muss 
danach der Arbeitslohn s^us zwei Gründen einem Steigen oder Fallen 
unterworfen sein: 1) wegen Angebot und Nachfrage nach Arbeitern, 
2) wegen des Preises der Güter, auf welche der Arbeitslohn verwendet 
wird (den zweiten Grund lassen wir hier bei Seite); und Lotz formu- 
lirt diese Ansicht kurz dahin: »Der Arbeitslohn hängt ab von dem 
Verhältnisse des Angebots zur Nachfrage nach Arbeit.« Da unter die- 
sen Ausdrücken immer verstanden wird: Goncurrenz in der Nachfrage 
und Goncurrenz im Angebot, so kann man deshalb auch mit J. St. 
MilP'^) sagen, der Arbeitslohn werde durch Goncurrenz bestimmt. 
Mit mehr Präzision drückt sich Wade^^) aus. Nach ihm nämlich 
hängen die Löhne von der Goncurrenz im Angebot ab^^), und zwar 



65) Blitl, Grunds. II, XI: „Wie andere Dinge kann der Arbeitslohn ent^reder 
durch Goncurrenz oder durch Herkommen regulirt werden ; Letzleres ist indess kein 
gewöhnlicher Fall. Eine Vermehrung oder Verminderung der arbeitenden Bevölke- 
rung kann schwerlich verfehlen, eine Goncurrenz hervorzurufen, welche jedes Her- 
kommen in Bezuff auf Arbeitslohn zerstören wird. Wir können jedenfalls den Ar- 
beitslohn so auffasisen, als. werde et* unter gewöhnlichen Umständen nur durch Con. 
currenz bestimmt/' lieber da», was Mill hier unter Herkommen ver«1eht, s. C. XIV 
§ 6 u. 7. Für das Herkommen in der Lebenshaltung gelten natürlich diese Sätze 
nicht. 

66) Wade, History of the middle and working classes (London 1834) part. II. 
— Folitical Economy of the indu^trious ordres p. 214. 

67) Es handelt sich natürlich nur vm den Grad der Goncurrenz, entweder in 
Nachfrage oder in Angebot. Ist die eine stärker, so wird die andere als ruhend 
gedacht. 
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bestimmen nicht die beschäftigten, sondern die unbeschäftigten Arbeiter 
den Preis der Arbeit, indem sich die beschäftigungslosen billiger ab 
die schon beschäftigten anbieten und so diese verdrängen, welche nan 
wieder in den Fall der ersteren kommen. 

Es wird nützlich sein , wenn wir die Wirkungen von Nachfrage 
und Angebot auf den Arbeitslohn, wie man dieselben in der Wissen- 
schaft zu denken gewohnt ist , an irgend einem Beispiel uns zur An- 
schauung zu bringen suchen. Wir müssen uns dazu die Volkswirthschafl 
als eine tabula rasa, gleichsam, als ein leeres Schlachtfeld denken, auf 
welches von der einen Seite z. B. drei Kapitalisten oder Unternehmer 
eines bestimmten Gewerbszweiges mit einer Nachfrage nach tausend 
Arbeitern rücken , während auf der andeiii Seite z. B. tausend und 
vier Arbeiter erscheinen, welche in diesem Gewerbszweig zu arbeiten 
bereit sind. Die Kapitalisten sehen sich im Uebergewicht und erwarten 
den AngriflF, resp. das Angebot der Arbeiter, welche, durch Hunger ge- 
trieben sich gegenseitig herunterbieten, und da Niemand zu den vier 
letzten, gehören will, welche gar keine Arbeit erlangen werden, so bie- 
ten sie das Minimum, von dem sie und die Kapitalisten glauben, dass 
es zur Erhaltung ihrer Arbeitskraft genügen werde ; also das, was wir 
oben als das gewohuheitsmässige Minimum bezeichneten. Die vier 
letzten Arbeiter aber verhungern, da die Kapitalisten kein Interesse 
haben , sie in Arbeit zu nehmen und sie selbst keine Mittel , sich so 
lange am Leben zu erhalten, bis jene durch die Erfolge ihrer billigen 
Production in den Stand gesetzt oder geneigt sein werden , mehr Ar- 
beiter zu beschäftigen. Sollten der Arbeiter aber auch nur 1000, also 
das Angebot gleich der Nachfrage sein, so werden sie gleichfalls nar 
das Minimum erlangen , weil die Kapitalisten warten können , bis der 
Hunger ihre Gegner nachgiebig macht ••). Ebenso würde sich die 
Sache stellen, wenn die 1000 Arbeiter auch nur in dem Glauben wären, 
dass die Kapitalisten 999 und nicht 1000 Arbeiter verlangten, nur 
dass dann der letzte Arbeiter nicht verhungerte, sondern Anstellung 
zum Minimum fände. Sollten aber andrerseits die Kapitalisten die 



68) Kraus, Staatswirthschaft I, S. 214 ff.: Den Arbeiterlobn bestimmt die 
Naclifrage , denn sie ersetzt denselben , wenn sie die Yorhandene Arbeiterzalil über- 
steigt; sie bringt ihn auf das JUinimum, wobei eben noch der Arbeiterstamm erliaHen 
werden kann, wenn sie der vorliandenen Arbeiterzahl eben gleich ist; und senkt ilin 
unter dieses IMinimum , bis die Noth die überflüssigen Arbeiter weggerafft hat und 
sie geringer wird als die vorhandene Arbeilerzahl. ^ 

Kraus scheint demnach anzunelimen, dass auch die überflüssigen Arbeiter no^ 
Lohn erlialten. Ueber das Minimum s. oben. 
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Arbeiter geringer an Zahl glauben, oder sollten diese es wirklich sein, 
so würde jeder der Unternehmer, um die ihm nöthige Zahl von Arbei- 
tern zu erhalten, dieselben durch hohen Lohn anzureizen suchen, es 
würde also ein gegenseitiges üeberbieten und zwar so langfe Statt fin- 
den, bis das Maximum des Lohns erreicht ist, bei dem in diesem Ge- 
schäftszweige überhaupt noch pr^duzirt werden kann. In dem ersten 
Falte muss der Lohn so lange auf dem Minimum , im andern so lange 
auf dem Maximum stehen bleiben , als die Quantitäten von Nachfrage 
und Angebot dieselben bleiben; werden diese verändert, so beginnt 
das Spiel von Neuem**). 

Dies ist die Darstellung der Wirkungen des sogenannten Natur- 
gesetzes von Nachfrage und Angebot auf den Arbeitslohn, wie sie dem 
gegenwärtigen Stande der Wissenschaft im Allgemeinen entspricht '*% 
Wir werden die Unrichtigkeiten dieser Verstell ungs weise am besten 
erläutern können, wenn wir uns die Verhältnisse nicht nach der 
Schablone der Nationalökonomie, sondern auf Grund der wirklichen 
ökonomischen Vorgänge vergegenwärtigen. Da wir jedoch hier wie 
überall in dieser ersten Studie den Lohn des gegebenen gleichen Ar- 
beiters, zur gegebenen Zeit an gegebenem Orte und in der gegebenen 
Beschäftigung zu Grunde legen, so ist selbstverständlich abzusehn von 
allen den Wirkungen, welche sich aus einer Verschiedenheit dieser 
Momente ergeben können. Eine weitere Voraussetzung muss das Ab- 
strahiren von denjenigen, wissenschaftlich unberechenbaren, Momenten 
bilden, welche sich aus gesetzlichen Beschränkungen ergeben können. 



69) Wir bemerke», dass in dieser Darstellung solion die Verbesserungen benutzt 
sind, «relclie J. St. IMill in der Theorie Ton Nachfrage und Angebot flberliaupt an- 
gebrartit hat. Die ältere Theorie ist noch weniger versländlich , indem sie weder 
die Quantitäten noch das Gleichgewicht in Nachfrage und Angebot berücksichtigt. 
Wir haben auch hier schon, wie M i 1 1 betont, Nachfrage und Angebot als Ergebniüse 
menschlichen vernünftigen Handelns, nicht als blind wirkende Naturkräfte aufgefasst, 
als welche dieselben von der alteren Nationalökonomie so gern dargestellt werden. 

70) ThOnen, Der naturgemässe Arbeitslohn S. 37: „In dem Begriff von dem, 
was Pflicht gegen die Arbeiter ist, was dem Arbeiter als Lohn zukommt, welche 
Forderungen des Arbeiters man als ungerecht zurückweisen darf — in aUen diesen 
herrscht die reinste Willkür, und Jeder kann sich dies beantworten, wie es ihm 
bequem ist; denn selbst die Wissenschaft giebt hierüber keine andere Auskunft als 
diese: Die Höhe des Arbeitslohns wird durch die Concurrenz der Arbeiter, durch 
das Verhältniss zwischen Begehr nach Arbeit und Angebot desselben bestimmt — 
in welcher durch eine Begriff^verwechselung das Faktische für eine Erklärung — 
das, was geschieht, für den Grund der Erscheinung genommen wird.** Aber als 
factisch in dem gegenwärtigen Zustand der Gesellschaft giebt auch Thflnen die 
Bestimmung durch Angebot und Nachfrage zu. 
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ZarÖrderst haben wir uns nicht einen Arbeitsmarkt vorzasteUeOf 
aof welchem ilie nachgefra^ten und angebotenen Quantitäten in ge- 
aehlossenen und übersichtlichen Massen auftreten. Im gewöhnlichen 
Gange der Volkswirthschaft giebt es weder gänzlich arbeiterlose UDte^ 
nehmer noch gänzlich untcrnehmerlose Arbeiter. Bei jenen ist m 
Stamm von Arbeitern zu einem bestimmten Arbeitslohne bereits be- 
schäftigt , diese sind , wenigstens zum grössten Theil , schon irgendwo 
in Arbeit. Die Nachfrage und das Angebot gerade der Arbeit werden 
in der Regel vereinzelt und in kleinen Quantitäten auftreten; der 
Kleinhandel mit Arbeit, und jener in direktem Verkehr zwischen Pro- 
duzenten und Gonsnmenten derselben, ist das Vorherrschende. Nur 
bei plötzlichem Produktionsaufschwung oder eben solchen Produktions- 
krisen werden Fälle vorkommen, ähnlich den im obigen Beispiel auf- 
geführten. Nie aber und nirgends, weder beim Arbeitslohn noch den 
Waarenpreise , treten Nachfrage und Angebot ohne Preis auf, d.h. 
ohne dass bestimmte Quantitäten zu vorher bestimmten Preisen nach- 
gefragt und angeboten würden^*)- I^i® ^^'^i Unternehmer verlangen 
also nicht tausend Arbeiter im Allgemeinen, sondern tausend Arbeiter 
zu einem bestimmten Arbeitslohn, z.B. zu 10 Silbergroschen. Warum 
aber werden sie gerade zu diesem Preise nachfragen und nicht z.B. 
zu 9 oder 11? — Einerseits wird dieser Preis bestinamt werden durck 
den im Geschäft üblichen Lohnsatz, welcher bei den gegenwärtigen 
Handels-Conjuncturen den im Geschäft üblichen Gewinnsatz zu rea- 
lisiren gestattet. Wo man durch irgendwelche Umstände genöthigt 
sein würde, mehr als diesen Lohnsatz zu zahlen , da wird sich die be- 
treffende Industrie überhaupt nicht ctabliren. Dies könnte jedoch nicht 
hindern, den Lohn nur zu 9 Sgr. anzubieten, da man dann um so 
grössere Gewinne zu realisiren im Stande sein würde. 

Hier steht aber wieder das Herkommen des betreffenden Landes 
und Geschäfts entgegen, welches den Wunsch der Arbeiter, den üblichen 
Lohnsatz zu erhalten , um so wirksamer machen wird , je mehr dieser 
durch die öffentliche Meinung, die in dieser Beziehung eine gewisse 
Pression auf beide Parteien ausübt, und das natürliche BilligkeitsgefüU 



71) W. Thornton, A New Theory of Supply and Demand in der Forlnighll; 
Rfview London 1. Oclober 1866 macht hierauf zuerst aufmerksam. Erst bei der 
Correctur kommt mir die vorzägliche Arbeit von H. R Osler, lieber die GroBd- 
lehren des Smithianismus (Erlangen 1868) zu, welche nicht nur die Lehre vonNack' 
frage und Angebot, sondern die gpsamroien Grundlagen der modernen Nalionalökono- 
nie in ihrer Haltlosigkeit umfassender und gründlicher nachweist, als dies bis i^ 
irgendwo geschehen ist. 
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des Lohnherrn ^') unterstützt wird. Trifft nun der in der Nachfr&i^ 
gesuchte Preis mit jenem üblichen Lohnsatze zusammen, so werden die 
drei Untei'nehmer keine Schwierigkeiten finden, tausend Arbeiter zu 
engagiren , falls eine -solche Zahl disponibel ist. Nachfrage und Angeh 
bot an sich werden hier keinen Einfluss üben. Gesetzt aber, es seien 
mehr Arbeiter als die verlangte Zahl vorhanden; wir nahmen vorhin 
einen Ueberschuss von vier an. Die häufigste und natürlichste Folge 
wird sein, dass diese Arbeiter eben keine Beschäftigung finden oder 
in ihrem bisherigen Beschäftigungskreise verbleiben, wenn sie auch den 
neu eröffneten vorgezogen hätten. Den Lohn im Allgemeinen zu drücke», 
werden dieselben keinesfalls im Stande sein^^). Ist aber ein sehr be- 
•deutender Ueberfluss von Leuten vorhanden, von denen die Unter- 
nehmer annehmen können, dass sie in ihrem Geschäft arbeiten wollen, 
so werden dieselben im Preisansatz ihrer Nachfrage darauf Rücksicht 
nehmen, oder vielleicht im Stande sein, wenigstens einen Theil der 
sich herzudrängenden Arbeiter zu einem billigeren Lohn zu miethen. 
Hier übt das Angebot resp. die Zahl der wahrscheinlich oder notorisch 
vorhandenen Arbeiter allerdings einen Einfluss auf den Preissatz der 
Nachfrage oder einen Theil desselben — es liegt aber kein direkter 
Einfluss der Quantität selbst^ vor, sondern es wirkt vielmehr nur die 
Möglichkeit des Angebots auf das Handeln der Parteien ein. . Ist die 
Nachfrage aber einmal befriedigt, so ruht der Einfluss des Angebots 
natürlich so lange, bis sich ein neues Bedürfniss zur Nachfrage heraus- 
stellt. Setzen wir nun den Fall, dass weniger Arbeiter als die von 
den Unternehmern gewünschte Zahl disponibel sind, so werden die- 
selben die eben disponible Zahl immerhin zu dem durch die Produktions- 
bedingungen einerseits, die Landesgewohnheiten andererseits bedingten 
Lohn erhalten können; die fehlende Anzahl wird namentlich in den 
Gewerben, welche auch unter erschwerenden Bedingungen weiter arbei- 
ten müssen (wir sehen hier davon ab, dass man den Arbeitermangel 
durch Maschinen zu ersetzen suchen wird), wie die Landwirtbschaft, 
allerdings durch einen höheren Preissatz der Nachfrage zum Angebot 
angereizt werden müssen, oder, wie wir uns auch ausdrücken können. 



72) A. Smith a. a. 0. I, 121 erwähnt Kargheit und Freigebigkeit des Lohii- 
herrn als zur Besliinmung des Lohns beilragend. 

73) Nach Wades oben angeführtem Princip (Widdle and working Classes 
p. 214) wurde aUerdings folgen, dass, ao lange noch ein bescliäftigungsloser Arbeiter 
Yorhanden wäre, dieser im Stande sein wurde, den Lohn endlos herabtudrücken. 
Man wird solche Wissenschaft! iclie Spielereien nicht mit thalsächlichen Verbällni8«e» 
und Erfahrungen verwechseln dürfen. 
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m einer Nachfrage nach Arbeitslohn, und zwar nach einem bestimmten 
Arbeitslohn. Denn ebensowenig wie die Nachfrage nach Arbeitern 
erscheint das Angebot derselben ohne einen gewissen vorherbestimmten 
Preissatz ^*). und diese Preissätze stehen in einer gewissen Wechsel- 
wirkung. Ein niederer Preissatz der Kachfrage steht nicht nur einem 
gewissen Angebot gegenüber, sondern erzeugt auch in gewisser Weise 
das Angebot, natürlich ein entsprechend niedrigeres, als ein höherer 
Preissatz zu erzeugen im Stande ist. Ein, von der möglichen Minimal- 
grenze abgesehen, unbeschränktes Angebot findet auch bei der Arbeit 
nicht statt. Es wird oft geltend gemacht, dass der Hunger die Arbei- 
ter zu einem solchen treiben müsse. Man darf aber im geregelten 
Gange der Volkswirthschaft die Arbeiter nicht als hungrige und nach 
Arbeit umherirrende Massen vorstellen, ebensowenig wie man anderer- 
seits annehmen darf, dass überall da, wo nur irgend Arbeitsgelegenheit 
überhaupt vorhanden ist, auch jeder beliebige Arbeiter dieselbe zu er- 
greifen im Stande sei^^). Die Mittellosigkeit der Arbeiter und die 
ganz ausserordentliche Schwierigkeit ihrer üebertragung von einem 
Gewerbe in das andere, einem Ort in den andern setzt allerdings die 
Arbeiter mit ihrem Angebot in eine viel ungünstigere Lage als die 
Unternehmer, denen leicht bewegliche Capitalien zu Gebote stehen, 
mit ihrer Nachfrage. Aber liier kommt es selbstverständlich sehr auf 
den Grad einerseits des ökonomischen Rückhalts, den die Arbeiter 
haben, andererseits der Beweglichkeit des Capitals an; und nicht min- 
der auf den Grad, inwieweit die Kraft der Concurrenz durch natür- 
liche oder künstliche Assoziation'*) auf beiden Seiten paralysirt oder 

74) Mit dem blossen Wunsche, einerseits einen möglichst geringen Preis n 
geben , andererseüs einen möglichst hohen Preis zu erhalten , — ein Moment, das 
seit A. Smith in der Preislehre angewendet zu werden p0egt — lässt sich wissen- 
schafllich nicht operiren. 

75) Sehr viele Schriftsteller, Ricardo an der Spitze, haben dadurch, dass sie 
mit dem Begriff der Arbeit im Allgemeinen und nicht mit gegebenen Arbeilem 
Wissenschaft lieh operirten, die Kraft ihrer Beiveise sehr abgeschwächt. Oft werden 
die Verhältnisse so dargestellt, als ob SeideniTeber ohne Weiteres Maschinenbauer, 
Weber ohne Weiteres Sattler wurden, sobald sich nur da oder dort günstige Ar-- 
beitsgelegenheit eröffnet. Arbeit ist allerdings sehr leicht von einem Geschäft in'i 
andre begrifflich zu übertragen, nicht aber die Arbeiter. Namentlich hat man Bicb 
dergleichen Fehler oft zu Schulden kommen lassen, um die Heilsamkeit der Mascbi- 
neneinführung anschaulich zu machen. 

76) Auf die Association der Arbeitgeber weist bekanntlich schon Ad. Smitb, 
Nat.-Reichth. a. a. 0. I, 103. Inwieweit die Associationen der Arheiter direkt aof 
den Lohn einwirken können, darüber liegen wohl noch nicht genügend gesam- 
melte Erfahrungen vor. Die Thronrede der Königin Victoria bei Eröffnung des 
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etwa verstärkt wird durch die Anwendung Arbeiter . und Arbeitslohn 
sparender Maschinen. Die letzteren werden da, wo sie nur für fehlendt 
Arbeitskräfte Ersatz leisten, keine erheblichen Veränderungen im Preis- 
satze der Nachfrage und des Angebots hervorbringen; da jedoch, wo 
sie vorhandene Arbeiter ersetzen, den umlaufenden Lohnfonds in stehen- 
des Kapital verwandeln, und Arbeit übei*flüssig machen (denn arbeit- 
sparend sind die Maschinen in der modernen Wirthschaftsverfassung 
nur für den Kapitalisten, nicht für die gesammte Menschheit, wie man 
öfter behaupten hört), da können die Maschinen allerdings für einen 
kleinen Theil der Arbeiter den Lohn selbst erhöhen , aber zugleich 
Ursachen von Krisen werden, welche die gesammte Lebenshaltung gan- 
zer Generationen auf lange Zeit hin erniedrigen ^'^). 

Eine schärfere Ausführung dieser Skizze, in welcher wir die Lohn- 
bildung zu veranschaulichen suchten, würde den wirklichen ökonomischen 
Vorgängen nicht entsprechen und leicht zu der schablonenhaften Auf- 
fassung verleiten, die offenbar einen tief eingewurzelten Fehler der 
modernen. Wirthschaftslehre bildet. Historische und statistische De- 
taillirung der einzelnen Punkte wird natürlich ebenso nothwendig als 
ergiebig sein. In weiteren Untersuchungen werden nun diejenigen Ver- 
hältnisse, welche hier als gegeben angenommen wurden, als schwan- 
kende zu betrachten sein. Später werden wir das Verhältniss des Lohns 
zum Gehle, dann die statistischen Grundlagen der Lohnlehre zu unter- 
suchen haben. Aus all' Diesem wird sich dann erkennen lassen, wie weit 
die jetzige Lohntheorie Bestand habe, und welches die Bedingungen für 
eine künftige seien. 



englischen Parlaments 1867 verspricht eine Enquete Ober die Ärbeiterverhältnisse, 
welche auch für die Lehre vom Arbeitslohn nicht unwichtig bleiben kann. Nicht 
unbedeutendes Material bietet schon der Report of the Committee of Trades' Socie- 
lies appointed by the National Association for the promotive of social Science. Lon- 
don 1860. Tor reu 8, On wagas and Conibinalion hat in dieser Beziehung Nichts 
von Bedeutung. J. Sloureau, Le Salaire et des Associalions cooperalives Paris 
1866 (unwissenschaftliche Compilatiön) bringt üb(}r den Arbeitslohn nichts Neues 
und behandelt eine Art von Associationen, die mit dem Arbeitslohn gar nichts zu 
thun hat. Die Corp. Assoc. wollen den Arbeitslohn nicht haben, sondern beseitigen. 
77) Die Ansichten über den Einfluss des Maschinenwesens auf die Lage der 
}• arbeitenden Klassen zusammengestellt bei F. ^^'jidU T^r '^''fff An fif^'*''^ft jp 

\ Deutschland. Berlin 1838. S. 199--301. Ferner vergl. Röscher, Ansichten der 

! Yolkswirlhschaft 1861. S. 173 flf. 
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Beitrag zur Lehre vom Kapitale. 

Ein Versuch 

von 

J. U. Dr. Friedrich Kleinwachter, 

Dozenten der politischen Oekonomie an der Universität zn Prag. 

Unter den Fundamentalbegriffen der politischen Oekonomie ist — 
vielleicht mit einziger Ausnahme jenes des Kredites — keiner, der auf 
dem Gebiete der Wissenschaft so vielfach erörtert und besprochen 
wurde, keiner, der im gewöhnlichen Leben so häufig gebraucht oder, 
richtiger gesagt, gemissbraucht wird, als der Kapitalsbegriff. Wenn 
derselbe in den vorliegenden Zeilen abermals .zum Gegenstande einer 
eingehenderen Untersuchung gemacht wird, so geschieht dies vornehm- 
lich aus dem Grunde, weil einerseits dieser Begriff als der wesentlichste 
auf dem Gebiete der Wirthschaftslehre in der That die höchste Beach- 
tung verdient, und andererseits, weil nicht nur Wissenschaft und Praxis 
in ihren Anschauungen weit aus einander gehen, sondern auch die ein- 
zelnen Schriftsteller unter sich über diesen Begriff nicht einig sind. 
Während nämlich das gewöhnliche Leben über den für die Wissenschaft 
längst überwundenen Standpunkt noch nicht hinausgekommen ist und 
consequent die BegriflFe »Kapital« und »Geld« identificirt, hat die Wis- 
senschaft, insbesondere seit Adam Smith, unablässig auf eine scharfe 
Sonderung dieser beiden Begriffe hingearbeitet und bei der Feststellung 
des Kapitalsbegriffes vornehmlich auf den Umstand Gewicht gelegt, 
dass das Kapital bei der Production mitwirkt. Mit Aus- 
nahme jedoch dieses Einen Punktes, in dem alle wissenschaftlichen 
Definitionen des Kapitales zusammentreffen, sind — wie schon erwähnt 
— die Ansichten der verschiedenen Schriftsteller über das Wesen die- 
ses Begriffes unter sich divergent. 

Die ältere Schule, die sich dem Einflüsse des Merckntilsystems und 
der Lehre der Physiokraten nicht ganz entziehen konnte, hat nämlich 
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in UebereinstimmuDg mit Adam Smith und Ricardo das Wesen 
des Kapitales darin zu erkennen geglaubt, dass dieses ein Produet 
menschlicher Thätigkeit sei, welches zum Behulc weiterer Pro- 
duction aufgespart und angesammelt wurde. Der Grund und 
Boden, der nicht von Mensclienhänden geschafföi wurde, sondern von 
Natur aus fertig vorliegt, der nicht nur »bei der Production mitwirkt«, 
sondern selbstständig Güter hervorbringt, musste bei dieser Auffassung 
dem Kapitale so ganz unähnlich erscheinen, dass es unmöglich anging, 
ihn unter die übrigen Kapitalien einzureiben. Er wurde als ein selbst- 
ständiger Productionsfactor angesehen und d^r Ertrag desselben in 
einem besonderen Abschnitte, der Lehre von der Bodenrente, abgehan> 
delt. Dieser Auffassung entgegen sind in neuerer Zeit mehrere Schrift- 
steller aufgetreten, darunter namentlich Hermann, Carey, Üastiat, 
v. Hasner, L. Stein u. a. m., die das Moment der Ansammlung im 
Kapitalsbegriffe für eine unmotivirte Einschr|inkuug dieses Begriffes 
erklären und demgeraäss jedes Vermögensobject — somit auch die 
Grundstücke — als Kapital anerkennen, wenn dasselbe nur überhaupt 
bei der Production mitwirkt. 

Da an dieser Stelle eine eingehende Kritik der verschiedenen Ka- 
pitalsdefinitionen nicht beabsichtigt ist, so genügt es vorläufig, darauf 
hingewiesen zu haben, dass alle Definitionen des Kapitales den Produci- 
tionsbegriff zum Ausgangspunkte nehmen, um es gerechtfertigt erschei-r 
nen zu lassen, wenn auch in dem vorliegenden Aufsatze der Unter-r 
suchung über das Wesen des Kapitales eine Erörterung des Produc- 
tionsbegriffes vorausgeschickt wird. 

I. Von der Production. 

1. Entwicklang dieses Begriffes in der Wissenschaft. 

Das Mercantilsystera , dieser erste Versuch einer Wissenschaft der 
politischen Oekonomie, welches das Heil der Nationen einzig in dem 
möglichst grossen Beichthume an Gold und Silber erblickte, konute 
consequenter Weise unter »Production« nichts Anderes verstehen, als 
»Goldgewinnung«. Nach dieser Lehre galt blos jene Arbeit als pro- 
ductiv, durch welche die Menge des Edelmetalles im Lande vermehrt 
wird , d. i. der Betrieb von Edelrainen (selbst wenn dies mit Einbusse 
geschehen sollte) und der Exporthandel. Alle anderen Arbeiten und 
Beschäftigungen galten als unproductiv. 

Als man sich später von der Unhaltbarkeit dieser Lehre überzeugte 
und erkannte^ dass eä denn doch noch Dinge gebe, die dem Menschen 
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nützlicher und nofhwendiger sind als Oold und Silber, dass der Natio- 
nalreichthum , mindestens gesagt, sehr problematisch sei, wenn nicht 
durch eine hinreichende Bodenproduction die materielle Existenz der 
Bevölkerung sichergestellt ist, war es nur eine natürliche Erscheinang, 
wenn man aus einem Extrem in das andere übersprang, wenn man die 
Gewinnung des todten Metalles für eine unfruchtbare Beschäftigusg 
erklärte und nur den lebenden Kräften der Natur die.Productivkraft 
zuerkannte. Die Lehre der Physiokraten , welche das Wesen der Pro- 
duction lediglich in der Hervorbringung neuer »Stoife« sah, konnte die 
Bodenkultur allein als productiv gelten lassen , weil nur durch sie die 
^enge der Stoffe im Lande vermehrt wird. 

Eine richtige Basis für die Entwicklung des Productionsbegriffes 
wurde erst durch die Forschungen Adam Sniith's gewonnen. Smith 
sah wohl ein, dass die Behauptung der Physiokraten — der Boden 
allein vermöge Güter zu produciren — unhaltbar sei, indem die Natur 
keine neuen Stoffe erzeugen kann , sondern nur die vorhandenen Ele- 
mente in neue Verbindungen und Formen zu bringen vermag. Da naa 
der Mensch durch seine Thätigkeit ähnliche Resultate erzielt, wie die 
schaffenden Kräfte der Natur, so muss auch dieser Thätigkeit des Men- 
schen Productivkraft zuerkannt werden. Ungeachtet dieser richtigen 
Erkenntniss konnte sich Smith dennoch von der materialistischen An- 
schauungsweise der Physiokraten nicht ganz losreissen. Er verlangt 
zwar nicht wie diese, dass das Resultat der Production ein neuer Stoff 
sei , kann sich aber doch nur entschliessen , blos jene Arbeit als pro- 
ductiv gelten zu lassen,^ welche eine neue Form des Stoffes hervor- 
bringt. Productiv ist nach Smith lediglich jene Arbeit, welche den 
Werth des Gegenstandes, auf den sie verwendet wird, erhöht, d. i. also, 
die ein neues, greifbares Resultat giebt. Alle übrigen Beschäftigungen 
— sie mögen noch so ehrenvoll und nützlich sein, also namentlich alle 
geistigen Arbeiten — sind unproductiv. 

Smith gegenüber steht Say, dem es vorzugsweise darum zu thnn 
war, die von Smith zu eng gezogenen Grenzen des Productionsbegrif- 
fes etwas weiter zu rücken und insbesondere das Recht der geistigen 
Arbeit, deren Productivität Smith allerdings gänzlich verkannt bat, 
zur Geltung zu bringen. Say definirt die Production als »Hervorbrin- 
gung von Nützlichkeiten oder Annehmlichkeiten«. Nach seiner Ansicht 
kann die Production ebensowohl von dem Menschen, als von demTbiere 
oder der Pflanze, wie von leblosen Gegenständen ausgehen, er ffibrt in 
seiner Lehre vom Kapitale an, dass Wohnungen, Kleider und Mobilien 
als Gebrauchskapital anzuerkennen sind, »weil diese Gegenstände Nütz-. 
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lichkeiten oder ÄDnehmlichkeiten hervorbringen«. Nach dieser Defini- 
tion des Productionsbegriifes kann es wohl keinem Zweifel unterliegen, 
dass auch die geistige Arbeit productiv sei, allein eben so gewiss ist 
es auch, dass dann alle Gonsumtion, wenn sie eine Nützlichkeit oder 
Annehmlichkeit erzeugt, also z. B. selbst das Bauchen einer guten Ci- 
garre, als eine productive Beschäftigung erkläi't werden muss. Dass 
Say mit seiner unbestimmten und vagen Definition des Productionsbe- 
griffes vereinzelt geblieben, ist erklärlich; trotzdem ist es nur seinem 
Einflüsse zuzuschreiben, wenn spätere Schriftsteller auch der rein gei- 
stigen Arbeit — wenigstens soweit sie nach dem Gesetze der Arbeits- 
gliederung an der Steigerung des Volksvermögens Theil nimmt — Proi» 
ductivität zuerkennen. 

Ein weiterer Fortschritt in der Entwicklung des Productionsbe- 
griffes lässt sich in der von Mill aufgestellten Definition der Produc- 
tion erkennen. Mill verlangt nämlich ganz richtig, dass eine Arbeit, 
wenn sie productiv genannt werden soll, nicht mit einem unmittelbaren 
Genüsse endigen dürfe, indem das charakteristische Merkmal der Pro- 
ductivität einer Leistung darin besteht, dass durch sie die Reihe der 
bestehenden Genussmittel vermehrt wird. Mill hat in diesen 
Worten den Begriff der Production unstreitig viel schärfer und richti- 
ger präcisirt als Smith und Say, indem es bei der Production in der 
That darauf ankommt , dass ein neuer Werth , ein neues Genussmittel 
hervorgebracht wird; er irrt nur insofern, als er den Begriff »Genuss- 
mittel« in einem eben so materialistischen Sinne auffasst, wie Smith, 
was Say gegenüber als ein offenbarer Rückschritt bezeichnet werden 
muss. Unter den deutschen Schriftstellern ist es namentlich Rau, dep 
sich der älteren, von Smith und Mill aufgestellten Ansicht über das 
Wesen der Production anschliesst, indem er die letztere definirt »als 
eine solche Vergrösserung des Volksvermögens vermittelst eines a m 
Stoffe haftenden Gebrauchswerthes, welche vorher noch gar 
nicht im Vermögen der Menschen vorhanden war«. 

Einen wesentlich neuen Gesichtspunkt für die Lehre von der Pro- 
duction hat Röscher aufgestellt, dessen Ansicht wenigstens in Deutsch- 
land als die allgemein geltende bezeichnet werden kann. Er sagt: 
»Man sollte nie vergessen, dje Volkswirthschaft als einen Organismus 
zu betrachten , der bei gesundem Wachsthum immer mannigfaltigere 
Organe entwickelt, aber alle verhältnissmässig , und nicht blos vom 
Ganzen getragen, sondern auch ihrerseits wieder das Ganze tragend. 
Das Gesammtbedürfniss wird durch die Gesammtarbeit des Volkes be- 
friedigt. Diese letztere ist organisirt nach dem Gesetze der Arbeits- 
IX. 21 
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gliedening. Jedermann, der fflr's Ganze arbeitet, empfängt seinen An- 
theil am Gesammtproducte , ohne Kücksicht darauf, ot> er geraile zor 
Entstehung derselben Productenart beigetragen hat, worin er bezahlt 

wird Jeder Arbeiter nun, dessen Leistung vem(infti;;er Weise 

begehrt und angemessen bezahlt wird, hat productiv gearbeitet Ud- 
productiv nur dann, wenn Niemand seine Leistung brauchen will, (xler 
bezahlen kann : in diesem Falle aber der ßauer, dessen Korn aus Man- 
gel an Absatz in der Scheuer verfalilt, nicht minder, als der Schrift- 
steller ohne Leser, der Sänger, den Niemand hören mag.« Boscher 
hat in diesen Zeilen deutlich ausgesprochen, dass er — wenigstens was 
das unmittelbare Resultat der Arbeit anbelangt — davon absietht, ob 
dieselbe ein materielles Product liefert oder nicht, und dass er eben- 
sowohl der geistigen als der körperlichen Arbeit die Produetivität zu- 
erkenne. Ein weiteres Verdienst hat sich Boscher um die Lehre vofl 
der Production dadurch erworben, dass er bei Feststellung dieses Be- 
griffes die drei Gesichtspunkte der Einzeln-, Volks- und Weltwirtb- 
Schaft scharf sondert und hervorhobt. Nur wenn diese drei Gesiebte 
punkte sorgfältig aus einander gehalten werden, kann der Begriff der 
Production richtig erfasst werden, da dieselbe Thätigkeit, jenachdeia 
sie von diesem oder jenem Gesichtspunkte aus betrachtet iivird, bald 
als productiv, bald als unproductiv zu bezeichnen ist. 

Diese von Bosch er aufgestellte Ansicht über das Wesen der Pro- 
duction kann — wie bereits erwähnt — gegenwärtig als die in Deutsck- 
land geltende bezeichnet werden. Ein weiterer Schritt nach vorwärts 
hat blos insofern stattgefunden, als einzelne Schriftsteller die Produe* 
tion geradezu als »Gütererzeugung« definiren. Mit dieser Definition, 
die das Wesen der Production unstreitig am schärfsten präcisirt, könn- 
ten audi wir uns hier zufrieden stellen, wenn dieselbe nicht auf des 
Werthbegriff zurückgehen würde, der bekanntlich immer noch zu den 
strittigen gerechnet werden rauss. Um daher im vorliegenden Falle 
eine allseitig abgegrenzte und feste Basis für die Lehre von der Pro- 

a 

duction zu gewinnen, wird es angemessen erscheinen, vorerst unsere 
Ansicht über den Werthbegriff in Kürze darzulegen. 

2. Der Werth. 

a. Der Gebrauchs werth. Der Mensch als bedingtes Wesen 
hat eine Menge theils wirklicher, theils eingebildeter körperlicher und 
geistiger Bedürfnisse, deren Befriedigung ihm zum Theile von der äus- 
sern Natur, zum Theile — wie z. B. seine Erziehung — durch die 
Thätigkeit seiner Mitmenschen geboten wird. Alles nun, was die Eigen- 
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Schaft besitzt, eiki mönsehliehes Bedürfnisd befriedigen in können ^ hat 
Gebraucbswer th , ist ^rerthvoll, ist ein Gut. Der Oobrauchswertb 
ist somit die erkannte Eigenschaft eines Gegenstandes, 
irgend einem menschlichen Zwecke dienen zu kSnnen. Zur 
Vermeidung jeden Zweifels sei bemerkt, dass der Werth nicht immer 
an ein materielles Substrat geknüpft zu sein braucht, mit andern Wor* 
ten, dass es auch immaterielle Werthe und Güter giebt. Der Mensch 
als sinnliches Wesen wird zwar stets der Vermittlung durch die Materie 
bedttrfen, allein diese tritt bei den immateriellen Gütern vollständig in 
den Hintergrund. So hat z. B. ein gutes Buch gewiss einen hohen 
Werth, derselbe liegt jedoch weder im Papier noch in der Drucker- 
schwärze, sondern in d^n neuen und guten Ideen, die es enthält und 
in seinen Lesern erweckt, und dennoch wäre tlas Letztere nicht möglich, 
wenn die Materie — d. i. eben die Druckerschwärze auf dem Papiere 
«^ nicht auf die Sinne des Lesei*s vermittelnd einwirken würde. 

- In dem Begriffe des Gebrauchswerthes , wie er soeben entwickelt 
wurde, finden sich zwei wesentliche Momente, ein objectives und ein 
smbjectives. Das objective Moment im Werthbegriffe ist die Dienst-» 
tauglichkeit eines Gegenstandes, sie ist genau bestimmt und mess* 
bar. So besitzt z. B. dieser Balken eine bestimmte Tragfähigkeit, ein 
Pfund von dieser Speise eine bestimmte Nährkraft. Die Diei^ttaug- 
Uchkeit eines Gegenstandes kann mit mathematischer Genauigkeit eroirt 
werden, sie ist jedoch fest begrenzt und kann über dieses Mass hinaus 
nicht vergrössert werden; wollte man diesen Balken über das Mass 
seiner Tragfähigkeit belasten, so bricht er. 

Diesem objectiven Momente im Werthbegriffe gegenüber steht das 
subjective Moment. Letzteres ist aber selbst wieder ein doppel- 
tes, und zwar einmal das Bedürfniss und zweitens die Erkennt- 
niss, dass dieser Gegenstand wirklich die Eigenschaft besitzt, meinem 
Bedürfnisse dienen zu können. Wo das Bedürfniss nicht vorhanden 
ist, da giebt es keinen Gebrauchswerth. Obwohl der Erwachsene sehr 
gut weiss, dass Spielsachen zum Spielen verwendet werden können, 
d. h. dass sie geeignet sind, dem Bedürfnisse nach Unterhaltung zu 
dienen, so haben dieselben dennoch keinen Gebrauchswerth für ihn, 
weil er dieses Bedürfniss nicht mehr empfindet. Andererseits hat aber 
ein Gegenstand, so lange miü seine Diensttauglichkeit nicht kennt, 
keinen Gebrauchswerth — ignoti nuUa cupido. Dieses subjective Mo^ 
ment im Werthbegriffe entzieht sich aber nicht nur jeder Messung 
(Niemand kann bestimmen, mit welcher Intensität ein Zweiter dieses 
oder jenes Bedürfniss empfindet), sondern ist auch nach beiden Bich- 

21» 



316 Fr. Kleinwftchler, 

tongen hin schwankend. Was zunächst das BedOrfniss anbelangt, 8o 
bringt es die in der Sinnlichkeit des Menschen gegründete Wandelbar- 
keit desselben nothwendig mit sich, dass seine Bedürfnisse fortwährend 
wechseln. Alter, Geschlecht, körperliche und geistige BesdiaSenheit 
des Individuums, klimatische Einflüsse, Zeitverhältnisse, Moden, Krask- 
heiten, ja sogar die einzelnen Tageszeiten, Gewohnheiten und ZaiaDe 
erzeugen nicht nur bei den verschiedenen Menschen, sondern sogar bei 
dem einzelnen Individuum eine Reihe der verschiedenartigsten Bedürf- 
nisse, die von Stunde zu Stunde wechseln und daher bald diesen, bald 
jenen Gegenstand als wünschenswerth erscheinen lassen , so dass der 
nämliche Gegenstand momentan einen Gebrauchswerth erlangt, um ibn 
— nach erreichtem Zwecke — sofort wieder zu verlieren. Für ein« 
Kranken hat die betreffende Arznei einen hohen Gebrauchswerth, we3 
sie ihm seine Gesundheit wiedergiebt , ist er aber genesen , so verliert 
die nämliche Arznei nicht nur ihren Gebrauchswerth , sondern wird ifl 
vielen Fällen geradezu schädlich wirken. Ebenso unbestimmt und 
schwankend, als das Bedürfniss, ist die 'Erkenntniss, dass der fraglide 
Gegenstand die Eigenschaft besitzt, einem Zwecke dienen zu können 
So lange man nicht weiss, dass dieser Gegenstand in irgend einer Weise 
verwendet werden kann, ist er werthlos, und erlangt erst dann einffl 
Gebrauchswerth, bis man erkennt, dass er irgend eine Diensttauglidi- 
keit besitzt. Es giebt zahllose Fälle, in welchen z. B. irgend ein Ge- 
stein, das bisher als werthlos weggeworfen wurde, plötzlich einen Wertl 
erlangt, weil man erkennt, dass es erzhaltig sei. umgekehrt lassea 
sich eben so viele Beispiele aufzählen, dass Gegenstände für ausser- 
ordentlich werthvoll galten, weil man ihnen fälschlich irgend eineEraS 
zuschrieb, und dass dieser Werth plötzlich verschwand, als eine gereif- 
tere Einsicht erkannte, dass sie jene Eigenschaften nicht besitzeo. 
Hieher gehört die bei Weitem grösste Mehrzahl der älteren Heilmittel, 
die von der neuen Medizin einfach aus der Pharmakopoe gestrichen 
wurden, weil man die Erfahrung gemacht hat, dass sie keine Heilkraft 
besitzen. 

Dieses subjective Moment im Werthbegriffe, welches — wie bereits 
erwähnt — sich jeder Messung entzieht und fortwährend wechselt, be- 
wirkt aber nothwendiger Weise, dass auch der Gebrauchswerth schlecht- 
hin unmessbar wird. Nur durch die gänzliche Verkennung dieses sub- 
jectiven, Momentes im Werthbegriffe wird es erklärlich , dass so viele 
Schriftsteller sich in allem Ernste mit der Aufsuchung eines für «Dß 
Zeiten und Völker allgemein giltigen Werthmasses — dieser ökonomi- 
schen Quadratur des Zirkels — befassen konnten. 
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b. Die Kostbarkeit. Verschieden vom Werthbegriffe ist die 
Kostbarkeit, d. i. der Aufwand von Mühe und Zeit, der mit 
der Erlangung oder Herstellung eines Gegenstandes ver- 
bunden ist. Die Kostbarkeit oder Kostspieligkeit ist somit der Aus- 
druck für die Schwierigkeit, die mit der üeberwindung jenes Hinder- 
lusses verbunden war, welches sich der Erlangung oder Herstellung des 
betreffenden Gegenstandes entgegenstellt. Der Diamant z. B. ist kost- 
bar, weil grosse Schwierigkeiten überwunden werden müssen, bevor man 
ihn findet. Allerdings darf man hier nicht den Fall vor Augen haben, 
dass etwa ein müssiger Spaziergänger einen solchen Stein am Wege 
findet, man muss vielmehr die grossen Schwierigkeiten und die unzäh- 
ligen misslungenen Versuche berücksichtigen, die mit der planmässigen 
Aufsuchung des Diamanten , die also mit einer Diamantwäscherei ver- 
bunden sind , um zu begreifen , dass der hohe Preis , welcher für einen 
solchen Stein gezahlt wird, nicht unangemessen ist. Im Gegensatze zur 
Kostbarkeit nennt man jenen Gegenstand billig, dessen Erlangung mit 
keinen grossen Schwierigkeiten verbunden ist. 

Die Kostbarkeit eines Gegenstandes ist selbstverständlich keine 
constante Grösse. Da dieselbe nämlich als der Ausdruck für die Kraft- 
anstrengung, die mit der üeberwindung eines Hindernisses verbunden 
ist, definirt wurde, so ergiebt sich schon hieraus, dass die »Anstren- 
gung« einmal je nach der Grösse des Hindernisses, und zweitens 
je nach der Grösse der Kraft sehr verschieden ist. Was zunächst 
die Grösse des Hindernisses anbelangt, welches sich der Erlangung eines 
Gegenstandes entgegenstellt, so bringt es die Natur der Sache- mit sich, 
dass dieselbe an verschiedenen Orten und zu verschiedenen Zeiten un- 
gleich ist. Ananase z. B., die in ihrer Heimath wild wachsen, sind be- 
kanntlich bei uns das kostbarste Obst, weil die Herbeischaflfung oder 
Aufzucht derselben mit grossen Opfern verbunden ist; die Beleuchtung 
eines Zimmers bei Tage kostet nichts, weil die Sonne Licht spendet, 
zur Nachtzeit hingegen ist sie mit Kosten verbunden, weil Kerzen, Oel 
oder Gas nur mit einer gewissen Anstrengung hergestellt werden kön- 
nen, u. s. f. Die Kostbarkeit eines Gegenstandes gestaltet sich aber — 
selbst bei gleicher Schwierigkeit — bald grösser, bald geringer, jenach- 
dem die Kraft, welche diesen Widerstand besiegen soll, kleiner oder 
grösser ist. Dem Kinde oder dem Zwerge erscheint manches Hinderniss 
unübersteiglich , das der Erwachsene oder der Riese spielend überwin- 
det. Da nun der Mensch mit jedem Fortschritte in der Kultur seine 
geistigen und körperlichen Fähigkeiten immer mehr und mehr ent- 
wickelt, und stets neue Kräfte der Natur seinem Willen dienstbar zu 
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machen lernt, so wächst in dem nämlichen Orade seine Macht and lässt 
ihm dieselben Hindernisse, vor denen seine Vorfahren zurückschrotckteo, 
nun verschwindend klein erscheinen. Hierin liegt zugleich der Graod, 
dass alle Erzeugnisse der Kunst und Industrie stets billiger und einen 
immer wachsenden Kreise von Abnehmern zugänglich werden. 

c. Der Tauschwert h. Wird der Gebrauchswerth allgemeii 
anerkannt und tritt zu demselben die Kostbarkeit hinzu, so eot* 
steht der Tausch werth. Mit andern Worten, wird der Gebranchswertb, 
d. i. die Diensttau9:Iichkeit eines Gegenstandes, von mehreren Personen 
anerkannt, und ist zugleich die Erlangung eben dieses Gegenstandes 
mit Schwierigkeiten verbunden, so wird so manche dieser Personal, 
ehe sie sich der Mühe unterzieht, den gedachten Gegenstand selbst 
herzustellen oder aufzusuchen, denselben lieher im Wege des Tausches 
durch Aufopferung eines Theiles von ihrem Vermögen zu erwerben 
trachten. Tauschwerth ist somit die Eigenschaft eines Gegenstandes, 
im Wege des Tausches einen Gegenwerth für denselben erlangen za 
können. 

Aus dieser Definition ergiebt sich von selbst die Beantwortoog 
der Frage, welche Gegenstände Tauschwerth besitzen, welche nicht 
Da nämlich der Tauschwerth als eine Zusammensetzung von Gebrauchs^ 
werth und Kostbarkeit, also: 

»Tauschwerth = Gebrauchswerth + Kostbarkeit« 
definirt wurde , so liegt es nahe , dass Gegenstände , die lediglich Ge* 
brauchswerth besitzen, die aber absolut nicht kostbar sind, auch kei- 
nen Tauschwerth haben können. Wenn nämlich ein Gegenstand - 
sein Gebrauchswerth mag noch so bedeutend sein — überall umsonst, 
d. i. ohne jede Mühe in beliebiger Quantität zu haben ist, so wird sidi 
Niemand finden, der auch nur den geringsten Theil seines Yermdgeos 
aufopfern würde, um jenen Gegenstand zu erlangen. Den höchsten 
Gebrauchswerth unter allen Gegenständen besitzt unstreitig die atmo- 
sphärische Luft, weil der Mensch dieselbe nicht zwei Minuten lang ent- 
behren kann, trotzdem hat dieselbe unter normalen Verhältnissen kei- 
nen Tauschwerth, weil sie überall vorhanden ist und von Jedem mühe- 
los erlangt werden kann. Noch weniger aber, als der Gebrauchswerth 
allein, vermag die blosse Kostbarkeit für sich irgend einen Tausdi* 
werth hervorzubringen. Wenn man nämlich — wie dies hier gesche- 
hen — den Tauschwerth definirt als ein Product des Gdbrauchswerttes 
und der Kostbarkeit, wenn man also den Tauschwerth lediglich als 
eine Abart des Gebrauchswerthes erkennt, so dass ersterer tb der 
höhere, letzterer als der niedere Begriff sich darstellt, sa ist esgt- 
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rxdezu widersinnig, anzunehinen, dass es einen Tauschwerth oline Ge*^ 
brauchswerth geben könne. Ein Tausch wer th ohne »Werth« ist 
eben ein Unding. Wenn also die HerbeischafFung oder Herstellung 
eines Gegenstandes mit noch so grossen Schwierigkeiten oder Opfern 
verbunden ist, wenn aber dieser Gegenstand absolut keinem Zwecke 
(selbst nicht einem eingebildeten) dienen kann, so wird sich Niemand 
herbeilassen, einen Theil seines Vermögens im Tausche für jenen Gegen* 
stand hinzugeben. Würde es sich 2. B. Jemand beikommen lassen, 
ganz gewöhnliche Steinchen von der Spitze eines hohen Berges oder 
vom Meeresgrunde eigens herbeischaffen zu lassen, so würden dieselben 
zweifellos ausserordentlich kostbar (oder kost^^pielig) sein, ihr Werth 
wird aber den der übrigen Steinchen der nämlichen Gattung um Nichts 
übei*steigen , weil man sie eben zu Nichts »brauchen« kann. Im ge* 
wohnlichen Leben wird zwar häufig die Behauptung aufgestellt, dass 
es Gegenstände gebe, die einen sehr hohen Tauschwerth, aber fast gar 
keinen GebTauchswerth besitzen, und als Beispiel der Diamant genannt; 
diese Ansicht beruht jedoch auf einer gänzlichen Verkennung des W^erth- 
begrififes und auf der falschen Auslegung des citirten Beispieles. Der 
Diamant besitzt nämlich wegen seiner Schönheit und Seltenheit die 
eminente Eigenschaft, der Eitelkeit des Menschen zu dienen ; da es nun 
ausserordentlich viele Personen giebt, welche ein lebhaftes Bedürfniss 
empfinden, sich mit Diamanten zu schmücken, und da ferner — wie 
oben nachgewiesen wurde — der Diamant wegen seiner grossen Sei* 
tenheit überaus kostbar ist, so ist es nur nothw endig, dass derselbe 
einen hohen Tauschwerth besitzt. 

Wie vorstehend entwickelt wurde, ist der Gebrauchswerth die logi- 
sche Voraussetzung des Tauschwerthes , und können blos jene Gegen* 
stände Tauschwerth haben, welche Gebrauchswerth besitzen und zugleich 
kostbar sind. Es bildet somit der Gebrauchswerth zugleich auch die 
Obergrenze des Tauschwerthes, d. h. je höher der Gebrauchswerth eines 
Gegenstandes ist, desto höher kann sein Tauschwerth steigen ; ist jedoch 
der Gebrauchswerth eines Gegenstandes unbedeutend, so vermag alle 
Kostbarkeit der Welt nicht, seinen Tauschwerth über jene Grenze hin- 
aus zu steigern. Lebensmittel z. B. haben einen ausserordentlich hohen 
Gebrauchswerth, es ist daher möglich, dass ihr Tauschwerth ausser- 
ordentlich hoch steigt; wer dem Hungertode nahe ist, würde — wie 
man zu sagen pflegt — alle Schätze Indiens für ein Stück Brod hin- 
geben. Ist hingegen das Bedürfniss nicht intensiv, oder besitzt der 
betreffende Gegenstand nur eine geringe DiensttaugHchkeit, d. h. ist 
sein Gebrauchswerth unbedeutend, so kann auch sein Tauschwerth nicht 
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hoch steigen , weil die Menschen dann einsehen , dass die Mflhe nod 
Zeit, die sie aufwenden müssen, za dem Nutzen oder der Annefamlidi- 
keit, welche der fragliche Gegenstand gewährt, in keinem Verhaltnisse 
steht, und es ganz aufgeben, nach demselben zu streben. Würde also 
z. B. eine Regierung in einem Staate, in welchem das Tabakmonopol 
existirt , die Preise ihrer Tabaksorten gar zu hoch stellen , so worden 
die Angehörigen dieses Staates aufhören, Tabak zu consumiren, weil 
der Tabak nur einen unbedeutenden Gebrauchswerth besitzt und sein 
Tauschwerth nicht über jenes Mass hinaus erhöht werden kann. 

Als das Product zweier veränderlichen Grössen, des Gebrauchs- 
werthes und der Kostbarkeit, ist der Tauschwerth nothwendiger Weise 
gleichfalls schwankend und veränderlich. Es lässt sich somit kein Ge- 
genstand ausfindig machen, dessen Tauschwerth unter allen Umst&Ddeo 
constant bliebe, der als allgemein giltiger und unveränderlicher Mass- 
stab des Tauschwerthes verwendet werden könnte. 

d. Der Preis ist der im Momente des Tausches fixirte Tausch- 
werth, den — abgesehen von jeder Uebervortheilung — die beiden 
vertragschliesseuden Theile diesem Gegenstande beilegen, ausgedrückt 
durch den Gegenwerth. Wenn daher A. dem B. eine Kuh giebt und 
hiefür von diesem zwei Lämmer erhält, so sind zwei Lämmer der Preis 
einer Kuh, d. i. A. sowohl als B. legen einer Kuh den nämlichen Werth 
bei, wie zwei Lämmern. Da somit der Preis lediglich ein momentan 
fixirter Tauschwerth ist, so unterliegt die Bildung desselben genau den 
gleichen Gesetzen, wie die Bildung des Tauschwerthes. Es werden 
demnach Gegenstände, welche, wie die atmosphärische Luft, lediglich 
Gebrauchswerth , aber keine Kostbarkeit besitzen , eben so wenig einen 
Preis erlangen, als blos kostbare Gegenstände ohne jeden Gebrauchs- 
werth. Die Voraussetzung des Preises wie des Tauschwerthes ist ein 
bestimmter Gebrauchswerth, der mit einem gewissen Grade von Kost- 
barkeit verbunden ist. Und gleich wie der Gebrauchswerth die Ober- 
grenze für den Tauschwerth bildet, so ist auch die Höhe des Preises 
durch jenen begrenzt. Im Nothfalle wird man für irgend einen Gegen- 
stand, dessen man dringend bedarf, der also einen bedeutenden Ge- 
brauchswerth besitzt, einen hohen Preis zahlen; ist aber der Gegen- 
stand nicht nothwendig, d. Ii. hat er keinen hohen Gebrauchswerth, so 
wird der Käufer höchstens jenen Preis bewilligen, der dem Gebraucbs- 
werthe des fraglichen Gegenstandes nach seiner Ansicht entspricht, 
•mehr aber nicht, und jeder Hinweis des Verkäufers auf die grosse 
Kostbarkeit des Artikels wird von dem Käufer mit der Bemerkung ab- 
gelehnt werden, dass der Nutzen, den der Gegenstand leistet, mit sei- 
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nem Preise in keinem Verhältnisse stehe. Es können somit die Preise 
der verschiedenen Artikel nicht beliebig gesteigert werden, sie finden 
ihre Obergrenze da, wo der Käufer zu der Ueberzeugung gelängt, dass 
der Gebrauchswerth derselben gegenüber dem Preise zu gering ist. 
Wegen der verschiedenen Kaufkraft der Käufer ist jedoch begreiflicher 
Weise diese Obergrenze des Preises nicht für jeden Käufer die näm- 
liche, der Vermögendere wird höhere Preise zahlen können, während 
der Arme selbst bei einem niedrigeren Preise vom Kaufe absteht, weil 
auch dieser ihm* unerschwinglich ist. 

Diese durch den Gebrauchswerth gezogene Obergrenze des Preises 
wird in vielen — vielleicht in den meisten — Fällen gar nicht er 
reicht. Die wichtigsten Güter, wie z. B. die Luft, das Wasser, die 
Wärme, das Licht u. dgl., sind geradezu unentgeltlich zu haben, und 
selbst die Preise der Lebensmittel bleiben hinter dem Gebrauchswerthe 
derselben weit zurück. Der Grund hievon liegt darin, dass die Höhe 
der Preise innerhalb jener durch den Gebrauchswerth gezogenen Ober- 
grenze durch die Kostbarkeit der Gegenstände bestinunt wird. Im 
Nothfalle wird sich der Käufer allerdings bequemen müssen, jenen 
Preis zu zahlen, der dem Gebrauchswerthe des fraglichen Gegenstandes 
entspricht, ist aber jener Nothf all nicht vorhanden, so wird er nur 
dann irgend einen Preis bewilligen, wenn er den Gegenstand nicht an- 
derweitig billiger erlangen kann. Der Käufer, der beispielsweise für 
ein bestimmtes Quantum von Lebensmitteln im Nothfalle gern 100 Fl* 
oder mehr opfern würde, wird unter normalen Verhältnissen für die 
nämlichen Lebensmittel nur dann einen Preis von 10 Fl. bewilligen, 
wenn er sie nirgends um geringere Kosten haben kann. Innerhalb 
jener durch den Gebrauchswerth gezogenen Obergrenze des Preises 
wird der Käufer nur einen solchen Preis zahlen, der der augenblick- 
lichen Kostbarkeit des Gegenstandes entspricht, er wird also kein grös- 
seres Opfer bringen, als jenes, das er unter den gegebenen Umständen 
überhaupt bringen muss, wenn er den Gegenstand erlangen will. Aus 
diesem Grunde wird der Käufer unter mehreren Verkäufern stets den- 
jenigen wählen, der ihm dieWaare zu dem niedrigsten Preise anbietet. 
Der Käufer, der auf die Nothlage des Verkäufers spekulirt, wird also 
das Angebot der Verkäufer benützen und den Preis herabzudrücken 
trachten. Andererseits wird der Verkäufer die Waare nicht um einen 
geringeren Preis hergeben, wenn er im Stande ist, einen höheren zu 
erzielen, er wird sich daher stets das Verlangen oder die Nachfrage 
des Käufers zu Nutzen machen und den Preis in die Höhe schrauben. 
Durch das Zusammenwirken dieser entgegengesetzten Interessen wird 
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der Preis gebililet, so dai^s innerhalb der darch den Gebraochswerth 
gezogeneu Obergi*enzc lediuiich das Verhältniss von Angebot 
und Nachfrage auf die Höhe des Preises bestimmend einwirkt. Die 
gewöhnliche Ansicht, dass die Pruductionskosten die Untergrenze des 
Preises bilden, ist wohl insofern richtig, als der betreffende Gewerbs- 
maun nur dann auf die Dauer zu producircn vonnag, wenn ihm in 
dem Preise seiner Artikel alle Kosten ersetzt werden, allein einerseits 
sind die Kosten so verschieden und andererseits iSt die Nachfrage so 
überaus veränderlich, dass der einzelne Verkäufer — wenn er über- 
haupt verkaufen will — gezwungen ist, ohne Rücksicht auf seine Pro- 
ductioDskosten nach dem laufenden Marktpreise zu verkaufen. 

e. Der Affectionswerth. Fehlt im Begriffe des Tauschwerthes 
das Moment der allgemeinen Anerkennung, so entstellt der Affections- 
werth, der jedoch auf dem Gebiete der Wirthschaftslehre keine weitere 
Bedeutung hat. Die Haarlocke eines theueren Verstorbenen bat z. B. 
fttr mich einen überaus hohen Gebrauchswerth, weil sie die eminente 
Fähigkeit besitzt, mir das Bild des verstorbenenFreuudes zu vergegen- 
wärtigen, sie ist zugleich ausserordentlich kostbar, weil — im Falle 
sie vernichtet würde — keine Macht der Erde sie wieder herstellen 
kann , da aber der Gebrauchswerth jener Locke nicht allgemein aner- 
kannt wird (indem ausser mir Niemand an der Person meines verstor- 
benen Freundes ein Interesse hat), so besitzt dieselbe keinen vollkom- 
menen, sondern blos einen einseitigen Tausch-, d. i. den Affectionswerth. 
Der Affectionswerth ist somit derjenige Werth, der von einer einzelnen 
Person irgend einem Gegenstande beigelegt, der aber sonst von keinem 
Zweiten anerkannt wird. 

3. Begriff der Frodnction. 

Der Ausdruck »produciren« bedeutet so viel, als »etwas Neues 
borvorbringen.« Wenn man jedoch erwägt, dass der Mensch nicht im 
Stande ist, neue Stoffe zu erzeugen, dass er aber durch seine Geistes- 
kräfte die Fähigkeit besitzt, die vorhandenen Gegenstände in eine 
solche Lage zu bringen, oder derartig umzugestalten, dass sie seinen 
Zwecken dienen können, dass ihm ferner in seiner Sprache die Macht 
verliehen wurde, auf seine Nebenmenschen geistig einzuwirken — so 
ergiebt sich, dass die ganze menschliche Production lediglich in der 
Darstellung nützlicher Verhältnisse, oder neuer brauchbarer Formen 
der gegebenen Stoffe und in der Hervorbringung und Veröffentlichung 
neuer und werth voller Ideen bestehen könne. Production istda- 
bec Wertb&chaffung, d* i. Erzeugung von Mitteln zur Be- 
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friedignng roenschlicber Bedürfnisse, und zwar können di«se 
Güter — wie aus dem vorstehend Gesagten hervorgeht — sowohl ma- 
terieller als immaterieller Natur sein. 

Jede Arbeit, oder jede Leistung nun, die einen Werth hervor- 
bringt, d. i. deren Product die Fähigkeit besitzt, einem menschlichen 
Zwecke dienen zu können, ist productiv, wenn das Product in der 
Folge dieser seiner Bestimmung auch wirklich zugeführt wird. Dieses 
letztere Moment muss aus dem Grunde in die Definition des Prodnctions- 
begriffes angenommen werden, weil die Erzeugung von Werthen, die 
nicht »verwerthet« werden, im Grunde doch keine Werthschaffung ge- 
nannt werdeii kann. Der Bauer, dessen Korn aus Mangel an Absatz 
in der Scheune verfault, hat — um mit Röscher zu sprechen^^^ — 
eben nichts hervorgebracht. Der Begriflf der Production ist jedoch 
hiebt blos auf die menschliche Arbeit einzuschränken, da aoch die 
Thiere, die Pflanzen und sogar die leblose Natur Leistungen hervor- 
bringen können, deren Product im Stande ist, ein menschliches Be- 
dürfniss zu befriedigmi. Stets aber kommt es bei der Productivität 
einer Leistung darauf an, dass das Product derselben, und nicht—- 
w^n man so sagen darf — die Leistung selbst ein Mittel ist^ 
irgrad einem menschlichen Zwecke zu dienen. Wenn man daher mit 
vollem Rechte die Behauptung aufstellen kann, dass die Maschine ^o* 
ducirt, weil das Product ihrer Leistung, z. B. das Gewebe, die Eigen- 
schaft besitzt, ein menschliches Bedürfniss zu befriedigen, «o kann man 
doch nicht annehmen, dass auch das Kleid ein Product hervorgebracht 
habe, das Kleid ist vielmehr selbst ein Mittel, das Bedürfniss des Men- 
schen nach Schutz vor Kälte zu befriedigen. 

Zum richtigen Verständnisse der Production ist es unerlässU^ 
die von Röscher angedeuteten drei Gesichtspunkte der Universal-, 
Volks- und Einzelwirthschaft festzuhalten. Die Universalwirthschafit 
wird eine Leistung dann productiv nennen, wenn die Producte deradben 
wirklich neue Werthe sind, d. i. solche Werthe, die bisher in d^ 
Gesellschaft noch gar nicht vorhanden waren. Im Gegensatze hiezu 
hält der Einzelne von seinem privatwirthschaftlichen Gesichtspunkte 
\ jede Tbätigkeit für productiv, welche ihn in den Besitz neuer Werthe 
setzt, d. i. soldier Werthe, die er bisher nicht in seiner Disposition 
hatte, gleichgiltig ob diese Werthe bereits in der menschlichen GeseUr 
Schaft vorbanden waren oder nicht. Die Volkswirthschaft steht zwischen 
beiden in der Mitte und muss jede Arbeit für productiv erklären, 
durch welche dieses Volk in den Besitz neuer Werthe gelangt. Von 
ilurem eittzelnwirthschaftlicben Gesichtspunkte arbeiten der Dieb und 
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die Rftaberbande ebenso productiv als der Kauftnann und die Actien- 
gesellsehaft , die Y olkswirthschaf t , wekhe sich mit der Frage be&sst, 
was für ein Volk vortbeilbaft ist, was nicbt, nimmt einen böbem 
Standpunkt ein und muss daber selbstverständlich die Arbeit eines 
Diebes oder Bäubers als gemeinschädlich verurtbeilen , trotzdem mm 
sie die Kaperei oder die Auflegung einer Kriegscontribution in Fein- 
des Land für productiv erklären, weil biedurch das Volk, dessen Inter- 
essen sie verficht, bereichert wird. Erst die Weltökonomie, welche 
das Wohl der ganzen Menschheit vor Augen hat, muss jede Thätigkeit, 
die eine unrechtmässige Bereicherung auf fremde Kosten involvirt, als 
gemeinschädlich verdammen, und kann blos solche Leistungen als pro- 
ductiv anerkennen, durch «welche die ganze Menschheit bereichert wird. 
Aus der hier aufgestellten Definition des ProductionsbegrifEes und 
der Unterscheidung der eben angedeuteten drei Gesichtspunkte ergidrt 
sich von selbst die Lösung der vielfach ventilirten Frage, welche Klas- 
sen der Bevölkerung von der Volkswirthschaft (richtiger gesagt von 
der Weltökonomie) als productive Arbeiter anzusehen sind, welefae 
nicht. Zunächst muss man Adam Smith unbedingt beipflichten, wenn 
er die sämmtlichen StofEarbeiter productiv nennt, weil durch die Tba- 
tigkeit dieser P^^sonen neue Werthe, neue Güter hervorgebracht wer- 
d^. Wenn man aber — wie dies hier geschehen und wie dies aus 
dem Werthbegriffe mit logischer Nothwendigkeit hervorgeht — die 
Prodttction definirt als Werthschaffung, somit auch als Schaffung imma- 
terieller Werthe und Güter; so muss man auch jene nützlichen und 
werthvoUen geistigen Beschäftigungen, denen Smith alle Productivitat 
abspricht, für productiv erkennen. So bringt beispielsweise der Staats- 
mann Ordnung im Staate, der Richter Rechtssicherheit hervor, Pro- 
ducte, denen heutzutage Niemand mehr ihren hohen Werth absprechen 
kann; der Erzieher bildet die körperlichen und geistigen Kräfie seiner 
Schüler, welche dieselben in den Stand setzen, ihren Lebensunterhalt 
zu erwerben. Die Producte des Schauspielers sind die GestnJten, die 
er dem Auge des Zusehers vorführt, der Musiker producirt Musik, 
Beide arbeiten productiv, weil die Resultate ihrer Thätigkeit Werth 
haben, indem sie die Fähigkeit besitzen, das ästhetische Bedfirfniss 
des Menschen zu befriedigen. Die Arbeit des Arztes gleicht in vieler 
Hinsicht der des Werktischlers, welcher verdorbene Werkzeuge repa- 
rirt. Indem nämlich der Arzt durch seine Geschicklichkeit die Ge- 
sundheit seiner Patienten wieder herzustellen hilft, schafft er ihnen 
gewisserroassen neue Gesundheit, neue Arbeitskräfte. Die arg ange- 
feindete Arbeit der Dienstboten fällt unter verschiedene Gesichtspunkte, 
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Während nämlich der Koch selbst im Sinne Adam Smith's productiv 
thätig ist, erscheint die Arbeit der übrigen Dienstboten, insofern die- 
selbe zur Herstellung der Ordnung und Reinlichkeit in der Wohnung 
dient, als eine fortgesetzte Reparatur und Wiederherstellung der 6e* 
brauchsgegenstände, und ist daher productiv. Alle anderen Leistungen 
der Dienstboten dürfen aus dem Grunde die Productivität für sich in 
Anspruch nehmen, weil sie dem Dienstberrn Zeit schaffen, deren Werth 
von Niemandem bestritten werden kann. Die Thätigkeit des Kauf- 
mannes, der die Producte entfernter Gegenden herbeischafft, untar- 
scheidet sich nicht wesentlich von der Leistung eines Dienstmädchens, 
welches etwa ein Glas Wassei; vom Brunnen bolt. Indem der Kauf- 
mann seinen Kunden die Mühe und Zeit erspart, sich jene Waaren 
selbst holen zu müssen, producirt er ihnen gewissermassen Zeit und 
Arbeitskraft. Der Kaufmann bringt — wie K u d 1 e r richtig bemerkt — 
»Zugänglichkeit« der Güter hervor oder erhöht dieselbe, und aus die- 
sem Grunde ist seine Arbeit productiv. 

Wie bereits angedeutet, ist die Fähigkeit^ zu produciren, kein aus- 
schliessliches Prärogativ des Menschen, indem sowohl die Thiere, als 
die Pflanzen sowie die leblose Natur Producte hervorzubringen ver- 
mögen, welche die Fähigkeit besitzen , einem menschlichen Bedürfnisse 
zu dienen. So produzirt z. B. das Pferd — Kraft, die Kuh — Milch, 
das Schaf — Wolle u. s. f., der Obstbaum producirt Früchte , der Bo- 
den endlich producirt Pflanzen und Thiere.- Say, mit dem wir bis 
hierher vollständig übereinstimmen , dehnt jedoch den Begriff der Pro- 
duction zu weit aus, wenn er behauptet, dass auch die sogenannten 
Gebrauchsgegenstände , als Kleider , Mobilien, Wohnungen u. s. w. , pro- 
duciren, weil sie Nützlichkeiten oder Annehmlichkeiten hervorbringen. 
Das Wesen der Productiun besteht nicht darin, dass irgend eine An- 
nehmlichkeit in dem Menschen hervorgebracht wird, sondern darin, 
dass ein Gut geschaffen wird, d. i. ein materieller oder immaterieller 
Werth, welcher die Eignung besitzt, einem menschlichen Zwecke zu 
dienen. Dje Verwendung der Gebrauchsgegenstände, also der Kleider, 
Mobilien und Wohnungen erzeugt auch in der That zunächst keinen 
neuen Werth, kein neues Befriedignngsmittel menschlicher Bedürfnisse, 
diese Gegenstände selbst werden vielmehr nur einfach benützt, sie 
selbst sind lediglich Güter oder Werthe, keinesfalls aber Werthpro- 
ducenten. ^ 

Im Gegensatze zur productiven Arbeit ist jede Leistung unpro*^ 
ductiv, welche keinen Werth, d. i. kein Befriedigungsmittel mensch- 
licher Bedürfnisse hervorbringt, oder die zwar einen Werth erzeugt, 
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der jedoch seiner Be&timmung nicht zugeführt wird. So ist die Aiteit 
des Leieimanns in der Regel eine unproductivef weil seine Musik in 
den seltensten Fällen einen Genuss bereitet, die Dienstleistung eines 
Luxttspferdes ist unproductiv, weil durch sie kein neuer Werth henror* 
gebradit wird. 

4. Die ConsTuntion. 

Der Gegensatz zur Production, zur Werthm*zeugung ist die C(MH 
sumtion oder die Werthzerstörung. Zunächst ist es eine reine Con- 
sumtion, wenn der Mensch die im täglichen Leben nothwendigen 6^ 
brauchsgegenstände , wie z. B. sein Wohnhaus , seine Möbel , Kleider 
u. s. f., benützt, da hiedurch kein neuer Werth, kein neues Genussmittel 
hervorgebracht, sondern blos der Werth dieser Gegenstände durch die 
allmälige Abnützung seiner gänzlichen Zerstörung in der nämlichen 
W^eise entgegengeführt wird, wie diess bei den Speisen oder bei der 
brennenden Kerze nur in viel rascherem Maasse geschieht. In der 
Kegel sind Consumtion und Production mit einander verbunden; es 
kommt daher bei Entscheidung der Frage, ob eine Leistung productiv 
sei oder nicht, vorzugsweise darauf an , dass der neu erzeugte Werth 
grösser ist als der zerstörte. W^enn z. B. ein Werth \on 6 Fr. zer- 
stört wird, um einen Werth von 5 Fr. hervorzubringen, so ist ein der- 
artiger Vorgang — wie Say a* a. 0. mit vollem Rechte bemerkt — nicht 
nur keine Production, sondern blos Zerstörung eines Werthes yon 1 Fr. 

Aus dieser Betrachtung ergiebt sich jedoch, dass die von Say als 
productiv bezeichnete Leistung der Gebrauchsgegenstände — alleio 
stets erst in zwieiter Reihe — productiv ist und neue Werthe erzeugt, 
jedoch in einer ganz anderen Weise, als Say diess versteht. Wenn 
man nämlich erwägt, dass der Mensch durch die Befriedigung aller 
seiner geistigen und körperlichen Bedürfnisse jene Ruhe und Frische 
des Geistes, jene Gesundheit und Elasticität des Körpers erlangt, welche 
ihn in den VoUgenuss seiner moralischen und physischen Kraft setzt, 
so kann man mit voller Beruhigung die Behauptung aufstellen « dass 
mit jeder vernünftigen menschlichen Consumtion auch eine entsprechende 
Production verknüpft ist. Dann aber produciren die Gebrauchsgegen- 
stände in gleicher Weise wie die Consumtionsartikel (denen Say die 
Productivität nicht zuerkennt); der Werth, den sie erzeugen, ist Gesund- 
heit und Lebenskraft des Menschen, keineswegs aber die »Nützlichkeit« 
oder »Annehmlichkeit«, von der Say spricht. Jeder Verbrauch, der diese 
Grenze überschreitet, ist eine reine Consumtion, ist Verschwendung. 

(Schluss folgt.) 
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II. 

Kntwiirf' eines Gesetzes» betrelTenfl die Tereheliehungps« 
befug^iiisse der äftMats^enosspii und die CJnterstützunsp der 

Armen in Würtfeinber/^. 

Am 10. October hat das Königl. Württembergische Ministerium des Innern 
dem ständischen Ausschusse einen Gesetzesentwurf über die Verehelich ungrs* 
befugiHsse der Staatsgenossen und die Unterstützung der Armen zur Ein- 
leitung der weiteren Behandlung in der Ständeversammlung mitgetheilt, 
welcher nicht nur wegen seines Inhalts, sondern auch wegen der beigegebenen 
mit reichen statistischen Erörterungen und Belegen angefüllten Motive all- 
gemeinere Beachtung verdient. Indem wir uns vorbehalten, auf diese letz- 
teren bei nächster Gelegenheit zurückzukommen, theilen wir vorläufig den 
Gesetzentwurf mit: 

It Von der Vereheliehung. 

Art. 1. 

Die Yerehelichung der Staatsgenossen ist durch den vorgängigen Nach- 
weis des genügenden Nahrungsstandes fernerhin nicht bedingt. 

Art. 2, 

Ein Einspracberecht gegen die Yerehelichung steht dem Gemeind^rathe 
der Gemeinde, welcher ein Staatsgenosse mit Heimathrecht angehört, danj| 
zu, wenn dieser zur Zeit der beabsichtigten Yerehelichung aus örtlichen 
Armenkassen zu seinem Lebensunterhalte (den Fall eines vorübergehenden 
unverschuldeten Unglücks, z. B. einer Krankheit, oder eines allgemeinen 
Nothstandes, z. B. Theuerung, ausgenommen) Unterstützung empfangt, oder 
solche in dem der beabsichtigten Yerehelichung vorangegangenen Jahre em- 
pfangen und hiefür nicht Ersatz geleistet hat. 

Art. 3. 

Jeder, welcher sich verehelichen will, hat von seinem Vorhaben dem 
Ortsvorsteher derjenigen Gemeinde Anzeige zu machen , in der ihm das 
erbliche Genossenscbaftsrecht zusteht. 

Art. 4. 

Der Gemeindevorsteher hat dem Betheiligten über die erhaltene An- 
zeige sofort eine Bescheinigung und, wenn bei demselben keiner der Fälle 
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des Art. 2 vorliegt, ein Zeognisfl darüber unentgeltlich aoszustelleD, dais 
seine Yerehelichung einer Beanstandong im Sinne dieses Gesetzes nicht 
unterliegt. 

Art. 5. 

Liegt dagegen einer der Fälle des Art. 2 dieses Gesetzes vor, so luk 
der Ortsvorsteher das Verehelichungsvorhaben längstens in den nächsten iil 
die Anzeige folgenden acht Tagen zur Kenntniss des Gemeinderaths zu briageB 
und einen Beschlnss desselben herbeizuführen. 

Art. 6. 

Der Beschluss des Gemeinderaths (Art. 5) ist dem Betheiligten, wenn 
keine Einsprache erhoben wird, sofort, im entgegengesetzten Falle laogsteni 
binnen zwei Wochen von dem Tage an gerechnet zu eröffnen, cn weiehen 
der Heirathslustige die Anzeige gemacht hat. Die Nichteinhaltung der letz- 
teren Frist zieht den Verlust des Einspracherechts nach sich. 

Der Ortsvorsteher ist gehalten, dem Betheiligten auf Verlangen eift 
schriftliches Zeugniss über die Gestattung der Vereheiichung , beziehungs- 
weise über das Erlöschen des Einspracherechts unentgeltlich auszustellen. 

Art. 7. 

Gegen den die Verehelichung untersagenden Beschluss des Gemeinde- 
raths steht dem Betheiligten nur eine Beschwerde an das Oberamt zu, wel- 
ches endgiltig entscheidet. 

Sobald dann das Oberamt die Vereheiichung für zulässig erkannt hat, 
hat es dem Heirathslustigen ein Zeugniss hierüber unentgeltlich auszustellen. 

Art. 8. 

Jeder Staatsangehörige ist verpflichtet, vor der Vornahme der Verkuo- 
dignng sich darüber auszuweisen, dass seiner Vereheiichung kein in diesen 
Gesetze begründetes Hinderniss im Wege steht. (Art. 4, 6, 7.) 

Der Verkündigung und Trauung ist erst nach Beibringung dieses Nach- 
weises stattzugeben. 

Art. 9. 

Eine Frauensperson bedarf zu ihrer Verheirathung mit dem Bürger oder 
Beisitzer einer anderen Gemeinde auch dann keiner besonderen Aufnahme 
in das Genossenschaftsrecht des Letzteren , wenn bei ihr einer der Fälle des 
Art. 19 des revidirten Bürgerrechtsgesetzes zutrifft. 

n. Von der Armenpflege. 

Art. 10. 
Als unterstützungsbedürftig (Art. 2 des revidirten Bürgerrechtsgesetzes 
vom 4. December 1833) ist nur derjenige anzusehen, welcher durch dauernde 
oder vorübergehende Verhältnisse ausser Stand gesetzt ist, für seinen und seiner 
erwerbsunfähigen Familienangehörigen nothdürftigen Lebensunterhalt ansrei' 
chend Sorge zu tragen, und nur insoweit und insolange solches der Fall ist* 

Art. 11. 
Unterstützung ans Mitteln der öffentlichen Armenpflege tritt nnr dann 
und insoweit ein, als der Unterstützungsbedürftige* (Art. 10) seinen 
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der Seinigen Unterhalt nicht von anderen, nach dem allgemeinen Rechte 
oder zufolge besonderer Verbindlichkeit dazu verpflichteten Personen (Ver- 
wandten , Dienstherrschaften und dergl.) , Anstalten oder Korporationen zu 
erlangen vermag, oder solchen nicht durch freiwillige Leistungen Anderer 
empfangt. 

Art. 12. 

Die Verweisung eines Unterstützungsbedürftigen an die Hülfe dritter 
Verpflichteter (Art. 11) ist nicht zulässig, wenn es sich um die Beseitigung 
eines dringenden Nothstandes handelt, vielmehr ist in diesem Falle die 
Unterstützung aus öiTentlichen Mitteln zu leisten. 

Die Armenbehörde hat jedoch das Recht, den Ersatz des Geleisteten 
von dem verpflichteten Dritten unabhängig von dem Willen des Unterstützten 
zu fordern. 

Art. 13. 

Jede an eine Person Über achtzehn Jahren für sie selbst oder für ihre 
Familie aus öffentlichen Armenkassen abgegebene Unterstützung, mit Ausnahme 
des Aufwands für Unterricht, ist als ein Vorschuss zu betrachten. 

Die Armenbehörde ist befugt, die Wiedererstattung zu verlangen, wenn 
derjenige, welchem die Unterstützung für sich oder seine Familie gereicht 
worden ist, zu besserem Vermögen gelangt. 

Es dürfen demselben jedoch hiedurch die Mittel nicht entzogen werden, 
sich und seine Familie in geordneter Weise fortzubringen; auch sind für die 
Rückerstattung angemessene Fristen zu bestimmen. 

Art. 14. 

In gleicher Weise (vergK Art. 14) sind die Armenbehörden berechtigti 
den Ersatz einer Armenunterstützung bei dem Tode des Unterstützten aus 
dessen Nachlass zu verlangen, wofern derselbe nicht Notherben hinterlässt, 
welche im Falle der Rückerstattung des Geleisteten aus öffentlichen Mitteln 
zu unterstützen sein würden. 

Art. 15. 

Die Pflicht zur Unterstützung eines Armen aus den örtlichen (Gemeinde- 
und Stiftungs-) Kassen liegt, soweit nicht die Art. 17, 18 und 19, oder 
das öffentliche Recht, oder gegenüber von Ausländern Staatsverträge, An- 
deres mit sich bringen , derjenigen Gemeinde ob , in welcher derselbe das 
Bürger- oder Beisitzrecht besitzt (vergl. Art. 2 und Art. 8 des revid. Bür- 
gerrechtsgesetzes vom 4. December 1833, Reg.-Bl. S. 509). 

Daneben bleiben die Vorschriften der Art. 39 und 40 des revidirten 
Bürgerrechtsgesetzes, der Art. 13 des Gesetzes vom 18. Juni 1849, be- 
treffend die Ausdehnung des Amts- und Gemeindeverbandes, sowie die Art. 6 
und 16 des Gesetzes vom 17. Sept. 1853, betreffend die Verhältnisse der 
zusammengesetzten Gemeinden, auch fernerhin in Kraft. 

Art. 16. 

Arme, welche ausserhalb ihrer Heimathgemeinde erkranken, Ausländer 
wie Inländer, sind an dem Orte, in welchem sie krank gefunden werden, 
so lange zu verpflegen, bis sie ohne Nachtheil für ihre oder anderer Gesund- 
heit weiter kommen oder ihren Erwerb im Orte wieder fortsetzen können. 
IX. 22 
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Art. 17. 

In dem Falle des Art. 16 kann zwar die Gemeinde , in welcker ein 
Erkrankter verpflegt wird, die Erstattung der Kur- und Verpflegungskosten 
von den hiezu Verpflichtelen verlangen , sie darf aber keinen Beitrag u 
den allgemeinen Kosten der Anstalt , in welcher der Kranke verpflegt wordeD, 
in Rechnung bringen. 

Von der eingeleiteten Unterstützung eines ortsfremden Inländers ist der 
Gemeinde , von welcher Ersatz verlangt werden will , innerhalb 9 Taget 
Kenntniss zu geben, widrigenfalls die Ersatzpflicht erst mit dem Tage nac) 
•der erfolgten Anzeige eintritt. 

Von der Unterslfltzang von Ausländern ist, soweit ein Ersatz gegei 
eine ausländische öfTentliche Kasse geltend gemacht werden kann , den Hei- 
mathgemeinden so bald als möglich Kenntniss zu geben. 

Diejenigen Kosten der Unterstützung von Ortsfremden, für wekJK 
eine Gemeinde ohne ihr Verschulden keinen Ersatz erhält, sind Gegenstwi 
der Amtsvergleichung. 

Art. 18. 

Bedrängte Ortsfremde, welche wegen Schwäche, Mittellosigkeit oder Ar- 
beitsunfähigkeit nicht weiter kommen können, sind, soweit nicht der Art. 1^ 
Anwendung findet, auf dem kürzesten Wege ihrer Heimath zuzufähret 
Arbeitsfähige können auch einem anderen Orte, wo ihnen ein Erwerb » 
sicherer Aussicht steht, zugewiesen werden. 

Die Kosten des Transports bilden einen Gegenstand der Amtsverglei- 
chung derjenigen Bezirke, durch welche derselbe geht. 

Nähere Vorschriften bleiben der *Verordnu|»g vorbehalten , durch welelit 
auch der Transport auf Eisenbahnen insoweit angeordnet und geregelt werdfl 
kann, als für den betreffenden Amtsbezirk ein grösserer Aufwand dadnici 
nicht entsteht. 

Art. 19. 

Hilfsbedürftige ortsfremde Personen , welche als Dienstboten , GebülM 
Fabrikarbeiter oder Lehrlinge im Dienst oder in Arbeit stehen, sind in Fällen 
der Erkrankung an dem Orte ihres Dienstes oder ihrer Arbeit , soweit sie 
nicht daselbst im Familienverbande leben und zu ihrer Verpflegung kei" 
Dritter verpflichtet ist, für die Dauer von drei Monaten auf Kosten dieses 
Ortes zu verpflegen , ohne dass Letzterem daraus ein Ersatzanspruch g^S^^ 
die Heimathgemeinde erwächst. 

Nur wenn die Krankheit ihrer Natur nach die Verbringung in ei"* 
auswärtige Anstalt erfordert, hat die Heimathgemeinde einzutreten. Dauert 
die Krankheit länger, so muss die in Art. 17, Abs. 2 vorgeschriebene An- 
zeige zu Vermeidung des dort angedrohten Nachtheils acht Tage vor Ablwi 
der 3 Monate gemacht werden. Das eingetretene Unterstützungsbedfirffliss 
der genannten Personen bildet keinen Grund für die Versagung des weitere« 
Aufenthalts in einer fremden Gemeinde (Art. 11, Ziff. 2 des revid. Bürger- 
rechtsgesetzes). 

Alle in einem solchen Dienst- oder Arbeitsverhältnisse stehendes , f^ 
nicht am Dienst- oder Arbeitsorte im Familienverbande lebenden Persoa«' 
können übrigens mit Genehmigung der Bezirksbehörde durch B«schittsse def 
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iS««ii«t%idefralti» vmi B^rgerausscfansse« verpflidifotf w«#deir, iHr dek Z#cclr 
ihftt Verpflegung in Fällen von Erkrankwg oder Körpefverleitzimg regel- 
mdssig« periodische Beiträge sn entrichten, ads wiiehen sodann toch iah 
Falte einer Erkrankung ausserhalb des Dienst-« oder Arbefitsoirtes , sofer» di€) 
Yerbringung in die Krankenanslalt des Letzteren nicht thünlibh ist, eine dem 
Adf^aiide der Letzteren entsprechende Unterstützuhg verabreicht werden 

IIIU^S. 

Die Dienstherrschaften und Gewerbeinhaber sind verbunden, die festige* 
»atzten Beiträge für die bei ihnen in Dienst oder ArbetI steinenden Y^rpflich-^ 
teten zu bezahlen; sie sind dagegen berechtigt, deren Betrag von deTnselbenr 
wieder einzuziehen. 

Der Art. 49 der Gewerbeordnung vom 12. Februar 1862 (Reg. -BL 
S. 67) ist hiedurch ersetzt. 

Art. 20. 

Die von den öffentlichen Kassen den Armen zu gewährende Unter-^ 
Stützung beschränkt sich auf das Unentbehrliche. 

Die Armenbehörde bestimmt die Art der Unterstützung. 

Sie sorgt für Arbeitsfähige insbesondere durch Beihilfe zu Ermittelung 
von Arbeit oder durch Anweisung von solcher, erforderlichen Falls durch 
Aufnahme in eine Arbeitsanstalt. 

Arbeitsunfähige können in eine Speise- oder Verpfiegungsanstalt ge- 
wiesen, Obdachlose in Armenhäusern untergebracht werden. 

Art. 21. 

Die Gemeinden sind verpflichtet, für die ärztliche Behandlung und 
Verpflegung der ihnen angehörigen Arriien in Fällen von Körperverletzung, 
körperlichen Gebrechen , Krankheit oder Geistesstörung , soweit nicht der 
Art. 19 Anwendung findet, zu sorgen. 

Art. 22. 

Die Gemeinden sind ferner verbunden, für Erziehung, Unterricht und 
Erwerbsbildung der ihnen angehörigen armen Kinder und jungen Leute zu 
sorgen. 

Art. 23. 

Bei allgemeinen Unglücksfällen und Nothständen haben die Gemeinden 
ihren bedrängten Angehörigen die nothdürftige Hilfe nach ihren Kräften ins- 
besondere durch Anlehen zu leisten. 

Art. 24. 

Die Gemeinden sind verbunden, für die von ihnen zu verpflegenden 
Armen die nöthigen Lokalitäten zu beschaffen und für geordnete Einrichtung 
derselben, für gehörige Pflege und Beaufsichtigung der Insassen und für 
angemessene Beschäftigung der Arbeitsfähigen zu sorgen. 

Zu diesem Zwecke sind die im Lande bestehenden Armenanstalten 
(Arnenhäuser , Spitäler u. s. w.) der erforderlichen Umgestaltung zu unter- 
werfen, mid für die Leitung and Beaufsichtigung derselben die erforderlichen 
Persönlichkeiten aufzustellen. 

Art. 25. 

Wenn der in einem Jahre aus der Gemeindekasse zu machende Auf- 

22* 
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wand auf die Armen den einfachen Jahresbelrag der die Gemeinde trefeita 
Staatssteuer übersteigt und zugleich ein Gemeindeachaden in einem dieica 
Aufwände mindestens gleichkommenden Betrage umgelegt wird, so ist die 
Gemeinde befugt, für den die Summe der Staatsstener fibersteigenden B^ 
trag der Armenkosten die Hilfe des Bezirks in Anspruch zu nehmen. 

Macht die Gemeinde von diesem Rechte Gebrauch, so geht die Ver- 
waltung der Armenpflege und die Anordnung der durch dieselbe gebotenei 
polizeilichen Massregeln in der Gemeinde in der Weise an die Bezirksbehörde 
(Art. 29) über, dass die für die Armenpflege bestehenden Organe der GemeiDde 
verpflichtet sind, die Armenpflege nach den Weisungen der Bezirksbehörde 
einzurichten. 

Art. 26. 

Insoweit die Einrichtung geordneter Armenanstalten insbesondere einer 
Anstalt für die Beschäftigung arbeitsfähiger Armen (Armenhäuser) in eiDer 
Gemeinde wegen der geringen Zahl der Armen oder aus andern Gröidei 
nicht möglich ist, hat auf den Antrag des Armenpflegeraths (Art 29) dl( 
Bezirksversammlung die erforderliche Vorsorge für solche durch die Errick- 
tung eines Bezirksarmenhauses oder durch Zutheilung der Armen der be- 
treffenden Gemeinde zu der bereits bestehenden geordneten ArmeaansUlt 
einer benachbarten Gemeinde des Besirks gegen angemessene Entschldigiif 
der letzteren durch die zuzutheilende Gemeinde zu treffen. Hiebei könia 
neue bauliche Einrichtungen der Gemeinde, in welche die Zutheilung erfoigli 
gegen ihren Willen nicht auferlegt werden. 

Art. 27. 

Den Vorständen von Armen - Arbeitsanstalten kann zur Aufrechthalkoif 
der Ordnung in denselben durch das Ministerium des Innern auf den Antny 
der Bezirksversammlung in jeder Zeit widerruflicher Weise eine Discipiinn* 
Strafgewalt gegen die Insassen der Anstalt bis zu zweimal viernndzwaoxif- 
stttndigem Arreste in den Anstaltslokalen neben einmaliger Schärfung darck 
Entziehung der warmen Kost, sowie in gleicher Beschränkung die io des 
Art. 5 des Gesetzes* vom 2. Mai 1852, betreffend Abänderungen und ErgiB' 
Zungen des Polizeistrafgesetzes (Reg.-Bl. S. 97) , vorgesehene Befugniss m 
Strafen und Zwangjimassregeln übertragen werden. 

Der Anstaltsvorsteher ist in solchem Falle durch das Oberamt auf Be* 
obachtung der Gesetze zu verpflichten. 

In Absicht auf Berufung gegen Erkenntnisse eines Anstaltsvorstaadei 
finden die Vorschriften des §, ib des Verwaltungsedikts vom 1. Marx 18^^ 
analoge Anwendung. 

Art. 28. 

Die örtliche Armenpflege ist unter Mitwirkung der Ortsgeistlichen zu verwaltet. 

Die näheren Bestimmungen hierüber sind durch die Gemeinde- und Sti^ 
tungsräthe festzustellen. 

In Gemeinden, in welchen der israelitische Bezirksrabbiner zugleich Ortsrü' 
biner ist, ist derselbe als Ortsgeistlicher im Sinne dieses Artikels zn behandeii< 

Art. 29. 
Für die Beaufsichtigung der Armenpflege des Bezirks und für die Ver* 
waltung der Armenpflege in den einzelnen Orten, soweit sie nach Art. ^^ 
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auf die Bezirksbehörde übergeht, wird den Bezirksbeamten (Oberamtmann 
und Dekan) ein Armenpflegerath an die Seite gegeben, dessen Mitglieder 
von der Bezirksversummlung aus den zu diesem Ehrenamt geneigten und 
geeigneten Einwohnern des Bezirks gewählt werden. 

Der Armenpflegerath hat die Aufsicht über die Armenanstalten des Be- 
zirks zu führen und das Recht, für diesen Zweck Armeninspektoren in dem 
Bezirk zu bestellen. Er hat die dem Bezirk gemeinsamen Armen- und 
Krankenanstalten (Bezirksarmenhäuser, Bezirkskrankenhäuser) in die Verwal- 
tung zu nehmen und über Beschwerden gegen Verfügungen der Ortsarmen- 
behörden endgiltig zu entscheiden. 

Der Bezirksbeamte hat die Pflicht, alle innerhalb seiner Zuständigkeit 
in Armensachen getroffenen Verfügungen zur Kenntniss des Armenpflegerathes 
zu bringen. Die Bezirksversammlung kann, dringende Fälle abgerechnet, 
ohne vorherige Vernehmung des Armenpflegeraths in Armensachen keine 
Verfügung treff^en. Im Uebrigen wird die Festsetzung der Zahl der Mitglie- 
der des Armenpflegeraths und dessen Verhältniss zu den Armenbehörden so- 
wie zu den flbrigen Bezirksbehörden durch besonderes Statut geregelt. 

Art. 30. 

Bei der Entscheidung über Ansprüche auf Unterstützung und auf Er- 
satz für geleistete Hilff^ aus den Mitteln der öffentlichen Armenkassen haben 
die Verwaltungsbehörden denselben nur insoweit stattzugeben, als sie nicht 
über das Nothwendige hinausgehen (zu vergl. Art. 10 und 20). 
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X. 
Bie Vablleaii^neii des Soll ver eins. 

iDie PuMiealioDen dies Zollvereins*) xerMleii in zw^ei Gruppe«: die 
-eiae urnfe»»! «dii^igreB Thatsedie», wetohe in irf eiid einen Zneammeniiaoie 
mit dem ««ftlicäen ZMwi^en sieiien, also wesenllieh den Wi^enverkeiir 
an den Grenzen, den Waarendurct^j^ang und die finanziellen Ergebnisse; die 
zweite dagegen schöpft ihren Inhalt nicht aus der gleichen Quelle, sie 
begreift Erhebungen, welche im Innern des Vereines selbststfindig vorge- 
nommen werden und daher von mannichfacber Art sein können. Steten 
nun auch diese letzteren Erhebungen anscheinend mehr isolirt, so dass im 
im ersten Augenblicke zu der Meinung hinneigt, dass dieselben mit dei 
Zollwesen wenig oder nichts zu thun haben, so leuchtet doch andrerseits 
ein, dass in Wahrheit ein inniger, bedeutungsvoller Zusammenhang statt- 
findet. Nur dann kann von einer rationellen, den Bedürfnissen des Landes 
entsprechenden resp. den Betreffenden die geringsten Opfer ansinneodei 
Einrichtung des Zollwesens die Rede sein, wenn man nicht schablonei- 
mässig operirt und erst aus den vielleicht Verderben speienden Wirkoogen 
einer Maassregel den künftig einzuschlagenden Weg herleiten will, sonden 
wenn man von vornherein die sich vollziehenden Veränderungen möglichsl 
klar überschauen kann. Dann ist aber die Kenntniss von dem Stande 
der im Inlande betriebenen Productionen unerlasslich ; je genauer diese 
Kenntniss ist — und sie ermöglicht auch wieder durch Herbeiziehong 
der an den Zollgrenzen gewonnenen Nachrichten über Ein- und Aus- 
fuhr die Ermittlung der Consumtion — mit desto grösserer Zuver- 
lässigkeit können die volkswirthschaftlichen wie finanziellen Wirkungen 
der bestehenden Einrichtungen sowohl als die der projectirten Verän- 
derungen beurtheilt werden. Oder besser : es ergiebt sich alsdann mit 
zwingender Nothwendigkeit , vorausgesetzt dass man die Interessen des 
Volkes im Auge behält, die Bahn, welche zu beschreiten ist. — Kann nan 
nach Vorstehendem die grossartige Bedeutung von Aufnahmen, welche über 
die inländischen Productionsverhältnisse Aufschluss geben, keinen Augenblick 
bezweifelt werden und werfen wir von diesem Standpunkte aus einen Blick 



*) Es lasst sich freilich streiten , ob man für die Drucksachen des Zollvereioei 
die Bezeichnung „Publicationen** anwenden darf, da bekanntlich dieselben nicht fir 
die Oeffentljcbkeit, sondern nur für gewisse amtliche Kreise existiren. 



auf di« bezüglicliJßB Publioatiaq^n des Zollvere^iies^ ^0 müssen w geraclez^^ 
staunen über deren — vorläufig sprecl^em wir naic voj| der Quantitilt — 
dürftigen Umfang. Abgesehen von den durch die Erhebung innerer Steuern 
unumgänglichen Aufnahmen existiren nämlich bis mm Jahre 18^0 keinerlei 
Nachweise über die inländische Production ^). Erst von diesem Zeitpunkte 
an datirt eine etwas regere Periode. Alljährlich werden seitdem Tabellen 
über die ^^Productiqn des Bergwerks-, Hütten- und Salinenbetriebe« im 
Zollvereine^' publicirt; endlich fallen in das Jahr 1861 sjehr wichtige Er- 
hebungen, deren Ergebniss die freilich erst 1864 erschienenen »Tabellen 
der Handwerker, der Fabriken , sowie der Handels- und Transportgewerbe 
im Zollvereine^ sind. 

Nachfolgend treten wir in eine kritische Darstellung der wesentlichsten 
Zollvereins-Publicationen ein. 

L Die auf der amtlichen Zollennittluiig und ZoU-Controle 

berBbenden Aufnabmen. 

Die von dem Centralbureau des Zollvereines nach den amtlichen Er- 
mittlungen der Zollvereins-Staaten zusammengestellten ^^statistischen Ueber- 
sichten^', grosses Quartformat mit wechselnder Seitenzahl, zerfallen in drei 
Abtheilungen : die erste umfasst den Waareneingang und Ausgang nebst den 
davon aufgekommenen Zöllen in sämmtlichen Staaten des Zollvereines nach 
den GrenzstrecKen des Ein- und Ausganges, — die zweite den Waaren- 
durchgang in den gleichen Staaten , ebenfalls nach den Grenzstrecken des 
Ein- und Ausganges geordnet, — die dritte endlich hat einen mannigfacheren 
Inhalt, zum Theil gründet sich dieselbe auf die Detailnachweise der beiden 
ersten Abtheilungen , theils enthält sie selbstständige Uebersichten , so z. B. 
über den Messverkehr, die Bevölkerung des Zollvereines, die Theilung der 
Zollerträge ; auch die auf die Rübenzuckersteuer sich beziehenden Thatsachen 
sind hier zusammengestellt. 

a) Die Uebersichten des Waaren-Ein-, Aus- und Durchgangs. 

Bis zum Jahre 1858 waren die betr. Erhebungsthatsachen in drei 
umfangreichen , von den jetzigen wesentlich verschiedenen Tabellenwerken 
zusammengestellt; die beiden auf die Eingangs-Verzollung und den Waaren- 
ausgang bezüglichen zeigen die gleiche Einrichtung: die einzelnen Zollver- 
einsländer sind der Reihe nach, mit Specification der Hauptämter, aufgeführt 
und daneben nach der Ordnung des Zolltarifes die ein- und ausgeführten 
Waaren verzeichnet. Das dritte Heft enthält eine Zusammenstellung des 
Waaren-Ein-, Aus- und Durchganges, abgetheilt nach den Grenzstrecken 
gegen das Vereins-Ausland und zwar, was den Eingang betrifft, sowohl für 
die Haupt-Amtsbezirke» als auch summarisch , für den Aus- und Durggang 
nur summarisch. Die unterschiedenen Grenzstrecken sind folgende : Russ- 
land und Polen — Krakau — Galizien — Österreich. Schlesien und Böh- 



*) Durch einen Begchluss der General- Conferenz von 1843 wurden zwar fOr 
den Dezember 1846 gewerbliche Erhebungen in allen Zollvereinsstaaten angeordnet; 
es ißl jedoch Seitens des Zollvereines darüber nie etwas publicirt worden. 
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men — Oesterreicli ond Tyrol — Schwel« — Prankreich — Belgien 
— Holland — Mecklenburg — Nordsee — Ostsee. 

Vom Jahre 1858 an sind die fraglichen Uebersichten anders eiage- 
richlet. Die wesentlichsten Unterschiede besteben darin, dass 
o. Den Ein- und Ausgang betreffend. 

1) der früher getrennt aufgestellte Nachweis über den Ein- und Ausgang 
nach den Grenzstrecken mit den betreifenden Uebersichten verschmol- 
zen worden ist, 

2) die Specification nach Hauptämtern ganz weggelassen wurde, 

3) die erhobenen Zollbeträge nach den Tarifpositionen für die einzelnen 
Staaten sowohl als für den Gesammtverein hinzugefügt worden sind, 

4) durchgehends für den Zollverein sowohl als für die einzelnen Glieder 
desselben zwischen Gesammt-Ein- und Ausgang und den in bezügliefc 
aus dem freien Verkehr getretenen Gütern unterschieden wird. 

ß. Den Durchgang betreffend. 

5) die hierauf bezüglichen Tabellen haben betrachtliche Erweiterung gefvo- 
den. Während früher nur über den »Durchgang — aus dem Vcreinj- 
gebiete — über die Grenze von** Auskunft gegeben wurde, erfahrt mw 
jetzt die Eingangs- und Ausgangsgrenzen und, was letztere betrifft, nicht 
allein die Vereins-Auslands-, sondern auch die Vereins-Inlandsgreox- 
strecken. 

Endlich sind 

6) auch die Nachrichten über Herkunft und Bestimmung hauptsächlich da- 
durch vervollständigt worden, dass man den Verkehr aus freien Nieder- 
lagen, den Transitolagern , den Messverkehr u. s. w. besonders bezifferte. 
Im Ganzen unterscheidet man jetzt folgendermassen : Russland und Poieo 
— Oesterreich mit Specification des Zwischenverkehrs — Schwcii - 
Frankreich — Belgien — Niederlande — Bremen — Hamburg — Meck- 
lenburg — Holstein und Lauenburg — Nordsee — Ostsee — GeestC' 
münde — Brake — aus freien Niederlagen — von Messen — »o* 
Transitolagern •— aus Creditlagern — Postverkehr. 

Ziehen wir nach Vorstehendem einen Vergleich zwischen den bespro- 
chenen Publicationen vor und nach 1858, so kann es nicht zweifelhaft 
sein , dass derselbe zu Gunsten der letzteren ausfallen muss. Sie sind 
nach vielen Richtungen hin bedeutend erweitert worden und dass Manches, 
was sich in den früheren Publicationen vorfindet, z. B. die Trennung Da<^^ 
Hauptämtern, jetzt weggelassen wird, ist weder vom wissenschaftlichen, 
noch vom practischen Standpunkte als eine erhebliche Lücke zu betrachten; 
sie wird mehr als ausgefüllt durch die Vornahme der oben dargelegten Er- 
weiterungen, ja, allein schon durch den practischen Vortheil, welcher 
zu Folge jener Auslassung für die Darstellung des Waaren-Ein- und Aus- 
ganges ermöglicht werden konnte. Während nämlich früher die am Zoll- 
vereine betheiligten Staaten unter einander aufgeführt werden mussteß, 
und der ganze übrige Raum jeder Seite zur Bezifferung des Waarenvcrkehrs 
verwendet wurde, so dass der vorhergehende Staat erst vollständig ^^^ 
Abschluss gebracht war — was für die grösseren Staaten viele Bogen m 
Anspruch nahm — ehe der folgende an die Reihe kommen konnte, so ^ 
man jetzt die entgegengesetzte Einrichtung getroff^en: die TarifpositioD«" 
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stehen unter-, sämmtliche Staaten und zwar auf derselben Seite neben 
einander. Es ist also jetzt möglich, ohne die mindeste Schwierigkeit das 
TheiWerhältniss der einzelnen Staaten am Ein- und Ausgang zu überblicken 
und dieser Yortheil ist erreicht, ohne dass hierdurch vielleicht ein ent- 
sprechender Nachtheil hervorgerufen worden wäre. Denn, da die Tarifpo- 
sitionen unter einander in keinem weiteren, wenigstens im Voraus nicht 
bestimmbaren Zusammenhange stehen, so ist es gleichgültig*, in welcher 
schematischen Form sie sich durch die Publicationen hinziehen. Auch die 
Tabellen über den Waarendurchgang sind in ähnlicher Weise, natürlich mit 
den durch die Natur der Sache bedingten Modiiicationen angeordnet. Die 
beiden ersten Spalten bezeichnen die Waaren und die Eingangsgrenze, die 
darauf folgenden die Grenzstrecken des Ausganges und zwar die auslän- 
dischen nach dem mitgetheilten Schema, mit Untercölumnen für die Gren- 
zen des Yereins-Inlandes. 

Uebersichtlichkeit und praktische Anordnung lässt sich demnach dem 
jetzigen in Bede stehenden Quellenmaterial des Zollvereines nicht ab- 
sprechen. Prüfen wir aber nunmehr, ob dasselbe auch innerlich den an 
Werke von solcher Wichtigkeit zu stellenden Anforderungen entspricht. 

o. Von der hervorragendsten Bedeutung ist der Waaren-Ein- und 
Ausgang; in Beziehung hierauf ist es volkswirthschaftlich von dem höchsten 
Interesse , zu erfahren , zwischen welchen Vereins- und welchen Nichtver- 
einsländern Wechselbeziehungen stattfinden, dieselben in ihrer Entwicklung, 
ihrem Gedeihen und Abnehmen zu verfolgen, um auf diese Art befähigt zu 
werden, die letzten Ursachen eintretender Veränderungen zu erforschen und 
dieselben entweder zu befördern oder zu hemmen. Dies ist selbstverständ- 
lich aber nur dann möglich, wenn die Länder des Ausganges und der Be- 
stimmung genau bekannt sind und diesem Erforderniss wird in den qu. 
Publicationen nur einseitig genügt, indem wohl die Zollvereinsstaaten, nicht 
aber die Nichtvereinsländer specificirt werden. Man scheint der Ansicht zu 
sein, dass es vollständig ausreiche, wenn man den Waaren-Ein- und Aus- 
gang nach gewissen Grenzstrecken grnppire. Aber so wenig wie man aus 
der Kenntniss der Grenze, über welche der Eingang stattfindet, herleiten 
kann, welches Glied des Zollverein^ das endliche Bestimmungsland ist, eben- 
sowenig kann man in den meisten Fällen wissen, welches der Ausgangsort 
der betreifenden Waare ist. Hat man es nun aber für nothwendig erachtet, 
die Staaten des Zollvereines für den Ein-, wie für den Ausgang getrennt 
aufzuführen, so ist die Consequenz unabweislich , dass dasselbe in Bezug 
auf das Vereins- Ausland geschehen muss. Die blosse Unterscheidung nach 
Grenzstrecken hat einen sehr geringen Werth; sie bezeichnet lediglich ein 
Zwischenstadium, welches nach keiner Seite hin zuverlässige Schlüsse ge- 
stattet , zumal bei den jetzigen Verkehrsmitteln. — Auf einen ferneren mit 
dem soeben erörterten auf ziemlich gleicher Stufe stehenden Mangel muss 
noch hingewiesen werden. Es ist bereits darüber referirt, dass die ver- 
schiedenen am Zollverein betheiligten Staaten gesondert aufgeführt sind. Ist 
aber eine Unterscheidung, die einen rein politischen Charakter trägt, aus- 
reichend? Kann es genügen, wenn ein Staat, wie z. B. Preussen, der sieh 
auf die verschiedenartigste Weise zusammensetzt, in den Zolltabellen als 
eine ununterschiedene Grösse behandelt wird ? Sicherlich nicht. Im Gegen-« 
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IImH enehehit es direhant gebolen. Beben den p^lilifckM «nek Micke lii- 
tkeiloBfen ta treffen, die in der Naiar der Sache — den wirlksckafltiehei, 
klimatischen, geognostischen Verhältnissen n. s. w. — fest nnd für Usfe 
Zeitrinnie begründet liegen , so dass von den bestehenden Staaten , oft die 
Schöpfungen des Angenblicks, vollständig nhstrahirt wird oder diesflbci 
doch nur insoweit besondere Berncksichtignng erfahren, als die positivei 
gesetzlichen Normen eine betrichtlich abweichende Entwicklung bedingen. 

ß. Nackdem die Dnrckgangstölle , entsprechend den Gmndsitsen einer 
gesunden Finanzpolitik, mit dem 1. Harz 1861 aufgehoben worden waren, 
hat man trotzdem nach wie vor der Darstellung des Waarendurchznges viel 
Aufmerksamkeit zugewendet. Von unmittelbarem Interesse ist derselbe für 
das Zoliwesen nicht, um so mehr aber von indirectem. Er giebt Aufschlag 
aber die Verkekrsverkaltnisse der Mchtvereinslinder unter einander ood 
dient somit zur nothwendigen Ergänzung derjenigen Nachrichten, welche die 
Uebersichten des Waaren-Ein- nnd Ausganges enthalten. Dann ist es aber 
erforderlich, dass man nicht Mos, wie dies jetzt geschieht, die Grenzstreckei 
erfihrt, über welche der Ein«* und Ausgang stattfindet, sondern dass, au 
den oben entwickelten Gründen, die Lander, welche im gegenseitigen Waarei* 
verkehre stehen, so speciell als möglich aufgeführt werden. 

Geschieht die Aufstellung der amtlichen Nachrichten über den Waarei- 
verkehr künftig nach der vorstehend entwickelten Principien, so gewährei 
dieselben die Basis, auf welcher man sicher fassend die Lösung volks-fiaasi- 
wirthschafllicher Fragen in Angriff nehmen kann. 

b) Die übrigen statistischen Uebersichten. 

Es ist bereits weiter oben in Kurzem der Inhalt der in diese Abtbei- 
lung fallenden Fublicationen angegeben worden. Zur Orientirung und Be- 
nrtheilung ist es erforderlich, die wesentlichsten Uebersichten einzeln vor- 
nuführen : 

1) Hauptübersicht des Gesammt^Handels des Zollvereioes 
und der einzelnen Zollvereinsstaaten. 

Von vornherein lasst sich annehmen, dass eine derartige, die Gesammt- 
resnltate in Zahlen fassende Uebersicht von höchst untergeordnetem Werthe 
sein muss. Eine Zahl, welche die verschiedenartigsten Dinge ohne Weiteres 
einheitlich umfasst, kann selbstverständlich keinerlei sicheren Anhaltspunkte 
liefern; es kömmt eben lediglich auf die Factoren an, aus denen sie sich 
bildet. Diese Ueberzeugung scheint sich denn auch den Aufstellern der 
fhiglichen Tabelle aufgedrängt zu haben, und so hat man versucht, die mit- 
getheiiten, die Quantität der ein-, aus- nnd durchgeführten Güter ohne 
nähere Specification angebenden Zahlen dadurch verdaulicher zu macheD, 
dass man wenigstens einige Gütergattnngen unter jeder Hanptzahl noch be- 
sonders aufführte. Nicht uninteressant ist es, zu erfahren, welchen Gegeo- 
ständen man hierbei ein Vorzugsrecht zuerkannt hat. Es sind folgende: 
Getreide, Spiegelglas, Brennholz, Blöcke und Balken, Heringe, Mühlsteine, 
V^asserfahrzeuge. Einer näheren Illustration dieser in einigen Beziehungen 
üaili komischen Auswahl darf man sich füglich für enthoben erachten. " 
Zu erwähnen ist ferner, dass die unter den verschiedenen Gruppen des Wat- 
renverkehrs ersichtlichen Verweise auf Kapitel ganz und gar unverständlich 
sind. Ein solcher Verweis ohne ' nähere Erklärung iiesse sich nur dtnn 
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imfolilferUgeii, wevn die angibzogeuen Kapileleiatheilungea im dem früher fee*- 
besprochenen Quellenmaterial zur Anwendung gekommen wären. Das ist 
aber nun durchaus nicht der Fall, vielmehr unterscheidet man dort in fort* 
laufender Reihenfolge die Positionen des Zolltarifes. Die fraglichen Ver*- 
Jiveise wären daher selbstverständlich zu erläutern gewesen* 

2) Vergleichende Hauptübersicht der seit 1836 jährlich 
in den freien Verkehr des Zollvereines getretenen und der 
aus dem freien Verkehr des Zollvereines ausgegangenen 
Waaren nach Quantitäten und Waarengattungen und na<?h 
dem Zollertrage mit Angabe der jeweiligen Bevölkerung. 

Schon aus dem Titel ergiebt sich zur Genüge die hohe Wichtigkeit 
dieser Ue^ersicht; und sie nimmt überdies ein noch erhöhtes Interesse in 
Anspruch, da sie der einzige Versuch der Zollvereinsorgane ist, die Ent- 
wicklung dieses Vereins, obschon nur in absoluten Zahlen, währe^tf 
einer längeren Reihe von Jahren darzustellen; sie repräsentirt historisches 
Rohmaterial in übersichtlicher, den Vergleich erleichternder Form. Solche 
zusammenstellende Nachweise fortlaufend oder doch von Zeit zu Zeit zu 
liefern, sollte jede Behörde, welcher ein umfangreiches, statistisches Material 
Zfn Gebote steht, als eine zwingende Pflicht betrachten; eininal s^hon dea* 
halb, weil eine ungeheuere nationale Zeitersparni^s bewirkt wird, indem 
4^aui nur einmal für Alle eine mühevolle Arbeit, der sich ausserdem immer 
wieder von Neuem unzählige Privatleute unterziehen müssen, vorgenommen 
^u werden braucht, und ferner aus dem rein materiellen Grunde, dass 
Vielen es nicht möglich ist, sich in den Besitz der fortlaufenden kostspie- 
'ligen Detailpublicationen zu setzen. — Was die Einrichtung der fraglichen 

I .XJebersicht anlangt, so ist dieselbe von Sachen tspretchen der Einfachheit : die 

! eii(vzelnen Jahre stehen fortlaufend unter einander, daneben folgen die Aa<- 

I .gahen über Bevölkerung, Waarenverkehr und ZoUeinnahme. 

Dabei muss jedoch einer und sicherlich sehr entfernenswerthen Schatt^Vr 

I &eite Erwähnung gesehehen. Die fragliche Publication ist nämlich durph- 

aus nicht so zuverlässig, als man, da sie doch ivv^tUclier Natur ist, erwajrten 

' sollte. Es finden sich in der vergleichenden Haupt über sieht pro 1.836 bis 

' 1864 folgende unrichtige Zahlenangaben: 

i 1) Auf Seite 4, 8, 12, 16, 20, 24, 28, 32, 36, 40, 44, 48 ist für das 

Jahr 1851 eine Bevölkerung von 28,800,063 Köpfen angegeben; die 
richtige Zahl ist 29,800,063. 
'2) Seite 17, pos. 25, i. e. Jahr 1848 beläuft sich der Zollertreg nicht 
auf 59,642, sondern auf 69,542 Thaler. 

3) S. 17, p. 25. 1. Jahr 1858 beträgt das eingeführte Quantum nicht 
283,040, sondern 283,049 Ctr. 

4) S. 26, p. 41 c. Anm. aa. Jahr 1843 beträgt die Zollsumme nicht 
61,785, sondern 16,785 Thlr. 

5) Daselbst Jahr 1856. Die eingeführte Menge beträgt nicht 180,717, 
sondern auf 130,717 Centner. 

6) S. 42 ist durch Versetzung der Ziffern zur S. 24 geworden. 

Bedenkt man, dass diese nur 51 Seiten haltende Uebersicht die der 
Idee nach anerkennenswertheste und von hervorragender Wichtigkeit ist, 
bedenkt man ferner, dass wir uns durchaus nioht berufen gefühlt haben^ 
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etwaif en unriektigen Betifferangen nacbznspllreB , sottdera dass wir olHge 
Differenzen nur Eufillig tufgehinden haben, so isl gewiss der Vorwurf — 
besonders auch hingesehen auf die Fälle der vorhandenen ArbeitskrifU — 
berechtigt, dass die fraglichen Poblicationen allzu leichtfertig fabricirt werdei*). 

3. Nachweisung der in den Seehäfen des deutschen Zoll- 
vereines angekommenen und abgegangenen Seeschiffe — osd 
Nachweisung der ttber die Seegrenzen des deutschen Zoll- 
vereines eingegangenen sowie aus- und durchgegangenen 
Waaren nach den Ländern der Herkunft beziehungsweise 
der Bestimmung. 

Die erstgenannte Nachweisnng gehört zu den wenigen Zollvereins- 
Pnblicationen , welchen man die Anerkennung nicht versagen kann. Die 
Linder, aus und beifiglich nach welchen die Schiffe ü>gegangeii, sind ziem- 
lich speciell aufgeführt; man erßhrt ferner die Zani der Schiffe, deren 
Flagge, Lastenzahl und Bemannung ; endlich wird überall unterschieden zvnsekei 
beladenen Schiffen und solchen in Ballast. 

Nicht so tadelfrei ist die zweite Nachweisung. Es sind hierin zwar 
die Nichtvereinsländer zum Theil namentlich aufgeführt, aber eben nvr 
zum Theil , und dann hat man die in Betracht kommenden Vereinsstuten 
gar nicht berücksichtigt. Dies ist nun zwar speciell in den früher betrach- 
teten Tabellenwerken geschehen , da aber dort , wie wir wissen , blos Dack 
Grenzstrecken unterschieden wurde, so kann man die vorliegende Nach- 
weisnng — abgesehen davon, dass sie sich nur auf einen Theil des VeN 
kehres erstreckt — nur als ein unvollständiges Brsatzmaterial ansehen. 

4. Die Reihe von Uebersichten , welche den Verkehr mit den anter 
Zollcontrole stehenden Waaren darstellen, bietet wenig Anlass zu Bemer- 
kungen. Die umfangreichste Uebersicht ist die über die Waarenbestinde 
nach den Hauptämtern in jeder Niederlage. Deren Einrichtung besteht ein- 
fach darin, dass in der ersten Colnmne die Hauptämter jedes Vereinsstaates 
aufgeführt und daneben die auf jedes derselben entfallenden Waarenmengen, 
genau 8peci6cirt, ersichtlich sind. 

Zu erwähnen sind noch die Tabellen über den Waarenverkehr auf den 
Messen. Hierauf beziehen sich 'zwei Uebersichten: die eine stellt den Ver- 



*) Wahrhaft von Fehlern wimmelt die Tor^ Kurzem uns zugegangene verglei- 
chende Hauptübersicht für 1836 bis 1. Sem. 1865. In derselben sind gegenüber der 
oben betrachteten Uebersicht nur die Angaben p. I. Sem. 1865 hinzugetreten. Einige 
der oben gerügten Fehler sind zwar berichtigt worden, dagegen haben sich eine 
Menge von Druck fehlem eingeschlichen — Druckfehler, weil in der älteren Uebtr- 
siebt die Angaben richtig sind. Die uns aufgestossenen sind namentlich folgende: 
S. 



2 


Jahr 1840 


pos. 2 c. 


statt 17,844 - 10,844 


6 


- 1868 


- 6 b. 3 


- 49,834 — 49,934 


. 


- 1861 


- - - 


- 52,503 — 55,503 


7 


- 


- 6 c. 


- 28,711 — 26,711 


^ 


- 1836 


- 6 f. 2 


- 15,224— 16,224 


26 


- 1845 


- 41 c. 2 


- 31,499 — 81,499 


30 


- 1861 


- 2 a. 


- 134,469 - 184,469 


- 


- 1839 


- 2 b. 1 


. 34,898- 84,898 


■> 


- 1852 


- - - 


- 13,248 - 16,248 


34 


. 1862 


- 6 f. 2 


- 416,850 *-^ 416,550 
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kehr mit ausländischen Waaren dar, die andere den Eingan^i; Vereins** 
ländischer resp. solcher Waaren, die im freien Verkehr befindlich gewesen 
and zwar auf den Messen zu Frankfurt a. d. 0., Naumburg a. d« S., Leipzig, 
Braunschweig und Frankfurt a. M. Um sich jedoch ein richtiges Bild von 
dem Messverkehr zu verschaffen, ist es unbedingt erforderlich, dass man 
nicht blos die eingeführten, sondern — und darauf kommt es in letzter 
Linie allein an — die abgesetzten Waarenmengen kennen lernt. Darüber 
giebt nun zwar die erstgenannte, nicht aber die zweite Uebersicht Auskunft. 

5. Allen Anforderungen entsprechen die Uebersichten nder von 
jeder einzelnen Rübenzucker-Fabrik verarbeiteten Runkel- 
rüben, der davon aufgekommenen Steuer und der für die 
Controiirung derselben nachgewiesenen gemeinschaftlichen 
Ausgaben*'. Schon, der Titel lässt den Inhalt zur Genüge erkennen; als 
besonders werthvoli ist es zu bezeichnen, dass man über jede einzelne 
Fabrik, sowohl was deren Betrieb als was die Steuer-Einnahme und die 
durch die Controle erwachsenden Ausgaben anlangt, auf das Genaueste Auf- 
schluss erhält 

6) Es sind noch die auf die gemeinschaftlichen Einnahmen und deren 
Theilung bezüglichen Uebersichten zu erwähnen. Die Theilung erfolgte bisher 
nach Massgabe der Resultate der in dreijährigen Perioden stattfindenden Bevöl- 
kerungsaufnahmen ; über letztere giebt eine practisch eingerichtete Ueber- 
sicht Auskunft. Sie unterscheidet für die verschiedenen Vereinsländer und 
resp. engeren Vereinsgebiete die Erhebungen über den Civil- und den Mi- 
litärstand und weiter in jeder dieser Gruppen: Anzahl der Familien — 
Männer und Jünglinge über 14 Jahre — Weiber und Jungfrauen über 
14 Jahre — endlich mit Unterscheidung des Geschlechts Kinder unter 14 
Jahren. Die wichtigste, die finanziellen Ergebnisse umfassende Nachweisung 
ist die D provisorische Abrechnung über die gemeinschaftlichen Einnahmen 
an Zoltgefälien.^ Dieselbe specificirt für die verschiedenen Vereinsstaa- 
ten einerseits die gemeinschaftlichen Einnahmen, so wie dieselben nach 
Maassgabe der Abfertigung auf die einzelnen Länder entfallen, dann 
aber auch die Quote, welche nach Abzug der Zollerhebungskosten jeder 
Vereinsstaat zu beanspruchen hat. An diese Tabelle reiht sich ergänzend 
die Abrechnung über die gemeinschaftliche Einnahme an Rübenzuckersteuer; 
sie zeigt die gleiche Einrichtung. 

Schliesslich hat noch einer Uebersicht Erwähnung zu geschehen, welche 
die von dem Jahre 1845 an jährlich erfallenen Einnahmen von ausländi- 
schem Zucker und Syrup, sowie an Rübenzuckersteuer und die für aus- 
geführten Zucker gewährten Vergütungen darstellt. Die unverkennbaren 
Wechselbeziehungen in der Concurrenz des ausländischen und inländischen 
Zuckers mussten bei der Wichtigkeit dieses Besteuerungsgegenstandes noth- 
wendig auf die Erkenntniss hinführen, den Entwicklungsgang verfolgen zu 
könflen , um mit Sicherheit ein angemessenes Verhältniss zwischen Steuer 
und Zoll festzusetzen. Man hat jedoch lediglich bei Aufstellung der ge- 
nannten Uebersicht die finanzielle Seite im Auge behalten , die volkswirth- 
schaftliche dagegen gar nicht berücksichtigt; in Letzterer Beziehung würde 
es auf die Bezifferung der Production und Consumtion ankommen. 

Werfen wir nunmehr einen Rückblick auf die bis jetzt betrachteten 
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Poblieationen, so mOssen wir erkennen, dass dieselben, abfffesehen von den 1^^ 
reits hervorgehobenen Mangeln, nicht genügen, am die Entwicklung des Zofl** 
Vereines zu veranschaulichen. Stellt man sich die Erreichung dieses selbstver^ 
stindlichen Zieles zur AuFgabe, so kömmt es vor allen Dingen darauf an, ^t 
Consumtion und die Production, die Entwicklung der Industrie dirzastelleft. 
Was die Consumtion anlangt, so liegt es zunächst, diejenigen Artikel m 
statistischen Betrachtung heranzuziehen, welche rein ausländischen Ursprus|fes 
sind oder für welche auch Nachweise über die inländische Production vor- 
liegen , also namentlich : Kaffee , Thee , Zucker , Baumwolle , Seide. Dorch 
Reduction des Gesammtconsoms auf den Kopf der Bevölkerung erhalt tttn 
leicht vergleichbare Grössen, welche im Zusammenhalte mit den Tarifbe* 
Stimmungen den Ausgangspunkt zu wichtigen Untersuchungen liefern. — Ii 
Betreff der Darstellung der Entwicklung der Industrie ist es, beim Manfei 
direeter Aufnahmen gradezu der einzige Weg, bei deren Vorhandensein eise 
nothwendige Ergänzung, durch Vergleichung der Ein- und Ausfuhr osd 
Reduction des Differenzbetrages auf den Kopf der Bevölkerung die sichereir 
Anhaltspunkte zur weiteren Forschung zu finden. — Endlich gebietet d» 
finanzielle Interesse, wenigstens die von den wichtigsten Zollartikeln einge- 
führten Mengen und erhobenen Einnahmen zusammenzustellen und entspreehead 
zu reduciren. — 

Natürlich sind alle diese Nachweise um so werthvoller, einen je längere« 
Zeitraum sie umfassen und je detaillirter sie die Territorien unterseheideo. 

II. Die aonstigen Pablioationen des ZollTerdns. 

Eingangs ist bereits auf die beiden hierher gehörigen Erhebungen hin- 
gewiesen worden. 

a) Die Tabellen über die Production des Bergwerks-, Hüt- 
ten- und. Salinen-Betriebes im Zollvereine. QuartformiL 
Die Tabelle pr. 1864 fasst 107 Seiten. 

Dieselben geben unter den 3 Hauptabschnitten: Gruben, Hütten nsd 
Salinen genaue Auskunft über die Anzahl der Werke, Zahl der Arbeiter, 
das Quantum der Production und den Geldwerth der Production am ^f' 
Sprungsorte. Am Schlüsse jedes dieser Abschnitte sind für die genannteB 
vier Spalten Hauptsummen gezogen. So sehr das nun auch für die beides 
letztgenannten Spalten — Geldwerth und Arbeiterzahl betr. — gerecht- 
fertigt erscheint, da hier die gleiche Einheit zu Grunde liegt, so wenig 
kann ein Nutzen darin erkannt werden, ganz heterogene Dinge kunftliek 
zu einem Ganzen zu verschmelzen, wie es der Fall ist, wenn^ wie i> 
den fraglichen Tabellen , die von den verschiedenartigsten Gegenständen 2f 
Tage geförderten Mengen, z.B. Eisen, Quecksilber, Kupfer, Nickel, AIbo") 
Schwefel u. s. w., am Schlüsse der betr. Nachweisung zusammenaddirt 
Geht man nun näher auf die Einzelfactoren ein, aus denen sich 
Hauptsummen zusammensetzen, so stösst man nothwendig beim Mangel jeg" 
lieber Erläuterung auf ein gewichtiges Bedenken. Auf Seite 97 der Ti« 
belle pr. 1864 sind die Nachrichten über das Eisen, zerfallt in die tei^ 
schiedenen Arten, — Roheisen, Rohstahleisen, Gusswaaren aus Erzen, St>^ 
eisen, Eisenblech u. s. w. — zusammengestellt. Sämmtliche hierunter eioge* 
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stellten Quantitäten sind nun in der am Schlüsse der Nachweisung^ ge%o^ 
g^enen Hauptsumme inbegriffen , so dass man demgemäss annehmen muss, 
die aufgeführten Rohstoff- und Fabrikatenmengen sind auch wirklich vor- 
handen. Ist dieses der Fall, so hat die Sache ihre Richtigkeit; es ist aber 
in viel höherem Grade warscheinlich , dass aus dem unter No. 1 nachge- 
wiesenen Roheisen, abgesehen von Nr. 3, welche die Gusswaaren aus Erzen 
enthält , alle übrigen unter Nr. 2 , 4 bis 8 begriffenen Eisenfabricate 
hergestellt sind. Bestätigt sich diese Vermuthung, greifen also die Quanti- 
täten der verschiedenen Gattungen in einander über, so reducirt sich der 
Werth jener Tabellen für Eisen sowohl wie für alle in ähnlicher Weise 
serspaltenen Gegenstände auf ein Minimum und die gezogenen Hauptsummen 
wurden dann selbstverständlich ganz falsche Resultate enthalten. 

b) Tabellen der Handwerker, der Fabriken, sowie der Han- 
dels- und Transportgewerbe im Zollvereine. Nach den 
Aufnahmen im Jahre 1861 vom Centralbureau des Zollvereines zu- 
sammengestellt. — Quartformat, umfasst 409 Seiten. 

Im Allgemeinen enthalten diese Tabellen Angaben über die in den be- 
treffenden Gewerben beschäftigten Personen und die wesentlichsten techni- 
schen Apparate. Natürlich kann und soll eine Publication keine anderen Re- 
sultate bringen als diejenigen, welche die Erhebung zu Tage gefördert hat — 
dies bedingt aber, dass die Reproduction vollständig geschieht. Ist die Er- 
hebung lückenhaft erfolgt, so kann zwar die Publication kein vollständiges, 
aber sie soll auch kein falsches Bild geben dadurch, dass sie die 
Lücken und Mängel verschweigt. Hierin liegt der Hauptvorwurf, welcher der 
genannten Publication gemacht werden muss. Man erfährt weder etwas 
über die Organisation noch über die Vollständigkeit oder Unvollständigkeit 
der Erhebung, während sehr häufig unzweifelhaft aus einem Vergleiche der 
verschiedenen auf das gleiche Erhebungsobject bezüglichen Spalten hervor- 
geht , dass die Aufnahme eine lückenhafte war. Es müssen daher die An- 
gaben der fraglichen Publication mit grosser Vorsicht benutzt werden. 

Ueberhaupt ist es ein durch sämmtliche Publicationen des Zollver- 
eines sich hinziehender äusserst fühlbarer Mangel, dass man versäumt hat, 
über die Art der Aufnahme, die doch zur Beurtheilung des Werthes der 
mitgetheilten Thatsachen von der hervorragendsten Wichtigkeit ist, die er- 
forderlichen Mittheilungen zu geben. Auch in dieser Beziehung ist eine 
durchgreifende Aenderung geboten. 

Der Hauptgrund der Mangelhaftigkeit der Zollvereinspublicationen scheint in 
dem Mangel eines selbstständigen statistischen Bureaus des Zollvereins zu liegen. 
So lange eine Behörde, wie dies gegenwärtig der Fall ist, blos mit der Zusammen- 
stellung, der äusseren und oberflächlichen Anordnung des Stoffes beauftragt 
ist, kann von der Herstellung einer festen und durchsichtigen Basis, welche 
den Schlüsse] zur Erkenntniss der wirthschaftlichen Erscheinungen bieten soll, 
keine Rede sein. Diesem Uebelstand aber wird vorgebeugt durch die Ein- 
setzung einer statistischen Behörde, deren Aufgabe darin besteht, die Roh- 
Uebersichten des Zollvereins - Bureaus zu einem übersichtlichen vergleichen- 
den Ganzen zu verarbeiten, welches befähigt, den Causalzusammenhang der 
wirthschaftlichen Erscheinungen zu erforschen, das Generelle in der Fluth des 
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Waadelbtren der Einzelerscheinungen xn fixiren. Hierdurch wird es tack 
ergt möglich werden, bestimmend und leitend auf die Erhebungen selbst 
einzuwirken , indem unendlich häufig erst die Bearbeitung des statistisckei 
Rohmaterials auf mannigfache wichtige Gesichtspunkte hinweisl , denen dtoi 
in Zukunft durch Ausdehnung der Erhebungen resp. durch zweckmassigere 
Anordnung Rechnung getragen werden kann. Ein fernerer Vortheil wärde 
auch nicht ausbleiben, darin bestehend, dass durch die wachsende Einsicht 
in die innige Wechselbeziehung zwischen Wissenschaft und Praxis, zwischen 
dem statistischen Bureau und dem Zollvereinsbureau, letzteres den belebenden 
Einfluss der Wissenschaft empfinden und seinerseits sich bestreben wurde, 
durch schnelle und doch sorgsame Lieferung des Materials den Vorwarf 
zu vermeiden, welcher ihm gegenwartig mit Fug und Recht gemacht 
werden muss — den der bureaukratischen Langsamkeit. 

XI. 

Rrne«t Beeher» Der Credit und «eine Orffanlflation. ENc 

volkswirthschaflliche Studie. Pest- Wien -Leipzig, Hartleben, 1867. 
63 Seiten starlt. 

Diese Schrift eines freisinnigen, wissenschaftlich gebildeten österreichi- 
schen Beamten verdient unsere volle Beachtung, nicht blos^ weil sie tüchtige 
Schule zeigt, sondern namentlich deshalb, weil sie es unternimmt, auf die 
modernen wirthschaftlichen Postulate dringlichst aufmerksam zu machen. Sie 
stellt die Funktionen und die Formen des Credits mit klarer Systematik und 
scharfem praktischen Blicke dar, macht Vorschlage zur Ermöglichung einer 
realen Solidarhaftung im Hypothekenwesen und zur Ausdehnung des Ver- 
sicherungswesens auf Creditgeschäfte , und gelangt schliesslich zu dem Rufe. 
nach einem Creditgesetze , in welchem »a priori die Institute., ihre Formel 
und Funktionen und überhaupt die Bedingungen, unter welchen der Staat n 
ihrer Zulassung bereit ist, festgesetzt^ werden sollen. — In letzterem Puokle 
glauben wir freilieb, dass sich Becher von seiner Vorliebe für fe^geglie- 
derte Organisationen zu weit führen lässt: die Gesetzgebung kann in Gebie- 
ten, welche so sehr von den thatsachlichen Verhältnissen abhängig sind, wie 
dieses , wohlthätig wirken , wenn sie das Vorhandene ordnet und organisirt, 
aber dass sie „voraneilen und ihre Normen fertig liegen haben soll^, i^^ 
eine Forderung, die zur Bevormundung führen und bewirken muss, dass, 
wenn die Gesetzgebung die Zukunft nicht vollständig vorausgesehen hat - 
und wer kann ihr solche Zaubermacht zutrauen? — allen Gestaltungen, die 
eine künftige Zeit fordert, das Aufkeimen unmöglich gemacht wird. 

Sonst aber erscheint das Schriftchen, dessen vorurtheilsfreier Geist an- 
genehm berührt, sehr zeilgemäss. Wohlthuend wirkt namentlich auch der 
warme Antheil an den Arbeiterassociationen, von deren Wesen noch vor zwei 
Jahren einer der ersten Redacteure Wiens keine Ahnung hatte, 
für die erst durch die Schriften Dr. Karl Richter's und Max Menger's 
einiges Interesse in Oesterreich geweckt wurde, die aber hier in ihrer Be- 
deutung als Revolutionsabieiter erkannt werden. — Wir wünschten den 
kranken Oesterreich manche ähnliche Beamtete, es wäre wahrlich höchste 
Zeit, dass seine stolze Bureaukratie den Geist des Jahrhunderts mehr in sich 
aufnähme, als es bisher geschah. v. 0. 
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Die nationaldkonomisehe Iiltteratur in der periodlsclien 

Presse. 

England. 

Die Jahre 1866 und 1867 scheinen dazu bestimmt, denkwürdige Ab- 
schnitte in der Yoikswirthschaftsgeschichte von England zu bilden, ebenso 
wie diese Zeit für seine politische Geschichte durch die Wahlreform ein 
Wendepunkt werden wird. Es ist nicht der niedrige Stand des Bankdisconto, 
der von 3 auf 2 Procent im Laufe des Jahres 1867 herabsinkt, während 
er im Jahre zuvor Monate lang den höchsten vorkömmlichen Stand behaup- 
tet, was das Charakteristikum des laufenden Jahres bildet. Fast nach jeder 
wirthschaftlicben Krisis begegnen wir einem niedrigen Diskont im Gefolge 
des Misstrauens des Kapitals und der Ermattung des Geschäftslebens. Es 
ist auch nicht allein die Ungewissheit der gegenwärtigen politischen Lage, 
die bange Erwartung des Geschäftsmannes, ob die Unentschiedenheit der 
politischen Verhältnisse durch einen allgemeinen Krieg ihre Lösung finde 
oder nicht, welche auf dem Geschäftsleben in England centnerschwer lastet 
und den Kapitalisten wie den Unternehmer von Verwerthung der Productiv- 
kräfte der Nation abhält, sondern es ist eine Vereinigung von allgemeinen 
Ursachen und Verhältnissen, unter denen die schlechte Getreideernte mit 
obenan steht, welche die wirthschaftliche Physiognomie dieses Jahres zu 
einer ausnehmend betrübten werden lassen. Es kommen aber zu den allge- 
meinen Ursachen , welche das Jahr 1867 zu einem auch in andern Ländern 
ökonomisch ungünstigen machen, für England noch specielle Umstände hinzu, 
welche den Druck der Zeiten besonders fühlbar werden lassen. 

Wir haben in dem grössten Theil der nachstehenden Skizzen versucht, 
gestützt auf ermittelte thatsächliche Verhältnisse, die zusammenwirken* 
den Ursachen hervorzuheben, und das Jahr 1867 vom wirthschaftlicben 
Standpunkt aus damit zu charakterisiren ; wir möchten wünschen , dass das 
Einzelne als ein Theil eines zusammengehörigen Ganzen aufgefasst würde. 
Die Skizzen tragen die Ueberschriften : 

1) Die Weizenernte in England. Die Getreideeinfuhr und die Getreidepreise. 

2) Die neueste Agrikultur-Statistik für England mit Wales und Schottland. 

3) Die Staatseinnahmen. 

4) Der Handel Englands. 

5) Gonsols, Eisenbahn- und Bankautheile. 

6) Die Preise der Baumwolle von 1864—1867 und 

7) Die Statistik der Clearinghäuser in London und New-York. 

1) DieWeizenernte in England. Die Getreideeinfuhr und 
die Getreidepreise. 

Da für England nicht weniger als für Frankreich die schlechte Ernte 
dieses Jahres und die hohen Getreidepreise auf die .wirthschaftliche und 
sociale Lage weiter Kreise grossen Einfluss äussern werden, so haben wir 
in dem Folgenden versucht , die thatsächlichen Verhältnisse über den Aus- 
fall der Ernte, die Getreideeinfuhr und die Getreidepreise in 
EL 23 
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England zn i^onstatiren. Gleichzeitig ist znr besseren Orientirang des Lesen 
weiteres Material zur Vergleichung hiaziigefügt worden. Erst dadurch erhalt 
mau ja euie aicbere lbndha|»e zivr Baortheiluiig. Die ILonsequeazeQ ivm^ 
bieten sich dann von selbst dar. Zunächst über den Stand der dies- 
jährigen Weizenernte. Wir folgen hierbei einem Artikel des Lon- 
doner Eeonomist 7)0ur wheat crop<^ Oct<)ber 12, 1867. 

Ein praeliacher Landwirtk Law«s von Rothhansted, Herforlshire, 
charakteriairt die diesjährige Emic in folgender Weise. Er sagt: vW» 
werden die schlechteste Ernte haben, die jemals (!) in England gewschsei 
ist, und steht zu befürchten, dass seihst trotz des gunsligsteB Weilers 
für das Rmfen und Einbringen der Frucht die Getreideernte des Landes ii 
d^P Ovsniität einen groaeen Ausfall ergiebt (greatly deficient ia fiai* 
tily). Dagegen kamn sie hinsiohtlieh der Qnalität als DurchsekaiUs-, 
wenn nicht seibat als gute Ernte bezeichnet werden.^ 

Derselbe bemerkt, dass wenigstens für das südliche England von ISd 
bis 1863 ein progressives Steigen des Ertrags statt hat, so daaa die front 
Ernte des Jahres 1863 ,die reichlichste ist während einer Reihe van U 
Jahren, wahrend die folgenden Ernten ein fortschreitendes Fallen des Ente' 
ertrags zeigen. 

Interessant sind folgende Beobachtungen des Herrn Law es aber ät 
Verschiedenheit der Erträgnisse von nungedungtem^ Land , von Lavi 
was mit gewöhnlichem Landgutsdünger und Land, was mit kfiist* 
liebem Dünger gedüngt ist. 

Während auf dem „ungedüngten«' Lande die Ernte für 1866 sich ini 
12^8 Bushel Getreide per Acker bclief, war der Ertrag 1867 nur 8V| 
Bushel per Acker — eine Abnahme von fast einem Drittel. Der Durc^ 
Schnittsertrag des T^ungedüngten«' Landes für 15 Jahre, 1852 — 1866, v 
15y4 Bushel per Acker. Der stärkste Ertrag pro Acker, der von i^\ 
ergab ITV^ BusheL Dagegen war der Ertrag des Landes, was mit 14Toi- 
nen «»Farmbofsdünger^ pro Acker gedüngt wurde, 1866 32^/^ Bushel, wäbreid 
er 1867 nur 27^2 Bnshel pro Acker ergab. Auf dem mit künstliclieB 
Dünger bestellten Lande, welches jährlich den höchsten Ertrag von alles 
so bestellten Lande aufwies, in Wirklichkeit das höchsteultiyirte,W 
die Ernte von 1866 327^, dagegen 1867, 29V8 Bushel pro Acker - <ii( 
Durchschnittsernten für 15 Jahre auf den beiden letztgedachten Stückes 
Land waren 35^/g und bezüglich 3678 Bushel per Acker. Hier bei des 
hochcultivirten Lande ist auch ein Ausfall des Ernteerträgnisses dieses 
Jahres im Vergleich mit dem letzten Jahre, aber das Verhältniss des Hi>' 
derertrags ist bei Weitem nicht so gross, als das bei dem ungedüngten, d. h- 
schlecht cultivirten Lande. Der Ertrag von 1867 ist nach Law es nicht alleii 
geringer, als der von jedem der vier vorhergehenden Jahre, sondern ancli 
weit niedriger als der Durchschnitt der vorhergehenden 15 Jahre. 

Das Produkt auf den Grundstücken ohne Düngung ist ungewöhDÜck 
niedrig und zeigt an , dass dieses Jahr besonders ungünstig war fär die 
Ernte von nicht gut bestelltem Lande. 

Die Qualität des Getreides, wie sie sich durch Gewicht herausstellt) 
ist weit günstiger, indem sie jedenfalls über dem Durchschnittsertrag stebi^ 
ausgenommen auf den Grundstücken, wo kein Dünger angewendet wurde. 



Auf dfl;w ungföflüu^ten h^pAp w§r 4(pr W»Wft 4wes J^ahr 46,1 PW. i#| 
Bushel schwer, gegen einen Durchschnitt für t^ 'h^'^ V9,n 57,5 Pfd. B§r 
Bushel. Auch hier trifft dfiff g^pss^ Verlust \p diesem Jahre den armen 
Farmer, der sein |^fd nur mit weniger Dünger bestellen l^i|ip. 

Lawe» $ch|itz^ #e ^rnte von 1866 auflO^e mit<9r fiA?r i^^rohschnitts- 
ernte Qi^d befür<^btiet, dass die {l^nte des gagei^wärUgen Jahres 20% gerin- 
ger,, als eine Durch&chnittseJinte ^ei;i wird. 

Mit dieser Annahme steht in Harmonie dejr Betjrag dessen, was Efigl^it^ 
vom Ausland an Cerealien bezog. Wir beschränken uns hauptsächlich 
auf die Einfuhr von Werzen (resp. Weizenmehl). Bereits im Jahre 1866 
war die Einfuhr gegen das Vorjahr: 

EinfuhrvonWeizen. 

1865. 1M6. 

Clr. 20,962,963 Ctr. 23,156,329 

Lstr. 9,775,616 Lstr. 12,983,090 

Einfuhr von ander«n Cerealien incl. Mehl. 
Ctr. 3,904,471 Ctr. 4,972,280 

Lstr. 2,622,888 Lstr. 3,796,911 

Eingang zur heimischen Consumtion. 
1865. 1866. 

Ctr. 21,08^,140 Ctr. 23,308,615 Weizen 
Lstr. 3,932,788 Lstr. 5,004,475 andere Cerealien incl. Mehl. 

Noch weit mehr steigt aber die Einfuhr im Jahre 1867 gegen 
das Jahr 1866. Für den Betrag in Ctr. und in Lstr. liegen uns die Handels- 
tvübellen bis 30. September 1867 vor. 

Einfuhr von Weizen vom 1. Januar — 30. September. 

1866. 1867. 

Ctr. 16,721,363 Ctr. 24,099,309 

Lstr. 8,8^3,153 Lstr. 16,828,034 

Die Einfuhr von Weizen aus dem Königreich Preussen hat gegen das 
Vorjahr über ein Drittel zugenommen. Die Einfuhr aus Frankreich ist 6Y2 
mal geringer, und selbst die Zufuhr von Weizenmehl aus Frankreich, was 
Englands Hauptlieferant ist, war in den ersten 9 Monaten d. J. nahezu drei- 
mal geringer als in derselben Zeit von 1866. 

Einfuhr von Weizen. 

1866. 1867. 

aus Preussen . . Ctr. 3,127,739 Ctr. 4,698,876 

„ Frankreich . . » 3,320,351 „ 551,794 

Einfuhr von Weizenmehl 
aus Frankreich . . Ctr. 3,108,406 Ctr. 1,077,286 

Es ergiebt sich aus diesen letzten Zahlen, was Frankreich in diesem 
Jahre leiden muss; denn für dieses Land ist ein Ernteausfall mit fast schlim- 
meren Folgen begleitet, wie in England, da ein Hauptproduct Frankreichs, 
auch zur Ausfuhr, die Cerealien sind. Dies Jahr aber deckt das Ertragnis» 
der Ernte bei Weitem den eigenen Bedarf nicht. 

Auf den europäischen Getreidemärkten werden in diesem Winter die Ver- 

23» 



Anfang Januar 
60 s. - d. 


April 
60 s. 11 d. 


46 s. 11 d. 


44 s. 11 d. 


37». 10 d. 


38 s. 11 d. 


39 s. 10 d. 


40 s. 2 d. 
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einigten Statten von Nordamerika stark concarriren. Es betrug die Aus- 
fuhr an Weizen aus New -York 

vom 1. — 29. October 
1867 gegen 1866 

1,690,736 Bttshels 41,044 Busheis. 

Wir gehen nun aber zur Consta tirung der Preise und geben iir 
Yergleichuug die Preise aus früheren Jahren und Perioden; man orientirt 
sieh hierdurch in der Gegenwart. 

Durchschnitts-Weizen-Preise pro Quarte r. 

1. das Jahr 1867. 

Juli October November 

64 s. 10 d. 64 s. 1 d. 70 s. 5 d. 

2. 1866. 
51 s. — d. 51 s. 5d. 52 s. 6 d. 

3. 1865. 
41 s. 6 d. 40 s. 10 d. 42 s. 4 d. 

4. 1864. 
. 40 s. 9 d. 39 s. 8 d. 38 s. 3 d. 

5. 1857. 

59 s. 8d. 54 s. 8 d. 63 s. 5 d. 56 s. 3 d. 53 s. 11 d. 

Wir sehen aus den angegebenen Preisen des Marktes in England, dass 
seit dem April 1866, wo der Weizen noch 44 s. 11 d. stand, der Preis 
fortwährend steigt. Am Schluss des Jahres 1866 ist er auf 60 s. gestiegen, 
um bis Anfang des November d. J. den hohen Stand von 70 s. 5 d. zu e^ 
reichen. Zur Beurtheilung dieses Preisstandes diene noch Folgendes: 

Der Durchschnittspreis des Quarter Weizen war für die Decade IBU 
bis 1850 53 s. SVa d. und für die von 1851 — 1860 54 s. 77» d,«'«' 
Durchschnittspreis für die drei Jahre 1861 — 1863 51s. 10 d. Höber 
als der Novemberpreis des Weizens in diesem Jahre ist in dem Zeitraua 
von 1841 — 1866 nur der Jahrespreis von 1854 (72 s. 5 d.) asd 
1855 (74 s. 8 d.) Die nächst höchsten Jahrespreise in diesem Zeitraon 
sind bereits niedriger: 1847 (69 s. 6 d.) und 1856 (69 s. 2 d.) als der 
Novemberpreis in diesem Jahre. Als Curiositat wollen wir dabei hervor- 
heben, dass in den beiden Jahren 1854 und 1855, in denen der Getreide« 
preis in England der höchste war, die Ernten in England die Noten »sehr 
gut^ und ))recht gut^ erhalten*). In diesen beiden Jahren wurde in Eng- 
land übrigens nur für 12,423,901 Lstr. und 9,959,421 Lstr. Weizen einge- 
führt, während, wie wir gesehen haben, für die ersten 9 Monate dieses 
Jahres der Werth der Einfuhr sich bereits auf 16,828,034 Lstr. belief; aus 
dem Königreich Preussen allein betrug in diesen 9 Monaten die Einfuhr a* 
Werth Lstr. 3,610,046. (Seit geraumer Zeit nun kommt in den als Beilage 
des Economist erscheinenden Handelstabellen bei der Einfuhr des Weizens^ 
S. 10, ein hässlicher Druckfehler vor ; unter j^Denmark^^ wird die Einfuhr aus 



*) T ok « und N e w ra a r c h , Die Geschichte und Bestimmung; der Preise. Deutsche 
Uebersetzung. Bd. 2 S. 71. 
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»Prussia^^ aufgeführt und vice versa.) Das Jahr 1863, das Jahr der stärk- 
sten Einfuhr in England (Preis 55 s. 5 d.) weist eine Einfuhr nach von 
26,237,769 Ctrn.*). 

2) Die Ergebnisse der neuesten Agricultur - Statistik für 

England mit Wales und Schottland. Econ. Novbr. 9 1867 
p. 1276. 

Die Aufnahmen für 1867, die soeben publicirt worden sind, ergeben 
folgende Data: 

1867 gegen 1866 
England und Wales. 
Ueberhaupt mit Cerealien bestellt waren 7,941,578 Acker 7,921,244 Acker. 

Davon mit Weizen allein 3,255,917 » 3,275,293 » 

Schottland. 
Ueberhaupt mit Cerealien bestellt . . 1,367,012 Acker 1,366,540 Acker. 
Davon mit Weizen allein . . . . 115,118 n 110,101 » 

Der Vieh stand hat in diesem Jahre wieder bedeutend zugenommen. 

1867. 1866. 

Rindvieh in England mit Wales 4,017,790 3,848,435 

n n Schottland 979,170 937,401 

Schafe in England und Wales 22,097,286 16,793,204 

V n Schottland 6,893,603 5,255,077 

Die grosse Differenz in der Anzahl der Schafe von 1867 und 1866, 
kommt grosstentheils auf Rechnung der Zeit der Aufnahme der Zählung, 
welche in einem Theil Grossbritanniens im vergangenen Jahre, in der die 
Aufnahme wegen der Rinderpest erfolgte, in eine Jahreszeit fiel, wo das 
Lammen noch nicht stattgefunden hatte. 

3) The Revenue. Econ. Octbr. 5 1867. 

Es betrugen die Staats -Einnahmen von Grossbritannien 

. 1867. 
Vierteljahr endend Vierteljahr endend Jahr endend 

mit 30. Juni. mit 30. Septbr. mit 30. Septbr. 

L. L. L. 



Zölle .... 
Aeeise. . . . 
Sjtempel . . 
Abschatzun gstaxen 
Einkommensteuer 
Posteinkünfte 
Kronland . . . 
Verschiedene 



5,499,009 5,502,000 22,492,000 

5,028,000 4,300,000 20,334,000 

2,547,000 2,200,000 9,609,000 

1,506,000 272,000 3,525,000 

1,577,000 648,000 5,695,000 

1,150,000 1,200,000 4,590,000 

72,000 72,000 332,000 

402,925 719,740 2,893,471 



17,781,925 14,913,740 69,470,471 



*) Diese Zusammanstellangen sind nach dem Londoner Economist, nach den 
amtlichen Handelstabellen und dem Journal of the Statistical society, Septr. 1866 p. 
446 sqq. gearbeitet worden. 
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1666. 

Vierteljahr endend Yi^rielj^ilir tnätfM JaAr i^ndeDd 

mit 30. Juni. mit 30. Septbr. mit 30. ^tf^. 

Li, L. L. 

Zölle ..... 5,271,000 5,541,000 21,621,000 

Accisc .... 5,144,000 4,520,000 20,255,000 

Stempel .... 2,483,000 2,075,000 9,356,000 

Abschfitzun^ntaxen 1,478,000 243,000 3,422,000 

Einkommensteuer . 1,597,000 633,000 5,595,000 

Posteinktinfte . . 1,070,000 1,160,000 4,365,000 

Kronland . . . 71,000 71,000 322,000 

Verschiedene . 349,664 953,098 8,524,14^ 

17,463,664 15,196,098 68,460,142 

Das mit dem 30. September schliessende Jahr endet mit einer Mehr- 
einnahme von L. 1,010,329 gegen 1866. bas mit dem 30. September 
schliessende balbjahr endet mit einer Mehreinnahme von L. 35,903 gegen 
1866, and das mit dem 30. September schliessende Vierteljahr endet 
mit einer Mindereinnahme von L. 282,358 gegen 1866. 

Stärker spricht sich der Druck der Zeit noch ans bei den Zollei 
«tid der Accise. 

Hier ist bei den Zolleinnahmen im letzten Vierteljahr ein Ausfall tos 
39,000 L. und bei der Accise von 220,000 L. ; schon im Vierteljahr edtü 
mit dem 30. Juni ertrug die Accise 116,000 L. weniger, aU in der Paral* 
lelperiode von 1866. Es dürfte das gegenwärtige Vierteljahr, in dem wir 
uns befinden, gleichfalls einen Ausfall ergeben. Bei aufmerksamer Betnek- 
tung der Handelstabellen finden wir weitere Zusammenhänge der gestortei 
Consnmtion des Landes. 

4) Der Handel Englands. Board of Trade Returns. Ecoi 
November 2 und 30 1867. 

Eine besondere Aufmerksamkeit in diesem Jahre verdienen die Ve^ 
öffentlichungen über die Einfuhr und Ausfuhr in Grossbritannien u 
Produoten und Manufactnrwaaren. Es betrug 

die Ausfuhr in den ersten neun Monaten: 
1865. 1866. 1867. 

119,717,377 141,936,898 137,202,497 L. 

Die Ausfuhr in den vier ersten Monaten war: 
47,706,818 62,357,579 56,186,529 L. 

Der Ausfuhrhandel für dieses Jahr wird an Werth ziemlich dieselbe 
Höhe erreichen, wie im vergangenen Jahre. Ein anderes Bild dagegen i6ip 
der Einfuhrhandel an Produkten und Manufakturwaaren für dieses i^ 
im Gegenüber zum vorigen Jahr. 
Es betrug 

die Einfuhr in den ersten neun Monaten: 
1865. 1866. 1867. 

136,898,138 174,168,898 161,963,750 L 

Die Einfuhr in den ersten vier Monaten war: 
44,337,850 68,804,895 60,166,150 L. 
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Für 4ie Eitifubr sia4 bmfklsfichlioh üwH Artikel m«8«gelMtnd. Bs be- 
trug in den ersten neun Monaten die Einfuir von: 

186€. 1867. Steifen. FaHen. 

li. L» L. li. 

Weizen .... 8,863,153 16,828,034 7,964,881 — 

Roller Bitttnwxiüe . 63,838,122 i4,3dl,319 — 16,486,803 

Det Minderwerth der Eiftfuhr an Baumwolle kommt zwar bauptfiäckUoh 
aus dem Sinken der BaumwoHpreise geg^n dfts Yorjakr, allein es war auch 
die Quantität der eingeführten Baumwolle gegen das Vorjahr geringer. 

Der geringere Betrag^ der Einfuhr in dfteseai Jahr von etnigen anderen 
AHikeln im Gegenüber zum Vorjahr lassen den Gedaaken ««fkommen , dass 
in diesem Jahr die Consumtioaskraft von Grossbritaattieii wenigstens nickt 
im Steigen fortgefahren ist. 

Es wurde z. B. in den ersten neun Monaten diesee Jahres weatgvr ein- 
geführt als in Vorjahr an Tkee: 812,404 L. (in dea erstea 8 Monatea war 
! ^e Differenz noch stärker, weniger 1867 als 1866: 1,148,994, dagegen l>e<«- 
' Img in diesem Jahr die Mehreinfuhr an Kaffee gegen das Vorjahr für du 
' ersten neun Monate 600,379 L.}, an Brandy: 98,889 L., an Taback: 845,614 L. 
In 4^m Fallen der Accise - Einnahme tritt dieselbe Eretbeiaung noefa sl«^ 
ker zu Tage. Die HandelsbericMe im grossen und kleinen Verkehr sage« 
Aasselbe^ nur miit andern Worten. 

5) Consols, Eisenbahn- und ßankantheile. Econ. October 19, 
I 23 und 30. Railways. Why English Railways do not 

succeed. Econ. October 19. The low price ofbankshares 
I anditsdangers. 

^ Drei Erscheinungen treten hinsiehtlich der hauptsflehlicksten 

mobilen Werthe in diesem Jahre in England auf: 1. ein bedeuten- 
des Steigen der öffentlichen Fonds, 2. eine fortschreitende 
Entwerthung der Eisenbahna c ti en und 3. ein Fallen der Bank- 
antheile. Begleitet sind diese Erscheinungen bekanntlich von dem tiefen 
i Stand des Disoonts bei den Banken. •— 

i 1) Die Consols erreichen bis Anfang December dieses Jahres den 

hohen Stand von 93 (1866 : 887$, 1865 : 87'/4, 1864: 89V4, 1857: «1»/^. 
Anfangs Jannar dieses Jahres waren sie noch 90%. Die nächstiiegemiie Ur- 
sache dürfte der überfüllte Gddmark sein, weiter aber ist der hohe Stanid 
der heimischen Fonds ein Misstrauensvotum gegen die Staatseffecten und 
Staatspolitik der übrigen Staaten. 

2) Das entgegengesetzte Phänomen bieten die Stocks und Shares 

I der englischen Eisenbahnen. Man hat jetzt plötzlich die Bndnekung 

I gemacht, dass manche Bahnen Dividende geben von den aufgenommenen oder 

I zum Weiterbau neuer Linien aufgebfathten Kapitalien. Eine der grösseren 

Bahnen, the Groat Eastern Railway Company, welche bisher regelmässig u nd 

unanterbrochen nahezu ein viertel Jahrhundert Dividenden gezahlt hat, macht 

plötzlich die Entdeckung, dass keine Dividenden existiren. Die London, Cha- 

tham and Dover Gompa ny war nicht im Stande, ihre Creditorea, die Inhaber 

ihrer An! eihebonds (debenture-bolders) und ihre Actionäre voa allen Klassen 

zu bezahlen. 
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Selbst Besitzer von Priorititsactien köanen bei verschiedeien Babsen 
ihre garantirte Dividende nickt erhalten. 

Auch die Dividenden einer grossen Zahl der englischen Eisenbahnen in 
dem ersten Halbjahr von 1867 sind gegenüber der Paralellperiode von 1866 
zurückgegangen. 

Das Finanzwesen der englischen Bahnen liegt im Argen. Die Eisen- 
bahnfrage ist bereits eine brennende geworden und wir begeimeB selbst 
Vorschlägen, dass die Eisenbahnen von dem Staat übernommen werdet 
sollen. 

Es hat sich ausserdem ein Verein von „Bussiness men^^ gebildet, 
der es sich ausser Anderem zur Aufgabe stellt, dem Weiterbau von neuen 
Linien entgegenzuwirken sowie die Verwaltung der verschiedenen Bahnei 
einheitlich zu organisiren. 

3) Ebenso wie die Eisenbahnactien sind auch die Joint stock bank 
An t heile im Gegenüber dem Stand vor zwei Jahren gesunken. Ansser 
dem niedrigen Bankdiscont und den damit zusammenhängenden niedrigerei 
Dividenden ist nach dem Economist die sogenannnte Leemann's Act von Bii- 
fluss auf den niedrigen Stand der Bankantheile gewesen. Nach dieser fir- 
lamentsacte dürfen nur solche Werthpapiere zum Verkauf ausgeboten werdet, 
welche sich wirklich im Besitze des Verkäufers oder dessen AnRnggebm 
befinden. Jedes Hinderniss im Verkauf aber bedeutet nach dem EcoBOinist 
eine Verminderung des Preises und ein Wachsen der Preisschwankung. Die 
wichtigste Ursache des niedrigen Standes der Bankantheile dürfte wohl das 
Misstrauen sein , welches seit dem vorigen Jahre gegen das Bankwesen in 
Allgemeinen Platz gegriffen hat, und das sich durchaus nicht auf die soge- 
nannten Finänzgesellschaften allein beschränkt zu haben scheint. 

Selbst die Agitation ge^en die englische Bank ist im Zunehneo Ge- 
griffen, und werden wir nächstens versuchen, die verschiedenen Ansicbtei 
hierüber, wie sie sich in der Presse aussprechen , zusammenzustellen. Aof- 
ser den principiellen Gegnern der Monopolbanken und den Gegnern der Acte 
von 1844 giebt es eine ganze Schattirung von Gegnern gegen einielie 
Theile der Organisation und der Verwaltung der englichen Bank. 

6) Die Preise der Baumwolle von 1864 — 186 7. 

Da die Preise der Baumwolle, dieses weitaus bedeutendsten Binfohr- 
artikels Grossbritanniens, von einem kaum hoch geuug anzuschlagenden Kin*' 
fluss auf die Gestaltung des englischen Handels sind, so dürfen wir es nicht 
unterlassen, einen Ueberblick über dieselben für die letzten vier J«!"^ 
zu geben. 

Die Preise sind nach dem Stand der Rohbaumwolle in Liverpool vob 
Mitte November eines jeden Jahres. 

Sea Island. 
Midling. Fair. Oood. 

d. d. d. 

1867 18 20 30 

1866 25 29 50 

1865 34 41 56 

1864 42 49 62 
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Die Baumwollenvorräthe in Liverpool betruge'n am 14. November 1866 
708,710 Ballen, in diesem Jahr nur 528,040 Ballen, sonach ein beträcht- 
liches Sinken in den Vorräthen. 

Den Geschäftsleuten in Engfland scheint es nicht räthlich, namentlich bei 
sinkenden Preisen, auf grössere Vorräthe zu halten, und sie scheinen nicht 
Lust zu haben, die Uebereinstimmung mit einer entgegenstehenden Theorie 
mit der Verminderung ihres Vermögens zu bezahlen. 

7) Die Statistik der Clearing-Häuser in London und New- 
Y r k. 

Statistics of the Clearing house. Journal of the Statis- 
tical Journal June 1867 p. 332 sqq. — New-Yorker Handels- 
zeitung vom Juni und Juli 1867. ' 

Die Committee der Bankers des Clearing-bouse zu London hat beschlos- 
sen, den täglichen Betrag der Geschäfte des Clearing-house vom 1. Mai dieses 
Jahres an zu veröffentlichen , und haben wir aus einer Zuschrift des Herrn 
JohnLubbock an das Journal der statistischen Gesellschaft von London 
die nachstehende Uebersicht der Clearings im Monat Mai dieses Jahres ent- 
nommen. Auch der Londoner Economist veröffentlicht jetzt regelmässig un- 
mittelbar nach dem Bankbericht die officielle Uebersicht des Geschäftsver- 
kehrs des Clearing-house. 

Der Betrag der Bills und der Cheques, welche hier gegen einander be- 
glichen werden, ist gegenwärtig noch nicht von einander geschieden. Der 
4te jedes Monates ist der Haupttag, an dem die Inland Bills beglichen wer- 
den. Medio und Ultimo Mai finden wir die stärksten Summen der ausge- 
tauschten Werthe. 

Im Jahre 1839 betrug 

der Durchschnitt des Verkehrs jedes Tages in der Woche : 

Donnerstag 2,725,000 L. 

Freitag 3,098,800 

Sonnabend 3,621,700 

Montag 2,927,700 

Pienstag 3,292,600 

Mittwoch 2,734,400 

18,400,200 Totalbetrag der Woche. 

Am 31. Mai d. J. war der Betrag der beglichenen Cheqnes und Bills 
18,329,000 L., nahezu der Betrag einer Woche in 1839. 

Der Dnrchschnittsbetrag der nachstehenden fünf Wochen ist ungefähr 
60,000,000 L. für jede Woche. Diese Ziffer verhält sich zu den Clearings 
von 1839 ungefähr wie die Ziffer des Exporthandels von 1866 (das Jahr 1867 
wird hierin ziemlich dem vorigen Jahr gleichen): 188,900,000 L. zu der 
von 1839: 53,200,000 L. Ob diese Verhältnisse darchschnittlich die glei- 
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eben bleiben, wie Labbock an^oiiehliieft scheint, muss erst durch die Er- 
fahrung bestitigt werden. Aus der Vergieichung des Exporthandels der Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika mit den Clearings des Bankers-CieariDg- 
house von New-York geht hervor, dass noch andere Factorea als der Ex- 
porthandel TAr letztere massgebend sind. Es ist äusserst unsi<Aer, derartig 
Schlussfolgerungen selbst aus sich wiederholenden Erscheinungen su machen. 

Uebersicht des täglichen Betrags der durch das Bankert- 
Clearinghouse während der 5 Wochen, endend mit den 
5. Juni 1867, beglichenen Cheques und Bills. 









L. 


L. 


Mittwoch 


1. 


Mai 


8,006,000 


m 


Donnerstag 


2. 


- 


8,767,000 




Freitag 


3. 


- 


10,188,000 




Sonnabend 


4. 


- 


12,900,000 




Montag 


6. 


- 


7,302,000 




Dienstag 


7. 


- 


8,647,000 




Mittwoch 


8. 


" 


9,220,000 


57,024,000 


Donnerstag 


9. 


- 


9,554,000 




Freitag 


10. 


- 


9,453,000 




Sonnabend 


11. 


- 


9,321,000 




Montag 


13. 


- 


8,301,000 




Dienstag 


14. 


- 


8,968,000 




Mittwoch 


15. 


— • 


18,177,000 


63,774,000 


Donnerstag 


16. 


- 


10,155,000 




Freitag 


17. 


- 


11,309,000 




Sonnabend 


18. 


* 


11,685,000 




Montag 


20. 


- 


7,580,000 




bienstag 


21. 


- 


8,451,000 




Mittwoch 


22. 


" 


8,288,000 


57,468,000 


Donnerstag 


23. 


- 


7^986,000 




Freitag 


24. 


- 


0,112,000 




Sonnabend 


25. 


- 


9,653,000 




Montag 


27. 


- 


8,293,000 




Dienstag 


28. 


- 


9,348,000 




Mittwoch 


29. 


"- 


7,679,000 


52,071,000 


Donnerstag 


30. 


- 


7,793,000 




Freitag 


31. 


- 


18,329,000 




S^nnab^nd 


1. 


Juni 


11,206,000 




Montag 


3. 


- 


9,281,000 




Dienilag 


4. 


- 


13,132,000 




Mittwoch 


5. 




8,639,000 


6S,$fC^M0 



i 



Zur Vergleichufi^ g-^bcrA wir noch den Cheqdresvtrkehr des Glearing- 
house zu New-York für tlieselbe Zeit. 

Er betrug für die Woche, endend mit 

4; Mai 559,860,118 D. 

11. - 524,319,769 - 

18. 1 503,675,793 - 

25. - 431,732,622 - 

1. Juni 442,675,585 - 

8. - 461,734,216 - 

Dies Clearinghouse entspricht dem Bankers-Clearinghouse zu London. 
Der Chequesverkehr desselben aber ist weit bedeutender, als der in der eng- 
lischen Metropole. 

Neuerer Zeit werden auch die Clearings an der Gold-Exchange-Bank 
von New-York reroffentlicht. Wir fügen dr^selb^n zur Vergleichung gleich- 
falls nachstehend bei: 

Clearings der Gold-Exchange-Bank von New-York. 
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MiUwoch 29. Mai 33,705,000 D. 

Donnerstag 30. - 50,125,000 - 

Freitag 31. - 44,809,000 - 

Sonnabend 1. Jani 62,597,000 - 

Montag 3. - 64,458,000 - 

Dienstag 4. - 48,385,000 - 

304,079,000 D. 

Aus der Vergleichnng der beiden amerikanischen Clearinghäuser mit 
dem englischen Clearinghouse ergiebt sich zur Evidenz, dass auf diesem 
Felde England von den Vereinigten Staaten überflügelt worden ist. 

Da der auswärtige Handel Englands weit bedeutender, als der der Ver- 
einigten Staaten ist, so erklären wir uns diese Erscheinung daraus, dasi 
der amerikanische Binnenhandel grössere Dimensionen hat, als der von Gross- 
britannien. In zweiter Linie möchten wir den ausserordentlich angewachse- 
nen Verkehr in den Vereinigten Staaten mit Werthpapieren stellen. Aoci 
das amerikanische National-Banksystem hat augenscheinlich su dem riesen- 
haften Aufschwung der Clearings in New-York beigetragen. K— o. 
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III. 

Die Ijeituny der enylifleli-inflisciien Uelierlandpost durch 
den deutflehen Zollverein und Oesterreieh. 

Von der volkswirthschafilichen Section des Vereins der österreichischen 
Industriellen in Wien wurde nachstehender Antrag, betreffend die Leitung der 
englisch-indischen Ueberia ndpo st durch den Zollverein und 
Oesterreieh, dem Centralausschuss übergeben und von diesem in seiner 
Sitzung vom 14. November 1867 zum Beschluss elhoben. Der Antrag lautet: 

i^Nicht geräuschvoll, aber sicher vollzieht sich in unsern Tagen eine 
Umwälzung im Welthandel, die nicht nur für die Industrie, sondern auch 
für alle wirthschaftlichen , socialen und politischen Verhältnisse Oesterreichs 
von grösster Bedeutung zu werden verspricht. Wir meinen damit die 
Rückkehr des indischen Handels vom Seeweg um das Cap der guten Hoff- 
nung auf den Ueberlandweg durch Egypten. 

- Allezeit ein Schöpfer des Wohlstandes , ja des Reichthums , und mäch- 
tigster Beförderer der Cultur, wodurch sich dereinst Egypten , Phönizien, 
Palästina und Griechenland auszeichneten , fluthete dieser Handel lange Zeit- 
perioden hindurch über den Landweg und zumal über den Isthmus von Suez, 
bis er endlich im 15. und 16. Jahrhundert, als ^ine Mauer von gewalt- 
thätigen Eroberern alle jene Zugänge sperrte, auf den weiten Seeweg um 
das Cap hinaus gedrängt wurde. 

Inzwischen ist in der neuesten Zeit der Verkehr mit Ostasien uner- 
messlich gewachsen , und da der Seeweg um das Cap , wie ein Blick auf 
die Karte zeigt, den wichtigsten europäischen Häfen einen Umweg von 100 
bis 140 Percent der Landroute aufnöthigt, so musste die letztere von dem 
Augenblick an wieder in ihr altes Recht eintreten, wo die künstlichen 
Hindernisse zu schwinden begannen, die vor dreihundert Jahren sich unheil- 
bringend zwischen Europa und Ostasien gelegt hatten. 

Dieser Zeitpunkt ist jetzt gekommen. Schon heute, also bevor noch 
der grosse Canal zwischen dem Mittelländischen und dem Rothen Meere be- 
endet ist , bewegen sich die Reisenden , die Posten , die leichteren und 
werthvolleren Güter über den Isthmus von Suez, und es liegt auf der Hand, 
dass dieser Verkehr sich nicht mehr vermindern, sondern mit jedem Jahr 
nur vermehren wird. 
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Unter diesen Umsländen , bei dieser Lage der Dinge , die für Oesterreiek 
so ausserordentliche Chancen in ihrem Schoosse birgt, erscheint es als eine 
ebenso natürliche wie lohnende Aufgabe der österreichischen iDdQstrieUeii, 
auch von ihrem Standpunkte Alles beizutragen, was in ihren Krafteo siebt, 
um dem gewaltigen Handel, dessen erste Wellen schon verheissungsvoll ai 
unsere Häfen und Eisenbahnen spielen, die Wege ebnen zu helfen, nnd 
uns selber zu rüsten, dass wir kräftig in eine Entwicklung eintreten, die, 
wenn der Weltfriede erhalten bleibt, demnächst eine Periode grosser Er- 
folge der materiellen und geistigen Cultur für Europa einleiten dürfte. — 

Für heute sei es uns gegönnt, Ihre Aufmerksamkeit auf einen specieUen 
Theil des europäisch - indischen Verkehrs zu lenken, nämlich auf die Beför- 
derung der Reisenden, der Briefe und Mustersendungen, der Wechsel und 
der Edelmetalle , die von England nach Ostasien und von Ostasien oaek 
England geschickt werden, mit Einem Wort — dft englich - indische Post, an 
welche sich die Sendungen aller anderen Länder und Völker anschliessen. 

Diese Post hat nicht nur bei der Grösse des Verkehrs zwischen Eng- 
land einerseits und Indien , China und Australien andererseits an sich schoi 
grosse Wichtigkeit, sondern sie gewinnt auch dadurch noch eine besondere 
Bedeutung, dass die Post, die ihrer Bestimmung nach stets die kürzestei 
und raschesten Wege einschlägt, allezeit der Pionnier gewesen ist, welcfaer 
früher oder später auch die Hauptmasse des übrigen Handels auf seiaer 
Route nach sich zog, « 

ISachdem im Jahre 1776 Warren Hastings zuerst indische Sendangen 
über Suez geleitet hatte — Versuche, die trotz günstiger commercielle/ 
Erfolge durch einen Beschlus^ des englischen Parlaments im Jahre 1?^^ 
unterdrückt wurden , aber im Geiste eines jungen Corsikaners mit Nameo 
^apoleone Buonaparte hafteten und zu dessen berühmter Expedition rax^ 
Egypten mitwirkten, — war es der englische Seemann Waghorn, welcher i» 
Jahre 1827 auf's Neue den Vorschlag machte, die englisch - indische io^ 
mit Benützung der Dampfschifffahrt über Egypten zu leiten. Im Jahre 1829 
schlug Waghorn selbst mit Depeschen der Regierung an den Gouverneif 
von Bombay die Route ein , erreichte von London über Triest in 26 Tagei 
Alexandrien und gelangte, da der indische Dampfer, der ihn in Suez abholen 
sollte, unterwegs verungklückt war, auf einem kleinen Küstenboot in 6/3 
Tagen nach Dschiddah und von dort auf einem Handelsfahrzeug glücklich 
nach Bombay* Da die Reise trotz der Unfälle kürzer gedauert hatte, als der 
Seeweg um das Cap, der selbst im günstigsten Falle damals 120 Tage id 
Anspruch nahm, so war im Grunde der Vorzug der neuen Route schoa 
principißll entschieden. Aber es brauchte noch sieben Jahre, bis die Post 
wirklich diesen Weg einschlug. Dies geschah also im Jabre 1837. ^^ 
Post wurde von Falmouth auf Dampfern nach Gibraltar geleitet und voo 
dort von Dampfern der Admiralität nach Egypten abgeholt. Jenseits ^^^ 
Landenge nahmen gleichfalls Dampfer in Suez die Post an Bord und brach' 
ten sie nach Bombay oder Calcutta. Zu dieser Reise brauchte man 30 bis 
60 Tage. 

Nun konnte aber die Wahrnehmung nicht ausbleiben, dass die Boat< 
mii das Cftp ß}' Vincent und durch , die Strfis^e von Gibraltar im Klei^f^ 
eben so sehr ein Umweg sei, als im Grossen die Roufe ji^m, flaa Cap 
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giiUm Hoffnung. Man suchte demnach aueh auf der Streeke des Weges 
nach Indien den DurchmeBser statt der Peripherie auf, und sendete die Post 
über de« Canal nach Boulogne oder nach Calais und von dort durch Frank- 
reioh fach Marseille, wo zur Fahrt nach Alexandrien geheizte Dampfer he«- 
r«l lagen. Nachdem aber einmal die Landroute über den europäischen 
C^n^vent eingeschlagen war, erhoben sich Stimmen, welche geltend machten, 
daas ukht über Marseille, sondern über Triest der kürzeste Weg nach Egypten 
falire. Und namenllich war es der eigentliche Gründer der egyptischen 
Ueberlandpost, der ebenso scharfblickende wie unternehmende Waghorn, 
welcher dieser Ueberzeugung huldigte und im Jahre 1846 durch eine Reihe 
Yon Probefahrten , die seiner Zeit so ungewöhnliches Aufsehen in Oester- 
reich und dem Zollvereine erregten, die Vorzüge der deutschen Route 
darthun wollte. 

Allein theils die Unvöllstandigkeit des damals erst im Entstehen be» 
grilfenen Eisenbahnsystems in Deutschland und Oesterreich, theils die laue 
Unterstützung, welche der unternehmende Engländer fand, theils auch der 
Umstand , dass , wenn es nicht möglich ist , auf dem Landwege einen Vor- 
sprung zu gewinnen, allerdings die maritime Strecke, die Seefahrt von 
Triest nach Alexandrien, kaum beträchtliche Vorzüge vor der Fahrt von 
Marseille nach Alexandrien bieten dürfte, tragen die Schuld, dass jene Ver- 
suche Waghorn 's bis heute ohne praktisches Ergebniss blieben. 

Wenn man die grossen Interessen berücksichtigt, welche sich an die 
englische Post knüpfen, so kann man nur bedauern, dass die mitteleuro- 
päischen Lander von diesen Vortheilen ausgeschlossen blieben. Die genannte 
Post ist nämlich mit der Zeit zu einer Sendung herangewachsen, die ein. 
ebenso bedeutendes als werthvcUes Frachtobject bildet. Im Jahre 1866 
wurden nur wenige Posten in Sonthampton an Bord genommen, die nicht 
1000 Ctr. gewogen hatten. Da diese Fracht in Briefen, Zeitungen, Waaren- 
mustern und Tratten besteht, und da auch die Metallsendnngen zwischen 
Australien, Indien und England diese Post benützen, so ergiebt sich, dass 
dieselbe als ein ganz exceptionell werthvolles und leistungsfähiges Object 
für die Eisenbahnen erscheinen müsse. 

Dazu kommen nun noch die Reisenden, die bis jetzt nicht sammtlich 
über Marseille gehen, sondern theilweise , noch wie früher , um das wieder- 
holte Aussteigen zu vermeiden und den englischen Comfort möglichst lange 
zu gemessen, auf den Dampfern der Peninsular and Oriental-Steam- Naviga- 
tion-Company verbleibend, den Weg durch die Meerenge von Gibraltar ein- 
schlagen. Durchschnittlich beförderte die genannte Gesellschaft auf beiden 
Routen jahrlich 20,000 Reisende, deren Zahl mit jedem Jahre steigt, und 
ausschlieslich aus solchen Passagieren besteht, die auf dem Contioent die 
erste Eisenbahnclasse benützen. Bei dem lebhaften Verkehr politischer Per- 
sönlichkeiten zwischen England und Indien konnte der letzte Jahresbericht 
der Oriental-Steam-Company mit Recht behaupten , dass es unter der Gen- 
try des Vereinigten Königreichs keine Familie gebe, deren Name nicht in 
den Passegierlisten der Gesellschaft eingeschrieben stehe. Ausserdem ist es 
bekannt , dass die militärischen Verhältnisse sowohl in normalen Zeiten als 
namentlich bei Kriegszuständen häufigen Garnisonswechsel und Truppen- 
bewegiingen zwischen England und Indien mit sich bringen. So wurde* 



860 Miscelleii. 

Eor Zeit des Krimkrieges 1,800 Oriciere, 60,000 Soldaten ond 15,000 
Pferde aas Indien über Suez nach Europa transportirt. 

Für solche Truppentüge wird nun twar anch künftig die Beförderug 
tut See die Regel bilden. Allein wenn die See in Kriegszetten nnsicker 
sein sollte , oder wenn grosse Eile nothwendig ist , nnd folg-licfa regelmässig 
für schnell reisende Qaartiermacher, Verpflegungsbeamte und Oberofficiere mit 
ihren Stäben wird der kürzere Ueberlandweg eingeschlagen werden, oid 
auch dadurch die Ziffer der zu befördernden Passagiere eine sehr grosse 
Vermehrung erfahren. 

Hiernach erscheint es als eine durchaus m&ssige Schätzung, wenn nui 
den Nutzen, welchen die Ueberlandppst den französischen Bahnen abwirft, 
mit 120,000 fl. Oe. W. Silber pr. Monat angeschlagen hat. In einem Jahre 
macht dies also 1^/2 Millionen Gulden , die auf eine sehr leichte Art ge- 
wiasermassen nebenher verdient werden. Dazu kommen nun aber noch die 
Einkäufe der Reisenden und ihre Verproviantirung, ferner mancherlei Wech- 
selverdienst und kaufmännische Facilitäten für die von der Ueberlandpost 
durchzogenen Länder. 

Aber höher noch als dies schlagen wir die Anregungen und neaei 
persönlichen und gesellschaftlichen Beziehungen an, als deren Träger mit Notlh 
wendigkeit die asiatische Post auftreten muss , und von nicht zu uoter- 
schätzender politischer Bedeutung erscheint uns der hier nur kurz anzuden- 
tende Umstand, dass, da die volle Unversehrtheit und Sicherheit der Ver- 
bindung mit Indien für England ein wahres Lebensbedürfniss ist, auch die 
Länder und Staaten, durch welche die indische Post hindurch zieht, mit 
dem Interessenkreis Grossbritanniens unauflöslich verbunden sein werden. 

Sind nun aber Aussichten vorhanden , dass die Ueberlandpost nach des 
Zollvereine und Oesterreich geleitet werden kann? 

Ein Blick auf die Karte und eine Betrachtung des centraleuropaisehet 
Eisenbahnnetzes, soweit es in der letzten Zeit ausgebaut wurde, dürfte gt- 
nügen , um diese Frage schon jetzt in günstigem Sinne zu beantworteo. 
Es kann keinem Zweifel mehr unterliegen , dass der Eisenbahntransport 20 
Lande vor dem Dampfertransport zur See in Bezug auf Schnelligkeit ond 
Sicherheit sehr bedeutende Vorzüge besitzt. Die Raschheit des Dampfwagens 
ist zwei -bis dreimal so gross, wie diejenige der Dampfer. Die grössere 
Billigkeit des Transports zur See kommt bei dem materiellen Werth des 
indischen Postfelleisens und bei der Wichtigkeit schleunigster Besorguon: 
desselben für Handel und Politik gar nicht in Betracht. Je länger es da- 
her möglich ist, ohne von der directen Luftlinie allzuweit abzuweicheo, ^^ 
indische Post über Land zu dirigiren , um so vortheilhafter muss sich dies 
erweisen. 

Nun hat aber die Natur zwei grosse Brücken von Europa in der Riel^* 
tung nach Egypten gebaut — Italien die eine , und die Balkan - Halhinsel 
die andere , und während der letzteren mit den Linien Wien - Salonik uod 
Wien-Constantinopel die Zukunft zu gehören scheint, kommt in der Gegen* 
wart für die indische Post vorzugsweise die erstere in Betracht, näffl/i<^^ 
die italienische oder, richtiger gesprochen, die zollvereinsländisch-öster' 
reichisch-italienische Route von Calais oder Ostende über Luxemburg, Siv^ 
gart, Augsburg, München, Innsbruck, Verona bis zum Hafen von 
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Wihreiid von Alexandrien, dem Zielpunete des enropäisehen Abschftitls 
der indischen Postlinie , Marseille nicht weniger als 1425 Seemeilen and 
Triest immer noch 1237 Seemeilen entfernt ist, betragt die Distanz zwischen 
Brindisi und Alexandrien nur mehr 835 und von Otranto sogar nur mehr 
793 Seemeilen*). Der Vorsprnng, um welchen Brindisi den Hafen von 
Marseille überragt, betragt also 402 Seemeilen, und der Reisende, der sich 
statt in Marseille, erst in Brindisi einsehiift, erspart Bin Drittel des 
ganzen Seewegs von Marseille nach Alexandrien. 

Da nun das italienische Bahnnetz bis Brindisi vollendet ist und die 
centraleuropiischen Bahnen mit demselben seit Herbst laufenden Jahres durch 
die Brennerbahn verbunden sind, so steht von dieser Seite kein Hinderniss 
mehr im Wege, um die aus England über den Canal auf den Continent ge- 
langende indische Post über den Brenner und Brindisi zu dirigiren. 

Die Vortheile dieser Route sind nach dem Früheren evident. Von 
Marseille nach Alexandrien fährt man über Malta in 6 Tagen (144 Stunden). 
Von Brindisi dagegen kann man den egyptischen Hafen in nicht gnntt 4 
Tagen, nimlich in 82 Stunden erreichen. Die Seereise ist also durch Be- 
nützung der Landroute über Brindisi um mehr als 2^/^ Tage oder 62 Stun- 
den abgekürzt. Zum Durchlaufen der correspondirenden Strecke zu Land 
braucht man aber mit dem Schnellzuge der Eisenbahn nur ^/|2 der Fahr- 
zeit des Dampfers, also statt 62 Stunden nur 25*/^ Stunden. Die effective 
Ersparung an Reisezeit betragt demnach bei Einschlagen der Landroute über 
Brindisi ungefähr 86 Stunden oder l^/^ Tage. 

Sehon bisher, wo also über den Mont-Cenis noch die gewöhnliche 
Pferdepost benützt werden musste, konnte der englische Reisende Paris 12 
Stunden nach Abgang der über Marseille streichenden indischen Post ver- 
lassen und kam doch (mit Benutzung der französisch- italienischen Land- 
route bis Brindisi und von dort auf den Dampfern der Societä anonima ita- 
liana di navigazione adriatica Orientale) noch vor dem Eintreffen der von 
Marseille abgefahrenen Dampfer in Alexandrien an. Wenn dies nun schon 
bisher möglich war, zu einer Zeit, wo die Tour über den Mont-Cenis von 
St. Michel bis Susa mit der Diligence allein 17^2 Zeitstunden wegnimmt 
und überhaupt auf der italienischen Linie noch nicht alle Anschlüsse irnd 
Einrichtungen möglichst vervollkommnet sind, so ist es nicht zweifelhaft, 
dass eine von Calais oder Ostende über Brüssel , Luxemburg , Bruchsal , Stutt- 
gart, München, Innsbruck, Verona nach Brindisi streichende Eilroute min- 
destens um 2 Tage rascher ihr Ziel Alexandrien erreichen könnte, als auf 
dem bisherigen Wege über Marseille. 

Werfen wir noch einen Blick auf die Schwierigkeiten, welche einem 
Herüberziehen der Ueberlandpost nach Centraleuropa im Wege stehen könnten, 
so sind dieselben allerdings bedeutend , aber nicht unüberwindlich. Zuerst 
wird man sich darüber nicht tauschen dürfen, dass Frankreich natürlich auf 
die Passage durch sein Land nicht gern verzichten wird. In der Voraus- 
sicht, dass die Seeroute über Marseille sich gegenüber den Landrouten 
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durch die Alpen nieht auf die Dauer werde hallen lassen , hat Frankreich 
die ausserordentlichen Schwierigkeiten nicht gescheut, die bei einer Durch« 
brechung des Mont - Cenis Behufs Verbindung des französischen und italieni- 
schen Bahnnetaes zu überwinden sind. Hauptsachlich im Hinblick auf den 
englisch - indischen Transit wird an dem bekannten riesenhaften Tunnel dareh 
den Hont- Cenis gearbeitet und wurde jüngst die Strasse über diesen Pais 
provisorisch nach dem Feirschen System mit Schienen belegt. Aber gleich- 
wohl wird die Concurrenz der Brennerstrasse sich, wie wir glauben, als die 
stirkere erweisen. Denn was die FelFsche Bahn betrifft, so hat dieselbe 
ihre Prüfung in der Wirklichkeit , soviel man vernimmt, nicht gut bestanden, 
indem drei Locomotiven sofort beim ersten Versuch versagten, und selbst 
wenn man durch Construction besserer Maschinen dieser Schwierigkeit Herr 
werden sollte,, so liegt bei den Feirachen Bahnen jedenfalls ein grosser 
Uebelstand in der wegen Verschiedenheit der Spurweite nöthigen doppeltes 
Umladung, sowie auch die bedeutende Höhe des Mont - Cenis - Fasses voi 
6350 Fttss ohne Zweifel in der rauhen Jahreszeit dem Uebergang veit 
grössere Hindernisse bereiten wird, als auf dem Brenner, welcher sich nar 
4340 Fuss über die Meeresfläche erhebt. Was aber den grossen Tunnel in 
Mont -Cenis mit gewöhnlicher Spurweite betrifft, so wird derselbe bestes 
Falls nicht vor dem Jahre 1871 fertig sein, und die central - europäisches 
Länder haben demnach eine Frist von zwei bis drei Jahren vor sich, die 
freilich mit aller Energie benutzt werden sollte. 

Die Schwierigkeiten, welche aus dem Umstände entspringen, dass die 
F. a. 0. Comp., als nach der Zahl der durchlaufenen Seemeilen subventionirt, 
an Fortdauer der längeren Seefahrt von und nach Marseille interessirt ist, 
dürften bei der Grösse und dem einsichtsvollen Geist, welcher die Leiter 
dieses Unternehmens beseelt, kaum ein dauerndes Hinderniss bilden, voran»* 
gesetzt, dass die italienische Regierung die Hafenarbeiten in Brindisi endlich 
mit dem nöthigen Nachdruck in*s Werk setzt. Was endlich die von der eng- 
lisch-indischen Post auf der Strecke von Calais oder Ostende bis Stuttgsrt 
einzuschlagenden Bahnlinien betrifft, so glauben wir, dass der kürzeste Weg 
über Luxemburg und die Saargegend läuft, bei Mannheim den Rhein über- 
schreitet und sodann in das oberdeutsch - österreichische Netz mit den 
Brennerübergang einzumünden hätte. ^ 
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Eingesendete Schriften. 

Die Zukunft der Arbeit nach den Entwicklungsgesetzen der 

Prodncte. Ein Beitrag zur Wirthschaftslehre von Dr. Max Hauihofer. 

Manchen 1866. Fleischmann's Buchhandlung. 126 SS. 
Das Buch handelt von der Arbeit des „Collectifonenschen*' nach ihren Ursacheo, 
Elementen, Stoffen: nach Zeit und Raum, Ordnung und Arten. Der Verf. wiaöet 
aich durch eine Reine der gegenatandsloseaten und ungeheuerlichsten Abstractioaei 
SU dem Gedanken hindurch, dass die Zukunft der Arbeit durch das „Gesetz der 
allmahligen und stetigen Unterjochung des Producenten durch das Product" bedingt 
sei. Die Ankündigung, dass dies nur die kleine Skizze eines grösseren Werkes 
sei, kann man nicht ohne eine gewisse Bangigkeit vor dem letzteren lesen. Jedes- 
fiiUs wikrde die Arbeitsloraft des Verf. auf engere Gebiete besser angewendet werda 
können. 

Beiträge zur Statistik Mecklenburgs vom grossherzogl. statistischen 

Bureau zu Schwerin. V. Band. 1. und 2. Heft. 
Nachdem das statistische Bureau in Band 111 Heft 3 die Cataster der Domanial- 
Zeitpacht- und Erbpacht -Hofe in Mecklenburg -Schwerin veröffentlicht hat, lissl 
dasselbe in den vorliegenden Heften die Publication der Cataster der bäuerlicliei 
Erbpachtgöter und der Büdnereien nachfolgen. Nach der erstgenamitei 
Publication umfassen die Domanial-Zeitpacht-Höfe ein Areal von 33,189,548 
Q.-Ruthen (ä 16 Fuss a 139 paris. Linien), die Erbpachthöfe von 7,794,262 Q.-R. - 
Zu den bäuerlichen Erbpachtgehöften gehören alle Erbpacbtgrundstückc, 
welche einen steuerbaren Hufenbestand von 37Va bis 360 bonitirten Scheffeln h«bei| 
zu den Büdnereien alle diejenigen, welche einen steuerbaren Hufenbestand t« 
37 Vs Scheffeln abwärts enthalten, ohne zog. Häuslereien zu sein; unter letztem 
versteht man Grundstucke, welche als bäuerliche Nahrungsstellen nicht angesehn 
werden können, deren Inhaber fielmehr noch auf sonstigen Erwerb angewiesen siti 
Auf die Erbpachtgtellen sowohl als die Bädnerfien finden die Grundsätze der re- 
mischen Emphyteuse Anwendung, jedoch sind die Erbpachtverbaitnisse so 10' 
gebildet worden, dass sie dem Eigentbum möglichst nahe kommen; in der rtU' 
standigen Benutzung ihrer Grundstucke, der unbeschränkten Veräusserung o' 
freiesten Verschuldung derselben stehen die Erbpächter und Büdner dem ii^' 
thümer fast ganz gleich. Für die Intestat-Erbfolge der Büdnereien gilt das gemeiie 
Recht, für die bäuerlichen Erbpachtstellen ist dieselbe durch Gesetz vom 25. Jasui 
1860, welches die Anerbenqualität, die GebÖftsabfindungen der Nacbgeborenea ui^ 
den Altentbeil festhält, besonders geregelt. Die öffentlichen und CommunalabgaiieP 
treffen jie Brbpachtbesitzer gleich den Eigenthümern auf Grund der Landesgesetie 
und Dorfordnungen. — Laut der angezogenen Publication umfassen die bäoer- 
lichen Erbpachtgehöfte in den CtmeraUDomainen 25,965,673, in den DomaineB 
des grossherzogl. Hauses 242,325 Q-R., die Büdnereien dort 11,928^513, hier 
110,705 Q. - R. Davon kommen auf Ackerland 26,117,792 , auf Wiesen 3,488,910, 
auf Gärten 930,194, auf Weide 5,594,893 Q.-R. und ausserdem noch 2274 Q.-R. »^ 
Acker- und Gartenland zusammen. 

Mittheilungen des Herzoglich Anhaltischen statistischen 
Bureaus. Nr. 1 . Herausgegeben von Dr. A. Lang e. 
Seit dem Anfange des Jahres 1866 ist mit landesherrlicher Genehmigung ^is 
Herzogl. Anhaltische statistische Bureau errichtet worden, dessen erste Publicatioa 
vorliegt. Die Aufgabe des Bureaus besteht in der Erhebung, Sammlung, OrdooDf 
und Zusammenstellung statistischer Nachrichten; um ihnen eine grössere Verbreituo; 
zu verschaffen , werden sie in einer besonderen Beilage zum AnhaUiscben Staats- 
anzeiger von Zeit zu Zeit veröffentlicht. Die vorliegende Publication erstreckt sieh 
auf die in den Jahren 1861 bis 1864 in Anhalt Geborenen und Gestorbenen. Di^ 
zur Anwendung gebrachten Zusammenstellungsformulare entsprechen den grosshertof' 
lieh weimarischen. Die wissenschaftliche Verarbeitung beschränkt sich auf eiai^ 
wenige Punkte, jedoch wird eine detaillirtere Verwerthung des gebotenen Materiali 
in den, späteren Mittheilungen in Aussicht gestellt. 
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Mittheilungen aus dem Gehiete der Statistik. Herausgegeben 
von der k. k. statistischen Central-Gommission. 13. Jahrgang. 1. bis 3. Heft. 

1. Heft. Der Bergwerksbetrieb im Kaiserthume Oester- 
reich für das Jahr 1865. 

Das Torliegende Heft giebt über den Bergbau des Kaiserstaates so Tollstandigen 
Aufscbluss, als man nur wünschen kann. Alle einschlagenden Punkte, auch wenn 
sie sich nicht unmittelbar auf die Produktion beziehen, finden ausreichende Berück- 
sichtigung, so die Betriebseinrichtungen, die Yerunglückungen der Arbeiter, Mit- 
gliederzahl und Vermögensstand der Bruderladen. Letzterer betrug am Schlüsse 
des Jahres 1865 zusammen 6,255,296 Fl., davon kommen 2,893,932 Fl. auf die 
Aerariale, 3,361,364 Fl. auf die Privat-Bruderladen , so dass sich gegen das Vor- 
jahr ein Gesammtplus von 304,962 fl. ergiebt. 

Die Zahl der an den Bruderladen theilnehmenden Mitglieder ist leider nicht 
für alle Berghauptmannschaften angegeben; man kann jedoch ohne merklichen Feh- 
ler, besonders auch hingesehen darauf, dass viele Bergleute eine mehrfache Mitglied- 
schaft erworben haben, annehmen, dass die Zahl der männlichen Arbeiter der der 
Mitglieder nahe kommt. Dieselbe betrug nun Ende 1865 —- 96,769, mithin entmit 
pro Kopf ein Antheil an dem Vermögen der Bruderladen von circa 64 fl. Legt 
man jedoch die Gesammtzahl des Arbeiterpersonals, also incl. Weiber und Kin- 
der =1 109,258 zu Grunde, so fallt auf den Kopf eine Quote von circa 57 fl. Uebrl- 
gens hat die Zahl der Arbeiter gegen das Vorjahr um 6070 abgenommen. — Be- 
sonders interessant sind auch die Productionsübersichten , welche, nicht nur die lu 
Tage geförderten Quantitäten, sondern auch deren Geldwerth beziffern. 

^2, Heft. Bewegung der Bevölkerung im Königreich Ungarn 

1864 mit Rückblick auf die Jahre 1852 bis 1859. 

Zerfällt in die 3 Abschnitte: Trauungen, Geburten, Sterbefälle, die kaum etwas 
lu wünschen übrig lassen. Bei den Trauungen sind sowohl die Altersklassen als 
auch die Zahl der Trauungen in den einzelnen Monaten angegeben; eingehende Be- 
rücksichtigung haben ferner die gemischten Ehen erfahren. — Die Tabellen über 
die Geburten entsprechen ebenfalls den Anforderungen der Wissenschaft; besondere 
Erwähnung verdient, dass auch bei den Todtgeborenen zwischen ehelichen und 
unehelichen unterschieden ist. — 

Bei den Sterbefällen hat man einjährige Altersklassen angenommen; bei der 
Aufzeichnung der Kinder-Sterbefälle wurde jedoch noch genauer f erfahren, man hat 
nämlich unterschieden: Gestorben von der Geburt bis mit 1 Monat, von 1 Monat 
bis mit 6 Monaten, von 6 bis mit 12 Monaten ; von hier an erstrecken sich die Auf- 
nahmen fortschreitend auf die einzelnen vollen Jahre, fassen jedoch die Kindersterbe- 
fälle von der Geburt bis mit 5 Jahren, nach Monaten unterschieden, zusammen. 
Diese gesonderte und eingehende Berücksichtigung der Kindersterblichkeit, bis zu 
der erwähnten Grenze hat jedenfalls hohen wissenschaftlichen Werth. Endlich reiht 
sich noch an die Tabellen über die Sterblichkeit in den speciellen Altersklassen ein 
Hauptverzeichniss der Sterbefälle überhaupt nach Monaten. Hiergegen ist jedoch 
zu erinnern, dass der Grund, welcher für die Trennung der Sterbefälle bis lu einem 
gewissen Kindesalter von den übrigen sprach, auch bei dieser Haupttabelle seine 
Gültigkeit hätte behaupten, dass also auch hier eine entsprechende Scheidung hätte 
vorgenommen werden müssen. — Zum Schlüsse folgen Aufnahmen über die Todes- 
art der Gestorbenen, die jedoch, was die Krankheiten — im Gegensatz zu ge- 
waltsamem Tod — betrilR, so unvollkommen wie in den meisten Ländern sind. 

3. Heft. Verhandlungen der k.k. statistischen Centralcom^ 

mission im Jahre 1866. 
Sie erstrecken sich auf die mannigfachsten Dinge. Von besonderem Interesse 
sind die graphischen Darstellungen der Trauungen, Geburten und Sterbefälle in der 
Österreichischen Monarchie p. 1851/64, sowie eine am Schlosse beigefögte Ueber- 
sicht der Verluste der k. k. Armee im Feidzuge 1866, zusammengestellt nach Mit- 
theilungen des Krifgsministeriums. Darnach betrug der streitbare Stand der in*8 
Feld gestellten regulären Armee mit Ausschluss der Depdt-Krieger und der mit 
dem Feinde nicht in Contact gekommenen Besatzungstruppen 407)2& Mann, darunter 
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Beitrag zur Lehre vom Kapitale, 

Ein Versuch 



J. U. Dr. Friedrich Kleinwfichter, 

Dozenten der politischeD OekoDomie au der Umversität su Prag. 

(Schlass.) 

IL Von dem Kapitale. 

1, Die Entwicklung des Kapitalibegriffes in der WissenBohaft. 

Vor Adam Smith war die Ansicht allgemein verbreitet, dass 
unter dem Ausdrucke -Kapital« lediglich die verzinsliche Geldforderung, 
oder das Geld zu verstehen sei. Diese Ansicht, die ihre Entstehung 
dem Mercantilsystem und seiner fast abgöttischen Verehrung des Geldes 
verdankt, wurde im Ganzen auch von den Physiokraten getheilt, oh 
zwar schon Quesnay ihr nicht mehr vollständig huldigt. Die Theorie 
der Physiokraten stand überhaupt der Lehre vom Kapital mehr fern, 
weil sie vorzugsweise der Bodenproduction ihre Aufmerksamkeit zu- 
gewendet hatte. Ungeachtet — richtiger gesagt — eben weil die 
Lehre der Physiokraten den Grund und Boden und seine Production 
zum Gegenstande ihrer eifrigsten Forschungeu gemacht hatte, sollte 
sie auf die spätere Entwicklung des Kapitalsbegriffes einen wesentlichen 
Einfluss erlangen. Indem nämlich der Grund und Boden nach der 
Lehre der Physiokraten als der Froducent par excellence hingestellt 
wurde, erschien die Kluft, welche denselben von dem Kapitale trennte, 
80 weit, dass auch jede Möglichkeit eines Zusammenhanges zwischen 
Beiden verschwinden musste. Adam Smith, dessen Schriften unter 
dem unmittelbaren Eindrucke beider Lehren, sowohl des Mercantil- 
systems, als der der Physiokraten entstanden, konnte sich dem Ein- 
flüsse derselben nicht entziehen. Ungeachtet er die Lehren des Mer- 
cantilsystetus aberall auf das Entschiedenste bekämpft, und ungeachtet 
IX. 25 
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er für die Feststellung des Kapitalbegriffes eine wesentlich neue G 
läge gewonnen, eine Grundlage, auf welcher im Grossen und Ganzen 
der Kapitalbegriff heute noch ruht — demungeachtet leben in seiner 
Auffassung des Kapitales beide Theorieen, sowohl die der Mercantilisten 
als die der Physiokraten fort und ziehen sich wie ein rother Faden 
durch das ganze Gebiet der politischen Oekonomie hindurch bis herab 
auf- unsere Tage. Das wesentliche Verdienst Adam Sniith's um die 
Lehre vom Kapitale besteht darin, dass er, mit der bisherigen Tradition 
brechend, zum ersten Male darauf hinweist, dass nicht das Geld oder 
die verzinsliche Geldforderung das alleinige Kapital sei , sondern dass 
die verschiedenen Vermögensobjecte , wenn sie ihrem Besitzer ein Eiih 
kommen abwerfen, selbst ein Kapital sind. Demgemäss definirt er das 
Kapital als »denjenigen Theil des Vennögens, von dem der Besitzer' 
ein Einkommen erwartet«. Die Abhängigkeit Adam Smith's von der 
Lehre der Physiokraten zeigi.sich jedoch darin, dass er dem Grand 
und Boden eine exceptionelle Steilkng unter den Productionsfactoren 
einräumen zu müssen glaubt, un^^en Ertrag de^elben nicht als 
Kapitalsrente, sondern in einer sepanlten Rubrik als die sogenannte 
Gj*und- oder Bodenrente behandelt. Iw Begriff des Kapitales wird 
demgemäss von Smith auf das bewegliche Vermögen eingeschränkt, 
und erst aus der späteren Verbindung dek beweglichen Kapitales mit 
dem Grund und Boden lässt er das unbewe^che Kapital , wie t ß 
die Bodenmeliorationen, die Werkgebäude u. ci«I. m., entstehen. 
Die Ausschliessung des Grund und Bodens aus der Keihe 
Kapitalien, wie sie bei Adam Smith vorko\pmt, ist aus seinem 
Schriften in die der Mehrzahl seiner Nachfolge* übergegangen. Sa 
definirt Say das Kapital als ein Product einer früheren Industrie 
eine Summe von Werthen, die £U Auslagen für (ft(e Prodflction ver 
wendet werden: Rau bezeichnet es als einen *VorraNth irgendwie z» 
sammengehöriger beweglicher Erwerbsmittel« u. s. f. Ip Allge®^^" 
kann man sagen , dass die der älteren Schule angeböif fenden Schrii \ 
steller das Kapital definiren als das Ergebniss m^'enschlicbel 
Sparsamkeit, oder als ein Product menschlichef- Industrie, 
welches zum Behufe weiterer Production angesammelt\warde. ^M 
dieser Auffassung steht selbstverständlich die Lehre von der Jßodenren 
im nothwendigen Zusammenhange, dieselbe wird denn auch von 
älteren Schule auf das Wärmste vertheidigt. Im Gegensatze «u i^^ 
Richtung sind in neuerer Zeit mehrere Schriftsteller aufgetreten, wfejcnj 
die Existenz der Bodenrente in Abrede stellen. Hiebe'' ^ .^J 
Bastiat, Carey, Max Wirth, von Hasner u. a. m. W® ^ *^ ' 
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dieser ndueren Schule lässt sich allgemein dahin zusammenfassen, dass 
die Ausschliessung der Grundstücke aus der Reihe der Kapitalien eine 
unmotivirte Einschränkung des Kapitalsbegrififes enthalte, und dass 

— im direkten Gegensatze zur früheren Lehre — den Grundstücken 
unter den Kapitalien eine hervorragende Stelle eingeräumt werden 
müsse. 

Hiermit wäre wohl allerdings der letzte Rest der physiokratischen 
Lehre aus dem Kapitalsbegriffe entfernt. Nicht das Gleiche lässt sich 
von dem Mercantilsysteme behaupten, das noch heut' zu Tage nicht 
nur in der Lehre von dem Kapitale, sondern überhaupt auf dem ganzen 
Gebiete der politischen Oekonomie eine bedeutende Rolle spielt. Es 
wurde bereits darauf hingewiesen , dass Adam Smith für die Auf- 
fassung des Kapitalsbegriffes in der Wissenschaft eine neue Epoche 
angebahnt hat, indem er zuerst hervorhob, dass die werbenden Ver- 
mögensobjecte selbst Kapitalien sind, und dass das Geld wohl 
auch ein Kapital, aber nicht das Einzige ist. Ungeachtet dieser Ver- 
sicherung, die nadi Adam Smith von allen Nationalökonomen wieder- 
holt wird, drängt sich bei den meisten Schriftstellern die üeberzeugung 
in den Vordergrund, dass doch nur das in den Dingen »steckende Geld« 

— dieser allgegenwärtige Gott des Mercantilsystems — das eigentliche 
und einzige ürkapital sei. Die Belege für die Richtigkeit der hier 
ausgesprochenen Behauptung sind im strengsten Sinne des Wortes 
zahllos und lassen sich fast auf jeder Seite der bekanntesten volks- 
wirthschaftlichen Werke nachweisen. So wird z. B. der Ausdruck 
»das Kapital wird in einer Unternehmung angelegt« gar häufig in 
der Wissenschaft gebraucht, während derselbe nur auf das Geld und 
zwar einzig in dem Falle angewendet werden kann, wenn man dasselbe 
Jemanden gegen Zins leiht. Sobald man hingegen die werbenden Ver- 
mögensobjecte selbst als Kapital anerkennt, kann man den Bau und 
Betrieb einer Eisenbahn, einer Fabrik, eines Dampfschiffes doch nicht 
als »Kapitalsanlage« bezeichnen, wenn schon die Eisenbahn, die Fabrik 
oder das Dampfschiff selbst ein Kapital ist. Eben so oft findet man 
den Ausspruch »in dieser Fabrik steckt ein grosses Kapital« und 
doch ist nicht gut abzusehen, welches Kapital in der Fabrik noch 
»stecken« soll, nachdem die Fabrik selbst unter den Kapitalien ge- 
nannt wurde. Say spricht ferner mit grosser Vorliebe von den ver- 
schiedenen Formen, die das Kapital annimmt und in denen es vor- 
kommt. Verschiedene Formen desselben Kapitales sind aber nur dann 
denkbar, wenn man das Geld als das alleinige Allkapital vor Augen 
bat, sie werden hingegen geradezu unverständlich, wenn man die Dinge 

25* 
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selbst als Kapitalien anerkennt. Sobald man nämlich von dem Gelde 
vollständig absieht und dieses individuell bestimmte Arbeitspferd z. B., 
oder diese Maschine als Kapital anerkennt, erweist sich jede ver- 
meintliche Formveränderung dieses Kapitales als Zerstörung eines be- 
stehenden und Schaffung eines neuen Kapitales. Denn steht dieses 
Pferd um, und wird sein Körper zu industriellen Zwecken, z. B. za 
Maschinenriemen, künstlichem Dünger u. s. w., verarbeitet, oder wird 
diese Locomotive zerlegt und aus ihren Bestandtheilen eine andere 
Maschine zusammengesetzt, so ist eben das frühere Kapital zerstört 
und ein neues geschaffen worden. Nur aus der mehr oder weniger 
unbewussten Verwechselung der Begriffe »Kapital und Geld« lässt sich 
endlich die bei vielen Schriftstellern vorkommende Identificirung der 
Kapitalsrente mit dem landesüblichen Geldzinsfusse erklären. 

Dieser Auffassung des Kapitalsbegriffes entgegenzutreten, soD 
die Aufgabe des folgenden Abschnittes bilden, in welchem zugleich die 
dogmatische Entwicklung des Kapitalsbegriffes — wie er aus dem hier 
gewonnenen Begriffe der Production hervorgeht — versucht werden soll 

2. Der Begriff des Kapitales. 

Wie soeben erwähnt wurde, kommen fast alle Lehrer der Volks- 
wirthschaft darin überein, dass sie allgemein das Kapital als ein Mittel 
zur Production definiren. Hiermit stimmt auch der gewöhnliche Sprad- 
gebrauch überein , der jedes Vermögen , das seinem Besitzer ein Ein- 
kommen abwirft, als Kapital bezeichnet. Ein Unterschied zwischen 
beiden besteht nur insofern, als die Wissenschaft die Kapitalsdefinitioo 
etwas allgemeiner formulirt, um auch den Gesichtspunkten der Volks- 
und Weltwirthschaft gerecht zu werden, während der gewöhnliche 
Sprachgebrauch sich damit begnügt, das Kapital mit Rücksicht auf den 
Einzelnen und seine Wirthschaft zu definiren. Beide Begriffsbestim- 
mungen aber begegnen sich in dem Punkte, dass unter Kapital nur 
dasjenige Vermögen zu verstehen sei, welches Etwas hervorbringt 
Hält man nun daran fest, dass es unmöglich ist, neue Stoffe (d. i. neue 
Urstoffe im Sinne des Chemikers) hervorzubringen , dass unsere ganze 
Production nur eine Hervorbringung von Werthen ist, dass aber die 
Fähigkeit , Werthe zu produciren , nicht blos dem Menschen eigen ist, 
sondern dass die ganze Natur, und zwar die leblose ebenso wie das 
Thier und die Pflanze in gleicher Weise Werthe produciren kann , wie 
der Mensch — so definirt sich von selbst das Kapital als das- 
jenige Vermögen, welches Werthe producirt. 
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Anmerkung 1. Die Vermögensqualität des Kapitales muss aus dem Grunde 
in die Definition dieses Begriffes aufgenommen werden, weil die National- 
ökonomie als die Lehre von der „Wirthschaft^ es eben nur mit dieser 
zu thun hat, und die Wirthschaft ohne wirthschaftendes Subject ebenso 
wenig gedacht werden kann, als dieses ohne Vermögen. Der Ausdruck 
»Vermögen" ist aber hier durchaus nicht im streng juridischen Sinne, 
etwa als Eigenthum zu nehmen, die Dispositionsfahigkeit ist auf dem 
Gebiete der Nationalökonomie für die Feststellung dieses Begriffes voll- 
ständig genügend. 

Anmerkung 2. Zur Vermeidung jedes Missverständnisses sei hier noch- 
mals hervorgehoben, dass der Werth nichts Anderes ist, als die Eigen- 
schaft eines Gegenstandes, einem menschlichen Bedürfnisse dienen zu 
können, und dass derselbe nicht gerade an ein materielles Substrat 
geknüpft zu sein braucht. Auch ist es durchaus nicht nothwendig, dass 
die Werthproduction durch das Vermögen ganz ohne Hinzuthun des 
Menschen geschehe. 

Anmerkung 3. Nach der hier gewonnenen Bestimmung des Kapitals- 
begriffes macht es durchaus keinen Unterschied, ob das Kapital ein 
materielles oder immaterielles Vermögen ist, und ob es im ersten Falle 
aus Mobilien, oder Immobilien oder blossen Grundstücken besteht. Es 
sei dies hier nur vorläufig bemerkt, um den Kapitalsbegriff nach allen 
Richtungen hin möglichst abzugrenzen. Der Beweis hiefür wird an 
einer späteren Stelle nachgetragen werden. 

Kapital ist also das productive Vermögen. Es fragt sich nun, was 
als solches je nach den drei Gesichtspunkten der Universal-, Volks- 
und Privatwirthschaft zu betrachten ist. Für die erstere ist das- 
jenige Vermögen ein Kapital, welches neue Werthe hervorbringt, 
d. i. solche Werthe, die bisher in der menschlichen Gesellschaft über- 
haupt noch nicht vorhanden waren. Vom Standpunkte der Privat- 
Mrirthschaft hingegen erscheint jedes Vermögen als ein Kapital, das 
seinem Eigenthümer neue Werthe schafft, d. i. solche Werthe, die er 
bisher nicht besass, ohne Rücksicht darauf, ob dieselben bereits in der 
Gesellschaft vorhanden waren oder nicht. Für den Einzelnen ist somit 
jedes Vermögen ein Kapital, mit dessen Hilfe er sich ein Einkommen 
verschafft. Die Volkswirthschaft endlich bezeichnet jedes Vermögen 
als ein Kapital, durch welches das betreffende Volk in den Besitz 
neuer Werthe gesetzt wird. So ist z. B. eine Maschine ein Kapital 
für alle drei Wirthschaften , die verzinsliche Geldforderung hingegen, 
die für den Einzelnen — weil er hieraus ein Einkommen bezieht — 
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betonte Umstand, dass einzelne Kapitalien zu wiederholten Malen, 
andere hingegen blos einmal bei der Production mitwirken können, 
kann hier nicht weiter in Betracht gezogen werden, weil der nämliche 
Gegenstand, je nach der Intensität oder der Dauer auch des nämlichen 
Productionsprocesses bald nur einmal, bald öfter bei der Production 
mitwirken kann, und somit der Begriff der stehenden und umlaufenden 
Kapitalien stets schwankend erscheint. Beispielsweise sei hier auf die 
Farbstojßfe hingewiesen. Ist der Productionsprocess nur kurz, oder 
nicht intensiv genug, so dass der Farbstoff nicht gänzlich ausgezogen 
wird, so kann etwa ein Farbholz öfter zur Production der bestimmten 
Farbe verwendet werden, es kann also mehrere Male bei der Production 
mitwirken und scheint somit nach Mi 11 ein stehendes Kapital zu sein. 
Besitzt hingegen der chemische Process die erforderliche Intensität, so 
dass das nämliche Farbholz schon das erste Mal vollständig ausgenützt 
wird, so kann es nur einmal bei der Production mitwirken und fällt 
somit unter den Begriff des Umlaufskapitales. Es erübrigt somit blos 
der von Smith hervorgehobene Besitzwechsel als das charakteristische 
Merkmal des umlaufenden Kapitales. Smith hat ganz richtig erkannt, 
dass der Ausdruck »Umlaufskapital« auf einen Umlauf des Kapitales, 
d. i. ein stetes Wandern desselben von Hand zu Hand hindeutet, und 
hat consequent das umlaufende Kapital als ein solches definirt, welches 
seinem Eigenthümer im Momente der Veräusserung , also im Momente 
des Besitzüberganges aus der Hand des Einen in die eines Anderen 
einen Gewinn bringt, während das stehende Kapital seinem Besitzer 
nur dann eine Rente abwirft, wenn er fortfährt dasselbe zu benützen. 
Da nun der Einzelne aus dem vortheilhaften Kaufe und Verkaufe seiner 
Waare thatsächlich ein Einkommen bezieht, so kann es auch keinem 
Zweifel unterliegen, dass die Waare von der Privatwirthschaft als ein 
eigentliches Kapital anerkannt werden muss. Vom Standpunkte der 
Privatwirthschaft wird das Umlaufskapital somit als dasjenige Ver- 
mögen zu definiren sein, welches seinem Besitzer im Momente der 
Veräusserung und durch dieselbe einen Gewinn abwirft. Die Universal- 
wirthschaft hingegen wird nur jene Gegenstände als Umlauf«kapital 
anzuerkennen vermögen, welche im Momente des Besitzüberganges 
und durch ihr Wandern von Hand zu Hand neue Werthe produciren. 
Hier zeigt sich nun ein tief gehender Unterschied zwischen der ge- 
wöhnlichen Auffassung und der hier gewonnenen Bestimmung des Ka- 
pitalsbegriffes. Während nämlich die Waare allgemein auch auf dem 
Gebiete der Weltwirthschaft als ein eigentliches Kapital anerkannt 
wird, kann sie nach den hier entwickelten Principien vom Standpunkte 



Beitrag zur Lehre vom Kapitale. 377 

Kraft bezeichnen, die — einem höheren Gesetze folgend — ähnlich 
dem Gärtner, jeden Keim einer Productivkraft in jenen Boden ver- 
setzt, der ihm am besten zusagt, so dass dieser Keim ungehindert 
durch fremde Einflüsse sich frei und kräftig entwickeln kann. Soll 
das Geld aber die hier geschilderte Wirkung in der That auch hervor- 
bringen, so muss es im ewigen Kreislaufe alle Kanäle der Gesellschaft 
durchziehen und jedem Theile derselben die Früchte seiner Arbeit und 
damit neue Kräfte zuführen. Hierin liegt aber auch zugleich ein 
wesentlicher Unterschied, der das Geld vor allen übrigen Kapitalien 
bezeichnet. Während nämlich diese — sollen sie (im Sinne der üni- 
versalwirthschaft) Werthe produciren — nothwendig wenigstens im 
Momente der Production in einer und derselben Hand bleiben müssen, 
und daher stehende Kapitalien sind, ist das Geld vom Gesichtspunkte 
der W^eltwirthschaft das einzige ümlaufskapital , welches nur in dem 
Wandern von Hand zu Hand und durch dasselbe seine Productivkraft 
zu äussern vermag. 

b) Productives und Gebrauchs kapital. 

Nach dieser von vielen Schriftstellern aufgestellten Eintheilung 
soll das Productivkapital aus den eigentlichen Kapitalien, hingegen 
das Gebrauchskapital aus jenen Gegenständen bestehen, die im ge- 
wöhnlichen Leben täglich gebraucht werden, und die vermöge ihrer 
Beschaffenheit eine dauernde Benutzung gestatten. Als Gebrauchs- 
kapital werden namentlich die W^ohnhäuser, Kleider und Mobilien ge- 
nannt. Adam Smith hat die Existenz eines derartigen Gebrauchs- 
kapitales treffend widerlegt, indem er geltend macht, dass der ganze 
Unterschied zwischen dem sogenannten Gebrauchskapitale und den 
Consumtionsartikeln lediglich in der Möglichkeit einer längeren Be- 
nutzung der ersteren zu suchen i§t, und dass dieser Umstand nicht 
hinreicht, um die Kapitalsqualität eines Dinges zu begründen. Wollte 
man in der That nur jenen Gegenständen die Kapitalseigenschaft zu- 
erkennen, die eine längere Benutzung gestatten, so müsste man con- 
sequenter Weise auch die Kohle im Feuerraume einer Maschine aus 
der Reihe der Kapitalien streichen. Die Annahme eines Gebrauchs- 
kapitales ist einfach aus dem Grunde unzulässig, weil in der Benutzung 
der Gebrauchsgegenstände keine Wertherzeugung gefunden werden 
kann; dieselbe ist vielmehr zunächst eine Zerstörung von Werthen, 
eine reine Consumtion, ganz in derselben Weise wie der Verbrauch 
der Consumtionsartikel. Von einer Kapitalsqualität der Gebrauchs- 
gegenstände kann man erst in zweiter Reihe sprechen, wenn man er- 
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c) Mater4elle und immaterielle Kapita 

Nach der hier gewonnenen Kapitalsde&nitioQ k 
Zweifel unterliegen, dass eine Eintheilung der Kapi 
rielle und immaterielle ganz wolil zulässig ist, da es 
ankömmt, dass das fragliche Vermögeusobjekt Werthe 
es als gleiehgiltig erkannt wurde, ob das V^erinögen o 
producirten Werthe greifbar sind , oder nicht. Diese ] 
übrigens auch von den meisten Schriftstellem gei 
werden zumeist nur gegen die eine oder die andere d 
des immateriellen Kapitales Bedenken vorgebracht 
Schriftsteller blos die Fähigkeiten und Kenntnisse 
andere hingegen die von Say hervorgehobene Kundscl 
nehmens als Kapital gelten lassen wollen. 

Was nun die Fähigkeiten und Kenutnisse des Eins 
so ist zu bemerken, dass dieselben nichts Anderes sin 
Ijficirte Arbeitskraft, und dass diese, oder richtiger , 
stungsfäliigkeit des Menschen blos die äussere Ersch 
beiden ersteren ist. Der Grund, aus dem die Arb( 
Kapitalien zu zählen ist , liegt darin , dass dieselbe 
Einzelnen ein Einkommen schaflt , sondern dass sie 
wesentlichste Factor bei der Gflterproduction ist. ] 
Auffassung vorgebrachten Bedenken lassen sich in 
samoienfassen, ob die Arbeitskraft des Menschen auch 
Bestandtheil seines Vermögens bilde. Es ist allerdii 
der Mensch seine Arbeitskraft nicht aus sich herausnel 
ständig veräussern kann, allein wie beim Selbstbewussi 
sein eigenes Ich sich gegenüber stellt und die Thal 
beobachtet und prüft, so stellt bei der Selbstbestim: 
sich der Kraft (des Geistes und des Körpers) gegenub 
ihr die beliebte Thätigkeit vor. Da nun der Mensch 
fähigkeit über seine Kraft besitzt, so kann man mi 
sagen, dass die Arbeitskraft in seinem Vermögen steh 

Die zweite Art der immateriellen Kapitalien ist: 
eines Geschäftes, der Leserkreis einer Zeitung und, wi 
missbilligend hinzufügt, das Recht des Privilegiums, 
biete der Universalwirthschaft können beide , sowoh 
nomme als das R«cht des Privilegs nicht als Kapil 
werden, da nicht wohl abzusehen ist, wie der gute I 
nehmung, oder das ausschliessende Becht zum B« 
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wohl umfasst, als die Grundstücke, die Nutzthiere und dii 
Werkzeuge zur Froduction, und ein derartiges Vermögen den 
eben so gut von seinem Schöpfer verliehen worden sein kon 
es durch blosse Occupatiou erwerben, oder durch seiner Hä 
herstellen kann. Es wäre diese Frage auch hier nicht wied 
worden, wenn nicht so viele Schriftsteller an dem Satze 
würden , dass das Kapital ein Ergebniss menschhcher Sparsai 
ein Product menschlicher Industrie ist. Dieser Satz, der i 
gebenen Fassung immer wieder auf das Mercantilsystem 
und andererseits auf die Lehre der Physiokraten zurückz« 
kann in der That nur erklärt werden , wenn man bei dem 
»Kapital« das Geld vor Äugen hat, von welchem der Ausdruc 
so recht eigentlich gilt, und wenn man erwägt, dass die V 
dieses Satzes — in dem Vorurtheile der physiokratischen 
fangen — dem Grund und Boden eine so excepitionelle Ste] 
den Productionsfactoren einzuräumen bemüht sind, dass sie 
was von der Natur fertig geliefert wird , den Namen einei 
ängstlich vermeiden, lind als Kapital höchstens jene Fa 
ProductioD gelten lassen wollen, die von Menschenhand 
wurde, die also Producte menschlicher Industrie sind. Dem 
können sich jene Schriftsteller der Macht der Thatsachen 
ziehen, und begehen die Inconsequenz , dass sie unter den 
Dinge aufzählen, wie z. B. die Nutzthiere, die Steinkohle 
die absolut nicht als ein Ergebniss der Sparsamkeit, oder 
tat menschlicher Industrie bezeichnet werden können. 

Was nun die hier entwickelte Ansicht anbelangt, so kann 
Zweifel unterliegen, dass Kapitalien — namentlich auf de 
der Privatwirthschaft — durch Sparsamkeit und durch ii 
Industrie entstehen können; dies wird namentlich dann der 
wenn Vorrathe angesammelt werden, aus welchen spätei 
menschliche Arbeit Productionswerkzeuge gebildet werden. N 
nicht der einzige Weg, auf dem Kapitalien neu entstehen, 
die Natur selbst ein Object fertig hinstellt, das wie das ' 
der Grund und Boden auch ohne menschliches Hinzuthnn "Vi 
ducirt, so genügt die einfache Oceupation, um aus dem pro 
Objecte werthschaffendes ^■e^mogensobject, d. i. ein Kapilal s 
und wenn schliesslich die Vorsehung dem Menschen günstig« 
perliche Fähigkeiten auf die Welt mitgiebt, so hat der M( 
und gar ohne sein Hinzuthun ein Kapital zum Geschenk erl 
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5. Die Slapitalsrente. 

Unter Rente im Allgemeinen versteht man ein dauerndes Einkom- 
men, welches aus einer ständigen Quelle fliesst. Da nun hier das 
Kapital als ein Vermögen definirt wurde, welches Werthe producirt, 
so ergiebt sich von selbst, dass die Eapitalsrente in den von dem Ka- 
pitale producirten Werthen besteht. Die Rente des Kapitales »Feld« 
besteht in den Feldfrachten , die Rente des Kapitales »Obstbaum« 
besteht in den Früchten, die Wolle ist die Rente des Kapitales »Schaf«, 
das Gewerbe oder das Gespinnst ist die Reute des Kapitales »Webestuhl« 
oder »Spinnmaschine« u. dgl. m. Wird der BegriflF der Rente in 
diesem Sinne gefasst, so ist es evident, dass dieselbe sich — je nach 
der den einzelnen Kapitalien ursprünglich innewohnenden Producti?- 
kraft — in jedem einzelnen Falle anders gestaltet Ebenso wie das 
edlere Schaf, oder das kräftigere Pferd eine bessere und reichlichere 
Wolle giebt oder größere Lasten und rascher fortbewegt — ebenso 
ist das Product einer vollkommener construirten Maschine besser, 
als das einer weniger gut eingerichteten Maschine. In den meisten 
Fällen geschieht es, dass mehrere Kapitalien zusammen wirken, und 
zwar wenigstens ein Sachkapital in Verbindung mit der A.rbeitskraft 
eines Menschen, unwillkürlich drängt sich Jedem hier die [Frage auf, 
ob es nicht möglich sei, in einem derartigen Falle die Rente eines jeden 
der zusammenwirkenden Kapitalien zu ermitteln , d. h. ob es nidit 
möglich sei, zu bestimmen, welcher Antheil von dem Gesammtproducte 
auf Rechnung jedes einzelnen der mitwirkenden Kapitalien zu setzen 
kommt. Wir gestehen offen, dass nach unserer Ansicht die Beant- 
wortung dieser Frage in den allerseltensten Fällen möglich ist, und 
zwar einfach aus dem Grunde, weil in den meisten Fällen erat durch 
das Zusammenwirken der betreffenden Kapitalien die Productioii über- 
haupt möglich wird, während jedes der einzelnen Kapitalien för sich 
allein genommen nichts oder nur wenig hervorbringen kann, i Man 
nehme den einfachsten Fall, z. B. die Production eines Schneiders. 
Hier sehen wir a. die Arbeitskraft des Schneiders , b. die Scheere^ und 

c. die Nadel, 3 Kapitalien also, die in ihrem Zusammenwirken Gäter, 

d. i. Kleider produciren. Werden diese 3 Kapitalien getrennt, so 
bleiben Nadel und Scheere todt liegen, und auch der Schneider, d'r 
aller Werkzeuge beraubt ist, wird sich ausser Stande sehen, Kleid 
zu verfertigen. So viel nur ist unbestreitbar , dass die Producte n 
so zahlreicher und besser werden, je grösser die Productivität ' 
einzelnen zusammenwirkenden Kapitalien ist, und dass der V 
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mit jedem Fortschritte in der Kultur seine Arbeitskraft — insbesondere 
seine geistigen Fähigkeiten — mehr und mehr ausbildet, und dass er 
immer tauglichere Werkzeuge herzustellen oder die vorhandenen 
besser zu benutzen lernt, dass also die Rente aller Kapitalien mit 
der menschlichen Bildung in gleicher Weise steigt. 

Viel einfacher gestaltet sich die Frage nach der Kapitalsrente auf 
dem Standpunkte der Privatwirthschaft. Hier definirt sich die Ka- 
pitalsrente als dasjenige Einkommen, welches der Einzelne aus dem 
Besitze seines werbenden Vermögens bezieht. Da nun für das Dar- 
leihen eines Kapitales ein Zins gezahlt wird, so ist der Zins für den 
Einzelnen eine wahre Kapitalsrente und er kann, auch wenn er sein 
Kapital nicht ausleiht, sondern selbst zur Production verwendet, den- 
jenigen Theil seines Einkoramens, der dem Leihzinse für das betreifende 
Kapital gleichkommt, als Rente dieses letzteren betrachten. Diese 
Art der Bestimmung der Kapitalsrente wird von allen Schriftstellern 
auf das Gebiet der Volks- und Weltwirthschaft übertragen und der 
Satz aufgestellt: »Die Kapitalsrente ist der Zins, der für das Leihen 
dieses Kapitales gezahlt wird.« So richtig dieser Ausspruch auf dem 
Gebiete der Privatwirthschaft ist , so wenig Anspruch auf Glaubwürdig- 
keit kann er auf dem Gebiete der Universalwirthscbaft machen, und 
zwar einfach aus dem Grunde, weil es schon in der Idee des Zinses 
liegt, dass er nothwendig stets kleiner sein muss, als die Kapitals- 
rente, indem sonst der Borg -Nehmer keinen Vortheil von dem Ge- 
schäfte hätte und dasselbe ganz unterlassen würde. Man setze z. B. 
den Fall, dass ein Mann, der über nichts weiter zu verfügen hat, 
als über seine zwei gesunden Arme, und der mit diesen Werkzeugen 
in einem Tage nicht mehr als eine Klafter Holz im Walde brechen 
und einsammeln konnte — von nun an eine Axt erhallt, und jetzt 
im Verlaufe eines Tages drei Klafter schlagen kann. In diesem Falle 
kann man etwa die Reute seiner Arbeitskraft = 1 Klafter die Rente 
seines Kapitales »Axt« = 2 Klafter Holz setzen. Nun wird aber Nie- 
mand so thöricht sein, dass er für das Leihen einer Axt auf die Dauer 
eines Tages 2 Klafter Holz ' als Zins zahlen wird , weil er in diesem 
Falle von seiner Axt keinen Vortheil hätte und nach wie vor blos 1 
Klafter Holz als Ergebniss eines Arbeitstages für sich behalten könnte. 
Die Nachfrage nach Aexten mag noch so gross , das Angebot vielleicht 
nur auf eine einzige beschränkt sein, so wir'd sich doch Niemand 
finden, der einen Zins von 2 Klafter Holz täglich für das Leihen 
einer Axt anbieten würde. Je grösser hingegen — bei sonst gleicher 
Nachfrage — das Angebot von Aexten wird, desto mehr sinkt der 
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Miethzins für Aexte, ohne dass jedoch hierdurch die Höhe der eigent- 
lichen Rente, d. i. die Menge des geschlagenen Holzes, welche auf 
eine Axt entfallt , vermindert würde , weil jeder Axtnehmer nach wie 
vor täglich 3 Klafter Holz schlagen kann. Hieraus ergiebt sich mit 
Evidenz , dass der Miethzins für Kapitalien beliebig hinter der eigent- 
lichen Rente derselben zurückbleiben kann, und dass diese sich ganz 
unabhängig von jenem gestaltet. 

6. Das Oeld und der Oeldzins. 

Die Kapitalsqualität des Geldes vom Gesichtspunkte der Welt- 
wirthschaft haben wir bereits oben nachgewiesen, und dieselbe darin 
erkannt , dass erst durch die Einführung des Geldes und der Geld- 
wirthschaft die Arbeilstheilung und Arbeitsgliederung möglich wird, 
welche letztere wieder jene wichtige Production im Gefolge hat, die 
wir in der civilisirten Welt erblicken. 

Seine Entstehung dankt das Geld dem Güterumlaufe, den zu ver- 
mitteln es bestimmt ist. Der Umlauf der Güter ist ein gegenseitige" 
Austausch derselben, der so lange fortgesetzt wird, bis jedes einzelne 
Gut in die letzte Hand gelangt, d. i. bis es in die Hand eines Be- 
sitzers gelangt, der dasselbe entweder zum unmittelbaren Gebrauche, 
oder zur weiteren Verarbeitung verwendet. Anfänglich vollzieht sick 
der Güterumlauf im Wege des Naturaltausches , wie aber die Tausci- 
geschäfte sich vermehren, muss sich endlich jedem Einzelnen die üeber* 
Zeugung aufdrängen , dass es gewisse Güter gebe , die allseitig begeW 
werden, weil sie eben die Fähigkeit besitzen, Bedürfnisse zu befriedigen, 
die Jeder gleich lebhaft empfindet. Auf diese Weise wird von selbst, 
und ohne dass die Gesellschaft es beabsichtigt , in und durch den Ver- 
kehr eine Waare aufgefunden, die wegen ihrer allgemeinen Beliebt- 
heit vorzugsweise dazu verwendet wird, die Tauschgeschäfte zu ver- 
mitteln und diese ist das Geld. Die nothwendige Voraussetzung der 
Geldesqualität einer Waare ist somit der Umstand, dass ihr allseitig 
der gleiche Werth beigelegt wird, was eben nur dann der Fall ist, 
wenn sie ein allgemein menschliches Bedürfniss zu befriedigen im Stande 
ist. Derartige Bedürfnisse giebt es jedoch blos zwei, nämlich den 
Lebensbedarf und , wenn dieser nur nothdürftig gedeckt ist , die Eitel- 
keit oder das Luxusbedürfniss. Demgemäss sehen wir denn auch in 
der That nur diese zwei Geldkategorieen, das Geld des Lebensbedarfes, 
als Nutzthiere (das »pecus«) , die Theeziegel , die Salzstange u. dgl w« 
— und das Luxusgeld , Muschelschalen , bunte Glasperlen , Gold und 
Silber. Verschiedene äussere Momente , darunter namentlich das relativ 
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geringe Volumen bei hohem Werthe haben dem Luxusgelde 
über das Geld des Lebensbedürfnisses verholfen , welches let 
auch aufgegeben wird, sobaM die Gesellschaft die ersten S 
Kultur durchgemacht hat. Im weiteren Verlaufe der Zeit tri 
Luxusgelde das Moment der Eitelkeit, d. i. die Verwendung 
zum Schmucke gegen die Geldesqualität, d. i. die Eigenscha 
Werkzeug zu sein, vollständig zurück , allein ein anderer ver 
Grund als die Eitelkeit, kann in letzter Instanz für den a 
Vr'erth der Edelmetalle denn doch nicht gefunden werden. 

In seiner Eigenschaft als Tauschvermittler dient das Gel 
dazu, die verschiedenen kleinen Tauschoperattonen des täglicl 
zu vermitteln, und dies ist es, was wir als den >Eleinbedari 
bezeichnen würden. Ihm gegenüber steht der »Grossbedarf 
Ist nämlich in einem Lande das Geld als allgemeines Tausi 
Aufnahme gekommen , und der Grund und Boden mit seim 
Hissen in das Eigenthum der Einzelnen übergegangen, so I 
— da zur Occupation das Object fehlt — nur im Wege des 
den Besitz eines Kapitales, d. i. eines werbenden Vermögens 
Da nun der Werth eines derartigen werbenden VermBgeu& 
den meisten Fällen ein höherer ist, so dass zur Vermittelu 
züglicben Kaufgeschäftes eine bedeutendere Geldsumme benö 
so ist der Käufer gezwungen, an seinen Geldeinkünften sc 
sparen, bis er das erforderliche Geldquantum beisammen hs 
muss trachten, diese Geldsumme bei einem Zweiten zu leihen. 
. Weise entsteht eine Nachfrage nach grösseren Geldsummen 
Geldnehmer wird gezwungen sein, für das geliehene Geld e 
d. i. den Zins, zu zahlen, was er auch einerseits um so lei 
kann, als er ja mit Hülfe des geliehenen Geldes ein Kt 
werbendes Vermögen erlangt, während es andererseits gai 
fertigt ist, wenn der Geldgeber dafür, dass er sich ein 
erlegt und mühsam gespart bat, eine Enilubnung erhält, 
das Geldnehnien häufiger, so bildet sich allmäblig ein 
Marktpreis für die Benutzung fremden Geldes heraus, d. i 
vom Gelde, der — abgesehen von der Assecuranzprämie 
Gläubiger für die Gefahr des möglichen Verlustes verlangt - 
Fälle der nämliche bleibt. Die Höbe des Geldzinses oder 
fusses wird, wie jeder Preis, durch das Gesetz von Angebot 
frage geregelt, er steigt, wenn die Nachfrage grösser ist a 
gebut, und sinkt, wenn das Angebot disponibler grösserer G 
ein grösseres wird. Der Ziusfuss wird also in einem jungei 
IX. 26 
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strebenden Lande, das an Productionsanstalten, als Fabrik^, GewerbeB, 
Strassen u. s. f. , arm ist , hoch stehen , weil hier einerseits wegen des 
raschen Emporblühens des Landes eine lebhafte Nachfrage nach grösse- 
ren Geldsummen vorhanden ist, der das Angebot nicht in gleicher 
Weise entsprechen kann, während andererseits der hohe Ertrag, wel- 
chen hier alle gewerblichen Unternehmungen ihrer geringen Anzahl 
wegen abwerfen, jeden 6ewerbsmann in die Lage setzt, mit Leichtig- 
keit einen hohen Geldzins zu zahlen. Ein Sinken des Zinsfusses steht 
erst dann zu erwarten, bis die erforderliche Anzahl von Kapitalien 
— d. i. Fabriken, Maschinen, Gewer begeräthe u. s. w. — geschaffen 
wurde, so dass die lebhaftere Nachfrage nach grösseren Geldsummeo 
sich allmählig beruhigt hat, oder bis ein vermehrtes Angebot dispo- 
niblen Geldes der Nachfrage besser zu entsprechen vermag. Der Zins- 
fuss wird ferner hoch stehen, wenn in einem Lande zwar keine leb- 
hafte Industrie heri*scht, wenn jedoch in Folge misslicher Verh^tnisse, 
z. B. wegen herrschender Rechtsunsicherheit, die Geldbesitzer zurück- 
haltend werden und es vorziehen, ihr Geld lieber todt aufzubewahreo; 
bevor sie sich der Gefahr aussetzen, im Falle eines Darleihens die gaüze 
Summe zu verlieren. Der Zinsfuss kann aber auch steigen und hoch 
stehen, wenn in einem Lande, das sich in einem nahezu stationäreo 
Zustande befand, und einen niedrigen Zinsfuss hatte, plötzlich in Fdge 
kostspieliger Kriege und grosser Staatsanleihen, oder durch Erfindungefl 
von grosser Tragweite, die kolossale Unternehmungen in's Leben rufe», 
leine ungewöhnliche Nachfrage nach bedeutenden Geldsummen entstdt 
So ist es z. B. eine bekannte Thatsache, dass jedes grössere Staats- 
anlehen den Zinsfuss steigert, ebenso ist es bekannt, dass in England 
in Folge der plötzlichen Inangriffnahme vieler Eisenbahnlinien der Zins- 
fuss zu jener Zeit auf eine nahezu unerschwingliche Höhe hinauf- 
geschraubt wurde. Umgekehrt hat jede Verminderung der Nachfrage 
oder jede Vermehrung des Geldangebotes die Tendenz, den Zinsfuss 
faerabzudrücken. 

Einen interessanten Beleg für die Wichtigkeit der eben entwickel- 
ten Ansicht bildet die Geschichte des Geldwesens in Oesterreich während 
der letzten Decennien, Die lange Epoche des Friedens, welche auf die 
französischen Kriege im Anfange unseres Jahrhunderts gefolgt war, trug 
wesentlich zur Entwicklung eines stationären Zustandes in Oesterreich 
bei. Die Industrie war nicht bedeutend, die grossen Erfindungen, 
welche in diese Zeit fallen, hatten sich in Oesterreich noch nicht ß&hn 
gebrochen, und so sahen wir denn hier bis zum Jahre 1848 einen Zins- 
fuss von 4 bis 4Va Procent. Eine Reihe von Umständen, darunter 
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namentlich die durch die Kriege hervorgerufenen grossen Staatsanleihen, 
die lebhaftere Entwicklung des Handels und der Industrie, die Anlegung 
eines immerhin bedeutenden Eisenbahnnetzes und insbesondere der Ueber- 
gang von der Natural- zur Geldwirthschaft, namentlich in den östlichen 
Provinzen u. s. f. mussten nothwendig eine kolossale Nachfrage nach 
Geld hervorrufen, durch welche der Zinsfuss bis auf 6, 7 und mehr 
Procent gesteigert wurde. Andererseits lassen sich aber eben so deut- 
lich die Wirkungen des Geldangebotes auf die Höhe des Zinsfusses 
nachweisen, die bekanntlich von so vielen Schriftstellern geläugnet 
werden. Durch den italienischen Feldzug im Jahre 1859 war die öster- 
reichische Regierung bekanntlich gezwungen, bei der Nationalbank ein 
Anlehen von 133 Millionen in Banknoten aufzunehmen und den Zwangs- 
kurs der letzteren zu dekretiren, wodurch das baare Geld, welches 
kurz vorher allmählig zum Vorschein kam, aus dem Verkehre gänzlich 
verdrängt wurde. In den darauf folgenden Jahren bis Anfang 1866 
wurde dieses Anlehen des Staates zum grössten Theile und zwar in 
Banknoten an die Bank zurückgezahlt, welche diese Noten aus dem 
Verkehre gänzlich herauszog und vernichtete. In Folge dieser con- 
stanten Verminderung des circulirenden Mediums, welche im Jahre 
1865 besonders fühlbar wurde,, war der Zinsfuss im steten Steigen 
begriffen, was nicht nur ein entsprechendes Fallen aller EflFectenkurse, 
sondern auch zahlreiche Fallimente, selbst der angesehensten Handlungs- 
häuser, zur Folge hatte. Durch den Krieg im Jahre 1866, den Oester- 
reich mit Preussen und Italien führte, wurde eine bedeutende Emission 
von Papiergeld nothwendig, und seither sehen wir denn auch den Zins- 
fuss constant sinken und die Kurse der Effecten sich bessern. 

Was nun — um nach dieser kurzen Abschweifung wieder zu dem 
ursprünglichen Thema zurückzukehren — die Einwirkung des Zins- 
fusses auf die Rente der verschiedenen Kapitalien anbelangt, so würden 
wir dieselben mit dem steigenden und sinkenden Wasserspiegel eines 
Flusses vergleichen. Je höher das Wasser eines Flusses steigt, desto 
mehr culturfähiges Land wird überschwemmt und dem Anbau entzogen, 
und erst wenn das Wasser wieder sinkt, werden anfänglich die höher 
gelegenen, dann später auch die tieferen Landstriche wieder trocken 
gelegt, und wird die Cultur derselben möglich. Aehnlich verhält es 
sich mit dem Zins vom Gelde. Beträgt z. B. der landesübliche Zins- 
fuss 10 Procent, so können nur solche Kapitalien betrieben werden, 
die mehr als 10 Procent Reingewinn abwerfen, weil sonst der Kapital- 
besitzer seinem Zinsgläubiger — und dies bildet doch die Regel, weil 
jeder Gewerbsmann Schulden hat — mehr Zins zahlen müsste, als er 
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d) Der Zinsfuss repräsentirt die Kapitalsrente. 

e) Ein hoher Zins erleichtert die Ansammlung und fördert somit 
die Bildung neuer Kapitalien. 

f) Gegenüber dem steigenden Wohlstande der Bevölkerung pflegt 
der Kapitalszins eine sinkende Tendenz anzuweisen. 

g) Die sinkende Tendenz des Kapitalszinses hat eine Abschwächung 
des Ansamnilungstriebes zur Folge und erschwert somit die Bil- 
dung neuer Kapitale. 

ad a. Kapitalien entstehen durch Ersparung. Bei Er- 
örterung der Frage nach der Entstehung der Kapitalien haben wir 
bereits darauf hingewiesen, dass diese Behauptung selbst dann keinen 
Anspruch auf unbedingte Glaubwürdigkeit machen könne, wenn man 
sich vollständig auf den Standpunkt der gewöhnlichen Lehre stellt; 
indem absolut nicht abzusehen ist, wie man ein Nutzthier — das von 
allen Schriftstellern als Kapital anerkannt wird — als ein Ergebniss 
menschlicher Sparsamkeit definiren kann. Der Satz, dass die Kapitale 
durch Sparsamkeit entstehen, wird nur dann verständlich, wenn ftian 
etwa den gewöhnlichen Fall vor Augen hat , dass ein Arbeiter , der 
beispielsweise täglich zwei Gulden verdient, blos einen Gulden zu seinem 
Lebensunterhalte verwendet und den Rest zur Sparkasse trägt, bis er 
das erforderliche Geld beisammen hat, um ein Kapital, d. i. eine 
Maschine, Werkzeuge u. dgl., zu kaufen. Hätte hingegen unser Ar- 
beiter den zweiten Gulden nicht zurückgelegt, sondern dafür Wein, 
Austern oder prächtige Kleider gekauft, so wäre er nicht sparsam 
gewesen und hätte sein Geld unproductiv verzehrt. Bei Licht besehen 
erweist sich jedoch diese vermeintliche Sparsauikeit einfach als Arbeit- 
samkeit. Robinson — um ein geläufiges Beispiel anzuwenden — ver- 
mag bei einer täglichen Arbeitszeit von 4 Stunden so viel Consumtions- 
artikel hervorzubringen , als er etwa in einer Stadt um einen Gulden 
kaufen könnte ; statt dessen arbeitet Robinson täglich 8 Stunden. Hier 
sind nun zwei Fälle möglich : entweder er verwendet seine Mehrarbeit, 
um Wein zu ziehen, Austern zu fangen, oder seine Kleider zu schmücken, 
oder aber er verwendet seine Ueberarbeitszeit zur Herstellung eines 
besseren Fischerbootes, eines besseren Bogens u. dgl. m., d. h. zur 
Hei'stellung eines eigentlichen Kapitales. In beiden Fällen ist von 
Sparsamkeit keine Rede, sondern blos von Arbeitsamkeit und ein Unter- 
schied besteht blos insofern, als Robinson im ersten Falle an der Her- 
stellung nichtiger und überflüssiger Dinge arbeitet, während er im zweiten 
Falle seine Mühe und Zeit in wirklich vernünftiger Weise verwerthet. 
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Durch das Dazwischeotre 
flbersicbtlicb, aber nicht 

ad b. Die Kapiti 
identisch. So sagt Ua 
nomie- Bd. I §.223: »D 
rente in die natürliche i 
ist mit dem Gewerbeverd 
in Gedanken ausscheiden, 
ohne eigene Arbeit des ] 
einbringen würde.« D. 
Grundrente derjenige Tb 
einzig auf Eechnuug der 
der Kapitalsrente derjcn 
der auf Rechnung des i 
Antheil lianu jedoch fM 
Kapital nicht allein arbe 
ist; d. h. weil das Resi 
getbeiltes ist (Soweit - 
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Selbst weön man sich auf den Standpunkt der Vertheidiger dieses 
Satzes stellt und zugiebt, dass der Mietbzins die Kapitalsrente für alle 
Fälle repräsentire , so sind die Äusnabmen von diesem angeblichen 
Gesetze so zahlreich, dass von einer allgemeinen Giltigkeit desselben 
keine Rede sein kann. Die nothwendige Voraussetsmng dieses Gesetzes 
-:- nach dem eigenen Zugeständnisse seiner Vertheidiger — bildet die 
Möglichkeit, die rentableren Kapitale so lange zu vermehren, bis das 
vermehrte Angebot derselben ihren Ertrag auf die normale Höhe her- 
abdrückt. Diese Vermehrung der rentablen Kapitale und die Vermin- 
derung der weniger einträglichen ist jedoch in vielen Fällen gar nicht 
möglich. Die Vermehrung der besonders gewinnbringenden Kapitale 
betreffend, so ist dieselbe in vielen Fällen aus natürlichen Gründen, 
z. B. wegen ihrer vortheilhaften Lage, etwa in der Nähe eines Kohlen- 
werkes, oder an einem Gewässer u. dgl. , nicht thunlich, während an- 
dererseits die Kostspieligkeit und Grösse vieler Kapitalien die Concur- 
renz nahezu ausschliesst, wie dies z. B. bei Eisenbahnen, Telegraphen, 
Brücken u. s. f. häufig der Fall ist. Mit noch viel grösseren Schwierig- 
keiten aber ist die Verminderuug der weniger gewinnbringenden Ka- 
pitale verbunden. Die Verluste, die sich ergeben, wenn besteheade 
Kapitale umgeformt werden sollen — man denke nur an die Umwand- 
lung einer Spinn ^ in eine Zuckerfabrik etwa — , und die Schwierig- 
keiten für die Arbeiter, aus der gewohnten Beschäftigung in eiue uö-- 
gewohnte überzugehen, sind so enorm, dass Beide, Fabriksherr so- 
wohl, als Arbeiter sich lieber den härtesten Entbehrungen unterwer- 
fen, ehe sie sich entschliessen ihr Geschäft zu verlassen und ein neues 
zu begründen. Ueberdies lehrt die Erfahrung, dass der Ertrag der 
einzelnen Kapitale ein höchst ungleicher ist. Entschliesst man sich 
nämlich in allem Ernste — wie die Vertheidiger der gewöhnlichen 
Lehre zu wiederholten Malen nachdrücklich verlangen — von dem Gelde 
gänzlich abzusehen und die werbenden Vermögensobjecte selbst als 
Kapital anzuerkennen, so wird man zugeben müssen, dass Aktien ein- 
zelne Theile der Kapitale selbst repräsentiren, d. h. dass die Aktie 
ein Stück einer Eisenbahn, einer Fabrik, eines Dampfschiffes u. 
dgl. vorstellt. Nun lehrt aber der erste Blick auf irgend einen 
Börsenbericht, dass der Kurs der einzelnen Aktien ein höchst un- 
gleicher sei, und dies lediglich aus dem Grunde, weil die Divi- 
dende, d. i. eben der Ertrag der betreffenden Kapitale in jedem 
Falle ein anderer ist. Wenn aber — wie wir eben nachgewiesen zu 
haben glauben — dieses vermeintliche Gesetz schon auf einen grossen 
Theil.der materiellen Kapitale keine Anwendung findet, so ist es klar, 
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dass von einer Giltigkeit desselben fttr die immateriellen Kapitale — 
und Röscher in seinem vorhin citirten Werke §. 42 anerkennt selbst 
die Existenz eines immateriellen Kapitales, indem er die Fähigkei- 
ten eines Menschen als solches bezeichnet — schon absolut keine Rede 
sein kann, weil einmal die Vermehrung der immateriellen Kapitale 
einerseits der menschlichen Thätigkeit zum grossen Theil entzogen ist. 
z. B. angeborene Talente und Fähigkeiten , und weil andererseits eine 
Werthschätzung, und somit auch jede Vergleichung. derselben geradezu 
undenkbar ist. Schon die Vergleichung der immateriellen Kapitale 
unter einander ist nicht möglich, denn Niemand kann sich erkühnen, 
den Beweis herzustellen, dass die Rente des Kapitales z. B. »Tenor- 
stimme« und die Rente des Kapitales »Genie des Malers« einem be- 
stimmten Mittelsatze zustreben. Geradezu absurd wäre es aber, wollte 
man die Behauptung aufstellen, dass auch die Renten der materiellen 
Kapitale unter einander einem bestimmten Mittelsatze zustreben, und 
dass durch Verminderung der Spinnfabriken nicht nur der Ertrag dieser 
Kapitale erhöht, sondern gleichzeitig auch die hohen Gagen der Opern- 
Sängerinnen herabgemindert werden können, bis beide den nämlichen 
Percentualsatz erreichen. 

Eine weitere Voraussetzung des gleichmässigen Ertrages der ver- 
schiedeneu Kapitale ist die gleich zweckmässige Einrichtung derselben, 
d. h. sollen die Herstellungskosten zum Ertrage in allen Fällen sieh 
verhalten wie etwa 100 zu 5, so muss vorausgesetzt werden, dass 
die ursprüngliche Einrichtung aller Kapitale dem betreffenden Zwecke 
gleich gut entspricht, dass also nirgends ein Fehler bei der Herstel- 
lung begangen wurde. Selbstverständlich ist jedoch eine derartige 
Voraussetzung ganz unzulässig, denn so lange es Menschen giebt, die 
mit verschiedenen Kenntnissen und Fähigkeiten ausgerüstet an die Her- 
stellung von Kapitalien schreiten, wird es nothwendig Ungleichheiten 
in der Einrichtung geben, so dass das eine Kapital besser, das andere 
weniger gut seinem Zwecke entspricht, dass also der Ertrag zu den 
Herstellungskosten dort in einem günstigeren, hier in einem minder 
günstigen Verhältnisse stehen muss. Die Belege für die Richtigkeit un- 
serer Behauptung aus der Praxis sind im strengsten Sinne des Wortes 
zahllos. Nur beispielsweise verweisen wir auf den fast täglich wieder- 
kehrenden Ausspruch: »dieser Mann hat unglücklich spcculirt, er hat 
mit einem Aufwände von 200,000 Gulden eine Fabrik gebaut, die 
kaum 100,000 Gulden werth ist« — oder umgekehrt: »dieser Mann 
hat vortrefflich speculirt, er hat mit 100,000 Gulden eine Fabrik her- 
gestellt, die unter Brüdern 200,000 Gulden werth ist«. Dieser Aus- 
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sprach beweist eben , dass im ersten Falle der Fabrikant seiner Auf- 
gabe nicht gewachsen war, dass er mit einem Aufwände von 200,000 
Gulden eine Fabrik hergestellt, die unzweckmässig eingerichtet ist, 
und somit blos einen Ertrag von 5000 Gulden pr. Jahr abwirft, wäh- \l 

rend der Zweite klüger vorgegangen und mit dem verhältnissmässig ge- 
ringen Betrage von 100,000 Gulden eine Fabrik errichtet hat, die 
10,000 Gulden jährlich einbringt. 

Eine weitere Voraussetzung, wenn auch nicht des in Rede stehenden 
Gesetzes selbst, so doch wenigstens seiner Erkenntniss, ist die genaue 
Kenntniss der Kosten der einzelnen Kapitalien. Insbesondere da, wo es 
sich um Kapitale handelt, die bereits seit längerer Zeit bestehen und die 
mehrmals ihren Besitzer gewechselt haben, wird es nahezu unmöglich sein, 
die gesammten Herstellungskosten ziflfermässig genau anzugeben, und 
dennoqh bilden diese gerade den wichtigsten Punkt, wenn es sich darum | 

handelt, die Rentabilität derselben zu vergleichen. Im praktischen Leben 
hilft man sich allerdings über derartige Schwierigkeiten leicht hinweg, 
man sagt einfach: »diese Mühle wirft einen jährlichen Reinertrag 
von 1000 Gulden ab, und ebenso diese Fabrik; da nun der laufende 
Zinsfuss 5 Procent beträgt, so hat jedes dieser beiden Kapitale einen 
Werth von 20,000 Gulden , jedes wirft eine Rente von 5 Procent ab«. 
Die Richtigkeit einer derartigen Berechnung, namentlich auf Seite des 
etwaigen Käufers, soll nicht entfernt in Zweifel gezogen werden, allein 
die Wissenschaft kann es bei einem derartig summarischen Verfahren 
nicht bewenden lassen, denn jeder Unbefangene wird zugeben müssen, 
dass dasliachträgliche Hineinlegen eines Werthes in einen Gegenstand 
für die Herstellungskosten desselben keinen Massstab bildet. Wenn 
daher die Herstellung der Mühle in unserem Falle 15,000 Gulden ge- 
kostet hat, während die Fabrik nnt einem Aufwände von 30,000 Gul- 
den hergestellt wurde, so kann man offenbar nicht behaupten, dass 
die Rente dieser beiden Kapitale einem bestimmten Mittelsatze zustrebe. 

Es bedarf wohl keines weiteren Beweises, dass der Satz, die 
Rente der verschiedenen Kapitale innerhalb eines bestimmten Gebie- 
tes strebe einem gewissen Mittelsatze zu, für unseren Standpunkt keine 
Giltigkeit habe. Denn wenn man — wie dies hier geschehen — die 
Kapitalsreute definirt als die von dem Kapitale hervorgebrachten Werthe, 
so ergiebt sich hieraus von selbst, dass je nach der dem einzelneu Ka- 
pitale innewohnenden Productivkraft , sowohl das Quantum, als das 
Quäle der Producte, d. i. eben die Rente der einzelnen Kapitale in 
jedem Falle eine andere sein wird. Einen Beleg für die Richtigkeit 
unserer Ansicht glauben wir darin zu erblicken, dass selbst da, wo 
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der Mensch die Herstellung zweier Kapitale mit gleicher Productivitit 
geradezu beabsichtigt, ihm dies ungeachtet aller Sorgfalt in vielen 
Fällen dennoch nicht gelingen wird. Es ist hier nicht erst nothwendig, 
auf den Fall hinzuweisen, dass es für einen Viehzüchter oder für einen 
Gärtner ganz unmöglich ist, etwa zwei Pferde oder zwei Obstbäume 
der nämlichen Sorte aufzuziehen, die bezüglich ihrer Kraft und Schnellig- 
keit, oder bezüglich der Menge und Güte ihrer Früchte und überdies 
bezüglich ihrer Lebensdauer vollkommen identisch sind; auch bei der 
Maschinenfabrikation wird derselbe Fall eintreten, denn auch hier 
hängt die Leistungsfähigkeit und Dauerhaftigkeit der Maschine, od€3r 
des Werkzeuges überhaupt, von der innern Struktur und Beschaffen- 
heit des Materiales ab, die von dem Menschen nicht beliebig hergestellt 
werden kann. 

ad d. Der Zinsfuss repräsentirt die Kapitalsrente. 
Eine exacte Beweisführung für diesen Satz bei der gewöhnlichen Schal- 
theorie zu finden, dürfte wohl nicht leicht gelingen, trotzdem giebt es 
fast keine Ueberzeugung, die bei allen Schriftstellern auf dem Gebiete 
der politischen Oekonomie so allgemein verbreitet wäre als gerade 
diese; denn die gesammte Lehre von der Kapitalsrente handelt überall 
lediglich vom Zinsfusse, d. i. von dem Zinse für verliehene GeldsummeD, 
und von allen Schriftstellern wird der Geldzins als der eigentliche 
Kapitalszins, als die Rente, oder der Ertrag der betreffenden Kapitale, 
d. i. der Werkzeuge, Maschinen u. s. w., hingestellt. Ein Anhaltspunkt 
für diese Behauptung liesse sich allenfalls in dem häufig wiederkeliren- 
den Satze finden, dass zur Zeit der ausgebildeten Geldwirthschaft die 
»meisten Kapitale in Geldform« dargeliehen werden, so dass die Rente 
des Geldkapitales als die für alle Kapitale massgebende bezeichnet 
werden könnte. Dies wird etwa in der folgenden Weise dargestellt: 
Wenn Jemand, der kein Kapital hat, eine Unternehmung beginnen wiü,* 
so borgt er sich das hierzu erforderliche Kapital aus, und baut nun 
seine Fabrik. Dass das geliehene Geld als wirkliches Kapital -anerkannt 
werden müsse, wird von Niemandem bezweifelt, da es ja in ein Ka- 
pital, in eine Fabrik '»verwandelt« wurde; es ist somit die Fabrik in 
der »Form des Geldkapitales« dargeliehen worden, die Rente des Ka- 
pitales »Fabrik« ist somit gleich der Rente des Geld kapitales, (^ i. 
dem Zinsfusse. Andererseits, wenn Jemand eine Fabrik im Wei le 
von 100,000 Gulden besitzt und sie verpachten will, so wird er — ei 
einem herrschenden Zinsfusse von 5 Procent — nicht leicht ei m 
höheren Zins dafür erlangen als 5000 Gulden, denn sonst würde sr 
Unternehmer es vorziehen^ die 100,000 Gulden baar zu entlehnen r id 
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damit eine eigene Fabrik zu hauen. Hiermit scheint also der »iffer- 
massige Nachweis erbracht zu sein, dass die Rente des Kapitales unter 
allen Umständen bei Heller und Pfennig mit dem Zinsfusse zusam* 
menfällt. 

Gegen diese Beweisführung ist zunächst zu bemerken, dass sie 
auf der Voraussetzung ruht, der Mieth- oder Leihzins sei die Rente 
des Kapitales, eine Voraussetzung, deren gänzliche Grundlosigkeit wir 
wiederhoU nachgewiesen zu haben glauben. Allein selbst wenn man 
hiervon absieht und zugiebt, dass der Satz: der Mietbzins repräscn- 
tire die Kapitalsrente, richtig sei, glauben wir, dass das oben erwähnte 
Gesetz nicht stichhaltig ist. 

Was zunächst die erste Form der Beweisführung anbelangt, dass 
zur Zeit der herrschenden Geldwirthschaft die meisten Kapitalien in 
der »Geldform« dargeliehen werden, und dass somit die Rente des 
Geldkapitales als die für alle Kapitale massgebende angesehen werden 
könne, so ist dies eine ganz leere Phrase. Wenn A dem B nämlich 
einen Betrag von 100,000 Gulden leiht, und wenn dieser nun hiermit 
eine Fabrik baut , so kann man absolut nicht behaupten , das Kapital 
»Fabrik« sei in Geldform dargeliehen worden, denn die Fabrik ist 
nicht dargeliehen, sondern von B mit dem geliehenen Gelde gekauft 
und erbaut worden, sie ist somit sein unbestreitbares und volles Eigen- 
thum. Allein auch das Geld ist eigentlich nicht ^dargeliehen« worden, 
denn bekanntlich übergehen — schon nach den Grundsätzen des rö- 
mischen Rechtes — fungible Sachen im Falle des Mutuums in das 
volle Eigenthum des Schuldners, so dass das Mutuum nicht so sehr 
jsis ein Leihvertrag, denn vielmehr als Kauf eines Porderungsrechtes 
sich darstellt. Noch viel weniger hat aber das Kapital Fabrik früher 
die »Form von Geld« gehabt, denn die rohen Bausteine und das Roh- 
eisen, aus welchen die Fabrik sammt den erforderlichen Maschinen 
hergestellt worden, waren nie Geld, sondern immer nur Steine und 
Eisen , und auch das Geld ist nicht in eine Fabrik verwandelt worden, 
im Gegentbeile sind die sämmtlichen Münzstücke auch nach dem Baue 
vollzählig und unverschlechtert vorhanden, und befinden sich lediglich 
in anderen Händen. Hierzu kommt weiter noch, dass das sogenannte 
Geldkapital seinem Besitzer gar keine Rente abwirft, denn wenn der 
Gläubiger von seinem Schuldner einen Darlehenszins erhält, so fliesst 
der letztere nicht aus dem Gelde, sondern aus dem Forderungsrechte, 
und nicht jenes , sondern dieses ist das eigentliche Kapital für den 
privatwirthschaftlichen Gesichfcspunkt des Zinsgläubigers. Fassen wir 
das Gesagte nochmals kurz zusammen, so gelangen wir zu folgendem 



896 Fr. Kleinwächter, 

überraschenden Resultate : Nach der gangbaren Lehre soll der Zinsfass 
die Kapitalsrente repräsentiren , weil zur Zeit der Geldwirthschaft die 
meisten Kapitale in Geldforra dargeliehen werden, somit die Eente 
des Geldkapitales als die für alle übrigen Kapitale massgebende an- 
gesehen werden kann. Nun zeigt es sich aber bei näherer Betrachtung, 
dass die Kapitale nicht »dargeliehen« wurden, sondern im unbeschränk- 
ten Eigenthume des Schuldners stehen , dass ferner das Geld nicht so 
sehr »dargeliehen« , als gegen ein zinstragendes Forderung^echt ver- 
tauscht wurde, somit gleichfalls in das volle Eigenthum des Schuldners 
übergegangen ist, dass weiter das angeblich geliehene Kapital nie und 
nimmer die »Geldform« besessen habe, dass. endlich das »Geldkapital« 
gar keine Rente abwirft ^ weil der Zins nicht aus dem Gelde, sondern 
aus dem Forderungsrechte herrührt. Wie man hieraus den Satz ab- 
leiten kann, dass der Zinsfuss mit der Kapitalsrente identisch sei, ist 
uns — offen gestanden — unverständlich. 

Was die zweite Form der Beweisführung anbelangt, dass nämlich 
der Besitzer eines Kapitales, z. B. einer Fabrik im Werthe von 
100,000 Gulden, wenn er dasselbe vermiethet oder verpachtet, nicht 
leicht einen höheren Zins erlangen wird, als 5000 Gulden, d. 1. als 
denjenigen Zins, den er erlangen würde, wenn er statt seiner Fabrik 
im Werthe von 100,000 Gulden das baare Geld darleihen würde, also 
den landesüblichen Geldzins — so scheint uns auch diese Beweisführung 
nicht viel überzeugender zu sein als die früher besprochene, und dies 
einfach aus dem Grunde, weil der in Rede stehende Beweis sich in 
einem circulus vitiosus bewegt, somit vollständig in der Luft schwebt 
Es ist allerdings vollständig richtig, dass der Besitzer jener Fabrik im 
Werthe von 100,000 Gulden bei einem herrschenden Zinsfusse von 
5 Procent nicht leicht einen höheren Pachtschilling als 5000 Gulden 
für dieselbe erzielen wird, weil sonst der künftige Pächter es vor- 
ziehen würde, den Betrag pr. 100,000 Gulden haar zu entlehnen und 
damit die Fabrik zu bauen; allein wenn wir weiter fragen: »warum 
hat denn eigentlich jene Fabrik einen Wcrth von 100,000 Gulden, hat 
etwa ihre Herstellung so viel gekostet?« — so wird uns jeder einfache 
Geschäftsmann die Antwort geben, dass die Herstellungskosten ganz 
gleichgiltig sind, und dass der Werth unserer Fabrik sich mit 100/ K)0 
Gulden beziffert, weil sie mit Rücksicht auf ihre Grösse und Einr ch- 
tung, ferner mit Rücksicht auf die sonstigen Nebenumstände geei'^uet 
ist, ihrem Besitzer ein Nettoeinkommen von mindestens 5000 Gu. len 
jährlich abzuwerfen, was bei einem herrschenden Zinsfusse von 5 Prozent 
einem Geldbetrage von 100,000 Gulden entspricht. Die Beweisfühi ing 
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bewegt sich also in der folgenden Weise: »Der Pachtzins für ein Ka- 
pital wird — unter dem Eindrucke des herrschenden Zinsfusses — 
durch den Werth des Kapitales bedingt, und dieser hängt wieder vom 
(bereits erfahrungsmässig bekannten oder muthmasslichen) Ertrage ab« ; 
mit anderen Worten, der Pachtzins oder der Ertrag, die Rente des 
Kapitales hängt von seinem Werthe und dieser wieder vom Ertrage 
ab. Dass eine derartige Beweisführung nicht geeignet ist, den Satz: 
»der Zinsfuss repräsentirt die Kapitalsrente« als unanfechtbar hinzu- 
stellen, bedarf wohl keiner weiteren Versicherung. 

ad e. Ein hoher Zins erleichtert die Ansammlung und 
fördert somit die Bildung neuer Kapitale. Auf den ersten 
Blick erscheint dieser bei allen Schriftstellern vorkommende Satz so 
selbstverständlich zu sein, dass er keiner weiteren Begründung bedarf, 
bei genauer Betrachtung zeigt es sich jedoch, dass der hohe Zins — 
sei es nun der hohe Miethzins für Kapitale, oder der Zins vom Gelde 
— im direkten Gegensatze zur gewöhnlichen Lehre sehr schwer auf 
der gesammten Production lastet und die Bildung neuer Kapitale 
ausserordentlich erschwert. Die Thatsache nämlich, dass für die Be- 
nutzung eines fremden Kapitales überhaupt ein Miethzins gezahlt wird, 
findet ihre Erklärung in dem Umstände, dass die fraglichen Kapitale 
blos in beschränkter Menge vorhanden sind, also in einem natürlichen 
oder künstlichen Monopole. Je grösser die Nachfrage nach Kapitalien 
ist, d. h. je dringender das Publikum dieselben benöthigt und je weni- 
ger die Menge der vorhandenen Kapitale dieser Nachfrage zu entspre- 
chen vermögen, um so mehr werden die Kapitalsbesitzer die Noth- 
lage des Publikums ausbeuten, um so höher werden sie den Miethzins 
stellen. Der hohe Miethzins wird nun allerdings die glücklichen Be- 
sitzer anregen, Beichthümer zu sammeln und ihnen dies auch wesent- 
lich erleichtern, allein die ganze übrige Gesellschaft wird, je höher 
der Miethzins steigt, um so weniger im Stande sein, Güter zu produ- 
ciren und neue Productionswerkzeuge, d. i. eben neue Kapitale herzu- 
stellen, weil man mit den blossen Händen sehr wenig hervorbringen 
kann, und die Benutzung der verschiedenen Werkzeuge so theuer 
zu stehen kommt, dass nur Wenige den verlangten Zins erschwingen 
können. Je grösser hingegen die Zahl der vorhandenen Kapitale ist, 
desto niedriger stellt sich der Zins, der für die Benutzung derselben 
gezahlt wird, ja, er würde sogar gänzlich verschwinden, wenn jeder 
Einzelne das betreffende Kapital besässe, allein trotz dem, oder — 
richtiger gesagt — eben deswegen würde die gesaninite Production 
und somit auch die Herstellung neuer Kapitale nur gefördert , weil nun 
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das vermehrte Angebot von Mühlen sowohl der Geldertrag derselben, 
als der Zins, der für ihre Benutzung gezahlt wird, herabgedrückt, wäh- 
rend gleichzeitig der Nationalwohlstand um eine neue Mühle vergrösseft 
wurde. Wird hingegen statt der Uten Mühle etwa ein Dampfschiff 
gebaut, so ist der Nationalwohlstand gleichfalls gestiegen, und dennoch 
ist nicht abzusehen, warum die Rente, oder der Ertrag des Kapitales 
»Mühle«, oder aber der Pachtzins für Mühlen hierdurch verringert 
worden sein sollte. Im geraden Gegensatze ist vielmehr zu vermuthen, 
dass nicht nur das Dampfschiff eine gute Rente abwerfen wird, sondern 
dass auch der Ertrag aller Mühlen gesteigert wird, weil etwa das 
Dampfschiff fremdes Getreide zum Vermählen bringen und Mehl als 
Rückfracht mitnehmen wird, üeberdies lehrt die Erfahrung im direkten 
Widerspruche zu diesem vermeintlichen Gesetze, dass mit dem steigen- 
den Wohlstände und der Dichte der Bevölkerung nicht nur die Renta- 
bilität vieler Kapitale wächst, sondern dass die Herstellung derselben 
überhaupt erst dann möglich wird, wenn die Bevölkerung einen ge- 
wissen Grad von Dichte und Wohlstand erreicht hat. Hierher gehören 
die Eisenbahnen, die grossen Fabriken, Telegraphen, SchiflFfahrts- 
verbindungen, Brücken u. s. f. deren Anlegung und Erhaltung in einem 
dünn bevölkerten und armen Lande nur mit den grössten Opfern und 
Verlusten möglich ist, und deren Ertrag nur um so grösser ist, je 
dichter und wohlhabender die Bevölkerung wird. Glaubt man hingegen, 
dass unter der Kapitalsrente der landesübliche Zinsfuss zu verstehen 
sei, so ist es wohl eine bekannte Thatsache, dass der Zinsfuss in wohl- 
habenden und dicht bevölkerten Ländern niedrig steht, allein der Grund 
dieser Erscheinung liegt weder in der Dichte noch in dem Reichthume 
dieser Länder, sondern lediglich in dem Umstände, dass der Zustand 
dieser Länder ein ziemlich ruhiger und stabiler ist, d. h. dass nicht 
viel Nachfrage nach grösseren verleihbaren Geldsummen vorhanden ist, 
weil nicht viel neue und grosse Unternehmungen iu's Leben gerufen 
werden. Dass dem wirklich so sei, geht aus der statistisch nach- 
gewiesenen Thatsache hervor, dass der Zinsfuss jedesmal, wenn die 
Productionsthätigkeit in einem solchen Lande einen neuen Aufschwung 
ninimt, je nach der Intensität des letzteren steigt. Je rascher also 
ein Land seinen National Wohlstand vermehrt, um so empfindlicher steigt 
der Zins vom Gelde, während man nach der allgemein herrschenden 
Ansicht doch das Entgegengesetzte vermuthen sollte. 

Wird die Kapitalsrente in dem Sinne gefasst, wie sie von uns 
entwickelt wurde, als die von dem Kapitale producirten Werthe, so 
kann von einer sinkenden Tendenz derselben gegenüber dem Fortschritt^ 
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der Natiouen nicht wohl die Rede seiu, weil jeder Fortschritt in der 
Kultur es mit sich bringt, dass der Mensch nicht nur die vorhandenen 
Werkzeuge und Productionsmittel besser zu benutzen und auszunutzen 
lernt, sondern ihn auch immer neue und vollkommenere Werkzeuge 
und Productionsmittel aufzufinden und zu erfinden lehrt, so dass sowohl 
die Menge als die Beschafieuheit der Producte, die der Mensch mit jenen 
Hilfsmitteln herzustellen vermag, von Jahr zu Jahr grösser und besser wird, 
ad g. Die sinkende Tendenz des Kapitalszinses hat 
eine Abschwächung des Ansammlungstriebes zur Folge 
und erschwert somit die Bildung neuer Kapitale. Geg^ 
diesen Satz ist zu bemerken, dass er das Wesen der Sache geradezu 
umkehrt, und die Wirkung mit der Ursache verwechselt. Nicht das 
Sinken des Zinsfusses, welches den Ansammlungstrieb abschwächt, 
erschwert die Bildung neuer Kapitale, sondern umgekehrt die ver- 
minderte Schaffung neuer Kapitale, also der heraljgestimmte Unter- 
nehmungsgeist im Volke vermindert die Nachfrage nach grösseren Geld- 
summen und bringt somit den Zinsfuss zum Weichen. Die sinkende 
Tendenz des Zinsfusses ist also nicht so sehr die Ursache, als vielmehr 
die Wirkung der weniger lebhaften Bildung neuer Kapitale. Sobald 
nämlich in einem Lande der Unternehmungsgeist sich regt und an die 
Herstellung grösserer Kapitale, also z. B. von Eisenbahnen, Fabnken 
u. dgl. m., geschritten wird, entsteht grösserer Bedarf, d. i. lebhaftere 
Nachfrage nach grösseren Geldsummen, welcher das Angebot nicht so- 
fort entsprechen kann. Es wird also dadurch der Zins vom Gelde in 
die Höhe getrieben. Hat sich jedoch die Unternehmungslust im Volke 
später wieder beruhigt, und die Nachfrage nach grösseren Geldsummen 
nachgelassen, so muss nothwendiger Weise der Zinsfuss sinken. Die 
weitere Behauptung unseres in Rede stehenden Gesetzes, dass das 
Sinken des Zinsfusses die Bildung neuer Kapitale erschwert, ist geradezu 
widersinnig, weil der niedrige Zinsfuss es dem Einzelnen nicht nur 
nicht erschwert, sondern umgekehrt erleichtert, die Summen aufzutreiben, 
die er zur Herstellung seiner Fabrik oder seines Kapitales benöthigt, 
und weil — je tiefer der Zinsfuss sinkt — desto mehr Unternehmungen 
in's Leben gerufen werden können, die wegen ihrer geringeren Ren- 
tabilität von z. B. blos 5 Procent früher, so lange der Zinsfuss uf 
6 oder mehr Proceut stand, nicht möglich waren. 

8. Sie Lehre vom Unternehmongs- Gewinne. 

Wie wir soeben gesehen, geht die gewöhnliche Ansicht von er 
Ueberzeugung aus, dass die Kapitalsreute , d. i. der Antheil, den as 
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Kapital an der Production hat, in allen Fällen mit dem landesüblichen 
Zinsfüsse identisch sei. Diese Thatsache erklärt sich zum Theile aus 
dem Umstände, dass unsere heutige Wissenschaft unter dem unmittel- 
baren Eindrucke des Mercantilsystems entstand , zum Theile aus einer 
falschen Auffassung des Geldes. Vermöge seiner Eigenschaft als der 
abstracte Werth, als das allgemein Geltende kann nämlich das Geld 
augenblicklich gegen jeden beliebigen Gegenstand umgesetzt werden. 
Da nun in einer Zeit der ausgebildeten Geldwirthschaft das Geld den 
alleinigen Werthmesser bildet, und der Werth aller Gegenstände nur 
in Geld angesetzt wird, so kann der Einzelne mit einem gewissen An- 
schein von Berechtigung sagen, dass er sein Geld »in ein Kapital ver- 
wandelt«, wenn er es gegen eine Fabrik, ein Zinshaus, ein Waaren- 
lager u. s. f. umtauscht. Es ist evident, dass diese so häufig wieder- 
kehrende Redensart keine andere, als eine blos figürliche Bedeutung 
hat, denn wer sein Geld gegen eine Fabrik hingiebt, hat begreiflicher 
Weise das Geld ganz unversehrt gelassen, die Thaler sind Thaler ge- 
blieben und haben in vollkommen unveränderter Gestalt blos ihren 
Besitzer gewechselt. Gerade, diese Auffassung des Geldes, nach welcher 
dasselbe gewissermassen als ein proteus - artiges Wesen erscheint, das 
in den verschiedensten Gestalten auftritt und doch überall das nämliche 
bleibt, gerade diese Auffassung des Geldes ist es, welche in Verbin- 
dung mit der Thatsache, dass für das Leihen des Geldes ein bestimmter 
Zins gezahlt wird, der in allen Fällen gleich hoch ist, und zu dem 
sich blos — je nach der Sicherheit, die der Schuldner seinem Gläubiger 
bietet — eine verschieden abgestufte Assecuranz-Prämie hinzutritt, am 
meisten dazu beigetragen hat, das Wesen der Kapitalsrente zu ver- 
dunkeln. Aus dieser Auffassung des Geldes in Verbindung mit der 
Lehre des Mercantilsystems, dass das Geld das einzige Kapital sei, ent- 
stand allmählig die Ansicht, dass das in den Gegenständen »steckende« 
Geld, oder — wie wir sagen würden — der Geldwerth der ver- 
schiedenen Gegenstände das eigentliche Kapital sei. Stellt man sich 
auf diesen Standpunkt, dann wird allerdings die ganze landläufige Lehre 
vom Kapitale und dessen Rente verständlich. Unter dieser Voraus- 
setzung ist es richtig, dass das Kapital durch »Er spar ung« entsteht, 
weil der Schaffung von Kapital , wenigstens in der civilisirten Welt, 
die Ersparung von Geld vorher zu gehen pflegt, dann wird es erklär- 
lich, wie das Kapital in einer Fabrik, in einem Zinshause, oder in 
einem Geschäfte »angelegt« werden, oder wie es darin »stecken«, 
oder endlich wie es bald in der »Form« von Rohstoff, bald in der 
Form von Maschinen, Thieren, Geld u. s. f. bei der Production mit- 
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-^ nachdem sich das gewöhnliche Leben dem von der Wissenschaft 
aufgestellten Gesetze von dem uniformen Ertrage des Kapitales absolut 
nicht fügen will, und consequent Ungleichheiten aufweist — eine Rubrik 
zu finden, in welche sich jenes Superplus des Ertrages einreihen liesse, 
wurde der Unternehmungsgewinn zu Hilfe genommen und der Satz auf- 
gestellt, dass der den landesüblichen Zinsfuss übersteigende Ertrag 
eines Kapitales nicht mehr Kapitalsrente, sondern Gewinn des Unter- 
nehmers sei, sowie umgekehrt ein etwaiger Ausfall im Ertrage eines 
anderen Kapitales bis zum Betrage des landesüblichen Zinses den 
Schaden des Unternehmers bilde. Gewöhnlich pflegt man den Unter- 
nehmungsgewinn als die Entlohnung für die Uebernahme des mit dem 
Geschäfte verbundenen Bisico, oder für die besondere Geschicklich- 
keit des Unternehmers zu erklären. Man sagt, es geschehe häufig, 
dass Jemand mit fremden Kapitale (recte mit fremdem Gelde) eine 
Fabrik herstelle und mit den erforderlichen Hilfs- und Rohstoffen ver- 
sehe. Er dingt nun Arbeiter, welche die nothwendige Handarbeit 
leisten und schliesslich bestellt er einen technischen Director, welcher 
das ganze Werk leitet. Obwohl nun der Unternehmer weder mit eige- 
nem Kapitale wirthschaftet , noch selbst in irgend einer Weise mit- 
arbeitet, so bezieht er dennoch einen Gewinn aus seinem Unternehmen, 
d. i. den sogenannten Unternehmungsgewinn, oder die Unternehmers- 
rente, welche im vorliegenden Falle lediglich als ein Entgelt für das 
mit dem Unternehmen verbundene Bisico zu betrachten ist. 

Es lässt sich nicht läugnen, dass diese Darstellung die Existenz 
einer Unternehmersrente mit ziffermässiger Evidenz nachzuweisen scheint, 
trotzdem ist dieselbe nicht stichhaltig, weil sie auf der unrichtigen und 
willkürlichen Voraussetzung beruht, dass der Zinsfuss die Kapitalsrente, 
d. i. den Ertrag des Kapitales für alle Fälle repräsentire. Wenn näm- 
lich der sogenannte Unternehmer eine bereits existirende Fabrik pachtet, 
oder wenn er das hierzu erforderliche Geld ausleiht und die Fabrik 
baut, und wenn er in beiden Fällen hierfür einen Zins zahlen muss, 
so ist — wie wir wiederholt nachgewiesen zu haben glauben — nicht 
entfernt abzusehen, warum dieser Zins die eigentliche Kapitalsrente 
darstellen soll. Im ersten Falle nämlich, wenn der Industrielle eine 
Fabrik pachtet, so operirt er wohl mit einem fremden Kapitale, allein 
der Zins, den er dafür zahlt, ist schon a priori kleiner als die eigent- 
liche Rente des Kapitales, denn sollte der Pächter die ganze Rente, 
d. 1. alle jene Producte herausgeben , die auf Rechnung des Kapitales 
zu setzen kommen, so hätte er keinen Nutzen von dem Letzteren, und 
würde den Pacht gänzlich unterlassen, wie wir dies bei der Entwicklung 
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sehea nämlieh in dem sogenannten Unternehmer einfach einen klugen 
Menschen, welcher die thatsächlichen Preisverhältnisse, also entweder 
den Miethzins fflr diese oder jene Proiiuetionswerkzeuge (Kapitale in 
unserem Sinne), fenier die Höhe des Arbeitslohnes, und zwar des Loh- 
nes für gemeine Handarbeit, als für die höhere geistige Arbeit ge- 
schickt benutzt, indem er Prodoctivkräfte gegen ein bestimmtes Ent- 
gelt acquirirt, sie dann combinirt und in einer Weise Güter produ- 
ciren läsat, so dass die gelieferten Producte einen höheren Werth ha- 
ben, als die Anschaffungskost^ betragen, und ihm jener Mehrbetrag 
als Reingewinn zufällt. Der Unternehmer realisirt hier in der voll- 
kommen nämlichen Weise einen Gewinn wie der Kaufmann , dessen 
Waarenlager Aber eine Nacht im Werthe steigen kann ; und ebenso 
wie dieser Kaufmann nichts hinzugethan hat, um den Werth seiner 
Waare im Laufe der gedachten Nacht zu erhöhen , ebenso kann auch 
der Unternehmer, der weder mit seinem Kapitale, noch mit seiner 
Arbeit an der Production betheiligt ist, vom Standpunkte der Uni- 
versalökonomie nicht als Froducent angesehen werden , denn das Pro- 
ducirende ist blos das Kapital und der mitwirkende Arbeiter. 

Was nach unserer Ansieht speciell geeignet ist, die Lehre von der 
Untemehmersrente zu widerlegen, ist der folgende Umstand. Der Ge- 
winn des Unternehmers ist nach der gangbaren Lehre eine Rente, 
welche weder dem Kapitale — denn sein Antheil an der Production 
wird durch den Zins repräsentirt und bezahlt — noch dem Arbeiter 
zuzuschreiben ist, denn seiner Mitwirkung an der Production ent- 
spricht der Arbeitslohn. So gelangt man zu dem eigenthümlichen 
Resultate, dass die Rente des Unternehmers vollständig in der Luft 
schwebt, und doch verlangt schon das logische Gesetz von Ursache 
und Wirkung, dass jede Rente als ein dauerndes und wiederkehrendes 
Einkommen aus einem feststehenden Grunde, aus einem ständigen 
Quell fliessen muss. 

0. Sie Lehre von der Bodenrente. 
Unter Bodenrente verstehen bekanntlich die Anhänger dieser Lehre 
im Allgemeinen denjenigen Theil an den Früchten des Bodens, welcher 
dem Eigenthümer des Bodens nach Abzug des Arbeitslohnes und der 
Ersätze für den sonstigen mit der Bodencuitur verbundenen Aufwand 
verbleibt. Es muss jedoch gleich von vorhinein bemerkt werden , dass 
die Theorie der Bodenrente durchaus keine einheitliche sei, und dass 
die Ansichten der einzelnen Schriftsteller über das Wesen derselben 
unter einander divei^en. Ricardo, der eiferigste Vertheidiger die- 
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ser Lehre, definirt die Bodenrente in der folgenden Weise, er sagt: 
»Bodenrente wird derjenige Theil von der Prodnetiou des Bodens ge- 
nannt, welcher dem Grundeigenthamer fflr die Benutzung der ur- 
sprünglichen und unzerstörbaren Kräfte des Bodens bezahlt wird. Die 
Bodenrente hat ihren Grund lediglich darin, dass der Boden hinsieht- 
lieh seiner productiven Kraft verschieden ist, und man bei steigender 
Bevölkerung auch den Boden von geringerer Qualität oder weniger 
vortheilhaften Lage in Gultur nimmt. Sobald in Folge wachsender 
Population der Boden, der vom zweiten Grade der Fruchtbarkeit ist, 
in Gultur genommen wird, so fängt der Boden, welcher vom ersten 
Grade der Fruchtbarkeit ist, an, Bodenrente abzuwerfen, und der 
Preis, welcher fdr seine Benutzung gezahlt wird, hängt von der Ver- 
schiedenheit hinsichtlich der Qualität dieses zweierlei Bodens ab. Bo- 
denrente ist stets die durch Anwendung zweier gleicher Quantitäten, 
Arbeit und Kapital, in den Producten erhaltene DiflFerenz.« Nach Ri- 
cardo ist also die Bodenrente das Entgelt, welches dem Grundbe- 
sitzer für die Benutzung der natürlichen Kräfte des Bodens bezahlt 
wird. Diese Ansicht ist jedoch nicht die einzig massgebende geblieben, 
indem schon zum Theile Smith, ganz entschieden aber Mi 11 die Bo- 
denrente als Monopolsgewinn erklärt haben, während vorzugsweise 
die deutschen Nationalökonomen das Wesen derselben in dem eigen- 
thümlichen Verhalten der Bodenproduction gegenüber der Kapitalsrente 
gesucht haben. 

Im Allgemeinen lassen sich die verschiedenen Ansichten über das 
Wesen der Bodenrente unter die nachstehenden drei Gesichtspunkte 
zusammenfassen : 

a) Die Bodenrente ist das Entgelt , welches dem Grundeigenthamer 
für die Benutzung der natürlichen Kräfte des Bodens gezahlt wird. 

b) Die Bodenrente ist ein reiner Monopolgewinn der Grundeigen- 
thümer. 

c) Die Grundstücke unterliegen bezüglich ihres Verhaltens gegen- 
über dem Kapitale so eigenthümlichen Gesetzen, dass man sie 
mit den Kapitalien nicht zusammenwerfen darf, ihr Ertrag kann 
daher nicht als Kapitalszins aufgefasst werden, sondern bildet 
die besondere Bodenrente. 

a) Die Bodenrente als Entgelt für die Benutzung der 

natürlichen Kräfte. 

Es ist dies jene Ansicht über das Wesen der Bodenrente, die I - 
cardo entwickelt, wenn er die Bodenrente definirt, ^s »denjenü i 
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Theil von der Production des Bodens, der dem Grundeigenthümer für 
die Benutzung der ursprünglichen und unzerstörbaren Kräfte des Bo- 
dens gezahlt wird.« Bicardo führt den ganz richtigen Beweis, dass 
ein Grundstück, welches mit einem bestimmten Aufwände von Kapital 
und Arbeit bestellt wird, einen so grossen Ertrag liefert, dass hier- 
von nicht nur der Arbeitslohn und der Kapitalszins bezahlt werden 
kann, sondern dass noch ein Ueberschuss, d. i. eben die reine Bo- 
denrente verbleibt, welches Supei-plus weder auf Rechnung der aufge- 
wendeten Feldarbeit, noch des bei der Production mitwirkenden fundus 
instructus oder des sonstigen Kapitales zu setzen kommt, sondern dem 
3ten Factor der Production, d. i. dem Grundstücke als solchem zuzu- 
schreiben ist. Diese Thatsache erscheint uns so natürlich und selbst- 
verständlich , dass sie keines mehreren Beweises bedarf. Wenn man 
nämlich von dem Geldwerthe der Kapitalien vollständig absieht, und 
die werbenden Vermögensobjecte selbst als Kapital anerkennt — was 
übrigens die gewöhnliche Lehre vom Kapitale wiederholt verlangt — 
30 ist es nur nothwendig, dass die Leistung dreier Productionsfactoren, 
also : der menschlichen Arbeit, des fundus instructus sammt den etwaigen 
Melioratio|ien , dann des Grundstückes, zusammengenommen grösser 
sein muss, als wenn blos zwei Factoren in's Treffen geführt werden. 
Ganz in der nämlichen Weise wird z. B. ein Karrenschieber, der bis- 
her nur über zwei Kapitale, seine Muskelkraft und einen Karren, dis- 
poniren konnte , mehr produciren , d. h. grössere Lasten fortbewegen, 
wenn er von nun an ein drittes Kapital zu Hilfe nimmt und etwa einen 
Hund oder gar ein Pferd vorspannt. Wenn also Ricardo den Be- 
weis liefert, dass die Grundstücke an der Production gleichfalls An- 
theil nehmen, in der nämlichen Weise wie die menschliche Arbeitskraft 
und wie die Kapitale, dass also die Grundstücke eine selbstständige 
Rente abwerfen , so müssen wir ihm in diesem Punkte vollständig bei- 
pflichten. Es fragt sich nur, ob die Rente der Grundstücke von der der 
übrigen Kapitale so verschieden ist, dass die Grundstücke aus der Reihe 
der Kapitalien ausgeschieden und in eine besondere Klasse der Pro- 
ductionsfactoren gebracht werden müssen. In diesem Sinne, der un- 
streitig den Kern der Frage am schärfsten trifft, haben die deutschen 
Forscher — die ja bekanntlich an Gründlichkeit alle anderen Nationen 
so unendlich überragen — die Bodenrente aufgefasst. Da wir später 
auf diesen Gesichtspunkt für die Theorie der Grundrente zurückkommen 
wollen, so genügt es, darauf hinzuweisen, dass die von uns entwickelte 
Definition des Kapitalsbegriffes und der Kapitalsrente die Grundstücke 
ebenso umfasst wie die übrigen Kapitale, und dass daher die An- 
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dem gegenwärtigen Stande der Physiologie dieser Ausdruck überhaupt 
noch gebraucht werden darf — im Thiere, das von allen Schriftstellern 
als ein wahres Kapital anerkannt wird, nach denselben Gesetzen und 
in gleichem Grade waltet, wie im Grund und Boden. 

Ob zwar nun Ricardo bemüht ist, die Bodenrente lediglich als 
einen Ausfluss der natürlichen Kräfte des Bodens darzustellen, so lässt 
er sich dennoch zu dem Ausspruche verleiten, dass auch die Lage eines 
Grundstückes auf seine llente von Einfluss sein könne. Diese offenbare 
Inconsequenz in seiner Darstellung der Grundrenten - Theorie ist 
um so unbegreiflicher, als jedey Uneingeweihte schon auf den ersten 
Blick erkennen muss, dass die Lage eines Grundstückes, zumal die 
Lage an einem künstlichen Kanal oder an einer Strasse mit den natür-- 
liehen Kräften des Bodens nichts zu schaffen hat. 

b) Die Bodenrente als Monopolgewinn. 

Diese Ansicht, die von Mill und theil weise auch von Smith ver- 
theidigt wird, geht von dem richtigen Gesichtspunkte aus, dass der 
Grund und Boden nur in beschränkter Menge vorhanden ist, und dass 
er und seine Producte, die nicht beliebig vermehrt werden können, 
mit der Zunahme der Bevölkerung im Werthe steigen, und dass den 
Bodenbesitzen!, die lediglich aus der Thatsache des Besitzes einen 
Vortheil ziehen, ein r^ner Monopolgewinn, d. i. die eigentliche Boden- 
rente als ein Geschenk mühelos in den Schooss fällt. Zur Erscheinung 
gelangt diese Thatsache auf die folgende Weise: So lange es noch 
herrnlosen Boden im Lande giebt, kann von einer Bodenrente keine 
Rede sein, weil das Moment des Monopoles, die beschränkte Masse 
fehlt. Wenn späterhin aller Boden vom ersten Grade der Fruchtbar- 
keit bereits in das Eigenthum Einzelner übergegangen ist, und die 
Bevölkerung wächst, so steigt der Preis der Bodenproducte allmählig 
so hoch, dass es sich nunmehr verlohnt, auch den Boden 2ter Klasse 
in Cultur zu nehmen. Der Ertrag dieser Grundstücke zweiter Klasse 
ist eben hinreichend, um die Culturkosten , d. i. den Arbeitslohn und 
den Kapitalszins zu bestreiten, dagegen bringen die Grundstücke erster 
Klasse nicht nur die Culturkosten herein , sondern werfen auch noch 
wegen ihrer grösseren Fruchtbarkeit einen Separatgewinn ab. Dieser 
Separatgewinn ist lediglich aus der Thatsache des Besitzes zu erklären, 
er ist ein reiner Monopolsgewinn, und heisst Bodenrente. Die Boden- 
rente als Monopolsgewinn wird jedoch nicht blos für die grössere 
Fruchtbarkeit eines Grundstückes, sondern auch für dessen vortheil- 
haftere Lage gezahlt. Ja, es darf sogar der Begriff der Bodenrente 
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Dispositiottsbefugniss , wenigstens über ein Stückchen Natur gar nicht 
gedacht werden kann. Wollte man in der That die Abschaffung des 
Eigenthumes consequent durchführen, so wird nicht nur das Essen und 
Trinken zum Verbrechen, es wird sogar jeder Athemzug zum Dieb- 
stahle oder Raube an der Gesellschaft, da in allen drei Fällen der 
Mensch ein Stück Natur als ausschliessliches Eigenthuni für sich in 
Anspruch nimmt, und hieraus den Monopolsgewinn des Lebens zieht. 

c) Die Grundrente als eine nothwendige Folge des eigen- 
thümlichen Verhaltens der Grundstücke gegenüber den 

Kapitalien. 

Diese Auffassung der Grundrente , die sich zum Theile schon aus 
der von Ricardo aufgestellten Definition entnehmen lässt, wird ins- 
besondere von Rau und theilweise auch von Röscher vertheidigt. 
Die Gründe, aus denen namentlich Rau annehmen zu müssen glaubt, 
dass die Grundstücke wegen ihres eigenthümlichen Verhaltens aus der 
Reihe der Kapitalien auszuscheiden sind, sind die nachstehenden: 

«) Die Bodenrente giebt in den meisten Fällen einen 
üeberschuss über die Kosten, und ist daher eine Ausnahme von 
der Regel, dass die Preise der Dinge den Kosten nahe kommen. Was 
den ersten Theil dieser Behauptung anbelangt, dass die Bodenrente 
in den meisten Fällen einen üebei*schuss über die Kosten des Betriebes 
giebt, so erleidet derselbe eine wesentliche Einschränkung. Wir wollen 
gern zugeben, dass der Boden vom ersten Grade der Fruchtbarkeit 
— wenn bereits in dem betreffenden Lande der Boden dritter Klasse 
in Cultur genommen wurde — aus seinem Ertrage nicht nur die Kosten 
der Bestellung vollständig deckt, sondern auch einen grossen Mehr- 
gewinn abwirft; allein man darf den wichtigen Umstand nicht über- 
sehen, dass derartige Grundstücke nicht unentgeltlich zu haben sind, 
sondern gekauft werden müssen. Ist dies aber der Fall, dann wird 
dieser Mehrertrag des fruchtbaren Grundstückes zuverlässig auch in 
seinem Kaufpreise in Anschlag gebracht, so dass immer das bessere 
oder günstiger gelegene Feld theuerer ist, als ein gleich grosses, aber 
minder fruchtbares, dann muss aber der Landwirth die grösseren An- 
schaffungskosten für jeneß in Rechnung bringen und wird höchst wahr- 
scheinlich zu dem Resultate gelangen, dass der Ertrag des besseren 
Feldes durch den höheren Ankaufspreis so ziemlich compensirt wird. 
Allein selbst wenn dies nicht der Fall wäre, oder thatsächlich nicht 
der Fall ist, vermögen wir aus dem grösseren Ertrage ein^ Grund- 
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drttcklich, indem sie stets die Mahnung zuruft, man möge nur ja nicht 
das Geld für das einzige Kapital ansehen. Die Erfahrungen des prak- 
tischen Lehens sind so überzahlreich, und beweisen so unwiderl^har 
das gerade Gegentheil von dem, was die Schultheorie lehrt, dass es 
rein unbegreiflich ist, wie man den Satz aufstellen konnte, der Ertrag 
des Kapitales in den Gewerken weise keine so bedeutende Ungleichheit 
auf wie die Rente der verschiedenen Grundstücke. Man vergleiche 
nur die Rentabilität der einzelen Zucker-, Maschinen- oder sonstigen 
Fabriken, den Ertrag der einzelnen Eisenhahnen oder überhaupt meh- 
rerer Kapitale derselben Gattung und man wird finden, dass er -<^ wenn 
nicht grössere — zum Mindesten eben so grosse Unebenheiten aufweist, 
als der Ertrag der verschiedenen Grundstücke, und dass diese Ungleich- 
heiten hier wie dort abhängen von der Beschaffenheit der betreffenden 
Kapitale , von ihrer Lage , von der Höhe des Lohnes , den der so- 
genannte Unternehmer zahlen muss, und von der Betriebsart. 

y) Die grössere Menge des angelegten Kapitales ver- 
mag nicht den Bodenertrag in demselben Verhältnisse 
zu steigern. Dieses Gesetz wird gewöhnlich in der folgenden Weise 
dargestellt: »Wird ein Grundstück mit einem bestimmten Aufwände 
von Kapital und Arbeit bestellt, so verhält sich die Ernte zur Aussaat, 
z. B. wie 15 : 1; wird nun etwa im nächsten Jahre die doppelte Menge 
von Kapital und Arbeit zur Bestellung des nämlichen Feldes aufgewendet, 
so steigt sein Ertrag nicht — wie man erwarten sollte — auf 30, sondern 
etwa nur auf 25, hingegen sei es evident, dass die doppelte Quantität 
von Kapital und Arbeit in der Industrie auch den doppelten Ertrag 
abwerfe.« Auch gegen diesen Satz, soweit er von den Grundstücken 
bandelt, lässt sich nichts einwenden, allein leider lässt sich aus dem- 
selben auf eine Eigenthümlicbkeit der Bodenproduction kein Schluss 
ziehen, weil es sich bei genauer Betrachtung und richtiger Würdigung 
zeigt, dass unglücklicher Weise genau das Mämliche auch von den 
sämmtlichen Kapitalien gilt. Das erwähnte Gesetz' bedeutet nämlich, 
dass die Intensität der Bodenkraft nicht im geraden Verhältnisse 
mit der aufgewendeten Menge von Kapitalien und Arbeit steigt. Man 
mag aber das Kapital wie immer auffassen , so wird man immer zu 
dem gleichen Resultate gelangen, dass auch die Intensität seiner 
Leistung nicht beliebig gesteigert werden kann. Betrachtet man z. B. 
das Pferd als ein Kapital, so kann seine Zugkraft — d. i. seine Leistungs- 
föhigkeit — durch sorgsame Pflege und rationelle Behandlung, ferner 
durch ein besseres Futter und endlich durch eine geschicktere Con- 
structton des Geschirres, des Wagens oder der Fahrbahn, also durch 
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einen vermehrten Aufwand von Kapital und Arbeit, bedeutend gesteigert 
werden; allein schliesslich wird man bei einem Punkte anlangen, wo 
alle Mühe und Kosten vergeblich sein werden — ultra posse nemo 
tenetur I Der gleiche Fall tritt bei jeder Maschine ein. Auch bei diese 
kann die Leistungsfähigkeit durch sorgfaltigere Reinigung, durch An- 
wendung von mehr und besserem Brennmateriale, eines reineren Wassers 
(zur Vermeidung des sogenannten Kesselsteines), eines besseren Sdunia- 
fettes u. s. f. bedeutend gesteigert werden, schliesslich wird aber, wenn 
man des Guten zu viel thut, wahrscheinlich der Kessel springen. Be: 
trachtet man hingegen das Geld als Kapital , so ist es schon ganz and 
gar evident, *dass durch die Menge desselben der Zinsfuss — und dieser 
ist ja die Intensität seiner Leistung — nicht in die Höhe getriebea 
wird. Der Grund der irrigen Auslegung des gedachten Gresetzes liegt 
darin, da^s die Vertheidiger der Bodenrente dort die doppelte Quan- 
tität von Kapitalien in dasselbe Grundstück hineinstecken, v^ähr^d 
sie hier die beiden Kapitalien neben einander stellen, und sich der 
doppelten Wirkung freuen. Will man consequent sein, so muss man 
dort die zweite Quantität von Kapital und Ar4)eit zur Bestellung eines 
zweiten Feldes verwenden, und wird dapn finden, dass zwei gleich 
gute und gleich grosse Felder genau in der nämlichen Weise den doppel- 
ten Ertrag geben, ebenso wie hier zwei Pferde die doppelte Last fort- 
bewegen, oder zwei Pfandbriefe die doppelte Rente abwerfen. 

d) Der Preis der Bodenerzeugnisse richtet sich nach 
den höchsten Kosten der Bodenbestellung, so dass derjenige, 
der billiger producirt, eine um so grössere Rente bezieht, je geringer 
seine Kosten sind. Um diesen Satz, der in der gegebenen Fassung 
lebhaft daran erinnert, dass der Barometerstand das Wetter macht, 
richtig zu würdigen, muss man sich vergegenwärtigen, dass der gleich- 
massige Preis der Bodenproducte in einem bestimmten Gebiete nicht 
so sehr das Resultat einer Eigenthümlichkeit der Bodenproduction , als 
vielmehr ein Ergebniss des Handels ist. Indem nämlich der Handel 
die Güter nach dem Gesetze von Angebot und Nachfrage aufsucht, 
zusammenträgt und der Art wieder vertheilt, dass der jeweiligen Nach* 
frage an jedem Orte das entsprechende Angebot gegenübersteht, bringt 
er in dem Gebiete, das er umfasst, die möglichste Ausgleichung dieser 
beiden preisbildenden Factoren hervor, und bewirkt, dass der Preis 
des fraglichen Gutes in dem ganzen Handelsgebiete so ziemlich auf 
gleicher Höhe steht. Je ausgebildeter der Handel, je vollkommener 
die Transportanstalten und je allgemeiner die Nachfrage nach einem 
bestimmten Gute, desto gleichmässiger wird sein Preis, desto grösser 
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wird das Gebiet sein, in welchem dieser Preis gilt. Der gleichmässige 
Preis beschränkt sich auch keineswegs auf die Bodenproduete, er regelt 
in noch viel umfassenderem Maasse den Zins für geliehene Geldsummen, 
umfasat alle currenten Handelsartikel, einen grossen Theil der Fabrikate, 
und nivellirt — wie wohl in geringerem Maasse — auch die Höhe des 
Arbeitslohnes. Wie hoch oder wie niedrig in allen diesen Fällen die 
K(fflteD des Gewerbsmannes, de^: den fraglichen Artikel erzeugt, sich 
belaufen, ist ganz gleichgittig, der Preis bleibt, vermöge der nivelliren- 
den Tendenz des Handels, gleich. Innerhalb dieser durch die Preishöhe 
gesogenen Grenze stuft sich die Rentabilität der einzelnen Uutemeh- 
muDgen und der dabei verwendeten Kapitalien sehr verschieden ab, 
Und es wird unter ihnen auch solche geben, die so nahe der Grenze 
stehen, dass dag geringste Sinken des Preises sie zur ünergiebigkeit, 
oder zum Stocken verurtheilt. Hieraus ergiebt sich aber zugleich, dass 
es ganz unzulässig ist, den verschieden abgestuften Gewinn, den die 
Landwirthe aus ihren Grundstücken ziehen, als eine Eigenthümlichkeit 
der Bodenrente hinzustellen und hieraus auf die Existenz einer eigenen 
Grundrente zu schliessen. Wollte man aber in allem Ernste an dem 
Satze festhalten, dass der Preis der Bodenproduete durch die höchsten 
Kosten der Bodenbestellung normirt werde, so bleibt nichts Anderes 
übrig, als auch consequent zu sagen: »Der Spinnfabrikant, der unter 
den ungünstigsten Umständen producirt, bestimmt die Höhe der Gam- 
preise, der Arbeiter, der die meisten Kinder hat, setzt die Höhe des 
Arbeitslohnes fest, oder endlich der Gewerbsmann, der sich überhaupt 
in der misslichsten Lage befindet, macht den Zinsfuss«. 

So viel ist allerdings wahr, dass die Preise auf die Dauer nicht 
unter die Erzeugungskosten herabgehen können; allein diese sind so 
verschieden, dass der Preis eines Artikels sehr tief sinken kann, und 
dass trotzdem einzelne Producenten noch immer bei dem Betriebe ihrer 
Gewerbe, oder der Verwendung ihrer Kapitalien ihre Rechnung finden 
werden, während andere bei diesem Gewerbe längst verhungern konnten. 
Der Satz, dass der Producent unter den ungünstigsten Verhältnissen 
den Preis seines Artikels bestimme — sei er nun Landmann oder Ge- 
werbsmann — ist in dieser Fassung ganz unhaltbar, und kann nur in 
der umgekehrten Form Geltung beanspruchen: »Der unter den 
günstigsten Umständen arbeitende Producent bestimmt 
die Untergrenze des Preises, zu dem der fragliche Ar- 
tikel überhaupt noch hergestellt werden kann.« Jeder 
höhere Preis ist das Resultat des Zusammraiwirkens von Angebot und 
Nachfrage, und bei jeder Preishöhe wird sich eine Reihe von Producenten 
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herausstellen, die bis hinauf zu dem am schlechtest Bedachten einen 
verschieden abgestuften Gewinn aus ihren Kapitalien und Gewerben 
beziehen werden. Dass dem wirklich so sei, dürfte sich aus der nach- 
stehenden Betrachtung ergeben : Jeder, der ein Gewerbe betreiben, oder 
ein Feld bestellen will, muss sich sagen: Der Preis der Feldfirüchte 
oder z. B. der Stiefel ist gegenwärtig so hoch; wird es mir möglich 
sein, das Getreide oder die Stiefeln um diesen oder einen geringeren 
Preis herzustellen, so kann ich dieses Feld bestellen, oder mein Schuster- 
gewerbe unter den beabsichtigten Modalitäten betreiben, kann ich dies 
nicht thun , so muss ich entweder ein anderes Feld suchen , oder muss 
trachten , mein Schustergewerbe anders einzurichten — oder ich muss 
beides ganz unterlassen. Würde dagegen der Producent unter den 
misslichsten Umständen den Preis seines Artikels bestimmen, so braucht 
weder der angehende Landwirth, noch der angehende Gewerbsmann zu 
speculiren, er fange nur getrost an. Denn entweder producirt er unter 
den ungünstigsten Verhältnissen, oder nicht. Im ersten Falle macht 
er den Preis, und findet somit selbstverständlich seine Bechnong, im 
zweiten Fall muss er zwar auf die Ehre der Preisbestimmung verzichten} 
dagegen wird sein Gewinn nur um so grösser sein. 

e) Je mehr die Bevölkerung und ihr Wohlstand wächst, 
desto grösser wird die Bodenrente, desto mehr sinkt der 
Kapitalszins. Die Unrichtigkeit dieses Satzes, soweit er den Er- 
trag des Kapitales betrifft, glauben wir bei der Besprechung der ge- 
wöhnlichen Lehre von der Kapitalsreute dargelegt zu haben, so dass 
wir uns hier begnügen, auf das dort Gesagte zu verweisen. Nur Eines 
wollen wir hier noch hervorheben, wenn es wirklich wahr ist, dass der 
Ertrag der Kapitale gegenüber dem steigenden Wohlstande und der 
Dichtigkeit der Bevölkerung eine sinkende Tendenz aufweist, wie wird es 
erklärlich, dass gerade die wohlhabendsten und am dichtesten bevölker- 
ten Länder die meisten Kapitalien — und zwar sowohl das meiste Geld, 
als die meisten Fabriken Maschinen u. s. f. — aufzuweisen haben, 
während doch der natürliche Instinkt die Leute dazu drängen sollte, 
sich dort etabliren, wo jeder den höchsten Lohn seiner Bemühungen 
erwarten darf? Da nämlich die gewöhnliche Lehre über die Kapitals- 
rente uns versichert, dass der Ertrag des Kapitales um so gerin ;er 
wird, je mehr die Dichtigkeit der Bevölkerung und ihr Wohlstand wäc st, 
so soUtö man meinen, dass die gesammte Geschäftswelt, der man d »ch 
so viel Einsicht zumuthen darf, dass sie gerade jene Orte^Äum ScL lu- 
platze ihrer Thätigkeit wählt, wo der grösste Gewinn realisirt we- en 
kann, mit besonderer Vorliebe die ärmeren Länder aufsucht, od*** re- 



Beitrag zur Lehre vom Kapitale. 417 

nigstens sich aus den Städten auf das Land flüchtet, weil hier der Er- 
trag der Kapitale ein grösserer ist. Statt dessen lehrt die Erfahrung, 
dass das wirkliche Leben im direkten Widerspruche zu den Lehr- 
sätzen der gewöhnlichen Lehre steht. Da nun nicht wohl angenommen 
werden kann, dass die Menschen, ihrem eigenen Vortheil entgegen, 
consequent sich mit einem geringeren Ertrage ihres werbenden Ver- 
mögens zufrieden stellen, wo die Abhilfe so leicht möglich ist, so 
scheint denn doch unsere , an der gedachten Stelle ausgesprochene An- 
sicht nicht so ganz unbegründet zu sein, dass die Rente des Kapita- 
les in der Regel mit der Zunahme des Wohlstandes und der Dichte 
der Bevölkerung gleichen Schritt hält. Insbesondere die persönlichen 
Kapitale, die Kenntnisse und Fähigkeiten ^ind es, die wir im steten 
W^andern vom Dorfe zur Stadt, und von da zur Residenz, oder in ein 
anderes reicheres Land sehen, und deren Ertrag stets da am grössten, 
wo die Bevölkerung am dichtesten ist und der grösste Reichthum 
herrscht. Vom ersten Tenor und der Primadonna an der grossen 
Oper in London, New -York oder Paris bis herab zum böhmischen 
Dorfmusikanten oder ungarischen Zigeuner wird sich eine Reihe der- 
artiger Ka'pitale zusammenstellen lassen, deren Rente — selbst wenn 
man die gleiche Qualität, z. B. die gleiche Stärke und Schönheit der 
Stimme u. s. f., voraussetzt — mit ziJBFermässiger Genauigkeit die Rich- 
tigkeit unserer Ansicht bestätigt. 

Ist aber hierdurch nachgewiesen, dass in der Regel die Rente der 
Kapitale mit der Dichte und dem Wohlstande der Bevölkerung steigt, 
so kann man aus dem im gleichen Maasse steigenden Bodenertrage 
nicht auf die Existenz einer eigenen Bodenrente schliessen. Diese Er- 
scheinung deutet auf einen Monopolsgewinn der Grundeigenthümer hin, 
der um so bedeutender wird, je weniger die Landwirthschaft im Stande 
ist, den steigenden Ansprüchen der wachsenden Bevölkerung ein ent- 
sprechend vergrössertes Angebot von Bodenerzeugnissen gegenüber 
zu stellen, üebrigens ist auch dieses Monopol der Grundeigenthümer 
nichts Besonderes, indem jeder Mensch — wie oben nachgewiesen 
wurde — aus seinem ausschliesslichen Eigenthume einen bald grösseren 
bald geringeren Monopolsgewinn zieht. Endlich darf man nicht über- 
sehen, dass dieser Mouopolsgewinn der Grundeigenthümer durch zwei 
Momente wesentlich in Schranken gehalten wird. Erstens ist in Folge 
der grossen Fortschritte auf dem Gebiete der Landwirthschaft nicht 
nur der Geldertrag, sondern auch der Ertrag an Feldfrüchten bei den 
Grundstücken heutzutage ein viel grösserer als vor so viel Jahren, und 

zweitens machen sich die Grundbesitzer unter einander auch ihrerseits 
. DL 2a 
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eben so gat Concurrenz wie die IndustrielleB. Diese ConeurreBz der 
Grundbesitzer geht zwar nicht dahin, billigere Preise zu gewähren, wie 
dies bei den Gewerben der Fall ist, allein indem jeder Landwirth be- 
müht ist, die Menge der erzielten Feldfrücbte zu vergrössem und durch 
Verbesserung der Verkehrsanstalten auch seine entfernter li^endeo 
Grundstücke und deren Erzeugnisse dem Markte zugänglich zu machen, 
wirkt jeder Einzelne dahin, das Angebot zu vermehren, und arbeitet 
so unablässig dem Monopolsgewinnste entgegen. 

{;) Als eines der gewichtigsten Argumente für die Existenz der 
Bodenrente wird geltend gemacht, dass das Sinken des Zins- 
fusses den Preis der Ländereien steigen mache und um- 
gekehrt. Da also die Grundstücke im direkten Gegensatze zum 
»Kapitale« stehen, so folgert die gewöhnliche Lehre, dass die Grund- 
stücke keineswegs als Kapital anerkannt werden können, sie bilden 
somit eine eigene Klasse der Productionsfactoren und ihre Rente M 
von der des Kapitales wesentlich verschieden. Dass die Preise der 
Ländereien gerade die entgegengesetzte Bewegung aufweisen als die 
Schwankungen des Zinsfusses, ist eine seit jeher feststehende That- 
sache, die jedoch zur Annahme einer eigenen Bodenrente nicht ent- 
fernt berechtigt, weil jedes andere werbende Vermögensobject genau 
die nämliche Erscheinung zeigt Das Steigen des Zinsfusses deutet 
eben auf eine vermehrte Nachfrage nach grösseren Geldsummen, welche 
das Geld im Werthe steigen lässt und hiermit ist nothwendig eine 
adäquate Werthverminderung aller anderen Gegenstände verbunden. 
Da nun auch die gewöhnliche Lehre vom Kapitale wiederholt versichert, 
dass das Geld nicht das einzige Kapital sei, dass vielmehr die werben- 
den Vermögensobjecte selbst als solches anerkannt werden müssen, so 
kann es keinem Zweifel unterliegen, dass auch die einzelnen Kapitale, 
ebenso wie der Grund und Boden und ebenso wie alle übrigen Gegen- 
stände, um so mehr im Preise steigen, je tiefer der Zinsfuss sinkt 
— je abondanter das Geld wird — und umgekehrt. Ziflfermässig lässt 
sich dies aus den Schwankungen im Kurse der verschiedenen Actien 
nachweisen — die ja, wie wir wiederholt hervorgehoben haben ,^ einen 
Theil des betreffenden Kapitales »Eisenbahn i«, »Fabrik« u. s, f. re- 
präsentiren — indem jede Steigerung des Zinsfusses mit einer ^ t- 
werthung dieser Effecten verbunden ist, und umgekehrt. 

d) Rückblick. 

Ueberblickt man die von den verschiedenen Schriftstellern u 
Gunsten der Bodenrente geltend gemachten Grüude, so ergiebt « i, 
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dasB diese Lehre nicht so sehr von einer falschen Anpassung der Boden- 
production, als vielmehr von einer nngerechtfeiligten Darstellung des 
Eapitalsbegiffes herrührt. Alles nämlich, was von den Verlfaeidigem 
der Bodenrente für ihre Ansicht angeführt wird — und darunter ge- 
hört namentlich das Walten der natOrlichen Kräfte, der Monopolsgewinn, 
den die Grundeigenthümer aus der blossen Thatsacbe ihres Besitzes 
beziehen, der ungleiche Ertrag der einzelnen Grundstücke u. m. a., ist 
vollständig wahr und in dem Wesen des Kapitalsbegriffes ganz 
gegründet. Wenn man trotzdem den Ertrag der Grundstücke nicht 
unter den Begriff der Kapitalsr^te subsumiren zu dürfen geglaubt bat, 
so liegt der Grund davon vornehmlich in der mehr oder weniger un- 
bewussten Identificirung der Begriffe -Geld« und »Kapital«, die sich 
wie ein rother Faden seit den Zeiten des Mercantilsystems bis auf 
unsere T^e durch das ganze Gebiet der politischen Oekonomie hindurch- 
zieht. Eine weitere Veranlassung hierzu liegt femer in der von den 
Phj'siokraten hervorgehobenen und in der That ganz besonders in die 
Augen fallenden Bodeuproduction. Indem nämlich der Grund und Boden 
auch ohne menschliches Hinzuthun nützliche Thiere und Pflanzen her- 
vorbringt und ernährt, erschien er recht eigentlich als der Producent 
par excellence. Bei dem sogenannten Kapitale hingegen, dessen selbst- 
ständige Werthproduction nicht so auffällig ist, begnügte man sich da- 
mit, dass es >bei der Production verwendet« wird. Hierdurch war 
schon der Anfang zur Trennung beider gemacht, da »selbst produciren« 
und »zur Production verwendet werden« zwei von einander grundver- 
schiedene Begriffe sind. Hält man sich noch den weiteren Umstand 
gegenwärtig, dass das sogenannte Kapital wirklich in den meisten 
Fällen nicht fertig vorliegt, sondern erst künstlich geschaffen wird, dass 
femer die Emancipation des sogenannten Kapitales bereits Jahrhunderte 
vor der Entlastung und Mobilwerduug des Bodens durchgeführt war, 
wodurch der Geldwerth des Kapitales vor dem des Grund und Bodens 
deutlich hervortrat, so muss es ganz natürlich erscheinen, wenn man 
beide für zwei wesentlich von einander verschiedene Factoren erklärte, 
zumal , wenn nach einer allgemein verbreiteten Ansicht einer früheren 
Epoche das Gold als alleiniges Kapital galt. Sobald aber das Weseti 
des Kapitales in seinen Geldwerth verlegt wird, sobald mau in jedem 
Kapitale nur die Geldsumme sieht, die es repräsentirt , ist es nur 
selbstverständlich, dass das Geld sich in allen Fällen gleich hoch ver- 
zinsen muss, mit andern Worten, dass der Geldzins die Kapitalsrente 
vovstellL 
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Bei dieser Auffassung des Kapitales konnte es nicht ansbläben, 
dass die Bodenrente und der Grundbesitz vielfache Anfeindungen er- 
leiden mussten. Indem man nämlich an dem Grundsatze festhielt, dass 
das Kapital ein Froduct menschlichen Fleisses und weiser Sparsamkeit 
sei , dessen Ertrag sich in allen Fällen gleichmässig gestaltet, und mit 
dem steigenden Wohlstande eine constante Verminderung erleidet; er- 
schien die Vertheilung der irdischen Güter nur um so ungleicher, wenn 
man sah, me die Grundbesitzer aus dem fertig vorliegenden Boden, 
den ihre Voreltern sich mühelos angeeignet hatten, einen stetig wachsen- 
den Gewinn bezogen. Dass alle diese Anfeindungen der Bodenrente 
gegenüber der hier gewonnenen Entwicklung des Kapitalsbegriffes keine 
Kraft haben, braucht wohl nicht nochmals versichert zu werden. Es 
sei nur hervorgehoben, dass die Bodenrente in der That nicht so schlimm 
ist, wie sie von mancher Seite geschildert wird. Dass dieselben Grund- 
stücke in einem civilisirten Staate heutzutage einen viel grösseren Geld- 
ertrag abwerfen, als vor einigen hundert Jahren, lässt sich allerdings 
nicht läugnen, dem steht jedoch andererseits die Thatsache g^enobfs', 
dass dieselbe Grundfläche gegenwärtig eine so viel mal grössere Menge 
von Menschen ernährt als damals. Man darf also nicht vergessen, dass 
auch der Körnerertrag des Bodens, d. i. seine wirkliche Prodaction 
gewachsen ist. Hält man nun an der Thatsache fest , dass die Pro- 
ductivkraft eines Grundstückes nicht im geraden Verhältnisse mit der 
Menge der aufgewendeten Arbeit und Kapitalien (in diesem Sinne) ge- 
steigert werden kann , so wird man zugeben müssen , dass auch der 
Geldertrag eines Grundstückes in der Gegenwart in keinem Verhältnisse 
zu der unberechenbaren Masse von Kapital und Arbeit steht , die auf- 
gebracht werden mussten, um ein Landgut auf jene Stufe der Ertrags- 
fähigkeit zu bringen, die es gegenwärtig einnimmt. Praktisch exisürt 
übrigens die Bodenrente so gut wie gar nicht. So lange noch herm- 
loses Land im Ueberflusse vorhanden ist , giebt es noch keine Boden- 
rente, und überdies kann Jeder durch blosse Occupation sich und seinen 
Erben den Anspruch auf die Rente der Zukunft sichein. Ist aber ein- 
mal aller Grund und Boden in die Hände Einzelner übergegangen, so 
giebt es wieder keine Rente , weil Jeder , der ein Grundstück in sein 
Eigenthum erwerben will, dasselbe nach seinem Ertrage zum laufenden 
Zinsfusse kapitalisirt , baar bezahlen muss. Praktisch kann man b^ 
von einer Bodenrente nur da sprechen, wo ein Landgut durch eine 
längere Reihe von Jahren im Besitze einer und derselben Person hlM 
Steigt in diesem Falle die Bevölkerung, oder wird die Lage des Grund- 
stückes durch den Bau einer Strasse, einer Bahn, oder eines Kaoales 
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eine günstigere, so wird jedenfalls der Ertrag und der Werth des 
Gutes steigen, und der Besitzer daran gewinnen. Allein hierin liegt 
nichts Besonderes, denn einerseits kann die vollkommen gleiche Er- 
scheinung bei jedem Sack Baumwolle, den ein Kaufmann am Lager 
hat, auch eintreten, und andererseits stehen dem Wachsen der Boden- 
rente eben so viele Fälle gegenüber, in denen der Ertrag der Grund- 
stücke, sowie ihr Werth durch die Ungunst der äusseren Umstände 
von Tag zu Tag verringert wird. In einem solchen Falle ist aber die 
Lage des Grundbesitzers eine noch viel schlimmere als die des so- 
genannten Kapitalisten. Sobald dieser merkt, dass der Zinsfuss im 
Sinken begriffen ist, kann er beinahe augenblicklich seine Baarfor- 
derungen einziehen und seine Fonds dort placiren, wo er einen höheren 
Zins erlangen kann. Der Landwirth hingegen, aus dessen Gegend die 
Bevölkerung z. B. allmählig wegzieht, ist nicht nur nicht im Stande, 
seinen Besitz sogleich zu verkaufen , sondern muss ruhig zusehen , wie 
sein Vermögen in seinen Händen schwindet. 
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Siatistik der yericlitllcheii P«ltBei im Kdiftlffreieli Bmjtn 
und in elnii^en andern üAndern. Bearbeitetvon Dr. C(. Mmjr* 
XYI. Heft der BeitrSge zur Stati&tik des Königreichs Bayeri. 
Herausgegeben vom königl. stat. Bureau. München 1867. 

Die moralische Statistik muss sich in Ermanglung anderen Mtteriali 
nothgedrungen fast ganz auf die Darstellung der negativen Factoren der 
Sittlichkeit beschränken. Betrachtungen über die gefährlichen Klassen der 
menschlichen Gesellschaft, über SelbstmoMe^ Ehescheidungen , Criminalitit 
sind wenigstens bis jetzt die hauptsächlichsten Hilfsmittel, die sittlichen Zu- 
stände einer Bevölkerung zu ermitteln. Und es ist bekannt, wie wenig 
statistisch ausgebeutet und wie noch weniger rationell ausgebeutet aacb 
diese Verhältnisse sind. Wir müssen deshalb einen jeden neuen Beitrag 
willkommen heissen. 

Das XVI. Heft der bayerischen Statistik bringt eine Statistik der ge- 
richtlichen Polizei, d. h. eine Darstellung der zur Anzöige gekommenen Ver- 
brechen, Vergehen und Polizeiübertretungen meist für den Zeitraum von 
1 8^^/30 bis 18*^/(11. Der verschiedenen Gesetzgebung wegen sind die sie- 
ben rechtsrheinischen Kreise mit der Rheinpfalz nicht vergleichbar and 
mussten deshalb die beiden Landeshälften gesondert behandelt werden. Be- 
sondere Abschnitte werden gewidmet der örtlichen und der zeitlichen Be- 
wegung der Verbrechen und Vergehen diesseits des Rheins, und den Ver- 
brechen und Vergehen einerseits sowie den Polizeiübertretungen andererseiU. 

Ueberall wird von den zur Anzeige gekommenen Gesetzesübertretungen 
(Renten) ausgegangen. 

Zur Würdigung der Zahlen ist in Erwägung zu ziehen, dass mit der 
Schwere des Verbrechens die Wahrscheinlichkeit steigt, dass die Zahlen 
der angezeigten Fälle der der wirklich vorgefallenen sich nähern, <'<^ 
hingegen die Differenz der Thäterentdeckungen von der Anzeigefrequeni 
mit der Leichtigkeit der Verletzung abnimmt, und dies zwar deshalb, wei' 
leichtere Fälle, namentlich blosse Polizeiübertretungen, gar nicht zur an- 
zeige kommen, wenn nicht zugleich der Thäter bekannt ist. Es i^d 
auch besondere Abschnitte der Darstellung des Verhältnisses der Thi i^" 
entdeckungen zur Zahl der angezeigten Verbrechen und Vergehen um i^^ 
Leistungen der Sicherheitswachen gewidmet; Alles mit Rücksicht aa ^^ 
acht verschiedenen Kreise Bayerns. Es folgen dann Nachrichten an i®^ 
Polizeistatistik Englands, des Seinedepartements, Belgiens, der Nieder ^^> 
Oesterreichs , Badens, Spaniens. Der Text zur Darstellung Bayerns ^^ 
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14T Seiten, Htt frenden Liader T3 Seiten ein; dans kommei 
Tabellen und eodlicli 10 graphiiche Tafeln. 

Wir verzichten duranf, hier die Hauplresultate mitsatheili 
bei den sehr compliiirten Zahlen nicht wohl mdglich ist, ei 
liehe Totaiübersicht in geben, und der Natar der Zahlen nach 
eingehende Erörterungen leicht in HissTerstindnisaen fahren roöc 
wir E. B. die Tabelle auf S. 17 mittheilen, wonach im Dnrc 
Periode 18"/»« •»"» 18"/„ auf 100,000 Einwohner treffen 



Kr«lBe. 



Privatvei brechen 


Sff.nlMch. Ver- 


und 


brechen und 


Vergehen. 


Vergeh en. 


b27 


35 


400 


16 


35e 


25 . 


314 


25 


348 


28 


369 


39 


380 


22 


393 


36 



Oberbayem 

Niederbayern 

Oberpfalz 

Oberfranken 

Htttelftanken 

(Juterfranken 

Schwaben 

Bayern diesseits des Bfaeins 

■0 worden wir i. fi. Oberbayern entschieden Unrecht thnn, wei 
hinEufDgen wolltea , dass zur Enlachnldigang der hohen Crimii 
bayerns manches Gewichtige anzufahren ist, und dass nicht das 
auf Rechnung der oberbayeriachen Bev51kemog kommt. Denn 
Oberbayern eine verhältnissmässig sehr grosse Menge cnminallll 
duen , es liegt dann in Oberbayern die Hauptstadt HUnehen mit 
Einwohnern , die , wenn sie auch selbst nicht eine nngewAhnliet 
tit zeicht, doch manchen üblen EinBusa anf die Umgegend t 
ferner Ist die Einwanderung nach Oberbayern sehr stark, die Ai 
adB demselben sehr schwach , es empfBngt also jährlich eine aj 
massige Menge catilin arischer Existenzen, wahrend es sehr wen 
Weiter möchten wir zor Entschuldigung Oberbayerns anrahren, 
in neuster Zeit anfängt von Strassen durchzogen nnd der Cnitur 
in werden; und endlich möchten wir noch fragen, ob es sich nii 
lohnte, nachzuforschen, welche Theile Oberbayerns besonders an 
der Criminalitat schuld sind, und ob derselbe nicht namentlich a 
einzelner Bevölkerungsgruppen, wie i. B. der sogenannten FilEler ii 
von Weilheim u. s. w., zu setzen wäre. Freilich halt es eigcnlbttm 
der Bearbeiter nicht fQr Saehe der Statistik, den Ursachen der 
miltelten Erscheinungen nachzu forschen (S. 20), und er will s 
Reehnungseombinationen beschrSnken, die noch in umfassendster u 
llflssiger Weise gehanrihabt werden. Doch hfilt er snm Glöck 
an seinen Prinzip fest ; — denn was ist es Anderes als Anfsuct 
Sachen, wenn die Höhe der Criminalitat mit den criminaißhigei 
sen, den fieschlecbtsverbiltnissen , den Getreidepreisen*), den \ 
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Stellung der Criminalilit 
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Statistik viel su viel Zah 
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T n F. W. F. Sei 
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lehrreiche Cultargeschichte des »Landchens^ (Kraina; so hiess dieser Land- 
strich ehedem). Die Bevölkerung des Kreises wird nach Geschlecht uad 
Alter, nach Art des Zusammenlebens, nach ihren physischen Eigenschaften^ 
nach Religion und Nationalität und endlich in ihrer Bewegung vorgeführt. 
Eingehende Nachrichten über die Erwerbsthatigkeit schliessen sich an; dann 
werden die »socialen Gruppen^ und die Administration und Besteuerung des 
Kreises betrachtet; den Schluss macht eine sehr specialisirte Topographie 
des Kreises. Die Beilagen gewähren einen frappanten Ueberblick der von 
1766 bis 1864 gemachten Fortschritte. Herr Schmitt hat sich durch seine 
fleissige Arbeit wirklichen Dank verdient. C. 
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Brentano» Dr. Ludw. Jos., Ueber J. H. von Thunen's naturgemas» 
Ben Lohn und Zinsfuss im isolirten Staate. G5ltingpn 1867. 

Bei der allgemeinen Anerkennung, welche die Untersuchungen Thü- 
nen*s über die Gestaltung der Landwirthschaft im isolirten Staate durch 
ihre eminent wissenschaftliche Methode gefunden hat, hätte man erwarten 
sollen, dass es die Aufmerksamkeit der Fachschriftsteller in hohem Grade 
erregen müsste, wenn dieser Forscher mit Untersuchungen über das andere 
wichtige Problem der Volkswirthschaftslehre : über das naturgemässe Ver- 
hältniss der Haupteinkommenszweige zu einander, auftrete, und dass dieses 
Interesse sich auch in der Literatur wiederspiegeln würde. Dennoch ist 
erst vor drei Jahren die erste eingehende- Prüfung dieser neuen Thünen*- 
schen Untersuchungen in Deutschland veröfTentlicht worden. Es ist die von 
G. Fr. Knapp: nZur Prüfung der Untersuchungen Thunen's über Lohn' 
und Zinsfuss im isolirten Staate.^ Braunschweig 1865. Neuerdings ist der- 
selben nun die oben genannte Abhandlung gefolgt. 

In dieser kommt der Verf. zu dem Resultate, dass der von Th. ge- 
fundene »naturgemässe^ Lohn (gleich der Quadratwurzel aus dem Product 
des nothwendigen Unterhalts in das in dem gleichen Werthmass aasgedrückte 
Resultat seiner Arbeit: V^) nicht als derjenige anzusehen sei, welcher im 
isolirten Staate herrschen müsse. Auch Knapp war zu dem gleichen Er- 
gebniss gelangt. Dasselbe hatte jedoch den Verf. nicht befriedigt, weil 
Knapp die Unhaltbarkeit der über die Grösse des natürlichen Lohns aufge- 
stellten allgemeinen Sätze aus der Beschaffenheit der Voraussetzungen abge- 
leitet hatte , von welchen T h. dabei ausgegangen war , er , der Verf. , aber 
meinte, dass diese Voranssetznngen Th. zuzugestehen und nnr auf Grund 
ihrer Annahme die Richtigkeit des Resultats 2u prüfen sei. 

Sowohl die gegen Knappes Darstellung ausdrücklich geHchtete Argu- 
mentation, wie auch die selbständige Untersuchung der Th.'schen Entwicke- 
lung zeigt jedoch klar, dass der Verf. seinen Vorgänger durchaus nicht ver- 
standen hat und damit m. E. zugleich, dass er in das eigenthümliehe Wesen 
der Th.'schen Untersuchung nicht eingedrungen ist und den innersten Man- 
gel derselben nicht erkannt hat. 
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Da Th. annahm, dais es eine solche Vertheilnng des Prodacis febci 
Bittsse, bei welcher sowohl der Lohn als auch der Zins seine natargeftim 
H6he habe, welche alle Theile als solche anerkennen müssten, so snchU er 
nach einer allgemeinen Beziehung der Grössen heider. Wirklich fand er tul 
eine Formel, welche eine Abhängigkeit beider von einander ausdrückte, iibeh 
sah aber, dass diese Abhängigkeit keine wirklich allgemeine Giltigkeit hA% 
sondern nur eine momentane, fttr einen ganz bestimmten, wilMrlkk 
flzirten Zustand. Diese Abhängigkeit besteht einfach darin, dass der Lohi 
und der Zins zusammen das betragen, was Ton einem bestimmten Prodoot 
zur Vertheilung zwischen Kapitalisten und Arbeiter kommt; natürlich mvuti 
dann die Arbeiter um so viel weniger erhalten, als die Kapitalisten mekr 
bekommen , und da dasselbe Product auch mit demselben Kapital und toi 
derselben Arbeiterzahl hergestellt wird und auch der Werth des gemeii- 
schaftlichen Erzeugnisses gleichbleiben muss, damit das Product als Wertk- 
grösse unverändert bleibe, so muss mit dem Lohnsatz auch der Ziosfati 
in regelmässiger Weise sich ändern. 

Der Verf. leugnet nun die unmittelbare Abhängigkeit zwischen Lobi- 
und Zinshöhe; er findet in deren Annahme einen Hauptfehler Th.'s nnd dt 
sie eine nothwendige Unterlage für die Auffindung des naturgemässen Loiuu 
bildet, in ihr den hauptsächlichen Grund, weshalb dieser unhaltbar sei. Des- 
noch besteht diese Abhängigkeit unter den Voraussetzungen , welche er ib 
richtig gegen Knapp in Schutz nimmt, ganz unzweifelhaft, denn wen 
p =z (a -J- y) (1 4" q/.), so muss unbedingt y bei jeder Veränderung von i 
nach dem in dieser Gleichung ausgesprochenen Gesetz sich ebenfalls aod^n, 
und yz bei y =: V^ap — a ein Maximum werden, solange p und q dieselbe 
Grösse haben. Das aber ist der Fall, ist aber auch nnr der Fidl, wen 
die Voraussetzungen bestehen, welche nach Knappes (vom Verf. tf| 
missverstandenen) Ausdruck den isolirten Staat zu einem ^ibedingtea 
machen. 

In den einfachen Zahlenbeispielen, welche Th. zur Veranschaaliclmog 
seiner in der Zins- and Lohnforme) allgemein ausgedrückten Auffassung voi 
dem Zusammenhang von Lohn- und Zinshöhe öfters anwendet, haft der Vert 
das Unhaltbare daran richtig herausgefunden und im Einzelnen daran tielfiel 
gute Kritik geübt. Aber damit hat er freilich nur die Stützen, zam Theü 
nur die Zweige des Grundfehlers der Tb.'schen Entwickelung getroffen, nicht 
aber die Wurzel desselben, welche in der älteren Abhandlung offen anfg^ 
deckt war. Sie besteht, wie schon bemerkt, in der irrthümlichen Annahnt 
der allgemeinen Giltigkeit. jenes Zusammenhangs, in der Täuschung über die 
Beschränkung, welche die grundlegenden Voraussetzungen den darauf aa4(e- 
bauten Sätzen anheften. — - Dass der Verf. die Tragweite der ausdrneklieh 
adoptirten Voraussetzungen nicht vollständig erkannt hat, erhellt namentlich 
aus dem Nachweis , dass der Lohn nicht steigen könne beim Steigen des 
Zinsfnsses, weil unter jenen Voraussetzungen keine neue Arbeit zu der frl« 
heren hinzukommen könne, das Resultat der zuletzt hinzugekommenen ArheiC 
abo dasselbe bleibe und dieses den Lohn bestimme. Unter eben jenen Vof' 
anssetsungen ist auch die Grösse des angewandten Kapitals unveränderlich 
gegeben, auch hier ist also die Wirksamkeit des uiletzt angelegten TbeÜi' 
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deaselbeB (die nNttiniig'') immer die gteiehe, und wenn die Nntinng du 
Enletit BDgelegleo Kipitaltheiles den Zinafusa bestimmt, ao itt auch diem 
schlechthin onrerinderlicb — er ist es ohaehin , wenn der Lohn uaverln- 
derlich bleibt, weil dann, w>s toq dem gleichbleibenden p ■bgezogen wird,- 
nm den Ertrag' des gleichbleibenden q (a-f-y) in bestimmen, das conitante 
R -f- y ist. Wie soll man denn ancb dazu kommen, noch aene Kapitalien 
im Getreideban ansniegen, wenn bei der Un Veränderlichkeit der Getreide- 
preise Angebot und Nachfrage dauernd im Gleichgewicht sind, wenn in Folge 
der Unverlnderlicbkeil der Volksiahl weder der Bedarf nach Nabrang waefc- 
aen, noch daa Verlangen neuer Arbeiter nach neuen Kapitalien ed ihrer Bt- 
fohiftigung und UnterstatEung entstehen kenn? Von einem Sinken des Zini- 
fnascB unter den Vorenssetiungen des ,,bediiigten isolirten Staates'* in Folge 
von weiteren Kapitalanlagen kann nicht die Rede sein, einfach, weil neu« 
Hapilalanlag«n nicht möglich sind. Die Grösse des angelegten Kapitals iai 
ebensowohl wie die Zahl der Arbeiter und die Grösse des Prodnets nater 
jenen Voranssetiungen schlechthin nnverinderlich, weil Jene Voranssetsung«! 
eben in gar nichts Anderem bestehen, als darin, das» jene Grössen unver* 
inderlich sind. 

Es kann sich deshalb der Lohn- sowie der Gewinn- und Zinssatz nicht 
erst wahrend dea durch die bekannten Annahnen bestimmten Zustandes bil- 
den oder feststeilen. Soll dies nun nach den vom Verf. edoptirten nFun- 
damentalsitzen" (S. 15 — 39) geschehen, so mitssen diese auch onabhHngig 
von jenen Annahmen gellen. OITenbar sollen sie auch allgemeine Geltung 
heben. Diese musa ihnen jedoch durchaus abgesprochen werden; denn theils 
sind sie blosse Sekeillwahrheiten, Iheibi beruhen sie geradezu anf 
einer Verkehrung des ursächlichen Zusamnenhangs mehrerer Erscheinungen. 
Es ist E. B. eine Scheinwahrbeil, wenn man sagt, das Prodoct der Arbeit 
sei der neturgemisse Lohn, das des Kapitals die nalurgemässe Zinsvergfitnng. 
Denn was heisst das? Das „Producta ist ein Werth (8. 24), in Geld odef 
in Roggen oder sonstwie geschitst. Wie gross dieser sei , bestimmt sich 
danach, wie viel Werth diejenigen dem Arbeitsresnltat beilegen, weiche das- 
selbe erwerben wollen, beE. wie viel sie ihm beilegen müssen, damit ttt 
Arbeiter sich eu der Arbeit bewogen finde. Als solche Personen kann »an 
die Consnmenten oder die Unternehmer ansehen. Im letEteren Fall ist das 
Prodnet das, was dem Unternehmer die Arbeitsleistung in Erwartung des 
dafUr EU lösenden Preises werth ist; im anderen Fall das, was sie dem Con- 
samenten wertit ist, und was deshalb jener oder dieser, jener usmitt«llMr, 
dieser durcb Vermittelung des Unternehmers dem Arbeiter geben, um die 
Leistung SU erlangen. Das Prodnet ist also, was der Arbeiter für seine 
Arbeit erhält — verlangt und vrirklich erlangt — d. b. sein Lohn. Das Fro- 
net beslinnt nicht die Grösse des Lohns, sondern Product and Lohn sind 
völlig eins und dasselbe; der Aotische Lohn ist der Raturgenisse. Der 
SatE, dass das Product des luletil angestellten Arbeiters den Lohn 
aller bestimme, ist nun, wie der Verf. selbst ausführt (S. SO), nur eine Ho- 
dification, eine specielle Anwendnng des eben besprochenen allgemeineren. 
Sonach besagt er aber nichts weiter als: der Lohn des Euletzt angestellten 
Arbeiters bestimmt den Lohn der übrigen, d. b. dieser ist ihm gleich, weil 
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Arbeiter beruht. 

Bei der Unteriuchang 
lolle, wird übrigens vom 
ans ihren Ersparniasen dt! 
heiter bleiben und di 
heilem einen höheren, anj 
den Lohn im Allgemeinei 
durch die ConcurrcDE in ( 
Arbeitsgebern machen, de: 
freilich eine andere Frag 
eigene Elablirung der Arb 
den könne , Hessen sich 
Knapp'» Auffassung des 
fend. Wir mBssen es um 
ebenso wie ancb noch mal 
sncbung und der beEügliol 
müssen. 

Nur im Allgemeinen 
Abhandlung, deren Gründe 
Hinsicht durch woblthaenti 
Klarheit der Schreibweise 
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Italien. 

La Bvovt gtatistica dell' istrnziane populäre io Italia. An- 

nali aniversali di SUtistica pp. Fase, di Giagno 1867 p. 299 «qq. 
Der frühere italienische Minister des Unterrichts Berti hat Tür das Jahr 
18S4 eine sorgHltige Statistik des Frimärnnlerrichts im Königreich Italien 
cnsa mm eng teilen lassen und mit einer Einleitan; daia verölTenllicht. Es ist 
die erste genane Erhebung über den Stand des Primlrnnter- 
richts im neuen Königreich. Er klagt, dass bei allen Vorkehrungen 
und Anregangen , UnterstUlinugen und Frlmien , die auf das freigebigste 
dargeboten worden waren , doch der Fortschritt ein langsamer gewesen ist. 
Er schreibt der Unwissenheit »eine un ermesst iche Nacht der Energie lo". 

Er glauht, daas auch die literarische Macht (1> potenia litteraria) «ich 
nicht entsprechend in Italien hat entfalten können, da die Cnitnr des Volkes, 
die Grundlage der scliriftstelierischen Thitigkeit, bisher gefehlt bähe. Daher 
sei in Italien selten und wenig gelesen worden. Die Klasse der Unter- 
richteten bildete eine Aristokratie, deren Element die fremde Litlerator war, 
welche, da sie immer etwas Künstliches und dem Wesen des eigenen Volkes 
Widersprechendes an sich hat, unfruchtbar blieb fUr die, welche diese Studien 
getrieben, und im Ganzen unwirksam für den Fortschritt des nationalen Lebens. 

Es tritt übrigens in Italien die merkwürdige Thatsache auf, dass, wlhrend 
auf den Hochschulen, deren Zahl in Italien bekanntlich sehr gross ist, die 
Ansahl der Studirenden derjenigen in den Hittelpunkten der enropäischeo 
Bildung entspricht, in den Elementarschulen die Schülersahl bei Weitem 
geringer ist. 

Welch' tiefen Eindruck die prenssiscben Erfolge des Jahres 1866 auf 
die Geister in Italien gemacht, das spricht sich «ach in der Publikation von 
Berti aus. Er sagt in der Einleitung lu seiner Statistik: Der letzte Krieg 
bat nach den Urtheilen selbst der Gegner von Preussen bewiesen, dass des 
Uehergewicht seiner Heere nicht allein von der tactischen Geschicklichkeit 
seiner Führer und der Superiorität der Bewaffnung herrührte, sondern ancb 
und vor Allem von der VorzUglichkeit seiner Hannschaften. Der Preusse 
war intellectaell und moralisch dem feindlichen Soldaten überlegen und hatte 
daher auch die Obertiand Ober ihn im Kampfe; er hatte ein lebendigeres 
Bewnssttein von der militärischen Ehre (egii eentiva piu' vivamenle Tonor 
militare); er hatte die Idee des Vatertandes tiefer in sich eingeprägt, ver- 
stand besser sich auf den Harschen zn Orientiren nnd besass eine grössere 
Gewandtheit in der Führung der Walfen. Diese Worte der Anerkennung des 
italienischen Scbriftsteilers sind in einer Zeit geschrieben, wo die grössere 
Annäherung an Preussen und die Abneigung gegen Frankreich in Folge der 
letzten politischen Ereignisse noch nicht das Urtbeil bestimmt hatte, wenn 
sie auch die Tendeni haben mögen, für die Italiener durch die Hinweise 
auf die grossen Erfolge der preussiscben Waffen die Unterrichts frage in den 
Vordergrund zu stellen. 



430 Litteralnr. 

In dem Folgenden wollen wir versuchen , die Hauptdata der Statistik 
des Primärunterrichts f&r das Jahr 1864 zusammenzustellen. 

1) Die Unterrichtsanstalten (istiluti scolastici). 

Die Anstalten y welche für den ersten Unterricht sorgen, serfallea Dich 
ihrem verschiedenen Zweck , Grad und Form in vier Kategorieen: 

a. Anstalten für Kinder (öffentliche Bewahranstalten und Frivatschalen 
(asili public! e scuole private). 

b. Niedere und höhere , öffentliche und Privatschulen C<^cnol« eleBentaii 
inferiori e superiori pubbliche e private). 

c. Gonvicte für das weibliche Geschlecht (convitti femminili). 

d. Schulen für die Erwachsenen (Abendschulen, Sonntagsschulea oid 
seuole reggimentali). 

Diese Schulanstalten zusammen, welche im Jahre 1863 — 1864 erölhel 
waren, bezifferten sich auf die Zahl von 39,631. 

2) Zöglinge. 

In diesen Anstalten empfingen die ersten Anfangsgründe des Unter- 
richts 1,561,450 Zöglinge der beiden Geschlechter, von denen 1,307,217 
die Kinder- und Elementarschulen und 254,233 die Schulen für die E^ 
wachsenen besuchten. 

Uebersicht der Anstalten und der Zöglinge. 

Zahl der 
AnstsHen. Zoglisge. 

Anstalten für Kinder 2,720 107,512 

Höhere Elementarschulen 2,124 54,205 

Niedere Elementarschulen 29,680 1,124,55B 

Convitti femminili 551 20,961 

Schulen für Erwachsene (Abend- und Sonntagsschulen) 4,556 164,570 

scuole reggimentali — 89,663 

Gesammtbetrag . . 39,631 1,561,450 

Vergleicht man die Gesammtzahl der Institute mit der Oberfläche des 
Königreichs, 259,320 Quadr.- Kilometer, (ausschliesslich Venetien) und mit 
der Bevölkerung, 21,777,324, so kommt eine Anstalt auf 6 Quadr.-Kiliometer 
und auf 549 Einwohner. Das Verhältniss der Zöglinge zu den Einwohnern 
ist wie 1 zu 14. 

Wenn einerseits nicht gesagt werden kann, dass die Schulanstalt^i* 
des Königreichs Italien in einem besonderen Missverhaltniss zu den Bedürf- 
nissen der Bevölkerung stehen, so steht andererseits die betrübend« 7^*^ 
fache fest, dass mehr als zwei Drittel der Kinder des Volkes gänzlich '"fo 
von den Schulen leben und, um mit den Worten des italienischen Her '^ 
erstatters zu sprechen, heranwachsen in Unwissenheit und Trägheit als ae 
Schande und Gefahr der Nation. Sorglosigkeit und Indolenz der Eiters ^ 
schulden in erster Linie dieses Mimverhältniss. Nicht der Mangel, < '" 
dem der Besitz eigener Bildung lässt das Bedürfniss '*' 
diesem Gut entstehen. 



In folgendem Verhältniss Dehmen die beides Geschlechter Theil an d«m 
ersten Unten-icht: 

Zahl der ZSglinge: 

GegannintbetrBg. minnlkh. ittibllch. 

Schuten für die Kinder 1,307,217 705,580 fi01,fl37 

Schulen fijr die Erwachseneo . . . 254,333 840,152 14,091 

Totslbetrag 1,5S1,450 945,733 fil5,71S 

Nach dem Geiammtbetrag der Zöglinge atehcn die oiäDDlichen za denen 

dea weiblichen Geschlechts im Verhiltniss von 60,55 : 39,45 Procent, d. i. 

nnf je 100 mfinnlichen Geschlechts kommen 65 weiblichen Geschlechts. 

Die DilferenE zwischen den Knaben und Htdchen , welche Unterricht 
geniessen, ist weit geringer. 

Die Zahl der Knaben und Mädchen , welche Unterricht geniessen im 
Altw von 2(0—12 Jahren steht zur Zahl der Kinder der Bevölkerung von 
diesem Alter in folgendem Verhaltniss : 

Z&glfnga: 



Gesamml« Bevölberuns G«aammt- auf das Hundert der BevM- 

von 2-12 Jahren. betrag. kerui^ von 2—12 Jahren. 

Knaben .... 2,480,036 705,580 28,41 

Mädchen .... 2,413,337 601,637 24,93 



Gesammtbetrag 4,893,373 1,307,217 26,71 

Die ungünstige Procentzahl scheint einen Hauptgrund doch wohl mit 

darin ku haben, dass vom vollendetem 2ten Lebensjahre die UnterrichtsbedUrf- 

tigkeit in Anschlag gebracht wird. 

3) Oeffentliche und Privatacbulen. 

Es betrug die Anzahl der Schulanstalten und der Zöglinge (ungerechnet 
die scaole reggimentali , deren Zahl nicht genau angegeben werden kann, 
und der 735 Sonnt agsschulen) : 

Zahl der Z6glinge: 
Zahl der , 
Schulen. Oesammlbc 
OelTentltcbe Anstalten . . 
Privaten stalten .... 
Gesammtbetrag 
Aus diesen ZifTera ergiebt sich; 
dass auf drei öffentliche Schulen eine Privatschule kommt, 
dass die mittlere Zahl der Zöglinge in den öfTentlichen 42 und in den 
Frivatanstelten 22 ist, 

dass der Gesammtbetrag der Zöglinge der öfTentlichen Schulen zum Ge- 
sammtbetrag der Privatschulen sich wie 5,99 : 1 verhält, 

dass die Anzahl der Zöglinge männlichen Geschlechts der öTFentlichen 
Schulen sich zu der der Privatschulen wie 9,46 ; 1 verhält, 

dass die Zöglinge weiblichen Geschlechts der öffentlichen Anstalten zn 

denan der Privatan stalten im Verhaltniss von 3,77 : 1 stehen, und endlich 

dass in den öffentlichen Schulen von 100 Zöglingen 62 dem männlichen 

nid 38 dem weiblichen Geschlecht angehören, während in dea Privatanstalteo 
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VI. 
üapoleon !• als Fälscher rossiicheii Papiergeldes« 

Als der Freiherr von Görtz am Anfang des achtzehnten Jahrhunderts 
in Schweden einen genauen Entwurf zur Ausgabe leichter kupferner Münz- 
zeichen mit hohem Nominalwerthe ausarbeitete, wies er auf die Gefahr der 
Falschmünzerei hin, welcher man durch genaue polizeiliche Aufsicht vorbeu- 
gen müsse. Dabei setzte er hinzu: j^Dass grosse Potentaten die Münzzei- 
chen nachmachen würden, lasse sich nicht annehmen, da ja ihnen ihre Ehre 
und Glorie nicht ganz indifferent sei, auch bis jetzt solche Fälle noch nicht 
vorgekommen seiend ^). 

Die Ausgabe leichter Münzen war bis dahin allerdings nur etwa von 
ausländischen Kaufleuten oder Speculanten zum eigenen Vortheil durch Ein- 
fuhr gefälschter Münzen ausgebeutet worden '). Die ausländischen Regie- 
rungen hatten an solchen Unternehmungen keinen Antheil genommen. In- 
dessen hatte das achtzehnte Jahrhundert nach dem Erscheinen der bekannten 
obenerwähnten schwedischen Kupferthaler wohl Beispiele einer solchen Ver- 
letzung des Völker- oder internationalen Staatenrechts aufzuweisen. 

Wenn man den Engländern nachgesagt hat, sie hätten falsches ameri- 
kanisches Papiergeld während des Befreiungskrieges der englischen Kolo- 
nieen in grosser Menge nach den Vereinigten Staaten gebracht; wenn man 
von ebenderselben Speculation von Seiten Englands in Betreff der Ein- 
fuhr falscher französischer Assignaten nach Frankreich während der Revo- 
lutionszeit berichtet hat, so waren solche Fälle wohl, abgesehen von dem 
Verbrechen der Fälschung, eine Verletzung des internationalen Rechts durch 
Privatleute; die englische Regierung mag dabei wohl ausser Spiel geblie- 
ben sein. 

Dagegen erzählt man von Friedrich dem Grossen , er habe im Novem- 
ber 1771 vor der ersten Theilung Polens, als er vorsichtig preussische Trup- 
pen in Polen einrücken Hess, zwei Millionen falscher Gulden durch Juden 
in Polen verbreiten lassen^). 

Ein viel eclatanteres Beispiel einer solchen Fälschung hat das Jahr 1812 
aufzuweisen. Man warf Napoleon I. vor: er habe zum Theil aus finanziellen. 



1) S. meine Schrift: Finanzgeschichtliche Studien. Kupfergeldkrisen. St. Peters- 
burg 1867 S. 180. 

2) Ebend. S 37. 74. 110 ff. 

3) Seldem's Depesche bei Solomjem, Fall Polens russ. S. 139. 

29* 
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tum Thcil aas politi» 
geldes nach ßussland 
controvers gewesea. 
habe nicht nur falsche 
(Olllen, BOnderD auct 
liooen Tbalern in fals' 
seien dann den Russei 
Gourgoud dagegen 

Noch Bagdeno 
folgende nicbtssegenii 
um den Staalscredit I 
russiscber Agsignaten 
jedea Beweises." 

Vor Kariem sin< 
in Russland in dem 
nnd diese lassen keil 
lu. Herr Bartene' 
theilt, berichtet, viele 
hatten auch das von 
im Gedachtnisa hewel 
haben, welche heaun 
da liegen zu lassen, 
ihnen von plündernd 

4. 6. „ 
wo am Tg-— Yj- Nov( 

Vorratb von relscben 
den Russen in die I 
im Jahr 1B13 Krankh 
tember und October n 
die Franzosen ihre I 
wechseln pflegten, 
besondere Buden errii 
geld. Damals war i 
stand im Jahre 181S 
Kopeken (d. h. 100 
Es ist recht aufTallend 
falschen Fapierrubel t 
der Cours des echten 
Zuverlässiger ind 
Über verschiedene Sai 
ländern damals gefun 
Oberpoliieimeister vo 
commandirenden in 
Polizeiafliciere heauft 
ihres Aufenthaltes in I 
ten Nachforschungen 



4) Denkwürdigkeit! 



bracht, dagi bei mebreren Franzosen nnd Fi 
haft gemacht werden, Summen von 550. 
gefunden worden seien. Auch der Name e 
Rubel aolchen Geldes fanden, wird genannt. 
Einer der Franzosen erbot sieh noch lu we: 
nun von Seilen des PoÜEeimeisten an den 
man gegen diese Fersonen nach den Gesc 
RostoptschJD entschied, man solle vorl 
gung der Inhaber jenes Papiergeldes eiotret 
Verkanf von Waaren nnd ohne eu wissen , 
Franiosen erhalten haben könnten. Weitei 
legenheit sind nicht bekannt geworden. 

Han aagt, die russische Regierung habi 
land verlassen hatten, für mehr als eine I 
russische Assignaten bei Bauern und andern 
betrogen worden waren, eingelöst. Herr Bi 
liegende Vermnthnng aus, dtss in dem Arch. 
sich befinden müsstea, welche über diese 
Die Veröffentlichung solcher Documente wäi 
Der bekannte ofßcielle Geschichtschr 
Danilewsky sagt feruer in seinem Buche 
Fransosen, ans Moskau und andern Orten i 
mit den Franiosen Verkehr gehabt hatten, 
Hundertrubelszettel prasenttrt worden seien, 
so geschickt gefilacht gewesen, dass selbst 
bank dieselben auf den ersten Blick für echt 
bemerkt bei dieser Gelegenheit sehr richtig, 
lewsky, dessen Berichte sehr oft mit Rec 
als Zeitgenosse und wahrgebe in lieh Augen: 
Herr Liprandi selbst, der den Feldzug de 
er und Andere hätten solche falsche Assig 
welche dieselben den gefangenen Franioset 
in Minsk, Wilna und in fast jedem kleinei 
in Warschau angetroffen. Anch in St. Peter 
Umlauf gewesen. Herr Liprandi theilt g 
man damals die falschen von den echten 
köanen, und fügt hinzu, dass alte Wechsli 
oerten , anch heute noch über diese gan 
geben vermöchten. — An einer andern Sti 
Danilewsky, Berthier habe in einem 1 
einer Kalesche beklagt, in welcher sich geh' 
hanptet, es wären in dieser Kalesche die P 
den Franzosen zur Fabrikation falschen rass 
len. — Herr Liprandi sagt, es sei allbeh 
sehen GeJde speculirt und sich grosse Summ« 
Schwankungen im Course, welche solche 
beifuhren, ist uns nichts bekannt. Die Ent 
geldes ging langsam vorwfirts; 1813 galt d 
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— ebensoYiel. Dieser Umstand lässt verniDtben, dass die im Umlauf ge- 
wesenen Summen falschen Papiergeldes nicht allzu gross gewesen s^n könnea. 

Immerhin ist die Thatsache, auch wenn sie für den ganzen Yolkshaas- 
halt nicht von grosser Bedeutung war, von nicht geringem historischem 
Interesse. Die Spur dieses falschen Papiergeldes findet sich an verschiede- 
nen Stellen. 

Als die Franzosen dem Director des Findelhauses zu Moskau, To- 
to 1 m i n , Papiergeld zur Bestreitung von Unkosten anboten , lehnte er den 
Empfang dieses Geldes ab, indem er an die Kaiserin Maria Feodorowna 
am 11. November 1812 berichtete: »Die Franzosen haben mir falsches Pa- 
piergeld angeboten ; sie haben grosse Summen davon mitgebracht und gabea 
sogar die Löhnung an die Soldaten in falschem russischem Papiergeld.'^ 

Herr Liprandi erzählt, der Herzog von Bassano habe einem War- 
schauer Banquier 20 Millionen Rubel in falschen russischen Assignaten über- 
reicht mit dem Auftrage, sie in Umlauf zu setzen. In Brody alleio sol- 
len 1^2 Millionen davon in Umlauf gewesen sein. Der Gouverneur voa 
Wolynien berichtet über falsches Papiergeld, das in Umlauf gesetzt worden 
sei. Graf Gurjew, Graf Araktschejew schickten Allerhöchste Ver- 
ordnungen über diesen Gegenstand in verschiedene Gegenden des Reiches. 
Mit besonderen Vollmachten versehene Beamte reisten in den Grenzprovinien 
umher, um Nachforschungen anzustellen. Besonders die Juden, die in jenen 
Gegenden einen bedeutenden Theil der Bevölkerung ausmachen, verstaRden 
es, noch vor dem Einrücken der Franzosen viel falsches Papiergeld zu ve^ 
breiten. Schon seit October 1812 begann das Präsentiren solchen Geldes 
bei der Bank. Bis zum Jahre 1814 sollen vom Postamt von verschiedenen 
Personen, die bei der Armee dienten, 12000 Rubel in echten nnd eine 
halbe Million Rubel in falschen russischen Assignaten der Bank übergeben 
worden sein. Man hatte diese Gelder in Polen und Deutschland gefaodea. 
In demselben Jahre 1814 stellte sich heraus, dass in einer der Militarkassen 
in einer Summe von V/2 Millionen Rubeln 300,000 Rubel, also der fünfte 
Theil, falsch waren. Kutusow erhielt den Befehl, nach der BeseteBfl^ 
Warschaus jenen obenerwähnten Banquier aufzusuchen. 

Noch im Jahre 1846 wurden in Moskau bei einem abgelegenen Kirch- 
hof zwei Stuben gezeigt; in einer derselben standen die Pressen, wo ztiT 
Zeit der Besetzung Moskaus durch die Franzosen falsches Papiergeld ge- 
macht worden sein soll. 

Im Jahre 1864 erwähnt ein Advokat in Paris im Geschwornengericht 
bei Gelegenheit eines Processes: ))1812 prägte Napoleon falsche russiBche 
Rubel und folgte hiermit dem Beispiel, welches die Aliiirten 1793 bei 
ihrem Einfall in Frankreich durch Verbreitung falscher französischer AS' 
signaten gegeben hatten'«*). 

So weit die Mittheilungen des Herrn Liprandi. Man sieht, die 1 j' 
sten Nachrichten beruhen auf Gerüchten; man hat sie von Hörensagen; 1^ 
mögen durch die historische Kritik auf ein gewisses Maass zurückgei ^ 



6} S. das Russische Archiv. Historisch -literarisches Magazin, vornehmlict ^ 
Kunde der Geschichte Russlands im achtzehnten und neunzehnten Jahrhundert. ^ 
kau 1865. & 491 — 494 und S. 873— 882 (russisch), 



>B können. Die Thatsache selbst, dass Napoleon h 
in Umlaur setzen lieas, steht. Dach den obigen Ang 

Papiergeld bereits vor dem Feldznge angefertigt 
ilicher, als dass er es in Moskau anfertigen Hess, wit 
raitgetheilten Angaben hervorgeht und wie auch . 
nen kurz vor seinem Tode in Bonn gehaltenen Vorii 
[er der Revolntion nnd Piapoleons, erwfibnte. 
Ddeisa. A. : 



Eingesendete Schriften. 

Frankreichs FiDanzlage. Von J. E. Hörn. Pest-Wien-Leipzig (HaH- 

leben) 1868. 53 Seiten. 

Nachdem Hörn nachgewiesen hat, das« das zweite Kaiserreich Frankreich b^ 
rtits 31 Milliarden Francs gekostet hat und jede Familie bereits ein Yiertel ihres 
reinen Arbeitsertrags an Steuern zahlt, schliesst er: So fortzufahren ist nmDÖgticb; 
Frankreich hat nur noch die Wahl zwischen Reform und Bankerott. 

Die gerechten Steuern. Dargestellt von Dr. H. As her. Hambug 

(W. Mauke Söhne) 1867. 

Der Yerf. irrt sich, wenn er glaubt, in seinem Schriftchen irgend etwas Nenei 
von Erheblichkeit zu sagen, und irrt sich noch mehr, wenn er glaubt, dass man m 
irgend einem abstracten Prinzip, wie dem der Gerechtigkeit, heraus, eine SteoerthM- 
rie construiren könne, von der praktischen Anwendung gar nicht zu reden. 

Die Heilung der europäischen Finanznoth und Geschäfts- 
stockung vermittelst einer allgemeinen Entwaffnung. Voi 
Karl Walker. Petersburg (SchmitzdorfiF) 1868. 

Die Idee einer allgemeinen Entwaffnung, welche der Verf. ausfQhrt, isi bekiait- 
lieh nicht mehr neu , und ebensowenig sind es seine Gründe und Vorschläge dafir. 
Eigenthümlich ist aber der Gedanke, dass diese allgemeine Entwaffnung durch eiaeo 
grossen europäischen Krieg erzielt werden soll, durch den die Mächte die Türkei 
vernichten und an deren Stelle ein neubyzantinisches Reich .zu gründen haben. 

Die conservative Sociallehre. Mittelst Erörterung von Tagesfrafea 
erläutert durch Dr. M. v. Lavergne-Peguilhen. I. Heft: Die Cod- 
currenz der Staaten. Berlin (Fr. Schulze) 1868. 

Inhalt: Von der Concurrenz der Staaten. Die Verfassung des NorddeaUchen 

Bundes. Die Kreisordnung. Die ländliche Polizeiverwaltung. Die Prorioz»!- 

Ordnung. Die Landgemeinde. Die Städteordnung. Von den Zeitströtponsea. 

Diese Studien über Verfassung und Verwaltung des Norddeutschen Bundes resp. 

Preussens sind vorzuglich beachtenswerth und können wir später vielleicht Gelege»' 

heit nehmen, ausführlicher auf dieselben zurückzukommen. 

Die Anfangsgründe der Yolkswirthschaftslehre. Ein kurzgefass- 

ter Leitfaden zum Selbstunterricht für Jedermann. Von Dr. H. Robolsky. 

Altona (Verlagsbureau) 1868. 88 Seiten. 16. 

Die Jahrbücher werden sich in einem der nächsten Hefte ausführlicher über 
diese Art von Handbüchern der Yolkswirthschaftslehre aussprechen. 

Zur Erklärung und Abhülfe der heutigen Credit noth desGrund- 

he sitz es. Von Rodbertus-Jagetzow. L Die Ursachen der Noth. 

Berlin (Bath) 1868. 

Diese Schrift unseres geehrten Mitarbeiters wird nach ihrer Vollendung ausführ- 
licher besprochen werden. 

Die Vererbpachtung der Domanialbauergehöfte in MecL •^' 

burg-Schwerin. Von Moritz Wiggers. Rostock (E. Kuhn) ' ^^• 

Eine statistische und volkswirthschaftliche Beleuchtung der durch Grosshe oS'* 

Rescript v. 16. Nov. 1867 eingeleiteten Umwandlung der Zeitverpachtung der I ^^J' 

landereien auf dem mecklenburgischen Domaniallande in Vererbpachtung. ^' 5 

nach, mit wie ausserordentlich drückenden Bedingungen für den Bauernstand i^^^ 

Maassregel verbunden ist, die eher darauf angelegt scheint, die Bauern zu ru ^^' 
als sie zu heben. 



3n unferem ^ommifftonftoerlage iff foeben erfc^ienen unb burc^ jebe 
Su(^^anb(uiig 2U begießen: 

3tbri^ itx Hatiattal-pek0n0mie. 

jnr {Berbrettmtg ber tti^tigften nattottayfonmntf (i|en ^emUmffe 
im tretfe ber Sanbtoirtl^e uttb ^n^uftrteKen 

ton 

2ö(rtbfd)oft«ratb unb ®üter * Central « Direftcr , SRitter :c. * 

11 Sogen 8P cleg, brod^, "^Stci« 20 ©gr* 

Der befannte 92ame be^ für Sanb- unb IBolBtoirtbfcbaft unermub(i4 
tbätig unb erfolgretd) »irfenben t^errn *43crfa|Terd entbebt und jeber netteren 
^npretfuna biefed feinet neue|!en ^erfed, in »efc^em er aßen benen, na* 
mentlid) feinen g^acbgcnoffen , welcbe (td) mit bem ©tubium ber 9^att'oual« 
cfonomie bidber nod) wenia befcbäfticiten, einen aud) bereite an (^oberen 
lanbn>(rtbf(baft(((ben Cebranftalten eincjefubrten Seitfaben an bie <£)anb gebt, 
)>ermittelf! befTen tte ftd) auf (etd)te unb ubergeuaenbe SBetfe in bad Stubtum 
btefeft für jeben gebtibeten Sanbwtrtb unb 3nouf!r(e0en rott^ttcten unb um 
entbebrlic^en ©egenflanbed einfübren f5nnen. 

J. G. Cal versehe t t Unberfität« := aSud^l^anblung 

Ottomar Beyer , $rag« 



Im Verlage der J« O. Rle mann 'sehen Hofbuckhandliing io Coburg er- 
schien soeben und ist durch jede Buchhandlung zu beziehen : 

Rleliardi Cobden, 

ein Meister der Staatswirthschaft und Muster politischer 
Redlichkeit, in Leben und Leistungen ein nachahmungs- 
würdiges Vorbild. 

Nach dem Englischen bearbeitet 

von 

H. de Roth. 

gr. 8. Preis Va Thlr. 



$Ber(ag von % ®utttnta^ in Berlin. 



®oeben erft^tenen: 



Ptc gxebit-'giofe ber ^xitnbßeftilexrae?»! t 

$^t)0ttelenbanl« $cn jS. ^ilmannd, SiTeiTor an bem ^bntgL ^tabtg^* te 
au Berlin, gr. 8. e(eg. broc^. ^reid 16 ©gr. 



rfi^ienent 

, Dr. ^. J^*, «4 $at^ nnb Uroftssoi |ti icibtlbire, Sclftllll^ 

t t">lttifd|eit Oefonomie. Sifitei Sanli. @cße ^btl|eilung. 

Sud) unt» bem Zittl: 
ifä^e tier SnIf^ttitt^f^aftSlellte. Srfte aibt^eilung. Sichte 
rme^tte unh oetbefferte üluSgabe. gt. 8. ge^. 2 Stllr. 
Sie jmette ^Ibtbtilung nirb tbtafaÜS balb auSgegelieti »erben. 

großer erfAientn: 

nb: ®rnntiffi^ tiec ä^olfSlDirt^fdioftS^Dlitif. StDei^bt^Htungen. 

5. SluSgabe. gc. 8. ge^. 5 3;E|It. 
nb: ©cnntiffi^e btt ginonjloijfenft^aft. 3niei Stbt^etlungen. 

5. aiuSgabe. gr. 8. ge^. 5 S^Ir. 

brr SiRiTAen Sudj^anblun); in 3 ' " « erft^ien fceiten unb iil burt^ jtbe 
iblung ju tteiie^eni 

^Sgenteinc 

Itönbiger ©rifiuterung nac(i ben ^rototoHen ber ju Selpjig abgel^altenen 
Sonfetenj. 

ason 
Dr. ^titMÜ) OttiDff, 

liitlf«tnt ®tBtimtn Ütitlfit unb Obtriipt><UatiPn«;@FHd<t«!7Ti|ibeiit(ii ju 3tni, 

3»elte anflnje. 
gt. 8. ©rof^. ^reia 10 %t. 

it^xittc Pcuffc^c Monatshefte 

eröffnen 

mit bem (ärften Sanuor 1868 

(In 

nentS Abonnement. 

ro ttft 10 Sgt. — pro Cuartal 1 Ifilt- ~ 6 ftefte bilben einen Sonb. 
fleHungeM auf biefe« intereffonte unb gebiegene gamilicnbuc^ übet' 
n aQe Su^^nblungen. 



Soeben erfAten unb ifl burc^ jebe Suc^tfanblung ju bestet^eti : 

für bie 

Dogmatil be« heutigen rümifi^en unb bentfdleit 

herausgegeben 
Don 

Dr. fStutolf S^etin^, 

®et. 3«ffiäratl> unb ^rofeffor an ber Uniüerfität ®te§en. 

IX. aSanb I. j£)eft. 

3nHlt: IßeitrSge gur fiebre »om Sßefige »on fR. 3b e ring. 

Seber Saitb VDi'tb einzeln gu bem ?ßreife t)on 2 Si^Irn^ abgegeben unb 
fielen neu eintretenben Slbonnenten bie bid ie^t etfc^iencnen 8 ©ante jlatt 
16 3;t)lr, ju 8 J^lt. ju 'Dienften* 2)a« jweite §eft bepnbet fiä) untere« 
^refTe unb n)trb in einigen SBoc^en ausgegeben. 

Serner erfcbten nocb aud ben Sabrbucbern befonberS abgebrucft: 

©eitröge 

jur 
58on 

Dr. JRnbolf Sljeriiifl, 

®eb. Suf^i'itatb unb ^rofejTor an ber Untoerfttät bieten. 

$rei8 1 St^tr, 15 ©gr. 

(^ermatttt 2)ufft) 

33ei ©eorge ©efttmonn in 53 v a u n [ d^ » e i g erfd^ien : 

«cn Otto SRüttc^ 

8* Sein 85elm^)aj)ier* ^reiS 1 St^Ir, 10 ©gr. 

©iefe ^ä)^ anjiel^enbe (grjä^Ittngf be« SebenS unb treiben« originefiet 
Älemjiäbteret an^ Otto Tl Mittle gebcr toirb jeber Sefer i5on änfanfl 
ju Snbe mit größtem Sntereffc tj^rfolgen. 



